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Zweyter Theil. 


E fait er Titel 
Von der Ehe. 


F. 1. Dar Hauptzweck der Ehe ift die Erzeugung 
and Erziehung der Kinder. ; 

F. 2. Auch zur wechſelſeitigen Unterſtuͤtzung al 
lein kann eine guͤltige Ehe geſchloſſen werden. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den Erforderniffen einer 
gültigen Ehe. 


$ 3. Ehen zwiſchen Verwandten in auf- und eheverbote 
abſteigender finie find gänzlich verboten. wegen zu 
$ 4. Auch Ehen zwischen voll: und halbbürti⸗ galt Pers 
gen in oder außer der Ege erzeugten Geſchwiſtern schaft. 
find unzuläffig. 
H. 5. Stief⸗ oder Schwieger Aeltern dürfen 
ſich mit ihren Stief oder Schwieger⸗Kindern, oh⸗ 
ied des Grades, nicht verheirathen. 
F. 6. Dieſe Eteverbote (F. S.) dauern fort, wenn 
gleich die Ehe, wodurch die Verbindung zwiſchen 
Stief oder Schwieger⸗Aeltern und Kindern ent: 


getrennt w 
7. In allen übrigen Grade 
ſchaft und Schwägerfchaft if die E 
bedarf es dazu keiner Diſpenſation. 
$ 8. Nur wenn jemand die Schweſter feines 
Vaters, oder ſeiner Mutter, oder eines weitern 
2 Ver⸗ 


der Verwand⸗ 
e erlaubt, und 


Zwiſchen 
‚angenonts 
menen Aer 
lern und 
Kindern. 


gelse 
jormüns 
dern und 
Pflegebe⸗ 
ſohluen. 


4 Zweyter Theil. Erſter Titel. 


Verwandten in aufſteigender linie, die an Jahren 


älter iſt, beirathen will, muß er dazu die Erlaub⸗ 
niß des Staats nachſuchen. 

F. 9. Dieſe Erlanbniß fol nur aus erheblichen 
Gründen, und wenn eine ſolche Ehe beyden 
Theilen augenſcheinlich vortheilhaft iſt, ertheilt 
werden. 

$. 10. In den durch die Geſetze des Staats 
schlechterdings verbotenen Graden (§. 3 6.) fin⸗ 
det keine Diſpenſation, fie werde ertheilſt von wem 
fie wolle, mit rechtlicher Wirkung ſtatt. 

F. 11. In wie fern aber katholiſche Glaubens⸗ 
genoſſen, in den durch die Landesgeſetze erlaub⸗ 
ten Fällen, die Diſpenſation der geistlichen Obern, 
nach den Grundſätzen ihrer Religion nachzuſu⸗ 
10 haben, bleibt dem Gewiſſen derſelben uͤber⸗ 
laſſen. 

§. 12. Doch verliert eine Ehe, welche nach. 
den Landesgeſetzen erlaubt iſt, dadurch, daß die 
Diſpenſation der geiſtlichen Obern nicht nach 
ſucht, oder verſagt worden, nichts von ihrer bi 
gerlichen Galiigteit. 

$ 13. Zwiſchen Perſonen, deren eine die ans 
dere an Kindesſtatt angenommen hat, kann fo 
lange, als die Adoption nicht auf gefeßmäfige 
Art wieder aufgehoben worden, Feine gültige Hei 
rath geſchloſſen werden. 

§. 14. Ein Vormund ſoll während feiner Vor: 
mundſchaft, ohne vorhergegangene Unterſuchung 
und Genehmigung des vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richts, weder ſich ſelbſt, noch ſeine Kinder, mit 
feinen Pflegebefohlnen verehelichen. 

. 15. Auf Curatoren, welche Pflegebefohl⸗ 
nen bloß zu einem mit keiner fortwährenden Ad⸗ 
miniſtration verbundenen einzelnen Geſchaͤfte zus 
geordnet worden, iſt dieſes Ebeverbot nicht zu 
deuten. 


9. 16. 
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$. 16. Ein Mann kann nur Eine Frau, und Nerbetder 
Eine Frau nur Einen Mann zu gleicher Zelt zur mee 
Ehe haben. 

F. 17. Wer zur zweyten und fernern Ehe ſchrei⸗ Bon Ehen 
ten will, muß die Trennung der letztvorhergehen⸗ aer 
den Ehe ſowohl dem Pfarrer, welcher das Aufge 
bot, als demjenigen, welcher die Trauung ver 
richten fol, nachweiſen. 

H. 19. Sind aus einer vorhergehenden Ehe 
Kinder vorhanden, welche wegen minderjähri- 
gen Alters, oder ſonſt, ſich ſelbſt nicht voeſtehen 
ſo muß deren geſetzliche Abfindung 
. oder doch ein Erlaubnißſchein des 
vocmundſchaftlichen Gerichts vor der Trauung 
beygebracht werden. 

§. 19. Wittwen und geſchiedne Frauen, welche 
ſich aus der vorigen Ege geſtaͤndlich oder noto⸗ 
tiſch ſchwanger befinden, müͤſſen, ehe fie zu eis 
ner fernern Ehe ſchreiten können, ihre Entbin⸗ 
dung abwarten. 

20. Außer dieſem Falle duͤrfen Wittwen 
und geſch dne Frauen nicht cher, als Neun Mo: 
nathe nach Trennung der vorigen Ege, ſich wieder 
verhelralhen. 

$. 21. Iſt jedoch die vorige Ehe wegen böse 
licher Verlaſſung getrennt worden: fo kann der 
geihiebne Theil ſogleich, nachdem das Urtel 
die Rechtskraft erlangt hat, zur fernern Ehe 
ſchreiten. 

$. 22. Auch in andern Faͤllen kann der ordenk⸗ 
liche Richter einer Wittwe, oder geſchiednen Frau, 
die anderweitige Verheirathung derſelben noch 
vor Ablauf der Neun Monatte zulaſſen, wenn 
nach den Umſtaͤnden, und dem Ulrtbeile der Sach⸗ 
verſtändigen, eine Schwangerſchaft nicht wahr⸗ 
ſcheiulich iſt. 


gener 
ſouen. 
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K. 23. Doch ſoll dergleichen Difpenfation vor 
Ablauf Dreyer Monathe, nach getrennter voriger 
Ehe, niemals ertheilt werden. 


H. ag. Ein Wittwer kann erſt nach Verlauf von 
Sechs Wochen, nach dem Ableben der vorigen Frau, 
ſich wieder verheirathen. 


§. 28. Perſonen, welche wegen Ehebruchs ge⸗ 
ſchieden worden, duͤrfen diejenigen, mit welchen 
ſie den Ehebruch getrieben haben, nicht heirathen. 


F. 26. Auch diejenigen, welche durch verbächtiz 

51 Umgang, oder ſonſt geſtiftete Mißhelligkeiten, 

laß zu Trennung einer Ehe gegeben haben, fol 
len die geſchiedene Perſon nicht ehelichen. 


F. 27. Iſt aber der Ehebruch, oder der verdach⸗ 
tige Umgang, oder die Stiftung von Mißhellig⸗ 
keiten, in dem Scheidungsprozeſſe nicht geruͤgt, 
oder von dem Richter nicht als die Urſache der er⸗ 
kannten Scheidung befunden worden: ſo verdient 
eine ſpaͤter erfolgende Anzeige keine Ruͤckſicht. 


H. 28. Sind mit dem Ehebruche, oder verdaͤch⸗ 

tigen Umgange, Nachſtellungen gegen das leben 
des andern Ehegatten verbunden geweſen; fo fin⸗ 
det zwiſchen dem ſchuldigen Ehegatten, und deſſen 
Zuhalter, eine Heirath auch alsdann nicht ftatt, 
wenn gleich die vorige Ehe nur durch den Tod ges 
trennt worden. 
F. 29, Vielmehr muß der Richter, wenn ihm 
ein ſolcher Vorfall angezeigt wird, die Unterſu⸗ 
chung deffelben von Amtswegen in fo weit verfügen, 
als er dazu in Anſehung eines jeden ihm angezeig⸗ 
ten Verbrechens ſchuldig iſt. 

$. 30. Mannsperſonen von Adel konnen mit 
MWeibsperfonen aus dem Bauer oder geringe 
rem 
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rem Buͤrgerſtande keine Ehe zur rechten Hand deen, 
fhliefen, 

. 31, Zum höhern Buͤrgerſtande werden hier 
gerechnet, alle öffentliche Beamte, (die geringern 
Subalternen, deren Kinder in der Regel dem Can⸗ 
ton unterworfen find, ausgenommen z) Gelehrte, 
Kuͤnſtler, Kaufleute, Unternehmer erheblicher Fa⸗ 
briten, und diejenigen, welche gleiche Achtung 
fen in der bürgerlichen. Geſellſchaft 115.580 
32. Zu ungleichen Ehen eines Adlichen ($. 30, 
kann das Landes Juſtiz⸗ Collegium der Sa 
Difpenfation ertheilen, wenn der, welcher eine 
ſolche Ehe ſchließen will, nachweiſt, daß Drey fei 
ner nächiten Verwandten deſſelben Namens und. 
Standes darein willigen. 

H. 33. Kann er dergleichen Einwilligung nicht 
beybringen, oder findet ſich von Verwandten, die 
mit den Conſentirenden gleich nahe ſind, ein Wi⸗ 
verſpruch: fo. kann die Diſpenſation nur von dem 
kandesherrn unmittelbar ertheil * 

$. 34. Officiere, welche in wirklichen Kriege: ehe 
dienſten ftehen, können ohne königliche Erlaubnif Yesjonen. 
nicht beirachen. 

$. 35. Bey Unterofflcieren, Soldaten, und allen, 
welche gleich dieſen zur Fahne geſchworen haben, 
wwolrd die Einwilligung des Chefs oder Commandeurs 
von dem Regimente, Bataillon, oder Corps, zu 
B fie gehören, erfordert. 

36. Ein Chriſt kann mit ſolchen Perſonen Erforder⸗ 
feine Helrath ſchließen, welche nach den Grund⸗ 1 ines 
fügen ihrer Religion, ſich den chriſtlichem Ehege⸗ en 
ſetzen zu unterwerfen gehindert werden. a Ne 

$. 37: Mannsperſonen follen vor zurückgeleg⸗ gion 

tem Achtzehnten, und Perſonen weiblichen Ge des Alters. 
0 chts, vor zurückgelegtem Vierzehnten Jahre 
nicht heirathen. 


4 4 
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§. 38. Ohne die freye Einwilligung beyder 
Theile iſt kein! Ehe verbindlich. 

$. 39. So weit eine Willenserklaͤrung übers 
haupt, wegen Mangels perfönlicher Fagigkelten, 
oder wegen Zwanges, Furcht, oder Betruges, 
unverbindlich iſt, fo welt iſt auch eine unter ſol⸗ 
chen Umſtänden geſchloſſene Ehe nichtig. (Th. I. 
Tir. V. F. 31. gc.) 

F. 40, So weit eine jede Willensäußerung we⸗ 
gen Iirthums unkräftig iſt, jo weit bebt ein 


rar) auf; wenn in der Perſon des künftigen En 
garten, oder in ſolchen perſonlichen Eigenich: 
ten, welche bey Schließung einer Ehe von dieſer 
Art vorausgeſcht zu werden pflegen, geirrt wor⸗ 
den iſt. Ebend. §. 75 83.0 

$ gr. Eine durch Zwang, Betrug, oder Irr⸗ 
thum veranlaßte Ehe wird verbindlich: wenn fie 
nach entdecktem Irrthume oder Betruge, oder 
nach aufgehobinem Zwange, ausdruͤcklich geneh⸗ 
mist; oder langer als Sechs Wochen nach dieſem 
Zeitpunkte freywillig fortgeſetzt worden. 

F. 42. Iſt der angeblich gezwungene, betro⸗ 
gene, oder ſonſt im Irrthume geweſene Theil ver⸗ 
ſtorben, ohne die Nichtigkeit der Ehe zu rigen: 
fo kann die Ehe von deſſen Erben nicht mehr ange: 
fochten werden. 

H. 43. Iſt jedoch aus einer angeblich erzwun⸗ 
genen Ehe kein Kind vorhanden: fo haben die Er⸗ 
ben des unſchuldigen Tpeils ein Recht, auf die 
Nichtigkeit dieſer Ehe zu klagen. 

F. 24. Die Friſt, welche dem Erblaſſer noch 
übrig war, wird den Erben, vom Todestage an 
gerechnet, verdoppelt. 

H. 45. Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand 
koͤnnen ſich, ohne Einwilligung ihres leiblichen 
Vaters, nicht gültig verheirarhen, 

$ 46. 
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H. 46. Auch ſolche Kinder, die ſchon verhei⸗ 
rather geweſen, ingleichen Soͤhne, die der vaͤter⸗ 
lichen Gewalt entlaſſen, und Töchter , die uͤber 
fuͤnf und zwanzig Jahre alt ſind, ſo wie Kinder 
aus einer Ehe zur linken Hand, muͤſſen die vaͤter⸗ 
liche Einwilligung nachſuchen. 


H. 47. Wer an Kindesſtatt förmlich angenom- 
men worden, bedarf zu feiner Heirach nur der 
Genehmigung desjenigen, welcher ihn dazu ange: 
Ben hat, 

„ 48. Kinder, welche von ihren nathrlichen 
Ael 1155 verlaſſen, und von andern aufgenommen 
worden, bedürfen zu ihrer Verheirathung nur 
der Einwilligung derjenigen, welche alsdann in 
dem n eines Pflegevaters gegen ſie ſte⸗ 
en, (Tit. Il. Abſchn. XII.) 
55 Bey noch minderjährigen vaterloſen 
Waiſen ift die Einwilligung der Mutter und des 
Vormundes nothwendig. 
50. Iſt auch die Mutter verſtorben: ſo muß 
rer lle die Einwilligung der Großaͤltern 
nachgeſucht werden. 

F. Sr. Unter mehrern Grofälrern haben dieſe⸗ 
nigen den Vorzug, welche das Kind zu ſich ge: 
nommen und erzogen haben. 

$. 52. Sonſt gehen die Großvater den Groß⸗ 
muͤtkern, und die von des Vaters Seite denen von 
der Mutter Seite vor. 

$. 83. Sind auch keine Grofältern mehr vor 
banden; fo iſt die Einwilligung des Vormundes 
allein hinreichend. 

$. 54. Der Vormund kann feinen Conſens ohne 
Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts 
nicht ertheilen. 

35. Was borſtehend ($. 49. 540 won Min⸗ 
derjaͤhrigen verordnet iſt, gilt auch von denen, 
Us welche 
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welche als gerichtlich erklärte Verſchwender unter 
Vormundſchaft genommen ſind. 

F. 56. Steht derjenige, deſſen Einwilligung 
erfordert wird, ſelbſt unter Vormundſchaft, oder 
iſt fein Aufenthalt unbekannt; fo iſt eben jo zu 
Wblgdten als wenn er gar nicht mehr vorhanden 
ware, 

$. 537. Die Einwilligung ſolcher Aeltern und 
Großoͤltern, welche außerhalb Europa leben, kann, 
wenn das Beſte des zu verheirathenden Kindes 
durch deren Abwartung leiden würde, von dem vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichte ergänzt werden. 

F. 58. Diejenigen, deren Einwilligung nach 
obigen Vorſchriften (F. 45. 1gq.) erfordert wird, ſol⸗ 
len dieſelben nicht ohne erheblichen Grund ver⸗ 
ſagen. 


Bründe ur. F. 39. Erhebliche Gründe ſind alle diejenigen, 


Derfagung 
desen Ei, 
wiligung, 


aus welchen eine vernäuftige und wahrſcheinliche 
Beſorgniß, daß die künftige Ehe unglücklich und 
mißvergnuͤgt ſeyn dürfte, entſpringt. 

§. 69. Daghin iſt beſonders zu rechnen, wenn 
den kuͤnftigen Eheleuten das nöthige Auskommen 
fehlen wuͤrde. 

$. 61. Oder wenn der andre Theil zu einer infa⸗ 
mirenden, oder auch nur ſonſt nach der gemeinen 
Meinung ſchimpflichen Strafe, durch ein rechts⸗ 
Fräftiges Eriminal⸗Erkenniniß verurtheilt worden. 

J. 62. Ferner, wenn derſelbe der Verſchwen⸗ 
dung, Trunkenheit, liederlichkeit, oder ſonſt ei⸗ 
nem groben kaſter ergeben iſt. \ 

$. 63. Desgleichen, wenn er ſchon einmal ges 
ſchieden, und in dem Scheidungsurtel für den 
ſchuldig en Theil erkläre worden if. 

$. 64. Oder, wenn er mit epileptifchen Zufallen, 
der Schwindſucht, veneriſchen oder andern an⸗ 
steckenden Krankheiten behaftet iſt. 
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F. 65. Endlich, wenn eine minderjährige Per: 
fon ei Adels oder höhern Buͤrgerſtandes, ſich mit 
einer ſolchen, die nach obigen Beſtimmungen 
(F. 30. 31.) zu einer niedrigern Claſſe gehört, ver⸗ 
heirathen will. \ 

$. 66. Aeltern und Großältern verfügen ihre 
Einwilligung mit Grunde, wenn fle von dem an⸗ 
dern Theile mit Beſchimpfungen oder Thaͤtlichkei⸗ 
ten gröblich beleidigt worden. 

$ 67. Oder, wenn die Kinder die nicht erbe⸗ 
tene oder verweigerte Einwilligung durch heimliche 
Ebegelöbniſſe, Entführung, oder andere uner⸗ 
laubte Mittel, zu erzwingen geſucht haben. 

F. 68. Wenn Aeltern oder Großältern die Ein- Ergän: 
willſgung verweigern: fo muß, auf Anrufen der zune er 
Kinder, oder des andern Theils, über die Recht⸗ Grund news 
mäßigkeit dieſer Weigerung von dem ordentlichen Allan 
Richter erkannt werden. 

§. 69. Verweigert der Vormund feine Einwil— 
ligung; fo kann dieſelbe von dem vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichte durch ein bloßes Dekret erſetzt 
werden. 

$. 70. Beharret aber der Vormund auf feiner 
Weigerung: ſo ſteht ihm frey, auf richterliches Ge⸗ 
hör und Erkenntniß darüber anzutragen. 

F. 71. Eben dazu iſt auch derjenige befugt, wel⸗ 
chem die Heirath mit einer unter Vormundſchaft 
ſtebenden Perſon, von dem vormundſchaftlichen 
Gerichte, mit oder ohne Beytritt des Vormundes, 
oder der Verwandten, unterſagt worden. 

$. 7a. Sind mehrere Vormuͤnder unter ſich 
nicht einig: ſo giebt unter ihnen bloß der Schluß 
des vormundſchaftlichen Gerichts den Ausſchlag. 

5.73. In wie fern die Einwilligung der Guts⸗ 
herrſchaften erforderlich ſey, wird in dem Titel von 
den Rechten und Pflichten der Gutsunterthanen be⸗ 
stimmt. (Sit. VII. Abſchn. IV.) 


9. 7% 
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$. 74. Die rechtlichen Folgen der Vernachlaßt⸗ 


gung vorſtehender Erforderniſſe einer gültigen, Ehe 
find im Zehnten Abſchnitte feſtgeſetzt. 


Zweyter Abſchnitt. 
Von Ehegeloͤbniſſen. 


Erforder: $.75. Das Ehegelöbnif ift ein Vertrag, wo⸗ 
99 et durch zwey Perſonen verſchiedenen Seſchlechts ein: 


Ehegelsb, ander künftig zu heirathen verſprechen. 


fel. Bub 


Form 
klben. 


Unter Perſonen, und in Fällen, wo 
keine rechtsbeſtaͤndige Ehe ſtatt findet, kann auch 
kein gültiges Ehegeloͤbniß errichtet werden. 

§. 77, Auch dadurch, daß ein zur Zeit des 
errichteten Vertrages entgegen geſtandenes Ehe 
verbot, durch Diſpenſation, oder ſonſt, gehoben 
worden, erlangt das von Anfang an ungültige 
Ehegelöbniß keine verbindliche Kraft. 

H. 78. Beſteht hingegen das Ehebinderniß nur 
in dem Mangel der Einwilligung derjenigen, de⸗ 
ren Conſens zur Gültigkeit der Ehe erfordert wird: 
fo iſt, bis zu deſſen Erfolge, das Ehegelöbniß nur 
für den, welcher einer ſolchen Einwilligung bevarf, 
unverbindlich. 

S. 79. Der andre Theil aber kann fo lange 
nicht zurücktreten, als die Perſonen, auf deren 
Einwilligung es ankommt, ſich daruͤber noch nicht 
erklärt haben. (Th. I. Tit. V. H. 13.) 

$. 80. So lange ein geſetzmoͤßiges Ehegelob⸗ 
niß beſteht, ſoll keiner der Verlobten ſich in ein 
folgendes einlaffen. ($. 13a. 133. 134.) 

$. 81: Es iſt nicht nothwendig, daß vor jeder 
Ehe ein förmliches Ehegeldbneß hergehe. 

der H. 82. Wenn aber aus einem Ehegeloͤbniſſe ein 
Recht auf Vollziehung der Ehe zu klagen entſprin⸗ 
gen ſoll: fo muß daſſelbe gerichtlich, oder vor 
einem 
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einem Juſtizcommiſſario und Motario geſchloſſen 
und niedergeſchrieben werden. 

$. 83. Gemeine Sandfeute konnen ihre Ver⸗ 
lobungen vor Schulzen und Schoppen vollziehen 
und niederſchreiben laſſen. 

F. 34. Tür die ſchriftliche Aufnehmung des 
bloßen Eheverſprechens an ordentlicher Gerichts⸗ 
ſtelle ſollen den Parteyen keine Gebühren abge⸗ 
fordert werden. 

$. 95. Bey der Aufnehmung des Ehegeldb⸗ 
niffes mäſſen die Parteyen in Perſon gegenwoͤr⸗ 
tig ſeyn. 

F. 86. Wenn beyde Theile ſich nicht an Einem 
Orte befinden: fo muß die Aufnehmung des Eher 
gelöbniſſes an dem Aufenthaltsorte der Braut 
erfolgen. 

9. 87. Alsdann kann der Braͤutigam durch 
einen gerichtlich ernannten Bevollmächtigten das 
Geſchaft vollzieben. 

§. 88. Iſt die Braut großjährig, und nicht 
mehr unter vaͤterlicher Gewalt: fo muß fie mit eis 
nem von ihr ſelbſt gewählten mannlichen Bey⸗ 
ſtande erſcheinen. 

$. 89. Der Richter oder Juſtizcommiſſarius it 
ſchuldig, vor Aufnehmung des Vertrages Erkun⸗ 
digung einzuziehen: ob vielleicht Egebinderniſſe 
vorwalten. 

$. 90, Was die Verſchweigung wirklich vor⸗ 
bandener Ehetzinderniſſe in Anſehung desjenigen 
Theil, welcher ſich deren ſchuldig macht, fur 
Folgen babe, iſt. gehörigen Orts beſtimmt. 
(Ab ſchn. X.) 

$ 91. Ehegeföhniffe, bey welchen die geſetz⸗ 
liche Form nicht beobachtet worden, ſind fuͤr bloße 
Unterhandlungen zu achten. 

$ 92. Wenn jedoch mit beyder Theile Bewil⸗ 
ligung das Aufgebot ſchon erfolgt iſt: fo * 
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ſchen ihnen eben die Rechte und Pflichten, wie aus 
einem foͤrmlichen Ehegelöbniſſe ſtatt. 

H. 93. Die der Gultigkeit eines förmlichen Ehe⸗ 
gelöbniſſes entgegen ſtehenden Maͤngel, werden 
durch den binzukommenden Beyſchlaf nicht ge⸗ 
hoben. 

F. 94. Was aber überhaupt die Folgen eines un⸗ 
ter dem Verſprechen der Ehe vollzogenen Beyſchlafs 
ſind, wird unten beſtimmt. (Abſchn. XI.) 

K. 95. Ehegeloͤbniſſe, deren Erfüllung von einer 
aufſchiedenden Bedingung abhaͤngig gemacht wor⸗ 
den, konnen, fo lange die Bedingung noch nicht 
eingetroffen iſt, von jedem Theile, auch einfeitig, 
widerrufen werden. 

$. 96. Ein Gleiches gilt von Ehegelöbniſſen, 
deren Erfüllung auf eine ungewiſſe Zeit hinausge⸗ 
ſetzt worden, ſo lange der Zeitpunkt noch nicht ein⸗ 
getroffen iſt. 

$. 97. Iſt in dem Vertrage wegen der Zeit zue 
Vollziehung der Ehe gar nichts beſtimmt: fo iſt 
ein Theil auf den andern nur zwey Jahre lang zu 
warten verbunden. 

F. 98. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die Voll⸗ 
Jehüng der Ehe in unbeſtimmten Ausdrucken, nach 
Möglichkeit,, oder nach Gelegenheit, verſprochen, 
oder wenn dieſelbe der Willkuͤhr eines oder des an: 
dern Theils ausdrücklich uͤberlaſſen worden. 

F. 99. Uebrigens aber ſoll niemand, wider den 
Willen des Andern, von einem gültigen Ehegeloͤb⸗ 
niſſe, ohne rechtlichen Grund zurücktreten. 

$. 100. Grunde, aus welchen eine ſchon voll⸗ 
zogene Ehe getrennt werden könnte, rechtferti⸗ 
gen den Ruͤcktritt von einem Ehegelöbniſſe. (Abs 
ſhrin VIII.) 


$. 101. Auch bloßer verdächtiger Umgang, 


geringere Thöͤtlichkeiten, ſchimpfliche oder ver⸗ 


aͤcht⸗ 
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aͤchtliche Begegnung, konnen, wenn ſie gleich zur 
Trennung einer ſchon vollzogenen Ehe noch nicht 
hinreichend wären, dennoch den Ruͤcktritt von einem 
Ehegelöbniffe begruͤnden. 

F. 102. Fehler in dem moraliſchen Verhalten 
des einen Verlobten, weswegen Aellern ihre Ein⸗ 
willigung nach F. 61. 62. 63, verſagen konnten, be 
rechtigen den andern Verlobten zum Rücktritte, 
wenn dieſelben erſt nach der Verlobung entſtanden, 
oder ihm bekannt geworden ſind. 

F. 103. Wegen einer erſt nach der Verlobung 
entdeckten ekelhaften, anſteckenden, beſonders ve⸗ 
neriſchen, ingleichen wegen einer jeden unheilbaren 
Krankteit des einen Thells, kann der andre fein 
Eheverſprechen zurücknehmen. 

$. 104. Ein Gleiches gilt von einer auffallen 
den Häflichfeit des Körpers, oder einem andern 
Ekel und Widerwillen erregenden Gebrechen, wel⸗ 
che ein Theil dem andern vor der Verlobung ver⸗ 
heimliche hat. : 

H. oz. Ein nach der Verlobung entdeckter 
Jerthum in Anſehung des Vermögens, rechtfer⸗ 
tigt den Rücktritt nur alsdann, wenn es den kuͤnf⸗ 
tigen Eheleuten an dem nöthigen Auskommen fehs 
len wuͤrde. 

. 106. Jeder, auch nur in Anſehung des Ver⸗ 
moͤgens, von einem Verlobten oder deſſen Aeltern 
veruͤbter Betrug, giebt dem andern ein Recht zum 
Rucktritte. 

$. 107. Veränderungen, welche ſich nach det 
Verlobung in der Perſon, oder in den perſönlichen, 
oder Vermögens umſtaͤnden eines Verlobten ſich ers 


eignen, berechtigen denjenigen zum R te, wel⸗ 
können, 


cher, wenn er den Fall hätte voraus ji 
das Eßegelöbniß wahrscheinlich nicht eingegangen 
ſeyn würde, 


F. 108: 
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$. 108. Religionsveraͤnderung giebt gar dem 
andern Theile, nicht aber dem Veranderuden, ein 
| Recht zum Rücktritte. 

. 109. Wenn ein Theil feine in dem Ehege⸗ 
loͤbniſſe, oder Ehevertrage ausdruck ich bernom⸗ 
mene Verbindlichkeit nicht erfüllen kann: fo iſt der 
andre zurückzutreten berechtigt. 

F. 110. Die bloße Minderjaͤhriakeit hingegen 
iſt Fein rechtmäßiger Grund zum Rücktrute von 
einem unter den geſetlichen Etforderniſſen geſchloſ⸗ 
ſenen Ehegeloͤbniſſe. 
| F. 111. Wenn Umſtoͤnde, weswegen Aeltern, 
j Großöältern, oder Vormünder, ihre Genehmi⸗ 
gung zu verſagen befugt ſind, ſich erſt in der 
Folge ereignen, oder offenbaren: fo können die⸗ 
ſelben ihre ſchon ertheilte Einwilligung wieder zu⸗ 


| ruͤcknehmen. 
Jiulzen . 112. Wer ohne rechtlichen Grund die Erfül⸗ 
Sen ohne lung eines Ehegeföbniffes beharrlich verweigert, 


li d 2 = = 
0 een oder ſich ſelbſt dazu außer Stand ſetzt; der verliert 


Kadtaitte. die dem andern Theile gemachten Geſchenke, 
| muß die von demſelben erhaltenen zurückgeben, 

und alle wegen des Ehegelbbniſſes aufgewendete 
90 Koſten erſetzen. 

0 $. 113. IR auf den Fall des Ruͤcktritts eine 

| Eonventionolfirafe verabreder: fo muß dieſe noch 
| außerdem entrichtet werden. 
I $. 114: Iſt keine Conventionalſtrafe vorbedun⸗ 
0 gen: fo muß der Schuldige noch über die $. 172. 
N beſtimmte Entjchädigung, dem Unſchuldigen mit 
dem Vierten Theile desjenigen, was in dem Ehe 
gelöbniſſe, oder in einem beſondern Eßevertrage, 
als Mitgabe, oder als Gegenvermachtniß ausge⸗ 
ſetzt worden, abfinden. 

F. 115. Iſt keine Mitpabe oder kein Gegen⸗ 
vermächtniß vorbedungen, wohl aber dem Un⸗ 
ſchuldigen, auf den Fall, wenn er den a 
ber⸗ 
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überleben follte, eine gewiſſe in ſich beſtimmte 
Summe oder Sache zum Erbtheil verſchrieben wor⸗ 
den: fo kann derſelbe den Vierten Theil davon, als 
Abfindung fordern. 

F. 116. Sind nach Verſchiedenheit der Zälle ver⸗ 
ſchiedene Summen beftimmt: fo wird die Abfinz 
dung nach der geringſten Summe gerechnet. 8 

$. 117. Kann der Zurücktretende die nach dies 
fen Vorſchriften dem andern Theile gebührende Ab⸗ 
findung aus eigenen Mitteln nicht aufbringen: ſo 
find feine Aeltern, in jo fern dieſelben in das Ehe⸗ 
gelobniß gewilligt, und den Rücktritt veranlaßt 
oder genehmigt haben, zu deren Entrichtung ver⸗ 
bunden. 

. 118. SR keiner der vorſtehenden Fälle zu Ber 
fimmung einer dem Unſchuldigen anzuweiſenden 
Abfindung vorhanden: ſo muß zwar derſelbe mit 
der $. 173. beſtimmten Entſchaͤdigung allein ſich be⸗ 
gnuͤgen; 

$. 119. Doch muß alsdann gegen den ohne 
rechtmaͤßigen Grund zuruͤcktretenden Theil, nach 
Bewandniß ſeines bewieſenen Leichtſinnes und der, 
der verlaſſenen Braut zugefügten, Kraͤnkung, auf 
verhältnißmaͤßige Geld oder Gefaͤngnißſtrafe er⸗ 
kannt werden. 

K 120. Nöthigt ein Verlobter. durch fein mo⸗ 
raliſches Verhalten nach der Verlobung, den an 
dern Theil zum Ruͤcktritte: fo kann letzterer die vor 
ſtebend (h. 112119.) beſtimmte Entſchaͤdigung und 
Abfindung fordern. 

H. tal. Bezieht ſich aber die rechtmäßige Urſache 
des Rücktritts auf Umftände, welche ſchon vor der 
Verlobung vorhanden geweſen, und dem andern 
Theile nicht betruͤglicher Weiſe verheimlicht worden 
find: fo kommt dem zurücktretenden Theile nur ale 
lein die . Lia. beſtimmte Entſchaͤdigung zu. 


Allgem. Geſetb. iu. Band 


Folgen 
eines as 
erheblichen, 
Gründen 
gene ams. 
nen Küͤck⸗ 
mitte. 


Folgen der 


Due 
Schund des 
einen oder 
andern 
belle uns 
terbleibens 
den Erfüh 
lang- 


Rechte und 
Pflichcen 
der Erben 
ans Ebeges 
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Verlah⸗ 
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$. 122. Wird ein Ehegelöbniß mit Bender 
Theile Bewilligung, oder ſonſt aus rechtlichen 
Grunden getrennt, ohne daß einem oder dem an⸗ 
dern Theile ein Uebergewicht der Schuld zur laſt 
falt: fo müſſen die Geſchenke von beyden Seiten 
zuruͤckgegeben werben. 

$. 123. Wird die Erfüllung des Ehegelöbniſſes 
durch den Tod des einen Verlobten gehindert: fo 
hat der Ueberlebende die Wahl: ob er die empfan⸗ 
genen Geſchenke behalten, oder fie zuruͤckgeben 
und die feinigen wiederfordern wolle. 

$. 124. Das Recht die g. 1125119. beſtimmte 
Entſchaͤdigung und Abfindung zu fordern, geht 
auf die Erben in der Regel nicht Über. 

K. 125, Doch kann der Unſchuldige gegen 
die Erben des ſchuldigen Theils darauf antragen, 
wenn letzterer, auf die aus dem Ehegeldbniſſe 
angeſtellte Klage, feine Weigerung, die Ehe zu 
vollziehen, gerichtlich, oder doch ſchriftlich er⸗ 
klaͤrt har. 

§. 126. Desgleichen, wenn det Schuldige 

noch vor ſeinem Tode ſich an eine andre Perſon 
wirklich verheirathet hat. 
F. 127. Dagegen können die Erben des uns 
ſchuldigen Theils die Entſchaͤdigung und Abfins 
dung von dem ſchuldigen nur in ſo fern fordern, 
als dieſelbe dem Exblaſſer bereits rechtskräftig zus 
erkannt iſt. 

H. 128. Wer vom Ablaufe der in dem Ehege⸗ 
löbniſſe zur Vollziehung deſſelben beſtimmten Zeit 
Ein Jahr verſtreichen laͤßt, ohne den Andern zur 
Erfüllung aufzufordern, der hat kein Recht mehe 
daraus zu klagen. 

$. 129. Qt keine Zeit beſtimmt; und es hat, 
binnen Zwey Jahren vom Tage des geſchloſſenen 
Eghegeldbniſſes, keiner von beyden Theilen zur Er⸗ 
fuͤlung deſſelben bey dem Andern ſich W 

0 
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ſo bat das Ehegeldbniß feloft feine Kraft ver: 
Toren. (5. 97.) 
. 130, Außerdem erloͤſcht die Klage au Ers 
eines ſolchen Ehegelöbniſſes nach Verlauf 
jahres, von der letzten fruchtlos 305 e⸗ 
nen Aufforderung. 

$. 131. Wer ſelbſt früher als der andre Theil 
heiratet, kann gegen denfelben aus dem Epeye⸗ 
lbbaiſſe, auch nicht auf Entſchaͤdigung, klagen. 

9. 132. Das Recht, nach der Aufhebung des 
Ehegelobirifes die Geſchenke zuruͤck fordern, 
d. 122. 123.) eröſcht, wenn es nicht binnen Jah⸗ 
resfriſt ausgehbt worden. 

H. 133. Wir noch geſe 
eine andre Perion zu einer jparern Verlobung ver⸗ I 
leitet, muß derſelben, wenn fie zutuͤcktritt, alles 
das leiſten, was F. 1135119, feflgeleßt worden. 

K. 134. aber dem ſpater Verlobten das fruͤ⸗ 
here Verlöbnſß des andern Theils bekannt gewe⸗ 
fen: ſo entſtehn aus der ſpätern Verlobung weder 
Be noch Plichten. 


ürere Wirfobung des einen 
lobten ein Recht, von 
der een rück zutreten und nicht 
nur Entſchaͤdigung, ſondern auch geſetzmaͤßige Abs 
findung zu fordern. 


Dritter Abſchnitt. 

Von der Vollziehung einer volfgäl; 

tigen Ehe. 

$. 136, _ Eine vollgͤͤltige Ehe wird durch die 
prieſterliche Trauung vollzogen. 

F. 137. Zwiſchen Perionen fremder im Staate 
geduldeter Religionen, wird die Vollziehung einer 
vollgüͤltigen Ehe lediglich nach den Gebraͤuchen 
ihrer Religion beuerheilt. 

B 2 H. 138. 


Smäßig verlobt iſt, und Bon mehr 


bine, 


Aufgebst. 
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$. 138. Das Aufgebot muß vor der Trauung 
hergehn. 

F. 199. Das Aufgebot muß in beyder Verlob⸗ 
ten Parochie geſchehen. 

H. 140. Wer zu keiner Parochie gehört, muß 
dennoch das Aufgebot in der Kirche, wohin ſein 
Wohnort gehört, veranſtalten. 

. 141. Wer noch nicht Ein Jahr an feinem ges 
genwaͤrtigen Wohnorte ſich aufhält, muß auch im 
der Kirche ſeines vormaligen Wohnorts aufgebo⸗ 
ten werden. 

$. 142. Geſinde, welches noch nirgend einen 
feſten Wohnfis aufgeſchlagen bat, muß ſich, außer 
feiner gegenwaͤrtigen Parochie, auch an dem 
Orte ſeiner Geburt, ohne Unterſchied der Zeit 


tiarszeugniffe nachweiſen, daß an dem Orte 
ner Heimath kein Ehehinderniß wider ihn ber 
kannt ſey. 

$. 145. Hat aber ein Fremder ſich in hieſigen 
Landen niedergelaſſen, und länger als Ein Jahr 
darin aufgehalten; fo iſt das Aufgebot in feiner 
biefigen Parochie, fo wie bey Eingebohrnen, hin 
reichend. . 

H. 146. Wird dem Pfarrer, welcher das Auf- 
gebot verrichten ſoll, ein in beglaubter Form aus⸗ 
gefertigtes Egegeloͤbniß nicht vorgezeigt: fo muß 
derſelbe nach obigen Vorſchriften Erkundigung 
einziehen, ob vielleicht Ehehinderniſſe vorgan⸗ 
den ſind. 


K. 147. 
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H. 147. Findet der Pfarrer ein Bedenken: ſo 
muß er um nähere Verhaltungsbefehle bey feinen 
Vorgeſetzten anfragen. 

H. 148. Das Aufgebot behält inzwiſchen zwar 
ſeinen Fortgang; die Trauung aber muß bis zum 
Eingange der Vorbeſcheidung ausgeſetzt bleiben. 

F. 149. Hat der Pfarrer die Erkundigung un⸗ 
terlaſſen; oder ein ihm bekannt gewordenes Hin⸗ 
derniß leichtſinnig uͤbergangen: fo fall er deshalb 
mit verhaͤltnißmaͤßiger ſiskaliſcher Strafe belegt 
werden. 

$. 150. Das Aufgebot muß deutlich, mit Be 
nennung des Standes, Vor: und Zunamens bey⸗ 
der Theile, und der Aeltern der Braut, geſchehen. 

$. 181. Es muß Drey Sonntage hinter einan⸗ 
der von der Kanzel verleſen werden. 

F. 152. Wer nur zweymal für dreymal aufge⸗ 
boten ſeyn will; dem kann, nach Bewandniß der 
Umſtände, die dem Pfarrer der Braut vorgeſetzte 
Obrigkeit Difpenfation dazu ertheilen. 

9. 153. Soll das Aufgebot nur ein- für allemal 
gefhehen: fa muß die Difpenfation bey Hofe ger 
ſucht werden. 

$. 154. Die unterlaſſene Befolgung obiger Vor⸗ 
ſchriften wegen des Aufgebots, macht zwar die Ehe 
nicht ungültig; 

$. 155. Die Parteyen aber, und der Pfarrer, 
welcher die Trauung verrichtet, haben, nach 
Maaßgabe ver verſchuldeten Unterfaffung, und des 
daraus für irgend jemanden entſtandenen Nachtheils, 
ſiskaliſche Geld: oder Gefangnißſtrafe verwirkt. 

$. 156. Auch die Strafe fällt weg, wenn wegen 
plötzlicher Todesgefahr die Trauung beſchleunigt 
werden mußte, und weder bedenkliche Umſtände vor⸗ 
walteten, noch die Verfugung der Vorgeſetzten ab⸗ 
gewartet werden konnte. 


B 3 9. 157. 


Einfpruh, 
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$. 157. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der 
Bräutigam in Angelegenheiten des Staats eine 
langwi rige oder gefährliche Reiſe fo ſchnell antre⸗ 
ten muß, daß zum Aufgebote oder zur Einholung 
der Diſpenſar on Fine Zeit ubrig iſt. 

F. 158. Wer Einſpruch thun will, kann den 
ſelben nue auf eim älteres för mliches Ehegelöbnif, 
oder auf eine unter dem Verſprechen der Ehe ers 
folgte Schwängerung geuͤnden. 


9 159. Wird dem Pfarrer ein dergleichen fürms 
liches E. ß vorgelegt; fo muß er mit Auf⸗ 
gebot und Erzuung ſofort inne halten. 

§. 160, Soll eine unter dem Verſprechen der 
Eh erfolgte Schwängerung den Einſpruch bes 
gründen: ſo muß dieſer Klogegrund bey der 
it des Orts, wo das Aufgebot oder die 
Trauung geschehen ſoll, cheinigt, und von 
dieſer das fernere Aufgedot oder die Trauung un⸗ 
terſagt werden. 

F. 161 Eneſteht darüber ein Prozeß: ſo ge⸗ 
hört deſſen E orterung vor dar jenige Gericht, wel⸗ 
chem der Angeſprochene in Sponſalien- und Eher 
ſachen unterworfen iſt. 

$. 162. Erklört ſich der angeſprochene Theil, 
die den Anſpruch machende Perſon nicht heira⸗ 
then, ſondern allenfalls nur nach den Geſetzen 
und richterlichem Ermeſſen abfinden zu wollen: 
fo muß er dieſer Abfindung wegen annehmliche Sie 
chergeit beſtellen. 

. 163. Sobald dieſes geſchehen iſt, kann mit 
dem fernern Aufgebote und der Trauung verfah⸗ 
ren werden. 

H. 164. Wird der Einfpruch in der Folge uns 
gegründet befunden; ſo ſoll der Einſprechende, 
als ein Injuriant, nachdruͤckuch beſtraft werden. 

’ 
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$. 165. Wird dem Richter, vor der Trauung, 
ein oder anderes bis dahin nicht bekannt geweſenes 
Ebehinderniß glaubhaft augezeigt: fo muß Aufge⸗ 
bot ſowohl, als Trauung unterſagt werden. 


F. 166. Die Aufhebung eines ſolchen Verbots 


finder nicht eher ſtatt, als bis das Hinderniß ent⸗ 
weder gehoben, oder durch Urtel und Recht als 
unerheblich verworfen worden. 

$. 167. Privatperſonen können bey der Trauung 
durch Bevollmächtigte nicht vertreten werden. 

$. 168. Welchem Pfarrer die Trauung zukom⸗ 
me, iſt nach den unden vorgeſchriebenen Grund⸗ 
ſätzen zu beſtimmen. (Tit. XI. Aoſchn. VI.) 
8.469. Daß die Trauung nicht von dem gehd⸗ 
rigen Pfarrer vollzogen worden, macht die Ehe 
ſelbſt nicht ungültig. 

$. 170. Wer aber, um die Geſeze des fan: 
des unwirkſam zu machen, in fremden landen ſich 
trauen laßt, hat, außer den übrigen rechtlichen 
Folgen der Nichtigkeit oder Ungüͤltigkeit einer ſol⸗ 
chen geſetzwidrigen Ehe (Abſchn. X.), auch noch 
eine fiskaliſche Strafe von Zehn bis Dreyhundert 
Thalern verwirkt. 

F. 171. Die Koſten des Aufgebots, der Trau⸗ 
ung, und der Hochzeit, tragen beyde Eheleute ge⸗ 
meinſchaftlich: wenn nicht ein Anderes ausdrüͤck⸗ 
ien En den Orte, wo die Braut 
wohnt, unter der Claſſe welcher fie gehört 
hergebracht iſt. dee dete, 

$, 172. Das Eigenthum der Hochzeitsgeſchenke 
wird beyden Theilen gemein; in jo fern nicht der 
Geſchenkgeber ein Anderes ausdrücklich feſtgeſetzt 
bat; oder es aus der Beſchaffenheit des Geſcheuks 
abzunehmen iſt. 


4 Vier 


Trauung. 
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Von den Rechten und Pflichten der 
Eheleute, in Beziehung auf 
ihre Perſonen. 


§. 173. Die Rechte und Pflichten der Eheleute 
nehmen ſogleich nach vollzogener Trauung ihren 
Anfang. 

$. 174. Eheleute find ſchuldig, ſich in allen Vor⸗ 
fallenheiten nach ihren Kräften wechſelſeitigen Bey⸗ 
Fand zu leiſten. 

$. 175. Sie muͤſſen vereint mit einander leben, und 
dürfen ihre Verbindung eigenmaͤchtig nicht aufheben. 

F. 176. Auch wegen Widerwärtigkeiten dürfen 
fie einander nicht verlaſſen. 

$. 177. Oeffentliche Gefchäfte, dringende Pri⸗ 
vat⸗ Angelegenheiten, und Geſundheitsreiſen, ent⸗ 
ſchuldigen die Abweſenheit. 

F. 178. Eheleute dürfen einander die eheliche 
Pflicht anhaltend nicht verſagen. 

$. 179. Wenn deren feiftung der Geſundheit 
des einen oder des andern Ehegatten nachthellig 
ſeyn wurde, kann fie nicht gefordert werden. 

$. 180. Auch ſäugende Ehefrauen verweigern 
die Beywohnung mit Recht. 

H. 187. Zur ehelichen Treue find beyde Ehegatr 
ten wechſelſeitig verpflichtet. 

$. 192. Die Verletzung derſelben von Seiten 
des einen Ehegatten berechtigt den andern nicht zu 
gleichen Vergehungen. 

$. 183. Auch Handlungen, welche den Ver⸗ 
dacht einer ſolchen Verletzung erregen fönnten, 
muͤſſen vermieden werden. 

F. 184. Der Mann iſt das Haupt der ehelichen 
Geſellſchaft; und ſein Entſchluß giebt in gemein⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten den Ausſchlag. 


H. 188. 
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$. 185. Er iſt verbunden, feiner Stau ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt zu gewähren. 

„186. Mit dem nothdürftigen Unterhalte muß 
fie ſich begnügen, wenn ihr der Mann den ſtandes⸗ 
mäßigen nicht verſchaffen kann. 

$. 187. Zum Unterhalte der Frau gehören 
auch die ſie betreffenden Cur und Prozeßkoſten. 
G. 229. 230.) 

$ 188. Der Mann ift ſchuldig und befugt, die 
Perſon, die Egre, und das Vermögen feiner Frau, 
in und außer Gerichten zu vertheidigen. 

$. 199. In der Regel kann daher die Frau, ohne 
Zuziehung und Einwilligung des Mannes, mit An⸗ 
dern keine Prozeſſe führen. 

. 190: Auch gegen angeftellte Injurienklagen 
iſt der Mann die Frau auf feine Koſten zu verthei⸗ 
digen ſchuldig. 

. 191, Bey Criminal - Unterſuchungen gegen 
die Frau, bleibt der unſchuldige Mann von Tras 
gung der Koſten aus eignen Mitteln in fo fern frey, 
als das von der Frau begangene Verbrechen ihn 
auf Eheſcheidung anzutragen berechtiat. 


H. 192. Die Frau uͤberkommt durch eine Ehe der Frau. 


zur rechten Hand den Namen des Mannes. 

$. 193. Sie nimmt Theil an den Rechten feines 
Standes, ſo weit dieſelben nicht allein an ſeine Per⸗ 
ſon gebunden ſind. 

d. 194. Sie iſt ſchuldig, dem Hausweſen 
des Mannes nach deſſen Stande und Range vor⸗ 
zuſtehn. 

$. 195. Wider den Willen des Mannes darf ſie 
für ſich ſelbſt kein beſonderes Gewerbe treiben. 

F. 196. Ohne des Mannes Einwilligung kann 
die Frau keine Verbindungen eingehen, wodurch 
die Rechte auf ihre Perſon gefränft werden. 

$. 197. Der Mann kann aber auch, ohne die 
Einwilligung der Frau, keine Verbindungen tref⸗ 
B 5 fen, 


RR 
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fen), wodurch ihre Perſon einem Dritten verhaf⸗ 
tet wird. 

H. 128. In allen Fällen, wo die Frau in ſte⸗ 
bender Ehe zu etwas, wozu fie die Geſetze nicht 
verpflichten, dem Manne, oder zu deſſen Vor⸗ 
il theile, verbindlich gemacht werden fol, muß 
N der Vertrag, oder die Verhandlung, gerichtlich 

vollzogen werden. 
F. 199. Aus bloßen außergerichtlichen Verträ⸗ 
gen zwiſchen dem Manne und der Frau, koͤnnen 
| daher für die letztere zwar Befugniffe, aber keine 
Verbindlichkelten entſtehen. 
Sab Nef F. 200. [Bey gerichtlichen Verhandlungen der 
ur Fran mit dem Manne iſt die Zuzietzung eines Bey⸗ 
ſtandes der Regel nach nicht nothwendig 
F. 201. [Vielmehr muß der Richter von Amts⸗ 
! wegen darauf fehen , daß die Frau bey ſolchen 
Verhandlungen nicht uͤbereilt noch hintergangen 
werde. 

K. 202. Wenn der Mann ſich entfernt hat, ohne 
wegen Beſorgung feiner Angelegenheiten Verfüͤ⸗ 
I gungen zu treffen, und fein Aufenthalt unbekannt 
IN iſt: ſo iſt die Frau berechtigt, alles zu thun, was 
| zu einer ordentlichen und gewöhnlichen Vermdͤ⸗ 
| gensverwaltung erforderlich iſt. 

‘u $. 203. Ein Gleiches findet wegen ſolcher Ge⸗ 
| fchäfte, wo Gefahr im Verzuge ift, auch alsdann 
|} fintt, wenn der Aufenthalt des Mannes zwar bes 
11 kannt, aber jo entfernt iſt, daß feine, Willensmei⸗ 
| nung darüber nicht eingeholt werden kann. 
| K. 204. Wie weit, in Abweſenheit des Mannes, 
| die Frau zum Betriebe gerichtlicher Angelegenhei⸗ 
| ten für ihn, auf den Grund einer rechtlich zu vers 
) muthenden Vollmacht zugelaffen werde, beſtimme 
die Prozeß Ordnung. 


| Fünf 
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Fünfter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Ehe⸗ 
eute, in Beziehung auf ihr 
Vermögen. 


$. 205. Durch die Vollziehung der Ehe geht 
das Vermögen der Frau in die Verwaltung 
des Mannes über; in fo fern dieſe Verwaltung 
der Frau durch Geſetze oder Verträge nicht aus⸗ 
druck ich vorbehalten worden. 

K. 206. Zum geſetzlich vorbehaltenen Vermd⸗ eue der, 
gen gehört, wos nach feiner Beſchaffenheit zum muse der 
Gebrauche der Frau gewidmet iſt. Grau. 

$. 207. Ferner die bey Schließung der Ehe 
von dem Manne verſprochene Morgengabe. 

d. 209, Was außerdem vorbehaltenes Vermd⸗ 
gen ſeyn ſoll, muß durch Verträge dazu ausdruͤck⸗ 
lich beſtimmt werden. 

§. 209. Je nachdem dergleichen Vertrag ver, 
ober nach der Hochzeit errichtet wird, muß daben 
die H. 82. [ag. oder H. 198. lag. beſtimmte Form 
beobachtet werden. 

F. 210. Was weder durch ſolche Vertroͤge, Einger 
noch wermöge des Geſetzes, (5. 206. 207.) der achtes. 
Frau vorbehalten iſt, hat die Eigenſchaft des Eins 
gebrachten. 

§. 211. Was die Frau in ſtehender Ehe er⸗ 
wirbt, erwirbt ſie, der Regel nach, dem Manne. 

($. 219. 220.) 

$.212. Was fie aber wahrend der Ehe, durch 
Erbſchaft, Geſchenke, oder Glaͤcksfaͤlle uͤberkommt, 
wird dem Eingebr achten beygerechnet. 

9. 213. Auch die darunter beoriffenen Mobi⸗ 
lien und Koſtbarkeiten find nur dann als vorbe⸗ 
halten anzuichen, wenn fie die F. 206, ange 
Beſchuffenheit haben. 


H. 214. 


— — 8 
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N $. 214. Hat der Erblaſſer oder Geſcheukgeder 
I über die Eigenſchaft, welche der Anfall haben fol, 
uf etwas beſlimmt: fo dient dieſe Beſtimmung zur 
1 Richtſchnur. 

N §. 215. Auch die Eheleute können obige gefß- 
I liche Beſtimmung (F. 210: 212.) durch ausdruͤck⸗ 
| liche Verträge unter fich abändern. 

| | H. 216. Sollen aber Grundftücte oder Capita⸗ 

| 


lien, welche nach geſetzlicher Beſtimmung zum Eine 
gebrachten gehören, durch ſolche Vertrage die Ei; 
genſchaft des Vorbehaltenen, auch in Beziehung 
auf einen Dritten, erlangen: ſo müffen fie auf den 
Mamen der Frau geſchrieben werden. 

IM $. 217. Was die Frau von den Einkünften des 
vorbehaltenen Vermögens erſpart, waͤchſt dieſem 
| Vermögen zu. 


| H. 218. Es muß aber dergleichen Erfparnifi, 
I zur Zeit der Abſonderung des Vermdgens beyder 
0 Eheleute, auf den Namen der Frau geſchrieben 
ſeyn: oder es muß ſonſt klar erhellen, daß fie den 
1 Beſitz des erſparten Sachen oder Gelder noch nicht 


aufgegeben habe. 

H. 219. Grundſtuͤcke und Capitalien, die von 
den Einkünften eines beſondern Gewerbes der Frau 
angeſchafft, und zur Zeit der Vermoͤgensabſonde⸗ 
rung auf ihren Namen geſchrieben find, gehören 
ebenfalls zum Vermögen der Frau. 

$. 220. Sie haben aber, wenn das Gewerbe 
nicht bloß mit dem vorbehaltenen Vermoͤgen der 
I | Frau getrieben, oder ſonſt ein Anderes ausdrücklich 
| verabredet worden, nur die Eigenfchaft des Einge⸗ 
4 brachten. 
echte der H. 22 1. In Anſehung des vorbehaltenen Vermö⸗ 
ir, gens gebühret der Frau die Verwaltung, der Nieß⸗ 
nen Ver, brauch, und die freye Difpofition, wenn fie ſich 
ingen. nicht des einen oder des andern ausdruͤcklich bege⸗ 

ben hat. 


F. 222. 
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$ 222. Es find daher, der Regel nach, die von 
der Frau über das vorbehaltene Vermbgen getroffe⸗ 
nen Verfügungen auch ohne die Einwilligung des 
Mannes gültig. 

$. 223, Doch ſoll über Juwelen, Gold, Sil⸗ 
ber, und andere bloß zur Pracht beſtimmte Sachen, 
ohne Unterſchled, ob ſie zum vorbehaltenen Ders 
mögen gehören, oder nicht, niemand mit einer 
Frau, ohne Vorbewußt des Mannes, in Pfand⸗ 
oder Veräuferungsperträge ſich einlaſſen. 

F. 224. Macht die Frau, in Anſehung des ge⸗ 
ſehlich vordehaltenen Vermögens, ſich eines un⸗ 
wirthſchaftlichen Betragens verdächtig: ſo iſt der 
Mann beſugt, Maaßregeln zu deſſen Verhütung 
zu treffen. 

$ 225. In Anſehung des durch Vertrag vorbe⸗ 
haltenen Vermögens aber, kann der Mann die Frau 
in ihrer Difpofition nur alsdann einſchraͤnken, 
wenn ſie ſich einer wirklichen Verſchwendung ſchul⸗ 
dig macht. 

H. 226. Solchenfalls muß ihr, gleich andern 
Verſchwendern, ein Curator gerichtlich beſtellt 
werden. 

F. 227. In der Regel muß der Mann die Cura⸗ 
tel, und mit derſelben, in Anſehung des vorbehal⸗ 
tenen Vermögens, alle Pflichten eines fremden Eur 
rators uͤbernehmen. 

K. 228. Die Saften und Koſten wegen des ge⸗ 
ſetzlich vorbehaltenen Vermoͤgens muß der Mann 
in allen Fällen tragen, wenn die Frau keine vorbe⸗ 
haltene Capitalien oder Einkünfte beſitzt. 

$ 229. Dagegen müffen die Laſten und Ko⸗ 
ſten des durch Vertrag vorbehaltenen Vermoͤgens 
von der Frau aus dieſem Vermögen beſtritten 
werden. 


9. 230. 


Mechte des 
Mavics 
iin einaes 
brachten 
Vermögen. 
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F. 230. Prozeſſe, welche das durch Vertrag 
vorbehaltene Vermdgen betreffen, kann die Frau 
auch ohne Zuziezung des Mannes gültig bes 
treiben. 

$. 237.) In Anfehung des eingebrachten Ver⸗ 
mögens der Frau hat der Mann alle Rechte und 
Pflichten eines Nießbrauchers. (Th. I. Tit. XXI. 
Abſchn. 1.) 

H. 232. Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten, wel⸗ 
che zum Eingebrachten gehören, kann der Mann, 
obne die ausdruͤckliche Einwilligung der Frau, wer 
der veräußern, noch verpfänden, noch ſonſt etwas 
dabey vornehmen, wodurch denſelben eine blei⸗ 
bende dingliche Laſt aufgelegt wuͤrde. 

F. 233. Capitalien, welche auf den Namen der 
Frau, oder ihrer Erblaſſer, oder Geſchenkgeber 
geſchrieben find, kann der Mann ohne Bewilligung 
der Frau nicht einziehn, verpfaͤnden, veräußern, 
oder ſonſt abhanden bringen. 

. 234. In die Veräußerung und Verpfändung 
eingebrachter Güter und Capitalieu, desgleichen 
in die Einziehung der letztern, iſt die Feau nur in 
fo fern zu willigen verbunden, als nochwendige 
die Subſtanz betreffende Ausgaben, welche aus 
dem Mießbrauche nicht getragen werden durfen, 
dergleichen Verfügung erfordern. 

F. 235. Ferner alsdann, wenn der Mann die 
Einziehung eines Capitals wegen beſorgter Uns 
ſicherheit noͤthig findet; 

$. 236. Desgleichen wenn das Capital von dem 
Schuldner ſelbſt aufzekündigt wird; 

H. 237. Oder wenn der Mann ein Capital auf 
eine andre Art höger zu nutzen Gelegenheit 
findet. 

$. 238 Doch iſt in den zuletzt benannten drey 
Fällen der Mann ein ſolches Capital anderweit auf 
den Namen der Frau, entweder bey ſich ſelbſt, 

oder 
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eder bey einem Dritten, gegen binlöngliche Si⸗ 
cherheit zu belegen verbunden. 

„. 239. Wenn die Frau ihre Einwilligung in 
Fallen, wo fie dieſelbe zu ertheifen. ſchuldig iſt, 
verweigert: fo kann dieſe Einwilligung von dem 
oberdormundſchaftllchen Gerichte, nach vorher: 
gegangener Unterſuchung der Umflänve, ergänzt 
werden. 

$. 240. Grundſtäcke und Gerechtigkeiten, wel⸗ 
che wͤͤhrend der Ehe aus dem Eingebrachten der 

Frau angeſchafft, oder Capitalien, welche von die⸗ 
ſem Vermoͤgen ausgethan worden, werden nur in 
fo fern ein Eigenthum der Frau, als fie auf ihren 
Namen geſchrieben find. 

$. 247. Außer dieſem Falle iſt fie, wegen der 
ſolchergeſtalt verwendeten Summen, nur als Glau⸗ 
bigerin des Mannes anzusetzen. 

$. 242. Doch genießt fie auch deshalb das in 
den Geleken dem Eingebrachten überhaupt vor 
andern Schulden des Mannes beygelegte Vorrecht. 

F. 243. Sind Capitalien, weſche zum Einge⸗ 
brachten gehdren, ohne die Einwilligung der Frau 
eingezogen worden: fo muß fie ſich deshalb zuvör⸗ 
derſt an den Mann halten. 

F. 244. Kann fie aber von dieſem nicht beftie⸗ 
digt werden: jo iſt fie von dem vorigen Schuld⸗ 
ner, welcher ohne ihre Einwilligung gezablt hat, 
Entſchädigung zu fordern wohl befugt. 

as. Gerichtliche Angelegenheiten, welche 
die Subſtanz des Eingebrachten betreffen, kann 
der Mann nur mit Zuziehung der Frau betreiben. 

$. 246. Doch hat er in den gehörigen Orts naͤ⸗ 
her beſtimmten Fällen, die rechtliche Vermuthung, 
von der Frau bevollmächtigt zu ſeyn, fuͤr ſich. 

(Tb. I. Tit. XIll. Abſchn. 1.) 

$. 247. Ueber die eingebrachten Mobilien hat Racßte 
der Mann die freye Verfügung, eee 


* 
einger 


$. 248. 


brachten 
und borde / 
delten u, 
Wobdiften, 
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H. 248. Ueber die vorbehaltenen Mobilien iſt 
er nur mit Bewilligung der Frau zu verfügen be⸗ 
rechtigt. 

$. 249. Einſeitige Verfügungen des Mannes 
über ſolche Mobilien, welche zu den geſetzlich vor⸗ 
behaltenen gehören ($. 206.), find nichtig. 

F. 250. Dagegen bat, in Anſehung der nur 
durch Vertrag vorbehaltenen, und von dem Manne 
einſeitig verzußerten Mobilien, die Frau nur in fo 
weit ein Ruͤckforderungsrecht, als daſſelbe jedem 
Eigenthümer gegen einen dritten Befißer zuſteht. 
(Tb. J. Tit. XN.) 

H. 251. Was einmal zum eingebrachten oder vor⸗ 
behaltenen Vermögen ausgeſetzt worden, behält 
dieſe Eigenſchaft, fo lange nicht ein Andres durch 
ausdrückliche Verträge beſtimmt wird. N 5 

F. 252, Solche Verträge konnen jedoch einem 
Dritten in feinen auf dergleichen Vermögen bereits 
erworbenen Rechten nicht ſchaͤdlich ſeyn. 

$. 253. Auch kann die Natur des geſetzlich vor⸗ 
behaltenen Vermögens‘, durch dergleichen Ver⸗ 
träge, zum Nachtheile eines Dritten nicht geändert 
werden. 
$. 254. Wenn der Mann Grundftäde befißt: 
fo kann die Frau, auch ohne beſondre Einwilligung 
deſſelben, die wegen ihres Eingebrachten ihr zu⸗ 
kommenden Rechte in dem Hypothekenbuche vers 
merken laſſen. 

$. 255. Außer dieſem Falle kann die Frau ber 
ſondere Sicherheitsbeſtellung, wegen ihres Einge⸗ 
brachten, von dem Manne nur alsdann fordern, 
wenn ſich Umftände ereignen, welche die wahrfcheins 
liche Beſorgniß eines bevorſtehenden Verlustes bes 
gruͤnden. 

$. 256. So lange der Mann feiner Frau, und 
den mit ihr erzeugten Kindern, den nach Verhält 
niß ihres Standes nothwendigen Unterhalt ge⸗ 

waͤtztt, 
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währt, iſt die Frau ihm die Verwaltung und den 
Mießbrauch des Eingebrachten zu entziehen nicht 
berechtigt. 

$. 257. Die, auch einſeitigen, Gläubiger eines 
Mannes Hip daher befugt, ſich an dieſen Nießbrauch 
zu halten. 

F. 258, Wenn aber der Mann dieſe Verbindlich; 
keit (H. 2 56.) nicht mehr zu erfüllen vermögend iſt: 
fo kann die Frau ihr Eingebrachtes zurückfordern, 
und allenfalls auf Eröffnung des Eoneurſes über 
das Vermögen des Mannes antragen. 

§. 259. In welcher Ordnung die Frau aus der 
Maſſe befriedigt werden muͤſſe, wird in der Con⸗ 
curserdnung beſtimmt. 

$. 260, Zum Beweiſe der geſchehenen Einbrin⸗ 
gung iſt, gegen die Gläubiger des Mannes, die 
Quittung deſſelben allein nicht hinreichend. 

$. 267. Die Verwaltung und Nutzung des aus 
dem Concurſe geretteten Eingebrachten füllt an die 
Frau 77 

$. 262. Doch muß aus den Einkuͤnften deſſel⸗ 
ben der noͤthige unden des Mannes, nebſt der 
Verpflegung und Erziehung der mit ihm erzeugten 
Kinder, fo weit dieſe Einkuͤnfte dazu erforderlich 
und hinreichend ſind, beſorgt werden. 


$ 263. Die Verwaltung der Frau iſt in dieſem 
Falle eben den Einſchrönkungen von Seiten des 
Mannes unterworfen, welche ſonſt bey der Verwal⸗ 
tung des Mannes von Seiten der Frau ſtatt ſinden. 
Gaga. Kg) 

H. 264. Wenn der Mann wieder zu beſſern 
Verinoͤgensumſtanden gelangt: ſo kann er for⸗ 
dern, daß ihm die Verwaltung und der Nieß⸗ 
brauch des Eingebrachten, e en werden. 

F. 265. Doch hat d au ein Recht zum Wi⸗ 
derſpruche, went ber e e Bermdgenstsrfall des 
Augem. Geſezb. U. Ba € Mannes 
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Mannes durch feine nachlaͤßige oder verſchwendeti⸗ 
ſche Wirthſchaft eneſtanden iſt. 

$. 266. So weit dem in Concurs verfallenen 
Ehemanne, durch Geſetze oder Verräge, ein Erb⸗ 
recht auf das Eingebrachte, deſſen Entziehung 
nicht von dem Willen der Frau abhängt, vers 
ſichert iſt, kann die Frau die Herausgabe deſſel⸗ 
ben nur gegen beſtellte binlaͤngliche Sicherheit 
fordern. 

§. 267. Kann ſie dieſe nicht leiſten: fo muß 
ſie ſich damit begnuͤgen, daß ein zu ihrer Befrie⸗ 
digung hinreichendes Capital, bis zur Trennung 
der Ehe, in der Maſſe zuruͤckbliebe; und fie bis zu 
dieſem Erfolge nur die Zinſen davon erhalte. 

9. 268: Hat die Frau, vor oder bey Schlie⸗ 
fung der Ehe, durch einen an ſich rechtsbeſtaͤndigen 
Vertrag ſich die Befugniß vorbehalten, auch über 
dieſen Theil ihres Vermoͤgens, bey einem über den 
Mann ausbrechenden Concurſe, nach Gutfinden 
zu verfuͤgen: ſo iſt ſie denſelben weder in der Maſſe 
zurückzulaſſen, noch Sicherheit dafür zu beſtellen 
verpflichtet. 

$. 269. Die Rechte, welche der Frau, zur Si⸗ 
cherheit ihres Eingebrachten, in dem Vermoͤgen 
des Mannes zukommen, gebühren ihr auch wegen 
der von dem Manne verſprochenen, aber noch nicht 
ausgezahlten Morgengabe. 

$. 270. Auch wegen des vorbehaltenen und 
nicht mehr in Natur vorhandenen Vermögens, deſ⸗ 
fen Beſitz und Verwaltung der Mann in ſtehender 
Ehe uͤberkommen hat, gebuͤhret der Frau, zu ih⸗ 
rer Sicherheit, ein in der Concursordnung näher 
beſtimmtes Vorrecht vor andern Glaͤubigern. 

$. 271. Hat fie aber dem Manne zinsbare Dar⸗ 
lehne aus ihrem vorbehaltenen Vermoͤgen ge⸗ 
macht: ſo wird ihr Rang unter den übrigen 
Glaͤubigern ledigſich nach der Beſchaffenheit 1 

fü 
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021 ausdrücklich vorbedungenen Sicherheit beur⸗ 
theilt. 

5 F. 3292. Eine Entſagung der Frau auf ihre ge⸗ 
ſetzmaͤßigen Vorrechte in dem Vermoͤgen des Mans 
nes, iſt nicht anders, als weun fie gerichtlich etz 
Höre wird, guͤltig. 

$. 273, Bericht ſich eine Frau ihres geſetzli⸗ 
chen Vorrechts zu Gunſten eines Gläubigers ib 
res Mannes: jo muß, das Eingebrachte mag im 
Hypothekenduche vermerkt ſeyn, oder nicht, die 
bey Büͤrgſchaften vorgeſchriebene Verwarnung hin⸗ 
zukommen. (Th. J. Tit. XIV. §. 229. 230.) 

$. 274. Dagegen verliert die Frau ihr Vor⸗ 
recht, und ſtett allen andern Gläubigern des Man⸗ 
nes nach, wenn ſie in deſſen Abweſenheit ſein Ver⸗ 
mögen Abel verwaltet, und dadurch zu feinem Ver⸗ 
falle Anlaß gegeben bat, 

$.275. Jngleichen, wenn der Mann durch 
fie zu einer verſchwenderlſchen lebensart verleitet 
worden. 

. 276. Aeltern, Verwandte, und Freunde, Nom Erd 
welche den Eheleuten etwas aus ihrem eignen Ver⸗ ſchate. 
mogen zuwenden, find berechtigt, Bedingungen 
feſtzuſezen, unter welchen die Eheleute daſſelbe 
befisen und genießen ſollen. 

$. 277. Verordnen ſie, daß dergleichen Zus 
wendung zum Beſten der aus dieſer Ehe erzeugten 
Kinder aufbewahrt werden joe; fo heißt dieſes 
eln Erbſchatz. 

$. 278. Verwandte und Freunde können alles, 
was fie den Eheleuten zuwenden, zum Erbſchatze 
beſtellen. 

9. 279. Aeltern haben gleiche Befugnlß; je⸗ 
doch mit Ausſchluß der Mobiliarausfta tung und 
mit Vorbehalt des Rechts der Kinder wegen ihres 
Pflichttheils. 


Ca . 280, 
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F. 280. Ein Erbſchaß kann nur in einer gewiſſen 
beſtimmten Summe beſtellt werden. 

$. 281. Die Beſtellung ſelbſt muß allemal ſchrift⸗ 
lich geſchehen. 

F. 282. Wil der Beſteller des Er6fchaßes dem⸗ 
ſelben eine beſondere Sicherheit auf Grundſtuͤcke 
oder ausſtehende Capitalien verſchaffen: fo muß de⸗ 
ren Regulirung gerichtlich erfolgen. 

$. 283. Wird die zum Erbſchatze beftellte Summe 
auf ein Grundſtuͤck angewieſen: fo muß der Rich⸗ 
ter dafür ſorgen, daß fie in das Hoßolhekenbuch 
eingetragen, und die Eigenſchaft des Erbſchatzes 
dabey vermerkt werde. 

F. 294. Wird ein Capital zum Erbſchatze beſtellt: 
fo muß dieſe Beſtimmung auf dem Inſteumente, 
und wenn daſſelbe eingetragen iſt, auch im Hypo⸗ 
thekenbuche bemerkt, und dem Schuldner davon 
Nachricht ertheilt werden. 

$. 285. Wo die über den Erbſchatz ausgeſtellten 
Inſteumente verwahrt werden ſollen, hängt von 
dem Willen des Beſtellers ab. 

$. 286. Hat dieſer ſich nicht erflärt: fo gebührt 
die Verwahrung der Inſtrumente demjenigen, wel⸗ 
chem der Nießbrauch des E zukommt. 

F. 287. So lange die Ehe, für welche der Erb⸗ 
ſchaß Ae worden, beſteht, gebührt die Ver⸗ 
waltung und der Reßbrauch dem Manne; in fo 
fern nicht der Beſteller ein Anderes ausdruͤcklich 
verordnet hat. 

$. 288. Nach getrennter Ehe fällt der Nieß⸗ 
brauch dem ͤͤberlebenden oder unſchuldigen Ehegak⸗ 
ten zu. (F. 541, A 

$. 289. Auch das Eigenthum fällt demſelben 
anbeim, wenn aus der Ehe, für welche der Erb⸗ 
{has beſtimmt war, keine Kinder vorhanden find, 


$. 290. 
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F. 290. Sind aber Kinder vorhanden: ſo erlan⸗ 
gen dieſe das Eigentum nach den im folgenden 
Titel enthaltenen Beſtimmungen. 

F. 291. Der zum Mießbrauche berechtigte Eher 
gatte hat, wegen der Verwaltung des Erbſchatzes, 
nur eben die Rechte, welche einem Ehemanne in 
Anſetzung der eingebrachten Capitalien feiner Frau 
beygelegt find. 

F. 292. Mur unter denjenigen Umſtaͤnden, un⸗ 
ter welchen ein ſolches Capital von dem Ehemanne, 
auch ohne den Willen der Frau, eingezogen werden 
kann, iſt der Michbraucher des Erbſchatzes zu deis 
ſen Einziehung berechtigt. 

§. 393. War aber der Erbſchaß nach F. 282. 
fgg. gerichtlich. verſichert: fo muß auch die Einzie⸗ 
hung gerichtlich geſchehen, und die dafür anders 
weitig zu beſtellende Sicherheit gerichtlich regulirt 
werden. 

F. 294. So lange der Beſteller noch am Leben 
iſt, kaun derſelbe, mit Zuziehung der Eheleute, 
die Eigenſchaft des Erbſchal wieder aufheben, 
und demſelben die Eigenſchaft des eingebrachten 
oderjverbehaltenen Vermögens beylegen. 

H. 295. Ein. gänzlicher Widerruf des Erbſchatzes 
aber kann nur von den Glaͤubigern des Beſtellers, 
und nur unter eben den Umſtänden erfolgen, unter 
welchen elne Schenkung Schulden halber widerru⸗ 
fen werden kann. (Th. I. Tit. XI. $..1129-fgg.), 

F. 296. If. die zum Erbſchatze ausgeſetzte 
Summe dem Ehemanne ohne beſondere Sicherheit 
anvertrauet worden: ſo kann er zur Beſtellung ei⸗ 
ner ſolchen Sicherheit nur in dem Falle, wo er der⸗ 
gleichen für das Eingebrachte zu leiſten verpflichtet. 
iſt, angehalten werden. 

9. 297. Doch gilt, wegen Eintragung eines 
chen Erbſchatzes auf die Grundſtuͤcke des ‚Eher 

C3 mannes, 
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mannes, eben das, was wegen der Eintragung 
des Eingebrachten vero:daet iſt. (. 254.255.) 

. 298. Nach dem Tode des Beſtellers kann die 
Subſtanz des Erbſchatzes, auch mit Einwilligung 
beyder Egeleute, m veraͤußert, verpfändet, 
oder ſonſt gefchmäle: rden. 

§. 299. Doch fünnen die Eheleute, wenn fie 
unter einander einig find, die Hälfte des Erbſcha⸗ 
hes zur Austattung der Kinder verwenden. 

F. 300. Wenn aus der Ehe, für welche der 
Erbſchaß beſtellt worden, keine Kinder vorhanden, 
auch nach dem Laufe der Natur, wegen hohen Al 
ters beyder Eheleute, keine mehr zu erwarten find: 
fo. kann der Erbſchatz mit Ihrer gemeinſchaftlichen 
Bewilligung aufgehoben werden. 

F. 301. In allen Follen, wo nach dem Abgange 
des Beſtellers eine Veränderung mit dem Erbſcha⸗ 
tze vorgenommen werden fol, muß der Richter die 
alsdann vorhandenen großjsheigen Kinder, oder 
einen den Minderjährigen zu beſtellenden Curator 
zuztehn. 

b. 302. M die Substanz des Erbſchatzes kei⸗ 
nem der bey zen Eheleute in die Hinde gegeben, 
ſondern bey einem Dritten auf ein Glundſtͤͤck oder 
Capital angewieſen worden: fo kaun derſelbe, bey 
einem über das Vermögen Eines oder beyder Ehe⸗ 
leute entſtehenden Concurſe, nicht zur Maſſe gezo⸗ 
gen werden. 

& 303. Hat aber der Gemeinſchuldner den Erb⸗ 
ſchaß in Hönden gehabt: fo gebührt demſelben, 
wenn nicht eine beſſere Sicherheit ausdrücklich be⸗ 
ſtellt iſt, eben das Vorrecht, welches die Geſetze 
dem Eingebrachten beylegen. 

$. 304. Reicht die Muffe zur Bezahlung des 
Eingebrachten und des Erbſchatzes zugleich nicht 
bin: fo wird der Ueberreſt unter bende, nach Ver: 
bäleniß ihres Betrages, vertheilt. * 


$ 308. 
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F. 305. Sogleich als über das Vermögen des 
Verwalters und Nießbrauchers eines Erbſchatzes 
Concurs entſteht, und der Richter von dem Das 
ſeyn einer ſoſchen Stiftung Nachricht erhält, muß 
er von Amtowegen dafür ſorgen, daß dem Erb⸗ 
ſchatze ein Curator beſtellt werde. 

F. 306. Dieſer Curator uͤberkemmt ſodann die 
Verwaltung des Erbſchatzes. 

$. 307. Die Einkünfte aber muͤſſen nach der 
Verordnung des Beſtellers, und in deren Erman⸗ 
gelung, nach den Vorſchriften der Geſetze, zur 
Tragung der fallen des Eheſtandes, beſonders 
zum Unterhalte und zur Erziehung der Kinder, 
verwendet werden. 

F. Zog. Bleibt ſodann von den Einkuͤnften noch 
etwas uͤbrig: fo gehört es den Gläubigern des in 
Concuts verfallenen Nießbrauchers. 

F. 309. Auch an die Subſtanz konnen dieſe 
Gläubiger ſich halten, ſobald dieſelbe in der Fol 
ge dem Gemeinſchuldner als freyes Eigenthum an⸗ 
beim fällt. 

5. 310. Geſchenke unter Eheleuten find, wie Len 
unter Fremden, gültig. hd 

J. 312, Auch der Widerruf iſt nur unter folchen htm 
Umftänden zuläßig, unter welchen auch ein frem⸗ 
der Geſchenkgeber dazu berechtigt ſeyn wuͤrde. 

312. Doch konnen Schenkungen eines in 
Concurs verfallenen Ehegatten, die auf einer blo⸗ 
ßen Freygebigkeit beruhen, ohne Unterſchied der 
Zeit, wenn ſie gemacht worden, von den Glaͤubi⸗ 
gern deſſelben widerrufen werden. 

$ 313. Erghellet aber, daß die Schenkung zu 
einer Zeit geſchehen, wo der ſchenkende Ehe⸗ 
gatte noch nicht über fein Vermögen verſchuldet 
war: fo findet der Widerruf nur in fo fern ſtatt, 
als die geſchenkte Sache noch in dem Vermögen 
des beſchenktn Ehegatten vorhanden iſt: oder 
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dieſer im Beſitze eines durch die Schenkung erlang⸗ 
ten Vortheils ſich noch wirklich befindet. 

F. 314. Was der Mann der Frau zum ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalte, an Kleidern, oder andern 
Sachen gegeben hat, wird ein freyes Eigenthum 
derſelben. 

$. 315. Dergleichen Zuwendungen koͤnnen auch 
von den Glaͤubigern des Mannes, unter dem Vor⸗ 
wande einer Schenkung, nicht widerrufen werden. 

$. 316. Beh demjenigen hingegen, was die Frau 
an Juwelen, Gold, Silber, oder ſonſt zur Pracht, 
von dem Manne erhalten hat, gilt bey einer erfol⸗ 
genden Abſonderung des Vermögens die Vermu⸗ 
thung, daß ihr ſolches nur geliehen worden. 

F. 317. Kann die Schenkung erwieſen werden: 
ſo gilt auch von ſolchen Effekten alles das, was 
von Schenkungen unter Eheleuten uberhaupt ver⸗ 
ordnet iſt. 

F. 318. Das vorbehaltene Vermögen kann die 
Frau, auch ohne die Bewilligung des Mannes, mit 
Schulden belasten. 

. 319. Doch muß der, welcher einer Ehefrau 
auf ihr vorbehaltenes Vermögen Credit giebt, wenn 
er feine Befriedigung während der Ehe fordern 
will, daſſelbe durch Eintragung in das Hypothe⸗ 
kenbuch, oder durch Uebergabe des Obligationsin⸗ 
ſtruments, oder der beweglichen Sache, ſich be⸗ 
ſonders verſichern laſſen. 

$. 320. In Anſehung des eingebrachten Wer: 
‚mögens find alle von der Frau, während der Ehe, 
ohne Bewilligung des Mannes, gemachten Schul⸗ 
den nichtig. 

H. 32 r. Hat jedoch die Frau zu gewoͤhnlichen 
Haushaltungsgeſchaͤften oder Mochdurften, Waa⸗ 
ren oder Sachen auf Borg genommen: ſo muß 
der Mann deigleichen Schuld als die ſeinige aner⸗ 
kennen. 


$ 322. 
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$. 322. Hat eine Frau dergleichen Schulden ger 
macht, ob ihr gleich von dem Manne das noͤthige 
Geld zur Beſorgung der Wirchſchaft eingehändige 
worden: fo iſt der Mann berechtigt, aus ihren vor⸗ 
behaltenen, und in deſſen Ermangelung, aus der 
Subſtanz bes eingebrachten Vermögens, Erfah zu 
fordern. 

H. 323. Kann oder will er dieſes nicht: fo ſteht 
ihm ſrey, zur Verhütung kuͤnftiger Schulden die⸗ 
fer Art, tichterliche Huͤlfe durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung nachzuſuchen. 

H. 324. Hat die Frau Sachen oder Gelder ges 
borgt, und zum gemeinſchaftlichen Beſten beyder 
Eheleute nützlich verwendet: ſo wird dadurch die 
Schuld verbindlich. (F. 322. 323.) 

F. 325. Hat eine Frau, welcher von dem Manne 

ein Theil feines Gewerbes übertragen worden, waͤh⸗ 
rend feiner Abweſenheit, zum Betriebe deſſelben 
Schulden gemacht; ſo ſind dieſelben guͤltig; wenn 
gleich weder die Verwendung geſchehen, noch der 
gehoffte Mutzen daraus erfolgt iſt. 
. 326. Hat der Mann ſich entfernt, ohne we⸗ 
gen des Unterhalts ſeiner Familie, oder des Betrie⸗ 
des feines Gewerbes, hinreichende Verfügungen 
zu treffen; ſo muß er diejenigen Schulden, welche 
die Frau zu ſolchem Behufe hat aufnehmen muͤſſen, 
als die ſcinigen anerkennen. 

H. 327. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der 
Mann durch eine anhaltende Krankheit völlig außer 
Stand geſetzt wird, wegen Unterhaltung der Haus⸗ 
wirthſchaft, oder zum Betriebe feines Gewerbes, 
die nöthigen Verfügungen zu treffen. 

$. 328. In vorſtehend benannten Fällen, ($. 321 
bis 327.) iſt der Glaͤubiger, wegen der von der 
Frau gemachten Schuld, ſich an den Mann zu hak 
ten wohl befugt. 


0 


$: 329. 
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$. 329. Auch wegen einer ſolchen Schuld der 
Frau, in welche der Mann nur eingewilligt hat, 
wird ſeine Perſon und Vermoͤgen dem Glaͤubiger 
verhaftet. 

H. 330. Ausgenommen if der Fall, wenn der 
Mann, bey Ertheilung feines Conſenſes, ſich ge⸗ 
gen die Selbſthaftung ausdruͤcklich verwahrt hat. 

$. 331. Alsdann aber muß der Mann, vermdͤ⸗ 
| ge feiner Einwilligung, geſchehen laſſen, daß der 

| Gläubiger feine Befriedigung gegen die Frau, als 
lenfalls auch durch perfönlihen Arreſt derſelben 
| nachſuche. 
| F. 332. Hat der Gläubiger, wegen der von der 
0 Frau gemachten Schuld, ſich ein Unterpfandsrecht 
in dem Vermögen der Frau beſtellen laſſen: fo iſt 
ihm, der von dem Manne ertheilten Einwilligung 
ungeachtet, doch nur das Vermoͤgen der Frau 
verhaftet. 
| H. 333. In allen Fällen, wo der Mann, bloß 
| wegen feiner ertheilten Einwilligung, eine Schuld 
| der Frau bezahlen muß, finder die Verordnung 


des F. 322. Anwendung. 

$. 334. Iſt eine Schuld der Frau, wegen ers 

mangelnder Einwilligung des Mannes, ganz un⸗ 
| gültig: ſo kann der Gläubiger nur dasjenige zu⸗ 
ruͤckfordern, was von den gegebenen Sachen oder 
Geldern erweislich noch vorhanden, oder nͤͤtzlich 
N verwendet iſt. (Th. I. Tit. XIII. Abſchn. III.) 
10 F. 335. Die Schulden einer Frau, die für ſich 
ein eignes Gewerbe treibt, welches feiner Beſchaf⸗ 
fenheit nach Credit und Verlag erfordert, ber 
dürfen in keinem Falle einer Genehmigung des 
Mannes. 

F. 336. Vielmehr können die Gläubiger einer 
ſoſchen Ehefrau die Execution in ihr bereiteſtes 
Vermögen, fo wie gegen ihre Perſon, nach⸗ 
ſuchen. 


9.337. 
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F. 337. Auch der Mann iſt ihnen verhaftet, 
wenn die Frau die Einkünfte eines ſolchen beſon⸗ 
dern Gewerbes ſich nicht ausdrücklich vorbehal⸗ 
ten hat. 

$. 338. Hat die Frau vor der Heirath Schul: 
den gehabt: fe find die Gläubiger, ſich deshalb an 
ihre Perſon und Vermögen ohne Einfhränfung zu 
halten, wohl befugt. 

$. 339. Wird durch ſolche Schulden, welche 
die Frau dem Manne verſchwiegen hatte, deren 
Eingebrachtes vermindert: fo kann er den Erſatz 
dieſes Abgangs aus dem vorbehaltenen Vermd⸗ 
gen fordern. 

. 340. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die 
Frau dem Manne wiſſentlich fremde Sachen als 
ihre eignen eingebracht hat, und dieſelben dem⸗ 
naͤchſt, während der Ehe, wieder herausgegeben 
werden muͤſſen. 


341. Alles, was die Geſetze bey den Buͤrg⸗ Eon, Birgs 


ſchaften einer Frabenaperſon überhaupt erforbern, (5, 
muß auch bey den Verbuͤrgungen einer Ehefrau 
beobachtet werden. (Th. I. Tit. XIV. $. 227. fgq.) 

H. 342. Soll für die zum Beſten eines Frem⸗ 
den geleiſtete Buͤrgſchaft auch das Eingebrachte 
der Ehefrau haften fo it dazu die Einwilligung 
des Mannes delhwendig, 

F. 343. In allen Fällen, wo die Frau, waͤh⸗ 
rend der Ehe, Buͤrgſchaft für den Mann leiſten, 
feine Schulden übernehmen, oder zum Beſten ſei⸗ 
ner Glaͤubiger ſich ihrer Vorrechte begeben wil, 
muß die Handlung nicht nur gerichtlich, ſondern 
auch mit Zusiehung eines ihr beſtellten rechtskun⸗ 
digen Beyſtandes erfolgen. 

H. 344. Auch muß ihr in allen dergleichen Salz 
ten die vorgeſchriebene Verwarnung geihchen, 
wenn fie gleich ben einer unverheiratheten Frau⸗ 
ensperſon nicht erforderlich wäre. 4 

Sechster 
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Sechster Abſchnitt. 


Von der Gemeinſchaft der Güter unter 
Eheleuten. 


Wit die 9. 345 Die Gemeinſchaft der Güter unter Ehe: 
mice leuten findet nue da statt, wo ſie duch Provinzial 
enifiche. geſetze oder Statuten eingeführt iſt. 

346. Die bloße ſtatutariſche Guͤtergemein⸗ 
ſchaft erſtreckt ſich nicht auf Eheleute, die zwar an 
dem Orte leben, aber vermöge ihres Standes, von 
der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Obrigkeit des 
Orts ausgenommen ſind. 

H. 347. Iſt jemand einer doppelten perſdnlichen 
Gerichtsbarkeit unterworfen; und in Einer derſel⸗ 
ben findet Gütergemeinſchaft ſtatt, in der andern 
aber nicht: fo iſt anzunehmen, daß unter dieſen Ehe⸗ 
leuten keine Guͤtergemeinſchalt entſtanden ſey. 

H. 348. Gilt unter der Einen Gerichtsbarkeit die 
Gemeinſchaft aller Guter, unter der andern aber 
nur die Gemeinſchaft des Erwerbes: fo findet nur 
die letztere ſtatt. 

F. 349. Sind bey einer in beyderley Gerichts⸗ 
barkeiten geltenden Gemeinſchaft von gleicher Akt, 
nur verſchiedene Beſtimmungen vorgeſchrieben: fo 
gelten diejenigen, welche mit den Vorſchriften des 

1 gegenwärtigen. Abschnitts am meisten übereins 
| kommen. 
I F. 350. Durch Provinzialgeſetze und Statuten 
wird die Gemeinſchaft der Guͤter nur alsdann be 
gruͤndet, wenn an dem Orte, wo die Eheleute, 
nach vollzogener Heirach, ihren erften Wohnſitz 
nehmen, dergleichen Geſetze vorhanden find. 

H. 351. Die Veränderung dieſes erſten Wohn⸗ 
fißes verändert in der Regel nichts an den Rechten, 
welchen ſich die Eheleute vorher unterworfen haben. 


9. 352. 
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F. 352. Haben jedoch Eheleute ihren Wohnſitz 
von einem Orte, wo feine Guͤtergemeinſchaft ob⸗ 
waltet, an einen andern Ort, wo dieſelbe ſtatt fin⸗ 
det, verlegt: fo müuͤſſen alle von ihnen an dieſem 
letztern Orte vorgenommenen Handlungen, in Be⸗ 
ziehung auf einen Dritten, nach den Regeln der 
Guͤtergemeinſchaft beurthellt werden. 

$. 353. Was von Vrränderungen des Wohn⸗ 
ſitzes der Eheleute vorſtetend verordnet iſt, gilt 
auch von andern Veränderungen des Gerichtsſtan⸗ 
des, welchem die Eheleute zur Zett der geſchloſſe⸗ 
nen Heirath, unterworfen waren, 

354. An Orten, wo die Guͤtergemeinſchaft 
nicht aus Provinzlalgeſetzen oder Statuten ſtatt 
findet, kann fie durch einen Vertrag nur vor Volle 
ziehung der Heirath eingeführt werden. 

F. 355. Wenn jedoch Eheleute ihren Wohnſiß 
von einem Orte, wo keine Güͤtergemeinſchaft obs 
waltet, an einen andern, wo dieſelbe ſtatt findet, 
verlegt haben: fo können fie fi) derſelben, auch in 
Anſehung der Erbfolge, durch einen Vertrag uns 
terwerfen. ($. 352.) 

g. 356. Jeder Vertrag, wodurch eine Guͤterge⸗ 
meinſchaft entſtegen fol, muß gerichtlich vollzogen 
werden. 

$. 357. Dabey iſt in der Regel die Zuziehung 
des Bakets der Ehefrau erforderlich. 

J. 358. Ju deſſen Ermangelung muß der Frau 
ein rechtskundiger Beyſtand zugeordnet werden. 

9. 359: Iſt es, nach der Faſſung eines ſolchen 
Vertrages, zweifelhaft, ob dadurch eine Gemein⸗ 
ſchaft aller Guter, oder nur des Etrwerbes, hat 
eingefuhrt werden ſollen: jo wird letzteres ver⸗ 
muchet. 

. 360. Wo Verträge, Statuten, oder Pro⸗ 
vinzialgeſeze nicht ein Anderes ausdrücklich ver. 
ordnen, da finden, wegen der Guͤtergemein⸗ 

ſchaft, 


1. Rechte, 
bep der Ger 
meiaſchaft 
aller Büter. 


46 Zweyter Theil, Erſter Titel. Von der 


ſchaft, und deren rechtlichen Folgen, nachſtehen⸗ 
de allgemeine Vorſchriſten Anwendung. 

$. 351. Die Gemeinſchaft der Guͤter uimmt un⸗ 
mittelbar nach vollzogener Trauung ihren Anfang. 

F. 362, Wird ſie erſt während der Ehe durch 
einen Vertrag eingefuͤhrt: jo entſtet fie vom Tage 
der gerichtlich abgegebenen Erklärung. 

§. 363. Die Gemeinschaft der Güter erſtreckt 
ſich über alles, was der freyen Veräußerung eines 
jeden der beyden Ehegatten unterworfen ift, 

$. 364. Doch find die nothwendigen Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke der Frau davon ausgenommen. 

H. 365. Beſitzt einer der Ehegatten Grund⸗ 
ſtͤcke unter einer andern Gerichtsbarkeit, wo fonft 
keine Gütergemeinſchaft ſtatt findet: fo muß das, 
nach den Geſetzen des Wohnorts, dem andern Ehe⸗ 
gatten angefallene Miteigentum, im Hypotheken⸗ 
buche vermerkt werden. 

H. 356. Ein Gleiches muß in Anfehung aller 
Grundſtucke geſchehen, wenn die Gemeinſchaft 
bloß durch einen Vertrag eingeführt wird. 

§. 367. Iſt die Eintragung unterblieben: fo. 
kann die Gütergemeinſchaft dem Dritten, welcher 
ſich auf Verträge und andere Verhandlungen über 
ſolche Grundſtuͤcke nach den Regeln des gemei⸗ 
nen Rechts eingelaſſen hat, nicht nachtheilig 
werden. 

$. 368. Sind dergleichen unbewegliche Sachen 
außerhalb Landes gelegen: ſo muß die Verlautba⸗ 
rung bey den dortigen Gerichten, und nach den 
Geſetzen des Orts gefchehen. 

„369. Iſt nach den Geſetzen des perſoͤnlichen 
Gerichtsſtandes der Eheleute, keine Gütergemein⸗ 
ſchaft unter ihnen vorhanden: fo gilt fie auch nicht 
in Anfehung auswärtiger Grundſtüͤcke; wenn gleich 
ſonſt an dem Orte, wo bieje Grundſtſuͤcke liegen, 
die Gemeinſchaft der Guter obwaltet. 


$. 370. 
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$. 370, Auch von ſolchen, Grundſtücken, die 
an ſich der Gemelnſchaft nicht unterworfen find 
(F. 363.), gehören die Nutzungen in der Regel 
zum gemeinſchaftlichen Vermögen. 

9. 371. Der Erwerb beyder Ehegatten wäͤchſt 
dem gemeinfchaftlichen Vermögen zu. 

9. 372. Was während der Ehe durch Glucks 
fälle, Geſchenke, Erbſchaſten oder Vermächtniſſe, 
Einem der Ehegatten zufaͤlt, und feiner. Matur 
nach der Gemeinschaft fähig iſt (F. 363.), wird 
gemeinſchaftlich. 

$. 373. Doch kann ‚derjenige, welcher Einem 
der Ehegatten ein Grundſtück oder ausſlehendes 
Capital ſolchergeſtalt zuwendet, das Miteigenthum 
des andern Ehegatten durch eine ausdrückliche Er⸗ 
klaͤrung ausſchlleßen. 

H. 374. Er muß aber alsdann dafur ſorgen, 
daß die Ausſchließung in dem Hypothekenduche des 
Grundſtücks vermerkt, oder dem Schuldner des 
Capitals gerichtlich bekannt gemacht werde. 

9. 375. Iſt die Zuwendung in einer letzten 
Willensverordnung geſchehen: fo muß der Richter, 
welcher dieſe Verordnung publicirt,. der Ehefrau, 
ſo weit dieſelbe dabey ein Intereſſe hat, zur Be⸗ 
ſorgung der Eintragung oder Bekanntmachung, 
einen Curator beſtellen. 

J. 376. Sit die Eintragung oder Bekanntma⸗ 
chung unterblieben: ſo gilt vie Ausſchließung der 
Communion zwar unter den Egeleuten, aber nicht 
in Anſehung eines Dritten. 

$ 377. Dem Ehemanne gebührt die Verwal⸗ 
tung des gemeinſchaftlichen Vermögens. 

$. 378. Doch kann er Grundſtücke und Gerech⸗ 
tigkeiten nicht ohne Einwilligung der Frau verpfaͤn⸗ 
den oder veraͤußern. 

H. 379, Caopitalien, die auf den Namen der 
Frau, ihres Erblaſſers oder Geſchenkgebers, a 
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auf den Namen beyder Eheleute geſchrieben find, 
kann er ohne Bewilligung der Frau nicht aufkuͤndi⸗ 
gen oder einziehn. 

$. 380. Außerdem gelten alle von dem Manne, 
in Anfehung des gemeinſchaftlichen Vermögens, 
auch einfeitig getroffenen Verfügungen: und dies 
Vermögen haftet für alle während der Ehe von ihm 
gemachten Schulden. 

$. 381. Auch Schenkungen des Mannes aus 
dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen, kann die Frau 
der Regel nach nur in fo weit anfechten, als ihr,“ 
wenn fie die Schenkung ſelbſt gemacht hatte, der 
Widerruf nach den Geſetzen verſtattet ſeyn wurde. 

F. 382. In fo fern aber der Mann durch Schen⸗ 
kungen, die aus bloßer Freygebigkeit herrühren, 
das gemeinſchaftliche Vermögen, ohne Einwillk⸗ 
gung der Frau, dergeſtalt erſchöpft hätte, daß 
nach getrennter Ehe die Frau nicht jo viel, als fie 
in die Gemeinſchaft gebracht hat, zurückerhalten 
koͤnnte: ſo iſt die Frau berechtigt, vergleichen 
Schenkungen in ſo weit zu widerrufen, als es zur 
Ergänzung des Fehlenden nothwendig ift 

F. 383. Einſritige Schenkungen des Mannes, 
welche die Frau nach vorſſehenden Grundfäßen 
hatte widerrufen konnen, werden, wenn kein Wi⸗ 
derruf erfolgt, bey der Auseiganderſetzung unter 
den Eheleuten, auf den Ancheil des Mannes ger 
rechnet. 

$. 384. Geldſirafen, in welche der Mann ver⸗ 
urtheilt wird, ingleichen die ihm zur Laſt fallenden 
Koſten einer gegen ihn verhängten Unterſuchung, 
konnen aus dem gemeinſchaftlchen Vermögen bey⸗ 
getrieben werden. 

F. 385. Doch muͤſſen dergleichen Geldſtrafen, 
fo wie die Inquiſitionskoſten, bey erfolgender Auf⸗ 
bebung der Gemeinſchaft, auf den Antheil des 
Mannes angerechnet werden. 3 

$. 386. 
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F. 388. Grundſtͤcke und Gerechriafeiten, wel⸗ 
che die Frau in die Gemeinſchaft gebracht hat, kön⸗ 
nen wegen einſeitiger Schulden des Manges, die, 
derſelbe, bey erfolgender Auseinanderſetzung, auf 
feinen Antheil ſich anrechnen laſſen müßte, nur 
alsdann angegriffen werden; wenn das übrige ges 
meinſchaftliche Vermoͤgen zu deren Bezahlung 
nicht hinreicht. 

F. 387. Hat die Frau gegen eine vorhabende 
Verfügung des Mannes demjenigen, mit welchem 
fie vollzogen werden ſoll, ihren Widerſpruch aus 
druͤcklich geaͤußert: fo muß die Ergänzung ihr 
ter Einwilligung durch den Richter abgewartet 
werden. 

d. 388. In allen Fällen, wo die Frau ihre Ein⸗ 
willigung verſagt, kann ſelbige von dem vormu 
ſchaftlichen Gerichte ergänzt werden; wean ſich 
nach vorhergegangener Unterſuchung findet, daß 
die Verfügung des Mannes nach den Umſtänden 
nothwendig, oder dem Intereſſe der Frau un⸗ 
nachtheilig fen. 

H. 389. Schulden einer in der Guͤtergemein⸗ 
ſchaft lebenden Frau find nur in den §. 322-325. 
bis 328. beſtimmten Fällen gültig, und in Anſe⸗ 
hung des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens ver⸗ 
bindlich. 

$. 390. Doch gilt wegen der Geldſtrafen, in 
welche die Frau verurthellt worden, und wegen 
der Koſten einer gegen fie verhaͤngten Unterſu⸗ 
chung, eben das, was in Anſetung des Mannes 
$ 385. verordnet iſt. 

F. 391. Auch ſolche Schulden beyder Ehegat⸗ 
ten, welche ſchon vor vollzogener Heirath ge⸗ 
macht worden, werden der Regel nach derge⸗ 
ſtalt gemeinſchaftlich, daß die Gläubiger ſich 
deswegen an das gemeinſchaftliche Vermoͤgen 
halten konnen. 

Augen. Geſegb. ul. Band. D 9. 392. 
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F. 392, Hat jedoch ein Ehegatte mehr Schulden 
als Vermögen in die Gemeinſchaft gebracht; ſo 
kann der andre innerhalb Zweher Jahre, nach volle 
zogener Ehe, auf die Abſonderung des Vermögens 
antragen. 1 

$. 393. Alsdann konnen die Glaͤubiger, deren 
Forderungen vor der Heirath entſtanden find, nur 
an das abgeſonderte Vermögen ihres eigentlichen 
Schuldners ſich halten. Ä 8 

$. 394. Den während der Ehe gemachten Schul⸗ 
den hingegen bleibt auch in dieſem Falle das gemein; 
ſchaftliche Vermoͤgen verhaftet” 

$ „ Iſt die swenjährige Friſt verſtrichen; 
fo kann ſelbſt dem verſchuldeten Etegatten, oder 
deſſen Erben, bey der Auseinanderſetzung, wegen 
der vor der Ehe gemachten Schulden nichts ange: 
rechnet werden. 

H. 396. Iſt in den Vertragen, Provinzialge⸗ 
feßen, oder Statuten, nur eine Geweinſchaft des 
Erwerbes feſtgeſetzt: ſo erſtreckt fi, dieſe der 
Regel nach auf den geſammten Erwerb beyder 
Eyeleute. 

F. 397. Gleich bey dem Eintritte in dieſe Ge; 
meinſchaft foll über das Vermoͤgen eines jeden der 
Ehegatten ein Verzeichniß aufgenommen werden. 

H. 398. In dieſem Verzeichniſſe find ſowohl bes 
wegliche als unbewegliche Sachen, zum Behufe 
einer künftigen Auseinanderſetzung, zu einem ges 
wiſſen Werthe anzuſchlagen. 

b. 399. Das Verzrichniß fol! gerichtlich begloan⸗ 
bigt, oder doch von beyden Eheleuten, mit Zuzie⸗ 
hung eines rechtskundigen Beyſtandes von Seiten 
der Frau, unterſchrieben werden. 

H. 400. Von allem, was in dieſem Verzeichniſſe 
nicht angegeben, and doch wirklich vorhanden iſt, 
wird vermuthet, daß es zum Erwerbe gehöre. 


$. 401. 


Gemeinſch. d. Güter unter Eheleuten. SE 


F. 401. If kein Verzeichniß aufgenommen wor⸗ 
den; fo gilt dieſe Vermuthung von allem, was bey 
der Auseinanderſetzung vorhanden iſt. 

F. 492. Etbſchaften und Wermächtniffe, welche 
Einem der Ehegatten zufallen, gehören nicht zu der 
Gemeinſchaft des Etwerbes. 

$. 403. Ein Gleiches gilt von Geſchenken, die 
auf einer bloßen Freygebigkeit beruhen. 

F. 404. Alle andere Glͤͤcksfälle, die ſich nach 
eingegangener Gemeinſchaft ereignen, gehoren ohne 
Ausnahme zum Erwerbe. 

$. 405. Auch werden von allen Stücken, die an 
ſich zue Gemeinſchaſt nicht gehören, die Nußungen 
dennoch zum gemeinſchaftlichen Erwerbe gezogen. 

$. 406. Durch die Gemeinſchaft des Etwerbes 
wird kein Ehegatte zur Bezahlung der beſondern 
Schulden des andern aus der Subſianz feines Ver⸗ 
moͤgens verpflichtet. 

F. 407. Der gemeinſchaftliche Erwerb hingegen 
kann von den Glaͤubigern des Mannes, oßne Un⸗ 
terſchied, ob die Schulden vor oder nach der Hei⸗ 
rah entſtanden find, angegriffen werden. 

H. 408. Auch die Glaͤubiger der Frau koͤnnen 
an den Etwerb ſich halten, wenn ihre Forderungen 
nach H. 389. gültig, oder noch vor der Heirat; ent⸗ 
ſtanden ſind. 

H. 459. Wird durch die beſondern Gläubiger des 
Einen Ehegatten der gemeinſchaftlſche Erwerb ges 
ſchwächt: ja kann der andre Erſatz aus dem eigens 
thümlichen Vermögen des erſtern fordern. 

$. 410. Hat der verſchuldete Ehegatte kein eis 
genthuͤmliches Vermögen in die Ehe gebracht : fo 
kann der andre, binnen Zwey Jahren nach einge⸗ 
gangener Gemeinſchaft, auf die Abſonderung des 
Erwerbes, jedoch nur in Anfehung der Zukunft, 
antragen. 
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F. 471. Außer, votſtehenden Beſtimmungen 
(F. 4024100, gilt, wegen der Rechte und Pflich⸗ 


ten der Eßeleute bey einer Gemeinſchaft des Erw' 
bes, eben das, was wegen der Gemeinſchaft der 
Guͤter überhaupt $. 378388. verordnet iſt. 

H. 412. Die Gemeinſchaft der Güter, oder des 
Erwerbes, kann durch Verträge vor der Heitath 
ausgeſchloſſen werden. 

F. 413. Während der Ehe hingegen finder die 
Aufhebung einer ſolchen auf Provinzialgeſetze 
oder Statuten ſich gruͤndenden Gemeinſchaft, auch 
mit Bewilligung beyder Eheleute, in der Regel 
nicht ſtatt. 

F. 414. Selbſt Minderjährige können eine ſol⸗ 
che Gemeinſchaft, in ſo fern dieſelbe durch ihre 
Verheirachung einmal entflanden ist, nach erlang: 
ter Volljährigfeit nicht widerrufen. 

F. 415. In wie fern aber die Entſtehung der 
Communion bey der Verheirathung minderjaͤhri⸗ 
ger Pflegebefohlnen weiblichen Geſchlechts aus⸗ 
geſetzt bleibe, iſt gehörigen Orts beſtimmk. 
(Tit. XVIII. Aöſchn. VIII.) 

F. 416. Wenn Eheleute ihren erſten Wohnſitz, 
wo feine Guͤtergemeinſchaft war, an einen andern, 
wo dieſelbe ſtatt findet, verlegen; fo konnen fie die 
nach §. 382. daraus entſtehendeu Folgen durch ei⸗ 
nen Vertrag ausſchließen. 

H. 41). Geſchieht die Verlegung des Wohn⸗ 
fißes, in ſtehender Ehe, von einem Orte, wo Ge 
meinſchaft der Guͤter oder des Erwerbes obwal⸗ 
tet, an einen andern, wo ſie nicht ſtatt findet: fo 
kann die unter den Eheleuten entſtandene Gemein⸗ 
ſchaft durch einen Vertrag wieder aufgehoben 
werden. 

$. 418. Ueberhaupt Iſtehet es den Eheleuten 
zu allen Zelten frey, die Folgen der Gemein⸗ 
ſchaft, ſo weit ſich dieſelben nur auf ihre kuͤnf⸗ 
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tige Succeſſion erſtrecken, durch Verträge aufzu⸗ 
heben oder abzuändern. 

H. 419. Eine bloß durch Vertrag entſtandene 
Gemeinschaft kann zu allen Zeiten auch durch Vers 
trag wieder aufgeheben werden. 

F. 420. Auf den einſeitigen Antrag des einen 
Ehegatten kann die Aufhebung der Gemeinſchaft 
in dem Falle des H. 392. 410. erfolgen. 

$. 421. Sernet alsdaun, wenn der eine Ehe⸗ 
gatte in Concurs verſunken iſt, und der andre 
von der Gemeinſchaft für die Zukunft wieder abge⸗ 
hen will. 

$. 422. In allen Fällen, da die Gemeinſchaft 
der Guͤter oder des Erwerbes ausgeſchloſſen, oder 
aufgehoben werden ſoll, muß dieſes gerichtlich ver⸗ 
lautbart, und in den Zeitungen oder Intelligenz⸗ 
blättern der Provinz, zu dreyenmalen innerhalb 
Vier Wochen, bekannt gemacht werden. - 

F. 423. Bey Kaufleuten in Handelsftädten muß 
außerdem die Bekanntmachung auf der Boͤrſe, oder 
durch die Kaufmannsälteſten; und bey Zunftge⸗ 
noſſen durch die Vorſteher der Zunft geſchehen. 

§. 424. Auch muß die geſchehene Ausſchlieſ⸗ 
ſung oder Aufhebung der Gemeinſchaft bey allen 
Grundſtͤcken, welche ſonſt der Gemeinſchaft un⸗ 
terworfen ſeyn wuͤrden, im Hypothekenbuche ver⸗ 
merkt werden. 

$. 428. In dem Falle des $. 417. muß die Bes 
kanntmachung an dem Orte des vorigen Wohnſi⸗ 
zes geſchehen. J 

$. 426. Wenn Eheleute, welche die an dem 
Orte ihres erſten Wohnſitzes obwaltende Gemein⸗ 
ſchaft durch einen Vertrag ausgeſchloſſen haben, 
an einen andern Ort ziehen, wo dergleichen G. 
meinſchaft ebenfalls ſtatt findet: ſo muß die B 
kanntmachung des ausſchließenden Vertrages da⸗ 
ſelbſt wiederholt werden. 

D z F. 427. 
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F. 427. Die Aufhebung der während der Ehe 
einmal entſtandenen Gemeinſchaft äußert ihre Wir⸗ 
kungen, in Anſetzung der Eheleute ſelbſt, vom 
Tage der gerichtlichen Erklarung. 

F. 428. In Anfehung eines Dritten aber, wel⸗ 
cher einer fruͤhern Wiſſenſchaft nicht überführt wer⸗ 
den kann, äufern ſich dieſe Wirkungen erſt nach 
Ablauf des zur Bekanntmachung beſtimmten vier⸗ 
woͤchentlichen Zeitraums. 

F. 429. Sf die $. 423. vorgeſchriebene Art der 
Bekanntmachung unterblieben: ſo kann die geſche⸗ 
bene Ausſchließung oder Aufhebung denjenigen, 
welchen ſie, auf dieſe Art haͤtte bekannt gemacht wer⸗ 
den ſollen, nicht entgegen geſetzt werdeu. 

F. 430. Iſt der H. 424. vorgeſchriebene Vermerk 
in den Hypothekenbüchern unterblieben; ſo kann 
die Aufhebung der Gemeinſchaft, in Gefchäften, 
welche dergleichen Grundſtuͤcke betreffen, einem 
Dritten nicht nachtheilig ſeyn. 

$. 437. Ueberhaupt bleiben, auch nach Aufhe⸗ 
bung der Gemeinſchaft, den Gläubigern, deren 
Forderungen während derſelben entſtanden ſind, 
ihre Rechte an das gemeinſchaftlich geweſene Ver⸗ 
moͤgen ungeändert vorbehalten. 

F. 432. In allen übrigen Stücken aber werden 
die Rechte und Pflichten der Eheleute, ſowohl un 
ter ſich, als gegen Andre, ſo beurtheilt, als ob 
gar keine Gemeinſchaft unter ihnen entſtanden 
ware, 

F. 433. Wie alsdann bey der Auseinander⸗ 
ſetzung und Abſonderung des Vermoͤgens zu 
verfahren ſey, iſt im folgenden Abſchnitte bes 
düimmt. 


Sieben⸗ 
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F. 434. Wird die Ehe durch den Tod getrennt: gearfpnig. 
ſo muß der uͤberlebende Ehegatte den verſtorbenen 
anſtaͤndig begraben laſſen. 

9.435, Können die Begraͤbnißkoſten aus dem 
Nachlaſſe nicht beſtritten werden: ſo iſt der Ueber⸗ 
lebende zu deren Bezahlung ſo weit, als ſein Ver⸗ 
mögen hinreicht, verbunden. 

. 436. Die Wittwe mag ein ganzes, der Witt- Trauer. 
wer aber ein halbes Jahr, um den verſtorbenen 

Ehegatten trauren. 

H. 437, Erfolgt innerhalb der Trauerzeit eine 
anderweitige gültige Verhelrathung: jo wird da⸗ 
durch die Trauer geendigt. 

F. 438. Die Rechte des überlebenden Ehegatten bfelze. 
auf das Vermögen des Verſtorbenen, muͤſſen zu⸗ 
voͤrderſt nach den obwaltenden Verträgen; in deren 
Ermangelung nach guͤltig errichteten letztwilligen 
Verordnungen; wenn aber beyde nicht vorhanden 
ſind, nach den Geſetzen beſtimmt werden. 

$. 439. Erbvertraͤge konnen Eheleute ſowohl I. Aus Vier 
vor als nach der Verhelrathung schließen. aalen. 

. 440. Was von Erbverträgen überhaupt, und 
von Verträgen unter Verlobten oder Eheleuten in⸗ 
ſonderheit verordnet iſt, findet auch bey ſolchen Erb⸗ 
vertraͤgen Anwendung. (Th. I. Tit. XII. Abſchn. II) 

$. 441: Doch iſt die gerichtliche Aufnehmung 
eines Erbvertrages unter Eheleuten nur alsdann 
nothwendig, wenn die Frau dadurch an den nach 
den Geſetzen ihr zukommenden Rechten etwas ver⸗ 
lieren ſoll. 


D 4 9. 442. 


56 Zweyter Theil. Erſter Titel. 


F. 442. Wenn Erbvertraͤge unter Eheleuten 
durch gegenseitige Bewilligung wieder aufgeho⸗ 
ben werden tollen: fd muß dieſe Einwilligung, ſo⸗ 
bald dabey die Frau im Verhältniſſe gegen die in 
dem Vertrage ihr zugeſicherten Rechte etwas ver⸗ 
lieren ſoll, gerichtlich erklärt werden. 

9. 443. So lange dergleichen gerichtliche Erz 
klärung nicht erfolgt iſt, beſteht ein ſolcher Erb: 
vertrag, wenn gleich aus der Ehe Kinder erzeugt 
worden, die aber vor den Aeltern wieder verſtor⸗ 
ben ſind. 

9. 444. Sind aber bey dem Tode des einen 
Ehegatten Kinder oder weitere Abkömmlinge aus 
dieſer Ege vorhanden, und iſt ihrentwegen in dem 
Erbvertrage nichts beſtimmt: ſo finden eben die 
Vorſchriften ſtatt, wie in dem Falle, wenn in ei⸗ 
nem Teftumente wegen nachgeborner Kinder nichts 
verordnet iſt. (Tit. II. Abſchn. V.) 

. 445: Wenn es nach ber Faſſung des Erb⸗ 
vertrages zweifelhaft iſt: ob der uͤberlebende Ehe⸗ 
gatte durch die darin ausgeworfene Summe oder 
Sache abgefunden; oder ob ihm ſelbige nur vor⸗ 
aus beichieden ſeyn ſolle: fo ſtreitet die Vermu⸗ 
thung fur erſteres. 

3. 446. Wenn jedoch der e Ver⸗ 
mögen von verſchiedener Art, z. E. lehn und 
ſreyes Vermögen, beſeſſen hat, und im Vertrage 
nur beſtimmt iſt, was der Ueberlebende aus der 
einen Art des Vermoͤgens haben ſolle: ſo bleiben 
ihm in der andern feine Succeſſionsrechte vor⸗ 
behalten. 

$. 447, Wenn es nach der Faſſung zweifelhaft 
iſt: ob Eheleute einen Erbvertrag, oder nur ein 
vocchfelfeitiges Teſtament haben errichten wollen: 
ſo wird letzteres vermuthet. 

F. 448. Iſt aber die Erbfolge durch einen wirk⸗ 
lichen Vertrag beſtimmt: ſo ſteht es nicht in der 
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Macht des Ueberlebenden, von dem Vertrage 
abzugehen, und die geſetzliche Erbportion zu 
wahlen. 

$. 449. Doch kann diefe Wahl, in dem Ver⸗ 
trage ſelbdſt, dem uͤberlebenden Egegatten vorbe⸗ 
halten werden. 

$ 450. Auch ohne dergleichen Vorbehalt bleibt 
die Waßl dem Ueberfebenden alsdann frey, wenn 
über den Nachlaß des Verſtorbenen in dem Vers 
trage ausdrücklich zum Beſten einer gewiſſen ber 
ſtummten Perſon verordnet, und dieſe Perſon zur 
Zeit des eintretenden Sterbefalles nicht mehr vor: 
handen iſt. 

$ 451. So weit in dem Erbvertrage wegen des 
eigenthümlichen Vermögens des überfebenden Eher 
garten nichts beſtimmt iſt; ſo weit finden darauf 
die bey der geſetzlichen Erbfolge vorgeſchriebenen 
Grundſätze Anwendung. 

F. 452. Der Theil des Vermögens, welchen Eherer, 
die Ehefrau dem Manne anf den Todesfall durch Wacheuk. 
Vertrag ausſetzt, heißt das Ehevermoͤchtuiß. 

H., 453. Während des lebens beyder Eher 
leute hat der Mann, des Eßevermöͤͤchtniſſes we⸗ 
gen, keine beſondre Rechte in dem Vermögen 
der Frau. 

F. 454. I dem Manne eine beſtimmte Sache 
oder Summe zum Ehevermächtniffe beſchieden: ſo 
wird er, in Beziehung auf die Erben der Frau, 
als legatarius angefchen, 

F. 455: Beſteht aber das Ehevermächtnif aus 
einem nur in Verhaͤltniß gegen das Ganze be⸗ 
ſtimmten Theile (pars quota) des Nachlaſſes; fo 
hat der Mann die Rechte und Pflichten eines 
Miterben. 

$. 456. Was der Mann der Frau aus feinem rgenver, 
Vermdaen auf den Todesfall eigenthämlich aus: Pede 
ſetzt, heißt das BINNEN 
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$. 457. Wird der Frau nur der Nießbrauch ge⸗ 
wiſſer Guter oder Capitalien angewieſen? fo beißt 
es ein beibgedinge. 

H. 459. Eine jährliche Summe, die der Frau 
aus dem Nachlaſſe des Mannes zu ihrem Unter⸗ 
halte während des Wittwenſtandes ausgeſetzt wor⸗ 
den, wird WWirrhum genannt. 

. 459. Iſt die Summe des Gegenbermaͤchtniſ⸗ 
ſes im Vertrage nicht beſtimmt; wohl aber die Ab⸗ 
ſicht der Contrahenten, daß daffeibe mit dem Eins 
gebrachten in Verhältniſſe ſtehen folle, aus der Faß⸗ 
fung und den Umftänden erſichtlich: fo iſt das Ge⸗ 
genvermachtniß auf die Hälfte des Eingebrachten 
feftsufegen. 

$. 460. IR eine ſolche Ruͤckſicht auf die Summe 
des Eingebrachten aus dem Vertrage nicht zu ent⸗ 
nehmen: ſo wird das Gegenvermͤͤchtniß dem Ehe⸗ 
vermäͤchtniſſe gleich geſetzt. 

$. 451. Sit auch fein Ehevermͤchtniß beſtimmt: 
fo iſt die Ausſetzung eines ſolchen ohne Beſtimmung 
einer Summe angewieſenen Gegenvermäͤchtniſſes 
ohne Wirkung; und die uͤberlebende Ehefrau kann 
nur auf die gefeßliche Erbfolge Anſpruch machen. 

F. 462. Iſt die Summe des Witthums im Ver⸗ 
trage unbeſtimmt geblieben: ſo muß der Richter 
dieſelbe auf den, nach Verhoͤltniß des Standes der 
Frau, notpduͤrftigen Unterhalt, fo weit die Nutzun⸗ 
gen ihres eignen Vermoͤgens dazu nicht hinreichen, 
beſtimmen. 

F. 463. Kann die Frau ſich dieſen nothduͤrfti⸗ 
gen Unterhalt aus eignen Mitteln verſchaffen: fo 
iſt fie dennoch, in dem H. 462. angegebenen Falle, 
den vierten Theil der richterlich ausgemeſſenen 
Summe aus dem Nachlaſſe des Mannes zu fordern 
berechtigt, 


F. 464. 
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F. 464. Iſt eine beſtimmte Summe zum Wit⸗ 
thume verſchrieben, und auf die Nutzungen eines 
Grundſtäcks, oder die Zinfen eines Capitals bloß 
angewieſen: fo muß, wenn dieſe Einkuͤnfte oder 
Zinſen unzureichend ſind, das Fehlende aus dem 
uͤbrigen Nachlaſſe des Mannes ergaͤnzt werden. 

F. 465. Die Frau hat, wegen der, auf den To⸗ 
desfall des Mannes, durch Verträge vor oder waͤh⸗ 
rend der Ehe ihr ausgeſetzten Vortheile, ein glei⸗ 
ches Recht, Sicherheitsbeſtellung von dem Manne 
zu fordern, wie wegen ihres Eingebrachten. 

H. 466. Auch genießt fie, bey entſtandenem Zah⸗ 
lungs Unvermögen des Mannes, die in der Eon⸗ 
cursordnung näher beſtimmten Vorrechte. 

$. 467. So weit jedoch der Mann, zur Zeit der 
Einräumung dieſer Vortheile, erweislich ſchon über 
fein Vermögen verſchuldet war, muß die Frau das 
mit allen andern Glaͤubigern nachſtehen. 

„468. Sind dieſe Vortheile auf einen nur im 
Verhaͤleniß gegen das Ganze beſtimmten Theil der 
Verlaſſenſchaft des Mannes (pars quora) feſtgeſetzt: 
fo kann die Frau, bey entſtandenem Zahlungs- Hits 
vermögen des Mannes, deshalb keinen Anſpruch 
machen. 

F. 469. Nach dem Tode des Mannes wird das 
Gegenvermaͤchtniß ein freyes und unwiederrufſiches 
Eigenthum der Frau. 

$. 470. leibgedinge und Witthum aber fallen 
nach dem Tode der Frau an die Erben, oder 
Schns = oder Fideicommiß⸗Folger des Mannes 
zurück. 

$. 471. Auch hören Leibgedinge und Witthum 
auf, wenn die Frau ſich wieder verheirathet. 

F. 472. Das einer Frau zur Bedingung geſetzte 
Verbot, ihren Wittwenſtand zu ändern, wird 
nicht nur in Anſehung des Leibgedinges und Wit⸗ 
thums, ſondern auch in Anfehung der von einem 
2 Dritten 
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| 
1 
| Dritten ihr unter dieſer Bedingung zugewendeten 
N Vortheile, außer dem Falle einer wirklichen Hei⸗ 
rath, nur alsdann für uͤbertreten geachtet, wenn 
dieſelbe einer zum öffentlichen Aergerniß gefuͤhr⸗ 
ten liederlichen lebensart gerichtlich uͤberwieſen 
worden. 

F. 473. Das durch anderweitige Heirath ein⸗ 
0 mal verlorne Recht, lebt in dem darauf folgenden 
verwittweten Stande nicht wieder auf. 

F. 474. Hat die Frau, gegen Erhaltung des 
| keibgedinges oder Witthums, ihr Eingebrachtes 

ganz oder zum Theil in der Erbſchaftsmaſſe des 


N Mannes zutücklaſſen muͤſſen: ſo können ihr jene 
Vorthelle auch aus deu F. 47 1. 472. angegebenen 
Gruͤnden nicht wieder entzogen werden. 

§. 478. Iſt der Frau die Wahl gelaſſen: ob ſie 
ihr Vermögen zuruͤcknehmen, oder Witthum for, 
dern wolle: fo iſt fie nicht ſchuldig, ſich vor Abe 
lauf des Trauerjahres zu erklaren. 

§. 476. Hat fie aber alsdann einmal gewählt: 
ſo kann ſie von ihrer Erklarung nicht wieder 
abgehen. 

N 9.477. Was fie in der Zwiſchenzeit aus dem 
| Machlaſſe des Mannes erhalten hat, das wird ihr 
3 nach Maaßgabe ihrer Erklaͤrung, auf ihr Einge⸗ 
brachtes, oder auf das Seibgedinge oder Witthum 
0 angerechnet. 

F. 478. Ein Vertrag, wodurch Eheleute aus 
eignem Vermögen einen Erbſchatz beſtellen, gilt 
nur als ein Erbvertrag. 

§. 479. Es kann alſo dergleichen Beſtellung, 

Ein wahrend des Lebens beyder Eheleute, mit ihrer ges 
meinſchaftlichen Bewilligung, zu allen Zeiten; und 
wenn fie von einem unter ihnen bloß durch elnſei⸗ 
tige Erklärung geſchehen iſt, von dem Befteller 
auch einſeitig widerrufen werden. 


9. 480. 
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F. 480. Wenn aber einer der Ehegatten verſtor⸗ 
den iſt: fo finden wegen der Succeſſion in den Erb⸗ 
ſchatz die Vorſchriften F. 547, lach, Anwendung. 

F. 481. Sind feine Verträge, wodurch die Erb: 
folge beittimmt wird, vorhanden; fo dient die von 
dem verftorbenen Ehegatten binterlaſſene lezte Wi 
lensverordnung zur Richtſchnur. 

$. 482. Mur Eheleuten iſt es erlaubt, wechſel⸗ 
feitige Teſtamente über ihren Nachlaß zu c 
(Sb. I. Lit. XII. 8.614. .) 

F. 483. Um Betrug und Ueberliſtung zu ver⸗ 
a ſollen nur ſolche Teſtamente als wechſel⸗ 
ſeitige gelten, welche in Einem Inſtrumente lich 
tet worden. 

F. 484. Sind dergleſchen Teſtamente von ir 
den Thellen unterſchrieben, und dem Gerichte übel 
geben worden: ſo kommt es nicht darauf an, wer 
den Aufſatz ſelbſt gefertigt habe. 

485. Dergleichen wechſelſeitige Deſtamente, 
in 0 faßt dieſelben nicht etwa als ein wirklicher 
Vertrag errichtet, und mit der bey Erbverträ⸗ 
gen vorgeſchriebenen Form verſegen ſind, werden 
ſchon durch den Widerruf Eines der Ehegatten 
vernichtet. 

F. 486. Hat jedoch der andre Ehegatte weder 
ſeines Orts ausdrücklich widerrufen, noch eine 
andre letztwillige Verordnung errichtet; ſo beſte⸗ 
hen diejenigen Vermaͤchtniſſe, welche er in dem 
wechſelſeitigen Teſtamente andern als ſolchen Per⸗ 
ſonen, die bloß mit dem Widerrufenden als Ver⸗ 
wandte oder beſondte Freunde verbunden find, aus⸗ 
geſetzt hat. 

F. 487. Bloße Aenderungen und Zufäße bey 
Bermächtniffen, und andern dergleichen Verfuͤ⸗ 
gungen, wirken niemals die Vernichtung des ge⸗ 
genſeitigen Teſtaments. y 


$ 488. 


Ir. Aue, 
bew, 
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§. 488. Sie ſind aber unguͤltig, in fo fern fie 
bloß einſeitig gemacht worden, und zum Nachthelle 
der überlebenden Ehegatten abzielen. 

F. 489. Wenn die Ehe unter den wechſelſeitig 
teſtirenden Eheleuten durch Scheidung getrennt 
worden: ſo verliert das ganze wechſelſeitige Teſta⸗ 
ment von ſelbſt feine Gültigkeit. 

F. 490. Auch nach dem Tode des einen Ehegat⸗ 
ten hat 9 überlebende die Wahl: ob er die Erb⸗ 


ſchaft aus dem Teſtamente antreten, oder ausſchla⸗ 


gen wolle. 8 
F. 491. Entſagt er der Erbſchaft aus dem Teſta⸗ 
mente: ſo finden die Vorſchriften des Neunten Ti⸗ 
tels im Erſten Theile $. 398. (gg. Anwendung. 

H. 49a. Nimmt er die Erbſchaft aus dem Teſta⸗ 
mente an: jo kann er auch von feinen eignen Vers 
ordnungen nicht wieder abgehn; in ſo fern 
aus der Faſſung, oder aus den Umftänden erhel⸗ 
let, daß der Erſtverſtorbene ihm feinen Nachlaß, 
in Rüͤckſicht auf dieſe Verfügungen, zugewen⸗ 
det habe. n 

F. 493. Dies wird hauptſaͤchlich bey ſolchen Ver⸗ 
ordnungen des überlebenden Ehegatten vermuthet, 
welche zum Beſten der gemeinſchaftlichen Kinder, 


oder der Verwandten oder beſondern Freunde des 


Erſtverſtorbenen abzielen. 
H. 494. Wechſelſeitige Teſtamente, worin beyde 


Theile ſich des Widerrufs ausdrücklich begeben has 


ben, find als Erbvertraͤge anzuſehen. 

$. 495, Haben die Eheleute die Erbfolge weder 
durch Ketige, noch durch letzte Willensverord⸗ 
nungen beſtimmt: fo wird nach den Statuten oder 
Provinzialgeſetzen des letzten perfönlichen Gerichts⸗ 
ſtandes des Verſtorbenen verfahren. 

F. 496. Haben die Eheleute während der Ehe 
ihren Wohnſiß verandert: ſo hat der überlebende 
die Wahl: ob er nach den Geſetzen des letzten 

perſon⸗ 
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perſönlichen Gerichtsſtandes des Verſtorbenen, 
oder nach den Geſetzen desjenigen Orts, wo die 
Eheleute zur Zeit der vollzogenen Heirath ihren ers 
ſten Wohnſitz genommen haben, erben wolle. 
H. 497. In zweifelhaften Fallen gilt die Vermu⸗ 
chung, daß der dem uͤberlebenden Ehegatte, durch 
ſolche Geſetze beſtimmte Erbtheil, demſelben durch 
Teſtamente nicht geſchmaͤlert oder gar genommen 
werden konne. 4 

H. 498. Wenn alſo dem überlebenden Ehe 
gatten, in dem Teſtamente des Erſtverſtorbe⸗ 
nen weniger, als ſein ſtatutariſcher Erbtheil be⸗ 
trägt, ausgeſetzt worden; ſo kann derſelbe die Er⸗ 
gaͤnzung des Fehlenden aus dem übrigen Nachlaſſe 
fordern. 

§. 499, Nur in fo fern, als der uͤberlebende 
Ehegatte ſich folhe Handlungen, die eine Schei⸗ 
dung begruͤnden würden, bat zu Schulden kommen 
laſſen, kann ihm fein ſtatutariſches Erbtheil durch 
letztwillige Verordnungen geſchmaͤlert, oder genoin⸗ 
men werden. 

J. 800. Sind wegen der Erbfolge der Eheleute W. Nach 
keine oder nicht hinreichende Beſtimmungen in den Rechten. 
Provinzial⸗Geſetzbuͤchern oder Statuten enthalten: 
ſo ſoll nach folgenden allgemeinen Vorſchriften ders 
fahren werden. 

H. 891. Zuvörderſt werden die in dem Nach⸗ o Abfon 
laſſe befindlichen lehne und Fidelcommſfe, nebſt dun hach, 
Zubehör, demjenigen verabfolgt, auf, welchen laſſ nicht 
15 ws den Tod des letzten Beſizers -gedie, lch den 

ind, 

F. 502. Gleichergeſtalt nehmen diejenigen, wer 1) der Ges 
chen, nach Provinzialgeſezen oder Statuten, Jen und 
Heergeraͤche, Gerade, oder Niftel zukommen, die des Heers 
dazu gehörenden Stücke. geklihee. 

„ 50g. Heergeroͤche verläßt nur eine Perſon 
mannlichen Seſchlechts dem näͤchſten Anver⸗ 
wandten 
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wandten von männlicher Seite und maͤnnlichem 
Geſchlechte. 

F. Soc. Sind mehrere männliche Anverwand⸗ 
ten in gleichem Grade vorhanden: jo hat derjenige, 
welcher in Kriegsdienſten des Staats ſich befinder, 
auf das Heorgerathe vorzüglichen Anſpruch. 

os. Kann der Streit unter den mehrern 
gleich naben Verwandten nach dieſem Beſlim⸗ 
mungsgrunde nicht entſchieden werden: ſo hat der 
ältere, den Jahren nach, den Vorzug. 

$. os. Catholiſche Gelſtliche und proteſtan⸗ 
tiſche Prediger, die in einem wirklichen Kirchen⸗ 
amte ſtehen, nehmen und hinterlaſſen lein Heer: 
geräthe. 

. 507. Die Mitglieder geiſtlicher, auch catho⸗ 
licher Ritter-Orden, die nicht ſelbſt Prieſter find, 
bleiben hiervon ausgenommen. 

. 508. Gerade nimmt die uͤberlebende Frau 
aus dem Nachlaſſe des Mannes. 

F. 509. Niftel verläßt eine Frauensperſon der: 


enigen. Parſon weiblichen Geschlechts, welche mit 
ihr durch Weiber am naͤchſten derwandt iſt. 


$. 510. Sind mehrere Verwandtinnen von 
gleichem Grade vorhanden: ſo erhalten dieſelben 
die Miftel zu gleichen Theilen. 

$. 511. Egeliche Töchter ſchließen die unehe⸗ 


lichen, ſo wie dieſe alle weitere Verwandtin⸗ 


nen aus. 

. 512. Außer der abſteigenden Linie begründet 
die Verwandtſchaft durch uneheliche Geburt keinen 
Anſpruch auf die Niftel. 

N 513. Denenjenigen, welchen ein Recht auf 
Heergerälhe, Gerade und Niftel zukommt, kann 
daſſelbe durch letztwillige Verordnungen nicht ent⸗ 
zogen werden. 

$. 514. Wohl aber find Verkäufe, Veräuße⸗ 
rungen, und andre Verfügungen unter kebendi⸗ 

„ gen, 
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gen, ſowohl in Anſehung des Ganzen, als einzel⸗ 
ner dazu gehoͤrender Stücke, gültig. 

$ 515. Dergleichen Verfügungen konnen wer 
der unter dem Vorwande einer Simulation, noch 
einer Verletzung angefochten werden. 

$. 516. Der bedungene Preis oder Werth tritt 
auch hier nicht an die Stelle des Veräußerten. 

g. 517. Diejenigen, welchen Heergeraͤthe oder 
Miftel zukommt, muͤſſen ſich binnen Jahresfriſt, 
nach erfolgtem Anfalle, zur Ausuͤbung ihres Rechts, 
dey Verluſt deſſelben, melden. 

$ 518. Wer Hreraträthe oder Niftel zu ver⸗ 
laſſen nicht fähig iſt, der kann auch dergleichen von 
andern nicht ziehn. 

$. 519. Nach Provinzen, oder Oertern, wo 
kein Heergeräthe, oder keine Miftel gegeben wird, 
darf auch dergleichen nicht verabfolgt werden. 

$. 520. In allen Fällen, wo Heergeräthe oder 
Miftel denjenigen, welche ſonſt durch Provinzial 
geſetze oder Statuten dazu berufen ſind, aus einem 
oder dem andern der vorſtehenden Grunde nicht vers 
abfolgt werden duͤrfen, fallen dieſelben nicht dem 
nächſten nach ihm zu; ſondern fie bleiben in dem 
Nachlaſſe. 

$ 521. Wird jedoch unter mehrern gleich na⸗ 
ben Verwandtinnen eine oder die andere, aus den 
vorftehenden Gründen, von der Niftel ausgeſchloſ⸗ 
fen: fo wächft ihr Antheil den übrigen zu. 

. 522. Wo das Vermögen durch Schulden er⸗ 
ſchoͤpft wird, finder weder Gerade, Niftel, noch 
Heergeraͤthe ſtatt. 

9. 823. Das Heergeräthe begreift unter ſich 
das beſte Pferd; den Degen, deſſen ſich der Bere 
ſtorbene zum gewöhnlichen Gebrauche bedient 
hat; einen vollſtändigen Anzug von deſſen täge 
lichen Kleidern; ein Gebett Bette, noͤchſt dem 
beſten, beſtegend aus einem Ober und Unter 

Mugen. @cjenb, u. Band. E beste, 
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kette, einem Pfützl, zwey Kopfkiſſen, nebſt dazu 
gehoͤrigen Ueberzügen, und zwey Bettlaken; eln 
Diſchtuch, nebſt drey Servietten; und zwey Schuͤſ⸗ 
ſeln von Zinn oder anderem gemeinen Metalle. 

H. 524. Bey den in wirklichen Kriegesdlenſten 
ſtehenden Perſonen wird auch das, was ſie im 
Felde, oder in der Garniſon, zu oder bey Ver⸗ 
richtung ihres Dienſtes gewohnlich gebrauchen, 
ſo weit es vorhanden iſt, und nicht bey dem Re⸗ 
gimente zurückbleiben muß, zu ihrem Heergerä⸗ 
the gerechnet. 

F. 525. Zur Niftelgerade gehören nur die zum 
weiblichen Gebrauche allein gewidmeten Geräthe, 
Kleidungsſtuͤcke, Waͤſche und Koſtbarkeiten, nebſt 
den dazu gehörigen Behältniſſen. 

$. 526. Auch was zur leibwäſche oder Klel⸗ 
dungsſtacken zugeſchnitten, in Arbeit gegeben, 
oder genommen iſt, wird zur Niftel gerechnet. 

$. 527. Dagegen hat die Niftelerbin auf Koſt⸗ 
barkeiten, welche der Frau von dem Manne zum 
Gebrauche gegeben worden, und nach obigen Vor⸗ 
ſchriften nur als geliehen anzufehen find, keinen 
Anſpruch. 

$. 528. Die volle Gerade begreift zuvorderſt 
alles unter ſich, was nach H. 525. 526. zur Niftel⸗ 
Gerade gehoͤret. 

§. 529. Außerdem werden dazu gerechnet die 
zum alltäglichen Gebrauche in der Hauswirthſchaft 
beſtimmten Mobilien. 

F. 530. Ferner alle Arten von keinwand, ver⸗ 
arbeitet oder unverarbeitet; wie auch Flachs und 
Garn, ſo weir alle dieſe Sachen zum Gebrauche 
in der Wirthſchaft beftummt find. 

. 531, Auch die zum Hausgebrauche gewidme⸗ 
ten Vorräthe an Eßwaaren werden zur vollen 
Gerade gerechnet. 


7 F. 532. 
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d. 532. Stall: und Kullergerächihaften gehö⸗ 
ren nicht zur Gerade. 

$: 333, Auch Mobilien, die bloß zur Pracht 
dienen, ſind darunter nicht mit begriffen. 

$. 84. Nur ben Ablſchen werden Kuciche und 
Pferde, deren ſich die Eheleute zu ihrem pe ſoͤnel⸗ 
chen Gebrauche gewöhnlich bedient haben, zur vol⸗ 
len Gerade gerochnet. 
$ 535. Sind mehrere Städe von diefer Art 
vorhanden; fo kommt die Wahl der Wittwe zu, 

H. 536. Vorſtehende Beſtimmungen in Anſe⸗ 
hung der Gerade, der Niftel, und des Heergera⸗ 
thes, eisen insg ſammt nur auf den Fall, wenn 
in den Provinzial: oder ſtatutariſchen Geſetzen ein 
Anderes nicht ausdrücklich verordnet iſt. 

$. 537. Die Vorſchkriften der Provinzial und 
ſtatutariſchen Geſetze muͤſſen genau nach den Wor⸗ 
ten angewendet werden; und es finden dabey keine 
ausdehnende Erklärungen ſlatt. 

b. 538. Dunkle Vorschriften ſolcher Provin- 
zial? oder ſtatutariſchen Geſetze muͤſſen nach den 
Grundſaͤtzen dieſes allgemeinen Geſetzbuchs er⸗ 
klart werden. 

$. 539. In Provinzen, wo bisher kein Heerge⸗ 
röthe oder keine Gerade üblich geweſen find, ſollen 
dieſelben auf den Grund dis gegenwaͤrtigen Ce 
ſetzbuchs nicht eingeführt werden. 

$. 5.10. Ferner wird der Erbſchaß, wenn der: 3) des Erz, 
gleichen vorhanden iſt, von dem Nachlaſſe abge- ſchagztes. 
ſondert. (5. 376. (g.) 

F. Sal. Weder die Substanz des Etbſchahes, 
noch die davon zu ziehenden Nutzungen, können 
dem uͤberlebenden Ehegatten auf ſein geſetzmaͤßi⸗ 
ges Erbetzell angerechnet werden. 

$. sda. Wohl aber wird in dem Falle des 
F. 463. bey Beſtimmung des der überlebenven 
Ehefrau auszuſetzenden Witthums, auf die ihr zu 

E 2 gute 
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gute kommenden Nutzungen des Erbfchaßes mit 
Ruͤckſicht genommen. 
Y des ei, H. 543. Auch das eigenthuͤmliche Vermögen des 
Feen der, aberlebenden Ehegatten iſt von dem Nachlaſſe des 
mögens des Verſtorbenen abzuſondern. 


de ebe F. 544 Bey diefer Abſonderung kommt dem 
satten, Manne, deſſen Erben oder Gläubiger, im zweifel⸗ 
} haften Falle die Vermuthung zu ſtatten, daß das 


Vorhandene zu feinem Vermögen gehöre, 

g a) des vor F. 545. Das vorbehaltene Vermögen der Frau 

i Berufen muß der Regel nach in dem Zuftande angenommen 

gens der werden, in welchem es zur Zeit, da die Ehe ges 

Frau, trennt worden, ſich befindet. 

H. 546. Hat der Mann einer Verfügung über 
das vorbehaltene Vermögen der Frau ohne ihren 
Vorbewußt, oder gar wider ihren Willen, ſich an⸗ 
gemaßt: ſo muß er ihr, oder ihren Erben, fuͤr den 
daraus entſtandenen Verluſt und Schaden, gleich 
einem unredlichen Beſitzer, gerecht werden. (Th. J. 

N Tit. VII. $. 222. faq.) 

j $. 547. Hat die Frau ihr vorbehaltenes Ver⸗ 
mögen ganz oder zum Theil dem Manne zur Vers 
waltung oder ſonſtigen Verfügung übergeben: fo 
bat daſſelbe, in Anfehung des Mannes, oder ſei⸗ 
ner Erben, mit dem Eingebrachten gleiche 
Rechte. 5 

b) der ein / F. 548. Das baar eingebrachte Vermögen der 

Söhre und Frau muß in gleich guter Mͤnzſorte, wie es der 

Capitalien. Mann erhalten hat, der Frau zurückgegeben, oder 
zu gute gerechnet werden. 

H. 349. Die Verzinſung aber können die Frau, 
oder deren Erben, nur nach dem Ablaufe desſeni⸗ 
gen Quartals fordern, in welchem die Trennung 
der Ehe durch den Tod erfolgt iſt. 

F. 550. Hat der Mann das baar eingebrachte 

Geld auf den Namen der Frau ausgeliehen: jo 
haben die Frau, oder deren Erben, die ge 
0 
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ob fie das ausgelichene Capital übernehmen‘, oder 
baare Rückzahlung fordern wollen. 

„531. Hat aber die Frau in die Belegung des 
Geldes auf ihren Namen, bey einem gewiſſen ber 
ſtimmten Schuldner, ausdrücklich, wenn auch 
nur außergerichtlich, eingewilligt: ſo wird ein ſol⸗ 
ches in ſtehender Ehe ausgeliehenes Capital einem 
eingebrachten gleich geachtet. 

F. 552, Von Capitalien, welche der Mann in 
ſtehender Ehe eingezogen, und auf den Namen der 
Frau wieder ausgeliehen hat, gilt eben das, was 
wegen der baar eingebrachten und von dem Manne 
auf den Namen der Frau ausgeliehenen Gelder ver- 
ordnet iſt. P 

$. 553. Wegen der wirklich eingebrachten, 
oder denſelben gleich zu achtenden Capitalien, 
find der Mann oder deſſen Erben nur zur Ausant⸗ 
wortung der daruͤber vorhandenen Urkunden ver⸗ 
pflichtet. 

§. 554. Doch muͤſſen der Mann, oder deſſen 
Erben, fuͤr jedes von erſterem, ſowohl bey der 
Ausleitung, als bey Verwaltung der der Frau zur 
gehörenden Capitalien, begangenes maͤßiges Ver⸗ 
ſegen a 

5. Bey Beſtimmung des Grades der Ver⸗ 
Ku aber muß auf die perſonlichen Faͤhigkei⸗ 
ten und Einſichten des Mannes Ruͤckſicht genom⸗ 
men werden. 

. 556. Hat der Mann die baar eingebrachten 
Gelder, oder eingezogenen Capitalien der Frau, 
auf ſeinen Namen ausgeliehen: ſo trifft jeder Ver⸗ 
luſt ihn oder ſeine Erben. 

H. 557. Sind Capiealien auf den Namen bey⸗ 
der Eheleute gemeinſchaftlich ausgeliehen wor⸗ 
den; fo find beyde Eheleute als Miteigenthümer 
anzuſehen. 


E 3 H. 88. 
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C. Sd. Es allt alſo von der Hälfte der Frau 
eben das, was wegen eines ganzen auf ihren al⸗ 
lelligen Namen ausgelichenen Capitals verord⸗ 
net iſt. 

„ F. 559. Hat die Frau dem Manne Mobilien 

eingebracht, ohne daß dieſelden zu einem gewiſſen 

Banken Welthe angeſchlagen werden: fo gehören nur die 

zur Zeit der getrennten Ehe erweislich noch vor⸗ 
bandnen Stucke zu ihrem Vermögen. 

F. 860. Sind an die Stelle der nicht mehr vor⸗ 
hondenen Schecke andere angeschafft worden: fo 
können die Frau oder deren Erben dieſe letzteren, 
flart det eingebrachten, zurücknenmen. 1 

$. 561. Außerdem aber find der Mann, oder 
dien Eiben, zu einer Schadloshaltüng wegen 
der nicht mahr vorhandenen, oder am Werthe ver: 
ringetten Stucke, nur in fo fern verbunden, als 
die Vernichtung, Veräußerung, oder Verringe⸗ 
zung, durch Vorſatz oder grobes Verſeden des 
Mannes erfolgt if. 

F. 562. Modilien, welche die Frau von ihrem 
vorbehaltenen Vermoͤgen angeſchafft, und zum ge⸗ 
meinſchaftlichen Gebrauche bergegeben hat, wer 
den den eingebrachten gleich geachtet. 

F. 563. Hat die Frau ihre eingebrachten Mobi⸗ 
lien dem Mange zu einem gewiſſen Preiſe ausdruͤck⸗ 
lich verkauft: fo konnen fie, oder ihre Erben, nur 
den ruͤc ſtͤndigen Kaufpreis von dem Manne oder 
aus deſſen Machlaſſe fordern. 

$. 564. Sind die Mobilien dem Manne nicht 
verkauft, ſondern nur nach einem gewiſſen An⸗ 
ſchlage eingebracht worden: fo haben die Frau, 
oder deren Erben, die Wahl zmifchen den Mobi⸗ 
lien ſelbſt, und deren angeſchlagenem Werthe. 

8. 565. Fälle die Wahl auf die Mobilien; fo 
gelten die . 559 > 561. vorgeſchriebenen Grund⸗ 


ſatze. 
8 F. 566. 
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$. 566. Wird der angeſchlagene Werth ger 
wöhſt: ſo finder daran kein Abzug jtatt, wenn 
gleich die Mobilten ſelbſt ganz oder zum Theil nicht 
mehr vorhanden wären. 

$. 567. Hat jedoch die Frau ein oder andres 
Städt. vorſetzlch oder aus grobem Verſehen ver⸗ 
nichtet, oder am Werthe verringert, oder ohne 
Genehmigung des Mannes veräufiert: ſo if der Ab 
zug des beſtimmten Werths zuläßig. 

$. 558. Sind nur gewiſſe einzelne Stuͤcke zu 
einem beſtimmten Werthe eingebracht worden: jo 
ſtegt bey einem jeden ſolcher Stucke, der Frau, 
oder ihren Erben, die Wahl zu; ob fie daſſelbe 
zurücknehmen, oder den angeſchlagenen Werth 


Gtundſtück zur Verlaſſenſchaft zurückgeben, oder fen. 
dafur den Werth bezahlen wolle. 

F. 571. IA das Grundſtuͤck dem Manne nach 
einem gemiffen Anſchlage eingebracht worden: To 
muß der Mann, wenn er ſelbiges behalten will, 
den angeſchlagenen Werth zur Maſſe vergüten. 

$ 572. Iſt die Einbringung nicht unter einem 
gewiſſen Anſchlage geſchehen: fo muͤſſen die Er: 
ben der Frau den Werth beſtimmen; und alsdann 
ſleht es in der Gewalt des Mannes: ob er das Grund⸗ 
ſtaͤck dafür annehmen, oder dem andern Erben 
uberlaſſen wolle. 

F. 573. Wähle der Mann das Grundstück: fo 
muß er den von den Erben geſetzten Preis bey der 
Theilung einwerfen. 


2 4 $ 574 
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F. 574. Ueberläßt der Mann das Grundſtuͤck 
den Erben: fo muß daſſelbe auch bey der Theilung 
nach dem von den Erben beſtimmten Werthe in An⸗ 
ſchlag gebracht werden. 

$. 378. Den Erben der Frau ſteht es frey, zu 
ihrer Information von dem Werthe des Grund⸗ 
ſtuͤcks, eine gerichtliche Taxe aufnehmen zu laſſen; 
und der Mann ift ſchuldig, den Taxatoren die vor⸗ 
handenen Nachrichten und Rechnungen auf Erfor⸗ 
dern mitzutheilen. 

$. 575. Doch find die Erben an die herausge⸗ 
brachte Taxe nicht gebunden, ſondern es fteht ihnen 
frey, den Werth auch höher oder niedriger zu bes 
ſtimmen. 

$. 577. Können mehrere Miterben der Frau 
uͤber die Beſtimmung des Werths ſich nicht vereini⸗ 
gen: ſo muß eine gerichtliche Tare aufgenommen 
werden. 

F. 578. Dieſe Taxe dient jedoch nur unter den 
ſtreitenden Erben ſeldſt, bey Feſtſetzung des von ih⸗ 
nen nach F. 572. dem Manne zu beſtimmenden 
Werths, zur Richtſchnur. 

F. 579. Zögern die Erben länger als Sechs Mo⸗ 
nathe nach erfolgter gerichtlicher Aufforderung, mit 
der Beſtimmung des Werchs: fo muß der Richter 
von Amts wegen eine Taxe aufnehmen laſſen, und 
dieſelbe dem Manne zur Wahl vorlegen. 

F. 580. Gegen eine ſolche Taxe werden den Er 
ben keine Ausſtellungen verſtattet. 

$. 581. Stirbt der Mann zuerſt, und iſt das 
Grünoſtück nach einem Anſchlage eingebracht wor⸗ 
den: jo fleht es in der Wahl der Frau: ob fie das 
Grundſtuͤck zurücknehmen, oder den angeſchlagenen 
Werttz aus dem Nachlaſſe des Mannes for⸗ 
dern wolle. 

F. 882. Hat der verſtorbene Mann das Grund⸗ 
ſtuͤck zu keinem angeſchlagenen Werthe üͤbernom⸗ 
men: 
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men: jo muß die Frau mit der Zurücknahme deſſel⸗ 
ben ſich begnuͤgen. 

H. 583. In allen Fällen, wo ein Grundſtuͤck 
nach einem Anſchlage eingebracht worden, kann der⸗ 
ſelbe nur bey der Abſonderung des Vermögens der 
rau zur Richtſchnur dienen. 

F. 584. In fo fern bingegen das Grundftüd 
hiernächſt, bey dem Nachlaſſe der verſtorbenen Frau, 
zur Feſtſetzung der Erbtheile mit in Anſchlag kom⸗ 
men ſoll, iſt keiner von den Erben an den Anſchlag 
weiter gebunden. 

F. 585. In allen Fällen, wo das Grundſtuͤck 
ſelbſt der Frau oder ihren Erben zurückgegeben wird, 
muß daſſeſbe in dem Zuſtande gewährt werden, in 
welchem es ſich zur Zeit der getrennten Ehe befuns 
den hat, 

H. 586. Wegen gemachter Verbeſſerungen koͤn⸗ 
nen der Mann, oder deſſen Erben, nur in fo. fern 
Verguͤtung fordern, als ein Nießbraucher tiber: 
haupt nach den Geſetzen dazu berechtigt iſt. (Th. I. 
Tit. XXI. Abſchn. I.) 

F. 587. Die Einwilligung der Frau in eine zu 
machende Verbeſſerung, und in die darauf zu ver⸗ 
wendende Summe, iſt guͤltig; ſoband fie gericht 
lich, oder auch nur ſchriftlich, jedoch in dieſem 
Falle mit Zuziehung eines ihrer naͤchſten Verwand⸗ 
ten, oder eines andern wirchfchafsfundigen Bey: 
ſtandes, abgegeben worden. 

F. 588. Wenn die Frau zu einer offenbar vor⸗ 
theilhaften Verbeſſerung ihren Conſens, ohne hin⸗ 
laͤnglichen Grund, beharrlich verſagt: ſo kann 
derfelbe auf das Anrufen des Mannes, durch 
das vormundſchaftliche Gericht ergänzt werden. 
G. 232. 000 4 

F. 589. Auch wegen der Vergütung für die 
aus eignen Mitteln, von dem Manne bewirkte Be⸗ 
freyung des Grundſtuͤcks von darauf haftenden 

E 3 Capi: 
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Capitalien, oder andern Real + faften, wird der 
Mann einem audern Nießbraucher gleich geachtet. 
(Tb. I. Tit. XI. 5. 73 79.0 

F. 590. Eben das gilt von dem Erſatze der 
über den Betrag des Nießbrauchs verwendeten Er⸗ 
baltungskoſten. Edend. $. 87. 88. 89.) 

$. 591. Sind durch eine ausbrüdlich dem Man: 
ne zugedachte Landesherkliche Gnade, Verbeſſe⸗ 
rungen auf dem eigentlichen Gute veranſtaltet wor⸗ 
den: ſo haben der Mann, oder deſſen Erben, we⸗ 
gen deren Vergütung, die Rechte eines redlichen 
Beſizers. (Th... Tir. II. §. 204. faq.) 

$. 592. Hat der Mann, mit oder ohne Einwil- 
ligung der Frau, Grundſtücke oder Gerechtigkei⸗ 
ten, welche von dem eingebrachten Gute ehehin ge: 
trennt worden, damit wieder vereinigt: fo koͤnnen 
er, oder feine Erben, den Erſatz der dazu verwen⸗ 
deten Koſten fordern. 

$. 593. Hat aber der Mann, ohne Einwilli⸗ 
gung drr Frau, neue Grundſtuͤcke oder Gerechtig⸗ 
keiten zugekauft : fo haben er, oder feine Erben, 
die Wahl : ob fie dieſelben bey dem Gute laſſen, 
oder zurücknehmen wollen. 

F. 594. Wählen fie erſteres: fo find die Frau, 
oder deten Erben, nur zum Erfaße des wahren 
Werths des zugeſchlagenen Stücks, an und für ſich 
betrachtet, ohne Nücficht auf die Verbindung mit 
dem Hauptgute, verpflichtet. 

. 595. Auch wegen Verringerung des einge⸗ 
brachten Grundſtuͤcks haben der Mann, oder def 
fen Erben, nur das zu vertreten, wozu ein jeber 
Mießbraucher ſchuldig if. (Th. I. Tit. XXI. 
H. 132. 00.) 1 

H. 596. Hat der Mann Pertinenzſtuͤcke des Guts 
mit Einwilligung der Frau veräußert: fo kann 
letztere, gleich ihren Erben, nur den dafür geldſe⸗ 
ten Werth fordern. 


$. 587. 
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K. 597. Iſt die Beräußerung eines Pertinenz⸗ 
ſtüͤcks ohne Conſens der Frau geſchehen: jo haben, 
letztere, oder ihre Erben, die Wahl: entweder 
das Beräußerte von dem dritten Beier, nach 
DVorfhrite des Funfzehnen Titels im Erſten Theile, 
zur zufordern; oder ſich wegen des erweislichen 
wahren Werihs, wie derſelbe zur Zeit der Ver⸗ 
dußerung beſchaffen war, an den Mann oder deſ⸗ 
ſen Nachlaß zu halten. 

F. 898. In allen Fallen, wo die Frau, oder 
deren Erben, den Werth eines einſeitig veraͤußer⸗ 
ten Pertinenzſtuͤcks von dem Manne, oder aus def: 
ſen Nachlaſſe fordern, kann denſelben die Com⸗ 
venſation, wegen der daraus in den Nutzen der 
Frau geſchehenen Verwendungen, in fo fern ent⸗ 
gegengeſetzt werden, als die Frau, oder deren 
Nachlaß, ſich dadurch noch wirklich reicher befin⸗ 
den. (Th. I. Tit. XIII. §. 274.) 

$. 599. In gleichem Maaße können auch, wenn 
das veräußerte Pertinenzſtuck zurückgenommen 
worden, der Mann, oder deſſen Erben, Beytrag 
zur Entſchädigung des an den Mann oder deſſen 
Nachlaß ſich haltenden dritten Beſitzers, von der 
Frau, oder aus deren Machlaffe fordern. 

$ 600: Auch der dritte Beſitzer, welcher feine 
Schadlosbaltung von dem Manne, oder aus deſ⸗ 
fen Nachlaſſe, ganz oder zum Theil nicht erlan⸗ 
gen kann, iſt dieſelbe in dem §. 598. beſtimmten 
Maaße von der Frau, oder aus deren Nachlaſſe zu 
fordern befugt. 

$..6or.. In allen Fällen, wo ſtatt des Grun 
ſtuͤcks der angeſchlagene Werth gefordert, oder ge 
nommen wird, muß derſelbe der Frau, oder dr 
ren Erben, in der bedungenen Münzſotte, oder 
wenn keine Muͤnzſorte verabredet iſt, in dem zur 
Zeit der Veranſchlagung im Gange geweſenen 
Courantgelde verguͤtet werden. 


n Ders 
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$. 602. Verbeſſerungen begründen bey einer 
ſolchen Auseinanderſetzung keine Erhöhung des eine 
mal angeſchlagenen Werths. 

$. 603. Auch durch zugeſchlagene Pertinenz⸗ 
ſtͤcke, in fo fern fie von dem Manne erworben 
worden, wird der angeſchlagene Werth, zu feinem 
oder feiner Erben Machthelle, nicht erhöht. 

$. 604. Iſt aber außerdem, während der Ehe, 
dem eingebrachten Grundſtäcke eine neue Gerech⸗ 
tigkeit, oder ein für ſich ſelbſt beſtehendes Grund⸗ 
ſtück zugewachſen: jo wird dieſer Zuwachs als ein 
beſondres Eingebrachtes betrachtet. 

F. 605. Es hängt alſo von der Frau oder deren 
Erben ab, dergleichen Zuwachs entweder zuruͤckzu⸗ 
nehmen, oder ihn dem Manne, oder deſſen Erben, 
mit dem Hauptgute zu überlaffen. 

F. 606. Im letzten Falle muß der Werth dieſes 
Zuwachſes, nach einer daruͤber aufzunehmenden 
Ertragstare, der Frau oder ihren Erben beſonders, 
und noch über den Anſchlag des Hauptgutes, ver⸗ 
gütet werden. 

H. 607. Doch wird alsdann nur der Ertrag des 
Zuwachſes, an und für fi) betrachtet, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf deſſen Verbindungen mit dem Hauptgute, 
in Anſchlag gebracht. 

$. 608. Verringerungen berechtigen den Mann, 
oder deſſen Erben, zu einem Abzuge von dem ans 
geſchlagenen Werthe nur in dem einzigen Falle, 


wenn ein Theil von der Subſtanz des eingebrachten 


Grundſtücks, ohne grobes oder maͤßiges Verſehen 
des Mannes verloren gegangen. 

$. 609. Behält, iu dem Falle des F. 572., der 
Mann das Gut für eine von den Erben der Frau 
geſetzte Taxe: fo kann er die Verguͤtung der von 
ihm gemachten Verbeſſerungen aus dem Nachlaſſe 
eben jo fordern, als wenn das Gut ſelbſt wäre zu⸗ 
ruͤckgegeben worden. 


$. 610. 
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$. 610. Erhalt aber der Mann bey dem Haupt⸗ 
gute ein von ihm jugeſchlagenes Pertinenzſtuͤck, 
wofuͤr er nach $. 594. Vergütung aus der Maſſe zu 
fordern hat: ſo muß der Werth eines ſolchen Per⸗ 
tinenzſtückes nicht in deſſen Verbindung mit dem 
Hauptgute, ſondern nut einzeln und für ſich ber 
trachtet, abgefchägt werden. 

$. 611. Mit dem Grundſtuͤcke, oder der Gerech⸗ 
tigkeit, muß dem Uebernehmer derſelben alles ne: 
währt werden, was nach den Geſetzen als Zubehör 
anzuſehen iſt. 

$. 612. Inſonderheit muß ein Landgut mit dem 
Diebe und Ackergeraͤche, wie es zur Zeit der ges 
trennten Ehe beſchaffen geweſen, uͤbergeben 
werden. + 

F. 613. Veroffenbaren ſich dabey, gegen den 
Zuſtand der Einbringung, Verbeſſerungen oder 
Verringerungen: fo finden eben die Grundſaͤtze 
ſtatt, welche von Verbeſſerungen oder Verringerun⸗ 
gen uͤberhaupt obſtehend vorgeſchrieben find, 

F. 614. Der Nießbrauch des Mannes in dem 
Eingebrachten der Frau nimmt mit dem Tode eines 
oder des andern Egegatten ein Ende. 

$. 615. Sowohl wegen der Nutzungen des 
Sterbejahres, als wegen der fruͤhern Jahre, findet 
alles das Anwendung, was wegen der Auseinan⸗ 
derſetzung zwiſchen dem Nießbraucher und Eigen⸗ 
thuͤmer, nach geendigtem Nießbrauche, verordnet 
it. (Tt 1. Dt. XXI. Abſchn. 1.) 

€ 616. Doch muͤſſen, bey einem eingebrachten 
kandgute, aus den Einkünften des Sterbeſah⸗ 
res die Zinſen auch ſolcher Capitalsſchulden der 
Frau, die nicht auf dem Gute ſelbſt haften, in fo 
fern bezahlt werden, als dieſe Capitalsſchulden 
überhaupt, nach den Vorſchriften des gegenwärti⸗ 
gen Titels, auch in Beziehung auf den Ehemann 
gültig find, die Zinſen aber aus den Einkünften 

des 
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des übrigen Eingebrachten nicht berichtigt wer⸗ 
den konnen. N 

F. 617. Auch muß in dem vorhandenen Haufe, 
es gehöre daſſelbe zum Eigenthume des Mraunes, 
oder der Frau, dem uͤberlebenden Ehegatten die 
bis daher inne gehabte Wohnung, wenigſtens bis 
zum Ablaufe des nächften Viertelfahres, nach dem⸗ 
jenigen, in welchem der Sterbefall erfolgt iſt, frey 
verſtattet werden. 

$. 618. Von der nach obigen Regeln (F. 543. 
bis 617.) ausgemittelten Verlaſſenſchaft des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten muͤſſen, noch vor der Thei⸗ 
lung, die Schulden deſſelben abgerechnet werden. 

$. 619. Fur Schulden, welche die Frau wäh⸗ 
rend der Ehe auf ihr vorbehaltenes Vermögen ein: 
ſeitig gemacht hat, kaun der Gläubiger nur fo 
weit Bezahlung fordern, als das bey ihrem Ab⸗ 
leben noch vorhandene vorbehaltene Vermoͤgen 
binreicht. 

F. 620. Hat aber die Frau mit Vorwiſſen des 
Mannes, und ohne deſſen Widerſpruch, ein be⸗ 
ſonderes Gewerbe getrieben: fo konnen ihre Glaͤu⸗ 
biger, die ihr zu dieſem Gewerbe Eredit gegeben 
haben, bey der Unzulänglichkeit des vorbehaltenen, 
auch an das eingedrachte Vermögen, nach ihrem 
Tode ſich halten. 

F. 621. Der ſolchergeſtalt ausgemittelte reine 
Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten wird unter 
den nahen Bluteverwandten und dem überlebenden 
Ehegatten verteilt. 

F. 622. Fur nahe Verwandte werden diejeni⸗ 
gen geachtet, welche von dem Erblaffer nicht wei⸗ 
ter als im ſechſten Grade, voller oder halber Ge⸗ 
burt, entfernt ſind. 

$. 623. Hinterlöͤßt der Verſtorbene Verwand⸗ 
ten in abſteigender linie: ſo iſt ver uͤberlebende 
Ehegatte nur Erbe zum vierten Theile, 

a $. 624. 
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$. 624: Sind mehr als drey abſteigende Linien 
verbanden: fo erbt der überlebende Ehegatte nur 
Kindes Theil. 

$. 625. Hinterläßt der Verſtorbene nur Vers 
wandten in aufſteigender kinie, Geſchwiſter, oder 
Geſchwiſterkinder etſten Grads: jo iſt der überles 
bende Ehegatte Erbe zu einem Drittel. 

F. 626. Sind nur Verwandte in entferntern 
Graden vorhanden: fo erbt der uͤberlebende Ehe⸗ 
gatte die Halfte. 

F. 627. Sind gar keine nahe Verwandten vor; 
handen (. 622.) : ſo erbt der uͤberlebende Ehe: 
gatte den ganzen Nachlaß. 

. 62%. In allen Faͤllen, wo der überlebende 
Ehegatte mit Verwandten des Verſtorbenen in der 
aufflsigenben oder Seitenlinie an der Erbſchaft 
Theil nimmt, gebührt dem selben alles Bett und 
Diſchzeug, welches die Eheleute im gewöhnlichen 
Gebrauche gehabt haben, zum Voraus. 

29. Ein Gleiches galt von Möbeln. und 
Hausrach, in fo fern dieſelben nicht als Zubehör 
eines Grundſtuͤcks, oder einer Gerechtigkeit anzu⸗ 
ſehen ſind. 

$- 630. Von dieſen voraus verſchafften Städen 
darf der uͤberlebende Ehegatte, zur Bezahlung der 
Schulden des Verſtorbenen, nur in fo fern beptra— 
gen, als der übrige Nachlaß dazu nicht hinreicht. 

$. 631. Die Hälfte der durch das Geſetz dem 
uͤberlebenden Ehegatten beſtimmten Erbportlon iſt 
als ein Pflichttheil anzuſegen. 

F. 632. Dieſen Pflichttheil kann ein Ehegatte 
dem andern nur wegen ſolcher Verſchuldungen 
ſchmaͤlern, oder gar entziehn, die ihn berechligt 
haben wuͤrden, auf Scheidung anzutragen. 

H. 633. Uebrigens gilt von dieſem Pfiichttheile 
alles, was von der zegitima überhaupt im folgen⸗ 
den Titel verordnet iſt. 

9. 634. 
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F. 634. Die Gemeinſchaft der Güter unter Eher 
leuten wird durch den Tod des Einen von ihnen ges 
endigt. 
F. 635. Es muß daher vor allen Dingen das 
gemeinſchaftliche Vermögen von dem, was nicht 
in die Gemeinſchaft gekommen iſt, abgeſondert 
werden. 

$. 636. Was von letzterem dem einen oder dem 
andern Ehegatten eigenthuͤmlich gehört, wird in 
Anſehung der Erbfolge, und ſonſt, nach den Bor 
ſchriften des gemeinen Rechtes beurtheilt. 

. 637. Von dem gemeinfchaftlichen Vermögen 
nimmt der überlebende Ehegatte die eine Hälfte 
als ſein Eigenthum zuruͤck. 

H. 638. Die andere Hälfte wird als der Mache 
laß des verſtorbenen Ehegatten angeſehen. 

$. 639. Hinterläßt der Verſtorbene Blutsver⸗ 
wandten in abſteigender linie, welche aus dem ger 
meinſchaftlichen Vermögen noch nicht abgefunden 
find: fo muß der überlebende Ehegatte mit feiner 
Hälfte sich begnügen. \ 

$. 640. Doch erhält er die zu feinem eignen 
perſonlichen Gebrauche beſtimmten Kleidungsſtücke, 
Betten und leibwaͤſche, vor der Theilung zum 
Voraus. 

$. 641. Dagegen werden den Kindern des Ver⸗ 
ſtorbenen die zu deſſen perfnlichen Gebrauche bes 
ſtimmt geweſene Kleidungsſtuͤcke, Betten und leib⸗ 
waͤſche, ebenfalls zum Voraus angewieſen. 

F. 642. Sind keine unabgefundene Kinder vor⸗ 
handen: fo theilt der uͤberlebende Ehegatte die 
den Nachlaß des Verſtorbenen ausmachende 
Haͤlfte mit deſſen nahen Blutsverwandten, nach 
eben den Verhaͤltniſſen, wie es bey der Erbfolge 
nach dem gemeinen Rechte vorgeſchrieben ift. 
(H. 625. 626.) 


$ 643. 
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H. 643. Doch erhalt alsdann der überlebende 
Ehegatte, außer den H. 628. 629. beſtimmten Ef⸗ 
fekten, auch noch diejenigen, die nach F. 640, zu 
feinem eignen Gebrauche gewidmet ſind, zum 
Voraus. 


b. 644. Abgefundene Kinder haben beh dieſer 
Erbfolge⸗Ordnung, in Beziehung auf den übers 
lebenden Ehegatten, nur mit Seitenverwandten 
des erſten Grades gleiche Rechte. 

F. 648. Ju allen Fällen, wo der überlebende 
Ehegatte mit andern Verwandten, als unabgefun⸗ 
denen Kindern, an dem Nachlaſſe des Verſtorbe⸗ 
nen Theil nimmt, behalt er den Nießbrauch des 
gefammten gemeinſchaftlich geweſenen Vermd⸗ 
gens auf Lebenslang. 

$ 646. Die Verwandten des Erſtverſtotbenen, 
oder deren alsdann vorhandene Erben, koͤnnen alſo 
die Ausantwortung ihrer Erbeheile erſt nach dem 
Tode des letztlebenden fordern. 


F. 647. Sind keine nahe Verwandten des Ver⸗ 
ſtorbenen (H. 622.) vorhanden: fo bleibt dem uͤber⸗ 
lebenden Ehegatten das ganze gemeinſchaftlich ge⸗ 
weſene Vermögen eigenthuͤmlich. 

§. 638. Sind in dem zu theilenden gemeine 
ſchaftlichen Vermögen Grundſtäcke oder Cerechtig⸗ 
keiten vorhanden: ‚fo hat der uͤberlebende Ehegatte, 
eben fo, wie in dem Falle des $. 571. faq. die 
Mahl, ſelbige für eine von den Übrigen Erben zu 
ſetzende Taxe zu uͤbernehmen. 

F. 649. Eben fo hängt es von dem überleben 
den Ehegatten ab, die zum täglichen Hausgebrau⸗ 
che beſtimmten Mobilien, in ſo fern er dieſelben 
nach §. 644. nicht zum Voraus empfaͤngt, für eine 
gehörig aufgenommene Privattaxe zu behalten, 
oder fie zur Theilung zu bringen. 

Augen, Geſegb. ul. Band. 5 $. 650. 
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$. 650. In Anfehung aller uͤbrigen Mobilien 
ſteht es in feiner Wahl, entweder auf die Natural 
tbeilung, oder auf den öffentlichen Verkauf anzu⸗ 
tragen. . 
$. 651. Im erſten Falle legen die Miterben die 
Theile, und der uͤberlebende Ehegatte wählt. 

$ 652. Doch muſſen in einem folchen Falle den 
Miterben des uͤberlebenden Ehegatten die auf ihren 
Theil kommenden Mobilien ſofort ausgeantwortet 
werden; und fie find dem . 645. 646. verordneten 
Nieß brauche nicht unterworfen. 

K. 653. Bis zur wirklichen Auseinanderſehung 
bleibt der überlebende Ehegatte mit den Verwand⸗ 
ten des Verſtorbenen im Miteigevthume der zur 
Zeit des Slerbefalls vorhanden geweſenen gemein⸗ 
ſchaftlichen Maſſe. 

H. 654. Was alſo der ungetheilten Maſſe zu⸗ 
wächſt, oder von derſelben verloren geht, trifft 
ſoͤmmtliche Miteigentümer, nach Verhältniß i⸗ 
res Antheils. 

§. 655. Die bey Trennung der Ehe ſchon ange⸗ 
fangenen Geſchaͤfte werden nach den Geſetzen der 
Handlungasgeſellſchaft fortgeführt und beendigt. 

$. 655. Der Überlebende Ehegatte bleibt, bis 
zur wirklichen Auseinanderſetzung, im Beſitze und 
in der Verwaltung des gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
moͤgens. 

. 657. Er muß aber von letzterer, in fo fern 
ihm nicht, nach §. 645. der Nießbrauch zukommt, 
ſeinen Miterben Rechnung legen. 

$. 658 Was nach getrennter Ehe durch Erb⸗ 
ſchaften, V ermaͤch niſſe, Geſchenke, oder andre | 
Gfietsfälle, einem der Ehegatten zu Theil wird, 
dos gehört nicht mehr zum gemeinſchaftlichen Ver: 
mögen. 


§. 689. 
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$. 659. Es kommt dabey auf den Tag an, wenn 
der Anfall ſich ereignet hat; nicht aber auf den, da 
er bekannt geworden iſt. 

9, 660. Was der überlebende Ehegatte, nach 
dem Tode des Verſtorbenen, ohne Ruͤckſicht auf 
den Beſitz der Erbſchaftsmaſſe erwirbt, darf er 
nicht zur Theilung bringen. 

$. 667. Wegen der Schulden, die auf dem ges 
meinſchaftlichen Vermögen haften, und der Befug⸗ 
niß der Glaͤubiger, ſich auch nach erfolgter Ausein⸗ 
anderſetzung an die einzelnen Intereſſenten zu hal⸗ 
ten, finden eben die Vorfchriften, wie bey Erb⸗ 
theilungen überhaupt, Anwendung. (Th. I. 

Tit, X Il. Abſchn. III.) 

9. 662, Hat zwiſchen den Eheleuten nur eine 2) des Er 
Gemeinſchaft des Erwerbes obgewaltet, fo muß das werbe. 
beyderſeitige eigenthümliche Vermögen, nach den 
im Sechſten Abſchnitte vorgeſchriebenen Grund⸗ 
füßen, von dem Erwerbe abgeſondert werden. 

$ 663. In dem eigenthuͤmlichen Vermögen des 
Verſtorbenen findet wegen der Erbfolge eben das 
ſtatt, was außerhalb der Guͤtergemeinſchaft ver⸗ 
ordnet iſt. 

H. 664: In Anſehung des gemeinſchaftlichen 
Erwerbes wird nach den $. 637. (gg. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften verfahren. 

F. 665. Wird ein Ehegatte durch Urtel und Von ce⸗ 1 
echt für todt erklart: fo findet die Erbfolge in fein Desert 1 
Vermögen eben fo flatt, als wenn er am Tage des el. I 
publleirten Urtels wirklich geſtorben wäre, 

9. 666. Dem andern Ehegatten ſteht es alsdann 
frey, ſich wieder zu verheirathen; und dieſe Ehe 
beſteht, wenn auch der Verſchollne wieder zurück 
kehrt. 

55 667. Wenn aber die anderweitige Verhei⸗ 
rathung nicht geſchehen iſt, fo wird bey erfolgen⸗ 
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der Ruͤckkehr des Verſchollenen, die vorige Ehe als 
fortdauernd angejehen. 


Achter Abſchnitt. 


Von Trennung der Ehe durch richter⸗ 
lichen Ausſpruch. 


F. 668. Eine an ſich guͤltige Ehe kann durch 
richterlichen Ausſpruch wieder getrennt werden. 

F. 669. Doch ſollen Eheſcheldungen nicht ans 
ders als aus ſehr erheblichen Urſachen ſtatt finden. 

§. 670, Ehebruch, deſſen ſich ein Ehegatte 
ſchuſdig macht, berechtigt den unſchuldigen Theil, 
auf Scheidung zu klagen. 

§. 671. Wenn aber die Frau ſich des Eher 
bruchs ſchuldig gemacht hat: fo kann fie, unter 
dem Vorwande, daß dem Manne ein gleiches 
Verſehen zur Saft falle, der Scheidung nicht wi⸗ 
derſprechen. 

F. 672. Sodomiterey, und andere unnatürli⸗ 
che laſter dieſer Art, werden dem Ehebruche 
gleich geachtet. 

F. 673. Eben das gilt von unerlaubtem Um: 
gange, wodurch eine dringende Vermuthung der 


verletzten ebelichen Treue begruͤndet wird. 


H. 674. Bloßer Verdacht iſt zur Trennung der 
Ehe nicht hinreichend. 

F. 675. Iſt jedoch ſcheinbarer Anlaß zu einem 
ſolchen Argwohne vorhanden: jo muß dem beſchul⸗ 
digten Ehegatten, auf Anrufen des andern, der 
fernere Umgang mit der verdächtigen Perſon ger 
richllich unterſagt werden. 

F. 676. Setzt derſelbe, dieſes Verbots ungeoch⸗ 
tet, einen vertrauten Umgang mit der verdächti⸗ 
gen Per ſon fort: fo iſt dieſes ein erheblicher Grund 
zur Egeſcheidung. 


§. 677. 
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. 677. Auch wegen boͤslicher Verlaſſung kann -) wre 
eine Ehe getrennt werden. = ai 

$. 678. Die bloße Veränderung des bisheri⸗ 
gen Aufenthalts iſt für eine boͤsliche Verlaſſung 
noch nicht zu achten. 

H. 679. Vielmehr iſt, wenn der Mann einen 
neuen Wohnott wählt, die Frau ihm dahin zu fol 
gen verbunden. 

$. 680. Wenn fie ſich deſſen auf ergehende rich⸗ 
terliche Verfägung beharrlich weigert: fo iſt der 
Mann auf Scheidung anzutragen wohl befügt. 

$. 681. Dagegen iſt die Frau dem Manne zu 
folgen nicht ſchuldig, wenn derſelbe, wegen be⸗ 
gangner Verbrechen, oder ſonſt wider die Ger 
ſetze, ſich aus den Königlichen fanden ent⸗ 
fernt hat. 

8. 682. Jygleichen, wenn der Frau die Pgicht, 
dem Manne zu folgen, durch einen vor der Hei⸗ 
rach geſchleſſenen Vertrag erlaffen worden. 

$. 683. In allen Fallen iſt der Mann die Frau, 
welche an ſeinen veraͤnderten Wohnort ihm folgen 
will, anzunehmen in der Regel verpflichtet. 

F. 684. Weigert er ſich deſſen beharrlich, und 
ohne hinreichenden Grund (F. 687.) : fo giebt er 
dadurch der Frau rechtmäßigen Anlaß, auf die 
Scheidung anzutragen. 

H. 68 5. Verlaßt die Frau den Mann ohne deſ⸗ 
fen Einwilligung, oder rechtmäfigen Grund der 
Entfernung: fo muß, fie der Richter zur Ruͤckkehr 
anhalten. 

H. 686. Bleibt die richterliche Verfͤͤguna frucht⸗ 
los: fo kann der Mann auf Trennung der Ehe 
dringen. 

H. 687. In keinem Falle iſt der Mann die Frau, 
welche ſich eigenmaͤchtig, und ohne rechtmaͤßi⸗ 
gen Grund von ihm getrennt hat, wenn ſie in der 
Folge zurückkehrt, eher anzunehmen ſchuldig, 
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als bis ſie ihren inzwiſchen gefuͤhrten unbeſcholte⸗ 
nen Wandel durch glaubgafte Zeugniſſe nachgewie⸗ 
ſen hat. 

f F. 688. Iſt der Aufenrhalt des entwichenen Ehe⸗ 
gatten unbekannt; oder dergeſtalt außerhalb der 
Königlichen Staaten entlegen, daß keine richter⸗ 
liche Verfügung zur Wiedervereinigung der ges 
trennten Ehe ſtatt finden kann: fo iſt der zuruͤckge⸗ 
bliebene Theil auf öffentliche Vorladung, und wenn 
auch dieſe fruchtlos wäre, auf die Scheidung anzu⸗ 
tragen berechtigt. 

9. 689. Doch muͤſſen ſolche Umftände der Ent⸗ 
fernung beſcheinigt werden, die wenigſtens eine 
dringende Vermuthung des Vorſatzes, den zuruͤck⸗ 
gebliebenen Ehegatten zu verlaſſen, begruͤnden. 

$. 690. Auch kann die öffentliche Vorladung 
erſt nach Verlauf Eines Jahres von der Zeit an, da 
die Entfernung des Entwichnen bemerkt worden, 
nachgeſucht werden. 

$. 69 1. Während dieſes Jahres muß der zurück⸗ 
gebliebene Ehegatte alle ihm mögliche Mühe ans 
wenden, den Aufenthalt des weggegangenen aus⸗ 
zuforſchen. 5 

$. 692. Erhellet aus den Umſtaͤnden, daß der 
abweſende Ehegatte aus erheblichen und erlaubten 
Gründen ſich entfernt habe: fo muß der Zurüuͤckge⸗ 
bliebene den Zehnjährigen Zeitraum nach der Ent⸗ 
fernung abwarten, und alsdann auf die Todeser⸗ 
klaͤrung antragen. 

$. 693. Kann von den eigentlichen Glͤnden 
der erſten Entfernung mit hinlänglicher Wahrſchein⸗ 
lichkeit nichts ausgemittelt werden: fo finder 
die Klage auf Trennung der Ehe nach Ablauf 
Zweter Jahre von dem F. 690. beſtimmten Zeitz 
punkte, und unter der F. 69 7. beſtimmten Maaß⸗ 
gabe ſtatt. 


F. 694 
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$. 694. Halsſtarrige und fortdauernde Verfa: ) Merfzs 
gung der ehelichen licht ſoll der böslichen Ver zal dir 
laſſüng gleich geachtet werden. Mich 

H. 695 Ein Ehegatte, welcher durch fein Ber 
tragen, bey oder nach der Beywohnung, die Er⸗ 
reichung des geſetzmaßigen Zwecks derſelden vorſetz⸗ 
lich hindert, giebt dem andern zur Scheidung recht⸗ 
maͤßigen An aß. 

K. 696. Ein auch während der Ehe erſt ent: iber 
ſtandenes, gänzliches und unheilbares Unvermögen mögen. 
zur feiftung der ehelichen Pflicht, begruͤndet eben⸗ 
falls die Scheidung. „ 

$. 697. Ein Gleiches gilt von andern unheilba⸗ 
ren körperlichen Gebrechen, welche Ekel und Ab⸗ 
ſcheu erregen, oder die Erfüllung der Zwecke des 
Eyeſtandes gänzlich verhindern, 

$ 698. Roſerey und Wahnſinn, in welche ein  Nıferep 
Ehegatte verfällt, können die Scheidung nur im, re 
alsdann beg unden, wenn fie über Ein Jahr ohne 
mohrjcheintihe Hoffnung zue Beſſerung fortdauern. 
G.759,) 3 

F. 699. Wenn ein Ehegatte dem andern nach 6) Made 
dem Leben getrachtet; oder ſolche Tyatlichkei Neltungen 
ten an ihm verübt hat, welche deſſelben Leben Fabenen 
oder Geſundheit in Gefahr ? fo iſt der Der 
leidige die Trennung der Ehe zu ſuchen bes 
rechtigt. 

$. 700. Ein Gleiches gilt bon groben und wis 
dertechtlichen Kraͤnkungen der Ehre, oder der per⸗ 
fonlichen Freyheit des andern Egegatten. 

$. 701. Wegen bloß mündlicher Beleidigungen 
oder Drohungen, ingleichen wegen geringerer 
Tyoͤtlichkeiten, ſollen Eheleute gemeinen Standes 
nicht geſchieden werden. 

$. 702. Auch unter Perſonen mittlern und hö⸗ 
hern Standes kann die Scheidung nur alsdann ftatt- 
finden, wenn der beleidigende Ehegatte ſich ſol⸗ 
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cher Thoͤtlichkeiten und Beſchimpfungen, ohne 
dringende Veranlaſſung, mutwillig und wieder⸗ 
holt ſchuldig macht. 

H. 703. Unverträglichkeit und Zankſucht wer: 
den eine gegruͤndete Scheidungsurſache, wenn fie 
zu einem ſolchen Grade der Boshelt ſteigen, daß 
dadurch des unſchuldigen Teiles leben oder Ge⸗ 
ſundheit in Gefahr geſetzt wird. 

9: 704. Grobe Verbrechen gegen andre, ter 
gen welcher ein Ehegatte harte und ſchmähliche 
Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe nach Urtel und 
Recht erlitten har, berechtigen den daran unſchul⸗ 
digen Theil, die Scheidung zu ſuchen. 

$: 705. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn ein 
Ehegatte den andern ſolcher Verbrechen vor Ger 
richt, gegen beſſeres Bewußtſeyn, faͤlſchlich bes 
ſchuldigt. 

$. 706. Ferner, wenn ein Ehegatte durch vor⸗ 
feßliche unerlaubte Handlungen den andern in Ge 
fahr bringt, Leben, Ehre, Amt oder Gewerbe zu 
verlieren. 

$. 70% Wenn ein Ehegatte ein ſchimpftiches 
Gewerbe ergreift: ſo kann der andere auf die 
Scheidung antragen. 

$. 708. Wegen Trunkenheit, Verſchwendung, 
oder unordentlicher Wirthſchaft des einen Ehegat⸗ 
ten, ſoll die Ehe nicht ſogleich getrennt werden. 

F. 709, Der Richter aber ſoll, auf Anrufen 
des andern Theiles, ſolche Verfuͤgungen treffen, 
wodurch der Schuldige gebeſſert, und den nach⸗ 
theiligen Folgen einer ſolchen unordentlichen Se: 
bensart vorgebeugt werden kann. 

F. 710. Vereitelt der ſchuldige Theil dieſe rich⸗ 
terlichen Veranſtaltungen: und. führe er in feinem 
Unorpnungen beharrlich fort; fo kann, auf ferne 
res Anrufen des Unſchuldigen, eine ſolche Ehe ger 
trennt werden. 

9. 711. 
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$. 711. Mangel an Unterhalt berechtigt die „) Verſa⸗ 
Frau nur alsdann zur Scheidung, wenn der Mann gung des 
durch begangene Verbrechen, Ausſchweifungen, alt. 
oder unordentliche Wirthſchaſt, ſich ſelbſt außer 
Stand, fie zu ernähren, verſetzt hat. 

$. 712. Verſagt aber der Mann der Frau den 
Unterhalt: fo muß der Richter die Verpflegung 
der Frau nach den Umftänden des Mannes ber 
ſtimmeu, und letztern dazu durch Zwangsmittel, 
anhalten, 

$. 713. Fährt deſſen ungeachtet der Mann ber 
barrlich fort, der Frau den Unterhalt zu verſa⸗ 
gen: fo kann letztere zur Eheſcheidungsklage gelaſ⸗ 
ſen werden. 

$. 774. Uleberhaupt muß in allen Fallen, wo, 
die Scheidung geſucht wird, der Richter von 
Amtswegen bemüht ſeyn, das gute Vernehmen 
unter den in Zwietracht gerathenen Eheleuten 
wieder herzuſtellen, und die Urſachen der ent⸗ 
ſtandnen Mißhelligkeiten aus dem Wege zu 
räumen, 

H. 715. In fo weit als der Unterſchied der Re⸗ 10) Verla. 
lizion von Anfang an ein Egehindernif iſt ($- 36.), Netten 
in fo fern giebt ein Ehegatte, durch Veränderung 
feiner bisherigen Religſon, dem andern, rechtmäßt: 
gen Anlaß, auf die Scheidung zu klagen. 

$. 716. Wegen bloß einfeitig behaupteter un- ır) pech, 
uͤberwoindlichen Abneigung foll die Ehe nicht ge: Ei 
trennt werden, gung bey 

F. 717. [Auch die Einwilligung bender Theile tere 
if, Ei fi allein, keine rechtmäßige Scheidungs: PS dale. 
urſache. x 

F. 718. Haben jedoch kinderloſe Eheleute we⸗ 
nigſtens Bier Jahre hinter einander in einer un⸗ 
fruchtbaren Ehe gelebt; oder iſt ſonſt, nach den 
Uunſtänden, keine wahtſcheinliche Hoffnung mehr 
zur Erzeugung von Kindern vorhanden: ſo kann. 
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eine ſolche Ehe, auf 1 wechſelſeitiges 
Anſuchen, getrennt werden. 

H. 719. Wenn der auf die Scheidung dringende 
Ehegatte den andern, welcher die Ehe fortſetzen 
will, zu denjenigen Vergehungen, worauf die 
Klage gegruͤndet wird, durch fein unſittliches Bes 
tragen ſelbſt veranlaßt hat: fo finder die Schei⸗ 
dungsklage nicht ſtatt. 

H. 720. Beleidigungen, welche einmal aus⸗ 
drücklich verzichen worden, fhunen in der Folge 
nicht weiter als Egeſcheidungs + Unfachen gerügt 
werden. a 

. 721. Einer ausdrücklichen Verzeifung wird 
gleich geachtet, wenn der beleidigte Ehegatte, nach 
erhaltener überzeugender Keuntniß, die Ehe Ein 
Jahr hindurch fertgeſetzt gat. 

H. 722, Bloß aus teiftung der ehelichen Pflicht, 
wozu beyde Theile vor Anſtellung der Klage vers 
bunden waren, foll kein Verzicht auf das Recht zur 
Scheidungsklage gefolgert werden. 

§. 723. Während des Scheidungsprozeſſes kann 
ein Theil, wider den Willen des andern, ſich von 
demſelben nicht eigenmaͤchtig abſondern. 

F. 724. Wenn aber die Scheidung aus Gruͤn⸗ 
den geſucht wird, die eine dem beben ober der Ge⸗ 
ſundheit des Kagenden Theils drohende Gefahr entz 
balten ; und dieſe Grunde einigermaßen beſchei⸗ 
nigt find: jo kann der Richter geſtatten, daß die 
Parteyen während des Prozeſſes von einander ges 
trennt leben. 

H. 725. Nur in dieſem Falle kann die Frau ver⸗ 
langen, daß der Mann ihre Verpflegung auch außer 
dem Haufe beſorge. 

§. 726. Die Koften des Prozeſſes muß der 
Mann, auf Verlangen der Frau, aus ihrem Ein: 
gebrachten, und in deſſen ee aus eignen. 
Mitteln vorſchießen. 

9. 727. 
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$. 727. Iſt die Scheidung nur aus den F. 675. 
676. 792. 703. 709. 710: 711, bemerkten minder 
wichtigen Urſachen verlangt, und bey dem Suͤhns⸗ 
verſuche noch einige Hoffnung einer künftigen Vers 
ſobnung bemerkt worden: fo kann der Richter die 
Publication des Erkenntniſſes eine Zeitlang, jedoch 
nicht über Ein Jahr, ausfeßen, 

F. 728. Während dieſer Zeit kann den Eheleu⸗ 
ten erlaubt werden, von einander getrennt zu leben. 

$. 729. Wie es inzwiſchen mit dem Unterhalte 
der Ehefrau, mit Erziehung und Verpflegung der 
Kinder, auch mit einſtweillger Sicherung des Ver⸗ 
mögens zu halten ſey, muß der Richter, den Um⸗ 
ſtaͤnden gemäß, nach billigem Ermeſſen, ohne Ges 
455 eines beſondern Prozeſſes darüber, feſt⸗ 
ehe 

$. 730. Nach Verlauf der beſtimmten Friſt 
muß ein nochmaliger Suͤhnsverſuch von Amtswegen 
angeſtellt, und wenn auch dieſer fruchtlos iſt, das 
Ertenntniß ohne weitern Verzug eröffnet werden. 

. 737. Die Trennung des Ehebuͤndniſſes durch 
richterlichen Ausſpruch erfolgt von dem Zeit⸗ 
punkte au, da das Scheidungsurtel die Rechtskraft 
erlangt hat. 4 

F. 732. Dergleichen Urtel wirkt eine goͤnzliche wirtum 
Aufhebung der Ehe, und aller ihrer Folgen, in: a 
Anfehung bepder Theile. ke 

H. 733. Auf bloße Scheidung von Tiſch und 
Bette ſoll nicht erkannt werden, ſobald auch nur 
Einer der Ehegatten der proteſtantiſchen Religion. 
zugethan iſt. 

F§. 734. Wird unter catholiſchen Ehegatten auf 
eine beſtändige Separation von Tiſch und Bette 
erkannt: fo hat dieſes alle bürgerlichen Wirkungen, 
einer gaͤnzlichen Eheſcheidung. 


9. 738. 
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$. 735. In wie fern aber ein geſchiedener Ehe⸗ 
gatte, nach den Grundſötzen feiner Religion, von 
dieſer erfolgten Trennung der vorigen Ehe zur Voll⸗ 
ziehung einer andern Gebrauch machen könne und 
dürfe, bleibt feinem Gewiſſen überlaſſen. 


$. 736. Wenn bey dem Scheidungsprozeſſe 
ſich Umſtaͤnde veroffenbaret haben, welche die Wie⸗ 
derverheiratzung des einen geſchlednen Ehegatten 
mit einer beſtimmten andern Perſon, nach den 
Vorſchriſten H. 25. lag, unzulaßig machen: fo muß 
990 Ehegatten in dem Urtel die anderweitige 

Verheirathung uberhaupt, nur unter dem Morber 
halte einer beionders nachzuſuchenden Erlaubniß, 
geſtattet werden, 

$. 737. Dieſe Erfausnig muß aber von dem 
Richter, welcher die Scheidung erkannt hat, for 
fort ertheilt werden, als aus den Scheidungs⸗ 
akten nicht ethellet, daß die Perſon, welche der 
geſchiedne Theil heirathen will, diejenige fen, auf 
welche das angeführte Eheverbot Anwendung 
findet. 

$. 738. Die geſchiedne Frau behalt in der Re⸗ 
gel den bisherigen Stand und Rang des Mannes. 

$. 739. Ill fie aber ausdrücklich für den ſchul⸗ 
digen Theil erklaͤrt: ſo fallt fie in den vor det Ehe 
gehabten niedrigen Stand zurück. 

F. 740. IR fie nicht für den ſchuldigen Theil 
erflägt worden; jo kann ſie in den höhern Stand, 
welchen fie vor der Heirath hatte, wieder bins 
auftreten. 

$. 741. In der Regel Kat die Frau die Mahl: 
ob fie den Namen des geſchiedenen Mannes beybe⸗ 
halten, oder ob fie, beſonders in dem Fille des 

„ 740. ihren vorigen Geſchlechts oder Wittwen⸗ 
damen wleder annehmen wolle. 


H. 74. 
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§. 742. Iſt ſie aber ausdruͤcklich für den ſchul⸗ 
digen Theil erklart: jo darf ſie den Namen des 
Mannes wider deſſen Willen nicht ferner führen. 


§. 743. Nich getrennter Ehe müſſen die gewe⸗ 


Augeinan / 


ſenen Eheleute wegen ihres Vermögens auseinan: Veftung, 
dergefcht werden. Bernd 


H. 744. Dieſe Auseinanderſetzung gehört, wenn U 
ſie gerichtlich erfolgen ſoll, vor den ordentlichen 
perſonlichen Gerichtsſtand des Mannes. 

§. 745. Bey dem Eheſcheidungsprozeſſe aber 
muß dle Frage: ob und welcher von den Ehegatten 
für den ſchuldigen Theil zu achten ſey, mit zur Un⸗ 
terſuchung gezogen, und das Erforderliche dar⸗ 
über in dem Scheidungsurtel feſtgeſetzt werden. 

F. 746. Haben beyde Theile. ſich gegenſeitiger 
Vergehungen ſchuldig gemacht: ſo muß beſtimmt 
werden: ob und bey welchem Theile ein Ueberge⸗ 
wicht der Schuld obwalte. 

$. 747, Vergehungen, welche eine unmittel⸗ 
bare Verletzung der aus dem Ehebuͤndniſſe ent: 
ſpringenden beſondern Pflichten enthalten, wir⸗ 
ken ein llebergewicht der Schuld gegen ſolche, 
wodurch dieſe Pflichten nur mittelbar verletzt 
worden. 

9. 74g. Ehebruch (§. 670. 673.) bösliche Ber: 
laſſung ($. 677 G.), Vrkagung der ehelichen 
Priche (F. 54. 69 8.), ſelbſtoerichuldetes Unver⸗ 
mögen (F. 696. 697), Nachſtellungen nach leben, 
Geſundheit, Freyheit und e G. 699. 7000), 
falſche Beſchuldigung begangener grober Verbre⸗ 
chen, Gefuͤhrdung des lebens, der Etre, oder des 
Amts (F. 705. 709), find in dieſer Ruͤckſicht fur 
gleich ſchwere Vergehungen zu achten. 

§. 749. Wenn alſo ein Ehegatte ſich ſolcher 
Verletzungen ſchaſsig gemacht h dem andern 
aber nur minder ſchwere Vergehungen zur laſt 

fallen: 
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| 
1 fallen: fo iſt das Uebergewicht der Schuld auf der 
Seite des erſtern. 

H. 750. Bey wechſelſeitigen Verſchuldungen von 
gleicher Art, ſoll ein Uebergewicht der Schuld nur 
alsdann angenommen werden, wenn erhellet, daß 
die Vergehungen des einen Ehegatten aus überleg: 
tem Vorſatze, die des andern aber nur aus geicht⸗ 
ſinn, Ueberellung, oder Heftigkeit der Seidenichaft 
entſtanden ſind. 

9). Wenn, F. 757. St bey dem Scheidungsprozeſſe kein 
fir dene Uebergewpicht der Schuld des einen Ehegatten aus⸗ 
ichuldigen gemittelt: ſo erfolgt zwar, wenn keine Guͤterge⸗ 
an meinſchaft obgewaltet hat, die Auseinanderſetzung 
wegen des Vermögens überhaupt, nach den bey 
der Trennung der Ehe durch den Tod vorgeſchrie⸗ 

benen Grundſoͤtzen; 

F. 752. Doch füllt alsdann die in den §. 564. 
bis 584, dem uͤberlebenden Ehegatten vorbehaltene 

I Wahl hinweg; und die Frau nimmt die ihr zukom⸗ 
j menden Bermögensfttiche ſelbſt zurück. 

. 753. In Anſetzung det an den eingebrachten 
Grundpſtäcken gemachten Verbeſſerungen, oder Ver⸗ 
1 ringerungen, hat der Mann die Rechte und Pflich⸗ 
1 ten eines redlichen Beſitzers. 

$ 754. Jeder Theil behält die von dem andern 
vor, bey, oder waͤhrend der Ehe ihm gemachten 
Geſchenke; und die Hochzeitsgeſchenke, die nicht 
einem oder dem andern Ehegatten zugedacht wor⸗ 
= J. 172.) , werden für gemeinschaftlich ange: 
eben. 
ij 9.758, Hat unter den geſchiedenen Eheleuten 
1 Gemeinſchaft der Guͤter obgewaltet: ſo nimmt 
1 jeder Theil fein in die Ehe gebrachtes, oder wäh: 

rend derſelben durch Erbſchaften, Bermcheniſſe, 
Geſchenke, oder bloße Glücksfäͤlle erlangtes Vernd⸗ 
1 


gen zurück, und das übrige wird unter beyde Ehe: 
leute gleich getheilt. . 
| $ 786. 
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$. 756. Alles, wovon nicht nachgewieſen wer⸗ 
den kann, daß es von Einem der beyden Eheleute 
in die Ehe gebracht worden, wird als gemeinſchaft⸗ 
lich angeſehn. 

$ 757. Doch werden durch dieſe Auseinander⸗ 
ſeßung die Rechte der Gläubiger, in Anfehung des 
gemeinſchaftlich geweſenen Vermoͤgens, in nichts 
geändert. 

$. 758. Es finden aber auch in dieſem Falle die 
Vorſchriften des $. 659. Anwendung. 

. 759. Wird die Ehe wegen Wahnſinnes oder 
Maſerey des einen Theiles getrennt: fo bleibt der 
andre Ehegatte verpflichtet, für die nach Verhoͤlt⸗ 
nif des Standes nothduͤrftige Verpflegung des Un⸗ 
gluͤcklichen, in fo fern ihm diefelbe aus eignen Mit⸗ 
teln nicht verſchafft werden kann, nach feinem Ber; 
mögen und Kräften zu ſorgen. ($. 69%.) 

$. 760. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn ein Ehe⸗ 
gatte, wegen eines dem andern während der Ehe 
unverſchuldet zugeſtoßenen Unvetmögens zur Sets 
ſtung der ehelichen Pflicht, oder wegen eines an⸗ 
dern körperlichen Gebrechens, (5. 695. 696.) die 
Scheidung geſucht hat. 

$. 761, Sit zum Veſten der getrennten Ehe ein 
Erbſchatz von einem Dritten beſtellt worden; ſo fällt 
das Eigen hum den daraus erzeugten Kindern zuz 
und der Nießbrauch verbleibt beyden geſchiedenen 
Eheleuten zu gleichen Sbellen. 

F. 762. Sind keine Kinder vorhanden; und der 
Beſteller it noch am leben: fo kann dieſer uͤber den 
Erbſchatz frey verfugen. 

H. 763. Iſt der Beſteller bereits verſtorben: fo 
fällt auch das Eigenthum des Erbſchatzes jedem der 
geſchiedenen Eheleute zur Häfte zu. 

H. 764. Iſt jedoch der Erbichag hauptſächlich zu 
Gunſten des einen Ehegatten beſtellt worden: jo 
uͤberkommt dieſer das, Elgenchum des Ganzen; 

und 


96 Zweyter Th. Erſter Tit. Von Trennung 


und dem andern Ehegatten bleibt nur der Nieß⸗ 
brauch der Hälfte auf lebenslang. 

g. 765. Daß der Erbſchatz zu Gunſten des 
Einen Ehegatten beſtellt worden, wird vermuthet, 
wenn die Beſtellung von einem ſeiner Verwandten 


geſchehen iſt. 


10 Wenn F. 756, Iſt in dem Scheidungsprozeſſe der eine 
en 2 Ehegatte für den ſchulolgen Theil erklärt worden: 


big erklärt ſo erfolgt, wenn keine Gatergemeinſchaft vorge⸗ 


r waltet hat, die Auseinanderſetzung wegen des Ver⸗ 
le 


moͤgens, ͤberall nach den bey der Trennung der 
Ehe durch den Tod vorgeſchriebenen Grundſͤͤtzen. 

F. 767. Alle Beginfigungen, welche das Se 
a ſetz dem uͤberlebenden Ehegatten beylegt, genießt 
I dere, in dieſem Falle der Unſchuldige. 

ar b. 768, Mur in dem Falle des §. 573. tritt an 
Jeeben die Stelle der von den Erben der Frau zu beſtim⸗ 
menden, eine gerichtlich aufzunehmende Taxe. 

H. 769. Der Nießbrauch des Mannes in dem 
Eingebrachten der Frau endigt ſich allemal mit 
dem Tage, da das Scheidungsurtel publiciret 
worden. 

. 770. Hat der ſchuldige Theil die Rechts⸗ 
kraft des Urtels durch ungegründete Rechtsmittel 
aufgehalten: ſo kann er daraus niemals einen Vor⸗ 
theil ziehen. 

N H. 9 r. Es wird allo der Zeitpunft der Schel⸗ 
I dung, fo weit es ihm nachthellig iſt, auf den Tag 
| des in den folgenden Inſtanzen beſtätigten etſten 
Scheidungsurtels zurück gerechnet. 

| F. 772. Iſt der Mann für den ſchuldigen Theil 
[ erklart: ſo hangt es von der Wahl der Frau ab, 
| die Verwaltung des eingebrachten Örundftäce, 
bis zum Ablaufe des Wirthſchaftsjahres, ſelöſt zu 
ubernehmen, oder die Beſtellung eines gemeine 
schaftlichen Verwalters auf Koſten des Mannes 
zu, ſuchen. 


§. 773. 
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$. 773. Der unſchuldige Theil behält die em⸗ 
pfangenen Brautgeſchenke; und kann die gegebenen, 
in jo fern fie noch vorhanden find, zurüͤck⸗ 
fordern. 

$. 774. Der unſchuldige Mann behoͤlt die ver⸗ 
ſprochene Morgengabe; und kann die wirklich ſchon 
gegebene von dem Vermoͤgen der Frau als eine 
Schuld abziehen. 

9. 775. Auch die während der Ehe gemachten 
Schenkungen kann der unſchuldige Theil, während 
der von dem ſchuldigen begangenen Undankbarkeit, 
widerrufen. (Th. J. Tit. XI. F. 1151. fqq.) 

9. 776. Die zur Hochzeit, oder ſonſt, während 
der Ehe, von einem Dritten gemachten Schenkun⸗ 
gen werden, wenn ſie nicht Einem Theile ausdruͤck⸗ 
lich zugewendet, oder ihrer Beſchaffenheit nach zu 
ſeinem alleinigen Gebrauche beſtimmt ſind, als ge⸗ 
meinſchaftlich angeſehen. 5 

9. 777: Wegen verwendeter Hochzeitskoſten 
findet in keinem Falle ein gegenſeitiger Ans 
ſpruch ſtatt. 

H. 778. Iſt ein von einem Dritten beftellter 
Erbſchatz vorhanden: fo bleibt der Nießbrauch da⸗ 
von dem unſchuldigen Theile; und das Eigenthum 
fällt den aus der geſchiedenen Ehe erzeugten Kine 
dern zu. 

F. 779. Der unſchuldige Theil kann ſich nicht 
entbrechen, von den Einkuͤnften des Erbſchatzes 
einen verhältnigmäßigen Beytrag zur Erziehung 
und Verpflegung der Kinder zu leiſten; in ſo fern 
dieſe Koſten von dem Schuldigen ganz oder zum 
Theil nicht aufgebracht werden koͤnnen. 

H. 780. Sind keine Kinder vorhanden, und der 
Beſteller des Erbſchatzes iſt noch am Leben: fo kann 
dieſer frey daruber verfügen. 


Augen. Geſetb. ul. Band. G . 781. 


20. Abfins 
bung bes 
unf nil, 
en Thei⸗ 
16. 
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5.781. Iſt der Beſteller verſtorben: fo fällt 
Eigenthum und Nießbrauch des Erbſchatzes dem 
unſchuldigen Ehegatten anheim. 

F. 782. Iſt aber der Erbſchatz nach $. 764. 765: 
zu Gunſten des ſchuldigen Teiles beflellt wor⸗ 
den: fo konnen die Erben des Beſtellers das Eis 
genthum zurückfordern; und der unſchuldige 
Ehegatte behält nur den Nießbrauch auf ses 
benslang. 

F. 783. Wenn nun nach obigen Vorſchriften 
das Vermoͤgen der beyden geſchiedenen Eheleute 
von einander abgeſondert worden: ſo iſt der 
ſchuldige Ehegatte den unſchuldigen, wegen der 
künftigen Erbfolge, aus feinem Vermoͤgen ab⸗ 
zufinden ſchuldig. 

F. 784. Es wird alsdann angenommen, als ob 
der ſchuldige Theil an dem Tage des publicirten 
und rechtskraͤftig gewordenen Scheidungsurtels 
G. 769. 770. 771.) geſtotben wäre. 

$. 785. Sind über die fünftige Erbfolge keine 
Verträge vorhanden; und it die Ehe wegen der 
$. 748. benannten groben Vergehungen getrennt 
worden: fo beſteht die Abfindung des Unſchuldi⸗ 
gen in dem Vierten Theile von dem Vermoͤgen des 
Schuldigen. 

$. 785. Sind aber nur minder ſchwere Verge⸗ 
bungen die Urfahe der Scheidung geweſen: fo 
wird die Abfindung auf den Sechſten Theil be⸗ 
ſtimmt. 

$. 797. lehne, Fideicommiſſe, und was fonft 
der freyen Veräußerung des ſchuldigen Theiles 
nicht untetworfen iſt, kommt bey der Berechnung 
feines Vermögens, zum Behufe der zu beſtimmen⸗ 
den Abfindung, nicht mit in Anſchlag. 

F. 788. Mobilien, Grundſtücke und Gerech⸗ 
sigfeiten,, wenn keine guͤltige Vereinbarung 158 
ihren 
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ihren Werth 2 greift, werden nur nach einer 
gerich lich aufzunehmenden Taxe gerechnet. 8 

$ 789. Es kann alſo auch der schuldig Theil 
zum Vackaufe ſolcher Vermoͤgensſtuͤcke, bloß um 
den Werth derſelben auszumitteln, niemals ges 
zwungen werden. 

F. 790. Bon dem Vermögen des ſchutdigen 
Theiles werden nur ſolche Schulden abgerechnet, 
die zur Zeit der angemeldeten Scheidungsklage 
ſchon vorhanden waren. 

§. 791. Was der unſchuldige Theil aus dem 
Erbſchaße erhält, kann ihm auf ſeine Ab fin⸗ 
dung niemals, und in keinem Falle, angerech⸗ 
net werden. 

$ 792. Iſt die kuͤnftige Erbfolge durch Vertraͤ⸗ 
ge beſtimmt: jo erhält der unſchuldige Theil in der 
Regel alles das, was ihm darin, auf den Todes⸗ 
fall des Schuldigen, verſchrieben worden. 

$. 93. Sind die nach den Vertragen dem Un⸗ 
ſchuldigen zukommenden Vortheile geringer, als 
die geſeßliche Abfindung: fo kann derfelbe dieſe 
letztete, ſtatt der Abfindung, aus den Verträgen 
wählen. 

$. 794. Sind aber Kinder aus dieſer Ehe vor⸗ 
handen: ſo kann der unſchuldige Theil nur dle ges 
kingere derträgemäßige Abfindung fordern. 

$. 79 8. Iſt die vertragsmaͤßige Abfindung des 
unschuldigen Seiles flärfer, als die gefehfiches 
und es ſind aus der getrennten Ehe Kinder vor: 
banden; fo muß der Unſchuldige mit det geſetzli⸗ 
chen Abfindung ſich begnägen. 

$. 796. Sind keine Kinder vorhanden: fo kann 
zwar der unſchuldige Theil an den Vertrag ſich 
alten; 

’ $. 79%. Doch kann auch alsdann dem Schul: 
digen niemals mehr, als böchſtens die Hälfte von 
G 2 der 
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der Subſtanz, oder dem Nießbrauche feines Ver⸗ 
moͤgens, genommen werden. 

F. 798. Statt der Abfindung, welche nach obi⸗ 
gen Vorſchriften dem unſchuldigen Theile aus Vers 
trägen oder Geſetzen zukommt, kann die Frau ſtan⸗ 
des maͤßige Verpflegung, bis an ihren Tod, aus 
den Mitteln des ſchuldigen Mannes fordern. 

H. 799. Dieſen ſtandesmaͤßigen Unterhalt mäf 
fen die Gerichte, nach Verhoͤltniß des Gewerbes 
oder Verdienſtes, oder der ſonſtigen Einkuͤnfte des 
ſchuldigen Etzemannes, beſtimmen. 

H. 800. Jedem Theile fteht frey, zun Behufe 
dieſer nähern Beſtimmung, einen Standes oder 
Zunftgenoſſen des Mannes vorzuſchlagen; und 
zwiſchen dem Gutachten derſelben giebt der Befund 
des Richters den Ausſchlag. 

$. gor. Die Einkuͤnfte des zurückgenommenen 
eigenthuͤmlichen Vermoͤgens der Frau, ingleichen 
der ihr etwa zugefallene Nießbrauch eines Erb⸗ 
ſchatzes, werden ihr auf die ausgemittelten Verpfle⸗ 
gungsgelder angerechnet. 

. 802. Der Mann ift verbunden, die der Frau 
zu reichenden Verpflegungsgelder aus ſeinem be⸗ 
reiteſten Vermögen anzuweiſen, und zu ver⸗ 
ſichern. 

$. 803, Bey verbeſſerten Vermögensumſlaͤnden 
des Mannes kann zwar die Frau feine Erhöhung, 
wohl aber eine beſſere Verſicherung ihrer Verpfle⸗ 
gungsgelder fordern. 

F. 904. Uebrigens kann die geſchiedene Frau, 
wenn ſie einmal Verpflegungsgelder gewählt hat, 
davon in der Regel nicht wieder abgehn, und die 
geſetz- oder vertragsmaͤßige Abfindung fordern. 

F. 805. Dagegen behält fie aber auch die Ver⸗ 
pflegungsgelder, wenn fie gleich zu einer andern 
Ehe ſchreitet. 


$. bos. 
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5.806. Nur in dem Kalle, wenn bey dem Ab⸗ 
leben des Mannes fo wenig Vermögen vorhanden 
A daß die Verpflegungsgelder mehr, als die 

Alfte von dem Ertrage des Nachlaſſes ausmachen, 
hat die Frau die Wahl: ob: fie ſich eine Herunter⸗ 
ſezung bis auf dieſe Hälfte gefallen laſſen, oder 
aus der Subſtanz des Machlaſſes die geſetzliche Ab⸗ 
findung Ein⸗ für allemal fordern wolle. 

F. 807. Bey dieſer Abfindung wird der Betrag, 
des bey der Scheidung vorhanden geweſenen Ver⸗ 
mögens, oder der des Nachlaſſes, je nachdem 
einer oder der andere geringer iſt, zum Grunde ge⸗ 
nommen. . 

H. 808: Dagegen aber duͤrfen auch der Frau die 
bis zum Tode des geſchtedenen Mannes genoſſene 
Wiroſtegunsgelder auf ihre Abfindung nicht anger 
rechnet werden. 

$. 909. Iſt der unſchuldige Ehemann wegen 
Alters, Krankheit, oder anderer Ungluͤcksfaͤlle, 
ſich ſeinen Unterhalt ſelbſt zu verdienen nicht im 
Stande: fo kann er, ſtatt der aus dem Vermögen 
der ſchuldigen Frau ihm gebuͤhrenden Abfindung, 
ſtandesmäßige Verpflegung wählen. 

H. 810. Solchenfalls gilt fuͤr ihn alles, was 
zum Beſten der unſchuldigen Ehefrau, vorſtehend 
verordnet iſt. 

$ 811. Hat unter den geſchiedenen Eheleuten g. Wenn 
eine Gemeinschaft aller Güter vorgemalter > ſe kann aach 
der unſchuldige Theil wählen: ob er die Hälfte des vorgewal⸗ 
gemeinſchaftlichen Vermögens fordern, oder auf let hat. 
Abſonderung der Guter antragen wolle. 

F. 812. Woͤhlt er letzteres: fo erfolgt die Ab⸗ 
ſon derung nach den §. 755788. ertheilten Vor⸗ 
ſchriften. 

F. 813. Aus dem ſolchergeſtalt ausgemittelten 
beſondern Vermögen des ſchuldigen Theiles ger 
bühet dem Unſchuldigen eben die Abfindung, 

G 3 welche 
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welche er, außer dem Falle der Guͤtergemeinſchaft, 
zu fordern hat. 

F. 514. Wählt der unſchuldige Theil die Halfte 
des gemeinſchaftlchen Vermögens: jo kann er, 
aufer derſelben, weiter keine beſondre Abfin⸗ 
dung fordean 

. 875. Doch erhält, bey der Theilung, der 
Unſchuldige die 9. 639. beſtimmten Effekten zum 
Vor zus. 

9.816. Wegen der übrigen Eßekten hat er eben 
Wahl, welche F. 648. 649. und 650, dem über 
lebenden Egegatten vorbehalten iſt. 

J. 817. Sind Geundſtuͤcke und Gerechtigkel⸗ 
ten in dem zu heilenden gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögen vorhanden; ſo muß der Werth derſelben, 
wen keine gü liche Vereinbarung ſtatt findet, nach 
einer gerichtlich aufzunehmenden Taxe in Anſchlag 
gebracht werden. 

H. big. Alsdann hat der unſchuldige Theil die 
Wahls ob er diefe Güter für die Taxe annehmen, 
oder dem Schuldigen überlaſſen wolle. 

H. #19. Auch ſteht dim unſchuldigen Theile 
frey, auf eine Privatverſteigerung zwiſchen ihm 
und dem Schuldigen anzutragen. 

$. 920. Nur ſolche Schulden, welche vor an⸗ 
gemeldeter Scheidungeklage entſtanden ſind, kön⸗ 
nen, zur Laſt des utſchuldigen Theiles, von dem 
gemeinſchaf lichen Vermoͤgen abgezogen werden. 

F. Lat. Haben die Eheleute nur in einer Ge 
mein’chaft des Erwerbes gelebt: fo geſchieht die 
Arfonderung des eigenthüͤmlichen Vermögens bey⸗ 
der Theile nach der Vorſchrift F. 662. (ag. 

d. 822, Der Erwerb wird gerheilt, und die 
dem ſchuldigen Ehegatten zufallende Hoͤlfte wird 
dem Vermoͤgen bengerechnet, woraus dem Un⸗ 
ſchuldigen die gesetzliche Abfindung gebührt. 


9. 823. 
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F. 823. Kann der ſchuldige Ehegatte dem un⸗ C. Ben 
ſchuldigen weder Abfindung, noch Verpſſegungs ert 
gelder gewähren: fo ſoll erſterer für die Verge⸗ dar fein 
kungen, wodurch er zur Scheidung Anlaß arae: daten 
den hat, nach Verhältniß der Große und Schwere 
derſelden, und nach Bewandniß der übrigen 
vorkommenden Ar mit Gefaͤngniß oder 
Strafarbeit auf Vierzehn Tage bis Drey Monalhe 
belegt werden. 

F. 824. Außergerichtliche Verträge, wodurch Verträge 
der unſchuldige Ehegatte der nach den Geſetzen ihm ee 
zukommenden Abfindung ſich begiebt, find für den⸗ 
ſelben unverbindlich. 

F. 825. Verträge hingegen, wodurch die Ab⸗ 
findung, zur Vermeidung von Weitlauftigkeiten 
und Prozeſſen; auf gewiſſe Summen oder Sachen 
beſtimmt worden, find, fo wie andre Verträge uns 
ter Eheleuten, guͤltig. 

F. 626. Doch können auch durch ſolche Wer: 
ttaͤge weder die Glaͤubiger, noch die alls der 
Ehe erzeugten Kinder, an ihren Rechten verkuͤrzt 
werden. 
827. Die Erben des beleidigten Ehegatten Rechte der 
find befugt, dle Scheidungsklage, zum Behufe Erden. 
der Auseinandetſetzung des Vermögens, zu ders 
folgen; info fern der Erblaſſer erſt nach fruchtlos 
angeſtelltem Sühnsverfuche geftorben iſt. 

„ gag. Auch können fie ſelbſt auf die Heraus⸗ 
gabe des geſammten Vermdͤgens ihres Erblaſſers 
klagen, wenn der uͤberlebende Ehegatte den Tod 
des Erblaſſers verurſacht, oder ihn durch gewalt⸗ 
fame Mittel zu klagen verhindert hat. 

829. In beyden Fällen h. 827. 828. muß die 
Abſonderung des Vermögens nach den Vorſchrif⸗ 
ten H. 766. lig. erfolgen; und der ſchuſdige Eher 
gatte verliert alle Vorkheile, die er ſonſt aus dem 
Machlaſſe des Verſtorbenen zu erwarten hatte. 

4 830. 
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F. 830. Dagegen koͤnnen die Erben des unſchul⸗ 
digen Theils eine Abfindung aus dem Vermoͤgen 
des Schuldigen nur alsdann fordern, wenn dieſelbe 
dem Erblaſſer bey ſeinem leben bereits zuerkannt 
war; und das Urtel, vor oder nach ſeinem Tode, 
rechtskräftig, oder in den folgenden Inſtanzen bes 
ſtaͤtigt wird. 

H. 831. Doch bleibt, bey vorgewalteter Guͤter 
gemeinſchaft, auch den Erben des unſchuldigen 
Theis, in allen Fallen, die dem Erblaſſer nach 
H. 811. zug geftandene Wahl vorbehalten. 

$- 832. Iſt ffatt der Abfindung auf ſtandes⸗ 
e Berpflegungsgelder erkannt: fo können die 
Eben nur die bis zum Ableben des Erblaſſers etwa 
verbliebenen Muͤckſtande 

F. 833: Stirbt der ſchul⸗ ige Ehegatte vor rechts ⸗ 
Fräftig entſchiedenem Prozeffe: jo find alle von ihm 
hinterfaffene letztwillige Verordnungen, fo weit dies 
ſelben auf Schmälerung des dem Unſchuldigen aus 
Geſetzen oder Verträgen zukommenden Erbtheils 
abzlelen, unkra tig: 

$. 834. Was bey Eheſcheidungen wegen Erzies 
bung, Verpflegung, und Verſorgung der Kinder 
ſtatt finde, iſt im folgenden Titel vorgeſchrieben. 


Neunter Abſchnitt. 
Von der Ehe zur linken Hand. 


$. 838. Eben zur linken Hand find ſolche, die 
N tionen ungleichen Standes, bloß nach den 
in dieſem Abſchnitte entpaltnen bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzen eingegangen worden.) 

F. 836. [Ehen zur ſinken Hand können nur 
Mannsperſonen von Adel, oder ſoſche ſchließen, 
die in Königlichen Dienften einen Raths oder 
dem; 
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demſelben gleichkommenden Charakter erlangt Hand, 


kate! gelte 
§. 837, Beyben wird die Ehe zur linken Hand können. 


nur alsdann geſtattet, wenn fie. aus einer vorher⸗ 
gehenden Ehe zur rechten Hand Kinder am beben, 
oder kein zum ſtandesmaͤßigen Unterhalte einer Gar 
milie hinreichendes Vermögen haben 

H. 838. Wer eine ſolche Ehe Schließen will, muß 
feine Befugniß dazu bey dem Landes- Juſtizcollegio 
der Provinz ausweiſen, und deſſen Erlaubniß nad) 
ſuchen 

$. 839. Zum Nachweiſe der Unzulänglichkeit 
des Vermögens, iſt in der Regel eine auf das Eh⸗ 
renwort oder auf den geleiſteten Amtseid abgege⸗ 
bene Verſicherung desjenigen, welcher die Etlaub⸗ 
niß nachſucht, hinreichend. 

F. 840. Reiner Mannsperſon, welche das Fünf: 
und zwanzigfte Jahr noch nicht zurückgelegt hat, 
ſoll erlaubt werden, zur linken Hand zu bei⸗ 
. 


„ 841. Alles was zur Schließung einer vollgül⸗ erſorde — 


80 "Ehe gehört, wird auch bey der Ehe zur linken 1 Buge 


. erfordert. 
F. 842. [Nur allein die Ungleichheit des Stans 
des macht hier fein Hinderniß.| 
H. 843. Dagegen kann keiner eine Perſon völlig 
gleichen, viel weniger höhern Standes, zur linken 
Hand beirathen. 
$. 844. [Es findet alfo zwiſchen Perſonen adli⸗ 
chen Standes, ingleichen zwiſchen Koͤniglichen 
Rothen, und Töchtern oder Wittwen, deren Maͤn⸗ 
ner oder Väter von gleichem Range waren, keine 
Ehe zur linken Hand ſtatt. 
$. 845. [Der Mangel der, nach den Geſeßen, 
zu einer gültigen Ehe nothwendigen Einwilligung 
das Vaters, kann von dem Richter niemals erganzt 
werden 
85 9. 846 


Ha 


ten: 
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F. 846. Die Schließung einer Ehe zur linken 
Hand fest einen ſchriſtlichen Contrakt nothwen⸗ 
dig voraus. 

F. 847. Bey deſſen Errichtung muß alles beob⸗ 
achtet werden, was in Anſehung der Form der Ehe⸗ 
gelöbniſſe vorgeſchrieben ift. (F. 82. gg.) 

$. 848. | In dem Ehecontrakte muß der Wer) 
lobten jedesmal eine gewiſſe Abfindung, zu ihrem 
ausfömmlichen Unterhalte, auf den Fall der ges 
trennten Ehe beſtimmt ſeyn. 

$ 849. Dieſe Abfindung kann in jöhrlichen 
Verpſlegungsgeldern, oder auch in einer Ein für 
allemal zu entrichtenden Capltalsſumme beftchen] 

F. 850. In dem Contrakte muß zugleich be⸗ 
ſtimmt ſeyn, wie der Verlobten dieſe Abfindung 
verſichert werden folle.] 

$ 857. (Iſt datin nichts beſtimmt: fo finden, in 
Anfehung dleſer Abfindung, eben die Rechte ſtatt, 
welche bey einer vollguͤtigen Ehe dem Gegenver⸗ 
wächtniffe bengelegt werden, ($. 466. lag.) 

. 852. Vor Errichtung eines folchen Contrakts, 
in welchem die Abfindung der Verlobten beſtimmt 
worden, fell die Erlaubniß zur Vollziehung der Ehe 
nicht ertheilt werden, 

H. 853. Wenn nach wirklich geſchloſſenem Eher 
contrakte, Einer oder beyde Theile, vor der Voll; 
ziehung beſſeſben, wiederum davon abgehen woll⸗ 
fo findet eben das ſtatt, [was bey dem Ruͤck⸗ 
tritte von einem A Ehegeloͤbniſſe verord⸗ 
net iſt. (F. 99. faq) 

F. 854. Be alſo ohne erheblichen Grund 
zurücktritt, oder den andern Theil zum Ruͤck⸗ 
tritte veranlaßt, muß demſelben fo viel, als der 
Vierte Theil des im Ehetontrakte beſtimmten 
Capitals, oder der zu Eapital zu rechnenden 
WVerpflegüngsgelder ausmacht, zur Abfindung ent: 
richten 


9. 855. 
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$. 858. [Der Vollziehung der Ehe zur linkfen im. 
Hand muß das Aufgebot, fo wie bey einer voll: 
gälngen Ehe ane e 

856. Es iſt jedoch hinreichend, wenn nur in 
Anfehung eines jeden Theils bekannt gemacht wird, 
daß derſelbe eine eheliche Verbindung ſchlleßen 
wolle; ohne daß bey der Proclamation des Braͤu⸗ 
tigams der Name der Braut, oder bey dem Auf 
gebote der Braut der Name des Bräutigams ger 
nannt zu werden braucht! 

F. 857.“ Die Vollziehung der Ehe zur linken Voune, 
Hand geichtrht dadurch, daß bende Theile vor dem gz Eb. 
Landes Juſtiztollegio der Provinz, oder einem e 
von ſelbigem ernannten Commiffario, den Inhalt 
des Eherontrakts perſonlich genehmigen; deſſen 
Heſthaltung mittelſt Handſchlags angeloden; und * 
alsdann der Contrakt unter dem Inſiegel des 
Gerichts befärige, auch den Gerichtsakten ein⸗ 
verleibt an 

$..858. Von dem Augenblicke, wo das gericht: 
uche Augel lbeniß geleiſtet worden, nimmt die Ehe 
zur linken Hane ihren Anfang, 

F. 859. Mach dieſet gekichtllchen Vollziehung 
konnen die Partegen, wenn fie es gut finden, ihre 
Verbindung durch einen Prediger einſeznen, oder 
auch fich förmlich trauen laffen! 

$. $60. Die Verbindung ſelbſt aber erhäft wer — 
der durch efnes noch das andere eine größere 
MWirtfainfei 

$. 851. Auch muß, wenn eine förmlich erfolgte 
Trauung in die Kirchenbücher eingetragen wird, 
dabey ausdrücklich bemerkt werden, daß dle Ehe 
zur linken Hand geſchloſſen worden] 

e 5 Berlobte erhält Durch die gericht ee 


volle hung der Ehe bie Benennung einer Hi ER 


dur neee 
Da, 
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$. 863. Alle verſonliche Pflichten, welche bey 
der vollgültigen Ehe ſtatt finden, gelten der Regel 
nach auch zwiſchen denjenigen, welche ſich durch 
eine Ehe zut linken Hand verbinden. 

H. 864. Die Hausfrau erlangt jedoch weder den 
Namen, noch den Stand und Rang des Mannes, 
ſondern behält diejenigen, welche fie vor der Ege 
gehabt hat. 

$. 865. War ſie Wittwe, ſo muß fie ihren Ge⸗ 
ſchlechtsnamen wieder annehmen. 

$. 866. Die Hausfrau tritt nicht in die Familie 
des Mannes, und darf ſich ſeines Titels und Wap⸗ 
pens nicht bedienen. 

10 867. Doch geht fie in diejenige Gerichtsbar⸗ 
keit über, welcher der Mann unterworfen iſt! 

F. 868. Stehr fie. noch unter Vormundſchaft: 
b wird dieſe bis zur erlangten Volljährigkeit unge⸗ 

ndert fortgeſetzt. 

F. 969. Außerdem aber wird die Hausfrau, in 
Anſehung der Befugniß, mit Andern verbindliche 
Geſchoͤfte vorzunehmen, wie eine unverbeirathete 
volljahrige Frauensperſon betrachtet] 

$. 870. Doch kann fie, ohne des Mannes Ein⸗ 
willigung, keine Verbindungen eingehen, wodurch 
ihre Perſon während der Ehe verhaftet wird! 

$. 871. (Die Hausfrau kann von dem Manne 
nut einen ihrem Stande gemäßen Unterhalt 
fordern] 

$ 872. [Curfoften find unter dieſem Unter 
halt mit begriffen; nicht aber Prozeßkoſten, als 
in ſo fern dieſe bloß die Perſon der Hausfrau be⸗ 
treffen] 

9.973. Den Mann macht die Hausfrau, ohne 
feine ausdrückliche Einwilligung, nur in fo fern 
verbindlich, als er durch die Handlungen der Eher 
frau verhaftet wird. ($. 322. 4d.) 


9. 874. 
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F. 874. (IR die Hausfrau noch minderjährig: Beſpudere — 
fo behält ihr Vater oder Vormund die Verwaltung aun de 
bers Vermögens] ? dend“ 

H. 875. Iſt ſie volljährig: fo verbleibt ihr ſelbſt dens. 
die uneingeſchränkte Verwaltung deffelben] 

F. 876.J Der Mann kann auf den Nießbrauch — 
davon niemals Anſpruch machen 

H. 877. Die nach Provinzialgefeßen oder Sta: — 
tuten obwalkende Gemeinſchaft der Guͤter, oder 
des Erwerbes, entficht nicht durch eine Ehe zur 
linken Hand] 

F. 878. Auch durch Verträge kann unter ſolchen 
Eheleuten eine Guͤtergemeinſchaft nicht eingefuͤhrt 
Werden] 

H. 879. Hat die Hausfrau etwas von ihrem — 
Vermögen dem Manne zum Gebrauche, zur Ge 
wahrſam, oder Verwaltung uͤderlaſſen: jo hat fie 
deshalb eben die Rechte gegen ihn als gegen einen 
Fremden.] 

$. 880. (Hat der Mann ſich etwas von ihrem 
Vermbgen eigenmächtig angemaaßt: fo kann fie 
daſſelbe auch noch in fichender Ehe zur 
fordern! 

9.881. Geraͤch der Mann in Coneurs: fo hat 
die Hausfrau, wegen ihrer von ihm eigenmaͤchtig 
an ſich genommenen Vermoͤgensſtͤcke, eben die 
Rechte, wie die Ehefrau wegen ihres vorbehaltnen 
Vermoͤgens⸗ 

$. 882. Hat der Mann von dem eigenmächtig — 
an ſich genommenen Vermoͤgen der Hausfrau etwas 
verzehrt, veraͤußert, oder ſonſt abhanden gebracht; 
oder auch die Sache beſchaͤdigt, oder ſonſt verrin⸗ 
gerr: ſo muß er, auch in Anſehung des Werths, 
alles vertreten,, wozu ein unredlicher Beſitzer ver⸗ 
pflichtet iſt. (Th. J. Tit. VII. H. 222, faq. 


9. 883. 
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$. 883.[Sind aber bewegliche Sachen der tau 
in der Wirkhſchaft des Mannes verbraucht, oder 
abgenägt worden: jo wird der Mann, in Röͤck⸗ 
ſicht der Vertretung, als ein beiter angeſehen. 
(Th. I. Tit. XXI. § 248. 14.0 
F. 884. Während der Ehe kann der Mann 
feiner Hausfrau keine Geschenke machen, fo lange 
Kinder oder Enkel aus einer vollgäligen Ehe vor⸗ 
handen find] 

F. 885. Auch durch den nachher erfolgenden Abs 
gang ſolcher Kinder oder Enkel gelangen die vor⸗ 
bin gemachten Geſchenke nicht zur Gultigkeit“ 
F. 885. Hat aber der Mann keine Verwandten 
in abſteigender kinſe: fo find feine der Hausfrau 
gemachten Geſchenke wie unter Fremden gültig. 

K. 887, Was die Hausfrau von dem Manne 

an Juwelen, Koſibarksiten, und uberhaupt zur 
Pracht erhält, wird, im zweifelhaften Falle, nur 
für geliehen geachtet. 
H. 888. Dergleichen Sachen kann der Mann 
don der Hausfrau, oder auch von einem Dritten, 
welcher fie von ihr, ohne des Mannes Eigwilli⸗ 
gung, an ſich gebracht hat, zu allen Zeiten zu⸗ 
ruͤck ordern 5 

$. 889, Auch guͤltige Geschenke fallen, in fo 
fern ſie noch borhanden find, an den Mann zuröͤck, 
wenn die Hausfrau vor dem Manne flirtt, und 
keine Abkoͤmmlinge aus der mit ihm geführten 
Ehe verläßt.! 

H. #90. Dagegen bleibt. jederzeit, und ohne 
Unterſchied der Fälle, dasjenige, was der Mann 
der Hausfrau an Kleidern, Waſche, oder ſonſt, 
zu einem ihrem Stande gemaͤßen Unterhalte gez 
geben hat, wenn es auch zur Zeit der getrennten 
Ehe noch vorhanden wäre, jr unwiderrufliches 
Eigenthum. 


2: 


d. 891. 
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$. gr. Alles, was vorſtehend H. 884. 838. 888. 
von Geſchenken des Mannes verordnet iſt, gilt 
auch von ſolchen, welche die Hausfrau dem Man⸗ 
ne macht; je nachdem dieſelbe andere, als mit ihm 
erzeugte Abkoͤmmlinge hat, oder nic] 

K 892, Will die Hausfrau fic für den Mann ter Bürg, Gar 
verbärgen: fo müffen die Vorſchriften H. 344. 345. Geffen. 
beobachtet werden 

F. 893. (Wegen Bürgfihaften für Fremde wird 2 
die Hausfrau nur als eine andere unverheirathete I 
Frauensperſon angeſeten. 

$. 894, [Wird die Ehe zur linken Hand durch Tremung 
den Tod getrennt: fo findet wegen der Beerdigung tene ur 
und Trauer alles ſiatt, was bey der vollgäiltigen Hand durch 
Ehe verordnet if] den Tod. 

H. 895. Doch darf die Hausfrau nur ihrem 
Stande gemäß; begraben werden, und die Trauer 
nur fo, wie fie unter leuten ihres Standes gewoͤhn⸗ 
lich iſt, anlegen.) 

$. 895. An den Nachlaß der Hausfrau kann 
der uͤberlebende Mann ſich keines Erbrechts an 
maßen. 

H. 897. Sie kann aber darüber zum Beſten des 
Mannes, durch den Erbvertrag oder Teſtament, 
wie für einen Fremden verfügen] 

$. 898. [Sind aus der Ehe zür linken Hand Kin⸗ 
der vorhanden: ſo verbleibt dieſen die der Mutter 
im Ehecontrafte verſchriebene Abfindung, 

F. 899, [Andere Erben der Hausfrau hinge⸗ 
gen können an dieſe Abfindung keinen Anſpruch 
machen Br f 
$. 900. Nach dem Tode des Mannes erhält 5,30% | 
die überlebende Hausfrau die ihr im Ehecontrafte 
verſchriebene Abfindung aus dem Nachlaſſe, als“ 1 
eine Schule) 

F. Hol, Verläßt jedoch der Mann Kinder oder — 

Enkel aus vollguͤttger Ege, und nicht fö viel Vers 
moͤgen, 
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mögen, daß dieſelben wenigſtens halb fo viel, als 
die Abfindung beträgt, zum Erbtheile übrig behal⸗ 
ten: fo muß das an dieſer Hälfte Fehlende von der 
Abfindung erganzt werden. 

$. 902. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die Abs 
findung in Verpflegungsgeldern beſteht, und der 
Ertrag des den Kindern übrig bleibenden Nachlaſ⸗ 
ſes nicht halb fo viel, als dieſe Verpflegungsgelder, 
ausmacht.] 

g. 903. [Die Hausfrau behalt aber auch die 
Verpflezungsgelder, wenn ſie gleich wieder hei⸗ 
rathet. 

$. 904. Außer der Abfindung hat die Hausfrau 
an dem Nachlaſſe des Mannes kein geſetzliches 
Erbrecht. 

$. 958. Durch Erbvertrag oder Teſtament kann 
der Mann, zum Vortheile der Hausfrau, fo wie 
fuͤr einen Fremden, verordnen, wenn er zur Zeit 
der geſchloſſenen Ehe zur linken Hand keine Kinder 
aus vollguͤltiger Ehe am beben hatte. 

F. 906.“ Waren aber damals dergleichen Kinder 
vorhanden: ‚fo kann, ſelbſt wenn dieſelben in der 
Zwiſchenzeit geſtorben ſind, der Mann ſeiner Haus⸗ 
frau nicht mehr, als den Zehnten Theil ſeines 
eigenthümlicheu freyen Nachlaſſes, letztwillig zu⸗ 
wenden. 

$. 907. Die Abfindung aus dem Ehecontrakte 
wird, wenn die Maſſe zum Behufe der Ausmitte⸗ 
lung dieſes Zehntels beſtimmt werden foll, derſel⸗ 
ben nicht zugerechnet.“ 

L. 908. Vielmehr erhält die Hausfrau ein ſol⸗ 
ches nach den Geſetzen zuläßiges Vermäͤchtniß noch 
Über ihre Abfindung. ] 

$. 909. Beträgt das Vermächtniß mehr, als 
den Zebnten Theil des Nachlaſſes: fo muß daſſelbe 
auf jo welt herunter geſetzt werden. 


9. 910. 
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K 920. Die Ehe zur linken Hand kann, mit Nerwan , 
bedder Theile B. wilsgung, zu ellen Zeiten in ins deiet 
eine vollgültige Ede verwandelt werden; ſobald vollzülsige 
nicht eine ſolche Ungleichheit des Standes, welche Ehe. 
nach den Geſetzen eine vollgältige Ehe hindert, enk“ 
gegen ſteht.] 5 

$. 9ır. [Waren jedoch, zur Zeit der geſchloſſe⸗ == 
nen Eye zur linken Hund, Kinder des Mannes 
aus einer vollguͤltigen Ehe vorhanden;, und ſind 
dieſe inztwiſchen abgegangen: fo kann der Mann 
mit der Hausfrau nur alsdann eine vollgältige Ehe 
ſchließen, wenn bey genauer richterlicher Unter⸗ 
ſuchung ſich findet, daß die Hausfrau, weder 
durch Vernachloͤßlgung, noch durch üble Behands 
lung, zu dem Vectuſte der Kinder irgend einigen 
Anlaß gegeben habe 2 

F. 912. [Die Verwandlung der Ehe zur linken 
Hand in eine vollaͤͤllige geſchieht durch eine dar⸗ 
über vor dem landes Juſtizcollego der Provinz, 
oder deſſen Commiſſario, von beyden Theilen per⸗ 
ſonlich abgegebene, und mittelſt Handſchlags voll: 
zogene Erklärung.] 

$. 913. Auch muß dabey der uber die Ehe zur 
linken Hand geſchloſſene Contrakt zurückgegeben 
und kaſſirt werden 

F. 914. IIſt nicht ſchon bey Volgiehung der Ehe 
zur linken Hand eine foͤrmliche Trauung erfolgt: 
fo muß dieſelde nunmehr hinzukommen 

$. 915. Doch bedarf es dabey keines nochmali⸗ 
gen Aufgebots ] 

F. 916. In allen Fällen aber muß die Verwan⸗ 
delung der Ehe zur linken Hand in eine volle Ehe 
dem gehörigen Pfarrer, zur Eintragung in das 
Kirchenbuch, angezeigt werden] 

$. 917. Wenn die Aeltern des Mannes nut in 
eine Ede zur linten Hand gewilligt haben: fo iſt 

Algen. Geſehb. lu. Da >) wu 
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zu deren Verwandlung in eine vollguͤltige eine 
nochmalige Einwilligung derſelben erforderlich! 

= $. 918, Auch eine Ehe, die wegen Ungleich⸗ 
heit des Standes anfaͤnglich nur zur linken Hand 
geſchloſſen worden, kann in eine vollgäftige ver⸗ 
wandelt werden, wenn dies Eghehinderniß im 
der Folge auf geſetzmaͤßige Art gehoben wird. 
(32.33. 5 

Trennung H. 919. [Die Trennung einer Ehe zur linken 

der She ur Hand ift in allen Föllen zulaßig, wo nach dem 

durch eich. Achten Abschnitte eine vollguͤltige Ehe getrennt wer⸗ 


nung einer vollguͤltigen Ehe begründen, berech⸗ 
tigen, auch in einem niedern Grade, den Mann, 
die Aufhebung einer Ehe zur linken Hand zu 
ſuchen. 8 
— $. 921. Beſchimpfungen oder Thärlichfeiten, 
womit die Hausfrau ſich gegen den Mann vergeht, 
berechtigen den Mann, auf die Scheidung anzu- 
tragen! 
$. 922. [Bloße Scheltworte find jedoch dazu 
nicht hinreichend. 
F. 923. Wegen bloß mündlicher Beleidigungen, 
— ingleichen wegen geringerer Thaͤtlichkeiten, kann 
die Hausfrau nur alsdann die Scheidung ſuchen, 
wenn der Mann ſich eine dergleichen üble Behands 
lung zur Gewohnheit werden le 
$. 924. Wenn der Mann durch Etbſchaften, 
Gluͤcksfaͤle, oder ſonſt, zu dem Vermögen, eine 
Familie ftandesmäßig zu verſorgen, gelangt iſt: 
fo kann er die Aufhebung der Ehe zur linken Hand 
ſuchen. 
$. 925. (Doch kann alsdann die bisherige Dates 
— ftau auf die Verwandlung dieſer Ehe in eine voll⸗ 
gültige dringen: wenn nicht in der Ungleichheit 
0 des 
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des Standes in ein geſetzmoßiges Ehehinderniß ob⸗ 
waltet⸗ 2 5, 

$ 926. Verſichert der Mann gerichtlich auf fein 
Ehrenwort, oder bey feinem Amtseide, daß er in 
ſolche verbeſſerte Vermögensumſtände gelangt ſeh: 
fo iſt dieſe Verſicherung hinreichend; ſobald nur 
der Anfall überhaupt, aus welchem der Vernde 
gens, Zuwachs entſtanden ſeyn fol, nachgewieſen 
wird. 

F. 99, Behauptet er aber, daß feih Vermbe 
gen nur durch feinen Fleiß und Muͤhwaltung ſol⸗ 
chergeſtalt vermehrt worden: ſo muß er die Wirk⸗ 
lichkeit dieſer Vermehrung, auf Verlangen der 
Hausfrau, welche die Ege zur linken Hand forte 
ſetzen will, naher 595 

$. 928. Auch die Hausfrau kann die Trennung 
der Ehe zur linken Hand ſuchen, wenn ihre Vers 
mögensumftände durch Erbſchaften oder Glüͤcks⸗ 
fälle ſich dergeſtalt verbeſſern, daß fie nunmehr eine 
vollguͤlcge Ehe ſchließen kann.] 

$. 929. [Wenn von Seiten des Standes kein 
ſches Egehinderniß obwaltet: fo muß die bis⸗ 
ige Hausftau, welche die Ehe zur linken Hand 
nicht ferner fortſetzen will, ſich deren Verwande⸗ 
lung in eine vellgültige Ehe mit ihrem Manne ges 
fallen laſſen. ae 

F. 930, Sie muß aber alsdann eine ſolche Vers 
mehrung ihres Vermögens nachweiſen, daß der 
Mießbrauch davon den Prann in den Stand ſetze, 
eine Familie, feinem Stande gemaͤß, zu unter⸗ 
kalten.) 7 8 

F. 931. [Kann dieſer Nachweis nicht geführt 
werden: jo findet aus dieſem Grunde allein die Auf⸗ 
hebung der Ehe zur linken Hand, wider den Wil⸗ 
len des Mannes, nicht ſtatt.“ 

$. 932. [Kann aber zwichen dem Manne und 
der bisherigen Hausfrau, wegen Ungleichheit des 

H 2 Standes, 
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Standes, keine vollgültige Ehe geſchloſſen wer⸗ 
den; jo iſt letztete ſchon wegen eines ſoſchen Ver⸗ 
möoͤgens⸗Zuwachſes, woraus eine wahrſcheinliche 
Hoffnung zu einer vollgultigen Ehe mit einem 
Manne ihres Standes entſpringt, auf Trennung 
der Ehe zur linken Hand anzutragen berechtigt. 

$. 933. Sind keine Kinder vorhanden, und iſt 
auch innerhalb der letzten Zwey Jahre die Ehe 
zur linken Hand kinderlos geblieben: ſo kann 
ſelbige mit beyder Theile Einwilligung getrennt 
werden 

H. 934. [Wird die Ehe zur linken Hand durch 
Urtel und Recht getrennt, und die Hausfrau für 
den ſchuldigen Theil erkannt: ſo verliert ſie die im 
Egerontrakte ihr verſprochene Abfindung! 

H. 938. Auch muß die ſchuldige Hausfrau die 
Braut- und die von dem Manne während der Ehe 
erhaltenen Geſchenke, in ſo fern ſie noch vorhan⸗ 
den ſind, oder ſie dadurch noch wirklich reicher iſt, 
zuruͤckgeben 

$- 936. Die §. 890. bemerkten Sachen find je 
doch auch in dieſem Falle keiner Ruͤckgabe uns 
terworfen 

F. 937. Kommt der Anlaß zur Scheidung zwar 
von Seiten der Hausfrau; aber ohne ihr morali⸗ 
ſches Verſchulden; jo behält, fie die Geſchenke, und 
der Mann muß ihr die im Ehecontrakte verſchrie⸗ 
bene Abfindung entrichten.!“ 

$. 938. [Hat die Hausfrau auf Trennung der 

Ehe bloß aus dem $. 928, [ag. bemerkten Grunde 
beſtanden; jo behält fie zwar die Geſchenke; kann 
aber die conkrak mäßige Abfindung nicht fordern] 


$. 039. Iſt der Waun der ſchuldige Theil; fo 
muß die der Hausfrau  gebübeende Abfindung 
nach richterlichem Eemeſſen beſtimmt, und kann, 
bewandten Umſtaͤnden nach, bis auf das Dop⸗ 


pelte 
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velte der in dem Ehecontrakte verfejeiebenen Sum⸗ 
me erhoͤht werden 
H. 940. [Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die — 
Ehe bloß wegen verbeſſerter Vermdgensumſtaͤnde 
des Mannes, zum Behufe einer von ihm zu ſchlieſ⸗ 
ſenden vollgältiaen Ehe, getrennt werden muß. 

H. 941. [Siehe der Mann zwar, jedoch ohne 
fein moraliſches Verſchulden, Anlaß zur Schei⸗ 
dung: ſo finder t die Vorſchrift H. 937. Anwendung! 

942- [In allen Fällen, wo der Hausfrau 
Verplegunsgeider,, ſtatt der Abfindung, zuer⸗ 
kannt ſind, behält ſie dieſelben auch nach geſchloſ⸗ 
ſener anderwelttern, Ehe.] 

$ 943. Iſt dafür keine beſondere Sicherheit 
beftelle jo haben dergleichen Verpflegungsgelder 
die Vorrechte der auf gerichtliche Verſchreibung ge⸗ 
gründeten Anſprüͤchk. J 

F. 944. L Von den Rechten und Pflichten der Fr 
aus einer Ehe zur linken Hand erzeugten Kinder 
wird im Achten. Abſchnitte des folgenden Titels, 
gehandelt. 


Zehnter Abſchnitt. 


Pon den rechtlichen Folgen geſetzwidrig 
geſchloſſener Ehen. 


§. 945. Eben, welche wegen obwaltender Begrife, 
Verbotegejegt niemals beſtehen konnen „ heißen. 
nichtig. 

K. 946. Ehen, welchen zwar von Anfang an ger 
ſetzliche Hinderniſſe im Wege ſtehen, die aber doch 
in der Folge, durch Hebung dieſer Hinderniſſe, 
verbindliche Kraft erlangen konnen, werden uns 
gültig. genennt. 

H. 947. Michtig find: Ehen, welche innerhalb l, Von nich, 
der durch die Geſetze verbotenen Grade. geſchloſſen en Eben. 
worden. (. 3. 4. 8.) = 

0 3. K. 48. 
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H. 948. Ferner diejenigen, bey deren Schlieſ⸗ 
fung Einer oder beyde Theile annoch anderweitig 
verheiratvet waren. (J. 16.) 

v. 949. Ein Gleiches gilt von Ehen zwiſchen 
einer geſchiedenen Perſon, und derjenigen, we 
che fie, wegen des zur Scheidung gegedenen Anz 
laſſes, nach den Geſetzen nicht heirathen darf. 
($. 25729. 

9.958. Auch folche Ehen, die von Militairper- 
ſonen, ohne die, in Anſegung ihrer, nach den Ge 
ſetzen beſonders erforderliche Einwilligung gejchloß 
ſen worden, find nichtig. (5. 34. 35.0 

. 951. Eben das findet in Fallen ſtatt, wo der 
Unterschied der Religionen ein geſetzliches Et 
derniß ausmacht. (H. 36.) 

$. 952. Ehen, welche die Geſetze wegen Un⸗ 
gleichgeit des Standes verbieten, werden, wenn 


> fie ahne die erforderliche Diſpenſatien dennoch ge⸗ 


ſchloſſen worden, ebenfalls für nichtig angeſeten. 
G. 30:33.) ! | 

“5.953. Auch wenn in den Fällen des F. 948. 
950. 951. 952. das Epebinderniß in der Folge ges 
hoben werden konnte, bleibt die Ehe in der Regel 
dennoch nichtig. 

$. 954. Nur in dem Falle des H. 948. wenn 
die vorige Ehe aus einem unverſchuldeten Srerhus 
me für getrennt angenommen worden, da fie doch 
noch wirklich beſtanden hat, iſt die ſpaͤtere Ehe kei⸗ 
nesweges nichtig, ſondern nur ungültig. 

$. 955. Wenn alſo das der jpitern Ehe zur 
Zeit ihrer Vollziehung entgegen geſtandene Ehehin⸗ 
derniß durch eine nachher wirklich erfolgende Tren⸗ 
nung der frühern gehoben worden: ſo iſt die jpä- 
tere Ehe als von Anfang an gültig anzuſehn. 

9.956. Für einen unverſchuldeten Irrthum iſt 
es zu halten, wenn der wirklich noch nicht er⸗ 
folgte Tod des vorigen Ehegatten geſetz maß 

0 
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ſcheinigt war; oder wenn die vorige Ehe durch ein 
richterliches Erkenntniß, dem aber ein weſentliches 
Erforderniß der Gultigkeit ermangelte, für getrennt 
erklrt werden. 

$- 987. Hat ober der vor Trennung der früßern 
zu einer nachherigen Ehe ſchreitende Theil den vor⸗ 
gefallenen Sebler vorſezlich, oder durch fein eignes 
grobes oder maͤßiges Verſehen, ſelbſt veranlaßt: 
ſo bleibt die Ehe von Anfang an nichtig. 

F. 958. Soll außer dem Falle des g. 948. die 
nichtige Ehe nach gehobnem Hinderniſſe jur Güͤl⸗ 
tigkeit gefangen: fo muß ſie auf die in den Geſetzen 
vorgeſchriebene Art nochmals feyerlich vollzogen 
werden 

$. 989. Mit dem Zeitpunkte dieſer nochmaligen 
Vollziehung nimmt die Goͤltigkeit einer ſolchen Ehe 
er ihren Anfang. 

$ 960. Iſt eine Ehe, in dem Falle des F. 8. 
ohne die erforderliche Diſpenſation geſchloſſen wor⸗ 
den: fo iſt fie nicht nichtig, ſondern nur ungültig; 
und beſteht alſo von Anfang an, wenn die Diſpen⸗ 
ſation in der Folge noch ertheilt wird. 

F. 961. Doch finden, wegen des uͤbertretnen 
Ehegeſetzes, auch in dieſem Falle die unten verord⸗ 
neten Strafen ſtatt. 

$. 962. Die Fortſeßung nichtiger Ehen iſt der 
Richter zu dulden nicht befugt. 

H. 963. Vielmehr muß er, ſobald dleſelben zu 
ſeiner Kenntniß gelangen, die Verbundenen von 
Amtswegen trennen, und einen fiskaliſchen Bedien⸗ 
ten anweiſen, auf die förmliche Nichtigkeitserklä⸗ 
rung anzutragen. 

F. 964. Aus einer ſolchen nichtigen Verbindung 
entſtehen daher auch unter den Verbundnen ſelbſt 
niemals Rechte und Pflichten, wie aus einer wirk⸗ 
lichen Ehe. 


8 4 $ 965, 
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$. 968. Hat der Mann das Vermögen der 
Frau in ſeine Verwaltung überkommen: fo muß er 
alles leiſten und vertteten, wozu ein Verwalter 
fremder Guter verpflichtet iſt. (Th. I. Tit. XIII. 
Abſchn. 11.) 

. 966. Doch darf er von den während diefer 
Verbindung gezogenen Nutzungen in der Regel 
keine Rechnung ablegen. 

9. 967. Vielmehr werden dieſe Nutzungen ge⸗ 
gen das, was zum Unterhalte der Frau verwen⸗ 
det worden, aufgehoben. 

H. 968. Hat aber der Mann das Ehehinderniß 
gewußt; und der Frau iſt ſelbiges unbekannt ge⸗ 
weſen: ſo wird der Mann als ein unredlicher Be⸗ 
ſitzer des in feine Verwaltung übernommenen Ver⸗ 
mögens der Frau angeſchen. 

F. 959. Er muß aſſo auch wegen der Nutzun⸗ 
gen dieſes Vermögens alles vertreten, wozu ein 
unredlicher Beſſtzer verpflichtet wird; und kann 
nur das, was zum Unterhalte der Frau, oder ſonſt 
in ihren Nutzen erweislich verwendet worden, da⸗ 
von abziehen. 

$. 970. In allen Faͤlen, wo das Ehehinderniß 
der Frau unbekannt geweſen iſt, hat dieſelbe zur 
Sicherheit ihres dem Manne überlafinen Vermd⸗ 
gens das Vorzugsrecht der Fuͤnften Claſſe, von 
dem Tage an, da der Mann die Verwaltung über 
nommen hat. 

$. 971. Iſt das Ehehindeeniß der Frau bekannt, 
dem Manne aber unbekannt gemefen: fo darf letz⸗ 
terer, bey feiner Verwaltung, nur für ein grobes 
Verſehen haften. 

$. 972. Daraus, daß eine Ehe für nichtig er⸗ 
klärt wird, kann einem Dritten, welchem das ol 
waltende Ehehindernif unbekannt geweſen, nie⸗ 
mals ein Nachtheil erwachſen. 


9 973. 
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$. 973: Wer alſo mit einem oder dem andern 
der vermeinten Eheleute redlicher Weiſe in Ger 
ſchäfte ſich eingelaſſen hat, der erlangt daraus 
eben die Rechte, als wenn unter ihnen eine gültige 
Ehe beſtanden hätte, 

F. 974. Doch können in dem Falle des $. 948. 
durch die Verhandlungen eines Dritten mit dem 
vermeinten zweyten Ehegatten, die Rechte des ers 
ſten und wahren Ehegatten nicht gekränkt werden. 

. 975. Wenn ein Theil den andern, durch, 
Verſchſd gung oder Verheimlihung des obwal⸗ 
tenden Shehinderniſſes, oder ſonſt durch betruͤg⸗ 
liche Morſpiegelungen, zur Schließung einer nich⸗ 
tigen Ehe verleitet hat; fo muß der Schuldige den 
Unſchuldigen ſchadlos halten. 

9. 976. Zur Bestimmung dieſer Schadloshal⸗ 
tung dienen die Epeſcheidungsſtrafen, welche, bey 
Treanung einer an ſich gültigen Ehe, der ſchul⸗ 
ge Theil dem unſchuldigen entrichten muß, zum 
Maaßſtabe. 

F. 977. Doch muß in der Regel auf den 
böͤchſten Satz der Eheſcheidungsſtrafen erkannt 
werden. 

$. 978. Entſteht die Nichtigkeit der Ehe aus 
einer Ungleichheit des Standes; [und kann der 
ſchuldige Theil, nach den Geſetzen, eine Ehe zur 
Unken Hand ſchließen , fo dat der Unſchuldige die 
Wahl: [ob er dergleichen Ehe fortſetzen, oder die 
Epeſcheidungsſtrafe fordern wolle! .. r b. Keri 

$. 979. Hat derjenige Theil, welcher an Schlieſ⸗ 
fung einer nichtigen Ehe unſchuldig war, wahrend 
derſelben ſoſche Handlungen begangen, welche die 
Trennung einer gültigen Ehe , und die Ehefchei- 
dungsſtrafe nach ſich ziehen würden: ‚fo hat er fein. 
Recht auf Schadloshaltung verloren. 


$. 980. Unguͤltig find Ehen, die ein Vormund ne Bon 
füe ſich, oder feine Kinder, mit seinen, Pfeg be⸗ alen 
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fehlnen, ohne Sclaubniß des vormundſchaftlichen 
Gerichts, geſchloſſen hat. ($- 14.) 

F. 98 7. Ferner ſolche, die mit einer an Kindes: 
ſtatt angenommenen Perſon, ohne vorhergegangene 
Aufhebung der Adoption, geſchloſſen worden ($. 13.) 

$. 982. Ein Gleiches gilt von Heirathen mit 
einer Perſon, die das mannbare Alter noch nicht 
erreicht hat. (§. 370 Hi 

$. 983. Auch Heiraten, wobey es von der ei⸗ 
nen Stite an der freyen Einwilligung ermangelt, 
find ungullig. (5. 38 +44.) 

$. 983. Eben das findet von Ehen ſtatt, bey 
welchen die ligung derjenigen, deren Con⸗ 
ſens die Geſetze zur 8555 einer Ehe erfordern, 
nicht beygebracht iſt. 5. 49. 50. 52.) 

H. 985. Ungüft Ehen können nur auf das An⸗ 
rufen desſenigen, welcher das Ehehinderniß zu rs 
gen, nach den Geſetzen berechtigt iſt, als nichtig 
aufgehoben werden. 
$: 986. Erfolgt dergleichen Nichtigkeitserklaͤ⸗ 
rung: jo findet bey ungältigen Ehen alles das An⸗ 
wendung, was von den abſolut nichtigen vorſtehend 
§. 964 977. 979. verordnet iſt. 

9. 987. Wied aber das Ehehinderniß in der 
Folge gehoben: ſo muß angenommen werden, daß 
die Ehe von Anfang an guͤltig geweſen ſey. 

$. 988. Iſt das Ehehinderniß von dem, welcher 
dazu berechtigt iſt, innerhalb der durch die Geſetze 
beſtimmten Friſt nicht gerügt worden: fo wird daſ⸗ 
ſelbe für gehoben angeſehen. 

$ 989. Hat ein Vormund ſich ſelbſt, ober fein 
Kind, mit einer feiner Pflege befohlnen Perſon ge⸗ 
ſetzwidrig verheirathet: ſo muß er der Vormund⸗ 
ſchaft ſofort entſetzt, und dem Pflegebefohlnen ein 
andrer Vormund beſtellt werden. 


$. 990. 
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9.990. Dieſer muß unter Aufſicht des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts genau prüfen: ob die pflegebes 
fohlne Perſon die Ehe fortſetzen wolle, und. ob ihr 
deren Fortſetzung zuträglich fen. 

„991. Findet ſich dabey eine wirkliche Abnei⸗ 
gung der Pflegebefohlnen; oder ſonſt ein uͤberwie⸗ 
gender Nachtheil fuͤr ſie: ſo muß auf die förmliche 
Michtigkeitserklͤrung bey dem Richter angetragen 
werden. 

F. 992. Wird aber die Fortſetzung der Ehe von 
dem vormundſchaftlichen Gerichte nachgegeben: ſo 
verbleibt dennoch das Vermoͤgen der Frau, bis zur 
erlangten Volljaͤhrigkeit, unter der Verwaltung 
des neubeſtellten Vormundes. 

F. 993. Der Mann kann bis dahin auf die Eins 
Fünfte dieſes Vermögens nur in fo weit Anſpruch 
machen, als dieſelben zum fiandesmäßigen Unter⸗ 
halte der Frau, nach dem Ermeſſen des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichts, nothwendig ſind. 

$.994. Alle Zuwendungen, welche die Frau ei⸗ 
nem ſolchen Manne in einem vor erreichter Volljäh⸗ 
rigkeit gemachten Vertrage oder Teſtamente ber 
ſtimmt hat, find unguͤltig. 

F. 995. Nach erlangter Volljaͤhrigkeit hängt es 
von dem freyen Entſchluſſe der Frau ab, was fie 
von ihrem Vermögen dem Manne einbringen, oder 
ſich vorbehalten wolle. > 

. 996. Iſt woͤhrend der Minderjährigkeit 
einer ſolchergeſtalt geſetzwidrig verheiratheten 
pflegebefoblneu Perſon, die Ungültigkeit der 
Ehe nicht geruͤgt worden: fo bleibt ihr ſeſbſt das 
Recht dazu noch innerhalb ſechs Monathen nach 
zurüͤckgelegtem vier und zwanzigſten Jahre vorbe⸗ 
halten. 


§. 997. Hat jemand fein angenommenes Kind dwiſchen 


wider die Geſetz 


be geheirathet; und iſt daſſelde ua 
noch minderjähri; 


ſo muß dem angenommenen 
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Kinde ein Curator beſtellt, und alsdann eben ſo, 
wie bey der geſetzwidrigen Heirath eines Mor: 
mundes mit feiner Pflegebeſohlnen, verfahren 
werden. 

F. 998. War die an Kindesſtatt angenommene 
Perſon bereits volljährig: fo kann dieſelbe die Un⸗ 
güftigfeit der Ede nur innerhalb Sechs Monathen 
nach deren Vollziehung ruͤgen. 

$. 999. In allen Fallen, wo eine ſolche Ehe 
für nichtig erklaͤrt wird, verliert der Mann alle 
aus der Annahme an Kindesſtatt, uͤber die Per⸗ 
fon und das Vermögen der Adoptixten entſtande⸗ 
nen Rechte. 

$. 1000. Dagegen bleiben der Adoptirten die 
ihr auf das Vermögen des angenommenen Vaters, 
ſewohl unter Lebendigen, als von Todeswegen, 
zukommende Anſpruͤche vor! en. 

$. 1001. Wird eine ſolche Ehe in der Folge gül⸗ 
tig: ſo werden alle aus der Annahme, an Kindes⸗ 
ſtatt wechſelſeitig entſtandene Rechte und Verbiud⸗ 
lächkeiten für erloſchen angeſehen. 

H. 1002, Beſtand, das Ehehinderniß in dem 
noch nicht erreichten geſetzmäßigen Alter: fo wird 
die Ehe guͤltig, wenn der Mangel nicht innerhalb. 
Sechs Monathen, nach Zurücklegung dieſes Ak 
ters, geruͤgt worden. 

$. 1003. Sollte jedoch eine Perſon, die weder 
unter väterlicher Gewalt, noch unter einem Vor; 
munde ſteht, ſolchergeſtalt geſetzwidrig verheira⸗ 
thet werden: fo muß ihr der Richter, ſobald er dar 
von Kenntniß erlangt, einen Vormund von Amts 
wegen beſtellen. \ 

$. 1004, Von dieſem muß alsdann nach den, 
Vorſchriften $. 990-995. weiter verfahren werden. 

$. 1005. Wegen des aus dem Mangel der 
freyen. Einwilligung bey einer det Be 
Per⸗ 
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Perſonen entſtehenden Hinderniſſes hat es bey den een 
Vorſchriften $. 41:44. ſein Bewenden. 

$. 1006. Die Unguͤltigkeit einer Ehe, bey wel: der Eon 
cher es von der einen oder andern Selle an der Ein. fete er, 
willigung des leiblichen Vaters ermangelt, muß mangelt. 
von dieſem innerhalb Sechs Monathen, nach er⸗ 
haltener Nachricht von der Vollziehung der Ehe} 
gerichtlich 25 3 werden. 
dieſes nicht geſchehen: ſo behalt 
zwar die Ehe 1 5 ihre volle Wirkung; 

F. 1008. Doch iſt der Vater alsdann das unge⸗ 
borſame Kind bis auf die Hälfte des Pflichttgeils 
zu enterben berechtigt. 

$. 1009. Hat ein Sohn, der nicht mehr unter 
voͤterlicher & walt ſich befindet, oder eine Toch⸗ 
ter nach zurückgelegtem vier und zwanzigſten 
Jahre, o che Einwilligung gehelra⸗ 
ther: ſo bewirkt dieſer Mangel keine Ungültigkeit 
der Ehe. 

$. 1010, Dem Vater bleibt aber, auch in die⸗ 
ſem Fille, das Recht zur Enterbung bis auf die 
Hälfte des Pflichttheils vorbehalten. 

H. 1011. Wenn minderfährige vaterloſe Wal⸗ 
fen, ohne Einwilligung der Mutter, Großöltern, 
oder Vormuͤnder heirothen: ſo findet eben das 
ſtatt, was bey einer zwiſchen dem Votmunde und 
feinen Pflegebefohlnen obne obervormundfchaft 
che Erloubniß geſchloſſenen Ehe H. 990. bis 996. 
verordnet iſt. 

F. 1012. Die Mutter kann ein, nach des Va⸗ 
ters Tode, ohne ihre Einwilligung helrathendes 
minder oder großjähriges Kind, auf die Hälfte 
des Pflichtiheils, gleich dem Vater, enterben. 


$. 1013. Schreitet ‚jemand zu einer fernern 1 


Ehe, ohne ſich zuvor mit ſeinen Kindern aus vo- kung aue 
riger Ehe auseinander geſetzt zu haben ($. 18.): 12% 
Be 
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fo entſteht zwar daraus keine Ungüͤltigkeit det 
neuen Ehe; 

H. 1014. Der Vater verliert aber die Verwal⸗ 
tung des Vermögens der Kinder, und kann aus 
dem Teiefbrauche deffelben nur fo. viel verlaugen, 
als zum Linterhalte der Kinder, in fo fern ſich fels 
bige noch in feinen Verpflegung befinden, nach dem 
Ermeſſen des vormundſchaftlichen Gerichts erfor⸗ 
derlich iſt. 

$. 1015. Sind die Kinder noch minderjährig: 
ſo muß das vormundſchaftliche Gericht die Ausein⸗ 
anderſezung derſelben, mit den zur fernern 
Ehe geſchrittenen Aeltern, von Amts wegen bes 
treiben. 

$. 1016. So lange, bis den Kindern ihr Ver⸗ 
mögen gehörig me und aus geantwortet, 
oder verſichert worden, kann der neue Ehegatte 
in den Gatern des andern keine Rechte, zum Mache 
theile dieſes Vermögens der Kinder aus voriger 
Ehe erlangen. 

$. 1017. Vielmehr haftet das eigne Vermögen 
des Stiefvaters, oder der Stiefmutter, den Kin⸗ 
dern zu ihrer Sicherheit, in fo fern dieſelben aus 
dem Vermögen ihrer leiblichen Aeltern ihre Befrie⸗ 
digung nicht erhalten koͤnnen. 

H. 1018, Wenn verwittwete oder geſchiedene 
Perſonen früher heirathen, als es ihnen die Ge⸗ 
ſetze verſtatten: (F. 19. [d.) fo entſteht zwar 
daraus ebenfalls keine Ungultigteit einer ſol⸗ 
chen Ehe; 5 

F. 1019. War aber die zu fruͤhzeitig heirathende 
Wittwe oder Geſchiedene ſchwanger; fo bleiben dem 
Kinde feine Rechte, ſowogl in Anſehung der Aus⸗ 
einanderſetzung, als ſonſt, nach den Vorſchriften 
des folgenden Titels vorbehalten. 

H. 1020. Wenn bey Schließung einer Ehe, 


Strafe 
deter, wel, eing der vorſtetend angeführten Ehegefeße wiſ⸗ 


entlich 
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fentlich übertreten worden, muß diefe Ulebertretung che Ehener 
an dem ſchuldigen Theile zur offentlichen Genug eaten 
thuung geahndet werden. 2 
K. 10 1. In ſo fern die Uebertretuung des Eh 
geſetzes zugleich ein Verbrechen entholt, auf w, 
ches ſchon an und für, ſich eine acnıffe Strafe 


in 
den Geſetzen beſtimmt iſt, bat es bey dieſer ſein 
Bewenden. 


H. 1022, Außerdem aber muß der vorſetzliche 
Uebertreter eines eſetzes, nach Bewandniß der 
Umflände, des Grades der Moralitaͤt, und des 
aus der Ulebertretung wirklich entſtandenen, oder 
doch zu fuͤrchten geweſenen Schadens, mit einer 
ſiskaliſchen Geldbuße von Zehn bis Dreyhundert 
Thalern, oder verhaͤltnißmaßiger Gefängnißſtrafe, 
belegt werden. 

$. 1023. Wird in den Fällen des $. 983,984. 
die Ungältigkeit der Ehe ſeldſt von dem unſchuldi⸗ 
gen Theile, oder von dem Vater, nicht geruͤgt: fo 
iſt der Richter Unterſuchung und Beſtrafung von 
Amtswegen zu verfuͤgen nicht berechtigt. 

H. 1024. Ueberhaupt fällt die Strafe weg, for 
bald das Recht zur Nügung der Ungültigkeit der 
Ehe ſelbſt erloſchen i 

$. 1025. Die Strafen der Prediger, welche mit 
Uebertretung oder Vernachläßtgung eines Eher 
geſetzes, eine ungültige Ehe durch die Trauung 
vollzlehn, werden unten beſtimmt. (Dit. XI. 
Abſchn. VL) 

$. 1026. Was die Aufhebung einer nichtigen 
oder unguͤltigen Ehe, in Anſehung der daraus er⸗ 
zeugten Kinder für rechtliche Folgen habe, iſt im 
Zweyten Titel feſtgeſetzt. 


Eilſter 
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Eilfter Abſchnitt. 


Von den rechtlichen Folgen des unche 
lichen Beyſchlafes. 


I. Ecke art $. 1027. Wer eine Perſon außer der Ehe ſchwan⸗ 

Ba, gert, muß die Geſchwächte entſchävigen, und das 

Se Kind verſorgen. 

Sans m F. 1028. In der Regel kann jede Sefhwächte 

Ken. von dem Schwängerer Niederkunfts⸗ und Tauf⸗ 
koſten, ingleichen ſechswöchentliche ihrem Stande 
gemäfe Verpflegung fordern. 

F. 109. Auch andere während der Schwan⸗ 
gerſchaft, oder nach der Niederkunft, aufgelgufene 
unvermeidlich geweſene Koſten, iſt der Schwoͤn⸗ 
gerer zu uͤbernehmen verbunden, 

F. 1090. Wenn die Geſchwöchte während der 
Wochen ſtirbt: ſo muß der Schwängerer die Des 
gräbniftoften tragen; in fo fern dleſelben aus ih⸗ 
tem Nachlaſſe nicht beſtritten werden können. 

K. a0 31. Die J. 1028. beſchriebene Koſten und 
ade konn die Geſchwoͤchte noch vor 
der Niederkunft einklagen. 

H. koga. Iſt die Schwangerſchaft ausgemittelt, 
und der Beyſchlaf uberhaupt eingeſtanden, oder 
einigermaßen beſcheinigt: ſo muß der Richter die 
Summe dieſer Koſten durch ein vorläufiges Dekret 
feſtſetzen. 

. 1033. Doch ſteht dem Beklagten frey, die⸗ 
fen feſtgeſeßten Be 51 7 bit zur erfolgenden Ent⸗ 
bindung, gerichtlich nied⸗ rin 

§. 1034. Erfülnt innerhalb der geſetzmuͤßigen 
Zeit (108 ine Entbindung: fo kann er die 
niedergelogte me zurückfordern. 


$. 1035. Auch findet die Häckforderung in fo 
fern fast, als wegen erfolgten Abſterdens der Mut⸗ 
ter; oder des Kindes, die Veroffegungs⸗ oder 
Taufkoſten nicht gebraucht worden ſind. 


. 1036. 
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H. 1036: Der Einwand, daß die Geſchwäͤchte 
auch Audern den Beyſchlaf geſtattet haue, befrener 
den Beklagten nicht von dieſer erſten Art der Ent⸗ 
ſchoͤdigung. 

$ 1037. Frauensperſonen, die ſich in öffent 
chen Hurenhäufern aufpalten, konnen ſeloſt auf © 
dieſe geringere Eniſchaͤdigung keinen Auſpruch! 
machen. könne. 

F. 1038. Ein Gleiches gilt von ſolchen, die ſich 
3 gegen Bezahlung zur Wolluſt übers 
ſaſſen. 

$. 1039. Ferner von Ehefrauen, die bey ihren 
Männern ſeden, wenn fie auch während der Ege 
ſich mit andern fleiſch ich vermiſcht Härten. 

. 1040. Frauensverſonen, welche die Manns⸗ 
perjonen zum Beyſchlafe verleitet haben, konnen 
dieſe geringere Art der Entſchoͤdigung nur alsdann 
fordern, wenn fie die Koſten der Niederkunft, der 
Taufe, und der Wochen, ganz oder zum Theil, 
aus eignen Mitteln zu beſtreiten nicht vermb⸗ 
gend ſind. 


$ 1041: Mit dieſer erſten Art der Entfchädi: Wer fih 
gung müſſen diefenigen für ihre Perſon ſich begnit- Lanz Der 
gen, die vorhin ſchon außer der Ehe geſchwängert müſſe. 
worden. 

$ 1042, Ferner die Ehefrauen, welche zwar 
noch in der Ehe, aber von ihren Männern getrennt 
leben. 

$. 1043. Desgleichen diejenigen, welche ſich 
vormals in Hurenhäufern aufgehalten haben, oder 
wegen eines unzüchtigen Lebenswandels beruüchti⸗ 
get ſind. 5 

F. 1044. Wer aber eine unbeſcholtene ledige I1. Zwepte 
Weibeperſon außer der Ehe ſchwaͤngert, der ft ihr Ee 
deshalb moͤglichſt vollſtaͤndige Genugttzuung zu Te sung. 
ſten verbunden. 


Anzen. Geſetb. IN, Band. 3 $. 1045. 


g N wenn die 
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H. 1045. Wittwen werden, in ähnlichen Fällen, 
den Jungfrauen gleich geachtet. 

§. 1046. Auch geſchiedene Frauen haben gleiche 
Rechte, wenn fie nicht begangenen Ehebruchs hal⸗ 
ber geſchieden worden. 

H. 1047. Steht nach den Geſetzen nichts ent⸗ 
gegen, was eine vollguͤltige Ehe zwiſchen dem 
Schwängerer und der Geſchwaͤchten hindern koͤnn⸗ 
te: ſo iſt letztere auf Vollziehung der Ehe durch 
Trauung zu klagen berechtigt. 

-$. 1048. Hat der Verfuͤhrer die Geſchwaͤchte 
unter dem Verſprechen der Ehe geſchwängert; und 
weigert ſich, obgleich keine Ehehinderniffe ent 
gegen ftehn, dennoch der Vollziehung: fo muß 
die Geſchwaͤchte, dieſer Weigerung ungeachtet, 
durch Urtel und Recht fuͤr feine Ehefrau erklärt 
werden. 

F. 1049. [Durch ein dergleichen Erkenntniß ers 
langt die Geſchwaͤchte alle Rechte einer förmlich ans 
getrauten Ehefrau des Verfuͤhrers.] 

F. 1050. [Der Schwaͤngerer hingegen erlangt 
Über die Perſon und das Vermögen der Geſchwäch⸗ 
ten die Rechte eines Ehemannes nicht eher, als bis 
er ſich zur foͤrmlichen Vollziehung der Ehe durch 
die Trauung bequemt hat.] 

H. 1051. L Will er ſich dazu nicht bequemen: fo 
muß, auf Anrufen des einen oder des andern 
Theils, die gerichtlich erflärte Ehe durch ein förm- 
liches Scheidungserkenntniß wieder aufgehoben, 
und der Schwaͤngerer in die Strafen der Ehefcheis 
dung verurteilt werden.] 

F. 1052. Vermöge eines solchen Urtels behält 
die Geſchwachte den Namen, Stand und Rang 
des Schwängerers, und uberhaupt alle Rechte ei⸗ 
ner geſchiedenen und nicht für den ſchuldigen Theil 
erklärten Ehefrau. 


$. 1053. 
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$. 1083. Ob aber die Eheſcheidungsſtrafen auf 
den vierten, oder nur auf den ſechſten Theil zu be⸗ 
ſtimmen, bleibt nach Bewandniß der Umſtande ei⸗ 
nes jeden Falles, der mehrern oder mindern Arg⸗ 
liſt des Verführers, der Große feines Vermögens, 
und der Beſchaffenbeit des Standes der Geſchwaͤch⸗ 
ten, richterlichem Ermeſſen vorbehalten] 

$. 1034. [Kann in dem Falle des F. 162. die 
Vollziehung der Ehe durch die Trauung nicht 
ſtatt finden: fo ſoll, ſtatt eines förmlichen Schei⸗ 
dungsurtels, ſogleich auf die $. 1052. 1053. ber 
ſtimmten Befugniſſe und Entſchädigungen erkannt 
werden. 

$. 1055. Kann zwiſchen dem Schtwängerer und 
der Geſchwächten, wegen Ungleichheit des Stan 
des (h. 30. 33.) keine Ehe zur rechten; wohl aber 
zur linken Hand ſtatt finden: fo iſt erſterer ſchul⸗ 
dig, die letztere zur linken Hand zu heirathen 

F. 1056. Weigert er ſich deſſen beharrlich: fo 
muͤſſen ihr dennoch, durch richterliches Erkennt⸗ 
niß, die Vortheile und Befugniſſe feiner rechtmaͤßi⸗ 
gen Hausfrau bepgelegt wer; 

$. 1057. [Die Geſchwoͤchte ſſt alsdann von dem 
Verführer eben den Unterhalt, wie eine Frau zur 
linken Hand, zu fordern berechtigt.] 

F. 1058. [Auch muß thr in dem Urtel eine ſol⸗ 
che Abfindung auf den Lodesfall ausgeleh: werden, 
als nach richterliche Ermeſſen, in dem Falle der 
wieder getrennten Ehe, zu einem ihrem Stan⸗ 
9 len Unterhalte erforderlich ſeyn wurde. 
G. 848- 00.1 

$ 1059. Das Urtel vertritt die Stelle des Ehe 
contrakts, und muß ſtatt deſſen den gerichtlichen 
Akten einverleibt werden] 

$. 1060. Die durch Urtel und Recht erkannte 
Ehe zur linken Hand, kann auf die § ost. bes 
schriebene Art, durch ein Scheidungsurtel aufs 
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gehoben werden, wenn der Schwaͤngerer der Ge⸗ 
ſchwoͤchten die erkannte Abfindung entrichtet. 

F. 1061. Aber auch alsdann behalt die Ger 
ſchwächte alle Rechte einer geſchiedenen Hausfrau] 

$. 1062. Beſindet ſich der Schwängerer nicht 
in den Umſtaͤnden, daß er, nach Vorſchrift der Ge⸗ 
ſetze, eine Ege zur linken Hand ſchließen duͤrfte; fo 
kann zwar auf Vollziegung derſelben nicht erkannt 
werden, 

$. 10g. Dagegen ſind nicht nur der Geſchwäch⸗ 
ten, die wegen Ungleichheit des Standes auch auf 
die Ehe zur rechten Hand nicht antragen kann, in 
dem Urtel alle Rechte einer geſchiedenen Hausfrau 
beyzulegen; ſondern es iſt ihr auch die H. 1058. ber 
ſchrisbene Abfindung zuzuerkennen. 

$. 1054. Stehen der Vollziehung der Ehe zwi⸗ 
ſchen dem Schwängerer und der Geſchwaͤchten an⸗ 
dre geſetzliche Hinderniſſe entgegen, die jedoch ge⸗ 
hoben werden können: jo muß erſterer dieſelben bin⸗ 
nen einer gewiſſen Friſt aus dem Wege zu räumen, 
und ſodann die Ege wirklich zu vollziehen, ange⸗ 
halten werden. 5 

$. 1065.|Rann- oder will er dieſes nicht bewir⸗ 
ken: fo findet zwar kein Erkenntniß auf Vollzie⸗ 
bung der Ehe ſtatt; es find aber der Geſchwaͤchten, 
außer den Ehefcheidungsftrafen, zugleich alle Rechte 
einer geſchiedenen Frau des Verfuͤhrers bey⸗ 
zulegen 

$. 1066. Iſt das entgegenſtehende Hinderniß fo 
beſchaffen, daß deswegen eine wirkliche Ehe zwi⸗ 
ſchen dem Schwängerer und der Gejchwächren nie⸗ 
mals ſtatt finden kann: jo iſt zwar letztere auf Volk 
ziehung der Ehe zu klagen nicht berechtigt; 

b. 1067. Sie kann aber die Eheſcheldüngsſtra⸗ 
fen fordern, und iſt befugt, bis zu ihrer wirklichen 
anderweitigen Verhetralhung, den Namen des 
Schwangeters zu fuͤgren. 

F. 1068, 
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$. 1068. Mur wenn das Ehehinderniß in der 
alli naten Detwandſchaft, oder darin, daß der 
Schwangere bereits werheirarher iſt, beſteht, kann 
die Geſchwächte der Führung feines Namens ſich 
nicht anmaßen e] 


N ſchwaͤchte gewußt hat, daß der Schwän- 
gerer die Einwilligung derjenigen, ohne deren Con⸗ 
ſens er keine gültige Ehe ſchließen kann, entweder 
nicht nachgeſucht habe, oder daß ihm dieſe Einwil⸗ 
ligung verſagt worden. 

K. 1071. [Wenn die Schwängerung nicht unter 
dem Verſprechen der Ehe geſchehen iſt, und der 
Schwängerer die Geſchwoͤchte nicht heirathen will; 
fo muß letztere ſich ebenfalls mit einer Ausſtattung 
begnügen. 

$. 1072. Doch IR in beyden Fällen (F. 1069. 
und 1071.), in ſo fern nicht allzu nahe Verwand⸗ 
ſchaft, oder der verheirathete Stand des Schwän⸗ 
gerers entgegen ſteht, die Geſchwͤͤchte feinem Na⸗ 
men anzunehmen berechtigt] 

$. 1073. Will er ſich dies nicht gefallen laſſen: 
fo muß er die Geſchwoͤchte dafür noch beſonders 
abffüden.] 

$. 1074. Abdlichen Namens und Wappens kann 
jedoch die Geſchwachte, wenn fie ungleichen Stan⸗ 
des ift, in keinem Falle ſich bedienen. 

$. 1075. Das Recht, die Vollziehung der Ehe 
oder die an deren Stelle tretende hoͤhere Entſchädi⸗ 
gung zu fordern, ſteht der Geſchwoͤchten in 
allen Fällen nur alsdann zu, wenn aus dem Bey 
ſchlafe ein lebendiges Kind zue Welt geboren 
worden. 


8 3 $. 1076. 
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= $. 1075. Iſt die Frucht todt zur Welt gekom⸗ 
men, oder in, oder binnen vier und zwanzig Stun⸗ 
den nach der Geburt geſtorben: ſo kann die Ge⸗ 
ſchwächte nur Ausſtattung fordern. - 


Nähere 9. 1077. Die Ausſtattung muß in allen Faͤllen, 
wo daruf erkannt wird, nach dem Stande der 

er Geſchwäͤchten, und dem Vermögen des Schwaͤn⸗ 
gerers bestimmt werden. 

$. 10°8. Juſonderheit iſt bey dieſer Beſtim⸗ 
mung darauf zu jeben, daß die Geſchwoͤchte Hoff⸗ 
nung erhalte, eine ihrem Stande gemäße Heirath 
zu finden 

F. 1079. Iſt nur die beharrliche Weigerung 
des Schwangerers, die Geſchwöchte zu heirathen, 
der Hrund, worum Ausſtactung gegeben werden 
} muß: fo iſt fie höher zu beſtimmen, als wenn ges 

ſetzliche Exehinderniſſe im Wege ſtehn. (H. 1071.) 

| $. 1080. Mit einer geringern Ausftattung muß 
1 die Geſchwaͤchte ſich begnuͤgen, wenn aus dem 
| Beyſchlafe zwar eine Schwangerſchaft erfolgt, aber 
kein lebendiges Kind zur Welt gekommen ft. 
| G. 1076) sl 
1 $. 1081. Auch die hoͤchſte Ausſtattung darf 
den hoͤchſten Satz der Egeſcheidungsſtrafe nicht 
uͤberſteigen. 

. 1082. Ob dle erkannte Ausſtattung der Ge⸗ 
ſchwächten ſogleich zu verabfolgenz oder nur ges 
richtlich ſicher zu ſtellen, und bis zu ihrer wirkli⸗ 
chen Verheirathung zu verzinſen ſey? bleibt rich⸗ 
terlichem Ermeſſen, nach Bewandniß der Umftände, 
vorbehalten. 

$. 1083. Kann die Geſchwächte von dem 
Schwaͤngerer, aus Mangel an Capitals⸗Vermd⸗ 
gen, nicht. nach $. 1078. hinreichend ausgeſtattet 
werden: jo iſt er ſchuldig, ihr aus feinen Einkunf⸗ 
ten oder Erwerbe, einen jährlichen damit in Ver⸗ 


Vältniß 
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boͤltniß ſtehenden Beytrag zu ihrem ſtandesmaͤßi⸗ 
gen Untertzalte, zu entrichten. 

F. 1084. Dieſen Beytrag muß er in beſtimm⸗ 
ten Antheilen, und zwar zu Anfange eines jeden 
Termins, voraus bezahlen. 

H. 1085. Auch muß ſelbiger der Geſchwöch⸗ 
ten aus den ſicherſten und bereiteſten Einkünften 
oder Erwerbniſſen des Schwaͤngerers angewieſen 
werden. 

H. 1086, Die Geſchwächte verliert dieſen Bey: 
trag nicht, wenn ſie ſich gleich wirklich verhei⸗ 
rathet. 

$. 1087. Gelangt der Verfuͤhrer zu beſſern 
Vermoͤgensumſtaͤnden: fo kann die Geſchwächte 
Erhöhung des Beytrages, oder an deſſen Stelle, 
Bezahlung eines Capitals zu ihrer vollſtäͤndigen 
Ausſtattung fordern. 

H. rogg. Die Aeltern des Verfuͤhrers find nur 
alsdann ſchuldig, zur Ausſtattung beyzutragen, 
wenn die Gefchwächte feinen Namen zu führen be⸗ 
rechtigt iſt, und fie ſich dieſes nicht gefallen [ar 
ſen wollen. . 

H. 2099. Alle vorſtehend beſtimmten geſetzli⸗ IV. He, 
chen Entschädigungen kann die Geſchwächte nur May ne 
alsdann fordern, wenn die Niederkunft innerhalb wegfäüt. 
des Zweyhundert und zehnten, und Zweyhundert 
fünf und achtzigſten Tages, nach dem Beyſchlafe 
erfolgt iſt. 8 

$. 1090. Doch verliert fie durch eine frühere 
Miederkunft das Recht zu der H. 1028. 1029. ber 
ſtimmten Entſchädigung, ingleichen zur Ausſtat⸗ 
tung noch nicht, wenn das Alter der Frucht, nach 
dem Urtheile der Sachverſtaͤndigen, mit der Zeit 
des Beyſchlafes ͤͤbereinſtimmt. 

F. 1091. Hat die Geſchwöchte ſich nach 
dem Beyſchlafe ſolcher Handlungen ſchuldig ge⸗ 
macht, die nach den Geſetzen die Trennung, 

34 ſlbſt 
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ſelbſt einer gültigen Ehe begruͤnden können: ſo vek⸗ 
liert fie dadurch ihr Recht, auf Ehelihung oder 
Ausſtattung zu klagen. 

d. 1092. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn ſie ſich 
vor angeſtellter Klage gegen den Schwaͤngerer, mit 
einem Andern wirklich verheirathet. 

$. 1093. Zi der Schwängerer erbdtig, die Ehe 
mit der Geſchwaͤchten zu vollziehen, und dieſe weis 
gert ſich deſſen: fo kann fie auch keine Ausſtattung 
verlangen. 

$. 1094. Doch iſt fie zu einer Ausſtattung als⸗ 
dann berechtigt, wenn ihr der Schwängerer, durch 
fein Betragen nach der Schwaͤngerung, ſolchen 
Anlaß zur Abneigung gegeben hat, welcher den Ruͤck⸗ 
tritt von einem gültigen Ehegelöbniffe rechtfertigen 
wurde. (5. 120.) 

F. 1095. Die ganze Klage aus der Schwoͤnge⸗ 
rung erlöͤſcht, wenn fie nicht binnen Zwey Jahren 
nach erfolgter Niederkunft angemeldet worden. 

$. 1096. Hat der Schwaͤngerer wahrend dieſer 
Zwey Jahre für den Unterhalt der Geſchwaͤchten ge⸗ 
ſorgt: fo kann letztere, nach Ablauf derſelben, zwar 
nicht mehr auf Vollziehung der Ehe, wohl aber auf 
Ausſtattung klagen. 

$. 1097. Hat der Schwaͤngerer innerhalb die⸗ 
ſer Zwey Jahte ſeinen bisherigen Aufenthalt ver⸗ 
Taffen: fo wird die Zeit, wahrend welcher fein neuer 
Aufenthalt der Geſchwaͤchten unbekannt geweſen, 
von der Verfaͤhrungsfriſt abgerechnet. 

$. 1098. Den Tag, wo die Geſchwoͤchte den 
nachherigen Aufenthalt des abweſenden Schwͤͤnge⸗ 
rers erfahren hat, muß dieſelbe allenfals eidlich 
angeben. 

$. 1099. Auch wenn der Schwängerer feinen 
Wobhnſitz verändert hat, iſt die Geſchwaͤchte ihre 
Klage in deſſen vorigen Gerichtsſtande anzustellen 
wohl befugg. 


$. 1100. 
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§. 1100. Die Etben der Geſchwaͤchten koͤnnen 
ron dem Schwaͤngerer eine Ausſtattung nur in fo 
fern fordern, als dieſelbe der Erblaſſerin in einer 
Capitalsſumme bereits techtsfräftig zuerkannt war. 

$ 1101. Dagegen iſt die Geſchwächte gegen die 
Erben des Schwaͤngerers in allen Fällen, auch 
wenn ſie von ihm ſelbſt Vollziehung der Ehe fordern 
konnte, auf Ausſtattung zu klagen berechtigt. 

„110. Wenn mehrere Geſchwochte gegen 
eben denſelben Schwaͤngerer auf Vollziehung der 
Ehe klagen: fo kann darauf nur zum Beſten derfe⸗ 
nigen, deren Recht durch den frühern dergleichen 
Klage begründenden Beyſchlaf zuerſt entſtanden ‚ift, 
erkannt werden. 

$. 1103. Die übrigen muͤſſen, wegen des ihnen 
ſolchergeſtalt entgegenſtehenden Ehehinderniſſes, 
mit einer Ausſtattung ſich begnügen. 

F. 1104. Wird bey einer angeſtellten Schtoan⸗ 
gerungsklage der Beyſchlaf geläugnet: fo muß der 
Richter im Mangel eines vollſtaͤndigen Beweiſes, 
allemal eher auf einen nothwendigen, als auf einen 
zugeſchobenen Eid erkennen. 

$. 1105. Ein zugeſchobener Eid findet alſo nur 
in folshen Fällen ftatt, wo auch keine Vermuthun⸗ 
gen, welche den Richter zu einem nothwendlgen 
Eide beſtimmen konnen, vothanden find, 

$. 1106. Ob die Klägerin zum Erfüllungs- oder 
der Beklagte zum Meinigungseide zu loſſen fen, 
bleibt hauptfächlich richterlichem Ermeſſen, nach 
den wegen der nothwendigen Eide überhaupt gege⸗ 
benen Anwelſungen, vorbehalten. 

F. 1107. Doch oll der Richter daben; in Fällen 
dieſer Art, auf nachstehende geſetzliche Vermuthun⸗ 
gen, in ſo fern dieſelben nicht durch andere beſon⸗ 
dre Umſtände entkräftet werden, vorzuͤgliche Rück⸗ 
ſicht nehmen. 


8 9 $. 2108, 
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$. 1108. Wenn ein vorhergegangener vertrau⸗ 
ter Umgang zwiſchen beyden Theilen nachge⸗ 
wieſen; die Klaͤgerin ſonſt von unbeſcholtener 
Auffuͤhrung, der lebenswandel des Beklagten 
aber ſo beſchaffen geweſen iſt, daß man ſich der 
That zu ihm wohl verfehen kann: fo iſt eher 
auf den Erfuͤllungs⸗ als auf den Reinigungseid 
zu erkennen. 

$. 1109. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der 
Beklagte den Beyſchlaf außergerichtlich zugeſtan⸗ 
den hat, obwohl die Zeit deſſelben nicht genau an⸗ 
gegeben worden. ; 

„ 110. Privatunterhandlungen, welche mit 
der Beklagten, wegen ihrer Abfindung, gepflogen⸗ 
worden, werden einem ſolchen außergerichtlichen 
Geſtaͤndniſſe nur alsdann gleich geachtet, wenn der 
Bisherige lebenswandel beyder Theile dieſe Ver⸗ 
muttzung unterſtuͤtzt. 

H. 1111. Hat der Beklagte ſich unzüchtiger 
Vertraulichkeiten mit der Klägerin beruͤhmt: fo 
kann dieſes die Zulaſſung der letztern zum Erfüls 
lungseide begründen. 5 

$. 1112. Der Einwand, daß dergleichen Aeuße⸗ 
rungen ($. 1109 1117) nur Scherz geweſen, ſoll 
dieſe gefegliche Vermuthung nicht entkräften. 

$. 1113. Zum Reinigungseide muß der Ber 
klagte vornehmlich alsdaun gelaſſen werden, wenn 
er bis dahin einen unbeſcholtnen Wandel gefuͤhrt, 
die Klägerin aber ſich einer ſchlechten Aufführung 
verdächtig gemacht hat. 

$. 1114. Der Verdacht einer ſchlechten Auf⸗ 
führung ($. 1108 1113.) trift diejenigen, die ei⸗ 
nes vorhin mit Andern gepflogenen unehelichen 
Sa überführt find. 

. 1215. Ferner diejenigen, welche unzuͤchtige 
oder der Hurerey wegen verbächtige Haͤuſer beſu⸗ 
chen, ohne daß ihr Beruf fie dazu Er 

. 1116. 
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§. 1176. Desgleichen diejenigen, welche mehr⸗ 
malen an einſamen Orten mit verdächtigen Perſo⸗ 
nen betroffen worden. 

$. 1117. Endlich diejenigen, welche ſich unan⸗ 
ſtändige und freche Reden, Gebärden, oder Hand⸗ 
lungen zur Gewohnheit werden laſſen. 

K. 2118. Iſt wegen der gegen beyde Theile vor⸗ 
handnen geſeßlichen Vermuthungen, das Erkennt⸗ 
niß zwiſchen dem Erfulungs⸗ und Reinigungseide 
zwelfelpaft; fo iſt allemal eher auf erſteren, als 
auf letzteren zu erkennen. 

$. 1119. Doch kann in einem ſolchen fehr zwei⸗ 
felbaften Falle der Beklagte niemals zu etwas ans 
derm, als zu der H. 1028, beſtimmten Entichäbiz 
gung, und zu einer minder beträchtlichen Ausſtat⸗ 
tung verurteilt werden. 


. rial. Beſondets aber muß die Klägerin zum 
Erfülungseide gelaſſen werden, wenn der Beklagte 
den Beyſchlaf oder verdächtigen Umgang anfaͤng⸗ 
lich gelaugnet, nachher aber elugeſtanden hat, oder 
deſſen uͤberfuͤhrt worden iſt. . 

$. 1122. Wenn die Schwaͤngerung zwar ein: 2) wenn 
geſtanden, oder bewieſen, das Eheverſprechen frechen ae 
aber geläugnet worden: fo iſt die Klaͤgetin, in läuanet 
Ermangelung anderer Beweismittel, vornehmlich wirds 
alsdann zum Erjülungseide zu laſſen: wenn der 
Beklagte ſie für ſeine Braut ausgegeben; oder ge⸗ 
gen Andre, fie heiraten zu wollen, ſich hat ver⸗ 
lauten laſſen. 

$. 1123. Wenn der Beklagte behauptet, daß z) wan 


er von der Klaͤgerin zum Beyſchlafe verleitet, 1 ae 
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das Eheverſprechen ihm abgelockt worden fen: ſo 
finden, bey der Beſtimmung zwiſchen dem Erfuͤl⸗ 
lungs- und Reinigungseide, eben die aus dem per⸗ 
finfichen Charakter und bisherigen zebenswandel 
beyder Theile hergenommenen Vermuthungen 
gleichfalls Anwendung. 

b. 1124. Beſonders aber wird eine geſetzliche 
Vermuthung gegen die Klägerin dadurch begrüns 
det, wenn fie bereits die Volljährigkeit, der Ber 
klagte aber dieſelbe noch nicht erreicht hat. 

„F. 1125. Sind beyde Theile noch minderjährigz 
oder beyde bereits volljährig: fo ſtreitet die Ver⸗ 
muthung für die Mannsperſon, wenn dieſelbe Ein, 
Zwep oder mehrere Jahre jünger iſt, als die Ge 
ſchwüngerte. 

F. 1126. Gleiche Vermuthung für den Beklag⸗ 
ten findet ſtatt, wenn der Beyſchlaf in feinem 
Wohngelaſſe vollzogen worden, und die Kläger 
rin keine erhebliche Veranlaſſung, warum fie 
ſich damals daſelbſt eingefunden habe, nachwei⸗ 
ſen kann. & 

K. 11277. IR ein Beyſchlaf durch Mothzucht in 
geſetzlichem Verſtande bewerkſtelliget worden: fo 
muß der Verführer der Geſchwaͤchten alles das ſei⸗ 
ſten, wozu er in dem Falle einer unter dem Ver⸗ 
ſorechen der Ehe erfolgten Schtwängerung verpflich⸗ 
tet ſeyn würde. 

$. 1128. Kann oder will die Geſchwoͤchte die 
Ehe mit ihm nicht vollziehen und fortfegen: fo iſt 


„fie die Eheſcheidungsſtrafe, nach dem hoͤchſten 
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Satze, zu fordern berechtigt. 
$. 1129. Wenn eine Mannsperſon, welche mer 


gen unehelicher Schwaͤngerung belangt worden, 
nach angemeldeter Klage heimlich entweicht: fo 


wird dieſelbe fo lange für den wirklichen Vater an⸗ 
geſehn, bis das Gegentheil klar gemacht worden. 
* 


§. 1130: 
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F. 1130. Es wird daher fein zuruͤckgelaſſenes 
Vermögen fo lange in Beſchlag genommen, bis ent⸗ 
weder das Gegentheil der Vermuthung ausgemit⸗ 
telt, oder der Geſchwängerten geſetzmoͤßige Genug⸗ 
thuung geleiſtet worden. 

§. 1131. Stirbt der angegebene Vater, ohne 
die wider ihn ſtreitende Vermuthung abgelehnt zu 
haben: ſo muͤſſen Mutter und Kind aus feinem 
Nachlaſſe befriedigt werden. 


r 
Von den wechſelſeitigen Rechten und 
Pflichten der Aeltern und Kinder. 
Erſter Abſchnitt. 

Von ehelichen Kindern. 


1. Die Gel ſetze gründen die Vermuthung, daß Rechen 


ae die während einer Ehe erzeugt, oder ger Aer der 


boren worden, von dem Manne erzeugt find, welche 
F. 2. (Gegen dieſe geſetzliche Vermuczung fell 1), 8 


der Ehemann nur alsdann gehört werden, wenn er Chez 
die ganz offenbare Unmoͤglichkeit, daß das Kind 

von ihm 19 15 ſeyn koͤnne, vollſtaͤndig nachzuwei⸗ 

fen vermag. 

$. 3. Grändet er ſich daben in einem Zeuzungs⸗ ar 
unvermögen: ſo muß er nachweiſen, daß er ſchon 
am Dreyhundert und Zweyten Tage vor der Geburt 
des Kindes, der zur Zeugung erforderlichen Glied⸗ 
maßen beraubt geweſen. 

F. 4. Bruͤndet er fü) in der Abweſenheit: fo Ex 
mußt nachgewieſen werden, daß er vom Drey⸗ 
bundert und zweyten bis zum Zweyhundert und 
Zehnten Tage, vor der Geburt des Kindes, der⸗ 

geſtalt 
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geſtalt beſtaͤndig von der Mutter entfernt geweſen, 
daß er ihr die eheliche Pflicht nicht leiſten können 

H. 8. Der bloße Nachweis, daß die Mutter 
um die Zeit, da das Kind erzeugt worden, Ehe⸗ 
bruch getrieben habe, iſt noch nicht hinreichend, 
dem Kinde die Rechte der ehelichen Geburt zu 
entziehen. 

F. 6. Das Zeugniß der Mutter foll weder für, 
noch wider die Rechtmaͤßigkeit eines in ſtehender 
Ehe erzeugten oder gebornen Kindes, etwas bes 
weiſen. 

F. 7. Der Ehemann, welcher ſolchergeſtalt die 
Rechtmäßigkeit eines von feiner Frau während der 
Ehe gebornen Kindes anfechten will, muß ſich dar⸗ 
über binnen Jahresfriſt, nach erhaltner Nachricht 
von der Geburt deſſelben, bey Verluſt ſeines Rechts, 
gerichtlich erklaren. 

$ 8. Weed dieſe Erklärung vor einem andern, 
als dem ordentlichen Gerichte des Orts, wo die 
Mutter mit dem Kinde wohnet, abgegeben: ſo 
muß der Mann dafür ſorgen, daß diefelbe die⸗ 
ſem Gerichte ohne Verzug bekannt gemacht 
werde. 

$ 9. Das ordentliche Gericht muß für die Ber 
ſtellung eines Curators, welcher die Rechte des 
Kindes wahrnehme, von Amtswegen Sorge tragen. 

$. 10. Bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der 
Sache muß der Ehemann die Koſten zur Verpfle⸗ 
gung des Kindes hergeben. 8 

F. 11. Wird das Kind durch richterlichen Aus⸗ 
ſpruch für unehelich erklart: fo fallen zwiſchen ihm 
und dem Ehemanne alle Rechte und Pflichten, 
welche zwiſchen Aeltern und Kindern ſtatt finden, 
hinweg. 

g. 12. Der Ehemann kann die auf das Kind 
verwendeten Koſten von dem unehelichen Vater, 
oder aus dem vorbehaltenen Vermoͤgen der tuts 
ter, 
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ter, oder aus der Subſlanz ihres Eingebrachten 
zurückfordern. - 

$. 13. In Anfegung der Mutter hingegen, und 
des natürlichen Vaters, bleiben dem Kinde ſeine 
Rechte vorbehalten. (F. Abſchn. IX.) 

F. 14. Hat der Ehemann nach Vorſchrift h. 7. 
und 8. ſich gehörig erklärt, daß er das Kind nicht 
für das ſeinige erkenne: fo find, wenn er auch vor 
dem Austrage der Sache verſtirbt, feine Der: 
wandten zu deren Fortſetzung wohl befugt. 

F. 15: Eine gleiche Befugniß ſteht den Ber: 
wandten innerhalb der $. 7. beſtimmten Friſt zu, 
wenn der Mann, vor dem Ablaufe derſelben, ohne 
ſich zu erklaren, verſtorben ift. 

H. 16. Hat aber der Mann, bey feiner ebens⸗ 
zeit, das Kind für das feine ausdröͤcklich oder 
ſtillſchweigend anerkannt: fo konnen die Verwand⸗ 
ten deſſelben die Rechtmäßigkeit des Kindes nie⸗ 
mals anfechten. 

$. 17. Dagegen konnen lehns⸗ und Fideicom⸗ 
mi + Anwarter die Rechtmäßigkeit eines Kindes, 
fo weit deſſen Succeffion in das gehn oder Fidei⸗ 
commiß davon abhängt, annoch binnen Drey 
Jahren nach dem Tode des vorgeblichen Vaters 
anfechten. 

$. 18. Auch durch das Anerkenntniß dieſes let 
tern kann den lehns⸗ und Fideicommiß⸗ Anwartern 
ihr Recht nicht benommen werden. 

§. 19. Ein Kind, welches bis zum Dreyhun⸗ 
dert zwenten Tage nach dem Tode des Ehemannes 
geboren worden, wird fuͤr das eheliche Kind deſſel⸗ 
ben geachtet. 

$. 20. Die Erben des Mannes konnen die cher 
liche Geburt eines ſolchen Kindes nur innerhalb der 
Zeit, und nur aus den Grunden anfechten, wo und 
aus welchen der Verſtorbene ſelbſt dazu berechtigt 
ſeyn wurde. (F. 2. 3. 4. 7.) 

H. ar. 


a) nach, 
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$. 21. Ergiebt ſich jedoch aus der Beſchaffenheit 
eines zu fruͤhzeitig gebornen Kindes, daß nach dem 
ordentlichen kaufe der Natur, der Zeitpunkt ſeiner 
Erzeugung nicht mehr in das feben des Ehemannes 
treffe; und kann zugleich die Wittwe eines nach 
feinem Tode mit andern Mannsperſonen gepfloge⸗ 
nen verdächtigen Umgangs überführt werden: fo 
iſt das Kind für ein uneheliches zu achten. 

F. 22: Hat die Wittwe wider die Vorſchrift der 
Geſetze (Tit. I. H. 20.) zu fröh geheirathet, derge⸗ 
ſtalt, daß gezwelfelt werden kann: ob das nach der 
anderweitigen Trauung geborne Kind in dieſer 
oder in der vorigen Ehe erzeugt worden: fo iſt auf 
den gewohnlichen Zeitpunkt, nehmlich den Zwey⸗ 
hundert und fiebenzigften Tag vor der Geburt, Nüds 
ſicht zu nehmen. 

F. 23. Foͤllt dieſer noch in die lebens zeit des vo⸗ 
rigen Mannes: fo iſt die Frucht für ein eheliches 
Kind deſſelben zu achten, welches alſo zu feiner Fa⸗ 
milie gehoͤrt, und an ſeinem Nachlaſſe Theil 
nimmt. 

$. 24. Es muß aber auch der zweyte Ehemann, 
welcher durch die zu frühe Verheirathung mit der 
Mutter den Stand des Kindes zweifelhaft gemacht 
bat, demſelben alle Pflichten eines leiblichen Was 
ters leiſten, ohne ſich der diesfälligen Rechte über 
ſelbiges anmaßen zu dürfen. 

d 25. Doch hat ein ſolches Kind auf den Nach⸗ 
laß des zweyten Ehemannes kein geſetzliches 
Erbrecht. 

F. 26. Mach dem Tode eines Ehemannes können 
die Erben von der Wittwe Erklärung fordern: ob 
fie ſich für ſchwanger halte. 

$. 27. Behauptet oder vermuthet die Wittwe 
eine Schwangerſchaft; fo können die Erben vers 
langen, 
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langen, daß auf ihre Koften der Wittwe eine ans 
ſtaͤndige Geſellſchafterin zugeordnet werde. 

H. 28. Bleibt nach Ablauf von Fünf Monathen, 
ſeit des Mannes Tode, die Wittwe bey der Angabe 
einer Schwangerſchaft? fo muß fie, auf Verlan⸗ 
gen der Erben, Unterſuchung durch eine Hebamme 
geſtatten. 

H. 29. Ein Gleiches muß geſchehen, ſobald die 
Witwe eine anfänglich nicht bemerkte noch vermu⸗ 
thete Schwangerſchaft angiebt. 

H. 39. Findet in beyden Fällen die Hebamme 
keine Zeichen einer vorhandenen Schwangerſchaft; 
und die Witewe beharret dennoch bey ihrer Bez 
hauptung: fo muß die Beobachtung durch die 
Geſellſchafterin bis zum Verlaufe des -gefehmär 
Figen Termins fortgeſetzt, auch die Unterſuchung 
durch die Hebamme von Zeit zu Zeit; wieder⸗ 
holt werden. 

F. 31. Selbſt wenn die Wirklichkeit der Schwan⸗ 
gerſchaft ausgemittelt iſt, ſtiht es den Erben frey, 
die Aufſicht durch die Geſellſchafterin bis zur Ent⸗ 
bindung, oder bis zum Ablaufe des geſetzmaͤßigen 
Termins, fortſetzen zu laſſen. 

H. 32. Außerdem können fie verlangen, daß 
eine von dem Gerichte auf ihre Koſten zu beſtel⸗ 
lende ehrbare Matrone bey der Entbindung zuge⸗ 
gen ſey. 

$. 33. Sowohl dieſe Matrone, als die nach 
F. 27. zu beſtellende Geſellſchafterin, muͤſſen uns 
beſcholtene vertragſame Perſonen ſehn, die mit 
der Wittwe nicht in Feindſchaft und Widerwil⸗ 
len leben. 

H. 34. Auch muͤſſen dazu ſolche Perſonen ges 
wählt werden, denen keiner von beyden Theilen 
Ausſtellungen, die einen Zeugen verwerflich oder 
verdächtig machen, entgegen ſetzer 
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F. 35. Ihre wirkliche Vereidung aber iſt erſt 
alsdann nothwendig, wenn fie über Thatſachen, die 
während der Schwangerſchaft, oder bey der Ent⸗ 
bindung vorgefallen find, Zeugniß ablegen ſollen. 

H. 36. Die Hebamme ſowohl, als die Gefell- 
ſchafterin, ingleichen die Hausgenoſſen der Wittwe, 
müſſen, wenn die Enteindung berannahet, dafür 
ſorgen, daß die vom Gerichte beſtellte Matrone in 
Zelten herbeygerufen werde. 

F. 37. Daraus, daß die Entbindung in Ab⸗ 
weſenheit dieſer Matrone erfolgt iſt, eniſteht zwar 
einiger Verdacht gegen die Rechtmaͤßigkeit des 
Kindes; 

H. 38. Doch iſt derſelbe für fich allein, und wenn 


nicht andre den Beweis eines vorgefallenen Betru⸗ 


ges begründende Umſtaͤnde hinzu treten, noch nicht 
hinreichend, die für das Kind ſtreitende geſetzliche 
Vermuthung aufzuheben. 

F. 39. Eine Wittwe aber, welche gegen obſte⸗ 
hende gefezliche Vorſchriften, ihre Schwanger⸗ 
ſchaft oder Niederkunft aus Vorſatz verheimlicht 
bar, ſoll um den Vierten Theil alles deſſen, was 
fie aus dem Nachlaſſe des Mannes erbt, zum Vor⸗ 
cheile der Verwandten deſſelben beficaft werden. 

F. 40. Wird eine Ehe durch richterlichen Aus⸗ 
ſoruch getrennt: fo hat. das nachgeborne Kind die 
Rechte eines ehelichen, wenn es bis zum Dreyhun⸗ 
dert und zweyten Doge nach rechtskräftig erkannter 
Scheidung zur Welt gekommen iſt. 

b. 41. Will der geſchiedene Mann das Kind 
nicht fuͤr das ſeinige erkennen: ſo findet alles das 
Anwendung, was $. 2 18. verordnet iſt. 

9. 42. Auch ſtehet dem Manne freu, die den Erz 
ben $. 26. (qq. nachgelaſſene Sicherheits-Maaßre⸗ 
geln vorzukebren. 


F. 43. 
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F. 43. Eine Frau, welche ſchon vor der Schei⸗ 
bung von dem Manne abgeſondert gelebt hat, muß, 
ſobald fie nach dieſer Abſenderung eine Schwanz 
gerſchaft vrrſpurt, dem Manne davon ſofort ge⸗ 
richtlich Anzeige machen. 

K. 44. Alsdann iſt der Mann auf eben dieſe 
Sicherheits Maaßregeln anzutragen berechtigt. 

$. 45. Die Unterlaſſung bi zeige iſt zwar, 
für ſich allein, noch nicht hinreichend, dem Kinde 
die Rechte der ehelichen Geburt zu entziehen; 

J. 46. Die Mutter aber, weiche 
terſaſſen bat, kann durch ein solches 
irgend einige Rechte oder Vortheile aus dem Ver⸗ 
mögen des geſchtedenen Mannes erlangen. 

§. 47. Wenn der Mann eine Schwangerschaft 
der geſchiedenen Frau behauptet, oder muthet; 
die Frau aber dieſelbe laͤugnet: ſo iſt erſterer auf 
Unterſuchung einer vereideren Hebamme anzutra⸗ 
gen berechtigt. 

F. 48. Erklärt dieſe die Frau für ſchwanger: fo 
kann der Mann die Vorkehrung der . 27. lag. bes 
ſtummten Sicherheits- Maaßregeln, zur Werbe 
tung alles Unterſchleifs oder Unterſchlagung des 
Kindes, verlangen. 

F. 49. Hat deſſen ungeachtet die Frau das Kind 
unterſchlagen: fo ſoll fie dafür, als eine Betruͤgetin, 
peinlich beſtraft werden. 

F. 50. Wird eine Ehe aus den Tit. I. . 947. © 
948. 949. 951. angeführten Gründen für nichtig er⸗ de 
klaͤrt: ſo haben die daraus er F 
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noch der Abkömmlinge der Aeltern aus andern Ver⸗ 
bindungen, Anſpruch machen. 

H. 82. Unter ſich ſelbſt aber haben fie alle Rechte 
ehelicher Geſchwiſter. 

$. 53. Auch führen ſolche Kinder in der Regel 
den Namen der Mutter. 

H. 34. In fo fern beyde Aeltern oder auch eins 
von ihnen dergleichen nichtige Ehe wiſſentlich ges 
ſchloſſen haben, erlangen fie über die daraus er⸗ 
zeugten Kinder keine älterlichen; Rechte. 

F. 55. Doch kommen ihnen, in fo fern fie die 
Erziehung und Verpflegung der Kinder beſorgen, 
diejenigen perſonlichen Rechte zu, welche die Ger 
ſetze den Pflegealtern beylegen. (Abſchn. XII.) 

$. 86. Sind Ehen aus den Tit. J. H. 950. 952. 
angeführten Gruͤnden nichtig: fo haben die dar⸗ 
aus erzeugten Kinder die Rechte der Kinder aus 
einer Ehe zur linken Hand. (Abſchn. VIII.) 

$ 57. Werden ungültige Ehen in der Folge 
als nichtig wieder aufgehoben: ſo gilt von den 
daraus erzeugten Kindern alles, was von Kindern 
aus einer an ſich nichtigen Ehe vorſtehend §. 50. 
bis 55. verordnet iſt. 


Zweyter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Ael⸗ 
tern und der aus einer Ehe zur rech⸗ 
ten Hand erzeugten Kinder, ſo lan⸗ 
ge die letztern unter bäterliher Ge 
walt ſtehen. 


F. 58. Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand 
fuͤhren den Namen des Vaters. 7 
F. 89. Sie erlangen die Rechte ſeiner Famille 
und ſeines Strandes, in fo fern letztere durch die 
bloße Geburt fortgepflanzt worden. 
$ 60. 
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$. 60. Sie find eben der Gerichtsbarkeit, wie 
der Vater, unterworfen, und bleiben, darunter 
auch nach feinem Tode, fo lange fie dieſen Ges 
rich tsſtand auf eine gefegmäfige Art nicht ver⸗ 

955 haben. 5 
61. Kinder find beyden Aeltern Ehrfurcht Algenet, 
und Gehorſam OR . N ee 
62. Vorzüglich aber ſtehen fie unter vaͤterli⸗ 
cher Gewalt. 

F. 63. Sie find verbunden, die Aeltern in Un⸗ 
glöck und Darftigkeit nach ihren Kräften und 
Vermögen zu unterſtutzen, und beſonders in 
Krankheiten deren Pflege und Wartung zu übers 
nehmen. 

H. 64. Beyde Eheleute muͤſſen für ſtandesmöͤ 
gen Unterhalt und Erziehung der Kinder mit ver: } 
einigten Kraͤften Sorge tragen. terns 

F. 65. Hauptfächlich. muß jedoch der Vater die di. Wer 
Koſten zur Verpflegung der Kinder hergeben. plegung, 

$ 66. Körperliche Pflege und Wartung, fo 
lange die Kinder deren beduͤrfen, muß die Mutter 
ſelbſt, oder unter ihrer Aufſicht beſorgen. 

$. 67. Eine geſunde Mutter iſt ihr Kind ſelbſt 
zu fäugen verpflichtet, 

F. 68. Wie lange fie aber dem Kinde die Bruſt 
reichen ſolle, hängt von der Beſtimmung des Va⸗ 
ters ab. 

F. 69. Doch muß dieſer, wenn die Geſundheit 
der Mutter oder des Kindes unter ſeiner Beſtim⸗ 
mung leiden würde, dem Gutachten der Sachver⸗ 
ſtaͤndigen ſich unterwerfen. 

K. 70. Vor zuruͤckgelegtem Vierten Jahre kann 
der Vater das Kind, wider den Willen der Muts 
ter, ihrer Aufſicht und Pflege nicht entziehen. 

$. 71. Es wäre denn, daß es der Mutter an 
Kraͤften, oder am Willen fehlte, ihrer Obliegen⸗ 
beit ein Genuͤge zu ei 
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$ 72: Ertſteht darüber ein Streit unter den 
Eheſeuten; fe muß das vormundſchaftliche Gericht 
die Sache unterſuchen, und den Streit, jedoch 
ohne Zulaffung eines foͤrmlichen Prozeſſes, ent 
1 

9.73. Bey der Unterſuchung muß jedoch ein am 
Orte eindlich Verwandter von Seiten eines je⸗ 
den der beyden Eheleute, oder in deten Ermange⸗ 
lung, zwey Bekannte und Standesgenoſſen zuge⸗ 
zogen werden. 


H. 74. Die Anordnung der Art, wie das Kind 
erzogen werden fol, kommt hauptfächlich dem 
Vater zu. 

F. 78. Dieſer muß vorzüglich dafür ſorgen, daß 
das Kind in der Religion und nützlichen Kennmif 
fen den nöchigen Unterricht, nach ſeinem Stande 
und Umſtänden, erhalte. 

$. 76. Sind die Aeltern verſchiednen Glaubens⸗ 
befenntwiffen zugerhan: fo muſſen, bis nach zuruͤck⸗ 
gelegtem Vierzehnten Jahre, die Sohne in 
der Religion des Vaters, die Töchter aber in 
dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter unterrichtet 
werden 


$ Zu Abweichungen von dieſen gefeßlichen 
Vos ſchriften kann Keines der Aeltern das Andere, 
auch nicht durch Verträge, verpflichten. 

F. 78. So lange jedoch Aeltern Über den ihren 
Kindern zu ertherlenden Religionsunterricht einig 
find, bat kein Dritter ein Recht, ihnen darin zu 
widerſprechen. 

$. 79. Uebrigens benimmt die Verſchiedenheit 
des kirchlichen Glaubens bekenntniſſes Keinem det 
Aellern die ihm ſonſt wegen der Erziehung zuſte⸗ 
henden Rechte. 

$. 80. Auch nach dem Tode der Aeltern muß 
der A der Kinder in dem Glaubensbe⸗ 
kennt⸗ 
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kenntniſſe desjenigen von ihnen, zu deſſen Geſchlecht 
fie gehören‘, fortgeſetzt werden. 

9 Fr. Auf eine in der letzten Krankheit erſt er⸗ 
folgte Religionsveränderung wird dabey keine Ruͤck⸗ 
ſicht genommen. > 

. 82. Har aber der verſtorbene Ehegatte ein 
zu feinem Geſchlechte gehdriges Kind, wenigſtens 
durch das ganze letzte Jahr vor ſeinem Tode, in 
dem Glaubensbekenntniſſe des andern Ehegatten 
unterrichten laſſen: ſo muß biefer Unterricht in 
eben der Art, auch nach feinem Tode, bis zum vol⸗ 
lendeten Vierzehnten Jahre des Kindes, fortgeſetzt 
werden. 

H. 83. Vor zurhckgelegtem Vierzehnten Jahre 
darf keine Religſonsgeſellſchaft ein Kind zur Ans 
nahme, oder zum offentlichen Bekenntniſſe einer 
andern Religion, als wozu daſſelbe nach vorſtehen⸗ 
Beſtimmungen gehört, ſelbſt nicht 
mit Einwilligung der Aeltern ſeines Geſchlechts, 
zulaſſen. 

F. 84. Nach zurüͤckgelegtem Vierzehnten Jahre 
hingegen ſtetzt es lediglich in der Wahl der Kin⸗ 
der, zu welcher Religionspartey ſie ſich bekennen 
wollen. 5 

F. 85. Auch wenn das Kind eine andere, als 
die Religion beyder Aeltern wählt, wird dadurch 
in den Rechten und Pflichten der Aeltern, wegen 
der Erziehung, Verpflegung und Verſorgung, 
nichts geändert. 

$ 86. Die Aelteru find berechtigt, zur Bil⸗ z 
dung der Kinder alle der Geſundheit derſelben un⸗ 
ſchädliche Zwangsmittel zu gebrauchen. 

F. 87. Finden fie dieſe nicht hinreichend: ſo muß 
ihnen das vormundſchaftliche Gericht, auf gebih 
rendes Anmelden, huͤlfteiche Hand leiſten. 

$. 83. Dies Gericht muß das Verhalten der 
Aeltern ſowohl, als des Kindes, ſummariſch 
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und ohne Zulaſſung eines foͤrmlichen Prozeſſes ung 
terſuchen. ' 

F. 89. Nach Befinden der Umſtaͤnde muß als⸗ 
dann die Art und Dauer der anzuwendenden Beſ⸗ 
ferungsmittel von ihm beſtimmt werden. 

$. 90. Sollten Aeltern ihre Kinder grauſam 
mißbandeln; oder zum Böͤſen verleiten; oder ih⸗ 
nen den nothduͤrftigen Unterhalt verſagen: fo iſt 
das vormundſchaftliche Gericht ſchuldig, ſich der 
Kinder von Amts wegen anzunehmen. : 

§. 91. Nach Befund der Umftände kann den 
Aeltern, in einem ſolchen Falle, die Erziehung ge⸗ 
nommen, und auf ihre Koſten andern zuverläßi⸗ 
gen Perſonen anvertrauet werden. 


H. Von er, H. 92. Sind die Aeltern geſchieden worden: fo 


Ae der 
inder aus 


geſchlede⸗ 
nen Ehen. 


müſſen die Kinder der Regel nach bey dem unſchul⸗ 
digen Theile erzogen werden. 

H. 93. Iſt der Vater zwar der ſchuldige Theil; 
die Urſache der Scheidung aber nicht fo beſchaf⸗ 
fen, daß daraus die gegründete Beſorgniß einer 
ſchlechten Erziehung entſteht: fo kann er verlan⸗ 
gen, daß ihm die Erziehung der Söhne gelaſſen 
werde. 

. 94 Die Pilege der Kinder, welche das 
Vierte Jahr noch nicht zurückgelegt haben, ver⸗ 
bleibt, ohne Unterſchled des Geſchlechts, bis zur 
Zuruͤcklegung dieſes Alters der auch für ſchuldig 
erklärten Mutter; in fo fern die vorgekommenen 
Scheidungsurſachen nicht von einer ſolchen Ver⸗ 
derbniß des moraliſchen Charakters zeugen, daß 
dadurch erhebliche Beſorgniſſe einer Vernachläßi⸗ 
gung der Kinder begruͤndet werden. 

F. 95. If Keines der Aeltern für den ſchuldi⸗ 

gen Theil erklärt: fo werden die Kinder bis nach 
vollendetem Vierten Jahre bey der Mutter, ſodann 
aber bey dem Vater erzogen. 


9.96. 
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F. 96. Doch kann, wenn Töchter darunter 

ſind, der Richter die Erziehung derſelben übers 
haupt, bewandten Umſtänden nach, der Mutter 
anvertrauen. 
F. 97. Die Anordnungen, welche wegen Er⸗ 
ziehung der Kinder bey dem Einen der gemefenen 
Ehegatten nach obigen Grundfätzen getroffen wor⸗ 
den, konnen auf das Ancufen des Andern wieder 
aufgehoben werden, wenn eine erhebliche Beſorg⸗ 
niß der Vernachlaͤßigung, oder ſchlechten Erzie⸗ 
bung erſt in der Folge eintritt, oder zum Vor⸗ 
ſchein kommt. 

$. 98. Hat dergleichen Beſorgniß ſich bey der 
Scheidung in Anfehung beyder geweſenen Ehe⸗ 
leute offenbart: ſo muß der den Kindern beſtellte 
Curator wegen deren Erziehung an einem dritten 
Orte Vorſchlage machen. 

$. 99. Der Richter muß alsdann das Moͤthige 
deshalb von Amts wegen verordnen. 

$. 100. Ein Gleiches kann geſchehen, ohne daß 
es noͤthig iſt, den Antrag des andern geſchiedenen 
Theils abzuwarten, wenn die Gruͤnde einer ſolchen 
erheblichen Beſorgniß erſt nach der Scheidung ein⸗ 
treten, oder bekannt werden. 

$. 101. Sind beyde Aeltern, oder eins derſel⸗ 
ben, von der Erziehung ausgeſchloſſen: ſo ſoll ih⸗ 
nen doch der Zutritt zu den Kindern nicht ganzlich 
verſagt werden. 

$. 102. Es bleibt aber richterlichem Ermeſſen 
vorbehalten, wie oft, und unter welcher Aufſicht 
dergleichen Beſuche zu geftatten find. 

$. 103. Die Koſten der Erziehung muͤſſen, 
auch nach der Scheidung, hauptjächlich von dem 
Vater getragen werden. 

$. 104. Doch kann derſelbe von der für ſchul⸗ 
dig erklaͤrten Mutter einen Beytrag, nach Ber: 
haͤltniß ihres Vermögens oder Erwerbes, bis höch⸗ 
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ſtens auf die Hälfte des erforderlichen baren Auf⸗ 
wandes verlangen. 

$. 105. In fo fern nach §. 94. der fiir ſchuldig 
erklärten Mucter dennoch die Erziehung der Kinder 
bis zum Vierten Jahre gelaſſen wird, muß fie die 
Koſten derſelben allein übernehmen, 

$: 106. Muß die Pflege der Kinder bis zu dle⸗ 
ſem Alter Andern anvertraut werden; fo fallen bie 
dabey auflaufenden baaren Auslagen hauptſachlich 
der Mutter zur Saft. 

$. 107. Iſt der Vater die Koſten der Erziehung 
ganz oder zum Theil aufzubringen unvermoͤgend 
fo bleibt allemal, und ohne Unterſchied der Falle, 
den Kindern ihr Recht deshalb an die auch unſchul⸗ 
dige Mutter vorbehalten. 

$. 108. Die Aeltern find ſchuldig, ihre Kinder 
zu künftigen brauchbaren Mitgliedern des Staats, 
in einer nützlichen Wiſſenſchaft, Kunſt, oder Ges 
werbe, vorzubereiten. 

§. 109. Die Beſtimmung der kuͤnftigen debens⸗ 
art der Sone hänge zunächft von dem Ermeſſen 
des Vaters ab. x 

$. 110. Er muß aber dabey auf die Neigung, 
Fahigkeiten, und koͤrperlichen Umſtaͤnde des Sog⸗ 
nes vorzuͤgliche Ruͤckſicht nehmen. 

$. 111. Bis nach zurüͤckgelegtem Vierzehnten 
Jahre muß ſich der Sohn der Anordnung des Va⸗ 
ters ſchlechterdings unterwerfen. 

H. 112. Bey alsdann fortdauernder gänzlicher 
Abneigung des Sohnes gegen die von dem Vater 
gewählte Lebensart, muß das vormundſchaftliche 
Gericht, mit Zuziehung eines oder zweyer am 
Orte befindlichen naͤchſten Verwandten, und der 
schrer des Sohns, die benderſeitigen Grunde 
prüfen. 
$. 113. Das Gericht muß ſolche Einrichtun⸗ 
gen zu treffen bemüht ſeyn, daß die der Neigung 

und 
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und Föhigfeit des Sohnes, fo wie dem Stande 
und Vermögen des Waters gemaͤßeſte debensart ger 
wahlt werde. 

. 114. In zweifelhakten Fällen iſt diejenige 
Einrichtung, welche der Vater treffen will, zu 
nehmigen; und von dieſer kann nur alsdann ab 
gangen werden, wenn auf eine uͤberzeugende Art 
erhellet, daß dieſelbe zu einem erheblichen und 
dauernden Nachtheile für den Sohn ausſchlagen 
möchte, 

§. 115. Doch ſoll der Sohn wider feinen Wit 
len zum Studiren niemals angehalten; noch der 
Vater, die Koſten des Szudirens für den Sohn 
berzugeben, wider feinen Willen jemals gendthigt 
werden. 

H. 116. Will der Sohn von der einmal mit Zus 
ſtimmung des Vaters, oder ſonſt, freywillig ge 
mählten Lebensart zu einer andern uͤbergehn: ſo iſt 
der Vater, die durch eine ſolche Veränderung entſte⸗ 
benden groͤßern Koſten herzugeben, in der Regel 
nicht ſchuldig. 

$. 117. Kann jedoch der Sohn erhebliche 
Gruͤnde dazu anführen: fo muß nach der Vor⸗ 
ſchrift $. 112115. verfahren werden. 

F. 118. In wie fern nach des Vaters Tode der 
Mutter ein Einfluß auf die Wahl der Lebensart der 
Kinder gebühre, wird in dem Titel von Vormund⸗ 
ſchaften verordnet. 

F. 119. Aeltern können ihre Kinder zur Wahl 
eines kuͤnftigen Ehegatten nicht zwingen. 

$. 120. In wie fern aber die Einwilligung der 
Aeltern zur Verhetrathung der Kinder erforder⸗ 
lich ſey, oder von dem Richter ergänzt werden 
konne, iſt im Erſten Titel vorgeſchrieben. (Tit. J. 
F. 45:74) 


$. 121. 
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$. rar. Die Kinder find ſchuldig, den Aeltern 
in deren Wirthſchaft und Gewerbe nach ihren Kraͤf⸗ 
ten huͤlfreiche Hand zu leiſten. 

F. 122. Es darf aber den Kindern dadurch die 
zu ihrem Untertichte und Ausbildung noͤcthige Zeit 
nicht entzogen werden. 

§. 123. Was die Kinder bey ſolchen Gelegen⸗ 
beiten erwerben, das erwerben fie den Aeltern. 

„ 124. Bey jeder andern Gelegenheit kön⸗ 
nen die Kinder Vermoͤgen und Gerechtſame fuͤr 
ſich ſelbſt, auch ohne den Beytritt des Vaters 
erwerben. 

. 125. Wenn aber mit dergleichen Vortheilen 
eich kaſten und Verbindlichkeiten uͤbernom⸗ 
werden, ſollen: ſo hängt die Rechtsbeſtän⸗ 
digkeit der Handlung des Kindes von der vor⸗ 
hergehenden oder binzukommenden Einwilligung 
des Vaters ab. (Th. I. Tit. IV. F. 21. 22. Tit. V. 
$ 11. 12. 13.) 
$. 126. Nur in fo fern, als jemand uͤberhaupt 
durch die Handlung eines Dritten, vermöge ſei⸗ 
nes Auftrages, ſeiner Genehmigung, oder einer 
in ſeinen Nußen erfolgten Verwendung verpflich⸗ 
tet wird, kann auch ein Vater durch die Handlun⸗ 
gen ſeiner Kinder verpflichtet werden. 

$ 127. Wenn ein Vater fein Kind zu einer ge⸗ 
wiſſen Beſtimmung außer ſeinem Hauſe widmet: 
ſo genehmigt er eben dadurch alle Handlungen und 
Verträge deſſelben, ohne welche das Kind dieſe 
Beſtimmung nicht erfüllen kann. 

$ 128. Dagegen ſoll daraus, daß ein Vater 
die Schulden des Kindes einmal, oder auch öfter 
ter, bezahlt hat, eine Genehmigung mehrerer oder 
neuer Schulden niemals gefolgert werden. 

$. 129. Nur das, was jemand einem außer⸗ 
bald des vöterlichen Hauſes lebenden Kinde zu 
den nothwendigſten und dringendſten Beduͤrf⸗ 

n ſſen 
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niſſen des lebens giebt, ſoll in allen Fällen, als 
in den Nutzen des Vaters verwendet, angeſehen 
werden. 

J. 130. Fuͤr Sachen und Gelder, die zu andern 
Bebürfniffen des Kindes gegeben und verwendet 
worden, hafter das Vermögen des Vaters nur als⸗ 
dann, wenn die Kinder keine Gelegenheit ge⸗ 
habt, die noͤthige Unterſtuͤtzung von ihm ſelbſt zu 
erhalten. 

H. 131. In allen Fällen, wo die Handlungen 
und Verträge der Kinder in Anſehung des Vaters 
unverbindlich ſind, ſind ſie auch in Anſehung ihrer 
ſelbſt der Regel nach ungültig. 

F. 132. Auch nach anfgehobener vaͤterlichen 
Gewalt ſind daher die Kinder, dergleichen von 
Anfang an unguͤftige Schulden zu bezahlen, nicht 
verbunden. 

$. 133. Nur in Fallen, wo für Perſonen, die 
nach ihrer Qualität für ſich Verträge zu ſchließen 
unfähig find, vermdge allgemeiner geſeßlchen 
Vorſchriften, die Verbindlichkeit zum Erſaße aus 
der bloßen nuͤtzlichen Verwendung entſteht, müf 
ſen Kinder dergleichen Erſatz, nach hufgehobener 
väterlichen Gewalt, aus eignem, Vermögen leiſten. 
(Tb. I. Dit. XIII. Abſchn. II) 

$. 134. Der Vorwand, daß ſich jemand für 
einen ſolchen, der nicht mehr unter vaͤterlicher Ge⸗ 
walt ſteht, ausgegeben habe, macht den Vertrag 
oder die Schuld nicht gültig. 

$. 135. Doch kann der Gläubiger, der von 
einem ſolchen Schuldner, ohne fein eignes maͤßi⸗ 
ges Verſehen, wirklich hintergangen worden, 
aus deſſelben Vermoͤgen, nach allgemeinen ge⸗ 
fegtichen Vorſchriften, Schad tebelkung fordern. 
(Th. I. Dit. V. 5. 33236, Dit. VI. H. 10, 000 

$. 136. Die von einem unter vaͤterlicher Ge: 
walt ſtehenden Kinde von Anfang an ungültig 5 
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machten Schulden werden guͤltig, wenn ſich der 
Schuldner, nach aufgebobener väterlichen Gewalt, 
zu deren Bezahlung verpflichtet. (Th. I. Tit. V. 
. 37.38.90 

H. 137. Doch ſoll nur auf ein ausdrückliches, 
vor Gerichten, oder vor einem Juſtizeommiſſa⸗ 
rio etflärtes Anerkenntniß, RMuͤckſicht genommen 
werden. 

$. 138. Was auf die an ſich ungültige Schul 
den vines Kindes, vor oder nach aufgehobener var 
terlichen Gewalt, wirklich bezahlt worden, kann 
der Zahlende nicht zurückfordern. 

$. 139. Den aus Verbrechen der Kinder entſte⸗ 
henden Schaden darf der Vater aus eignem Ber 
mögen der Regel nach nicht vertreten. 

$. 140. Er muß ihn aber vertreten, wenn er die 
unerlaubte Handlung veranlaßt, oder das Kind 
durch fein Beyſpiel dazu verleitet hat. 

$. 141. Aus einer nach der That erfläcten Bil: 
ligung derſelben entſteht gegen den Vater die Ver⸗ 
muthung, daß er fie veranlaßt habe. 

F. 142. Auch haftet der Voter für den entſtan⸗ 
denen Schaden, wenn er denſelben nicht verhütet 
hat, da es doch in ſeinem Vermoͤgen geſtanden 
hätte. 

. 143. Ferner alsdann, wenn er den Unterricht, 
die Erziehung, und die Aufſicht uber die Kinder 
gröblich vernachläßigt hat. 

F. 144. In den Fällen des . 1407142. haftet 
auch die Mutter fur den aus dem Verbrechen des 
Kindes entſtandenen Schaden. 

145. Ein Gleiches finder auch in dem Falle 
des F. 143. ſtatt, wenn, nach dem Abgange des Va⸗ 
ters, die Erziehung des Kindes der Mutter über: 
laſſen geweſen. 


$. 145. 
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F. 14%. Das Kind ſelbſt bleibt zum Schadens⸗ 
erſaße verhaftet, wenn es eigenthülmliches Vermd⸗ 
gen hat, oder nach aufgehobener väterlichen Gr 
walt dazu gelangt. 


Dritter Abſchnitt. 


Von dem eigenthümlichen Vermögen 
der Kinder. 


F. 147. Das eigenthuͤmliche Vermögen der Kin⸗ Was zu 
der, weſches dem väterlichen Nießbrauche nicht un re 
terworfen iſt, wird ihr freyes Vermögen genannt. der Kins 
148: Zum freyen Vermögen der Kinder ger der, 
hört alles, was dieſelben, außerhalb des Berriebes 
der väterlichen Gefchäfte, durch Fleiß und Geſchick⸗ 
lichkeit erwerben, 

$. 149. Desgleichen dasjenige, was ſie in Kriegs⸗ 
oder Civil⸗Dienſten vor ſich bringen, oder bey Ge⸗ 
legenheit derſelben, von ihren Aeltern oder Andern, 
zur Ausrüſtung oder Beyhuͤlfe erhalten. 

g. 150. Auch lehne, die den Kindern verliehen, 
oder wozu dleſelden in die Geſammteband mit auf 
genommen worden, werden, ſobald fie zum Ber 
fiße gelangen, in Beziehung auf den Vater, ihrem 
freyen Vermögen beygerechnet. 

$. 151. Ferner die Belohnungen ihres Fleißes 
und ihrer Geſchicklichkeit, die ihnen von den Ael⸗ 
tern, oder auch von Andern erthellt worden. 

K. 183. Alle Geſchenke und Vermaͤchtniſſe, die 
ihnen aus Erkenntlichkeit für geleitete Dienſte, 
oder für. erwieſene Gefälligkeiten zufließen. 

H. 18 3. Alles, was fie von demjenigen exſparen, 
was ihnen von den Aeltern zu ihrem Unterhalte 
außer dem vaterlichen Hauſe, oder ſonſt zu ihren 
Ausgaben, angewieſen worden. 


$. 154 
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F. 183. Endlich alles, was ihnen von Aeltern, 
Verwandten, oder Fremden, unter der ausdrüͤck⸗ 
lichen Beſtimmung, daß es dem vaͤterlichen Mieß⸗ 
brauche nicht unterworfen ſeyn ſolle, zugewen⸗ 
det wird. 

$. 155; Mur Verwandte ‘in aufſteigender Linie, 
die den Kindern einen Pflichttheil zu verlaſſen 
ſchuldig find, konnen den Vater von dem Nieß⸗ 
brauche deſſelben nicht ausſchſießen. 

$. 156. Alles andre, was den Kindern durch 
bloße Schenkungen, Erbſchaften, Vermächtniſſe, 
oder Glücksfölle zukommt, gehört zu ihrem nicht 
freyen Vermögen. 

§. 157. Auch die Pathengeſchenke werden 
dem nicht freyen Vermögen der Kinder beyge⸗ 
rechnet» 

$ 158. Ueber das freye Vermögen haben die 
Kinder eben die Rechte, dle einem nicht unter vaͤ⸗ 
terlicher Gewalt ftehenden Menſchen über fein Ei⸗ 
genthum zukommen. 

$. 159. Wenn ſie noch minderjährig, oder ſonſt 
ihren Sachen felbft vorzuftehen unfähig find: fo 
gebührt dem Vater die vormundſchaftliche Verwal: 
tung deſſelben. 

$. 160. Doch ſteht es bey dem, welcher der⸗ 
gleichen Vermoͤgen den Kindern, unter lebendi⸗ 
gen, oder von Todes wegen zuwendet, zu beſtim⸗ 
men: ob die Verwaltung dem Vater, oder einem 
Dritten anvertrauet, und wie dieſelbe geführt wer⸗ 
den ſolle. 

b. 161. Die Nutzungen dieſes freyen Vermd⸗ 
gens kann der Vater zur Verpflegung und Erzie⸗ 
bung der Kinder, ſo weit ſie dazu nach dem Ermeſ⸗ 
ſen des vormundſchaftlichen Gerichts erforderlich 
ſind, mit verwenden. 


$. 162. 
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H. 162. So weit dleſe Nutzungen hierzu nicht 
gebraucht werden, wachſen fie der Vermöͤgens⸗ 
Subſtanz zu. 

$. 1163: Nach erlangter Großſaͤhrigkeit, oder 
wegfallenden anderweitigen Grunden einer vor⸗ 
mundſchaftlichen Verwaltung, konnen die Kin⸗ 
der über ihr freyrs Vermögen eben ſo, als wenn 
ſie nicht mehr unter vaͤterlicher Gewalt woͤren, 
verfuͤgen. 

H. 164. Doch muͤſſen fie auch alsdaun die Ein⸗ 
kuͤnfte dieſes Vermögens zu ihrem eignen Unter⸗ 
halte, ſo weit dieſelben dazu hinreichen, auf Vers 
langen des Vaters vorzuͤglich anwenden. 

K. 168. Alle Vertrage, die ſich nach erlangter 
Großfahrigkeit in Anſehung ihres freyen Vermöͤ⸗ 
gens ſchließen, ſind auch ohne Beytritt des Va⸗ 
ters gültig. 

9. 166. Doch mußß der, welcher einem noch une 
ter väterlichen" Gewalt: stehenden, obwohl, groß⸗ 
jäheigen Kinde, auf fein freyes Vermögen Eredit 
geben will, ſich daſſelbe durch Eintragung in das 
Hydothekenbuch, oder durch Ulebergabe des Obli e 
gations-Inſtruments, oder der verpfaͤndeten be⸗ 
weglichen Sache, beſonders verſichern laſſen. 

F. 167. Der Erſatz des von einem Kinde durch 
unerlaubte Handlungen verurſachten Schadens 
muß hauptſaͤchlich aus deſſen freyen Vermögen 
erfolgen. 5 

5 . 166. Von dem nicht freyen Vermögen der . Su An: 
Kinder gebührt dem Vater, ſo lauge die väter: 7575 des 
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ſonders verſchrieben, oder die Verwaltung des Va⸗ 
ters darüber durch beſondere Geſehe oder rechts⸗ 
gültige Willenserklaͤrungen eingeſchraͤnkt iſt. 

F. 170. Bey andern Vermoͤgensſtücken muß 
| der Vater, fo lange die Kinder noch minderjähe 

rig find, zu allen Veränderungen der Substanz, 
die ein Nießbraucher nicht ohne den Eigentiyis 
mer vornehmen kann, die Einwilligung des 
vormundſchaftlichen Gerichts einholen. (Th. J. 
Tit. XXI. Abſchn. I.) 
§. 171. Dies muß beſonders geſchehen, wenn 
Grundſtücke, oder Gerechtigkeiten, während der 
Minderjährigkeit der Kinder veroͤußert, verpfaͤn⸗ 
det, oder mit andern bleibenden Reallaſten belegt 
werden follen. 

F. 172. Das Gericht darf die Einwilligung 
nicht verſagen, wenn der Vater die Nothwendig⸗ 
keit der Verpfoͤndung oder Veräußerung, oder ei⸗ 
nen den Kindern daraus entſtegenden erheblichen 
Mutzen nachweiſt. 5 

„ 173. Außer diefer Einwilligung find zur Guͤl⸗ 
tigkeit des Geſchaͤfts keine weitere Foͤrmlichteiten 
erforderlich. 

F. 174. Geſchieht jedoch eine ſolche Veräuf 
rung bloß des Nutzens wegen: fo muß das gelöiete 
Kaufgeld entweder anderweitig zu Grundſtüͤcken 
auf den Namen der Kinder verwendet; oder auf 
Hypothek angelegt; oder von dem Vater beſondere 
Caution dafuͤr beſtellt werden. 
| $ 175. So weit ein Mießbraucher zur Begrü 

5 dung einer Meliorationsforderung der Einwi 
gung des Eigenthuͤmers bedarf, muß der Vater 
minderjähriger Kinder, wenn er dergleichen B 
guͤtung kuͤnftig verlangen will, um die Einwilli⸗ 
gung des vormundſchaftlichen Gerichts zu den vor⸗ 
zunetzmenden Verbeſſerungen ſich bewerben. 


9 176. 
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$: 176. Zur Sicherheit des Vermögens, mel: Grfentis 
ches auf die Kinder von der Mutter gediehen ist, Be 
behalten die Kinder in den Gatern des Vaters eben 
das Vorrecht, welches die Mutter, wegen ihres 
Eingebrachten, in dem Vermögen des Mannes 
zuſtand. (Tit. I. F. 254. [c.) 

$. 177. Auch wegen des ubrigen nicht freyen 
Vermögens haben die Kinder in den Gütern des 
Vaters das Vorrecht der Vierten Claſſe, von der 
Zeit an, da der Vater das Vermögen der Kinder 
an ſich genommen hat. 

$ 178. Außer dieſem geſetzlichen Vorrechte, 
iſt der Vater, beſondere Sicherheit für das dine 
Verwaltung anvertrauete Vermögen der Kinder 
zu beſtellen, nach der Regel nicht ſchuldig. 

$. 179. Nur alsdann kann dem Vater derglei Fülle, ma 
chen beſondte Sſcherſtelung obgefordert meiden, LINE 
wenn er auf Behandlung oder Indult gegen ſeine deſteur mer 
Gläubiger antraͤgt; wenn Scqueſtration feiner den aus, 
Grundſtuͤcke, oder Auspfaͤndung feiner Mobilien 
verhängt; oder Wechſelexecution gegen ihn voll⸗ 
ſtreckt wird; oder wenn er ſonſt offenbar in Verfall 
ſeines Vermögens zu getathen anfängt. 

F. 180. Ferner, wenn er wegen eines Amts, 
einer Caſſe oder Pachtung, dem Fiskus oder einer 
andern mit fiskaliſchen Rechten verſehenen Anſtalt 
verhaftet iſt; oder dergleichen Amt, Caſſe oder 
Pachtung auch erſt nachher, da er das Vermoͤgen 
der Kinder ſchon erhalten hat, uͤbernimmt. 

$. 181. Desgleichen alsdann, wenn er zu der 
Zeit, da das Vermögen der Kinder in feine Ver⸗ 
waltung gelangt, ſchon in den Dienſten einer an⸗ 
dern Öffentlichen Anſtalt fteht, welcher die Ge 
ſetze das Vorrecht der Vierten Claſſe in den Guͤ⸗ 
tern ihrer Caſſenbedienten und Adminiſtratoren 
einräumen. 
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Lange, Kann oder will der Vater in allen d 
fen Fallen keine Sicherheit feiften: fo muß ihm 
Verwaltung des Vermögens der Kinder genninz 
men, und einem beſondern Curator, unter näherer 
Aufficht des vormundſchaftlichen Gerichts, Über 
tragen werden. 

$. 183. Nur alsdann kann das Gericht dem Ba; 
ter, in den Fallen des H. 180. 18 fe, die beſondere 
Sicherſtellung erlaſſen, wenn erhellet, daß er ſonſt 
die Bedienung nicht erlangen oder behalten kdunte; 
und er gleichwohl ogne dieſelbe, den Unterhalt und 
bung der Kluder gehörig zu beſorgen, 
außer Stande ſeyn würd 

F. 184. Doch muß ein ſolcher Vater dem vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichte ein Atteſt feiner vorge⸗ 
feßten Behörde über den richtigen Befund der Caſſe 
und Rechnung aljährig vorlegen. 

$. 185. Unterläßt er dieſes: fo muß nach der 
Vorſchrift §. 18 2. wider ihn verfaheen werden. 

H. 186. In wie fern eine Amtscaution, welche 
für den Vater aus dem den Kindern zugefallenen 
Vermögen beſtellt if, wöhrend der Minderjährige 
N keit der Kinder flehen gelaffen, oder aus dem Mer 

mögen derſelken neu beſtellt werden könne, ff nach 
| den für einen ahnlichen Fell in dem Ditef von Vor: 
mundfchaften vorgeſchrlebenen Geundſätzen zu be⸗ 
finimen, dit. NVA. Abschn. Vit) 
hreitet ein Voter, welcher liegende 
unde oder Gerechtigkeiten beſitzt, zur anderwei⸗ 
tigen Vfrehelichung; ſo muß er das Vermögen der 
1 Kinder aus voriger Ehe, auf dieſe Grundſtücke eine 
tragen laſſen. 
. 198. Dieſe Einttagung hat fedoch nur eben 
HS *. chte, wie eine eingerragene vermundſchafte 
liche Caution. 
für $ 95 199. Sind die Kinder großfaßrig, unnd auch 
Sb fonft ihten eignen Sachen vorzuftchen fähig: fo 
können 
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können 1 9 0 auch wenn ſie noch unter väterli⸗ lung zu ſor⸗ 
cher Gewalt (ind, in den Fällen des H. 179. 180, gen ba. 
auf die von dem Vater zu leiſtende Si⸗ 
cherheit ſelbſt antragen. 
F. 190. Außer ihnen hat alsdann niemand ein 
Recht, ſich in dieſe Angelegenheit zu miſchen. 
§. 191. Sind aber dieſe Kinder noch minderjöh⸗ 
rig, oder ſouſt unfähig, ihren Sachen ſabſt vorzu⸗ 
ſtehen: ſo muß der bey Auseinanderſetzung mit 
dem Vater ihnen zugeordnete Eurator für die Ber 
ſteuung der Sicherheit, nach näßerer Anwelſung 
des Vormundſc ches ſorgen. 
$ 192. If den Kindern noch kein Curator bez 
ſtellt; ſo muß das vormundſchaftliche Gericht für 
deſſen Anordnung von Amtswegen ſorgen, ſohald 
der Fall, wo es einer beſondern Sicherheit bedarf, 
zu feiner Wi enſchafe gelanget. 
§. 193. Su einer desfalls dem Gerichte zu machen⸗ 
den Anzeige IR beſonders die Mutter, und in deren 
Ermangelung derjenige befugt,, welchem naͤchſt dem 
Vater das Ecktecht üſteht. 
H. 194. Iſt dieſet ſelbſt noch minderſährig: ſo 
tritt der nachſte nach ihm an ſeine Stelle. 
$. 195: Auch den fiskaliſchen Bedienten liegt 
ob, ſobald ein Fall der für. das Vermögen min⸗ 
derjaͤhriger Kinder von deren Vater zu leiſten⸗ 
den Sicherheit zu ihrer Kenntniß gelangt, dem 
vormundſchaftſichen. Gerichte davon. Anzeige zu 
machen. 
§. 196. Wird durch dieſe Anzeige das Vermd⸗ 
gen der Kinder von der Gefahr eines beſotglichen 
Verluſtes gerettet: fo ſoll aus den Nutzungen deſſel⸗ 
ben dem fiskaliſchen Bedienten eine verhoͤltulß⸗ 
mäßige Belognung ſeiner Wachſamkeit angewieſen 
werden. x 
$. 197. Auch diejenigen, welche jemanden 
ein Amt übertragen, 79 das . 
13 deſſe 
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deſſelben einem aefekmäfigen Vorrechte unter⸗ 
worfen wird, ſollen ſchuldig ſeyn, dem ordentli⸗ 
chen perſdeſichen Gerichtsſtande des Beamten, 
fogleich nach feiner Einführung, davon Nachricht 
zu geben. 

F. 198. Iſt dieſes von ihnen vorſetzlich, oder 
aus grobem Verſehen unterlaſſen worden: fo blei⸗ 
ben fie den Kindern, wegen des daraus enbſtehen⸗ 
den Nachtheils, verantwortlich. 

$. 199. Hauprfächlich aber muß jeder Vater, 
welcher Betmoͤgen von ſeinen Kindern in Händen 
hat, ſobad der Fall eintritt, wo er nach den Ge 
ſetzen beſondere Sicherheit dafür zu beſtellen ver⸗ 
bunden iſt, es dem vermundſchaftlichen Gerichte 
ſelbſt anzeigen. 

F. 200. Ein Vater, der dieſe Pflicht mit Vor; 
ſatz verabſaumt, wird feines Nießbrauchs verluſtig. 

F. 201. So fange Kinder noch unter värerlis 
cher Gewalt find, können fie uber ihr nicht ſreyes 
Vermoͤgen, ohne Beytritt und Einwilligung des 
Vaters, unter lebendigen keine gültige Verfügung 
treff n. * 

K. 202. Vielmehr gilt von den Verträgen und 
Schulden auch ſolcher Kinder, eben das, was in 
Anſehung der noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehen⸗ 
den Kinder überhaupt $. 124. (gg. verordnet tft. 

9. 203. Haben Kinder durch unerlaubte Hand: 
lungen jemanden Schaden zugefügt? fo muß der Er⸗ 
fatz, in Ermangelung eines freyen Vermögens, 
aus dem nicht regen, fo weit daſſelbe hinreicht, fa 
fort erfolgen. 

$.204. So lange der Vater der Kinder ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt und Erziehung beſorgt, hängt 
die Verwendung der Einkünfte ihres nicht freyen 
Vermögens l diglich von feine Gurfinden ab 

$. 205. Auch feine eigne Gläubiger kö 
dieſen Einkünften itre Befriedigung ſichen. 
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F. 206. Wenn aber der Vater in Concues ver⸗ 
füllt, oder ſonſt außer Stand kommt, die Kinder 
ſtandesmaͤßig zu verpflegen und zu erziehen: ſo 
verliert er die Verwaltung und den Nießbrauch ih⸗ 
res nicht freyen Vermögens. 

H. 207. Beydes fallt den Kindern anheim, in 
do fern dieſelben grofjahrig, und ſonſt ihren Sa⸗ 
chen ſelbſt vor zuſtehen fühig find. 

H. 208. Außerdem muß den Kindern ein Eur 
rator beſtellt, und durch dieſen ihr nicht freyes 
Vermögen, unter Aufſicht des vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichts, zum Beſten der Kinder verwaltet 
werden. 

$. 209. Doch iſt der Vater, die bendthigte Uns 
terſtützung zu feinem Unterhalte aus den Einkaͤnf⸗ 
ten dieſes Vermögens zu fordern, in jedem Falle 
wohl befugt. 


Vierter Abſchnitt. 
Von Aufhebung der voͤterlichen 
Gewalt. 

F. 210. Wenn ein Sohn nach erlangter Groß Aufhebuna 
jührigfeit eine eigne von den eltern abgeſonderte 8 
Wirthſchaft errichtet: ſo geht er dadurch aus der malt bey 
väterlichen Gewalt. a 

F. arr. Wenn der Vater ihn feiner Gewalt Sobue. 
noch nicht entlaſſen will: ſo muß er feinen Wlder⸗ N 
ſpruch gerichtlich anzeigen, und Gründe dazu bey⸗ 
beingen, welche hinreichen, den Sohn für einen 
Verſchwender erklären zu laſſen. 

H. 212. a) Wenn ein großjähriger Sohn ein 
eignes Gewerbe treibt, oder ein öffentliches Amt 
betleiver: fo iſt er für entlaſſen aus der vaͤterlichen 
Gewalt anzufeben. | 

$. 212. b) Die fortwährende Unterſtuͤtzung 
von Seiten des Vaters, durch Gebung des Ti 
sches, und ſonſt, macht dabey keinen Unterſchied. 

14 9. 213. 


beg einem 
derb, 
rigen; 
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§. 213. Einem großjähtigen Sohne, welcher 
ſich mit ſeinem Gewerbe ohne weitere Unterftügung 
des Vaters ernähren kann, iſt letzterer die An⸗ 
ſtellung eines ſolchen Gewerbes zu verſtatten, und 
ihn dadurch aus feiner Gewalt zu entlaſſen ver⸗ 
bunden. 5 

§. 214. Ein noch minderjaͤhriger Sohn kann 
vor zuruͤckgelegtem Zwanzigſten Jahre,, ſcloſt mit 
Einwilligung des Vaters, der väterlichen Gewalr 
nicht entlaſſen werden. 

§. 215. Nach zurüͤckgelegtem Zwanzigſten Jahre, 
und bis zur erlangten Wolljöhrigkeit des Sohnes, 
kann der Pater nicht gendrhigt werden, denſelben 
aus feiner Gewalt zu entla 

H. 216. Wenn aber der Vater in dieſem Zeit: 
raume feinen Willen, den Sohn zu entlaſſen, mit 
Beyſtimmung des Sohnes, bey dem vormmid⸗ 
ſchaftlichen Gerichte verlaurbart: ſos hat dieſes zu⸗ 
gleich alle Wirkungen einer Maſorennitäts > Erz 
klaͤrung. 

$. 217. Dem Soßne muß ein beglaubtes Zeug: 

niß daruber von dem vormundſchaftlichen Gerichte 
ausgefertigt werden. 
Wenn der Vater ausdruͤcklich oder ſtill⸗ 
einwilligt, daß der noch minderjährige 
Sohn ein beſonderes Gewerbe fuͤr eigne Rechnung 
anfange: fo hat dieſes die Wirkung einer ausdruck 
lich erkloͤrten Entlaſſung. 

H. 219. Durch die Uebernehmung eines öffent⸗ 
lichen Amts, geht ein noch minderjähriger Sohn, 
auch wenn er zugleich eine beſondre Wirthſchaft 
anſtellt, doch noch nicht aus der väterlichen 
Gewalt. 

F. 220. Will ihn aber der Vater derſelben ent- 
laſſen: fo muß er dieſen feinen Willen nach Vor⸗ 
ſchrift H. 2 76. 217. gerichtlich erklaren. 


K. 221. 
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H. aal. So lange der Vater dergleichen Erfläs 
rung noch nicht abgegeben bat, iſt der Sohn zwar 
in den Geſchaften feines Amts, nicht aber in fee 
nen Pripatangelegentzeiten, für einen ſolchen, der 
nicht mehr unter väterlicher Gewalt ſtehet, zu 
achten. 

d. ate, Caſſenbedienungen und Pachtungen, 
wodurch jemand dem Fiskus oder einer offentlichen 
Anſtalt verhaftet wird, ſollen einem Minder⸗ 
jährigen, der noch unter väterlicher Gewalt ſteht, 
nicht anders übertragen. werden, als wenn er zuvor 
von dem Vater ausdruͤcklich und gerichtlich entlaſſen 
worden. 

K. ag. Auch daraus, daß der Vater ſeinem 
noch ‚minderjährigen, Sohne die Errichtung einer 
beſondern Wirehſchaft, aus feinem eigen, oder 
dem Vermoͤgen feiner Frau geſtattet hat, folgt 
noch nicht, daß derſelbe der väterlichen - Gewalt 
entlaſſen ſey. 

K. Sag. Wer alſo mit einem Minderjährigen, 
deſſen Vater noch am Leben iſt, ſich einlaſſen will, 
muß ſich uͤberzeugen, daß derſelbe entweder mit 
Einwilligung des Vaters ein beſonderes Gewerbe 
fuͤr eigne Rechnung treibe, oder daß ihn der Va⸗ 
ter aus druͤcklich entlaſſen habe. 

F. 225. In allen Föllen aber, wo der Sohn eine 
zuerſt ohne voͤterliche willigung oder Entlaſ⸗ 
ſung angefangene beſondere Wirthſchaft, bis nach 
zuruͤckgelegtem Vier und zwanzigſten Jahre fort⸗ 
ſetzt, ohne daß der Vater ſeinen Widerſpruch ge⸗ 
richtlich erflärt, und ihn zur Wiederaufgebung 
dieſer abgeſonderten Wirthſchaft wirklich ange⸗ 
halten hat, geht er mit dem Zeitpunkte der erlang⸗ 
ten Volljährigkeit zugleich aus der vaͤterlichen 
Gewalt. 2 
$. 226. Ein Sohn, welcher während der Min⸗ 
derjaͤhrigkeit der vaͤterlichen Gewalt entlaſſen wor 

es den, 


den, kann dennoch feine Grundſtuͤcke und Gerechtig⸗ 
tigkeiten nur mit Beytritt feines Vaters verpfoͤn⸗ 
den und veräußern, 
$. 227. Sobald aber der Vater feine Einwill⸗ 
gung in ſolche Verfügungen gerichtlich erklart, 
bedarf es weiter keiner Unterfuchung oder Ges 
nehmigung von Seiten des vormundſchaftlichen 
Gerichts. 
bey einer F. 228. Wenn eine Tochter, unter ertheilter, 
Tochter. oder von dem Richter ergaͤnzter Einwilligung des 
| Vaters heirathet: fo hört die väterliche Gewalt 
uͤber ſie auf. 
H. 229. IR fie aber noch minderjährig: ſo blei⸗ 
ben dem Vater, bis zur erlangten Volljährigkeit, 
olle Rechte und Pflichten eines einer verheira⸗ 
ji theten Pflegebefehlnen beſtellten Vormundes. 
(Sit. XVIIl. Abſchn. Vin) 

H. 230, Eine unverheirathete Tochter kann, 
auch wenn fie großjöhrig iſt, nicht anders, als 
durch ausdrückliche Erklaͤrung, der väterlichen Ge⸗ 
walt entlaſſen werden. 

jolaen dies . 231. Nach aufgehobener väterlichen Gewalt 
feine iſt der Vater ſchuldig, dem Kinde das bisher un⸗ 
1) Her, ter feiner Verwaltung geſtandene eigenthuͤmliche 
dis alen Vermögen beffelben , nach den im folgenden Ab⸗ 
Bermögens ſchnitte vorgeſchriebenen Beſtimmungen, heraus 
der Kinder. zu geben. 
ne . 232. Sößne, welche eine abgeſonderte 
Ferien. MWirrhfehaft anfangen, müffen zu deren erſten 
Einrichtung, und zur Anſchaffung der Gerärhs 
0 ſchaften, weſche zum Betriebe ihres Gewerbes 
unentbehrlich find, mit einer Ausſtattung verſe⸗ 
hen werden. 

H. 233, Auch den heirathenden Töchtern ge: 
buͤhrt dergleichen Ausſtattung, fo weit dleſelbe zur 
Hochzeit, und zur erſten Einrichtung ihres Haus⸗ 
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weſens erferde ch iſt. 
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F. 234. Haben die Kinder eignes Vermdgen: 
fo koͤnnen die Koften der Ausſtattung aus der Sub⸗ 
ſtanz deſſelben genommen werden. 

F. 235. So weit fie kein eignes, oder kein hin⸗ 
reichendes Vermögen haben, iſt der Vater aus 
dem Seinigen für dieſe Ausſtattung zu ſorgen ver⸗ 
pflichtet. 

F. 236. Iſt der Vater nicht mehr am leben; 
oder ſelbſt unvermoͤgend: fo muß die Mutter, in 
Anſehung dieſer Pflicht, an feine Stelle treten. 

F. 237. Der Regel nach hängt es lediglich von 
dem Ermeſſen der Aeltern ab, wie viel fir zu vor⸗ 
gebachter Ausſtattung der Kinder aus ihrem Mer 
moͤgen hergeben wollen. 

F. 238. Sollten jedoch Aeltern ſich dieſer ihrer 
Pflicht dergeſtalt entziehen wollen, daß ſie ihren 
Kindern gar keine, oder nur eine ganz unzurei⸗ 
chende Ausſiattung bewilligten: fo fteht den Kin- 
dern frey, den Beyſtand des vormundſchaftlichen 
Gerichts nachzuſuchen. 

K. 239. Dieſes muß mit Zuzichung zweyer 
der nächften Verwandten, oder zweyer Standes⸗ 
oder Zunſtgenoſſen des Vaters, billig ermeſſen: 
wie viel zur Ausſtattung des Kindes nach den 
$. 232. 233. angegebenen Bestimmungen erforder: 
lich ſey; und ſodann den Vater zur Bewilligung 
dieſer Morkburft zu vermögen, ſich angelegen 
ſehn ſaffen. i 

$. 240. Es muß aber daruber kein Prozeß zu: 
gelaſſen, und am wenigſten der Vater zur Of 
fenlegung ſeines Vermoͤgenszuſtandes gendthigt 
werden. 

H. 241. Vielmehr, wenn die Aeltern auf Pflicht 
und Gewiſſen verſichern, daß fie nach ihren Um: 
ſtaͤnden, ohne wirklichen Machtheit für ſich und 
ihre übrigen Kinder, dem Auszuſtattenden jo dic, 
als das vormundſchaftliche Gericht billig geſunden 

bat, 
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hat, nicht ausfeßen können: fo muͤſſen dieſes Ge⸗ 
richt ſowohl, als das aus zuſtattende Kind, bey einer 
ſolchen Verſicherung ſich beruhigen. 

H. 242. Kinder, Die ſchon einmal ausgeſtottet 
(nd, haben, unter keinerley Umſtäͤnden, das Recht, 
eine nochwalige ſtattung zu verlangen. 

H. 243. A der vorbeſtimmten Ausſtattung 
ſind Kinder, v ge der Geſeze, niemals befugt, 
eine Mirgabe oder Braulſchatz von den Aeltern zu 
fordern 

H. 244. Aich wenn die Aeltern eine Mitgabe, 
ohne weitere Geſtimmung einer gewiſſen Summe 
oder Sache, derſprochen haben, find fie nur zu die 
fer Nusſtattung (F. 232. 233.),verpflichtet, 

H. 246. Haben ſie aber den Kkudern einen 
Brautſchah oder Mitgabe, uber die Ausſtattung, 
aus eigner Beſpegung wir zukommen „fallen; 
fo. wird im zweifelhaften Sale vermuthet, daß die⸗ 

ſelben aus dem 1 
der, ſo weit 
men worden, 

K. 246. Haben die Kinder kein eigenthümliches 
Verindgen; ſo gilt die Vermuthung, daß der 
Brautſchaz oder die Mitgabe aus dem Vermögen 
des Due gegeben fen. 

. 247. Iſt der Vater nicht mehr am leben: ſo 
wird der Brauſchatz oder die Mugabe aus den 
Vermoͤgen der Mutter, ohne Beytrag des Stiek⸗ 

vaters, genommen zu ſeyn geachtet, wenn gleich, 
letzterer ausdruͤcklich darein gewillige hätte. 

d. 248, Nur bey der Gemeinſchaft aller Gu 
ter wird jederzeit vermuthet, daß der den K 
dern gegedene, und nicht aus ihrem eigenthum⸗ 
lichen Vermögen geſtoſſene Brautſchaß, aus 
dem gemeinſchaftlſchen Vermögen genommen 
worden. 


gekeicht dat, genem⸗ 
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249, Auch nach aufgehobener vöterlichen echte der 
Gewalt ſind vie Kinder den Aeltern kindliche Ehe, falten, 
erbietin hunde. ae 
Die Pflicht, ihre Einwillſgung zu elner Bewalk. 
Machen wird durch Endigung der 
vaͤterlichen Gewalt nicht aufgehoben. (Tit. 
$ 1089. qq.) 

F. 251, Auch nach aufgehobener väterlichen Ge 
walt find Kinder und Aeltern einander sechſelſeirſg h 
zu unkerſtuͤtzen, und eins das andre, wenn es ſich ache unter, 
ſelbſt nicht ernaͤhren kann, mit Unterhalt zu Bere: Gützns. 


232. Iſt das Unvermdgen, ſich ſelöſt zu er⸗ 
nähren, durch Krankheit, Unglöck falle, oder ſonſt 
unberſchuldet entſtanden: ſo find die Kinder den 
n, und dieſe jenen, anftändigen Unterhalt 
ihrem Vermögen zu reichen verbunden. 

F. 2553. Iſt aber der hülfsbevärftige Theil durch 
eigne Schuld verarmt: oder hat er ſich gegen ven 
andern jo betragen, daß dieſer ihn zu entetben be⸗ 
rech de: jo muß er mit dem bloß noth⸗ 
dürftigen Unterhalte ſich begnügen. 

F. 254, Kinder, die nach aufgehsbener vaͤferli⸗ 
chen Gewalt von den Aeltern nech ernährt werden 
müſſen, ſſud alsdann auch verbunde ur den Ae tern 
in deren Wirehſchaft und Gewerbe nach ihren Kraͤf 
ten behilflich zu ſeyn. 

5. Außer den H. 210 2 30, beſtimmten ge: Meſondere 

wöhnlichen Fallen, 5 die väterliche Gewalt von 
ſelbſt auf, wenn der Vater wegen grober Metbre: 
chen zu harter und ſchmöhlicher Zuchthaus ⸗ oder aufhört, 
Feſtungs⸗ Arbeit, zu Sehnjährigem oder lebenswie⸗ 
rigem Gefaͤngniſſe, oder zur kandesverwelſung ver⸗ 
urtheilt worden. 

$. 256. Ferner alsdaun, wenn er gerichtlich für 
einen Verſchwender erklärt wird. 


9.257 


Einihrän 
au der/ 
felben, 
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§. 257. Auch alsdann, wenn er ohne Vorwif⸗ 
fen des Staats in der Abſicht, ſich feinen Unter⸗ 
thanspflichten zu entzießen, aus den Königlichen 
Landen entweicht. 

F. 288. Endlich, wenn er vorſetzlicher Weise 
die Kinder hälfles und ohne Aufſicht verlaffen hat. 

. 259. In allen diesen Fällen erlangt er 
die värerluhe Gewalt nicht wieder; auch wenn 
der Grund ihres Vetluſtes in der Folge gehoben 
worden. 

$. 260. Dagegen ruft, die vaͤlerliche Gewalt, 
wenn der. er nur zu Bürgerlichem oder Bes 
ſtungsgefaͤngniſſe, auf langer als Zwey, aber we⸗ 
niger als Zehn Jahre, verurtheilt worden. 

$. 261. Jagleichen alsdann, wenn der Vater 
in Naſerey oder Blodſinn verfallen iſt. 

H. 262. Nach ausgeſtandener Strafe, erhalte 
ner Begnadigung, oder erfolgter Wiederherſtel⸗ 
lung, tritt der Vater wiederum in alle feine Rechte. 

H. 263. Sind die Kinder zur Zeit der ſolcher⸗ 
geſtalt aufgehobenen oder außer Wirkung geſetz⸗ 
ten vaͤterlichen Gewalt noch minderjährig: fo muß 
ihnen ein Vormund beſtellt werden. 

. 264. Der Nießbrauch ihres Vermoͤgens 
wird, ſo weit er zu ihrer Verpflegung und ie⸗ 
hung, oder zur Linterftüßung des Vaters nicht er⸗ 
forderlich ift, der Subſtanz zugeſchlagen. 

F. 265. Waren die Kinder zu der Zeit, als die 
vaͤterliche Gewalt außer Wirkung geſetzt wurde, 
bereits großfaͤhrig: oder find fie es in der Zwi⸗ 
ſchenzeit geworden; ſo fallen fie nicht mehr unter 
dieſelbe zuruͤck. 

H. 266. Eingeſchraͤnkt wird die vöͤterliche Ge⸗ 
walt in Anjehung der Erziehung, wenn der Vater 
dieſelbe vernaͤchlaͤßigt; die Kinder grauſam miß⸗ 


U 
handelt; fie zum Vöſen verleitet; oder ihnen. den 


9. 267. 


nöthigen Unterhalt verſagt. (J. 90. 91.) 
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$. 267. Ferner in Anſehung der Verwaltung 
des Vermögens der Kinder, wenn der Vater die 
beſondre Sicherheit dafür, wozu er aus geſetzli⸗ 
chen Grunden 55 150 iſt, nicht beſiellen kaun 
oder will. (5. 179. 400) 

H. 268. ni in Anfehung der Verwaltung 
und des Nießbrauchs zugleich, wenn der Vater 
in Coneurs verfällt, oder ſonſt die Kinder ſtaudes⸗ 
mäßig zu veroflegen und zu erziehen, unvermö⸗ 
gend wird. (F. 204 209 

$. 269. In allen Allen, da ſolchergeſtalt die 
echte der vötrlichen. Gewalt aufgehoben, ‚aufs 
fer Wirkung geſetzt, oder eingeſch rankt worden 
ass 2680, bleiben der Vater und fein Ver⸗ 
mogen zur Erfüllung der damit verbundenen Pflich⸗ 
ten dennoch verhaftet. 

95 27. Durch den buͤrgerlichen oder natuͤrli⸗ 
chen Ted des Vaters nehmen ſowehl die Rechte als 
Pflichten der väterlichen Gewalt ein Ende. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von der Erbfolge der Kinder und an⸗ 
drer Verwandten in abfleigen 
der Linie, 


g. 271. Die Erbfolge in den Nachlaß verſtor⸗ 
bener Aeltern wird entweder durch Verträge, 
oder, in deren Ermangelung, durch letztwillige 
Verordnungen, oder, wenn auch dieſe nicht vor⸗ 
handen find, durch Statuten oder Provinzial: 
geſetze beſtimmt. 

F. 272, Sind in den Statuten oder Provin⸗ 
zialgeſetzen keine, oder nicht hinreichende Verord⸗ 
nungen enthalten: jo ſoll nach folgenden Vorſchrif⸗ 
ten verfahren werden. 

H. 273. Vor ellen Dingen werden Sehne, Fir 
deicommiſſe und andre Vermoͤgensſtüͤcke, in = 


Abſon⸗ 
erung der 
zum Nach⸗ 
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tafe richt che nach Geſeßen oder Famiſienvertraͤgen eine eigne 

1 Succeſſionsordnung findet, von dem Nachlaſſe 

1 2 abgefonbert, (Tit. l. $. 502. 539.) 

Ir H. 274. Iſt ein ihnen Ehegatte vorhan⸗ 

I den: ſo wird demfelben- fein eigenthümlichts Ver⸗ 
mögen nach den Votſchriſten des Erſten Titels ver⸗ 
abfolgt. (Tit. J. F. 544. ag.) 

inſonder $. 275. Hat der verſtorbene Vater eignes Ver⸗ 

ins mögen der Kinder zur Verwaltung gehabt: ſo muß 
jedem Kinde das Seinige aus dem Nachlaſſe, als 
eine Schuld, herausgegeben werden. 

$. 276. Bey der Abſonderung des eignen Ver⸗ 
moͤgens der Kinder von dem väterlichen Nachlaſſe, 
Finden” uberhaupt diejenigen Grundfäge ſtarr, wel⸗ 
che im erſten Titel auf den Fall vocgeſchrieben ſind, 
wenn die Frau nach dem Tode des Mannes ibe 
„ Vermögen aus deſſen Nach aß zurücknimmt. (Tit. J. 
F. 544. 1090 4 . 

d. 277. Das eigenthümliche freye Werniögen 
der Kinder wird dabey dem vorbehaltnen Vermö⸗ 
1 gen der Frau, und das nicht freye dem Eingebrach⸗ 
} ten gleich geashrat; 

} $. 278: In allen Fällen, wo durch jene Vor⸗ 
ſchriften der Frau die Wahl, gelaſſen iſt, gebührt 
ſie hier dem Kinde. 

| K. 279, Hat der Pater Mobilien und Effekten 
des Kindes in feiner Gewahrſam gehabt: ſo muß 
das Kind dleſelben vollſtaͤndig zurück erhalten. 

$. 280. Sind fie in dem Zustande, wie ſie der 
Vater uͤbernommen hot, nicht mehr vorhanden: 

[ ſe muß dem Kinde der wahre Werth, nach dem 

Jeltpunkte der Uebernetmang, vergütet werden. 

H. 281. Doch iſt der Vater fur einen durch Zu⸗ 
fall enkſtandnen Verluſt oder Verminderung des 
0 Werth fo wenig, wie ein anderer Verwährer, zu 
| haften ſchuldig, 
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K 282. Ein mäßiger Gebrauch der Effekten 
des Kindes, fo weit er ohne Abnutzung derſelben 
ſtatt finden kann, iſt dem Vater vergönnt. 

$. 283. Will er ſich aber ſolcher Mobilien, die 
ohne Abnutzung nicht gebraucht werden können, zu 
feinem Gebrauche bedienen: fo muß er dafür ſor⸗ 
gen, daß fir gerichtlich abgeſchͤͤtz werden. 

* 284. Alsdaun hat das Kind, wenn ihm ſein 
Verögen verabfolgt werden ſoll, die Wahl: ob 
es die Mobilien, ſo wie fie find, annehmen, oder 
den taxirten Werth fordern wolle. 
$. 285. Hat der Vater keine Taxe aufnehmen 
laſſen: jo möſſen dergleichen von ihm gebrauchte 
Mobillen dem Kinde nach dem Werthe, welchen 
vollkommen brauchbare Sachen dieſer Art zur 
Zeit der Uebernehmung gehabt haben, vergütet 
werden. 

§. 286. Doch darf von ſolchen Effekten, die 
zum alleinigen perſönſichen Gebrauche des Ki 
des verwender worden, der Vater, in keinem 
Falle, weder den Verbrauch, noch die Abnutzung 
vertreten. 5 

$ 267. Koſten, welche der Vater auf di, 
der verwendet hat, werden denſelſben auf die Sub⸗ 
ſtanz ihres eigenthämlichen Vermoͤgens nicht an⸗ 
gerechnet. 

H. 288. Selbſt bey der eigentlichen Ausſtat⸗ 
tung findet dergleichen Anrechnung in der Regel 
nicht ſiatt. 

289. Wenn aber der Väter ausdruͤcklich er⸗ 
kloͤrt hat, daß dergleichen Verwendungen den Kit 
dern auf ihr eigenthümwliches Vermögen andered 
net werden ſollen: fo müͤſſen dieſe ſich die Aurech⸗ 
nung in ſo weit gefallen laſſen, als die Verwe 
dungen den Nießbrauch, welchen der Vater von 
ihrem Vermögen gehabt bat, überſteigen. 

Algen. Oeſetzb. . Band, M 
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F. 290. Es wird aber alsdann eine deutliche, 
beſtimmte, und gewiſſe, wenn gleich nur muͤndliche, 
Willenserklaͤrung des Vaters erfordert. 

$. 291. Die bloße Anzeichnung der auf ein Kind 
verwendeten Koſten iſt für, eine ſolche Erklärung 
nicht zu achten. 

F. 292. Hat der Vater Kindern, die eignes Ver⸗ 
mögen bejißen, bey ihret Verheirathung oder an⸗ 
derweitigen Niederlaſſung, außer der eigentlichen 
Ausſtattung, einen Brautſchaß oder Mitgabe zus 
fo gilt die rechtliche Vermuthung, daß 

elgenchümlichen Vermögen der Kinder 


geſcheden fen .($. 2448) 


des. Erb 
ſchatzes. 


9.29 . Derglelchen beſondere Mitgabe muß 
ſich alſo das Kind auf fein Vermögen anrechnen 
in ſo fern nicht der Vater das Gegentheil 
ich und befinme erklärt hat, 

F. 294. Auch der Erbſchatz, welcher fur die 
durch den Tod Eines der Aeltern getrennten Ehe 
beſtellt worden, muß von dem Machlaffe des Ver⸗ 
ſtorbenen abgeſondert werden. 

$. 295. Das Eigenthum beffelben fällt den Ab⸗ 
koͤmmlingen aus dieſer Ehe nach den Regeln der 
gesetzlichen Erbfolge zu. 

F. 296. Jeder derſelben kann über feinen Ans 
theil, als uͤber fein freyes Eigenthum, jedoch 
mit Vorbetzalt des dem letztlebenden Ehegatten 
zukommenden Nieß brauchs, verfugen. (Tit. J. 
„298. (gg.) 

$. 297. Haben einige Kinder aus dem Erbſchatze 
eine Ausstattung erhalcen: fo muß den andern eben 


fo viel, ver der Thellung, zum Voraus bezahlt 
werden. (Ebend. H. 299.) 

H. 298. Reicht der noch vorhandene Theil des 
Erbſchatzes nicht bin, um die unausgeſtatteten 
Kinder den ausgeſtatteten; gleich zu ſeßen: ſo 
muß das Fehlende aus dem Vermoͤgen oder 

. Nach⸗ 
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Nachlaſſe des Ausſtattenden als eine Schuld er⸗ 
ganze werden. 

$: 299. Kann dieſes, wegen Ungulän 
des Vermögens oder Machlaffes, nicht geicheh 
fo muͤſſen die ausgeſtatketen Kinder, 120 Vahle 
niß des Empfangenen, fo viel zuruͤckgeben, daß 
ihre Geſchwiſter gleichen heilnahme mit ihnen 
an dem Erbſchatze gelangen konnen. 

„300. Wenn nun nach obigen Anweiſungen =) 0 
($.273°299.) von dem Nachlaſſe des Berſtorbenen don 
dasjenige, was zu ſeiner Eebſchaft nicht gehört, de 
abgeſondert worden: fo gelangen in das Liebrige as 
feine ſammtlichen aus einer Ehe zur rechten Hand 
erzeugten Kinder zur Erbfolge. 

301, In wie fern der uͤberlebende Ehegatte 
mit den Kindern zugleich an der Erbſchaft Theil 
nehme, je im erſten Titel $. 623. 624. verordnet. 

2. Kinder beerben ihre Aeltern zu gleichen 
Teen 


$. 303. Haben ei 
bey deſſen Sebenspeit, etwas zur Ausſtatlung er 
halten: jo muß jedem der übrigen eben fo viel aus ben wean 
der Erbſchaft, vor deren Thellung, zum Voraus fia ae 
verabfolgt werden. und ande⸗ 

K. 304. Unter Ausſtattung wird bier alles ver: zungen. 
ſtanden, was Kinder bey ihrer Vergeirathung, 
bey Errichtung einer beſondern Wirthſchaſt, bey 
Anſtellung eines eignen Gewerbes, oder bey 
Uebernehmung eines Amts, von den Aeltern erhal⸗ 
ten haben. 

H. 305. Die Mitgabe der Tochter; ein für fie 
oder die Söhne aus dem Vermögen der Aeltern 
beſtellter Erbſchaß, Ehevermaͤchtni; Gegen⸗ 
vermaͤchtniß oder Witthum; die Koſten elner 
dem Kinde zu feiner Verſorgung anaefauften 
Präbende, oder andern Mente; die Brautge⸗ 
ſchenke; und uͤberhaupt alles, was von den 

M 3 Aeltern 


ige Kinder von dem Erblaſſer, Arenen, 
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Aeltern zu dem Ende gegeben worden, damit das 
Kind in den Stand geſetzt werde, feine Heirat 
zu vollziehen, oder die abgeſonderte Wirthſchaft, 
das Gewerbe oder Amt anzutreten, gehören in dies 
ſem Verſtande zur Ausſtattung. 

, 306. Ob dergleichen Ausſtattung noch vor⸗ 
handen ſey, oder nicht, macht bey der ee 
lung in der Regel keinen Unterſchied. (F. 337.) 

. 307. Zinſen oder andere Nutzungen aber 
kommen dabey niemals in Anrechnung. 

F. 306. Eine dutch ſchriſtlichen Vertrag ver⸗ 
ſprochene, aber noch nicht wirklich gegebene Aus⸗ 
ſtattung, wied als Schuld von dem Nachlaſſe ab⸗ 
gezogen; und hat Übrigens mit der wirklich gege⸗ 
benen gleiche Rechte. 

F. 309. Sind mehrere Kinder ausg 
haben fie dazu nicht gleich viel erhalten: jo Fön 
nen die weniger Begunjtigeen das zur volligen 
Ausgleichung Erforderliche aus der Erbſchaft vor⸗ 
aus verlangen. 

F. 310. Wird die Erbschaft durch dieſe Ausgleis 
chung der entweder noch gar nicht, oder minder 
reichlich ausgeſtatteten Kinder mit den reichlicher 
verſorgten erſchoͤpft: fo bleiben letztere von der 
Tbellung ausgefehloife 

F. 311. Die übrigen entweder noch gar nicht, 
oder minder reichlich verſorgten Kinder theilen 
ſich alsdann in die Erbſchaft dergeſtalt, daß un⸗ 
ter ihnen die möglichite heit beobachtet 
werde. 

F. 372. Die von dem Erdlaſſer bey feiner Te 
bens zelt ausgeſtatteten Kinder, duͤrſen von dem 
Ertalcenen an ihre Geſchwiſter niemals etwas 
hetausgeben. 

F. 313. Iſt jedoch in dem Nachlaſſe des ver⸗ 
ſtorbenen Vaters nicht fo viel vorhanden, daß 
die noch unverſorgten Kinder die 9. 232 233. ber 
ſchrie· 
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ſchriebene nothduͤrftige Ausſtattung daraus erhal⸗ 
ten können: ſo müſſen ihre verſorgten Geſchwiſter 
das daran Fehlende ergänzen. 

H. 314. Sind mehrere, ausgeftattete Geſchwi⸗ 
fer vorhanden: fo muͤſſen fie zu dieſer Ausſtat⸗ 
tung der noch unverſorgten, nach Verhaltulß des 
Empfangenen, beytragen. 

315. Doch kann keinem derſetben ein höhe 
rer Beytkag, als ein Drittel der ſelbſt erhaltenen 
Ausſtattung, abgefordert werden. 

§. 316. Dieſer den unverſorgten Geſchwiſtern 
von den ausgestatteten zu leiſtende Beytrag, müß 
zwar ſogleich bey der Erbtheilung ausgemittelt 
und feſt, werden; 

F. 317 Doch bleibt derſelbe bey denjenigen, 
die ihn zu leiſten haben, jo lange ohne Verzin⸗ 
ſung ſtehen „ bis der Fall, wo die unverſorgten 
Geſchwiſter wirklich, ausgeſtattet werden ſollen, 
eintritt. 1 

rg Bis dahin haben die unausgeſtatteten 
Kinder, zur Sicherheit dieſes Beytrags, in dem 
Vermögen der ausgeſtatteten das Vorrecht der 
Huͤnften Claſſe, vom Tage. der erfolgten. Erb⸗ 
theilung. 

H. 319. Stirbt das unausgeſtattete Kind, ehe 
es der Austattung wirklich bedarf: ſo füllt der 
ausgeſetzte Beytrag in das Vermögen desjenigen, 
der zu deſſen Leitung verbunden war, zuruck. 

$ 330, Ein Gleiches findet ſtatt, wenn das 
unverſorgte Kind, durch. Erbschaften oder andere 
Gläcksfölle, ſich in ſolchen Umſtaͤnden befindet, oder 
auch nach des Vaters Tode darein verſetzt wird, 
daß es zu feiner nothduͤrfligen Austattung eines 
Beytrags der Geſchwiſter nicht bedarf. 

9. 327. Dogegen muͤſſen aber auch Geſchwi⸗ 
ſter, die bey des Vaters debenszeit vetſorgt wor⸗ 
den, die Koſten der nothdürftigen Erziehung und 

M 3 Ver 
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Verpflegung ihrer noch unerzogenen von dem 
Vater Hülftos zurüͤckgelaſſenen Geſchwiſter uͤber⸗ 
nehmen. 

F. 322. Doch tritt die $. 313. (ga. beſtimmte 
Verbindlichkeit der verſorgten Geſchwiſter zur 
Erziehung, Verpflegung und Ausſtattung der noch 
unverſorgten nur in fo fern ein, als dieſe derglei⸗ 
chen Unterſtͤtzung auch von der Mutter nicht erhal: 
ten können. (J. 236. dg.) 

$. 323. Die $. 303. beſchriebene Ausgleichung 
wegen der Ausſtattungeu geſchteht nur zwiſchen den 
Kindern unter ſich; und geht den miterbenden übers 
lebenden Ehegatten nichts an. 


H. 324. Dieſer nimmt alſo den ihm zukommen⸗ 
den Erbttzeil aus der Maſſe, ehe noch die Ausglei⸗ 
chungsſummen füe die unausgeſtatteten Kinder da⸗ 
von abgezogen werden. 

H. 325. Dagegen kann aber auch der uͤberle⸗ 
bende Ehegatte den ausgeſtatteten Kindern nie⸗ 
mals etwas anrechnen, noch von ihnen zuruͤck⸗ 
a 

H. 326. Hat jevoch ein in der Guͤtergemein⸗ 
ſchaft lebender Ehemann feine Kinder aus fell 
bern Ehen,‘ woͤhrend einer folgenden, ohne Ein: 
willigung der Ehefrau reichlich ausgeſtattet; und 
beträgt, nach feinem Abgange, das gemeinſchaft⸗ 
liche Vermögen nicht ſo viel, daß die Ehefrau we⸗ 
nigſtens das, was ſie in die Gemeinſchaft gebracht 
hac, zurückerhalten kann: fo möſſen ihe die aus⸗ 

geliatteren Kinder das Fehlende ſo weit, und in 
5385 Verholtniſſe erſetzen, wie ſie mehr, als 
die eigentliche Nothdurft, zur Ausſtattung erhal 
ten haben. 

F. 327. Alles, was von der Ausſtattung der 
Kinder, und der deshalb unter ihnen zu treffen⸗ 
den Gleichheit vorſtehend F. 303. lad. verordnet 


iſt, 
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iſt, gilt auch in Anſehung der denſelben von dem 
Erblaſſer gemachten Geſchenke. 

H. 328. Doch iſt dieſes nur auf ſolche Schen⸗ 
kungen zu deuten, die in Grundstücken, Gerech⸗ 
tigkelten, oder ausfichenden Capitallen beſtanden 
haben, 

F. 329: Auf alles Uebel 
ſtattung, 
ein und andres Kind von den Aelter 
lebenszeit erhalten hat, wird bey del 
Nachlaſſes, nach den Regeln der gef 
folge, keine Rückſicht genommen. 

$. 330. Doch haben, wegen des Widerrufs 
ger Schenkungen, die andern Kinder, 
fo wie der uͤberlebende Ehegatte, gegen das be⸗ 
ſchenkte Kind eben die Rechte, wie gegen einen 
Fremden. (Th. 1. Tit. X. H. 10 f. lag.) 

$. 331. Der Betrag besſenigen, was einige Gundtine 
Kinder bey des Erblaſſers kebenszeit von ihm er: 
halten haben, und den übrigen Kindern, nach 
vorſtehenden Grundſätzen, aus dem Nachlaſſe 
Voraus gebührt, fall nach folgenden R 
ſtimmt werden. 

$. 332. Sind baare Gelder oder au 
Capitalien gegeben worden: fo iſt deren eige 
Betrag aus, teln. 

$. 333. Sind Grumdfittete oder Gerechti 
ohne Bestimmung eines Werthe, gegeben worden; 
fo muß der Werth, welchen fie zur Zelt der Zuwen⸗ 
dnng gehabt haben, nach dem damaligen Stteage 
derſelben ausgemittelt werden. 

H. 334. Kann dieſer Ertrag, aus Mangel an 
Nachrichten, nicht mit hinlanglicher Zur 5 
keit beſtimmt werden: fo dient der ehen 
werbungspreis, für welchen der Erbe, 
Grundſtück oder die Gerechtigkeit an ſich gebracht 
bat, zum Maaßſtabe. 


„was außer der Aus: 
i Schenkungen, 
n, bey deren 
Teilung, des 
lichen Erb⸗ 
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b. 335. Doch bleibt den Parteyen der Mach: 
weis offen; daß und um wie viel das 9 
während, der Beſitzzeit des Erblaſſers, bis zur Zu⸗ 
wendung an das damit ausgeſtattete oder beſchent⸗ 
te Kind, an feiner Subſtanz verbeſſert oder ver⸗ 
ringert worden. 

9. 336. Hat der Ertlaſſer, bed der Zuwendung 
des Grundſtücks oder der Gerechtigkeit, einen ger 
wiſſen Werth beſtümmt: fo muß dieſer zue Richt⸗ 
ſchnur n werden. 

H. 337, Auf die Angabe der Parteyen, daß bier 
fer Werth zu hoch oder zu niedrig ſey, iſt in der 
Regel leine Räckſicht zu nehmen. 

. 338, Iſt jedoch der angeſchlagene Werth der⸗ 
geſtalt offenbar zu niedrig, daß der wahre Werth 
zur Zeit der Zuwendung e, den Anfchlag um mehr 
als die Hälfre,überfteist: ſo muß das aegeſatteke 
Kind ſich die Hälfte des eigentlichen Werdhs r 
des Anſchlages anrechnen laſſen. 

$. 339. Sobald daher die übrigen Kinder cine 
erhebliche Abweichung des angeſch agenen ven dem 
wirklichen Werthe einigermaßen beſcheinigen kön⸗ 
nen, find fie auf die Ausmittelung des letztern, 
nach den Vorſchriften J. 333 335, anzutragen 
wohl befugt. 

9. 340. Ein Kind, welches ein Ehrundſtäck, 
oder eine Gerechtigkeit, für einen von dem Erb⸗ 
laſſer beſtimmten Werth einmal uͤbernommen hat, 
kann dieſe Be W unter dem Vorwande, daß 
fie zu hoch fen, niemals anfechten. 

F. 341. Hat aber der Etblaſſer den Werth, nach 
der Uebe ernehmung, bloß einſeitig beſtimmt: fo 
iſt das Find auf die Ausmittelung des wahren 
Werihs, zur Zeit der Uebernehmung, anzutragen 
berechtigt. 

F. 342, Alsdann hat das ausgeſtattete Kind die 
Wahl: ob er das Geundſtück für den ausgemit⸗ 
telten 
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telten Werth behalten, und ſich denſelben anrech⸗ 
nen laſſen z“ oder ob er das Grundſtuͤck ſelbſt zur 
Maſſe zurückgeben, und alsdann mit ſeinen Ge⸗ 
ſchwiſterm gleich theilen wolle. 

„343. Wähle es das letztere: fo muß es die 
Uebernahme entſtandenen Verringerun⸗ 
ch einem redlichen Beſitzer, zur Maſſe 


vergüten. 29902 

§. 344. Verbefferungen kann es gegen ſolche 
Verringerungen nur compenſiren; nicht aber Er⸗ 
ſatz dafür qus der Maſſe fordern. 


Sind Mobilien zur Ausſtattung gege⸗ 
ben worden, und der Erblaſſer hat den Werth der⸗ 
ſelben zum Behufe der Anrechnung beſtimmt: ſo | 
dient dieſer Anſchlag zur alleinigen Richtſchnur. I 
H. 346. Iſt keine ſolche Beſtimmung des Erb⸗ 
laſſers vorhanden: fo muß der Werth nur ſo, wie 
er zur Zeit der Erbtheilung wirklich iſt, angeſchla⸗ 
gen werden. 
$ 347. Auf Stucke, die durch den Gebrauch 
oder ſonſt, ohne eignes grobes Werfehen des aus⸗ 
geſtatteten Kindes, vernichtet oder verloren wor⸗ 
den, wird bey der Antechnung der Ausſtattungen 
keine Ruͤckſicht genommen. 
$ 348. Enkel und Abkömmlinge weiterer Gra⸗ Z Grfettie - 
de gelangen zur Erbfolge nach den Linien, in wel⸗ de der enz 


b. 345. 


5 ge der Ene 
chen fie bon dem Etblaſſer abſtammen. el und 


F. 349. Sind alſe Kinder des erſten Grades, alem, 
und Enkel oder Urenkel von andern vor dem Erb: linge weite. 
laſſer verstorbenen Kindern vorhanden: ſo muͤſſen rer Grade. 
ſo viel Theile gemacht werden, als Linien ſind, die 
von dem Erblaſſer unmittelbar entſpringen. 

F. 350. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn N 
gar keine Kinder erſten Grades, ſondern nur 
noch lauter Abkömmlinge weiterer Grade vor⸗ 
handen ſind. 
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$. 331. So wie in den ganzen Nachlaß die un⸗ 
mittelbar von dem Erblaſſer entſpringenden Haupt⸗ 
Tinten ſuceediren: fo ſuceediren die unter einer Haupts 
linie ſtehenden Unterlinien in den Antheil dieſer 
Hauptlinie. 

F. 382. So oft daher in einer linie der nähere 
Deſcendent nicht Erbe ſeyn kann, oder will, fallt 
fein Erbrecht auf die von ihm abſtammenden weis 
tern Deſtendenten. 

H. 333. Enkel gelangen alſo zur Erbfolge der 
Grofältern, auch wenn ſie ihrer vorher verſtorbe⸗ 
nen Aeltern Erben nicht geworden ſind. 

. 354. Nicht weniger alsdann, wenn ihre Ak 
tern von den Gtoßäktern enterbt worden find. 

355. Ingleichen alsdann, wenn ihre Aeltern 
der Erbſchaft der Grofälrern entſagt haben. 

. 356. Wie weit ein Kind der Erbfchaft ſei⸗ 
ner eltern zum Nachtheile feiner Gläubiger ent 
Tagen fünne, iſt nach den allgemeinen Grunde 
füßen von Encſagungen zu beurtheilen. (Th. I. 
Dir XVII. Abſchn. VII) 

F. 357. Haben Kinder über ihr Erbrecht auf 
den Nachlaß der Aeltern, durch einen mit den Ach 
tern ſelbſt, oder auch mit Andern geſchloſſenen Bers 
trag verfügt: fo konnen, in fo fern fie ſelbſt den 
Erbanfall erleben, ihre Abkömmlinge dergleichen 


Vertrag nicht anfechten. 


F. 358. Sind aber die Kinder, weſche derglei⸗ 
chen Vertrag geſchloſſen haben, vor wirklich einge⸗ 
tretenem Erbanfalle verſtorben: jo find deren Deſcen⸗ 
denten nur fo weit, als fie ihrer Aeltern Erben ge⸗ 
worden, an den Vertrag gebunden. 

9.385. In allen Fällen, wo nach ben $. 303. ag. 
vorgeſchriebenen Grundfäßen, eine Ausglelchung 
unter den Kindern erſten Grades wegen der Aus⸗ 
ſtattungen und Geſchenke erfolgen mußte, muß 
dieſelbe auch unter den Linien gefhehen ; wenn 
gleich 
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gleich in einer oder der andern Linie nur entferntere 
Abkömmlinge zur Erbfolge gelangen. 

F. 350. So muͤſſen, z. B. Enkel, die den 
Gtoßvarer unmittelbar beerben, die Aus ſta 
die ihr Vater erhalten bat, von deſſen Geſchwiſtern 
ſich anrechnen laſſen. 

H. 361. Dagegen find aber auch, umgekehrt, 
Enkel von einem unausgeftatteten Kinde, ihres 
Vaters ausgeſtatteten Geſchwiſtern das, was dieſe 
von dem Erblaſſer erhalten haben, anzurechnen 
wohl befugt. 

F. 362. Bey dieſer Ausgleichung unter den tb 
nien macht es keinen Unterſchied; ob die zur Ge 
teſſion gelangenden Abkoͤmmlinge weiterer Grade 
ihrer unmittelbaren Aeltern Erben geworden find, 
oder nicht. 

$. 363. Was Enkel oder Abkömmlinge weite⸗ 
rer Grade, während der Lebenszeit ihrer unmittel⸗ 
baren Aeltern, von den Örofältern erhalten has 
ben, kann weder den Aeltern, noch ihnen ſelbſt, 
bey der Theilung mit den andern Linien, angerech⸗ 
net werden. 

§. 364. Haben aber Grofältern, nach dem 
Tode ihrer Kinder, einem von ſelbigen hinterlaſſe⸗ 
nen Enkel eine Ausſtattung, oder ein nach $ 328. 
der Anrechnung überhaupt unterworfenes Geſchenk 
zugewendet: fo wird daſſelbe der knie, wozu der 
Ausgeſtattete oder Beſchenkte gehört, allerdings 
angerechnet. 

9. 365. Unter den Theilnehmern in Einer und 
derſelben Linie geſchieht die Ausgleichung eben fo, 
als wenn der beguͤnſtigte Enkel die Ausſtattung 
oder das Geſchenk von ſeinen unmittelbaren Aeltern 
erhalten Hatte, 

F. 368. Hat der Erblaffer in der Guütetgemein⸗ 4 er 
ſchaft gelebt: fo finden, wegen der Außseinander denten bey 
ſetzung, zwiſchen den hinterfaffenen Rn der Gun 

um 
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terzemein⸗ und den Kindern, die Vorſchriften des Exften Ti⸗ 


ft, 


tels H. 635. (qq. Anwendung, 

F. 367. In demjenigen, was nach dieſen Bor: 
ſchriften der Nachlaß des Verſtorbenen ausmacht, 
erben deſſen Abkömmlinge eben fo, als votſtehend 
wegen der geſetzlichen Erbfolge nach gemeinem 
Rechte verordnet iſt. 

F. 368. Doch ſteht den Aeltern frey, die Kin⸗ 
der ſchon bey ihrer Lebenszeit wegen des Erbrechts 
an den kuͤnfligen Nachlaß abzufinden. 

$. 369. Dergleichen Abfindung muß aber 
durch einen foͤrmlichen Erbvertrag feſtgeſetzt 
werden. 

H. 370. Der Regel nach erſtreckt ſich die Abſin⸗ 
dung nur auf den Nachlaß desjenigen von beyden 
Aeltern, welcher zuerſt verflicht, 

F. 371. Sie geht aber auf alles, was dieſer zu⸗ 
etſt Verſterbende an freyem Vermögen hinterläßt; 
es mag in die Gemeinſchaft gekommen ſeyn, 
oder nicht. 

H. 372. In der Regel wird angenommen, daß 
die Abfindung nur zu Gunſten des Überlebenden 
Ehegatten geſchehhen ſey. 

F. 373. Stirbt alſo, eins von den abfindenden 
Aeltern: ſo kann das abgefundene Kind an den 
Machlaß deſſelben gar keinen Anſpruch machen. 

H. 374. Vielmehr verbleibt dasjenige, was 
ihm etwa noch von dieſenn Machlaſſe, nach den 
Regeln der geſetzlichen Erbfolge, zukommen wuͤr⸗ 
de, dem Uleberlebenden der Aeſtern. 

$. 375. Stirbt aber auch dieſer; ſo beerbt ihn 
das abgefundene Kind eben ſo, als wenn gar keine 
Abfindung geſchehen waͤre. 

376. Sind alsdann abgefundene und unab⸗ 
gefundene Kinder vorhanden: ſo geſchieht zwi⸗ 
ſchen denſelben die Ausgleichung, wegen, der 
Abfindung der erſtern, und der aus dem Nach⸗ 
laſſe 
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loſſe des erſtwerſtorbenen Ehegatten erhaltenen 
Erbtßeile des letztern, nach eben den Regeln, 
welche F. 303. faq. wegen der Ausſtattungen vorge⸗ 
ſchtieben find. 

$ 377. Soll durch einen ſolchen Abfindungs⸗ 
vertrag ein Kind von dem Nachlaſſe beyder Aeltern, 
auch zu Gunſten feiner übrigen Geſchwiſter, oder 
eines Dritten, ausgeſchloſſen werden: ſo iſt der 
Vertrag nach den wegen der Erbvertraͤge zwiſchen 
Aeltern und Kindern uͤberhaupt vorgeſchriebenen 
Grundſaͤtzen zu beurtheilen. 

$ 378. Von vorftehenden Geſetzen über die 


Erbfolge der Kinder und weitern Abkömmlinge fe 
($. 300376.) konnen die Aeltern durch lehtwillige! 


Verordnungen abweichen. 

379. Soll dadurch den Kindern und wei 
tern Abkoͤmmlingen ihr Erbrecht genommen wer: 
den: ſo muß dergleichen letztwillige Verordnung 
mit allen geſetzlichen Erforderniffen eines gültigen 
Teſtaments verſehen ſeyn. (h. 431.) 

H. 380. a) Betrifft hingegen die Verordnung 
nur die Grundſoͤtze, oder die Art der Theilung 
unter den Kindern: ſo iſt es genug, ſie nur 
von dem Erblaſſer eigenhandia aefchrieben und uns 
terſchrieben, oder vor einem Juſtizcommiſſario 
und zweyen Zeugen muͤndlich zum Protocolle ers 
flaͤrt worden. 

H. 380. b) Auch iſt es zur G 
chen Verordnung unter den Kinderr 
wenn der Erblaffer eine zwar nicht von ihm ſelbſt 
geſchriebene, doch auf allen Blättern und am 
Schluſſe unterſchriebene Diſpoſition, vor einem 
Juſtizcommiſſario und zweyen Zeugen, als die ſei⸗ 
nige, unter der ausdrüdlichen Verſſcherung, fie 
vorher durchgeleſen zu haben, anerkennt, und 
dies Anerkenntnuß unter dem Originale gehörig 
verzeichnet wird. 


tigkeit einer ſol⸗ 
hinreichend, 


g. 380, 


dungen. 
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F. 380. c) If in dieſem Falle (F. 380. b) der 
Verordnende aus dem Bauer oder gemeinen Buͤr⸗ 
gerſtande: fo muß der Juſtizeommiſſarius ſich ver; 
gewiſſern, daß derſelbe Geſchriebenes leſen konne; 
und wie ſolches geſchehen, in der aufzunehmenden 
Reglſtratur mit bemerken. 

$. 380. d) Doch ſchadet die Unterlaſſung die⸗ 
ſes Vermerks der Gültigkeit der Verordnung nichts, 
wenn nur die Fähigkeit des Verordnenden, Ges 
ſchriebenes zu leſen, auf andre Art nachgewieſen 
werden kann. 

$ 381. Sf in einer ſolchen ohne die Foͤrmlich⸗ 
keiten eines eigentlichen Teſtaments abgefaßten 
letztwilligen Vrrordnung ($. 380. a. 380. b), zu 
Gunſten des uͤberlebenden Ehegatten, oder auch 
eines Dritten, etwas verfügt: ſo wird daſſelbe für 
nicht geſchrieben angeſehen. 

3 Die Verordnung ſelbſt aber bleibt, ſo 
weit fie die Kinder betrifft, dennoch bey Kräften, 

$ 383. Aeltern koͤnnen durch letztwillige, ent⸗ 
weder in der Form eines wirklichen Teſtaments, 
oder auch einer privilegirten Diſpoſition unter Kin⸗ 
dern, abgefaßte Verordnungen, ihren Nachlaß uns 
ter die Kinder ungleich vertheilen. 

F. 384. Sie konnen verfügen, daß die noch Un⸗ 
ausgeſtattelen vor den A. ſatteten weniger, als 
die Ausſtattungen oder Schenkungen der letztern 
betragen, oder auch gar nichts zum Voraus neh⸗ 
men ſollen. 

F. 385. Sie können bestimmen: wie hoch die 
Ausſtattungen oder Schenkungen, die einige Kin⸗ 
der von ihnen erhalten haben, bey der Theilung 
mit den übrigen angerechnet werden ſollen. 

H. 386, Sie können eines oder das andere von 
den Kindern verpflichten, ſich auch ſolche von 
ihnen erhaltene Gelder oder Sachen, oder auf ſie 
verwendete Koſten, auf ihren Erbtheil anrechnen 
zu 
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zu laſſen, auf welche ſonſt bey der geſetlichen Erb⸗ 
folge keine Rückſicht genommen wird. ($. 329.) 

H. 387. Wenn jeoo: Aeltern dergleichen An⸗ 
rechnung ($: 385. 386. fo. muͤſſen fie 
den Betrag entweder in der Diſpoſttion ſelbſt, odet 
durch Bezug auf eine von ihnen anderswo geſche⸗ 
hene Anzeichnung, hinlänglich beſtimmen. 

388. Ermangelt dieſe Beſtimmung: fo wird 
der bl der Anrechnung ſelbſt für nicht geſchrie⸗ 
ben geachtet. 

F. 389. Auch durch letztwillige Verordnungen 
können Aeltern ein Kind nicht verpflichten, etwas 
von demjenigen, was daſſelbe einmal von ihnen 
eigenthuͤmlich erhalten hat, wieder heraus zu 
geben. 

$. 390. Was in der letztwilligen Verordnung 
der Aeltern nicht beſtimmt iſt, muß nach den Regeln 
der gefeßlichen Erbfolge beutcheilt werden. 

F. 391. Alles, was vorſtehend F. 383. (qq. von 
der Befugniß der Aeltern, uͤber ihr Vermögen un 
ter den Kindern nach Wilkuͤhr zu verfügen, fefige- 
ſetzt iſt, verſtett ſich jedoch mit Vorbehalt des den 
Kindern zukommenden Pflichtcheils. 

H. 392. Der Pflichttheil iſt, wenn nur Ein oder 
nur Zwey Kinder vorhanden find, ein Drittel; 
wenn Drey oder Vier Kinder vorhanden ſind, 
die Hälfte, und wenn mehr als Vier Kinder 
vorhanden find, Zwey Drittel desjenigen, was 
jedes Kind zum Erdtheile erhalten haben wür⸗ 
de, wenn die geſetzliche Erbfolge ſtatt gefun⸗ 
den hätte, 

H. 393. Nur der wirkliche Bepttag der erhalte⸗ 
nen Ausſtattung, und der 9. 328. beſchriebenen Ge⸗ 
ſchenke, iſt ein Kind fi) auf dieſen Pflichtthell ans 
rechnen zu laſſen ſchuldig. (H. 33 T. faq.) 

$ 394. Durch andre Antechnungen koͤnnen die 
eltern denſelben nicht ſchmaͤlern. 


b. 395.4 


Vom 
liche 
belle. 


Bon der 
Enterbung: 
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F. 395. Hat jedoch der Erbfaffer für einen feiner 
Abkömmlinge Schulden, zu deren Anerkennung 
er nach den Geſetzen nicht verpflichtet war, dennoch 
bezahlt: fo iſt er das Ge zahlte demſelben auch auf 
feinen Pflichttheil anzurechnen wohl befugt. 

F. 396. Alles was einem Kinde auf den Ster⸗ 
befall, es ſey unter welchen Namen es wolle, von 
den Aeltern zugewendet wird, iſt auf den Pflicht⸗ 
theil anzurechnen. 

$. 397. Gerade, Niftel, Heergeräthe, lehne, 
Fideicommiſſe, und überhaupt alles, was die Kin⸗ 
der nicht von den Aeltern, ſondern nur durch die 
Aeltern erhalten, iſt darunter nicht mit begriffen. 

$. 398. Der Pfichrtheil kann mit Bedingun⸗ 
gen oder andern Einſchraͤnkungen nicht belaſtet 
werden. 

F. 399. Doch ſellen die Aeltern zur gänzlichen 
Enterbung eines Kindes berechtigt ſeyn: 1) wenn 
daſſelbe des Hochverrats, oder des kaſters der bes 
leidigten Majeſtaͤt gegen die Perſon des Ober⸗ 
haupts im Staate, ſchuldig erkannt worden; 

K. 400. 2) Wenn es Einem der leiblichen oder 
Stiefältern nach dem leben getrachtet hat; 

F. 30 f. 3) Wenn es Eins der leiblichen Ael⸗ 
tern eines Verbrechens, auf welches eine härtere 
als Geld oder bloße buͤrgerliche Gefängnißſtrafe 
verordnet iſt, wider befjeres Wiſſen, faͤlſchlich in 
Gerichten angeſchuldigt hat; 

402. 4) Wenn es ſich an einem der feibli 
chen Aeltern mit Thaͤtlichkelten, außer dem Falle 
einer wirklichen Nothwehr, vergriffen hat; b 

F. 403. 5) Wenn es die Eyre des Etblaſſers 
mit groben Schmaͤhungen angetaſtet hat. 

$ 40. Ob die $. 400 403. beſchriebenen Be: 
leidigungen den Aeltern von dem Kinde unmittel⸗ 
bar, oder durch Andre zugefuͤgt worden, macht 
keinen Ulnterſchied. 

9. 405. 60 
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, 405. 6) Wenn Kinder mit dem andern Theile 
der leiblichen oder Stiefaͤltern blu deriſchen 
oder ehebrecheriſchen Umgang gepfl. en; 

. 406. 7) Wenn das Kind durch grobe Ver⸗ 
brechen dem Erblaſſer einen betraͤchtlichen Thell feiz 
nes Vermögens entzogen hat. 

. 407. Fur beträchtlich wird ein ſolcher Schade 
angeſehen, wenn er wenigſtens den Betrag des 
dem Kinde ſonſt zukommenden Pflichttheils er⸗ 
reicht. 

F. 408. 8) Wenn das Kind den Erblaſſer, als 

derſelbe nochleldend geweſen, nicht hat unterſtützen 
wollen. 

H. 409. 9) Wenn es, bey erhaltener ehrbaren 
Erziehung, durch grobe laſter, ſchaͤndliche Auffüͤh⸗ 
rung, oder durch die Wahl einer niedertraͤchtigen 
lebensart, ſich bey feinen Standesgenoſſen offenes 
lich entehrt hat. 

§. 410. Nur aus dieſen §. 399 40g. angefuͤhr⸗ 
ten, nicht aber aus andern, enn auch demſel⸗ 
ben gleich oder ähnlich ſcheinenden Urſachen, 
kann die gaͤnzliche Enterbung eines Kindes. ſtatt 
finden, 

H. Ar. Aus eben dieſen Urſachen konnen die 
Aeltern dem Kinde den Pftichteheil ſchmaͤlern. 

K. Ala. Daß Aeltern ein Kind, we 
ihre ertheilte, oder von dem Richter erg 
willigung heirathet, bis. Hälfte des Pflicht⸗ 
theils enterben koͤnnen, iſt im Erſten Titel g. 1008. 
1010. 1012. verordnet. 

F. 413. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn ein 

ur lichen Bey die Ein willi⸗ 
gung der Aeltern in ſeine irath erzwingen 
wollen. 

8. 


Die in einem Teſtamente geſchehene 
be fo lange, als der ſſer dies 


Teſtament nicht widerrufen, oder ſeinen Willen 
Algem, Geſehb. I, Band. N die 


Ton der 
Enterbung 
aus guter 


Abſicht. 
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die Enterbung wieder aufzuheben, nicht deutlich 
erklart hat. 

$. 415. Dergleichen Erklärung muß, in Uns 
fehung der äußern Form, wenigſtens mit den 
bey einer letztwilligen Verordnung unter Kin 
dern $. 380. vorgeſchriebenen Erforderniſſen vers 
ſehen ſeyn. 

F. 416. Die bloße Verſöhnung mit dem Kinde, 
ſo wie deſſen Wiederaufnehmung in das vhterliche 
Haus, iſt für einen Widerruf der Enterbung noch 
nicht zu achten. 

$. 417. Ein techtinäfig enterbtes Kind wird 
bey Berechnung des Pflichttheils der übrigen 
mitgezaͤhſt. 

F. 418. Aus eben den Grunden, warum Ael⸗ 
tern ihren Kindern den Pflichttheil zu nehmen, oder 
zu ſchmaͤlern berechtigt find, konnen fie auch den⸗ 
ſelben mit Bedingungen belaſten, oder die Verfuͤ⸗ 
gung des Kindes daruͤber ſowohl unter lebendigen, 
als von Todes wegen, einſchraͤnken. 

F. 419. Außerdem können Aeltern die Kinder 
in der Verfuͤgung über den Pflichttheil alsdann 
einſchroͤnken, wenn das Kind dergeſtalt in Schul⸗ 
den verſunken iſt, daß durch felbige fein Pflicht⸗ 
theil ganz, oder doch ſo weit, daß ihm davon 
der noͤthige Unterhalt nicht übrig bliebe, verzehrt 
werden würde, 

F. 420. Ferner alsdann, wenn das Kind ſich 
einer unordentlichen und verſchwenderiſchen Wirth⸗ 
ſchaft ſchuldig gemacht hat. 

F, 421. Endlich, wenn das Kind wegen Wohn⸗ 
oder Bloͤdſinnes, feinen Sachen ſelbſt vorzuſte⸗ 
ben, unfähig if 

. 422. In allen Fällen aber muß die geſetz⸗ 
mäßige Urfache der Einfchränfungen ausdrücllich 
angeführt ſeyn. 


9. 423. 


* a 
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F. 43. Aus einer ſolchen gesetzmäßigen Urſa⸗ 
che können Aeltern den 
ter bebendigen, auch in 2 
gong ich unterfagen, 


bung des Pflichttheils, 


H. 424. Sie können verordnen, daß die gegen⸗ 


wärligen Und künftigen Gläubiger des Kindes ſich 
an d des Erbtheils zu halten nicht bes 
rechtigt ſeyn ſol 


45. Sl können aber dem Kinde den Mieß⸗ 
brauch des Pflicht nicht entziehen. 

H. 426. Auch können fie daſſelde iu der Ver⸗ 
fͤͤgung auf den Lodesfall, in Anſehung des. Pfliche⸗ 
theils, nur zum Beſten feiner Abkömmlinge ein⸗ 
fehränten. 

H. 427. Doch fünnen ſie ihm, wenn er ohne 
Kinder verſterben ſollte, ſeine Geſchwiſter, und 
deren Abkömmlinge, auch im Pflichttheile ſub⸗ 
ſtitulten. 

F. gag. Wenn Achern ihre Kinder ſoſcherge⸗ 
ſtalt in der Verfügung uͤbet ihren Antheil einge⸗ 
ſchränkt haben: jo muß der Richter dergleichen 
Einſchraͤnkungen auf die unbeweglichen Güter ein⸗ 
tragen laſſen : dieſelben öffentlich bekannt machen; 
auch, nach Befinden der Umflände, dem Kinde 
einen Curator beſtellen. 

H. 429. Auf den nach §. 425. dem Kinde ver⸗ 
bleibenden Nießbrauch konnen die Gläubiger deſ⸗ 
ſelben nur in fo fern Anſpruch machen, als et zum 
nothduͤrftigen Unterhalte des Kindes nicht erfor- 
derlich iſt. 

H. 430. Verlaſſen Aeltern einem Kinde fein 
volles Erbtheil; verfügen: aber dabey, daß ſelbi⸗ 
ges für die Eofel erhalten werden fell: ſo muß das 
Kind ſich dieſer Vererdnung unterwerfen, und 
kann ſtatt deſſen den Pflichttheil nicht wählen. 

9. 437. Alle letztwillige Verfuͤgungen, wo⸗ 
durch den Kindern itzt Pflichttheil genommen, 


N 2 geſchmaͤ⸗ 


Rechtliche 
Feigen 
einer wi, 

ti 
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geſchmaͤlert, oder bel laſtet werden ſoll, m müſſen, bey 
Strafe der Nichtigkeit, in der Form eines wirkli⸗ 
chen Teſtaments efaßt ſeyn; und die Form einer 
privilegirten Diſpoſitlon unter Kindern tft dazu 
nicht binreichend. 

H. 432. Behauptet ein in ſeinem Pfiichttheile 
enterbtes, verkuͤrztes, oder ſonſt beloſtetes Kind, 
daß ihm ein ſolcher Nachtheil aus einer nicht gesetzt 
ſigen, oder nicht gegruͤndeten Urſache zugefügt 


mäßig 
worden: fo muß demſelben rechtliches Gehör darüber 
verſtattet werden. 

K. 433. Findet der Richter die Beſchwerde ge⸗ 
gründet; ſo muß dem Kinde fein Pflichtteil aus 
der Erbſchaft verabfolgt, oder erganzt, oder die 
darauf gelegte Laſt oder Einſchraͤnkung durch Urtel 
und Recht für aufgehoben erklärt werden. 

. 434, Zur Entrichtung oder ‚Ergänzung des 
einem ſolchen Kinde zukommenden Pflichttheils, 
muͤſſen die uͤbrigen Erben und Legatarien nach Vers 
hoͤleniß ihrer Portionen betragen. 

F. 435. Hat aber der Erblaſſer den dem ent⸗ 
erbten Kinde entzogenen Erbtheil einem der Miter⸗ 
ben oder legatatien ausdruͤcklich beſchteden: ſo muß 
dieſer allein das zur Ungebuͤhr enterbte Kind ab: 
finden. 

9. 436. In allen andern die Enterbung nicht ber 
treffenden Städen bleibt die letztwillige Verord⸗ 


nung bey. Kräften. 


„437. Was im Vorſtehenden von Enterbung 
der Kinder verordnet iſt, gilt auch von Enkeln 
und andern Abkömmlingen weiterer Grade, in 
ſo weit denſelben ein geſetzmäßiges 1 
zuſteht. 

9.438. Wenn der Enterbte das Teſtament ein 
mal ausdrücklich anerkaunt hat: ſo kann er daſſelbe 
in der Folge nicht mehr anfechten. 


§. 439. 
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$ 439: Die bloße Annahme eines 
mente ausgeſt 


ches Anerken 


u Teſta⸗ 
n Vermöchtniſſes iſt für 55 ſol⸗ 
niß noch nicht zu achten. 

Wenn der Enterbte die Verfugung der 
ahre lang, nachdem er Kenntniß 
gerichtlich nicht angefochten 


44 
Aeltern zwey 
davon erhalt 


fo. iſt feine Befugnß dazu durch Verjährung. er: 
loſchen. 
$ 441. Haben Aeltern ein Kind zwar enterbt, 
44 


aber gar keine l 
55 geſchmäß 0 
Vorſchriften . 432 2436. Anwendung. 
$. 442. Eben dos ein Kind oder En⸗ 
kel in der letzten Willens ung ganz mit Still 
3 üb ‚en worde 
F. 443. Iſt aber ein im Teſtamente eingeſetz⸗ 
tes Kind vor dem Erblaſſer verſterben: ſo treten 
deffen Abkömmlinge ganz an feine Stelle, wenn 
auch ihrer im R Teſtamente nicht ausdrücklich ges 
dacht wäre. 

H. 444. Wenn erh 
eines Kindes oder € 0 er SH bre, 
der Erblaſſer das Daſeyn deſſel icht gen 
oder ſelbiges aus Irrthum für todt gel 
fo muß der klebergangene aus dem Nachl, 
erhalten, als im Teſiamente ji am mindeflen bes 
guͤnſtigten Erben ausgeſe cht wi 

H. 445. Iſt nur 
zu gleichen Theilen eingeſezt: fo 
Uebergangene ſo viel, als jeder der Eingeſe 
halten. 

446. 


ſache der Enterbung, oder einen 
ſo finden die 


Iſt dem am wenfgſten Begdin 
niger be als der Pflichtthe 
genen ausmachen würde: fo muß 
Pflichttheil erhalten. 


N 3 $- 447 


198 Zweyter Theil. Zweyter Titel, 


F. 447. Zu dieſer Abfindung des Uebergange⸗ 
nen muͤſſen die eingeſetzten Erben und kegatarien, 
nach Vor ſchtift H. 434, beytragen. 

J. 448. Auch der minder Begüͤnſtigte, wel⸗ 
chem der llebergangene gleich geſetzt werden ſoll, 
kann ſich dieſem Beytrage, nach Verhältniß feiner 
Erbquote, nicht entziehen. 

H. 449. In allen andern Stücken bleibt auch 
eine ſolche letzte Willensverordnung (5. 444.) 
bey Kehften. 

$ 450. Iſt jedoch der aus Jerthum Uleder⸗ 
gangene nach errlchtetem Teſtamende zurückgekehrt; 
oder ſonſt dem Erdlaſſer das Dafeyn oder Leben 
deſſelben erwelelich bekannt geworden; und hat 
der Erblaſſer nach dieſem Zeitpunkte Ein Jahr 
verſtreichen laſſen, ohne in Anſehung ſeiner et⸗ 
was zu verfuͤgen: ſo verliert das Teſtament 
ſeine Kraft. 

$. 451. Es wird alſo in einem ſolchen Falle den 
Kindern die geſebliche Erbfolge eroͤffnet. 

$: 452. Wird ein Abweſender, welcher im Te⸗ 
ſtamente uͤbergangen worden, erſt nach erfolgtem 
Erbanfalle, weil der eigentliche Zeitpunkt ſeines 
Ablebens nicht ausgemittelt werden kann, durch 
Urtel und Recht für tobt erklaͤtt: ſo kann wegen 
dieſer fpäter erfolgten Todeserflärung, doch noch 
nicht angenommen werden, daß er den Erbanfall 
erlebt habe. 

H. 453. Vielmehr muß die Befugniß feiner et⸗ 
wanigen Erben, auf den Nachlaß des Teſtators 
aus dem $. 444. Auſpruch zu machen, lediglich 
nach der Vorſchrift des Erſten Thells Tit. I. H. 38. 
beurtheilt werden. 

$. 484. Werden dem Erblaſſer nach errichte⸗ 
tem Teſtamente, Kinder oder Enkel, die zur un⸗ 
miltelvaren Erbfolge berechtiat find, geboren; und 
er verſtirbt nach Verlauf Eines Jahres, ohne in 

Auſe 
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Anfebung ihrer etwas verfügt zu haben; fo finden 

die Vorſchriften $. 450 451. Anwendung. 

H. 455. Ih aber der Erblaffer vor Ablauf Eines 
Jahres nach der Geburt eines ſolchen Kindes oder 
Enkels verſtorben: ſo bleibt es bey den Vorſchrif⸗ 
ten 9. 44. 449. 

§. 455. Hat jemand, nach errichtetem Teſta⸗ 
mente, einen Andern foͤrmlich an Kindesſtatt an⸗ 
genommen, ohne wegen der Erbfolge deſſelben etz 
was verfügt bab n; fo verliert das Teſtament 
eben d u feine Kraft. 

57. Nur in einem einzigen Falle ſind Ael- pnichtthenn 
tern Tas ihren Kindern, noch bey lebenszet⸗ b Kinder 
ten, = Pflichtheil aus zuſetzen. (ide 

Wenn naͤhmlich bey Eheſcheidungen Gen 
Einer Ms den Aeltern für den ſchuldigen Theil er⸗ 

»klaͤrt wird: fo muß er den aus ſolcher Ehe erzeug⸗ 
ten Kindern fo viel ausſetzen, als ihr Pflichttheil 
betragen haben wuͤrde, wenn die Ege durch feinen 
Tod waͤre getrennt worden. 

$: 459, Bey der Berechnung dieſes Pflichttheils 

kommt das Vermoͤgen des Schuldigen nur nach 
Abzug der dem Unjchuldigen daraus gebuͤhrenden 
Abfindung in Anſchlag. 

F. 450. Findet ſich bey der Scheidung, daß 
beyde Aeltern in gleichem Grade ſchuldig ſind: ſo 
muß den Kindern ihr Pfichtrheil aus beyder Ver⸗ 
moͤgen angewieſen werden. 

F. 461. Dieſer den Kindern ausgefeßte Pflicht⸗ 
theil, wird das wahre Eigenthum derſelben. 

$. 462. Doch bleibt demjenigen, aus deſſen 

Vermdgen der Ausſatz geſchehen it, die Verwal⸗ 
tung und der Nießbrauch dapon auf lebenslang. 

$ 465. Sicherheit darf er dafur nur in denje⸗ 
nigen Fallen leiſten, wo ein Vater dergleichen für 
das eigenthümliche Vermögen der Kinder zu ber 


ſtellen ſchuldig iſt. 
N 4 $. 464. 
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F. 464. Iſt keine beſondere Sicherheit beſtellt 
worden: fo haben die Kinder deshalb in dem Ber: 
moͤgen des Ausſetzenden eben das Vorrecht, was 
ihnen die Geſetze, wegen ihres" eigenthümlichen 
nicht freyen Vermögens, in den Gütern des Va: 
ters beylegen. 

$. 465. So lange derfenige, aus deſſen Ver⸗ 
mögen der Pflichttheil ausgeſetzt worden, noch 
am leben iſt, koͤnnen die Kinder, weder uuter 
lebendigen, noch von Todes wegen, darüber 
verfügen. 

$. 466. Doch vererben fie denſelben auf ifre 
Abkömmeinge, nach den Regeln der geſetzlichen 
Erbfolge. . 

$: 467. Stibt ein ſolches Kind ohne erbfähige 
Abkoͤmmlinge: fo wöchſt der Pftichtcheil feinen 
vollbuͤrtigen Geſchwiſtern und deren Abfömmlinz 
gen zu. 

F. 468. Sind dergleichen Geſchwiſter oder Ge 
ſchwiſter Kinder nicht vorhanden: ſo fälle derſelbe 
in das Vermögen des Ausſetzenden zuruck; und der 
andre Theil der geſchiednen Aeltern hat darauf kel⸗ 
nen Anſpruch. 

F. 4659. Geht ein noch nicht ausgeſtattetes Kind, 
welchem der Pflichttheil ausgefest worden, aus 
der väterlichen Gewalt, und errichtet eine beſondere 
Wirthſchaft: fo kann es die Ausantwortung der 
ausgeſetzten Summe, ſtatt der ihm ſonſt gebüh⸗ 
renden Ausſtattung fordern. 

F. 470. Alsdann erlangt es daruͤber ein unein⸗ 
geſchraͤnktes Eigenthum. 

471. Durch die vorläufige Ausſetzung des 
Pflicherheitg werden die Kinder von der künftigen 
Erbfolge der geſchiedenen Aeltern, nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 

H. 472. Iſt der, welcher ihnen den Pfichttheil 
bat ausſetzen muͤſſen, ohne letztwillige Verord⸗ 
nung 
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nung gestorben: ſo haben fie in feinem Nachlaſſe 
ſehliches Erbrecht, gleich jedem andern 
Verwandten in absteigender Linie. 

F. 473. Auch ihnen if ein ſolcher Erblaſſer, 
wenn er letztwillig verfügen will, wenigſtens den 
Pflichttheil aus ſeinem alsdann vorhandenen Ver⸗ 
mögen zu hinterlaſſen verbunden. 

F. 474. Den bey der Scheidung ausgeſetzten 
Pflichtetzeil nehmen fie aus dem Nachlaſſe gleich eis 


ner Schuld. 
Nur in dem einzigen Falle, wenn Halb⸗ 


$: 475 
geſchwiſter vorhanden find, welche der Aus⸗ 
ſetzende aus eines andern Ehe erzeugt hat, muͤſſen 
fie ſich diefen erſten Pflichtteil eben fo, wie oben 
wegen der Ausſtattungen verordnet iſt, anrechnen 
laſſen. 

F. 476. Sind zur Zeit der Scheidung die 
der aus der zu trennenden Ehe bereits volljährig: 
fo bleibt es ihnen uberlaſſen, in wie fern fie von 
der Befugniß, auf die Ausſetzung des Pflichttheils 
anzutragen, gegen den ſchuldigen Theil der Aeltern 
Gebrauch machen wollen. 
$. 477. Sind aber die Kinder noch minderjäh⸗ 
rig: fo muß der in dem Scheidungsprozeſſe ihnen 
zu beſtellende Curator für die Ausmittelung, und 
erforderlichen Falls auch für die Sicherſtellung die 
ſes Pflichttheils ſorgen. 

J. 478. Iſt der Betrag des Pflichteheils durch 
ein Abkemmen zwiſchen dem ſchuldigen und un⸗ 
ſchuldigen Theile der Aellern feſtgeſetht worden: 
ſo muß in der Regel der Curator ſich dabey ber 
ruhigen. 

F. 479. Eben das findet ſtatt, wenn beyde ſchul⸗ 
dige Theile dergleichen Beſtimmung, in Anfehung 
ihres benderfeitigen Vermögens, unter ſich feſtge⸗ 
feßt haben; und jeder Theil erbötig iſt, die Rich⸗ 
tigkeit derſelben, ſowohl in Anfehung ſeines eig 
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nen, als in Anſehung ſeiner Wiſſenſchaft von dem 
Vermdgen des Andern, an Eidesſtatt zu beſtäͤrken. 

F. 480. Doch muß, in beyden Fallen, der Eu⸗ 
rator mit dem Antrage auf nähere Ausmittelung 
des P lichtgeils gehört werden, wenn er erheblis 
che Gruͤnde des Verdachts, daß die Kinder durch 
die Beſtimmung der Aeltern darin verkürzt wor⸗ 
den, anführen und beſcheinigen kann. 

„ 484 Auch durch Verträge kann die Erb⸗ 
folge de er Kinder beſtimmt werden. 

H. 482. Dergleichen Verträge, welche die Ael⸗ 
tern unter ſich, oder mit einem Dritten geſchloſ⸗ 
ſen haben, muͤſſen die Kinder ſich gefallen laſſen; 
in fo fern fie dadurch in dem aus dem kuͤnftigen 
Nachlaſſe der Aeltern ihnen gebührenden Pflicht⸗ 
theile nicht verkuͤrzt werden. 

„ 43. Auch mit den Kindern ſelbſt koͤnnen 
Aeltern dergleichen Erbvertraͤge ſchließen. 

F. 484. Doch konnen Verträge, wodurch ein 
Kind von dem Nachlaſſe der Aeltern ganz ausge⸗ 
ſchloſſen, oder im Pflichteheile verkürzt werden ſoll, 
nur mit volljährigen der väterlichen Gewalt entlaſ⸗ 
ſenen Kindern, und nur vor deren ordentlichen Ge⸗ 
richten geſchloſſen werden. 

H. 485, Iſt aber der Vertrag ſolchergeſtalt ges 
ſchloſſen worden: jo. kann das Kind denſelben un- 
ter keinerley Vorwande, auch nicht wegen veräns 
derter Vermoͤgensumſtaͤnde der Aeltern, weiter 
anfechten. 

H. 486. Sind aber die andern Kinder, oder 
der Ehegatte, oder zu weſſen Gunſten ſonſt der 
Vertrag geſchloſſen worden, vor dem Eintritte 
des Erbanfall en; und hat auch der den 
Vertrag ſchlie il der Aeltern keine letzte 
Wuillensverordnung hinterlaſſen: ſo gelangt das 
vorhin ausgeſchloßne Kind dennoch zur geſetzli⸗ 
hen Erbfolge. 


$ 487. 
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$: 487. Verwandten in der anſſteigenden und 
Seitenlinie können daher ein ſolches Kind von dem 
Nachlaſſe der Aeltern nur in fo fern ausſchließen, 
als der Vertrag mit demſelben ausdruͤcklich zu ihr 
ren Gunſten errichtet worden. — 
d. 468. Kinder, die ihrem Erbrechte durch 
einen gültigen Vertrag entſagt haben, werden 
bey Berechnung des Pflichttheils der uͤbrigen 
mitgezaͤtlt. 


Sechster Abſchnitt. 
Von der Erbfolge der Aeltern und an⸗ 
drer Verwandten in aufſteigen⸗ 
der Linie. 2 


F. 489. In Ermangelung der Verwandten ab: Erbfeise 
ſteigender finie, gelangen die leiblichen Aeltern ern erte 
des Verſtorbenen, mit Ausſchließung feiner Ge⸗ Grabes. 
ſchwiſter, zur gefeglichen Erbfolge. 

H. 499. Sind beyde Aeltern noch am Leben: fo 
erben dieſelben zu gleichen Theilen. 

K. 491. Iſt nur noch Eins von den Aeltern 
vorhanden: ſo überkommt daſſelde den ganzen 
Nachlaß. 

F. 492. If Keines von den Aeltern mehr am der weitem 
leben: ſo werden die weitern Verwandten in auf- dee den⸗ 
ſteigender Linie von den vorhandenen vollbuͤrtl⸗ 
gen Geſchwiſtern des Erblaſſers und deren Ab⸗ 
koͤmmlingen ausgeſchloſſen. 

9. 49 3, Hinterlaßt der Verſtorbene nur halbe 
baͤrtige Geſchwiſter, oder davon Abkoͤmmlinge: 
ſo gelangen dieſe, mit den aufſteigenden Ver⸗ 
wandten weiterer Grade, zugleich zur Erbfolge. 

§. 494. Die Halbgeſchwiſter und deren Der 
ſcendenten nehmen alsdann die eine, und die Ver⸗ 
wandten in aufſteigender Linie die andere Hälfte 
des Nachlaſſes. 
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. 495. Hinterlaͤßt der Verſtorbene gar keine 
Geſchwiſter, noch deren Deſeendenten: fo brer⸗ 
ben ihn die Verwandten in aufſteigender inte 
allein; mit Ausſchließung aller uͤbrigen Seiten⸗ 
Verwandten. 

F. 496. In welcher Ordnung Geſchtoiſter und 
Geſchwiſter⸗Kinder unter ſich dem Verſtorbenen 
folgen, iſt im Dritten Titel vorgeſchrieben. 

F. 497. Unter den Verwandten in aufſteigender 
inte, fie mögen allein, oder mit Halbgeſchwi⸗ 
ſtern. zugleich zur Erbfolge gelangen, > fe al: 
Ismal- der dem Grade nach nähere die entferne 
tern aus. . 


. 498. Sind mehrere gleich nahe Verwandte 
in aufſteigender linie vorhanden: fo erben dieſelben 
Die Portion dieſer linie zu gleichen Theilen. 

F. 499. Bey der ganzen Scbfolge in aufſteigen⸗ 
der linie, und bey der Theilüng des Machlaſſes an: 
ter die väterlichen und mütterlichen Verwandten, 
macht es keinen Unterſchied: woher und von wel⸗ 
cher Seite das Vermdgen dem verſtorbenen Kinde 
zugefallen ſey. 

H. 300. Die Kinder find berechkigt, dieſe geſet⸗ 
liche Erbfolge der Verwandten in aufſteigendee 
Sing durch ein mit den gehörigen Erforderniſſen 
verſehenes Teſtament zu andern. 

H. Sor. Doch konnen ſie, auch durch eine ſolche 
letztwillige Verordnung, den Aeltern und übrigen 
durch das Geſetz zur Erbfolge berufenen Afeendens 
ten den Pflichttheil nicht entziehen. 

FH. 502. Der Pflichteheil iſt bey jedem Verwand⸗ 
ten in aufſtetgender Linie, otzne Unterschied der 


Zahl, die Hälfte des ihm nach der geſetzlichen Erb⸗ 
folge zukommenden Antheils. 

. sog. Dieſen Pflichteheil können die Kinder 
nicht fchnäleen, noch durch Bedingungen einſchraͤn⸗ 
ken, oder mit Laſten beſchweren. 


$ 504 
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F. Sog. Hinterläßt der Verſtorbene zwar Ver⸗ 
waußte in abſteigender eine, die er aber aus einet 
en Urſache enterbt hat: ſo 
„ 
in Esmangelung der Abkömmlinge, zur Erbfolge 
ruft, den Pflichrtheit verlaſſen. 

2 ömmlinge des Ver⸗ 
Y e Etbthells begeben: konnen, 
wenn dieſe den Ecbanfall erleben, die Aſtendenten 
einen Pflichttheil nur in ſo welt fordern, als die Ent⸗ 
ſagung ausdruͤcklich zu ihren Gunſtem geſchehen iſt. 

H., 306. Kinder konnen ihre Acltern und wei 
tere Aſcendenten auch im Pflichttheile enterbenz 
1) wenn dieſelden des Hochverrarhs, oder des 
Laſters der beleidigten Maſeſtät gegen die Per⸗ 
fon des Oberhauf im Staate ſchuldig erkannt 
worden; 

H. 50% 2) Wenn ſie dem Erblaſſer, oder deſſen 
Ehegatten, oder Abkömmmlingen, nach dem Leben 


ſe zugefügt 


g. Sog. 4) Wenn ſie denſelben eines groben 
Verbre⸗ rauf in den Geſetzen Zuchthaus⸗ 
oder $ verordnet iſt, wider beſſeres 
Wiſſen, ſchlich in Gerichten angeſchuldigt 
haben. 


f 
6. Auch bey biefen Enterbungaurfachen 
809.) findet die Vorſchrift H. 407. Am 


$ Sr. 5) Wenn der enterbte Aſcendent mit 
dem Ehegatten des enterbenden Kindes, waͤh⸗ 
rend der Ehe, ethebrecheriſchen Umgang gepflo⸗ 
gen hat, 
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J. 512. 60) Wenn der Enterbte ben der körper⸗ 
lichen oder ſittlichen Ecziehung des Enterbenden 
die nach den Geſetzen ihm obliegenden Pflichten 
groͤblich verletzt hat. 

$ 513. 7). Wenn er ſich der geſeßmoͤßigen 
Obliegenheit zur Ernährung des ohne grobes Ver⸗ 
ſchulden in Mangel und Elend gerathenen Kindes, 
bey eigenem hinreichenden Vermögen dazu, vor 
ſetzlich entzogen hat. 

H. 54. Aus eben dieſen Urfachen (F. 8067 513.) 
kann das Kind den Pfiichttheil der Aſcenvenken 
ſchmaͤleru, durch Bedingungen einſchränken, oder 
mit Laſten beſchwerzn. 

g. 315, Wegen Enterbung der Aſcendenten aus 

guter Abſicht finden eben die Vorſchriften Anwen⸗ 
dung, welche wegen dieſer Art von Enterbung bey 
Kindern H. 419. faq. feſtgeſetzt find. 
H. 516. Auch gilt von der Befugniſt der zur 
Ungebühr enterbten, oder uͤbergangenen, oder im 
Pflichttheile belaſteten Aeltern, alles das, was 
für die gleichen Falle, in Anſehung der Kinder, 
F. 432. fig. verordnet iſt. 

J. 517. Nur treten in dem Falle, wenn die im 
Teſtamente eingeſetzten Acltern erſten Grades vor 
dem Erblaſſer verſtorben ſind, deren Aeltern nicht 
an ihre Stelle. (d. 443.) 

$ sug. Vielmehr können dieſe, wenn ihrer 
im Teſtamente nicht gedacht worden, nur den 
Pflichttheil, und auch dieſen nur in ſo fern for⸗ 
dern, als bey dem Ableben des Erblaffers keine 
vollbürtige Geſchwiſter, noch deren Kinder, vor⸗ 
handen ſind. 

F. 319. An Orten, wo Gemeinſchaft der Guͤ⸗ 
ter obwaltet, bleibt es wegen der Erbfolge in dem 
Nachlaſſe abgefundener oder unabgefundener Kin⸗ 
der, bey den Vorſchriften der ſtatutariſchen oder 
Provinzialgeſetze. 


F. 520. 
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52 ao. Wo dieſe nichts Beſonderes verotdnen, 
da ſinden wegen der Erbfolge der Verwandten in 
aufſteigender knie die Regeln der geſetzlichen Erb⸗ 
folge nach gemeinen Rechten Anwendung. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von der Pupillar Subſtitution. 


H. 52 . eltern find berechtigt, uͤber das Ver⸗ 
mögen, welches die Kinder von ihnen erben, auf 
den Fall, wenn letztere die Jahre der Mündigkeit 
nicht erreichen ſollten, gleich jedem andern Erblaf 
fer, laztwwillig zu verordnen, 

g. 522. Dieſe Befugniß erstreckt ſich, in Anfe: 
kung beyder eltern, auch auf den von jedem der⸗ 
ſelben dem Kinde hinterlaſſenen Pflichttheil. 

523. Dagegen hat nur der Vater das Recht, 
über das eigenthuͤmliche Vermögen der Kinder, 
auf den Fall, wenn dieſe in der Unmüͤndigkeit vers 
ſterben, dergleichen Substitution zu errichten. 

F. 524. Enterbren Kindern kann der Vater ſol⸗ 
chergeſtalt nur alsdann ſubſtituſren, wenn die 
Enterdung nach F. 479. gg. aus guter Abſicht ges 
ſchehen if. 

F. 325. Die F. 823. beſchriebene Subſtitution 
kann der Vater in ſeiner eignen letztwilligen Ver⸗ 
ordnung errichten, wenn dieſe mit den Sörmlich⸗ 
keiten eines Teſtaments verfehen iſt. 

. 326. Er kann aber auch ein beſonderes Te⸗ 
ſtament für ſich, und ein beſonderes für das Kind 
errichten. 

§. 527. Selbſt wenn er über feinen eignen 
Nachlaß ein Teſtament zu hinterlaſſen nicht noͤchig 
findet, kann er dennoch für das Kind in einer bes 
ſondern letztwilligen Verordnung diſponiten. 

$ 528. Auch wenn die Verfugung des Vaters 
uͤber ſeinen eigenen Nachlaß, und uͤber das Ver⸗ 
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mögen des Kindes, nur in Einer Verordnung ent⸗ 

halten, iſt, wird dennoch jede dieſer Berfüiguns 

den als vine für ii) den befsgende. Siefften 

8 
8. 3 


Wenn alſo gleich der Vater eben behje: 
em eignen Erben einſetzt, 
auch in dem Vermögen des Kindes ſubſtikuſrt: ſo 
ſteht es dieſem dennoch frey, nur die eine von bey⸗ 
den Erbſchaften anzunehmen, und der andern zu 
entſagen. 

H. 530. Denjenigen, welchen ein Pflichttheil 
aus dem Machlaſſe des Kindes gebügret, kaun ihr 
geſetzlicher Erbtheil, auch in einer von dem Vater 
für das Kind errichteten Diſpoſition, nicht genom⸗ 
men oder gefchmälert werden. 

5. 531. Doch kann der Vater einem ſolchen 
nothwendigen Erben auch den Pflichttheil aus dem 
Nachlaſſe des Kindes wegen ſolcher Urſachen ent; 
ziehen, aus welchen das Kind ſelbſt, wenn es letzt 
willig verfügen könnte, zur Enterbung berechtigt 


Geſchwiſter voller oder 
balber Geburt, oder Geſchwiſter Kinder: ſo kann 
der Vater, außer dem Falle des §. 33 1., keins der⸗ 
ſelben von der geſetzlichen Erbfolge ganz aus⸗ 
ſchließen. 

F. 533, Es kann aber den Nachlaß des Kindes 
unter fie auch ungleich vertheilen. 

F. 534. Doch muff er jedem derselben we⸗ 
nigſtens die Hälfte desjenigen laſſen, was ihm 
nach den Regeln der geſeßlichen Erbfolge zukom⸗ 
men wuͤrde. 1 

H. 535. Hat das Kind weder Verwandte in 
auffteigender linie, nech. Gheſchwiſter oder Ge⸗ 
ſchwiſter⸗ Kinder, ſondern nur entferntere Ver⸗ 
wandte: ſo kann der Vater unter dieſen über den 
Nachlaß des Kindes nach Gurſinden verfügen. 
$ 


53% 
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$. 536. Er kann alſo, ſtatt des nähern, ent; 
ferntere, oder auch aus mehrern gleich nohen Ders 
wandten nur Einen, zur Erbfolge des Kindes be⸗ 
rufen. 
H. 537. Fremden, mit dem Kinde in gar keiner 
Blutsverwandſchaft ſtehenden Perſonen, kann der 
Vater den Nachlaß des Kindes weder ganz, noch 
zum Theil, zuwenden. 
538. So weit der Vater in feiner für das 
Kind gemachten Verordnung dieſe gekkinäfigen 
Schranken uͤberſchritten hat, wird es für nicht ges 
ſchrieben geach et. 
539. Hat er bloß Fremde zur Erbfolge beru⸗ 
ſo iſt die Verordnung unguͤltig. 
„50, Eben fo verliert dergleichen Verord wie unge 
mung ihre Kraft, ſobald das Kind, für welches fe de Kent 
errichtet wotden, die Jahre der Unmündigkeit zu: katie | 
rückgelegt hat. BR 
H. 541. Es macht dabey keinen Unterſchied, ob 
ein ſolches Kind ſelbſt letztwillg verordnet hat, 
oder nicht. 
$. 542. Wenn das Kind, nach errichteter Sub⸗ 
ſtitution, von einem Dritten mit Bewilligung des 
Vaters förmlich an Kindesſtatt angenommen wird: 
ſo erloſcht die Subſtitution. 
$. 543. Wenn der, welcher in den Nachlaß des 
Kindes ſubſtituirt worden, vor dem Kinde ver⸗ 
ſturbt, ſo geht das Recht aus der Subftirution auf 
ſeine Erben nicht uͤber. 
$. 544. Alles, was vorſtehend von der Befug⸗ uupillar⸗ 
niß des Vaters, dem Kinde in ſein eigenchümlſches Fand 
Vermoͤgen, mit Jabegriff des von ihm ererbten Selten der 
Pflichttheils, zu ſuͤbſtituiren verordnet iſt, gilt auch Mutter. 
von der Mutter, in Anſehung des von ihr dem 
Kinde verlaffenen Pftichttheils. ($. 525-534.) 
$. 545., Faͤr Kinder, welche wegen Wahn Yurittars 
oder Blödfinnes eine eigne letzte Willensverord⸗ ee 
Augem. Grfegb. II. Band. O nung 


mahn + und 
bitofinnige 
Kinder. 


Henn diese 
Subftitu⸗ 
tion aufs 
bie, 


210 Zweyter Theil. Zweyter Titel. 


nung nicht errichten konnen, iſt der Vater eben fo 
auf ihren Todesfall zu verfügen berechtigt. 

F. 546. Ein Gleiches gilt von Tauben und 
Stummen, in fo fern fie ſelbſt ein Teſtament zu er⸗ 
richten unfähig find, 

F. 547. Iſt eine ſolche Unfähigkeit der Kinder, 
ſelbſt feßtroillig zu verordnen (F. 545. 546.), bey 
dem Ableben des Vaters wirklich vorhanden: fo 
gilt die Subſtitution; auch wenn zu der Zeit, da 
ſie errichtet wurde, dergleichen Unfaͤtzigkeit noch 
nicht da geweſen waͤre. 

$. 548. Hat jedoch das Kind, ehe es noch in 
die Wahn: oder Blödſinnigkeit verfallen it, ein 
an ſich rechtsbeftändiges Teſtament errichtet: jo 
kann der Vater dergleichen Verfügung, durch feine 
Subſtitution, weder in Anfehung des eigenthuͤm⸗ 
lichen Vermögens des Kindes, noch in Anfehung 
des von ihm dem Kinde verlaſſenen Pfllchtthells, ent- 
kraͤften. 

F. 549. So weit der Vater wahns oder blödſin⸗ 
nigen, oder taubſtummen Kindern in ihren Mach? 
laß fubftituiren kann; fo weit kommt dieſe Befug⸗ 
niß auch der Mutter zu, wenn der Vater von ſei⸗ 
nem Rechte keinen Gebrauch gemacht har. 

$. 550. Bey dieſer Art der Subſtitution (§. 545. 
fgg.) muß Übrigens alles das beobachtet werden, 
was vorſtehend auf den Fall der Unmuͤndigkeit ver⸗ 
ordnet iſt. 1 8 

$. 551. Dergleichen Subſtitution verliert ihre 
Kraft, wenn das Kind mit Hinterlaſſung einer Ehe 
frau, oder ehelicher Abkömmlinge verſtirbt. 

H. 552. Ein Gleiches geſchieht, wenn das Kind 
wieder zu Verſtande kommt, und daher der Vor⸗ 
mundſchaft entlaſſen wird. 

F. 553. Muß wegen eines Rückfalls das Kind 
abermals unter Vormundſchaft genommen mer: 
den: ſo gelangt dennoch die Subſſitution nicht 
wieder 
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wieder zu Kräften; auch alsdann nicht, wenn das 
Kind in der Zwiſchenzeit nicht ſelbſt verfügt hat. 

F. 534. lebrigens hindert die Pupillar⸗Subſi⸗ 
tution in keinem Falle die aber das Vermdan des 
Kindes unter Lebendigen zu treffenden Verfüͤgun⸗ 
gen, ſobald das Beſte des Kindes dergleichen er 
fordert. 


Achter Abſchnitt. 


Von den Kindern aus einer Ehe zur 
linken Hand. 


$. 555. Von Kindern aus einer Ehe zur linken 
Hand gilt alles, was in Anfehung der ehelichen 
Kinder überhaupt im Vorſtehenden verordnet iſt; 
in jo fern die Oefeße Ausnahmen davon nicht aus⸗ 


druͤcklich be 
H. 556. n ausgenommenen Fallen aber 
konnen ſolchen Kindern die Rechte der Kinder aus 


einer Ehe zur rechten Hand, nur durch Vollſiehung 
einer ſoſchen Ehe mit der Mutter, oder durch fegi: 
timation beygelegt werden. 
F. 557. Kinder aus einer Ehe zur linken Hand Stand und 
fühten nicht den Namen des Vaters. et 
558. Sie treten nicht in feine Familie, und cher Kinder, 
koͤnnen auf die Vorrechte jeines Standes und Eha⸗ 
rakters keinen Auſpruch machen. 
$. 559. Dagegen führen ſolche Kinder den Ger 
ſchlechtsnamen der Mutter. 
$ 560. Sie treten in die Familie derſelben, fo 
weit als die Mutter Familienrechte hat, und auf 
ihre ehelichen Abkömmlinge übertragen kann. 
561. Ueber die Perſon ſolcher Kinder hat der 
Vater, den Fall Tit. J. H. 1055. 1086, qusgenom⸗ 
men J alle Rechte der väterlichen Gewalt; über ihr 
Vermögen hingegen kann er ſich dieſer Rechte nicht 
anmaßen. 


3 F. 563. 
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. 882, Kinder aus einer Ehe zur linken Hand 
haben von den Aeltern Unterhalt und Erziehung 
zu fordern. 

F. 563. Beydes muß der Regel nach dem Stan⸗ 
de der Mutter gemäß eingerichtet werden. 

564. Iſt jedoch die Mutter von bürgerlicher 
Herkunft: ſo iſt der Vater die Erziehung und den 
Unterhalt der Kinder nur ſo einzurichten ver⸗ 
bunden, wie ein handwerftreibender Burger 
feine ehelichen Kinder zu ernaͤhren und zu erzie⸗ 
hen pflegt. 

$. 565. Eben dieſes Verhältniß dienet auch bey 
der Wahl der kuͤnftigen debensart, und bey der 
Ausſtattung ſolcher Kinder zur Nichtſchnur. 

F. 366. Von dem eigenthuͤmlichen Vermögen 
ſoſcher Kinder gebührt dem Vater kein Nieß⸗ 
brauch. 

F. 567, Wohl aber kommt ihm die Verwaltung 
deſſelben bis zur erlangten Großfährigkeit des 


Kindes zu. 


$. 868. Dabey bat er die Rechte und Pflichten 
eines Vormundes. 

F. 569. So lange das Kind noch minderjährig 
iſt, wied es, in Anſetung der Fähigkeit ſich zu 
verpflichten, einem andern Pflegebefohlnen gleich 
geachtet. 

$. 570. Sind Kinder aus einer Ehe zur linken 
Hand bey des Vaters Abſterben noch nicht erzo⸗ 
gen und ausgeſtattet: ſo muß das zu ihrer Ver⸗ 
pflezung und Ausſtattung Erforderliche aus dem 


Nachlaſſe angewieſen, und von den Erben ſicher ges 


ſtellt werden. 

$ 571. Wie hoch die Erziehungskoſten zu ber 
ſtimmen, und bis zu welchem Alter des Kindes 
fie zu rechnen find, muß bey entſtehendem 
Streite nach der Art, wie der Vater das Kind zu 
erziehen ſchuldig geweſen, und der Beſtimmung, 
wozu 
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wozu er ſelbiges gewidmet bat, von dem Richter 
billig ermeſſen werden. 

F. 572. Sind keine Kinder aus einer Ehe zur 
rechten Hand vorhanden! ſo nehmen die Kinder aus 
der Ehe zur linken Hand dieſe Erziehungs und 
Ausſtattungskoſten, nach Art einer Schuld, aus 
dem Nachlaſſe vorweg. Er 

+ 573, Sind aber Kinder zur rechten Hand vor- 
handen; "jo konnen zwar die zur linken Hand die 
nach F. 571. ihnen gebührende Ausſtattung auch 
alsdann aus dem Nachlaſſe fordern; 

F. 574. Doch muß, wenn der Nachlaß unzu⸗ 
reichend iſt, die Eintheilung fo gemacht werden, 
daß ſedes Kind zur rechten Hand weniaftens noch 
einmal ſo viel, als ein Kind zur linken Hand, aus 
dem Vermögen des Vaters erhalte. 

H. 575. Uebrigens bleibt es, wegen der den Kine 
dern zur rechten Hand obliegenden Verpflegung 
ihrer Geſchwiſter aus einer Ehe zur linken Hand, 
ben der den Geſchwiſtern überhaupt im folgenden 
Titel vorgeſchriebenen Verbindlichte 

$. 576. Hat der Vater in Anſehung der Erb: 
felge ſolcher Kinder in feinem Nachlaſſe etwas ver⸗ 
fügt: fo hat es daben fein Bewenden. 

H. 577. Doch kann er auch durch eine ſolche Der 
fügung den Kindern die nach F. 571. ihnen ge 
bührende Verpflegung und Ausſtattung nicht 
entziehen. 

F. 578. Auch iſt er zu einer Pupillar⸗ Subſtitu⸗ 
tion in dem eignen Vermoͤgen dieſer Kinder nicht 
berechtigt. 

$. 579. Hat der Vater nichts verfügt, und hin: 
terlaͤßt er Abkoͤmmlinge aus einer Ehe zur rechten 
Hand; ſo gebührt den andern Kindern kein 
Erbtheil. 


0 3 $. 580, 
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H. 580, Verlaͤßt er aber keine Abkömmlinge aus 
einer Ehe zur rechten Hand: fo erhalten die Kinder 
aus der Ehe zur linken Hand, wenn deren nur 
Drey oder weniger find, den Dritten Theil, und 
wenn ihrer mehr als Drey find, die Häffte der 
Erbſchaft. 

F. 581. Mehrere dergleichen aus einer Ehe zur 
linken Hand abſtammende Deſcendenten, theilen 
ſich in dieſe geſetzliche Erbpottion, nach den im 
Fünften Abſchnitte, wegen der Erbfolge der Des 
Ken überhaupt, vorgeſchriebenen Grund: 
Jagen. 

K. 582. Verläße der Vater zwar keine andere 
Deſcendenten; wohl aber eine Ehefrau: fo erhal⸗ 
ten die Kinder zur linken Hand ihren Antheil erſt 
nach Abzug der der Ehefrau gebuͤhrenden Erb: 
portion. 

J. 583. Auch die Abfindung der zuröüͤckgelaſſe⸗ 
nen Hausfrau, es mag die Mutter der Kinder 
ſeyn, oder nicht, wied vor Berechnung des den 
Kindern zukommenden Antheils, von der Erbſchaft 
abgezogen. 

$- 584. Slud weder eine Ehefrau, noch andre 
nahe Verwandten (Tit. J. $. 622.) vorhanden: fo 
gelangen die Kinder zur linken Hand zur vollen ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge in den eigenthuͤmlichen freyen 
Nachlaß des Vaters. 

F. 585. Einen Pflichttheil iſt der Vater feinen 
Kindern aus einer Ehe zur linken Hand in keinem 
Falle zu hinterlaſſen ſchuldig. 

$. 586. In dem Nachlaſſe der Mutter haben 


derer die Kinder, fie mögen aus einer Ehe zur rechten 
zb rer oder zur linken Hand geboren ſeyn, ein geſetzliches 
S waub, Erbrecht. 


$. 887. Auch die mütterlichen Verwandten ber 
erben fie eben fo, als wenn fie aus einer Ehe zur 
rechten Hand abſtammten. 


388. 
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F. 598. In dem Vermögen des Kindes haben erfelge 
der Vater und deſſen Verwandten kein geſetzliches der Mk 
Erbrecht. 8 

$. 589. Dagegen finden, wegen der Erbfolge 
der Mutter und deren Verwandten, eben die Vor⸗ 
ſchriften ſtatt, wie bey Kindern aus einer Ede zur 
rechten Hand. 

$. 590. Wird die Ehe zur linken Hand durch Rechte ber 
richterlichen Spruch getrennt: fo muß die ſchuldige Jeder 
Mutter den daraus erzeugten Kindern den Pflicht: Che zur lin, 
thell eben fo ausſetzen, wie in Anſehung der Kin- ken Pand. 
der aus einer Ehe zur rechten Hand vorgeſchrieben iſt. 

F. 59 1. Eben jo muß der für ſchuldig erkannte 
Vater, den Kindern zur linken Hand die ihnen 
gebührende Ausſtattung von ſcinem Vermögen 
ausſetzen. 4 


Neunter Abſchnitt. 


Von den aus unehelichem Beyſchlaf 
erzeugten Kindern. 


$. 592. [Die aus uneßelichem Beyſchlafe erzeug: Lesitinas 
ten Kinder erhalten in allen Fällen, wo die Mut- Han unbr 
ter, durch richterlichen Spruch, für die Ehe oder der duch 
für die Hausfrau des Schwängerers erklärt wird, gn Ale 
alle Rechte der aus einer Ehe zur rechten oder zur euch, 
linten Hand erzeugten Kinder.] 

F. 593. [ Dieſe Rechte verbleiben ihnen, auch Ar“ 
wenn bie gerichtlich erklärte Ehe zriſchen den Ael⸗ 
tern vor deren foͤrmlichen Vollziehung wieder ger 
trennt wir. 

F. 594. Hat aber die Mutter innerhalb der ge⸗ 
ſehlichen Seit (Dit. J. h. 1095) auf die gerichtliche 
Erklarung nicht angetragen; fe können die Kinder 
der davon abhangenden Rechte der ehelichen Geburt 
ſich niemals anmaßen; 


0 4 9. 595. 


dorch Hei⸗ 
nei aut, 
der Mutter, 


rurch ae; 


Erlld ung 
des Vaters, 


Kara), 
obriafeitli 
che Dein, 
ration, 


216 Zweyter Theil. Zweyter Titel. 


F. 595. Doch können die Kinder den von der 
Mutter bereits angeſtellten Proßeß, wenn fie vor 
deſſen Entſcheidung verſtirbt, zu dem Ende fort⸗ 
feßen, daß ihnen ſelbſt die Rechte ehelicher Kinder 
zuerkannt werden moͤgen. 

9. 596. Wenn ein Schwoͤngerer die Geſchwoͤchte, 
auch ohne Prozeß und Erkenntniß, wirklich heira⸗ 
betr fo erlangt das aus dem unehelichen Bey⸗ 
ſchlafe erzeugte Kind, eben dadurch, in allen durch, 
beſondere Geſetze nicht ausdrücklich ausgenommenen 
Fallen, die Rechte und Verbindlichkeiten eines 
ehelichen. 

$. 597. Ein mit einer förmlich verlobten Braut 
erzeugtes Kind, erlangt die Rechte eines ehelichen 
ſchon durch die bloße gerichtliche Erklärung des Va⸗ 
ters, wenn gleich die Ege mit der Mutter nicht wirk⸗ 
lich volljogen worden. 

F. 598. Wenn die fegitimation eines unehelich 
erieugten Kindes durch wirkliche Verhelrathung 
zur rechten oder zur linken Hand mit der Mutter er⸗ 
folgt: fo beſtimmt die Trauung, Loder gerichtliche 
Vollziehung J und in dem Falle des H. 597. die ge⸗ 
richtliche Erklärung, den Zeitpunkt, wo die Rechte 
und Pflichten des Kindes als eines ehelichen ihren 
Anfang nehmen. 

9. 599. In dem Falle des H. 592. hingegen wird 
dieſer Zeitpunkt auf den Tag der angemeldeten 

lage zurüͤckgeſetzt. 

F. 600. Iſt zur Zeit der unter den Aeltern ger 
ſchloſſenen Ehe, das aus dem unehelichen Beyſchlafe 
erzeugte Kind bereits verſtorben: hat aber eheliche 
Arkoͤmmlinge verloſſen: fo erlangen dieſe, auch in 
Anſehung der Großöltern, alle Rechte und Pflich: 
ten ehelicher Deſcendenten. 

F. kor. Hat unter den Aeltern keine Ehe ſtatt 
gefunden; ſo kann dennoch der Vater auf die 

legi⸗ 
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Segitimation des unehelich erzeugten Kindes bey 
Hofe antragen. 

Kos. Bey der Prüfung eines ſolchen Geſuchs 
muß gleich darauf: ob die fegitimation dem Kinde 
zutraglich ſen, geſchehen, und wenn dabey ein Ber 
denken ſich finder, das Kind ſelbſt, oder wenn daſ⸗ 
ſelbe noch minderſahrig iſt, ein ihm zu beſtellender 
Curator vernommen werden. 

$. 603. Durch dieſe Legitimation erhalt das 
Kind den Stand des Vaters, und in Anſehung 
ſeiner, alle Rechte und Pflichten eines ehelichen 
Kindes. 


H. 604. Es tritt aber dadurch nicht in die Fa⸗ 
milie des Vaters. 

$. 605. Soll es auch in dieſe aufgenommen 
werden: fo muß ſolches durch einen Familienver⸗ 
trag geſchehen. 

$. 606. Doch entſteht zwiſchen den ehelichen Kin: 
dern des Legitimirenden, und dem kegitimurten 
ſelbſt, das Verhoͤltniß, wie zwiſchen ehelichen Halt 
geſchwiſtern von Einem Vater. 

$. 607. Hatte der Vater zu der Zeit, als er das 
uneheliche Kind Iegitimiren; ließ, ſchon eheliche 
Deſcendenten, und verläßt er in der Folge Einem 
derſelben nur den Pflichtheil: fo wird bey def 
10250 Berechnung das legitlmirte Kind nicht mit 
zählt, 
1 9. 608. Auch zwiſchen dem legitimirten, und 
den Verwandten ſeiner Mutter, wird durch eine 
ohne deren ausdrückliche Einwilligung erfolgte $e 
gitimation kein anderes Familienverhaͤltniß, als 
aus der unehelichen Geburt ſelbſt ſchon entſtanden 
war, begruͤndet. 

$ 609. Kindern, die aus einer Ehe zur linken 
Hand erzeugt werden, kann die Eigenſchaft eines 
rechten Kindes, in Anſehung des Vaters, durch 
kandesherkliche legltimation beygelegt werden. 

— 5 
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$. 610. Doch hat es, wenn zur Zeit der legi⸗ 
timation ſchon Abkömmlinge aus einer Ehe zur 
rechten Hand da find, bey der Vorſchrift des F. 607. 
ſein Bewenden. 

$. 61 T. Ihre Aufnahme in die Familie des Ba: 
ters aber kann ebenfalls nur durch einen Familien⸗ 
vertrag geſchehen. 

H. 613. Unehelich geborne Kinder, welche wer 
der durch eine nachfolgende Verheirachung der Ael⸗ 
tern, noch durch richterlichen Ausſpruch, noch 
durch Legitimation, die Rechte der ehelichen erlangt 
haben, konnen von dem Vater bloß Unterhalt und 
Erziehung fordern. 

$. 613. Dazu iſt der Vater verpflichtet, auch 
wenn die Mutter, nach dem Eilften Abſchnitte 
des Erſten Titels, entweder gar keine, oder 
nur die geringere Art der Entſchadigung zu for⸗ 
dern hat. 

$. 614. Sobald das Daſeyn eines unehelichen 
Kindes, es ſey durch einen unter den Aeltern ent: 
ſtebenden Prozeß, oder ſonſt durch glaubwuͤrdige 
Anzeigen, dem vormundſchaftlichen Gerichte be⸗ 
kannt wird, muß daſſelbe dem Kinde von Amts we⸗ 
gen einen Vormund beſtellen. 

H. 615. Diefer muß die Rechte des Kindes ger 
gen den unehelichen Vater wahrnehmen, und 
mit beyden Aeltern, wegen deſſen Erziehung und 
Verpflegung, die noͤthigen Einrichtungen, unter 
Aufſicht des vormundſchaftlichen Gerichts, ver⸗ 
abreden. 

F. 616. Der Vormund iſt befugt und ſchuldig, 
darauf zu ſehen, daß die getroffene Einrichtung bes 
folgt werde; und wenn dieſes nicht geſchleht, dem 
vormundſchaftlichen Gerichte davon, zur weitern 
Verfugung, Anzeige zu machen. 

$. 617. enen der angegebene Vater, daß 
das Kind von ihm erzeugt fen: fo muß der Vor⸗ 

mund, 
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mund, auch wenn es die Mutter auf den Prozeß 
nicht ankommen laſſen will, dennoch zum Beſten 
des Kindes auf rechtliches Gehör und Erkenntniß 
darüber antragen. 

$ 618. Bey der Unterſuchung und Beurthei⸗ 
lung: ob das Kind von dem angegebenen Vater 
erzeugt ſeh, muß nach den im Eilften Abſchnitte 
des vorigen Titels enthaltenen Grundſätzen verfah⸗ 
ren werden. 

9.619. Hat die Mutter in dem Zeitraume, in 
welchem, nach dieſen Grundfäßen, die Erzeugung 
des Kindes trifft, mit mehrern Mannsperſonen zu⸗ 
gehalten: fo hängt es von dem nach den Umſtaͤnden 
ſich richtenden Befunde des Vormundes ab, wel⸗ 
chen derſelben er, auf Erfüllung der einem uneheli⸗ 
chen Kinde ſchuldigen Pflichten, zuerſt in Anſpruch 
nehmen wolle. 8 

$. 620. Wird aber dieſer entbunden: oder iſt 
er diefe Pflichten zu erfüllen unvermoͤgend: fo kann 
der Vormund die Rechte des Kindes, auch gegen 
die übrigen Zuhalter, einen nach dem andern, gel 
tend machen. 

§. 621. Die Verpflegung und Erziehung des 
Kindes, bis nach zurückgekegtem Vierten Jahre, 
muß in der Regel der Mutter, auf Koften des Va⸗ 
ters, überlaffen werden. 

F. 622. Nach zurückgelegtem Vierten Jahre 
hängt es von der Wahl des Vaters ab, die Vers 
pflegung und Erziehung des Kindes ſelbſt zu beſor⸗ 
gen, oder ſie der Mutter auf ſeine Koſten ferner zu 
uͤberlaſſeu. 

$. 623. Will die Mutter die Erziehung und 
Verpflegung des Kindes auf ihre alleinige Koſten 
übernehmen : fo hat der Vater kein Recht zum 
Widerſpruche. 

$. 624. Findet das vormundſchafrliche Gericht, 
daß dem Vater, ohne Beſorgniß eines e 

ür 
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für das Kind, die Erziehung nicht anvertrauet wer⸗ 
den konne: jo kann es dleſelbe, auf Koſten des Ba: 
ters, der Mutter uͤbertragen. 

. 625. e Aufführung beyder Aeltern fo ber 
ſchaffen, daß Keinem von ihnen die Erziehung des 
Kindes anvertraut werden kann: ſo muß das vor⸗ 
mundſchaftliche Gericht nach der Vorſchrift $. 98. 
10d. verfahren. 

$. 625. In allen Fällen, wo die Verpflegungs⸗ 
und Erztehungskoſten nach Gelde beſtimmt werden 
fellen, iſt nur auf das zu rechnen, was leuten vom 
Bauer oder gemeinen Börgerſtande die Erziehung 
eines ehelichen Kindes, nebſt dem Schul: und 
kehegelde, koſten wurde. 

$. 627. Dabey muß auf die jeden Orts gewöhn⸗ 
lichen Preſſe, und auf die mit zunehmenden Jahren 
wachſenden Beduͤrfniſſe des Kindes Ruͤckſicht ges 
nommen werden. 

b. 628. Iſt der Vater für den Unterhalt und die 
Erziehung des Kindes ſolchergeſtalt zu fergen nicht 
vermögend: jo get dieſe Pflicht auf die Großaltern 
von vaͤterlicher Seite Über. 

$: 629. Erſt in deren Ermangelung, oder bey 
deren Unnermögen, find die Mutter und die muͤt⸗ 
terlichen Großaͤltern dazu verpflichtet. 

8. 630. Beſigt jedoch die Mutter fo viel eigens 
thümliches Vermögen, daß fie aus den Finfünften 
deſſelben, ohne Abbruch ihres eigenen Unterhalts, 
das Kind ernähren kann; fo iſt fie dazu naͤchſt dem 
unehelichen Vater, und vorzüglich vor deſſen Ael⸗ 
tern verbunden. 

$. 631, Kann der Vater eines unehelichen Kin⸗ 
des nicht ausgemittelt werden; fo fälle die Pflicht 
der Verpflegung und Erziehung unmittelbar auf 
die Mütter, und deren Aeltern. 

9.638. Sind auch dieſe nicht mehr vorhan⸗ 
den, oder unvermoͤgend; fo iR der Staat 1 den 

inter 
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Unterhalt und die Erziehung ſolcher Kinder, durch 
die jeden Orts befichenden Armenanſtalten, zu fürs 
gen verpflichtet. 

F. 633. Die Verbindlichkeit der Aeltern zur Ver⸗ deren 
pflegung unehelicher Kinder dauert nur bis nach zu⸗ Dauer. 
ruͤckgelegtem Vlerzehnten Jahre. 5 

$ 634. Mach dieſem Zeitpunkte muͤſſen die Kin⸗ 
der ſich ihren Unterhalt ſeloſt erwerben. 

H. 635. Sind ſedoch unehelich geborne Söhne 
zu einem Handwerke oder Profeſſion gegeben wor: 
den; fo muß der Vater auch das fernere Schr = ins 
gleichen das kosſprechegeld berichtigen. 

F. 636. Hat, auch außerdem, der Vater das 
Kind zu einem Gewerbe erziehen laſſen, mit wel⸗ 
chem es ſich nach zucächgelegtem Vierzehnten Jahre 
feinen Unterhalt noch nicht verdienen kann; fo muß 
der Vater die Verpflegung fo lange fortſetzen, bis 
das Kind mit dieſem von ihm gewählten Gewerbe 
ſich ſelbſt zu ernaͤhren vermöͤgend iſt. b 

$. 637. Werden uneheliche Kinder durch Kranke 
heit, oder ſonſt fehlerhafte deibes oder Gemüthsbe⸗ 
ſchaffenheit, außet Stand geſetzt, ſich ihren Unter 
halt zu erwerben: fo können fie von den Aeltern 
oder Srofäftern die nothwendige Verpflegung auch 
ferner fordern. 

$. 638. Dagegen muͤſſen aber auch uneheliche 
Kinder die nothleidenden Aeltern und Großeltern, 
in Ermangelung anderer dazu näher verpflichteten 
Perſonen, nach ihrem Vermögen unterſtuͤtzen. 

F. 639, Uneheliche Kinder treten weder in die Rechte des 
Familie des Vaters, noch der Mutter. 5 

$. 640. Doch führen fie den Geſchlechtsnamen samite. 
der Mutter, und gehören zu demjenigen Stande, 
in welchem die Mutter, zur Zeit der Geburt, ſich 
befunden hat. 
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. 641. Iſt aber die Mutter von adlicher Her⸗ 
kunft; fo kann dennoch das uneheliche Kind adlichen 
Namens und Wappens ſich nicht anmaßen. 

$. 642. Uneheliche Kinder werden bis zum ges 
endigten Vierzehnten Jahre in dem Glaubensbe⸗ 
kenntniſſe der Mutter erzogen. 

F. 643. Doch muß, wenn der Vater ein Chriſt, 
die Mutter aber irgend einer andern Religions? Par⸗ 
tey zugethan iſt, ein ſolches uneheliches Kind, bis 
nach zurüͤckgelegtem Vierzehnten Jahre, in der 
chriſtlichen Religion erzogen werden. 

$. 644. Uneheliche Kinder ſtehen nicht unter der 
Gewalt des Vaters, ſondern nur unter der vom 
Staate für fig verordneten Vormundſchaft. 

$. 645. Die perfönlichen Rechte der Aeltern über 
fie erſtrecken ſich nicht weiter, als es der Zweck der 
Erziehung erfordert. 

F. 545. Juſonderheit Bängt die Wahl der fer 
bensart, zu welcher das Kind gewidmet werden 
fol, nicht von dem Vater, ſondern von der Vor⸗ 
mundſchaft ab. 

H. 647. Stirbt der Vater vor vollendeter Er⸗ 
ziehung: fo konnen die unehelichen Kinder die Aus⸗ 
ſetzung des dazu noch Fehlenden aus dem Nachlaſſe 

fordern. 5 

5 $. 648. Sind eheliche Kinder vorhanden: fo 
kann dieſer Ausſatz nur auf die Nutzung des Nach⸗ 
laſſes angewieſen werden, und darf dieſelbe nicht 
uͤberſteigen. 

H. 649. Sind aber keine eheliche Kinder vorhan⸗ 
den: ſo muß das Feßlende, erforderlichen Falls, 
auch aus der Subſtanz genommen werden. 

F. 650. Sind alle vorhandenen ehelichen Kin⸗ 
der, oder einige berfelben, ebenfalls noch uner⸗ 
zogen; und find die Nußungen des Nachlaſſes zu 
ihrer aller Erziehung nicht hinreichend : fo I 

ins 
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Einrichtung ſo zu treffen, daß den ehelichen noch 
einmal ſo viel, als den unehelichen ausgeſetzt 
werde. 

F. 651. Außerdem haben uneheliche Kinder, 
wenn der Vater Abkoͤmmſinge aus einer Ehe zur 
rechten oder zur linken Hand hinterläßt, in feinem 
Nachlaſſe gar kein geſeßliches Erbrecht. i 

H. 652. Sind Feine dergleichen eheliche Ab⸗ 
koͤmmlinge, und auch keine letztwilltge Verord⸗ 
nung des Vaters vorhanden: fo gebührt den un⸗ 
ehelichen Kindern der Sechſte Theil des Nach⸗ 
laſſes nach den $. 58 1. 882. 583. enthaltenen näher 
ren Beſtimmungen. 

F. 653. Uneheliche Kinder, deren Mutter um 
die Zeit ihrer Erzeugung mit mehrern Mannsper⸗ 
ſonen zugehalten hat, koͤnnen dergleichen Erbtheil 
nicht fordern. 5 

F. 655. Es muͤſſen daher uneheliche Kinder, 
die ſich eines ſolchen Erbrechts anmaßen wollen, 
entweder ein freywilliges Anerkenntniß des vorgeb⸗ 
lichen Vaters nachweiſen; oder ein rechtskräftiges 
Urtel, wodurch ihnen noch bey Lebenszeit des Va⸗ 
ters ein dergleichen Erbrecht vorbehalten worden, 
beybringen. 

$. 655, Einen Pflichtthell iſt der Vater in kel⸗ 
155 Falle feinen unehelichen Kindern zu hinterlaffen 

uldig. 

ö. 56 Auf den Nachlaß der Mutter hat das 
uneheliche Kind derſelben ein gleiches geſetzliches 
Erbrecht mit den ehelichen Kindern. 

F. 657. Doch erhalten die letztern dasjenige 
zum Voraus, was die Mutter von dem Vater die⸗ 
ſer Kinder, oder deſſen Aſcendenten, durch Ver⸗ 
trage, letztwillige Verordnungen, oder geſetzliche 
Erbfolge uͤberkommen hat, 
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$. 658. An dem Nachlaſſe eines unehelichen 
Kindes gebührt dem Vater deſſelben gar kein 
Anſpruch. 

$. 659. Von der Mutter hingegen wird ein 
ſolches Kind mit eben dem Rechte, wie die chelis 
chen, beerkt. 

F. 660. Zwiſchen unehelichen Kindern, und den 
Verwandten beiderley Aeltern, finder, in der Regel, 
keine geſetzliche Erbfolge ſtatt. (Tit. III. F. 6. 7. 8.) 

$ 661. Uneheliche Kinder haben alſo auch aus 
dem Nachlaſſe der muͤtterlichen Großäͤltern keinen 
Pflichttheil zu fordern. 

F. 662. In den Angelegenheiten des buͤrgerli⸗ 
chen kebens haben uneheliche Kinder mit den ehelich 
gebornen, oder dafür erflärten, gleiche Rechte. 

F. 663. Wird zum beſſern Fortkommen der Kine 
der eine beſondere Ausfertigung darüber erfordert: 
fo kann dieſelbe von Einem der Aeltern, oder auch 
von dem Kinde ſelbſt, oder von deſſen Vormunde 
nachgeſucht werden. 

F. 664. Die Ausfertigung einer ſolchen $egitis 
mation geboͤrt für das Obergericht der Provinz. 

$. 665. Es wird aber dadurch in dem ubrigen 
Verhoͤltniſſe des Kindes gegen die Aeltern und der 
ren Familien nichts geändert, 


Zehnter Abſchnitt. 
Von der Annahme an Kindesſtatt. 


$. 656. Die Annahme an Kindesſtatt kann nur 
durch einen ſchriftlichen Vertrag erfolgen. 

F. 667. Dieſer Vertrag muß dem Obergerichte 
der Provinz, in welcher der Annehmende feinen 
MWehnfis hat, zur Prüfung und Beſtaͤtigung vor⸗ 
gelegt werden. 


F. 668. 


Von der Annahme an Kindesſtatt. 225 


F. 668. Mur Perſonen, die das Funfzigſte Jahr er aper 
zuräckgelegt haben, ſoll es erlaubt ſeyn, andre an ngen Hin 
Kindesſtatt anzunehmen. “ 
F. 669. Doch kann es auch jüngern Perſonen, 
aber nur unter beſonderer Landes herrlichen Er⸗ 
laubniß, geſtattet werden; wenn nach ihrem koͤr⸗ 
perlichen oder Geſundheitszuſtande, die Erzeu⸗ 
gung natuͤrlicher Kinder von ihnen nicht zu ver⸗ 
muthen iſt. 

F. 670. Uebrigens werden nur diejenigen, wel⸗ 
che vermdge ihres Standes zur Eheloſigkeit ver⸗ 
pflichtet find, von der Befugniß, an Kindesſigtt 
anzunehmen, ausgeſchloſſen. 

$ 671. Wer noch eheliche Abkoͤmmlinge am 
leben bat, kann nicht an Kindesſtatt annehmen. 

J. 672: Die Einwilligung der Aeltern des Ans 
nehmenden iſt, der Regel nach, erforderlich. 

§. 673. Doch wirft der Abgang dieſer Einwil⸗ 
ligung nur fo viel, daß den Aeltern ihr Recht auf 
den Pflichttheil von dem Nachlaſſe des Anneß⸗ 
menden, bey deſſen kuͤnftigem Ableben, vorbehal⸗ 
ten bleibt. 

F. 674: Auch Perſonen weiblichen Geſchlechts 
können an Kindesſlatt annehmen. 

9. 675. Sind fie aber verheiratet: ſo kann die⸗ 
ſes nur mit Einwilligung des Mannes geſchehen. 

H. 676. Hat der Mann jemanden ohne Einwilli⸗ 
gung der Frau an Kindesftart angenommen: fo 
wird dadurch in dem Erbrechte dieſer letztern 
auf den Fünftigen Nachlaß des Mannes nichts 
jeändert. 

! g. 677. Derjenige, welcher an Kindesſtatt an: Mer adops 
genommen werden foll, muß den Jahren nach jün: öane. en 
ger ſeyn, als der Annehmende. 

K. 678. Hat er die Jahre der Unmuͤndigkeit 
lutückgelegt: ſo iſt feine freye Einwilligung er⸗ 
forderlich. 
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F. 679. SR fein Vater noch am leben: fo iſt 
auch deſſen Einwilligung nothwendig. 

F. 680. Steht er unter Vormundſchaft: fo muß 
die Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts 
beygebracht werden. 

§. 687. Durch die Adoption entſtehen zwiſchen 
dem angenommenen Vater und Kinde in der Re⸗ 
gel die Rechte und Pflichten, wie zwiſchen leibli⸗ 
chen Aeltern, und den aus einer Ehe zur rechten 
Hand erzeugten Kindern. 

$. 66a. Das angenommene Kind erhält den 
Namen des annehmenden Vaters. 

F. 683. Es überfommt alle Rechte feines Stan⸗ 
des, ſo weit dieſelben durch die Geburt aus einer 
wirklichen Ehe zur rechten Hand fortgepflanzt 
werden. 

F. 684. Sf jedoch der Annehmende von Adel, 
und der Angenommene von buͤrgerlicher Herkunft: 
ſo kann letzterer die Vorrechte und Unterſcheidun⸗ 
gen des Adels mur mittelſt beſonderer landesherrli⸗ 
chen Begnadigung erhalten. 

$. 685. Iſt der Annehmende bürgerlichen Stans 
des, und der Angenommene adlicher Herkunft: fo 
verliert letzterer zwar nicht die Rechte des Adels; 
er muß aber, außer dem Namen des Adoptiren⸗ 
den ($. 682.), zugleich feinen adlichen Familienna⸗ 
men beybehalten. 

$. 686. Iſt der Annehmende verheirathet: fo 
entſtehen zwiſchen ſeiner Frau, und dem angenom⸗ 
menen Kinde, nur die Verhaͤltniſſe, wie zwiſchen 
Stiefältern und Stiefkindern. 

§. 687. Iſt aber die Annahme an Kindesſtatt 
von beyden Eheleuten gemeinſchaftlich geſchehen: 
ſo tritt der Angenommene auch gegen beyde in das 
Verhältniß eines leiblichen Kindes. 

F. 688. Hat eine Perſon weiblichen Geſchlechts 
jemanden an Kindesſtatt angenommen: fo erhält 
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derſelbe den Geſchlechtsnamen der Mutter, und 
den Stand, zu welchem dieſelbe zur Zeit der Ans 
nahme gehörer hat. 

F. 689. Der Name und Stand des geweſenen 
Mannes kann einem ſolchen Rinde nur unter beſon⸗ 
dern Umftänden, welche die Beſorgniß eines Wie 
derſpruchs von det Familie des Mannes ausſchleſ⸗ 
ſen, uad nur durch ausdruͤckliche Landesherrliche 
Begnadigung, beygelegt werden. 

d. 690, Uebrigens erlangt die annehmende Mut⸗ 
ter gegen das angenommene Kind alle Rechte und 
Pflichten einer leiblichen Mutter. 

9. 69 1. Auch auf das Vermögen der annehmen⸗ is SR 
den Aeltern, ſo weit daffelbe der freyen Merpi: Bald de 
gung derfelben unterworfen ett, erlangt das anger Ju e, 
nommene Kind alle Rechte der aus einer Ehe zur dar ub 
rechten Hand herſtammenden Kinder. 

F. 692. Alles daher, was von der Verpflegung, 
Erziehung, Ausſtattung, und Erbfolge ſolcher 
Kinder verordnet iſt, gilt auch von angenomme⸗ 
nen Kindern. 

F. 693. Auch mit leiblichen Kindern, die der 
Annehmende nach der Adoption etwa noch erzeugt 
bat, kommen dem Angenommenen, in Anſebung 
ſeiner, gleiche Rechte zu. 

„ 694: Hingegen erlangt der annehmende Va- des Adoy⸗ 

ter, über das Vermoͤgen des angenommenen Kin, Arten, 
des, die Rechte des naturlichen Vaters weder une 
ter lebendigen, noch auf den Todesfall. 
695. Iſt das angenommene Kind großjaͤh⸗ 
ig: fo muß ihm fein eigenthumliches Vermögen 
zur freyen Verwaltung und Nutzung uͤberlaſſen 
werden. 

H. 696. Iſt es noch minderjährig: fo bleibt 
ſein eigenthͤwliches Vermögen unter der bis⸗ 
herisen vaͤterlichen oder vormundſchaftlichen 
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F. 697. Aber auch der natürliche Vater ver⸗ 
liert den ihm ſonſt zukommenden Nießbrauch. 

$. 698. Er muß alſo das Vermögen des Kin⸗ 
des nur für deſſen Rechnung verwalten, und die 
Einkuͤnfte davon, zur Vermehrung des Haupt⸗ 
ſtuhls, oder ſonſt zum Behufe des Kindes, nüßs 
lich verwenden. 

F. 699, Stirbt der natürliche Vater des ange⸗ 
nommenen Kindes nach der Adoption: ſo kann die 
Vormundſchaft über das Vermögen des Kindes 
dem angenommenen Vater aufgetragen werden. 

$. 700. Doch iſt das vormundſchoftliche Ges 
richt an die Perſon deſſelben nicht gebunden. 

F. 701. Stirbt das angenomn Kind vor 
den naturlichen Aeltern: fo wird letzteren, und 
nicht den Annehmenden, die geſetzliche Erb⸗ 
folge eröffnet. 

$. 702, Dagegen bleibt dem angenommenen 
Kinde ſein geſetzliches Erbrecht auch auf den Nach⸗ 
laß feiner naturlichen Aeltern. 

. 703. Vorſtehende geſetzliche Beſtimmungen 
(F. 682-702.) können durch den bey der Annahme 
geſchloſſenen Vertrag anders feſtgeſctt werden. 

F. 704. In Anſetzung der perfönlichen Verhäfte 
niſſe finden dergleichen Abänderungen in fo weit 
ſtatt, als dadurch das Weſentliche des Geſchafts 
nicht aufgehoben wird. 

$ 705. Sollen die geſetzlichen Beſtimmungen 
in Anfehung des Vermögens durch den Vertrag ae 
Ändert werden; und iſt das anzunehmende Kind 
noch minderjährig: To muß das vormundſchaftliche 
Gericht dergleichen Aenderungen, und ob unter 
denſelben die Adoption dem Kinde zuträglich ſey, 
beſonders pruͤfen. 

F. 706. Ein Vertrag, wodurch dem zu adop⸗ 
tirenden Kinde ſogar der Pflichttheil von dem 
künftigen Nachlaſſe feiner naturlichen Aeltern 
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entzogen wird, kann nur mit einem Großjäͤhrigen 
geſchloſſen werden. 

§. 707. Durch die Adoption treten auch bie das Familien 
mals ſchon vorhandnen, und nachher erzeugten nie. 
Atömmlinge des angenommenen Kindes, gegen 
die annehmenden Aeſtern in eben das Verhöltniß, 
wie Blrtsverwandte in abſteigender gegen die in 
aufſteigender finie. 

F. vog. Uebrigens aber entficht zwiſchen dem 
angenommenen Kinde, und der Familie des An⸗ 
nehmenden, durch die Adoption gar keine Ver⸗ 
bindung. 

$. 709. Auch die nach der Adoption etwa er⸗ 
zeugten naturlichen Kinder des Annehmenden tre⸗ 
ten mit dem Angenommenen nicht in das Verhälts 
niß als Geſchwiſter. 

F. 710. Soll durch die Adoption zugleich eine 
Familienverbindung bewirkt werden: ſo muß 
dieſes durch einen beſonderen Familienvertrag 
geſchehen. 

711. Dagegen verbleibt das angenommene 
Kind ein Mitglied der Familie, in welcher es ge⸗ 
boren worden. 

§. Ira, Es beſtehen alſo zwwiſchen ihm, und / 

feinen natürlichen Verwandten, alle Rechte und 
Pflichten eben fo, als wenn keine Adoption er⸗ 
folgt wäre. 
9.713. Um die Verdunkelung dieſer Rechte zu 
verhuͤten, iſt das angenommene Kind, mit dem 
Namen des Annehmenden zugleich ſeinen eignen 
Familiennamen zu fuͤhren, berechtigt. 

$. 714. Die einmal geſetzmaͤßig erfolgte Ado; Aufpebung 
tion kann nut eben ſo, wie fie zu Stande gekom- n Mod 
men iſt, mit Einwilligung der Intereſſenten, und 
unter gerichtlicher Beſtaͤigung, wieder aufgeho⸗ 
ben werden. 


J 3 $. 715. 
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§. 715. Dadurch verliert Me alle Wirkungen, 
und die Rechte und Pflichten der Intereſſenten find 
je, als wenn niemals eine Adoption geſcheten 
wäre, zu beurtheilen. 

§. 716. Die aus der Adoption entſpringende 
voͤterliche Gewalt des Annetmenden wird eben 
fo, wie die des natürlichen Vaters, geendizt und 
aufgehoben. 


Eilfter Abſchnitt. 
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F. 717. Zwiſchen Stiefaͤltern und Stiefkindern 
beſtehen keine Familtenverhaltniſſe. 

$. 718. Doch können iolde Verhaͤltniſſe in 
geroiffer Maaße durch Einkindſchaft begründet 
werden. 

§. 719. Dergleichen Einkindſchaft findet ſtatt, 
wenn von Perſonen, die einander zur rechten 
Hand heirathen, entweder Einer oder deyde, aus 
einer ſolchen vorhergehenden Ehe Kinder am fer 
ben haben. 

F. 720. Die Abſicht der Einkindſchaft iſt, daß 
zwiſchen den Stiefaltern, und Stiefkindern, die 
perſonſichen Rechte und Pflichten, wie zwiſchen 
leiblichen Aeltern und Kindern, ingleichen wech⸗ 
ſelſeitige Succeſſionsrechte hervorgebracht wer⸗ 
den ſollen. 

9. 7a. Die Einkindſchoft kann nur durch eis 
nen gerichtlich vollzogenen und bejlätigten Vertrag 
errichtet werden. 

F. 722. Dieſes kann ſowohl in dem Ehever⸗ 
trage unter den ſich heirattenden Aeltern, als nach 
bereits geſchloſſener Ehe durch ein beſonderes Ab⸗ 
kommen gejchehen, 


$. 723. 


Von der Einkindſchaft. 231 


6. 723. Die frehe Einwilligung der Aeltern for 
wohl, als der zuſammen zu bringenden Kinder, iſt 
dazu nothwendig. 

$. 724. Sind die Kinder noch minberjährig: 
fo muß das vormundſchafliche Gericht mit Zus 
ziehung ihres Eurstors prüfen: ob die Eiakind⸗ 
ſchaft, und die Bedingungen des darüder ge⸗ 
ſchloſſenen Abkommens, den Kindern zuträg⸗ 
lich ſind. 

H. 725. Jedes der Aeltern, welches ſchon vor 
handene Kinder in die Einkindſchaft bringt, muß 
denſelben aus ſeinem alsdann beſizenden Vermd⸗ 
gen eine gewiſſe Summe, auf ſeinen kuͤnftigen 
Todesfall, zum Voraus beſcheiden. 

$ 726. Dieſer Ausſatz muß wenigſtens die 
Hälfte des Vermbgens betragen, welches von 
den ausſetzenden Aeltern in die neue Ehe ge⸗ 
bracht wird. 1 

F. 727. Wegen Beſtimmung der Summe die⸗ 
ſes Ausſatzes, muß der Richter bey der pflichtmäßte 
gen Angabe der Aeltern ſich beruhigen, und kann 
dieſelben zur Offenlegung ihres Vermoͤgenszuſtan⸗ 
des nicht anhalten. 

9. 738. Hat Einer oder der Andere der die Eins 
kindſchaft errichtenden Ehegatten Verwandte in 
aufſteigender finie: fo muß er die Einwilligung 
derſelben beybringen. 

$. 729. Iſt diefes nicht erfolgt: fo bleibt ſolchen 
Aſcendenten ihr Recht auf den Pflichtheil von dem 
kuͤnftigen Nachlaſſe des die Einkindſchaft ſchließen⸗ 
den Abkoͤmmlings vorbehalten. 

$. 730. Stammen die zuſammen zu bringenden 
Kinder aus einer durch richterlichen Spruch ge⸗ 
trennten Ehe: fo finden, wegen beyzubringender 
Einwilligung des andern Theils der geſchiedenen 
Aeltern, eben die Vorſchriften H. 726. 729. wie 
bey den Aſcendenten Anwendung. 


Pa 9. 731. 
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F. 731. Die rechtlichen Folgen der Einkind⸗ 
ſchaft werden hauptſäͤchlich durch den Inhalt des 
daruͤber errichteten Vertrages beſtimmt. 

$ 732. Iſt in dieſem nichts beſonders feſige⸗ 
feße: ſo erlangen der Stiefvater, oder die Stief; 
mutter, über die Perſon der in die Einkindſchaft 
gebrachten Stieftinder alle Rechte leiblicher Aeltern. 

F. 733. Dagegen erwirbt der Stiefvater auf 
das Vermögen der Stiefkinder keinesweges die 
einem leiklichen Vater unter lebendigen zukommen⸗ 
den Rechte. 

9. 734. Wohl aber werden dadurch gleiche und 
gegenseitige Erbrechte zwiſchen den Altern und 
den in die Einkindſchaft gebrachten Kindern bes 
gründet.) 

$. 735, Dieſe Rechte erſtrecken ſich jedoch nue 
über das der freyen Verfugung eines jeden unters 
worfne Vermoͤgen. Ai 

F. 736, Auch dasjenige Vermögen, welches 
den Kindern nach geſchloſſener Einkindſchaft ans 
derwaͤrts her, als von den dieſelbe ſchließenden 
Aeltern, zugefallen, iſt dieſen Suceeſſionsrechten 
nicht unterworfen. 

$ 737. Wenn Eins der Aeltern verſtirbt: fo 
erben die leiblichen und Stiefkinder den Nachlaß 


deſſelben mit gleichem Rechte. 


$. 738. Doch nehmen alsdann die leiblichen 
Kinder des Erblaſſers aus voriger Ehe das ihnen 
nach $. 725. bey Schließung der Einkindſchaft aus⸗ 
geſetzte Quantum zum Voraus. 

$. 739. Die leiblichen Kinder des Erblaſſers 
aus derjenigen Ehe, zu deren Behufe die Einkind⸗ 
ſchaft geſchloſſen worden, konnen auf einen ſolchen 
vorzuͤglichen Antheil, als ihren Halbgeſchwiſlern 
ausgeſetzt iſt, keinen Anſpruch machen. 


9.740. 
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F. 740. Vielmehr wird, der übrige Nachlaß un 
ter die ſämmtüchen leiblichen und Stiefkinder des 
Verſtorbenen, nach der Regel der geſetzlichen Erb⸗ 
folge, gleich getheilt. 

. Jau. Auch wenn nur Stiefkinder vorhanden 
ſind, ſchließen dieſe die Verwandten des Verfiors 
benen in der aufſteigenden und Seitenlinie von der 
Erbfolge deſſelben aus. 

F. 742. Doch hat es in Anſehung des den Aſcen⸗ 
denten zukommenden Pflichitheils, wenn dieſe in 
die Einkindſchaft nicht gewilligt haben, bey dem 
Vorbehalte des F. 729, fein Bewenden. 

$ 743. Wenn Eins von den in die Einkind⸗ 
ſchaft gebrachten Kindern ohne eheliche Ab: 
tömmlinge- verſtiebt: ſo wird ſelbiges von den 
Kunze und Gtiefältern mit gleichem Rechte 

ſeerbt. 

x 9. 744 Auch wenn nur der Stiefvater, oder 
die Stiefmütter noch am leben iſt, werden die 
Blutsverwandten des Kindes von dieſen ausge⸗ 
ſchloſſen. 

F. 7435. Doch erſtreckt ſich dieſes Erbrecht des 
Stiefaͤltern nur auf das in die Eintindſchaft ges 
kommene Vermoͤgen. 

9. 746. In dasjenige, was nach h. 736. davon 
ausgenommen iſt, findet die gemeine geſetzliche 
Erbfolge ſtatt. 

F. 747. Die durch den Vertrag begründete 
Erbfolge kann der eine Theil, zum Schaden des 
Andern, durch letztwillige Verfuͤgungen nicht 
aufheben. 

$. 748. Aeltern fönnen alſo nur über dasjenige 
Vermögen, was bey der Einkindſchaft etwa aus⸗ 
druͤcklich vorbehalten worden, und Kinder nur 
über das, was nach h. 736. in die Einkindſchaft 
nicht gekommen iſt, letztwillig verordnen. 


Ps $ 749. 
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H. 749. Doch konnen zuſammengebrachte Ael⸗ 
tern und Kindee aus eben den Ulrſachen, wie leib⸗ 
liche Aeltern und Kinder, einander enterben. 
($. 399. led. J. 506. (ad.) 

F. 750. Wird die Ede, zu deren Behufe die 
Einkindſchaft geſchloſſen worden, durch richters 
lichen Spruch wieder getrennt: fo hört die Ein⸗ 
N mit allen ihren rechtlichen Folgen von 
ſelbſt auf. 

9. 751. Außerdem kann dieſelbe nur mit freyer 
serichtlich erklärten Einſtimmung ſümmrlich te In 
tereſſenten wieder aufgehoben werden. 

. 752. Durch die Einkindſchaft enrftege weder 
Verwanßſchaft, noch Erbrecht, unter ben zuſam⸗ 
mengebrachten Kindern, noch mit oder unter ihren 
wechſelſeitigen Familien. 


Zwoͤlfter Abſchnitt. 
Von Pflegekindern. 


F. 753. Wer ein von feinen Aeltern verlaſſenes 
Sin in fine Pflege nimmt, erlangt über daſſelbe 
alle perſoͤnlichen Rechte leiblicher Aeltern. 

$. 754. Er iſt ſchuldig, das Kind in einer von 
den im Staate aufgenommenen Religionen zu er⸗ 
ziehen, und daſſelbe zu irgend einem näßlichen Ger 
werbe anzufuͤhren. 

F. 755. Sind die Aeltern des Kindes mit dem 
Pflegevater von gleichem oder hoͤherem Stande: 
fo iſt letzterer ſchuldig, das Kind, wie ſeine eig⸗ 
nen, zu verpflegen und zu erziehen. 

F. 756. Sind die Aeltern von geringerem Stans 
de, oder iſt der Stand derſelben ganz unbekannt 
fo hängt es lediglich von dem Pflegevater ab, tel: 
che Art des Unterhalts und der Erziehung er dem 
Kinde will angedeihen laſſen. 


§. 757. 
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4.757. Auch bey der Wahl der künftigen fee 
bens art des Kindes hat der Pflegevater alle Rechte 
des leiblichen Vaters. 

. 758. Bey der Verheitathung des Pffegekin⸗ 
des it ferne, und nicht der leiblichen Aeltern Ein⸗ 
willigung erforderlich. 

. 759. Hingegen erlangt der Pffegevater auf 
das etwanige Vermögen des Kindes gar kein Recht. 

$. 760. Vielmehr wird es mit dieſem Vermoͤ⸗ 
gen eben jo gehalten, wie wegen des Vermögens 
angenommener Kinder verordnet ift. ($. 694. faq.) 

$. 761. Auch entſtehen zwiſchen Pflegeältern 
und Kindern feine geſetzlichen Erbrechte. 

F. 762. Doch treten die Pflegeäftern, bey der 
geſezlichen Erbfolge, in die Stelle folder Ber: 
wandten des Kindes, die ſich deſſelben, da es ver 
laſſen war, anzunehmen wiſſentlich und vorſetzlich 
geweigert haben. 

9. 763. Auch können die Pflegeöltern die auf 
fer dem Unterhalte und der gewöhnlichen Beklei⸗ 
dung dem Pflegekinde gemachten Geſchenke aus 
dem Nachlaſſe deſſelben, jo weit fie darin noch vor; 
handen find, zuruͤcknehmen. 

. 764. Von Pflegekindern gemeiner oder unbe 
kannter Herkunft konnen die Pflegeältern Dienſtlei⸗ 
ſtungen zur Entſchaͤdigung fordern. 

F. 768. Das Kind rauf alsdann, noch zuräck⸗ 
gelegtem Vierzehnten Jahre, ſo viel Jahre ohne 
Lohn dienen, als es vorher verpflegt worden. 

$. 766. Während der Dienſtzeit muß dem Kinde, 
außer der nothwendigen Kleidung, ein folder fe- 
bensunterhalt gereicht werden, wie ihn andere, glei 
che Dienſte leiſtende Perſonen erhalten. 

$. 767. Die Dienſte der Pflegekinder duͤrfen 
an Fremoe nicht überlaſſen werden. 


9. 768. 


Wie Fami⸗ 
dienverbin, 

dungen ent⸗ 
keen. 
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$. 768. Sie hören auf, wenn die Plegeäfrern 
mit Tode abgehen, 

F. 769, Zu einer Heirach des Pflegekindes koͤn⸗ 
nen die Pfiegeältern bloß um deswillen, weil die 
Dienſtzeit deſſelden noch nicht geendigt iſt, ihre 
Einwilligung nicht verſagen. 

. 770, Mißbrauchen die Pflegeaͤltern ihre 
Mechte dergeſtalt, daß deben, Geſundheit, Ehre, 
Sitten, oder Gewiſſensfreyheit des Kindes dar⸗ 
über in Gefahr kommen: jo iſt das Kind von fernes 
ter Dienſtleiſtung freyzuſprechen. 

9.7741. Alle perſoͤnliche Rechte der Pflegeaͤltern 
über das Kind gehen verloren, wenn ſie vor vol⸗ 
lendeter Erziehung deſſelben ihren Beyſtand wie⸗ 
der zurücknehmen. 

. 772. Wenn jemand ein fremdes Kind, aufs 
ſer dem Falle der Huͤlfloſigkeit, zur Verpflegung 
und Erziehung übernimmt: fo müſſen feine Vers 
hältniffe gegen daſſelbe hauptſöchlich nach dem In⸗ 
halte des daruͤber geſchloſſenen Vertrages beur⸗ 
theilt werden. 

73, In fo fern feine Rechte und Pflichten 
ſolchergeſtalt nicht beftimme find, erſtrecken fie ſich 
nicht weiter, als es der Zweck der übernommenen. 
Erziehung unmittelbar erfordert. 5 


Dritter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der 
übrigen Mitglieder einer Familie. 


K.. Perfonen, die durch Blutsftenndſchaft mit 
einander verwandt find, werden zu einer Familie 
gerechnet. (Th. 1. Tit. J. H. 42.45.) 

$. 2. Die Ehefrau nimmt nus für ihre Perſon 
an den Rechten der Familie des Mannes dur: 
die Helrath fo weit Antheil, als ihr dieſe Rechte 
durch 
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durch den Mann übertragen werden konnen. 
(Tit. I. H. 192.) 

F. 3. In wie fern durch Zeugung und Geburt 
aus einer Ehe zur linken Hand, aus unehelichem 
Beypſchlafe, durch Landesherrliche oder obrigkeit⸗ 
liche begitimation, durch Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt, oder durch Einkindſchaft, Familienverbin⸗ 
dungen entſtehen, oder nicht, iſt im vorigen 
Titel verordnet. 

J. 4. Kinder, die von einerleh Vater und Mut: 
ter in rechtmaͤßiger Ehe erzeugt, oder durch eine 
ſolche Ehe legitimirt werden, haben unter einan⸗ 
der die Rechte vollbürtiger Geſchwiſter. 

§. 5. Haben fie nur einen gemeinſchaftlichen 
Vater, oder nue eine gemeinſchaftliche Mutter: 
fo ſind fie nur als Halbgeſchwiſter mit einander 
verbunden. 

Hes. Uneheliche Kinder eben derſelben Mutter 
werden, wenn ſie auch einen gemeinſchaftlichen 
Vater haben, dennoch, ſo lange die Aeltern ein⸗ 
ander nicht heivachen, nur als Halbgeſchwiſter von 
der Mutter Seite angeſehen. 

F. 7. Zwiſchen unehelichen Kindern, die eben⸗ 
derſelbe Vater mit verſchiedenen Muttern erzeugt 
bat, beſteht gar kein bürgerliches Familien + Vers 
boͤltniß. 

F. 8. Uneheliche Kinder befinden ſich mit den⸗ 
jenigen, welche die Mutter in der mit einem an⸗ 
dern Vater geſchloſſenen Ehe erzeugt, ebenfalls in 
keiner dergleichen Verbindung. 

H. 9. Alle Mitglieder einer Familie haben, als Allarmeis 
ſolche, vermöge der Geſetze, gewiſſe allgemeine ue 
Rechte und Pflichten. uud Dice 

H. 10. Darunter wird vornehmlich die Sorge 4 6 
für die zur Familie gehörenden Kinder und andre für du 
Perfonen , die ſich ſeloſt vorzuſtegen nicht fähig Kan 
ſind, gerechnet. 

$. 11. 


welche cg 
fads nicht 
dorkkehen 
können. 


2) Famili; 
entrauer, 


2) Micht 
dur geen, 
feige 
Anserfihe 
gung, 
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F. 11, Wenn Aeltern die gegen ihre Kinder ih⸗ 
nen obliegenden Pflichten der Erziehung und Pflege 
groͤblich biatenanſetzen; ſo ſind die Faunlien⸗Mit⸗ 
glieder, ohne Rückſicht des Grades der Verwandt⸗ 
ſchaft, beſugt und ſchuldig, dem vot:nundſchaft⸗ 
lichen Gerichte davon Anzeige zu machen, und Un⸗ 
terſuchungz zu ferdern. 

$. 12. Von der Pflicht der Verwandten, für 
die Bevormundung ſolche: Familien Mitalleder, 
welche deren beduͤrfen, zu ſorgen, und dergleichen 
Wormundſchaften ſelbſt zu übernehmen, wird 
in dem Titel von Vormundſchaften gehandelt. 
(Tit. XVIII. Abſchn. II. III.) 

$ 13. Ob und wie lange Mitglieder einer Tas 
milie einander betrauern duͤrfen, beſtimmen die 
Polizeyordnungen. 

F. 14. Verwandte in auf: und abſteigender 
linie ſind einander, nach den wegen der eltern 
und Kinder im vorigen Titel enthaltenen nähern 
Beſummungen, zu ernaͤhren verbunden. (Tit. II. 
9.281234. 1 

$. 15. Auch Geſchwiſter erſten Grades muͤſſen 
ihren Geſchwiſtern, die ſich ſelbſt zu ernähren 
ganz unfähig find, den nothduͤrftigen Unterhalt 
reichen. 

$. 16. Es macht dabey keinen Unterſchied: ob 
ſie mit ſolchen Geſchwiſtern durch volle oder halbe 
Geburt, aus einer Ehe zur rechten oder zur linken 
Hand verwandt find. 

9. 17. Doch richtet ſich uͤberhaupt die Verbind⸗ 
lichkeit der Verwandten , hüuͤfloſe Familien Mits 
glieder zu ernähren, nach den Regeln der geſetzli⸗ 
chen Erbfolge. a 

H. 18. Derjenige alſo, welcher der naͤchſte Erbe 
des zu ernaͤhrenden Verwandten ſeyn wurde, hat 
auch die nächfte Verbindlichkeit, für feinen. Unter⸗ 
halt zu ſorgen. 

9. 19. 


Rechte d. übrig, Mitgl. einer Familie. 239 


F. 19. Wenn jedoch der zunaͤchſt Verpflichtete 
ſelbſt undermoͤgend ift: fo muß der auf ihn Fol⸗ 
gende an feine. Stelle treten. 

F. 20. Mehrere gleich nahe Verwandten muͤſſen 
den Unterhalt des duͤrftigen Familien Mitgliedes 
gemeinſchaftlich, jedoch nach Verhaͤltniß ihres Vers 
mögens, beſtreiten. N 

F. 21. Nur Geſchwiſter find berechtigt, das, 
was der Unterhalt ihrer unvermögenden Geſchwi⸗ 
ſter ſie gekoſtet hat, von dieſen zurüͤckzufordern; 
wenn bie Umftände der letztern ſich in der Folge 
dergeſtalt verbeſſern, daß ſie dieſen Erſatz ohne Abs 
bruch ihrer eignen und der Ihrigen Nothdurft lei⸗ 
ſten konnen. 

$. 22. Andere Seitenverwandten, außer den 
Geſchwiſtern erſten Grades, koͤnnen zur Ernaͤh⸗ 
rung unvermögender Familien Mitglieder nicht 
gezwungen werden. 

F. 23. Doch verlieren diejenigen, die ihre un⸗ 
vermoͤgenden Verwandten gegen ihre natürliche 
Pflicht huͤflos laſſen, ihr geſetzliches Erbrecht. 

H. 24. Dieſer Verluſt des Erbrechts kann aber 
nur alsdann ſtatt finden, wenn der Verwandte, 
welchen derſelbe treffen fell, zur Ernährung ſei⸗ 
nes unvermogenden Verwandten ausdruͤcklich 
aufgefordert worden iſt, und ſich deſſen gewei⸗ 


gert hat. 7 5 

. 25, Alsdann tritt derjenige an feine Stelle, 
welcher ſich eines ſolchen huͤlfloſen Menſchen ange: 
nommen hat. 

F. 26. Haben Mehrere zu der Vorſorge für den 
Unterhalt und die Verpflegung deſſelben ſich mit 
einander vereinigt: fo beerben fie ihn nach Verhaͤlt⸗ 
niß ihrer Beytraͤge. 

H. 27. Bloße Almoſen und Geſchenke, wenn 
fie auch in gewiſſen beſtimmten Summen und Ter⸗ 

minen 


Erbfolge 
der Ges 


der voll, 
duͤrtigen. 


| ſchwiſer; 
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minen gegeben worden, begruͤnden niemals ein 
Erbrecht. 
$. 28. Von dem Exbrechte öffentlicher Anſtal⸗ 


ten in den Nachlaß der darin aufgenommenen Per 


ſonen, wird im Titel von Armenanſtalten gehan⸗ 
delt. (Tit. XIX.) 

. 29. Verwandte, die nur durch eignes Un⸗ 
vermögen ihre huͤlfloſen Verwandte zu ernähren 
verhindert worden, konnen memals mit dem Ver⸗ 
luſte ihres Erbrechts beftraft werden. 

$. 30. Sie muͤſſen aber demjenigen, der den 
Erdlaſſer ermähre hat, die darauf verwendeten Kor 
ſten, als eine Schuld, aus dem Nachlaſſe erſetzen. 

§. 31. Unter den Seitenverwandten werden 
zuerſt die Geſchwiſter zur geſetzlichen Erbfolge 
berufen. 

F. 32. Sie koͤnnen aber davon durch Verträge 
und letzte Willensverordnungen völlig ausgeſchloſ⸗ 
ſen werden. 

F. 33. Geſchwiſter haben von einander keinen 
Pflichttheil au fordern. 

4. In wie fern fie die Verwandten in auf⸗ 
ſteigender Knie ausſchließen, oder mit ihnen zu⸗ 
gleich erben, iſt im vorigen Titel beſtimmt. 

. 35. Vollbürtige Geſchwiſter und deren Ab⸗ 
koͤmmlinge ſchließen die halbbürtigen aus. 

$. 36. Mehrere vollbürtige Geſchwiſter teilen 
unter ſich die Erbſchaft nach der Perſonenzahl. 

$. 37. Sind von denſelben einige oder alle, mit 
Hinkerlaſſung von Abkömmlingen, vor dem Erb⸗ 
laſſer geſtorben: fo wird die Erbſchaft nach den fie 
nien gethellt. 

$ 38. In die Portion jeder Linie theilen ſich 
die unter denſelben ſtehenden Unterlinien, nach 
eben den Regeln, die bey der Erbfolge der Deſcen⸗ 
denten im Zweyten Titel H. 351 358. A 
ben worden. 

5 8.55 
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$ 39: So oft daher in einer Linie eine dem 
Erblaſſer dem Grade nach nähere Perſon deſſen 
Erbe nicht ſeyn kann oder will, fälle ihr Erb⸗ 
recht auf die von ihr abſtammenden weitern De⸗ 
ſcendenten. 

F. 40. Wenn gleich Abkömmlinge von Ger 
ſchwiſtern Ährer eignen Aeltern Erben nicht gewor⸗ 
den find: jo hat doch dieſes auf ihr Erbrecht in dem 
Nachlaſſe der Geſchwoiſter ihrer Aeltern keinen 
Einfluß. 

H. 41. Sind weder vollbuͤrtige Geſchwiſter, der Hubge⸗ 
noch Abkömmünge von ſelbigen vorhanden: jo ge !Mriker, 
langen die Halbgeſchwiſter und deren Deſcendenten 
zur Erbfolge. 

$. 42. Bey biefen, wenn ibrer mehrere find, 
findet eben die Succeſſionsordnung nach linien ftatt, 
wie unter den vollbürtigen Geſchwiſtern und deren 
Abkoͤmmlingen. 

$ 43. Jwiſchen Halbgeſchwiſtern von voterli⸗ 
cher und muͤtterlicher Seite iſt der Regel nach kein 
Unterſchied. 

F. 44. Auch kommt es darauf nicht an: ob das 
Vermögen des Erblaſſers demſelben von der vaͤ⸗ 
terlichen oder von der muͤtterlichen Seite zuge⸗ 
fallen fer. 

$. 45. In wie fern bey Sehnen, Fideicom⸗ 
miffen, und Stammgutern, Halbgeſchwiſter von 
Vatersſeite mit den Vollbüͤrtigen zugleich zur 
Succeſſion gelangen, und die Halbgeſchwiſter 
von Seiten der Mutter ausſchließen, iſt gehörigen 
Orts feſtgeſetzt. . 

F. 46. Sind weder Verwandten in auf, oder der ühriam 
abfkeigender knie, noch Geſchwiſter oder deren walten. 
Abkömmlinge vorhanden: fo gelangen die übrigen 
Seitenverwandten zur Erbfolge. 

H. 47. Ju wie fern dieſe mit dem uͤberlebenden 
Ehegatten zugleich an der Erbſchaft Theil neh⸗ 

Allgem. Geſetzb. in. Bald. u men, 
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men, oder von demſelben ausgeſchloſſen werden, 
iſt im Erſten Titel H. 622. leg. beſtimmt. 

F. 48. Seitenverwandten erben nach der Nͤͤhe 
des Grades ihrer Verwandſchaft mit dem Erblaſſer. 

F. 49. Der nähere Grad ſchließt die entfern⸗ 
ceren aus. 

F. 50. Aeltern, die vor dem Erblaſſer verſtor⸗ 
ben find, verfallen dabey niemals ihr Erbtecht auf 
ihre Kinder. 

F. 51. Mehrere Perſonen gleichen Grades erben 
zu gleichen Theilen. 5 

F. 52. Es macht keinen Unterſchied: ob die Sei⸗ 
tenverwandten von des Vaters oder von der Mut⸗ 
terfeite, durch volle oder nur durch halbe Geburt, 
mit dem Erblaſſer verbunden ſind. 

F. 33. Wegen der Folge der Seitenverwandten 
in lehne, Fideſcommiſſe, oder Stammgüter, hat 
es bey den vorgeſchriebenen beſondern Succeſſions⸗ 
erönungen fein Bewenden. 


| Vierter Titel. 
Ve, gemeinſchaftlichen Familienrechten. 
Erſter Abſchnitt. 


Von gemeinſchaftlichen Familienrechten 
überhaupt, 


Tbeilneh⸗ H. r. An. gemeinſchaftlichen Familienrechten neh⸗ 

men sämmtliche Mitglicher der Familie, ohne Uns 

1 fechten. kerſchied der Art oder des Grades der Verwand⸗ 
ſchaft, Antheil. 

F. 2. Wenn von Satıifiencerhten überhaupt die 

Rede ift: fo kommen dieſelben auch Perſonen weib⸗ 

lichen Ge ſchlechts, und denenſenigen zu, welche 

durch Abstammung von ſolchen Perſonen mit der 

Samilie verbunden ſind. 9. 3• 
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„H. 3. Nur in Fällen, wo Stiſtungsbriefe, Fa⸗ 
milienverträge,, oder beſondere Geſetze biefed ber 
ſtimmen, werden Welbsperſonen, und die durch 
ſie mit der Familie verwandt ſind, von ſolchen Ge⸗ 
rechtſamen qusgeſchloſſen. J 

4. Iſt ein gemeinſchaftliches Familienrecht 
Te beſchaffen, daß es nicht von allen zugleich, ſon⸗ 
dern nur von Einem ausgeübt werden kann: ſo 
kommt, wenn nicht Stiſtungsbriefe oder Famillen⸗ 
vertehge ein Anderes mit ſich bringen, die Aus⸗ 
übung eines ſolchen Rechts demjenigen zu, welcher 
dem etſten Erwerber, dem Grade nach, am näaͤch⸗ 
ſten verwandt iſt. 

F. 5. It kein erſter Erwerber bekannt; odet 
find mehrere ihm gleich nahe Familienmitglieder 
vorhanden: fo kommt die Ausübung des Familien⸗ 
rechts demjenigen zu, welcher der Aeltere den Jah 
ren nach ift. 

F. 6. Sieht auch das Alter keine entſcheidende 
Beſtimmung: jo muß dieſelbe dem foofe überlaffen 
werden. 

$. J. Gemeinſchaftliche Familienangelegenhel' 
ten müſſen durch Berathſchlagungen und Schluͤſſe 
der ganzen Familie angeordnet werden. 

H. 8. In wie fern dieſes durch die Mehrheit det 
Stimmen, oder nur durch den eingelligen Schluß 
ſämmtlicher Familienmitglieder geſchehen konne, 
iſt, in fo fern Stiftungsbriefe oder Familienver⸗ 
träge nichts Beſonderes feftfeßen, nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften vom Rechte der Geſellſchaften 
zu beſtimmen. 

$. 9. Zu dergleichen Berathſchlagungen muß 


der Vorſteher der Familie dieſelbe zuſernmen. 


berufen. 
$ 10. Wer Vorſteher der Familie anzu⸗ 
ſehen ſey, wird durch die Wahl der übrigen Mit⸗ 
glieder, und wenn keine Wahl geſchehen, oder 
na ‚übers 


Aushbung 
derselben. 


Familien / 
ſchtͤſſe. 


Vorficher ° 
ber Fami, 
le, 
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uͤberhaupt in der Familie nicht gewoͤhnlich iſt, 
durch das Alter den Jahren nach beſtimmt. 

F. 11. Perſonen weiblichen Geſchlechts können 
nur dutch Stiftungsbriefe, oder durch die Wahl 
der übrigen Mitglieder, zu Vorſtehern der Familie 
beſtellt werden. 

$. 12. Dem Vorſteher der Familie liegt vorzüg⸗ 
lich ob, für die Erhaltung der Familienrechte 
zu ſorgen. 

F. 13. Doch muß er in Prozeſſen Vollmacht von 
den übrigen Satnilienmitgliebern beybringen. 

F. 14. In Fallen aber, wo Gefahr aus dem Ver⸗ 
auge für die Famille entſtehen könnte, muß er, vers 
moͤge einer zu wermuchenden Vollmacht, zugelaſſen 
werden. (Th. J. Tit. XIII. $. 119. [gg.) 

$. 15. Die von ihm auf den Grund einer ſol⸗ 
chen wirklich ertheilten, oder zu vermuthenden Voll⸗ 
macht aufgewendeten Koſten, muß ihm die Familie 
erſtatten. 

H. 16. Die Vertheilung dieſer Koſten geſchieht 
in der Regel nach der Zahl der zu der Familie geho⸗ 
renden Perſonen. 

$. 17. Doch werden Kinder, deren Aeltern 
noch am leben ſind, nur in ſo fern gerechnet, als 
fie eigenthümliches frenes Vermögen befißen, oder 
bereits eine abgeſonderte Wirthſchaft angeſtellt 
haben. 

% 18. Unvermögende Familienmitglieder muͤſſen 
von den vermögenden übertragen werden. 

$ 19, Die Verwahrung der die gemeinſchaftli⸗ 
chen Familienrechte betreffenden Urkunden gebüh⸗ 
ret dem Vorſteher der Familie. 

F. 20, Iſt aber ein gemeinſchaftliches Stamm⸗ 
haus vorhanden: fo muͤffen die Familienurkunden 
der Regel nach in dieſem aufbewahrt werden. 


Zweyter 


e e eee 
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Zweyter Abſchnitt, 
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$. 21. Unter Familienſtiſtungen werden hier Was Fami⸗ 
Anordnungen verſtanden, wodurch jemand gewiſſe gen und 
Hebungen von beſlümmten Grundſtäcken over Capi- 
talien für eine Familie ausfegt und anweiſet. 

„22. Auch iſt es für eine Familienſtiftung zu 
achten, wenn jemand die Ausübung gewiſſer Vor⸗ 
rechte und Befugniſſe einer Familie verſchafft und 
zueignet. 

$. 23. Wenn aber jemand verordnet, daß ein Fidsicon 
gewiſſes Grundſtäck oder Capital, entweder für be; Tl ud. 
fündig, oder doch durch mehrere Geſchlechtsfolgen, 
bey einer Familie verbleiben ſolle: ſo wird ſolches 
ein am „Fideicommiß genannt. 

24. Wenn jemand verordnet, daß die Zin⸗ 
fen eines gewiſſen Capitals einer Familie zu 
gute kommen ſollen: ſo iſt dergleichen Ver⸗ 
ordnung, im zweifelhaften Falle, cher für eine 
bloße Familienſtiftung, als für ein Fidelcommiß 
zu achten. 

F. 25. Iſt ein beſtimmter Zinsfuß eines gewiſ⸗ 
fen Capitals als der Maaßſtab der der Familie zu: 
gedachten jährlichen Hebung vorgeſchrieben: fo 
muͤſſen, bey erfolgender Verminderung des Zins: 
fußes, auch die Theilnehmer eine Verminderung 
ihrer jahrlichen Hebungen ſich gefallen laſſen. 

$. 26. IM jedoch das Capital ſelbſt bey dem 
Schuldner deſſelben auf eine ihn rechtlich ver: 
pflichtende Art unablöslich beftätigt werden: fo 
kann derſelbe auf eine Herabſezung der Zinſen nie: 
mals antragen. 

H. 27. Familienſtiftungen zu machen, iſt jeder Von Eri 
Einwohner des Staats in fo weit berechtigt, als er ent 
uberhaupt uber fein Vermoen ſchalten kann. 

2 3 . 28: 


246 Zweyter Theil. Vierter Titel. 


§. 28. Dergleichen Samitienfiftungen konnen 
durch Vertroͤge, durch einſeitige Verfügungen uns 
ter lebendigen, und durch letzte Willensverordnun⸗ 
gen errichtet werden. 

H. 29. Dieſe Stiftungsurkunden ſollen Fünftig 
allemal vor dem ordentlichen perſönlichen Richter 
des Stifters verlautbart, und demſelhen zur Ber 
ſtaͤtigung vorgelegt werden. 

. 30. Dieſe Verlautbarung muß, wenn fie der 

Stifter nicht selbst ſchan bey ſeiner Lebenszeit ber 

wirkt, durch den Vorfteher der zum Genuſſe der 
Stiftung berufenen Famile beſorgt werden. 

1. Der Richter iſt ſchuldig, nach noͤherer 
Anmeifung der Geſetze, welche die gerichtliche Ver⸗ 
fahrungsart in nicht flreitigen Rechtsangelegenhei⸗ 
ten vorſchreiben, darauf zu ſehen, daß dergleichen 
Urkunden deutlich und beſtimmt gefaßt, auch fünf 
tigen Zweifeln und Prozeſſen moͤglichſt vorgebeugt 
werde. 

$. 32: So lange die Stiftungsurkunde nicht ge: 
richtlich verlautbart worden, ſoll keine Klage dar⸗ 
aus angenommen werden. 

$. 33. Wird aber die Gultigkeit der Urkunde 
ſelbſt, vor oder nach der Verlautbarung angefoch⸗ 
ten: fo muß daruber rechtliches Gehör. verſtattet 
werden. 


Se F. 34. Die wegen einer ſolchen Stiftung den 


Familienmitgliedern zukommenden Rechte und 
Pflichten, ſind lediglich nach dem Inhalte der 
a Stiftungsurkunde zu beſtimmen. 

F. 35. Bey entflehendem Streite: in welcher 
Ordnung die Famillenmitglieder zum Genuſſe der 
Stiftung gelangen ſollen, gilt die Vermuthung, 
daß der Stifter auf die Regeln der geſetzlichen Erb⸗ 
folge, in Beziehung auf den gemeinſchaftlichen 
Stammvater der berufenen Familie, Ruͤckſicht ger 
nommen habe. 

9. 36. 
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$ 36. Hat der Stifter eine gewiſſe namentlich 
bezeichnete Familie zum Genuſſe der Stiftung ber 
rufen: fo find diejenigen, welche den Familienna⸗ 
men nicht führen, wenn ſie gleich ſonſt zur Ver 
e gehören, dennoch für ausgeſchloſſen zu 
achten. 

9.37. Hat aber der Stifter in allgemeinen 
Ausdrücken, zum Beſten ſeiner Verwandten, 
Nachkommen u. | w. verordnet: fo nehmen auch 
Verwandte weiblichen Geſchlechts, und die durch 
felbige zu der Famille gehören, an der Stiftung 
Theil. 

$ 38. Die Sorge für die Beobachtung der 
Stiftungsurkunde, und für die Auftechthaltung 
der daraus der Familie zukommenden Rechte, liegt, 
wenn der Stifter nichts Beſonderes darüber feſtge⸗ 
fest hat, dem Vorſteher der Familte hauptjäche 
lich ob. 


. 39. Der weſentliche Inhalt der Stiftungs⸗ Wie weit 
3 


urkunde kann durch einen auch einftimmigen Schluß 
der Familie nicht aufgehoben, noch abgeändert 
werden. 

H. 40. Dagegen iſt die Erklärung einer undeut⸗ 
lichen, oder die Ergänzung einer mangelhaften Vor⸗ 
ſchrift dieſer Urkunde, durch einen ſolchen einſtim⸗ 
migen Familienſchluß zuläſſig. 

5 8 Ka 125 dergleichen Schluß konnen 
auch in der Art der Sicherſtellung oder Verwen⸗ 
dung der Stiftungseinkuͤnfte, die den veraͤnderten 
Zeitumſtänden angemeſſenen Veränderungen ge⸗ 
troffen werden. 

$. 42. Zur Abfaſſung eines ſolchen Famili 
ſchluſſes muͤſſen alle Mitglieder zugezogen, und den⸗ 
jenigen, welche wegen minderjährigen Alters, oder 
ſouſt, ihren Sachen nicht felbft verfichen können, 
Vormuͤnder beſtellt werden. 


24 9. 43. 


len 


Stiftungen 
gelten, 


Was iu bes 
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F. 43. letzteres muß geſchehen, auch wenn die 
Väter folcher minderjährigen Familienmütglieder 
noch am beben find. 

$ 44. Wenn neue Familienmitglieder innerhalb 
des Dreybundert zwegten Tages nach der von ihren 
Aeltern gechehenen Vollziehung des Familienſchluſ⸗ 
ſes geboren en; jo ſind in Anſehung ihrer die 
Vorſchriften H. gr. 42. zu beobachten. 

F. 45. Später geborne Familienmitglieder müf- 
fen den Schluß der Familie ſchlechterdings aner⸗ 
kennen. 

H. 46. Dergleichen Familienſchlüſſe ſollen gericht: 
lich gepruͤft und beſtätigt werden. ($- 2933.) 


Dritter Abſchnitt. 


Von beſtaͤndigen Familien: Fideir 
commiſſen. 


$. 47. Jedem Einwohner des Staats iſt erlaubt, 
in feinem Vermögen nach eignem Gutfinden Fidei⸗ 
commiß Subſtitutionen, nach näherer Beſtim⸗ 
mung des Titels von letztwilligen Verordnungen, 
auch zum Beſten einer gewiſſen Familie zu errich⸗ 
ten. (Th. I. Tit. XII. F. 53. faq.) 

H. 48. Zu beſtaͤndigen Familien ⸗Fideicommiſ⸗ 
fen aber konnen nur Capitalien und Grundſtüͤcke, 
mit welchen Ackerbau und Viehzucht verbunden iſt, 
gewidmet werden. 

F. 49. Nur freye und keiner grundherrſchaftli⸗ 
chen Botmaͤßigkeit unterworfene Grundſtuͤcke kön: 
nen mit einem ſolchen beftändigen Familien = Fldei⸗ 
commiſſe belegt werden. 

H. 50. lehne koͤnnen zwar in Fidelcommiſſe nicht 
verwandelt; wohl aber darin eine Succeſſionsord⸗ 
nung, wie bey Fideicommiſſen, mit Beyſtimmung 
ſaͤmmtlicher Intereſſenten, eingefuhrt werden. 
§. 51. 
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$. 51. Ein Landgut, welches zum beſtäͤndigen 
Familien ⸗ Fideicommiß gewidmet werden ſoll, muß 
wenigſtens einen reinen Ertrag von Zweytauſend 
Fünfßundert Thalern, nach einem landuͤblichen 
Wirtzſchaftsanſchlage gewähren. 

9, 52. Diefer Ertrag darf weder mit Zinſen 
von Schuldpoſten, die auf dem Gute haften, noch 
mit Abgaben an Familienmitglieder oder Fremde 
belaſtet ſeyn. 

. 83. Nur mit Präftationen zum Beſten der 
Kinder des jedesmaligen Fideicommiß + Beſitzers; 
zur Aufſammlung eines Capitals fuͤr kuͤnftige Un⸗ 
gluͤcksfalle; oder zur Erweiterung und Verbeſſerung 
des Fideicommiſſes, kann der Ertrag deſſelben, 
bis zur Hälfte der geſetzmaͤßigen Summe, in dem 
Stiftungsbriefe belegt werden. 

F. 54: Es muß alſo, bey jedem kuͤnftig zu er⸗ 
richtenden Fideicommiſſe, dem zeitigen Beſitzer we⸗ 
nigſtens ein reiner Ertrag von Zwölfhundert und 
Funfzig Thalern zur freyen Verwendung übrig 
bleiben. 


$. 55. Grundſtuͤcke, die ſchon an und für ſich 
den reinen Ertrag von Zweytauſend Fuͤnfhundert 
Thalern nicht gewähren, konnen nur in fo fern zu 
einem beſtaͤndigen Fideicommiß gewidmet werden, 
als damit ein Capital, deſſen Nutzung das Fehlende 
ergänzt, untrennbar verbunden wird. 

F. 56. Für eben dieſelbe Familie foll in Zukunft 
kein Fideicommiß, welches den reinen Ertrag von 
Zebntauſend Thalern uͤberſteigt, ohne beſondere 
Landesherrliche Genehmigung geſtiftet werden, 


F. 57. Auch ein nachfolgender Fideſcommiß⸗ 
Beſiter kann das von feinen Vorfahren auf ihn 
verfällte Fideicommiß über dieſen Ertrag nicht vers 


groͤßern. 
0 5 $ 58. 
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$. 58. Sobald aber eine Familie in mehrere ne⸗ 
ben einander fortlaufende linien ſich theilt, kann 
für, jede dieſer Linien ein beſonderes Fideicommiß 
geſtiftet werden. 

F. 59. Zu einem bloßen für ſich allein beſtehen⸗ 
den Gelb - Fideicommiſſe iſt ein Capital von Zehn⸗ 
tauſend Thalern hinreichend. 

F. 60. Aus ile und Gebaͤuden, in 
gleichen aus Mobilien und Koſtbarkeiten allein, 
kann kein beſtaͤndiges Familien ⸗Fidelcommiß etz 
richtet werden. 

9. 61. Wohl aber können dergleichen Ge⸗ 
baude, Mobilien, und Koſtbarkeiten, einem ans 
dern für ſich beſtehenden Fidelcommiſſe zugeſchlagen 
werden. 

Dan Ev H. 62. Von Errichtung und Verlautbarung der 
der ami, Fideicommiß Urkunden gilt eben das, was in 
Uenſder, Anſehung der Familienſtiftungen verordnet iſt. 
coniniiſſe. ($. 29. ag.) 

. 63. Doch muß, wenn das Fideicommiß in 
einem Grundſtuͤcke beſteht, die Verlautbarung vor 
demjenigen Richter geſchehen, unter welchem das 
Grundſtuͤck belegen if. 

F. 64. Diefer muß von Amts wegen dafür for 
gen, daß das Fideicommiß auf das dazu gewidmete 
Grundſtuͤck im Hypothekenbuche eingetragen 
werde. 

$ 68. Auch die zur Zeit der Errichtung des Kir 
deicommiſſes vorhandnen bekannten Familien⸗ 
mitglieder, welche dazu mit berufen find, müß 
ſen ihre Namen, und die Art ihrer Verwandſchaft 
55 dem Stifter, im Hypothekenbuche vermerken 

ſen. 

$. 66. Iſt nach dem Inhalte der Stiftungs⸗ 
Urkunde zu vermuthen, daß noch unbekannte 
Theilnehmer vorhanden ſeyn möchten: ſo muß 
der Richter dieſelben zur Anmeldung ihrer ne 

recht⸗ 


Von Familien⸗Fideicommiſſen. 25 T 


rechtſame, zum Behufe der Eintragung, Öffentlich 
auffordern. 

F. 67. Auch in der Folge, wenn neue Familien⸗ 
mitglieder entftehen, find dieſelben, ſobald fie aus 
vaͤterlicher Gewalt kommen, und eine abgeſonderte 
Wirtbſchaft anfangen, ſich in der Eigenſchaft, als. 
Anwarter zum Fideicommiß, im Hypothekenbuche 8 
vermerken zu laſſen ſchuldig. 

§. 68. Mur die aus dem Hypothekenbuche bes % 
kannten Familienmitglieder iſt der Richter bey Ver⸗ 
handlungen uͤber das Fideicommiß zuzuzleten vers 
bunden. 

$. 69. Diejenigen, welche ſich zur Eintragung 
nicht gemeldet haben, muͤſſen ſich alles, was mie 
den Eingetragenen gerichtlich verhandelt, und von 
dieſen beſchloſſen worden, ohne alle Widerrede ge⸗ 
fallen laſſen. 

$. 70. In allen Fällen, wo ein nicht eingetrage⸗ 
nes Mitglied ſeinen Anſoruch auf das Fideicom⸗ 
miß durch eine beſondere Legitimation nachweiſen 
muß, iſt daſſelbe ſchuldig, auch wenn es in der 
Hauptſache ein obſiegliches Urtel erhalt, alle durch 
dieſe legitimationsführung verurſachten Koſten al⸗ 
lein zu tragen. 

9. 71. Uebrigchs ſoll kuͤnftig, bey Errichtung 
eines jeden Fideicommiſſes, von den dazu gehörens 
den Pertinenz⸗ und Inventarienſtücken ein vollſtaͤn⸗ 
diges beglaubtes Verzeichniß aufgenommen, und 
ein Exemplar davon bey den Akten des Hypotheken⸗ 
buchs verwahrt werden. 

F. 72. Dem jedesmaligen Fideicommiß : Be: Rechte und 
figer gebührt das nußbare Eigenthum des Fidei⸗ dal ge 
commiſſes. compuig, 

$.73. Das Obereigenthum befindet ſich bey der enters 
ganzen Familie. 

H. 74. Die Rechte und Pflichten des Fideicom⸗ N 
mi» Beſitzers find hauptſächlich nach dem In⸗ 

halte 0 
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halte des Stiftungsbriefes, uͤbrigens aber nach den 
Vorſchriften der Geſetze vom nutzbaren Eigenthume 
zu beurtheilen. 

$. 75. Wenn der Sinn des Stiftungsbriefes 
nicht klar iſt: ſo muß derſelbe jedesmal fo ge 
deutet werden, wie es dem Zwecke der Erhal⸗ 
tung des Fideicommiſſes bey der Familie am ge 
maͤßeſten iſt. 

§. 76. In allen Fällen, wenn bey getheiltem 
Eigenthume die Einwilligung des Obereigenchüͤ⸗ 
mers zu einer Verfügung erforderlich iſt, muß die 
ſelbe bey Fideicommiſſen durch einen Famillenſchluß 
getroffen werden. 

. 77. Wegen Aufnehmung eines ſolchen Fa⸗ 
milienſchluſſes gilt bey Fideicommiſſen alles das, 
var er en vorgeſchrieben iſt. 
(. 41. 4g) 
9. 5 Wenn alſo mit der Subſtanz der zum 
Fideicommiſſe gewidmeten Guͤter, durch Tauſch, 
oder ſonſt, Veränderungen vorgenommen werden 
ſollen: ſo muß dieſes durch einen Familtenſchluß ge⸗ 
ſchehen. 

$. 79. In dergleichen Schluß nicht zu Stande 
gekommen: jo kann jedes Familienmitglied, wel⸗ 
ches nicht eingewilligt hat, ſobald es zur Suc⸗ 
ceſſion gelangt, die Handlung anfechten, und 
auf Verſetzung der Sache in den vorigen Stand 
antragen. 

F. 90. Mur allein bey Aufnehmung nothwendi⸗ 
ger Darlehne auf die Einkünfte des Fideicom⸗ 


dungen des miſſes, iſt nicht die Zuziehung aller, ſondern bloß 


gewiſſer Familienmitglieder erforderlich. 

F. 81. Für nothwendige Schulden find dieje⸗ 

nigen Summen zu achten, welche zur Wieder⸗ 

herſtellung der durch Unglücks faͤle, ingleichen 

durch Alter, ohne eignes Verſchulden des Pe 
fißers 
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fißers ruinirten, oder in Verfall gerathnen Gebaͤude 
aufgenommen werden muͤſſen. 

H. 82. Doch foll künftig jeder Fideicommißbe⸗ 
ſiter ſchuldig ſenn, die zum Fideicommiſſe geh6 
gen Gebäude in die Feuer- Verficherungs = Geſe 
ſchaft aufnehmen zu laſſen. 

F. 83. Iſt dieſes durch feine Schuld unterblie⸗ 
ben: ſo kann er wegen Feuerſchuͤden, deren Vers 
guͤtung durch Beytraͤge der Geſellſchaft erfolgt ſeyn 
wuͤrde, die Einkuͤnfte des Fideicommiſſes, zum 
Nachtheile kuͤnftiger Beſitzer, mit Schulden nicht 
beſchweren. 

75 84. Dagegen iſt ein Fideicommiß- Folger, 
welcher die Gebäude von ſeinen Vorfahren in ſo 
ſchlechten Umſtaͤnden uͤberkommen hat, daß ſie eines 
neuen Baues, oder einer Hauptreparatur beduͤr⸗ 
fen, die dazu erforderliche Summe auf die Nutzun⸗ 
gen des Fideicommiſſes aufzunehmen berechtigt, 
wenn das freye Vermögen des Vorfahren zum Er⸗ 
ſatze derſelben nicht hinreicht. 

$. 85. Wenn an dem Fideicommiß Inventario 
überhaupt, oder auch an einzelnen Rubriken deſ⸗ 
ſelben, durch Brand, Krieg, Waſſerfluthen, oder 
andre Ungluͤcksfaͤle, ein folder Schade ent 
ſtanden iſt, daß derſelbe, zu Gelde gerechnet, 
den vierten Theil der Fidelcommiß + Einkünfte, 
nach einem ungefähren Anſchlag, uͤberſteigt: ſo 
iſt der Beſitzer ebenfalls berechtigt, die zur 
Wiederherſtellung des Inventarii noͤthige Sum⸗ 
me auf die Nutzungen des Fideicommiſſes aufzu⸗ 
nehmen. 

$. 86. Wenn das Gut durch Krieg, oder fonft 
durch höhere Gewalt dergeſtalt verheert worden, 
daß der Beſitzer in einem oder dem andern Jahre 
nicht fo viel Nutzungen, als zur Abfuͤhrung der ſtif⸗ 
tungsmaͤßigen Präflationen erforderlich ſind, dar⸗ 


aus hat ziehen konnen: fo iſt er berechtigt, fo viel, 
als 


WW 
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als zu dieſer Abgeltung ermangelt, auf die kuͤnftl⸗ 
gen Revenuen aufzunehmen und zu verſichern. 

F. 87. In allen Fallen, wo das Fideicommif 
mit einer neuen Schuld beſchwert werden ſoll, muͤf⸗ 
ſen bey Regulirung der Sache Zwey der Fideicom⸗ 
miß⸗ Anwarter zugezogen werden. 

9. 8g. Beſteht die zum Fideicommiß berufene 
Familie aus mehrern Sinten: fo wird die Zuziehung 
des nächften Anwarters aus der im Beſitze befind! 
chen, und des Aelteſten aus derjenigen Unie, wel⸗ 
che nach ihr die naͤchſte iſt, erfordert. 

$. 89. IR nur Eine linie vorhanden; fo muͤſſen 
aus dieſer die beyden nächften Anwarter zugezogen 
werden. 

F. 90. Unter die zuzuziehenden Fideleommiß⸗ 
Anwarter find die Kinder des Befigers nicht mitzu⸗ 
rechnen. 

F. 97. Stehen die zuzuziehenden Anwarter un⸗ 
ter Vormundſchaft: fo muͤſſen fie, auch bey dies 
ſem Geſchaͤfte, von ihren Vormuͤndern vertreten 
werden. 

F. 92. Sind keine andre Anwarter, außer ben 
Kindern des Fideicommiß⸗Beſitzers, vorhanden: 
fo iſt deren Zuziezung hinreichend. 

F. 93. Ihnen muß, wenn fie ihren Sachen nicht 
ſelbſt vorſtehen koͤnnen, ein beſonderer Curator zu 
dieſem Geſchaͤfte beſtellt werden. 

$. 94. Iſt überhaupt nur Ein Anwarter vorhan⸗ 
ben: fo iſt deſſen Einwilligung hinreichend. 

F. 95, Zi kein Anwarter bekannt; doch aber 
auch noch nicht entſchieden: ob das Fideicommiß 
in den Händen des gegenwärtigen Beſitzers erlöſchen 
werde; ſo muß diefer, wenn er ein Darlehn auf 
nehmen weill, bey dem Richter der Sache auf Ber 
ſtellung eines Curators für das Fideſtommiß, und 
auf deſſen Zuziehung antragen. 


9. 96. 


6 
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H. 96. Bey Aufnehmung eines ſolchen Darlehns 
find allemal gewiſſe Termine zu deſſen Nuͤckzahlung, 
durch Uebereinkommen mit den zugezogenen An⸗ 
wartern, oder in deſſen Ermangelung nach richter⸗ 
lichem Ermeſſen, zu beftimmen, 

9. 97. Der Fideicommiß⸗ Beſttzer iſt nicht ſchul⸗ 
dig, Köhere Rüͤckzahlungstermine, auf Ein Jahr 
zu übernehmen, als der Vierte Theil der gewoͤhn⸗ 
lichen Einkünfte, nach einem ungefähren Ueber⸗ 
ſchlage betraͤgt. 

K. 98. Dieſer Ueberſchlag iſt ſedoch nicht nach 
der gegenwartigen etwa verfallenen Beſchaffenheit 
des Gutes, ſondern darnach einzurichten, was das 
Gut, wenn es ſich in gewohnlich gutem Wirth⸗ 
ſchaftsſtande befunden, ſonſt getragen hat. 

F. 99. Dem Beſitzer muß aber auch, zur Wie⸗ y 
derherſtellung des Gutes durch Verwendung der | 
aufjunehmenden Summe, eine verhöͤlenißmaͤßige il 
Zeit gelaffen werden, che er mit del Rüͤckzahlun⸗ I! 

N) 


gen anzufangen ſchuldig iſt. 

„100. Mindere Termine, als das Viertel der 1 
gewöhnlichen Einkünfte beträgt, find die zugezo⸗ N I 
genen Anwarter dem Beſißer zu bewilligen nur in 
fo fern befugt, als das Fideicommiß dadurch den⸗ f 
noch binnen Zehn Jahren von der Schuld wieder N! 
befreyet werden kann. 1 

F. 101. Die Regultrung eines ſolchen Darlehns⸗ 
ur muß allemal gerichtlich erfolgen. 

H. 102, Der Richter, unter welchem das Fidei⸗ 1 
commiß gelegen ift, muß dabey von Amts wegen | 
dahin ſehen, daß die 8 Erforderniſſe be 
obachtet werden. ! 

F. 103. Giebt der Glöubiger! wegen ber beſtimm⸗ | 
ten Nüczahlungstermine freywillig Nacht fo j 
geſchieht es auf feine Gefahr. (Th. I. Tit. XVIII. 
$. 252. 253.) 


$. 104. 
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$. 104. Schulden des Fideicommiß Stifters, 
mit welchen er ſelbſt das Fideicommiß bey deſſen 
Errichtung belaſtet hat: oder die aus ſeinem uͤbri⸗ 
gen Vermoͤgen nicht bezahlt werden können, find 
als urſpruͤngliche, die Subſtanz angehende Fidei⸗ 
commiß⸗ Schulden anzuſehen. 

$. 105. Dergleichen Schulden iſt der Fideicom⸗ 
miß Folger aus den Einkuͤnften zu bezahlen nicht 
verbunden. 

F. 106. Hat er ſie bezahlt: fo findet daben eben 
das ſtatt, was wegen der lehznsſchulden verordnet 
iſt. (Th. I. Tit. XVIII. $. 292. 199.) 

K. 107. Ein Gleiches gilt auch alsdann, wenn 
der Fideicommiß⸗ Beſißzer auf die terminlich zuruͤck⸗ 
zuzahlenden Schulden Zahlungen, die erſt in die 
Zeiten feines Nachfolgers treffen würden, zum Vor⸗ 
aus geleiſtet bat. 

H. 108. Wegen ſolcher Schulden, die nach 
$. 80. id. in gewiſſen Terminen aus den Einkünf⸗ 
ten wieder abgeſtoßen werden ſollen, kann die 
Subhaſtation des Fideicommiß Gutes ſelbſt nie⸗ 
mals erfolgen. 

H. 109. Vielmehr kann der Gläubiger, wegen 
ſolcher zurüͤckbleibenden Zahlungen, nur an die 
Einkänfte durch den Weg der gerichtlichen Seque⸗ 
ſtratlon ſich halten. 

§. 110. Wegen ſolcher Schulden aber, die nach 
H. 104. aus der Subſtanz des Fideicommiſſes ſelbſt 
bezahlt werden muͤſſen, kann der Glaͤubiger, im 
Verfolge der Execution, auch auf den gerichtlichen 
Verkauf des Guts ſelbſt autragen. 

Was aber von dem Kaufgelde, nach 
Schulden, noch uͤbrig bleibt, muß 
zum Fideicommiß angelegt werden. 

K. 112. Der Käufer eines ſolchen Guts kann 
alſo nur in das gerichtliche Depoſitum mit Sicher⸗ 
heit zahlen. 


§. 113. 
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. 113. Wie die anderweitige Anlegung zum 
Fideleommiß geſchehen ſolle, muß durch einen Bas 
milienſchluß angeordnet werden. 

H. 814 Ein solcher Fowilenſchluß iſt auch ol; 
dann nothwendig, wenn in außerorbentlichen Fal⸗ 
leu zur Wlederherſtellung eines ru 
miſſes ein fo ſtarker Votſchu erforderlich iſt, 
derſelbe aus den bloßen Ein 
zahlt werden kann. 

§. 115. Wird durch Verſandungen, oder ans N 
dere dergleichen aus höherer Macht herrührende I 
Unglüdsfälle, das Fidelcommiß⸗ Gut dergeſtalt I 
verringert, daß die nach H. 53. auf das Gut geleg⸗ 1 
ten ſtiftungsmaßigen Praſtazlonen daraus nicht 
mehr genommen werden können: ſo müffen dieſe N 
fo weit zuruͤckſtehen, als es nochwendig iſt, um 
dem Fideicommiß : Beſißer den g. 84. ausgemeſſe⸗ J 
nen reinen Ertrag zu gewähren. 

$. 116. Doch dauert dieſer Nachlaß nur fo 
lange, bis das Gut ſo weit, als zur Aufbringung 
der vorigen Praͤſtationen erforderlich iſt, wieder 
bergeſtellt werden können. 

$. 117. Bey Peozeſſen, welche die Subſtanz Bey pro, 
des Fideicommiſſes betroffen, iſt zwar der jedesma⸗ Affen 
lige Beſitzer die Rechte deſſelben, auf den Grund 
einer zu vermuthenden Vollmacht, wahrzunehmen 
befugt und ſchuldig; 

§. 118. Er muß aber im Fortgange des Ruh 
ſes die nächften Anwarter, nach vi Beſtim⸗ 
mung (. 87.) Ausiehen, oder Vollmacht von ſel⸗ 
bigen beybringen. 

$ 119. Was in einem ſolchergeſtalt geführten 
Prozeſſe entſchleden, oder mit Beyteitt der Anwar⸗ 
ter durch Vergleich feſtarſetzt worden, daran iſt 
die ganze Familie, und feder künftige Fidetcom⸗ 
miß⸗Beſitz er aus ſelbiger gebunden. 

Augett. Geſelb Ill, Band. M F. 120. 


Mean der 
z Verlaͤb⸗ 
rung. 


Ven, Bilde 
Fibeicom⸗ 
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F. 120. Alle Prozeß: und andere Gerichtsko⸗ 
ſten iſt der Fideltemmiß⸗Beſitzer aus den Einfünf 
ten zu tragen verpflichtet. 

§. 121. Iſt aber der Beſitzer, wider feinen 
Willen, auf Verlangen der Anwarter, einen Pros 
zeß fortzuſetzen genöthigt worden; und geht ders 
ſelbe demnoͤchſt verloren: fo fallen diejenigen Kos 
ſten, welche feit dem Zeitpunkte, wo der Befiger 
ſich vergleichen, oder dem Prozeſſe entſagen wollen, 
aufgelaufen ſind, den Anwartern, auf deren An⸗ 
dringen die Sache hat fortgefeht werden muͤſſen, 
allein zur Saft. 

§. 122. Einzelne Rechte des Fideicommiſſes, 
oder auf daſſelbe, koͤnnen durch dreyßigjaͤhrige 
Praͤſcription erlöſchen, oder gegen das Fideicom⸗ 
miß erworben werden. 

$. 123. Die Eigenſchaft des Fideicommiſſes 
ſelbſt aber kann durch keine Verjaͤhrung verlo⸗ 
ten gehen. 

F. 124. Wenn alſo das Sueceſſionsrecht eines 
zum Fidetcommiß mitberufenen Anwarters durch 
Verjährung erloſchen iſt: ſo ſteht dieſe Verjäͤh⸗ 
rung ihm und feinen Abkoͤmmlingen, in Anſehung 
aller uͤbrigen zum Fideicommiß berechtigten Per⸗ 
ſonen, nicht aber in Anſehung eines Fremden, 
entgegen. 

$. 125. Wenn daher alle übrige zum Fideicom⸗ 
miß berufene Perſonen abgegangen ſind: fo kann 
der durch Verjährung ausgeſchloſſene auf den Beſitz 
deſſelben wiederum Anſptuch machen. 

H. 126. Bey Geld⸗Fideicommiſſen ſchrͤͤnkt fi 
das Recht des Befiers der Regel nach bloß auf 
die Erhebung und den Genuß der Zinſen ein. 

H. 127. Er iſt nicht berechtigt, das Capital 
ſelbſt eigenmaͤchtig einzuztehn, an Andere abzutre⸗ 
ten, zu verpfaͤnden, oder ſonſt zu belaſten. 


H. 1ag. 


PC 
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K. 128. Ereignet ſich etwas, wodurch die Sis ii 
cherheit des Capitals bedenklich wird: ſo muß er, | 
mit Zuzietzung der naͤchſten Anwarter, nach obie 1 
ger Beſtimmung ß. 87. (ag. für deſſen Einziehung 
und anderweitige Unterbringung ſorgen. 

H. 129. Ein Gleiches muß geschehen, wenn der 
Schuldner das Capital aufzukuͤndigen berechtigt 
iſt, und wirklich aufküͤndigt. 

$. 130. In beyden Fällen muß, wenn die Stif⸗ 
tungsurkunde nicht das Gegentheil verordnet, die 
anderweitige Belegung unter gerichtlicher Aufſicht 
erfolgen. 

9. 131. Der Schuldner eines Fidelcommiß⸗ 
Capitals, der dieſe Eigenſchaft deſſelben weiß, oder 
zu wiſſen ſchuldig iſt, kann daſſelbe nur auf rich⸗ 
terlichen Befehl,, oder in das gerichtliche Depofis 
tum ſicher bezahlen. 

$. 133. Alle bey ſolcher Gelegenheit vorfallende 
Kofen muß der zeitige Beſſher des Fideicommiſſes 
tragen; und die Subſtanz des letztern kann da⸗ 
durch niemals geichmälert werden. 

§. 133. Sollen mit dem Fideicommiß : Capi- {| 
tale andere Veränderungen vorgenommen, oder 
Geundſtüͤcke ſtatt des Capitals dazu gewidmet wer⸗ 04 
den: jo kann ſolches nur durch einen Familien⸗ \ 


ſchluß geſchehen. \ | 


Vierter Ab ſchnitt. 


Von der Succeſſionsordnung in Fami⸗ 1 
lien-Fideicommiſſe. 1 


5. 0 
licher oder ſtilſchweigender Genehmigung des feng lee 
Staats errichteten Familien- Fideſcommiſſen, hat chen ars 


es bey der von dem Stifter vorgeschriebenen Slice gen, 


seffionsorbnung lediglich fein Bewenden. miſſen. N 
171 N 2 9. 135. | 


134. In den bisher ſchon, unter Ausdräch Sueceß 
| 
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§. 135, Hat der Stifter verordnet, daß jedes⸗ 
mal der Aelteſte aus der Familie zur Suereſſion ge 
langen jolle: ſo heißt die Stiftung ein Sentorak. 

. 136. Auf Senisrare haben alle männliche 
Nachkommen des Stifters Anſpruch 

§. 137. Es ſuccedirt alſo, bey dem Abgange 
des lebte el Beſitzes, der Aelteſte den Jahren 
nach, ohne Ruͤckſicht auf die knie oder den Grad 
der Verwandſchaft. 

$ 138. Machen zwey Familienmitglleder, wel“ 
che den Jahren nach die gleich älteſten find, Anz 
ſoruch; und der genaue Zeitpunkt ihrer Geburt 
kann nicht ausgemitrelt werden: ſo muß das loos 
unter ihnen entſcheiden. 

$. 139. Iſt die maͤnnliche Nachkommenſchaft 
ganz erloſchen; und der Stifter hat auf dieſen 
Full nichts Ausdrüͤckliches verordnet: fo wird das 
Fideicemmiß ein freyes Vermögen des lezten 
Beſitzers. 

F. 130. In Zukunft ſollen Landguͤter zu Senlo⸗ 
raten nicht mehr gewidmet werden. 

§. 141, Auch ſollen Verordnungen, vermdͤge 
welcher ein Landgut ſich in einer Familie nur nach 
den Regeln der geſetzlichen Erbfolge verfällen würde, 
künftig nur als fideicommiſſariſche Subſtitution 
gelten. (Th. J. Tit. XI. H. 53/0.) 

$. 142. Ein künftiger Fideltcommißſtifter muß 
alſo eine ſolche Sucteſſionsoronung beſtimmen, 
nach welcher ein dazu gewidmetes einzelnes fans 
gut immer nur Einem aus der Familie zu Theil 
werde. 

F. 143. Beſteht das Fideicommiß aus mehrern 
abgeſonderten landgütern: fo kann zwar der Stif⸗ 
ter eine Theilung derſelben unter mehrern Linien, 
ſowohl von Anfang au, als bey künftig vorkom⸗ 
menden Sutceſſionsfollen anordnen. 


13 2 


9. 144. 
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F. 144. Doch iſt dergleichen Anordnung nur 
in ſo fern zu Recht beftändts, als jedet ſoſcher Ans 
teil, für ſich allein, feinem känftigen Beſißer wer | 
nigſtens den H. 50, lüg. beflimmten reinen gejeße \ 
mäßigen Ertrag gemähren kann. 1 

d. 148. Verordnet der Stifter, daß zwar der Von Mar 
naͤchſte aus der Familie, dem Grade nach, zur braten. 
Succeſſion gelangen, unter mehrern gleich na⸗ 
ben aber der ältere, den Jahren nach, die juͤn⸗ 
gern ausſchließen ſolle: ſo heißt die Stiftung 
ein Maſbrat. 

H. 146. „Iſt die Succeſſton zwar ebenfalls nach Von Mir 
der Nähe des Grades, jedoch dergeſtalt angeord- noraten. 
net, daß unter mehrern gleich Nahen der jüngere 
den altern ausſchließt: ſo wird ein ſolches Fidei⸗ 
commiß ein Minorat genannt. 

247: Primogenituren heißen folche Fidei- 
commiſſe, wo die Suceeſſton nach Knien mit dem 
Rechte der Erſtgeburt angeordner iſt. 

F. 148. Bey der Succeſſion in Majorate und 
Minorate finden die bey den Senioraten . 135139. 
vorgsſchriebenen Regeln ebenfalls Anwendung. 

9. 149. In Primogenituren gelangt zuobederſt Nen Pi 
der erſtgeborne Son des Stifters, mit Ausſchlief, ane, 
fung aller feiner nachgebornen Bruder, zum Ber 
ſitze des Fideicommiſſes. 

§. 150. Bey deſſen vor oder nach dem Stifter 
erfolgenden Alb gange, ſucredirt binwiederum ſein 
erſtgeborner Sohn. 

. 151.) Mit gleicher Ordnung geſchieht die 
Succeffion in den übrigen. Geſchlechtsfolgen; der⸗ 
geſtalt, daß immer der erſtgeborne Sohn des Be⸗ 
ſiters, und deſſelben Deſcendenten, die nachge⸗ 
bornen Bruder und uͤbrigen Verwandten aus⸗ U 
ſchließen. 

F. 182, Geht ein Nebenaſt in der erſtgebornen 
Hauptlinie gänzlich aus: ſo gelangt die Succefe 
R 3 fion | 
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ſion an den zweyten Mebenaſt, fo wie ſich derſelbe 
der Erſtgeburt am naͤchſten zieht. 

„ 153. Auf den Grad der Verwandtſchaft mit 

dem letzten Beſitzer kommt es dabey gat nicht an. 
54. Hinterläßt alſo der letzte Befiger keine 
Deſcendenz; wohl aber Brüder, Bru⸗ 
Sohne, oder männliche Nachkommen von 
Bruͤdern in weiteren Graden: ſo ſuccedirt unter 
dieſen der ältere Bruder, oder deſſen erſtgebor⸗ 
ner Sohn, oder des erſtgebornen Sohnes älteſter 
Sohn, mit gaͤnzlicher Ausſchließung aller nach⸗ 
gebornen, fo wie der etwa vorhandenen Vatets⸗ 
Brüder. 

$. 155. Eben fo, wenn der letzte Befiger we⸗ 
der Deſcendenten, noch Brüder, noch männliche 
Nachkommen von Brüdern verläßt, gelangt die 
Succeſſion auf den nächfigebornen Bruder feines 
Vaters, und deſſen maͤnnliche Deſcendenz, nach 
gleicher Ordnung der Erftgeburr. 

§. 156. Sind auch keine Vaters- Brüder oder 
männliche Nachkommen von ſelbigen mehr vorhan⸗ 
den: ſo wird der nächftgeborne Bruder von dem 
Großvater des letzten Beſitzers, nebſt deſſen maͤnn⸗ 
lichen Nachkommen, überall nach der Ordnung der 
Erſtgeburt, zur Succeſſion berufen. 

H. 157. So lange von dem erſtgebornen Sohne 
des Stiftes noch ein maͤnnlicher Abkoͤmmling vors 
banden iſt, bleibt das Fideicommiß immer in ders 
felben Ante, mit Ausſchlleßung aller übrigen. 

F. 158... Mach gaͤnzlicher Erlöſchung dieſer Linie 
gelangt die linie von dem zweyten Sohne des Stif 
ters zur Succeſſion, und ſchließt die jüngeren fir 
nien aus. 

$. 159. In dieſer zweyten linie gilt, wegen 
der beftändig zu beobachtenden Ordnung der 
Succeſſion nach dem Rechte der Erſtgeburt, ohne 
Ruͤckſicht auf den Grad der Verwandtſchaft mit 

dem 
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dem letzten Befißer, eben das, was wegen ber | 
erften fine vorgeſchrieben ift, 1 
$. 160. Es gelangt alſo, nach erloſchener ers IM | 
ſten linie, unter den männlichen Deſcendenten 
von des Stifters zweyten Sohne, derjenige zur 
Succeſſion, welcher von deſſelben erſigebornem MN 
Sohne herſtammt, und unter den Übrigen ſich am N 
naͤchſten zur Erſtgeburt zieht. 1 
$. 161. Nach eben dieſen Grundsätzen wird die I 
Sudteſſionsordnung auch in der dritten, vierten, 1 
und den folgenden linien, welche von dem Stifter h 
abſteigen, beſtimmt 
$. 162. llebrigens wird, bey biefer ganzen N 
Succeſſion, auf Halbbruͤder von der Mutter⸗ | 
Seite, und deren Abkömmlinge, keine Nuͤckſicht 
genommen. 
$. 163. Dagegen iſt zwiſchen vollbürtigen und . 
Holbbrüdern von des Vaters Seite, nebſt ihren | 
männlichen Deſcendenten, kein Unterfchieb. 1 
$. 164. Es hängt zwar von dem Stifter ab, zu | 
verordnen, daß nicht die erſtgebornen, ſondern 


eine der nachgebornen von ihm abſtammenden fi 1 
nien, zuerſt zur Succeſſion in das Fideicommiß | 


| 
ö 
gelangen ſolle. 5 
$. 165. Iſt aber dieſe zuerſt berufene Linie er⸗ Il 
loſchen, und der Stifter har auf ſolchen Fall wer I 
gen der Succeffion der übrigen Yinien nicht aus: 9 
drücklich verfügt: fo richtet ſich die Suceiſſions⸗ 
Ordnung dennoch nach der Erſtgeburt; dergeſtalt, N } 
daß die jüngeren linien immer von den altern aus "N 
geſchloſſen werden. 1 
$. 166. Hat aber der Stifter Zwey oder mehr Wenn in ö 
rere Fideitommiſſe, eines für die erſtgeborne, lame 1 
und die andern zum Beſten der nachgebornen Kipeicom, 1 
Linien errichtet: fo gelangen die Deſeendenten Mi ven... N 
des Slifters aus der erften linie in dem Zweyten ker, oder 
Fideicommiſſe niemals zur Succeſſion, jo lange 0 


R 4 noch 1 


264 Zweyter Theil. Vierter Titel. 


noch ein anderer von den Stiftern entſproſſener 
Manneftamm vorhanden ft. 

$ 167. Ösht die Zweyte männliche finie aus; 

oder gelangt dieſelbe, durch Erlöfchung der Altern, 
zur Succeſſton in das Erſte Sioeicommiß: ſo, 
verfällt das Zweyte an die von dem Dritten Sohne 
des Stifters abſt mende linke. 
168. Nach gleichen Seunfägen geht die 
Succeſſion auf die Vierte und folgende von dem 
Stifter entſproſſenen Linen, in fo fern dergleichen 
noch vorhanden ſind. 

F. 169. Sind zuletzt alle von dem © Stifter 6 
7 85 männliche kinten bis auf Eine erlofchen : 
ſo kommen zwar in dieſer beyde Fidelcommiſſe 
zuſammen; 

$. 170. Sind aber in dieſer Arie noch Zwey 
oder mehrere Mebenäfte, vorbanden: ſo fallt, das 
Zweyte 8 mmiß an dinjeninen Aſt, welcher 
nicht im Beſitze des Erſten, jedoch zur Sl floh 
in selbiges, nach den Glundfaßen der Primegent- 
tur, am nächſten iſt. 

H. 171. Dasjenine Mitglied dieſes Mebenaſtes 
gelangt zur Succeſſon, weiches ſich unter den 
übrigen der Erftacburt, im Verhältniß gegen den 
Stiller, am nöͤchſten zieht. 

$ 172. Sind in der noch Übrigen kinte Feine 
weitere Abkoͤmmlinge des Stifters mehr vorhan; 
den, als der Beſitzer des Erſten Fidelcommiſſes, 
und deſſen Deſcendenz: ſo erhalt dleſer beyde SL 
delcommiſſe. 

$. 173. Sie bleiben alsdann fo lange bey eins 
ander, bis wiederum Mfocp oder mehrere knen 
entſtehen. * 

K. 174. Geſchieht dieſes; ſo blelbt das Erſle 
Fidelcommiß bey der erfigebernen finie, und das 
Zw pte derfülle auf die nachfte nach ihr. 


. 175. 


Suce. Ordn. in Familien + Fideicomm. 265 | 
$ 175: Nach eben dieſen Grundſaͤtzen iſt die 0 | 
0 
I 


is Ordnung zu beſtimmen, wenn in ei⸗ 
ner Familie Drey oder mehrere von eben demſel⸗ 
ben Stifter berruͤhrende Fideicommiſſe vorhan⸗ 
den fil 


176. Hat der Stifter jeder der von ihm abſtam⸗ 
menden Linien ein Fideſcommiß hint; erlaſſen: ſo 
gelangt, wenn eine dieſer Linien erlöfchr , das 
für ſie geſtiftete Fideicommiß an die erfigeborng, 
oder, wenn auch dieſe ſchon erloſchen iſt, an dies 
jenige linie, die ſich nach ihr der Erſtgeburt am 
naͤchſten zieht. | 
N. 177. Beſteht dieſe Linie aus mehtern Neben⸗ | 
äften: ſo finden auch alsdann die Vorſchriften 
H. 169, 170, Anwendung. 9 
$ 179. In allen Fallen, da ein Mitglied der ih 
Familie ein nach der Sueceffions Ordnung auf N 
ihn verfaͤlltes Fideicommiß bloß um. deswillen | 
nicht erlangen kann, weil er ſich ſchon im Befike | 
eines andern befindet, hat derſelbe die Wahl: ob 
er das nen auf ihn verfallte Fideicommiß uͤberneh⸗ | 
men, und dagegen das bisher beſeſſene abges 
ben wolle. Hl 
$ 479. Hat fuͤr eine ſchon mit einem Fidel: non ver 1 
kommiß verſehene Familie, eine andte von dem aue (| 
Erſten Stifter verſchiedene Perſon ein beſonderes da. 
Fideicemmiß errichtet: fo wird bey der Succeſ⸗ 1 
fions: Ordnung in dieſes auf den Erſten Stifter, 
und das Verhaͤltniß der Perſonen und Linien ges 
gen denſelben, gar keine Ruͤckſicht genommen. 
9. 180. Sind alſo die von dem Zweyten Stif⸗ 


ter zur Succeſſion berufene Linien erloſchen; und 
es ſoll, ſeiner Verordnung au Solar, das Fidei⸗ 


commiß dennoch bey der Familie bleiben? fo 1 
kommt in daſſelbe dasfenſge Familienmitglied zur 1 
Succeſſion, welches dem letzten Beliser aus den 1 
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von dem Zweyten Stifter berufenen Knien dem 
Grade nach am naͤchſten find, 

9. 181. Dabey macht es keinen Unterſchied, 
wenn auch das hiernach zur Succeſſion in das 
mente Fideicommiß gelangendr Familienmitglied 
ſich ſchon im Beſitze des von dem Eeſten Stifter 
herruͤhrenden Fideicommiſſes befindet, F 

F. 182. Hat aber der Zweyte Stifter ausdruͤck⸗ 
lich erkläre, daß das von ihm errichtete mit dem 
von dem Erſten Stifter betruͤhrenden Fideieom⸗ 
miſſe niemals zuſammenkemmen ſolle: fo iſt doch 
dergleichen Erklarung im zweifelhaften Falle nur 
fo zu deuten, daß die Vereinigung beyder Fidei⸗ 
commiſſe nicht in Einer Perſon geſchehen ſolle. 

§. 183. Es kommt daher alsdann, wenn ber 
Rächite dem Grade nach im Beſitze des Erſten Fi⸗ 
deicommiſſes iſt, der Naͤchſte nach ihm zur Sue⸗ 
ceſſton in das Zweyte. 

$. 194. Sind bey dem Abgange der von dem 
Zweyten Stifter berufenen linien, Zwey oder meh⸗ 
rete gleich nahe fucceffionsfühige Verwandten des 
letzten Beſitzers vorhanden; fo hangt es von dies 
ſem ab: welchem unter ihnen er das Zweyte Fidei⸗ 
commiß beſcheiden wolle. 

K. 185. Hat er ſich daruͤber nicht erflärt: fo 
muß unter dieſen mehrern gleich nahen fucceffionss 
fähigen Anwartern das foos entſcheiden. 

F. 186. IR in dem Falle des $. 18 r. nur noch 
Ein Mitglied der von dem Zweyten Stifter beru⸗ 
fenen Familie vorhanden: ſo erlangt zwar der⸗ 
ſelbe, wenn der Stifter auf dieſen Fall nicht aus: 
drücklich verordnet hat, den Beſitz beyder Fidei⸗ 
commiſſe. 

H. 187. Sobald aber von ihm mehrere ſucceſ⸗ 
fionsfäige Familienmitglieder entſpringen: fo 
muͤſſen 
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muͤſſen die Fideleommiſſe unter ſelbige nach den 
obigen Regeln F. 172. 173. wiederum getheilt 
werden. 

K. 788. Wenn Zwey oder mehrere von Anfang 
an abgeionderte Fidelcommiſſe in der Folge der 
Suceeſſion auf Eine Perſon zuſammen fallen: fo 
macht ein den geſetzmaͤßigen Satz h. 56. überſtei⸗ 
gender Ertrag dabey kein Hinderniß. 

F. 189. Wenn die geſammte moͤnnliche Defcens 
denz eines Fideicommiß⸗ Stifters erlöſcht; und der⸗ 
ſelbe zum Beſten ſeiner weiblichen Nachkommen 
nichts verordnet hat: jo wird das Fideicommiß in 
den Händen des letzten mannlichen Deſcendenten 
freyes eigenthuͤmliches Vermoͤgen. 

H. 190. Hat aber der Stifter auch die weibliche 
Deſcendenz zum Fideicommiß berufen, und. für 
dieſelbe eine Succeſſions⸗Ordnung beſtimmt: ſo 
muß dieſe genau beobachtet werden. 

$. 191, Hat er keine dergleichen Sucteſſions⸗ 
Ordnung beſtimmt: fo gelangen, nach dem Tode 
des letztern maͤnnlichen Deſcendenten, die erſtge⸗ 
borne Töchter deſſelben, und deren männliche Ab⸗ 
köͤmmlinge, zur Sueceſſion. 


Weibliche 
tcceſſton. 


En Wenn alſo die älteſte Tochter des letz 
ten 


Bejißets vor oder nach dem Vater mit Tode 
abgeht: fo fält das Fideicommiß auf ihre Söhne, 
und deren männliche. Deſcendenten, überall nach 
der Regel der Erſtgeburt. 

9.193. Hat fie weder Söhne, noch Enkel von 
Söhnen: fo kommen die Enkel ihrer Töchter, nach 
der Ordnung der Erſtgeburt, zur Sucteſſion. 

$. 194. IM bey dem Ableben des letzten maͤnn⸗ 
lichen Deſtendenten von dem Stifter, deſſen At 
teſte Tochter noch am leben: fo gelangt fie zum 
Beſitze des Fidelcommiſſes; auch wenn fie i 
noch 
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noch keine ‚fen 
men ‚hätte, 

195. St ſte aber, ohne dergleichen Nach; 
kommen zu Hinteklaſſen; ſo geht die Succeſſton 
auf die Zweyte Tochter des leßtern Beſitzets, und 
deren männliche Deſcendenten, nach eben den Re⸗ 
geln Sr 

$. 196. Ein 1 8, finder ſtatt, wenn die Ak 


eſſtonsfähige männliche Nachkom⸗ 


teſte Tochter des letzten Beſit rs vor dem Vater 


verſtorben iſt, und auch bey feinem Ableben noch 
keine ſucreſſtonsfäige männliche Nachkommen von 
dieſer ältern Tochter vorhanden find. 

$. 197. Nach eben den Grundſotzen biſtimmt 
ſich das Sutceſſions Recht der dritten, und meh⸗ 
rerer folgender dchter des letzten Beſitzers, und 
ihrer männlichen Deſtendenten. 

§. 198. Iſt nach dieſen &% undſötzen, ein durch 
Weiber von dem Erſten ifter abſtammender 
männlicher Deſcendent elumel zum Beste des ie 
de commiſſes gelangt: ſo fangt mit ihm eine neue 
Sutceceſſſons Ordnung anz und nach dem Verhaͤlt⸗ 
niſſe gegen ihn, richtet ſich die Fidelcommiß Folge 
unter ſeiner M. tachFommenfch aft. 

$. 199. Sind bey dem Ableben des ace von 
dem Erſten Siifter herflammenden männlichen, Ab⸗ 
koͤmmlings, keine Töchter und keine zur Succeſ⸗ 


fion fal De cendenten derſelben vorhanden; oder 
ſterben ſeine insgefammt, 
ohne dergle Nachkommen 


ſchaft: fo Fideitommiß auf die andern 
von dem Erſten Stifter durch Weiber abſtam⸗ 
menden männlichen Deſcendenten über. 

$. 260. Dabeh wird wiederum auf die Ord⸗ 
nung der Erfigeburt, in Verhältniß gegen den Er⸗ 
fen Stifter oder Erwerber, Muͤckſicht genommen, 


$. 201. 
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251. Es ſchließt alſo z. E. die linie der aͤl⸗ | 
tern Töchter des Erſten Stifters alle jüngere dir 
nien, und in dieſer Altern inte, der ſich am nͤͤch⸗ | 
fien zur Primogenitur ziehende Nebenaſt, alle N 
ubrigen aus. 

K. 202, Wenn aber, nach dieſer Regel, ein 
durch) Weiber von dem Erſten Stifter entſproſſe⸗ 
ner männlicher Deſcendent einmal zum Beſitze 
des Fideicommiſſes gelangt iſt: ſo findet wegen 
der durch, ihn entſtehenden neuen Succeſſious⸗ 
Ordnung die Vorſchrift des H. 198. ebenfalls Anz 
wendung. 


F. 203. Bey jedem Anfolle eines Fideicommiß Alsemeine 
ſes wird, fo fern nicht im Vorſtehenden etwas Be? non ber Fir 


ſonde res ausb rück ich verordnet iſt, nach dem Zeit ee 
punkte, wo der letzte Beſitzer geſtorben iſt, bes eeſſton. 1 
ſummt: wer unter den alsdann vorhandenen Mit: 1 
gliedern zur Sueceſſion der Mächſte ſeh. \ N 

$. 204. Wenn also auch in einem Minorat der⸗ 
jenige, welcher bey dem Ableben des letztern Bes 


fißers der füngfte war, das Fideſcommiß einmal 10 
erhalten bat und in der Folge ein noch Juͤngerer u 
geboren wird: To kann doch dieſer letztere die be⸗ 1 


reits erworbenen Getechtſame des nunmehrigen 
Beſißers nicht wetter anfechten. 

F. 205. Doch werden in der ganzen Fideicom⸗ 10 
miß⸗ Succeſſion diejenigen, welche innerhalb des 1 
Drenhundert und Zwepten Tages nach dem Able⸗ IN 
ben des letzten Beſibers zur Welt kommen, bafür, 1 
daß fie in dem Zeitpunkte der eröffneten Succeſſion | 
ſchon vorhanden geweſen, angeſehen. 


nr Fünf, i 
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Fünfter Abſchnitt. 


Von der Auseinanderſetzung zwiſchen 
dem Fideicommiß Folger und den 
Erben des letzten Beſitzers. 
$. 206. Das nutzbare Eigenthum des Fidei⸗ 

tommiſſes geht mit dem Augenblicke, da der 

bisherige Beſitzer verſtirbt, auf den Nachfol⸗ 

ger über, 5 
$. 207. Dieſem muͤſſen die Erben des leßten 

Beſitzers das Fideicommiß fo ausantworten, wie 

daſſelbe von dem Stifter auf ihren Erblaſſer gedie⸗ 

hen iſt. 

H. 208. Beſteht das Fideicommiß in liegenden 
Gründen: ſo muß das bey Errichtung deſſelben 
aufgenommene Inventarium (5. 71.) vollſtandig 
gewahrt werden. 7 

§. 209. Wegen eines dabey ſich erelgnenden 

Mangels oder Ueberſchuſſes gilt alles, was mes 

en. der Lehns Inventarien verordnet iſt. (Th. I. 

D. ill $. sıı. 49.) 
$. 210. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die bey 

dehnen wegen Zuziehung und Mitwirkung des 

Lehnsherrn erteilten Vorſchriften bey Fideicom⸗ 

miſſen keine Anwendung finden. 

§. art. Wegen der bey der Subſtanz des Fi⸗ 
deicommiſſes ſelbſt ſich ereignenden Verbeſſerun⸗ 
gen, oder Verringerungen, finden eben die Vor⸗ 
ſchrifren Anwendung, welche für die Auseinan⸗ 
derſetzung zwiſchen dem Lnsfolger und Allo⸗ 
dial Erben ertheilt worden. (Th. I. Tit. XVIII. 
H. 527. faq.) { 

$ 212. Wegen der Nutzungen des letzten 

Jahres, ingleichen wegen der noch vorhandnen 

Fruͤchte, und der noch rückſtändigen Lasten ſrü⸗ 

derer Jahre, geſchieht die Auseinanderſezung zwi⸗ 

ſchen dem Fidelcommiß⸗ Folger, und den Erben 
des 
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des letzten Beſißzers, nach den bey der lehre 
vom Mießbrauche eriheilten Vorschriften. (Tb. J. 
Tit. XXI. F. 143. [00.0 

$. 219. An Schulden darf der Fidejcommißß⸗ 
Folger nur diejenigen ubernehmen, welche na 
Vorſchrift §. 104. aus der Subſtanz, oder nach 
Vorſchrift H. 81. 109, aus den Einkuͤnften des Fi⸗ 
deicommiſſes zu bezahlen find, 

F. 214, Dieſe letztern muß er auch alsdann 
uͤbernehmen, wenn er damals, als das Darlehn 
gemacht worden, unter die naͤchſten Anwarter 
nicht gehört hat, und daher feine Einwilligung 
nicht erfordert worden. 

F. 215. Doch iſt er nur zur Entrichtung der⸗ 
jenigen Termine verbunden, welche nach den 
gleich von Anfang feſtgeſetzten Beſtimmungen 
(. 96.) auf die Jahre feiner Beſißzeit troffen. 

F. 216. Hat der Ölöubiger, wegen der fruͤhern 
Termine, auf feine Gefahr Nachſicht gegeben 
(J. 103): 10 kann er ſich dieferhalb nur an den 
übrigen Nachlaß halten. 

§. 217. Der Termin desjenigen Jahres, in 
welchem der letzte Beſitzer geſtorben iſt, muß 
aus den Einkuͤnften dieſes Jahres berichtigt 
werden. 

$. 218. Hat der Fſdelcommiß⸗Beſiher in Foͤl⸗ 
len, wo er die Aufnehmung eines Da lehne auf 
die Einkünfte des Fideicommifles zu ſuchen berech⸗ 
tigt geweſen, ſolches nicht gethan, ſondern die 
Wiederherſtellung aus eignen Mitteln oder durch 
Prwatcredit bewerkſtelligt: fo können feine Allo⸗ 
dial⸗ Erben dafür keine Vergütung fordern. 

K. 219, Auch der Gläubiger, welcher Privat⸗ 
vorſchuͤſſe dazu gemacht hat, kann an die dem 
Fideicommiß Folger zukommenden Einkünfte 
des Fideicommiſſes ſich nicht halten, wenn er 
gleich nachweiſen könnte, daß das von ihm 

gege⸗ 


— 
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gegebene Darlehn in das Fideicommiß wirklich 
verwendet worden. 

$. 220. Hat binzegen der Fideftommiß Ber 
fißer die Wiederhetſtellung, wegen obwaltender 
Gefahr im Verzuge, zwar aus eignen Milkeln oder 
auf Prioateredit bewirkt, aber zugleich den Con⸗ 
ſens zu Aufnetzmung eines Darlehns nachgeſucht: 
ſo muß der Machfelger dleſes Darlehn anerken⸗ 
nen: wenn gleich der Conſens erſt nach geſche⸗ 
bener Verwendung, oder erſt nach dem Tode 
des vorigen Beſſters, ertheilt oder ergänzt wor⸗ 
den iſt. 

F. 221. In fo weit, als der verſtorbene Be 
ſi zer, zur Abgeltung ſtiftungsmaͤßlger Proſtatio⸗ 
nen, ein Darlehn auf die Einfünfte des Fideicom⸗ 
miſſes aufzunehmen berechtigt geweſen wäre (F. 66.0 
iſt der neue Beſitzer das im Räͤckſtande Verolle⸗ 
bene aus den folgenden Einkünften zu entrichten 
verbunden. 

$. 222. Halten ſich die Berechtigten wegen ſol⸗ 
cher Mäckſtände an den Allodial⸗Machlaß: ſo kön⸗ 
nen die Erben den Erſatz aus den Fideicommiß⸗ 
Einfänften fordern. 

F. 223. Doch findet auch in dieſem Falle die 
Vorſchrift des §. 561. 562. im Titel von leh⸗ 
nen Anwendung. 

$. 224. Andere, als die vorſtehend beſtimm⸗ 
ten Schulden, iſt der Nachfolger aus dem Fidei⸗ 
tommiffe zu bezahlen nicht verbunden; auch wenn 
er zugleich des vorigen Beſitzers Erbe gewor⸗ 
den ware. 

F. 225. Vielmehr muß der Gläubiger ſich an 
den übrigen freyen Nachlaß feines Schuldners le⸗ 
diglich halten. 

H. 226. Hät jedoch der Fideiesmmiß⸗ Fofger 
in eine andre als eigentliche Fldeicommiß Schuld 
ausdruͤcklich gewilltgt; oder find die Terullne, 

welche 


Näherrechte auf Familienguͤter. 273 


welche der vorige Beſißer entrichten ſollen, mit ſel⸗ 
ner ausdrücklichen Genehmigung verlängert worden: 
fo iſt der Gläubiger berechtigt, ſich dieſerzalb an 
die Nutzungen des Fidecommiſſes, ſo lange fie der 
Einwilligende genießt, zu halten. 


Sechster Abſchnitt. 


Von dem Mäherrechte auf 
Familiengürer. 


F. 227, Aus der bloßen Familienverbindung ent⸗ 
ſteht für die Mitgliever derſelben kin Recht, die 
‚ehemals ben der Familie geweſenen Guter von einem 


Dritten fjnfordern. 
H. 228: Wo alſo dergleichen Nöherrecht durch 


Provinzialgeſee, Statuten, oder gültige Fami⸗ 
lienvertraͤge nicht bereits eingeführt, iſt, ſoll daſſelbe 
kuͤnftig nicht ausgeübt werden. 

$. 229. Alle Näherrechte, die bloß auf Fami⸗ 
lienvertraͤge ſich gründen, ſollen, bey Verlust ders 
ſelben, binnen Drey Jahren nach der Bekanntma⸗ 
chung des gegenwartigen Geſetzbuchs, auf ſammt⸗ 
liche Güter, über weiche der Vertrog ſich erſtreckt, 
im Hypothekenbuche eingetragen werden. 

F. 230. In fo fern die Ausübung des Familien⸗ 
Mäherrechts durch beſondere Geſetze oder Verträge 
nicht anders beſtimint iſt, ſollen dabey folgende 
Vorſchriften zur Richtſchnur dienen. 

$. 231. Das Naherrecht erſtreckt ſich nur auf 
Guter, die wenigſtens ſchon von Zwey Mitgliedern 
der Familie nach einander, den gegenwärtigen Vers 
äußerer ungerechnet, beſeſſen worden. 

H. 232. Es findet nur ſtatt, wenn die Ver⸗ 
aͤußerung an einen Fremden, nicht aber, wenn fie 
an ein obgleich entfernteres Mirglied der Familie 
erfolgt. 

Mugen, Geſegb. Ul. Band. S 9,233. 
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lieder der Familie, und 
deren, auch männliche, Deſcendenten konnen das 
Maͤherrecht nicht ausüben. 

F. 234. Unter den männlichen Mitgliedern rich⸗ 
tet ſich die Befugniß zu deſſen Ausübung nach der 
Ordnung der geſetzlichen Erbfolge. 

H. 235. Der nähere Verwandte des Veraͤuße⸗ 
rets ſchließt alſo die Entfernteren aus. 

$. 236. Es kommt dabey auf den Zeitpunkt an, 
wo der Vertrag von beyden Theilen, oder doch von 
dem Veräußerer, unterſchrieben worden. 

$. 237. Unter mehrern gleich nahen Verwand⸗ 
ten hat derjenige, welcher ſich zuerſt bey dem Rich⸗ 
ter der Sache meldet, den Vorzug. 

$. 238. Melden ſich mehrere gleich nahe Ver⸗ 
wandten zu gleicher Zeit, fo entſcheidet unter ihnen 
das Loos. 

$ 239. Wenn der, welcher zur Zeit der Voll 
ziehung des Vertrags der nächte war, vor Ab⸗ 
lauf der gejegmäfigen Verſährungsfriſt des Mär 
berrechts ſtirbt: ſo geht die Befugniß zur An 
uͤbung deſſelben auf ſeinen geſetzlichen Erben 
über, auch wenn derſelbe dem Grade nach entfern⸗ 
ter wäre. 

F. 240. Uebrigens aber kommt dieſe Befugniß 
den Verwandten aus eignem Rechte zu. 

H. 24 7. Es kann alſo auch der Sohn das Näher: 
recht ausüben, wenn er ſeines veräufernden Va⸗ 
ters Erbe entweder gar nicht, oder nur im Pflicht: 
theile geworden iſt. 

$. Wenn der naͤchſte Verwandte dieſes 
Recht nicht ausüben kann, oder will: fo geht jels 
biges auf den näͤchſten nach ihm, und fo fer 
ner, uͤber. 

$. 243. Es müſſen daher auch entferntere 
Verwandte innerhalb der geſetzmaͤßigen Ver⸗ 
ſährungs⸗ 
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Fährungefrift zur Ausübung des Mäherrechts ſich 
melden. 

H. 244. Doch muß, ehe dies Recht von ihnen 
wirklich ausgeübt werden kann, der Ablauf dieſer 
Friſt, und ob innerhalb derſelben kein Näherer Anz 
ſpruch mache, abgewartet werden, 

. 245. So lange das Gut ſich noch in den Hän- 
den eines Familienmitglieds befindet, bleibt der 
Familie ihr Mäherrecht vorbehalten. 

$. 246. Es kann alſo kein Familienmitglied 
durch feine bloße Erklarung: daß er das Gut nur 
als ein Fremder kaufe, der Familie iht Noͤhertecht 
bey künftigen Veräußerungsſällen benehmen. 

$. 247. Nur wenn bey der nothwendigen Subha⸗ 
ſtation eiues ſolchen Guts jemand aus der Familie 
mitbietet: fo geht durch den an ihn erfolgenden Zu⸗ 
ſchlag, wenn kein anderes Familienmitglied das Nä⸗ 
herrccht dabey ausübt, dieſes Recht ſelbſt verloren. 

H. 248. Wenn aber ein Gut einmal aus der Fa⸗ 
milie berausgegangen, und das Mäherreht durch 
Verjährung erloſchen iſt; fo lebt letzteres nicht wie⸗ 
der auf, wenn gleich in der Folge wieder ein Fami⸗ 
lienmitglied zum Beſitze des Gutes gelangt. 

$. 249. Har jedoch der fremde Erwerber eines 
ſolchen Guts daſſelbe, noch ehe er feinen Beſitztitel 
darauf im Hypothekenbuche eintragen laſſen, wie⸗ 
der einem Familtenmitgliede übereignet? fo wird 
das Mäherreche nicht für erloſchen geachtet. 

$. 250. Uebrigens allt von dem Familien⸗Maͤ⸗ 
berrechte alles, was von dem Maherrechte überhaupt 
verordnet iſt. (Tb. I. Tit. XX. Abſchn. II.) 
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Fünfter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Herr⸗ 
ſchaften und des Geſindes. 


F. 1. Das Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und 
Geſinde gründet ſich auf einen Vertrag, wodurch 
der eine Theil zur keiſtung geroſſſer häuslichen 
Dienſte auf eine beſtimmte Zeit, ſo wie der andere 
zu einer dafür zu gebenden beſtimmten Belohnung 
ſich verpflichtet. 

00 „ 2. In der ehelichen Geſellſchaft kommt es dem 
Wanne zu, das nörhige Geſinde zum Gebrauche 
der Familie zu miethen. 

H. 3. Wilhliche Dienfiboten kann die Frau an⸗ 
nehmen, ohne daß es dazu der ausdrücklichen Eins 
willigung des Mannes bedarf. 

H. 4. Doch kann der Mann, wenn ihm das an⸗ 
genommene Geſinde nicht anftändig iſt, deſſen Weg⸗ 
ſchaſung, nach verſtoſſener geſeß mäßigen Dienſtzeit, 
ohne Ruͤckſicht auf die im Contrakte beſtimmte, ver⸗ 
fügen. 

$ 


5. Wer ſich als Geſinde vermiethen will, muß 
ine Perſen frey zu ſchalten berechtigt ſeyn. 

$. 6. Kinder, die unter väterlicher Gewalt fle: 
Ken, dürfen ohne Einwilligung des Vaters, und 
Minderjährige ohne Genehmigung ihres Vormunds, 
ſich nicht vermiethen. 

F. 7. Verheiratete Frauen dürfen nur mit Ein⸗ 
williaung ihrer Männer als Ammen, oder ſonſt, 
in Dienſte gehen. 

F. 8. Nur wenn die Einwilligung in den Fals 
len des F. 6. und 7. auf eine gewiſſe Zeit, oder zu 
einer beſtimmten Dienſtherrſchaft, ausdröͤcklich 
eingeſchraͤnkt worden, iſt die Erneuerung derſel⸗ 
ben 
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ben zur Verlängerung der Zeit, oder bey einer Ver⸗ 
änderung der Herrſchaft, erforderlich. 

F. 9. Dienſtboten, welche ſchon vermiethet ges 
weſen, muͤſſen bey dem Antritte eines neuen Dien⸗ 
fies die rechtmäßige Verlaſſung der vorigen Herr 
ſchaft nachweiſen. 

$. 10. Leute, die bisher noch nicht gedient zu 
haben angeben, muͤſſen durch ein Zeugniß ihrer 
Obiigkeit darthun, daß bey ihrer Annehmung als 
Geſinde kein Bedenken obwalte. 

§. 11. Hit jemand mit Verabſaumung der Vor⸗ 
ſchriften $. 9. 10. ein Geſinde angenommen: fo 
muß, wenn ein Anderer, dem ein Recht uͤber die 
Perſon oder auf die Dienſie des Angenommenen 
zuſteht, ſich meldet, der Miethcontrakt, als uns 
gültig, ſofort wieder aufgehoben werden. 

K. 42. erden hat der Aunehinende, durch 
Uebertretung dieſer Vorſchriften, eine Geldbuße 
von Einem bis Zehn Thalern an die Armeneaſſe des 
Orts verwirkt. 


F. 13. Niemand darf mit Geſindemaͤkeln ſich ande 
abgeben, der nicht dazu von der Obrigkeit des Orts " ier. 


beſtellt und verpflichtet worden. 

F. 14. Dergleichen Geſindemoͤkler muͤſſen ſich 
nach den Perſonen, die burch ihre Vermittelung in 
Dienſte kommen wollen, ſorgfaͤltig erkundigen. 

F. 15. Inſonderhelt mäſſen fie nachforſchen: ob 
dieſelben, nach den geſetzlichen Vorſchriften, ſich 
zu vermiethen berechtigt find. 

$. 16. Geſinde, welches ſchon in Dienſten 
ſteht, muͤſſen ſie unter keinerley Vorwande zu de⸗ 
ren Verlaſſung und Annehmung anderer Dienſte 
anreizen. 

F. 17. Thun fie dieſes: fo müͤſſen fie dafuͤr das 
erfiemal mit Zwey bis Fünf Thaler Geld oder 
verhälenigmäßiger Geföngnißſtrafe angeſehn; im 
Wlederholungsfalle aber noch außerdem von fer⸗ 
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nerer Treibung des Maͤklergewerbes ausgeſchloſſen 
werden. 

9. 18. Sie muͤſſen den Herrſchaften, die durch 
ihre Vermittelung Geſinde annehmen wollen, die 
Eigenſchaften der vorgeſchlagenen Perſon getreu⸗ 
lich und nach ihrem beſten Wiſſen anzeigen. 

F. 19. Wenn fie untaugliches oder untreues Ge⸗ 
finde, wider beſſeres Wiſſen, als brauchbar oder 
zuverläßig empfehlen: fo müffen fie für den durch 
dergleichen Geſinde verurſachten Schaden ſelbſt 
haften. 

$. 20. Außerdem muͤſſen fie nach Vorſchrift 
$. 17. ernſtlich beſtraft, und dieſe Strafe, bey ih⸗ 
rem Unvermoͤgen zum Schadenserſatze, allenfalls 
bis zum doppelten geſchaͤrft werden. 

Kat. Die Beſtimmung des Mäfferlohns bleibt 
den Polizey Wund Geſindeordnungen jedes Orts 
vorbehalten. 

d. 22. Zur Annehmung des gemeinen Geſindes 
bedarf es keines ihn Contrakts. 

$. 23. Die Hebung und Annehmung des Mieth⸗ 
geldes vertritt die Stelle deſſelben. 

9. 24. Wo der Betrag des Miethgeldes durch 
beſondere Geſetze nicht beſtimmt iſt, hängt der⸗ 
ſelbe von dem Uebereinkommen der Intereſſen⸗ 
ten ab. 

9. 25. Das Miethgeld wird der Regel nach auf 
das Lohn abgerechnet. 

§. 26. Auch da, wo dergleichen Abrechnung 
ſonſt nicht ſtatt findet, iſt dennoch die Hertſchaft 
dazu berechtigt, wenn das Geſinde aus eigner 
Schuld die verabredete Dienſtzeit nicht aushält. 

$: 27. Hat ſich ein Dienftbote bey mehrern Herr⸗ 
ſchaften zugleich vermiether: fo gebührt derjenigen, 
von welcher et das Mierhgeld zuerſt angenommen 
hat, der Vorzug. 


$. 28. 
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F. 280 Die Herrſchaft, welche nachſtehen muß, 
oder ſich ihres Anſpruchs freywillig begiebt, kann 
das Miechgeld und Maͤklerlohn von dem Dienſtbo⸗ 
ten zuruͤckfordern. 

H. 29. Auch muß ihr, wenn fie die frühere 
Vermietung nicht gewußt hat, der Dienſtbote 
den Schaden erſetzen, weſcher daraus entſteht, 
daß fie ein anderes Geſinde für hohern Lohn mie⸗ 
then muß. 

$. 30. Die Herrſchaft, bey welcher der Dienſt⸗ 
bote bleibt, muß auf Verlangen dleſen Betrag 
(§. 28. 29.) von feinem Lohne abziehen, und der an⸗ 
dern Herrſchaft zuſtellen. 

F. 31. Außerdem muß der Dienſtbote, der ſich 
ſolchergeſtalt an mehrere Herrſchaften zugleich ver⸗ 
miethet hat, den Betrag des von der zweyten und 
folgenden erhaltenen Miethgeldes, als Strafe, 
zur Armenkaſſe des Orts entrichten. 


F. 3a. lohn und Koſtgeld des Geſindes, welches Lohn und 
befondere Geſetze beſtimmen, darf nicht überſchrit⸗ Kol. 


ten werden. 

H. 33. Verabredungen, welche ſolchen Geſetzen 
zuwider laufen, find unverbindlich. 

F. 34. Weihnachts: Neujahrs und andre ders 
gleichen Geſchenke kann das Geſinde, auch auf 
den Grund eines Verſprechens, niemals gerichtlich 
einklagen. 

H. 35: Wo keine geſetzliche Beſtimmung vorhanz 
den iſt, hänge dieſelbe, ſowohl wegen des Lohnes 
und Koſtgeldes, als wegen der Geſchenke, von 
dem bey Schließung des Miethcontrakts getroffenen 
Uebereinfommen ab. 

9. 36. In allen Fällen, wo Weihnachts oder 
Neufahrsgeſchenke, während eines Dienſtjahres, 
ſchon wirklich gegeben worden, kann die Herr⸗ 
ſchaft dieſelben auf das Sohn anrechnen, wenn 

S 4 der 


Dauer der 
Dienstzeit 


Antritt des 
Dieußes, 


280 Zweyter Theil. JFuͤnfter Titel. 


der Contrakt im Laufe dieſes Jahres durch Schuld 
des Gefindss wieder aufgeboben wird. 

K. 37. Bey männlichen Bedienten iſt die kivree 
ein Theil des kohnes: und Flle, nach Ablauf der 
durch Vertrag oder Gewohnheit des Orts beſtimm⸗ 
ten Zeit, denſelben eigenthümlich zu. 


00 Wird außer derſelben noch beſondere 
Staateſſoxec gegeben: jo hat auf dieſe der Bediente 


keinen Anſpruch. 

H. 39. Mäntel, Kutſcherpelze, und dergleichen, 
gehören nicht zur ordittäiren Livre. 

$. 40. Wo die Dauer der Dienſtzeit nicht durch 
beſondre Geſetze beſtimmt iſt, hänge dieſelbe von 
der Verabredung der Intereſſenten ab. 1 

9. 41. Ist nichts beſonderes verabredet worden: 
ſo wird die Miethe, bey ſtaͤdtiſchem Geſinde, auf 
Ein Vierteljahr; ben Landgeſinde aber auf Ein gan⸗ 
zes Jahr für geſchloſſen angenommen. 

F. 42. Die Antrittszeit iſt in Anſehung des 
ſtaͤdtiſchen Geſindes der zweyte Januar, April, 
Jultus, und Oktober jedes Jahres. 

9. 43. Bey Sandgefinde wird dieſelbe, wenn 
nicht Provinzial: Geſindeordnungen ein Andres bes 
ſtümmen, auf den zweyten Januar feſigeſetzt. 

F. 44. Vor dem Anteittsrage darf das Geſinde 
den Dienſt der vorigen Herrſchaft, wider deren 
Willen, nicht veriaſſen. 

H. 45. Nach einmal gegebenem und genomme⸗ 
nem Miethgelde ff die Herrſchaft ſchuldig, das Ges 
ſinde anzunehmen; und letzteres, den Dienſt zur 
beſtimmten Zeit anzutreten. 

$: 46. Weder der eine noch der andere Theil 
kann ſich davon durch Ueberlaſſung oder Zurüͤckgabe 
des Miethgeldes losmachen. 

F. 47. Weigert ſich die Herrſchaft, das Ge 
finde anzunehmen: ſo verliert fie das Miethgeld, 
und muß das Geſinde eben fo ſchadlos halten, 

wie 
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wie auf den Fall, wenn dae Geſinde unter der Zeit 
ohne rechtlichen Grund entlaſſen worden, unten 
verordnet wird. (h. 160. faq.) 

H. 48. Doch kann die Herrſchaft von dem Con⸗ 
trakte, vor Antritt des Dienſtes, aus eben den 
Gränden abgehen, aus welchen ſie berechtigt ſeyn 
würde, das Geſinde vor Ablauf der Dienſtzeit wie⸗ 
der zu entlaſſen. (H. 115. lag.) 

F. 49. Auch iſt fie dazu berechtigt, wenn das 
Geſinde zuerſt den Dienſt anzutreten ſich gewei⸗ 
gert hat. 

$. So. In bepderley Fällen kaun die Herrſchaft 
das gegebene Miethgeld zurückfordern. 

K. 51. Weigert ſich das Geſinde, den Dienft 
anzutreten: ſo muß es dazu von der Obrigkeit durch 
Zwangsmittel angehalten werden. 

H. 52, Verurſacht das Geſinde durch beharrlich 
Weigerung, daß die Herrſchaft einen andern Dienſt⸗ 
boten an feine Stelle mit mehrern Koſten anneh⸗ 
men muß: ſo muß es dieſen Schaden erſetzen, und 
das Mierhgeld zuruͤckgeben. 

H. 53. Wird das Geſinde durch Zufall, ohne 
feine Schuld, den Dienſt anzutreten verhindert: 
fo muß die Herrſchaft mit Rackgabe des Miethgel⸗ 
des ſich begnuͤgen. 

H. 54. Erhält weibliches Geſinde vor dem Ans 
tritte der Dienſtzeit Gelegenheit, zu heirathen: fo 
ſteht demſelben frey, eine andere taugliche Pers 
ſon, zur Verſetzung des Dienſtes an ſeiner Statt, 
zu ſtellen. 

H. 55. Iſt es dazu nicht im Stande: fo muß 
auch deraleichen Geſinde den Dienſt in Staͤdten 
auf ein Viertel-, und bey kandwirthſchaften auf 
ein halbes Jahr antreten. 

$ 86. Nur zu erlaubten Geſchaͤften konnen 
Dienſtboten gemiethet werden. 
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$. 57. Gemeines Geſinde, welches nicht aus⸗ 
ſchließend zu gewiſſen beſtimmten Gefchäften ‘ges 
miethet worden, muß ſich allen häuslichen Ver⸗ 
richtungen nach dem Willen der Herrſchaft un⸗ 
terziehen. 

F. 58. Allen zur herrſchaftlichen Familie gehb⸗ 
renden, oder darin aufgenommenen Perſonen, iſt 
es dieſe Dienfte zu leiften ſchuldig. 

F. 59. Dem Haupte der Familie kommt es zu, 
die Art und Ordnung zu beſtimmen, in welcher ein 
55 al der Familie die Dienſte gebrau⸗ 

en ſoll. 

F. 60. Auch Geſinde, welche zu gewiſſen Arten 
der Dienſte angenommen iſt, muß dennoch, auf 
Verlangen der Herrſchaft, andre häusliche Verrich⸗ 
tungen mit uͤbernehmen, wenn das dazu beſtimmte 
Nebengeſinde durch Krankheit, oder ſonſt, auf eine 
Zeitlang daran verhindert wird. 

H. 61. Wenn unter dem Geſinde Streit entſteht, 
welcher von ihnen dieſe oder jene Arbeit nach ſeiner 
Beſtimmung zu verrichten ſchuldig ſey ſo entſchei⸗ 
det allein der Wille der Herrschaft. 

§. 62. Das Geſinde iſt ohne Erlaubniß der 
Herrſchaft nicht berechtigt, ſich in den ihm 
aufgetragenen Geſchäften von andern vertreten 
zu laſſen. 

H. 63. Hat das Geſinde der Herrſchaft eine un⸗ 
taugliche oder verbächrige Perſon zu feiner Vertre⸗ 
tung wiſſentlich vorgeſchlagen: ſo muß es für den 
durch ſelbige verurſachten Schaden haften. 

F. 64. Das Geſinde iſt schuldig, ſeine Dienſte 
treu, fleißig, und aufmerkſam zu verrichten. 

F. 65. Fügt es der Herrſchaft vorſetzlich, oder 
aus grobem oder mäßigem Verſehen Schaden zu: 
fo muß es denſelben erſetzen. 

H. 66. Wegen geringer Verſehen iſt ein Dienſt⸗ 
bote nur alsdann zum Schadenserſatze verpflich⸗ 

tet, 
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tet, wenn er wider den ausdruͤcklichen Befehl der 
Herrſchaft gehandelt hat. 

F. 67. Desgleichen, wenn er ſich zu ſolchen Ar⸗ j 
ten der Geſchaͤfte hat annehmen laſſen, die einen | 
vorzüglichen Grad von Aufmerkſamkeit oder Ger Hl 
ſchicklichkeit vorausſetzen. 

9. 68. Wegen der Entſchaͤdigung, zu welcher 
ein Dienſtbote verpflichtet iſt, kann die Herrſchaft 
an den Lohn deſſelben ſich halten. 

F. 69. Kann der Schade weder aus rüͤckſtaͤndi⸗ 
gem Lohne, noch aus andern Habſeligkeiten des 
Dienſtboten erſetzt werden: ſo muß er denſelben 
durch unentgeltliche Dienftleiftung auf eine verhäfts 
nißmoßige Zeit vergüten. 

$. 0. Auch außer feinen Dienſten iſt das Ger außer feir 
finde ſchuldig, der Herrschaft Beſtes zu befördern, ten. den 
Schaden und Nachtheil aber, jo viel an ihm iſt, 
abzuwenden. 

$. 71. Bemerkte Untreue des Nebengeſindes iſt 
es der Herrſchaft anzuzeigen verbunden. 

$. 72. Verſchweigt es dieſelbe: ſo muß es für 
allen Schaden, welcher durch die Anzeige hätte ver⸗ ji 
hütet werden Fönnen, bey dem Unvermögen des | 
Hauptſchuldners, felbft haften. 

9.73. Allen häuslichen Einrichtungen und Anz 
ordnungen der Herrſchaft muß das Geſinde ſich un⸗ 
terwerfen. 

. 74. Obne Vorwiſſen und Genehmigung der 
‚Herrfchaft darf es ſich, auch in eignen Angelegen⸗ 
heiten, von Hauſe nicht entfernen. 

. 75. Die dazu von der Herrſchaft gegebene 
Etlaubniß darf nicht überſchritten werden. 

§. 76. Die Befehle der Herrſchaft, und ihre 
Verweiſe, muß das Geſinde mit Ehrerbietung und ii 
Beſcheidenheit annehmen. 0 

F. 77. Reizt das Geſinde die Herrſchaft durch 
ungebührliches Betragen zum Zorn, und wei 
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ſelbigem von ihr mit Scheltworten, oder geringen 
Thaͤtlichkeiten behandelt: jo kann es dafür keine ge⸗ 
richtliche Genugthuung fordern. 

H. 78. Auch ſolche Ausdrucke oder Handlungen, 
die zwiſchen andern Perſonen als Zeichen der Ges 
ringſchaͤtzung oder Verachtung anerkannt find, be⸗ 
gründen gegen die Heirſchaft noch nicht die Vermu⸗ 
thung, daß fie die Ehre des Geſindes dadurch habe 
kranken wollen. 

H. 79. Außer dem Falle, wo das leben oder die 
Geſundheit des Dienſtboten durch Mißhandlungen 
der Herrſchaft in gegenwartige und unvermeidliche 
Gefahr geräth, darf er ſich der Herrſchaft nicht tha⸗ 
tig widerſetzen. 

$. 80. Vergebungen des Geſindes gegen die 
Herrſchaft muſſen durch Geſaͤngniß, oder öffentliche 
Strafarbeit, nach den Grundfägen des Eriminal⸗ 
rechts, geahndet werden. 

H. 82. Auf die Zeit, durch welche das Geſinde, 
wegen Erſeidung ſolcher Strafen, feine Dienſte 
nicht verrichten kann, iſt die Herrſchaft befugt, 
185 durch andere auf deſſen Koſten beſorgen zu 
laſſen. 

H. 82. Die Herrſchaft iſt ſchuldig, dem Geſinde 
Lohn und Kleidung zu den beſtimmten Zeiten promt 
zu entrichten. 

$. 83. Iſt auch Koſt verſprochen worden: fo 
muß ſelbige in den jeden Orts gewöhnlichen Spei⸗ 
fen, bis zur Sättigung gegeben werden. 

$. 84. Die Herrſchaft muß dem Geſinde die 
noͤthige Zeit zur Abwartung des öffentlichen Got⸗ 
tesdienſtes laſſen, und daſſelbe dazu fleißig ans 
Halten. 

9.85. Sie muß ihm nicht mehrere noch ſchwe⸗ 
rere Dienſte zumuthen, als das Geſinde, nach ſei⸗ 
ner leibesbeſchaffenheit und Kraͤften, ohne Verluſt 
feiner Geſundheit beſtreiten kann. 

$. 86. 
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$. 86. Zieht ein Dienſtbote ſich durch den Dienſt, 
oder bey Gelegenheit deſſelben, eine Krankheit zu: 
fo iſt die Herkſchaft ſchuldig, für feine Eur und 
Verpß zung zu ſorgen. 

H. 87. Dafür darf dem Geſinde an feinem lohne 
nichts abgezogen werden. 

$- 88. Außerdem iſt die Herrſchaft zur Vorſorge 
für kranke Dienfiboten nur alsdann verpflichtet, 
wenn dieſelben keine Verwandten in der Nähe has 
ben, die ſich ihrer anzunehmen vermögend, und 
nach den Geſetzen ſchuldig ſind. 

F. 89. Weigern ſich die Verwandten dieſer 
Pflicht: fo muß die Herrschaft dieſelbe einſtweilen, 
und bis zum Austrage der Sache, mit Vorbehalt 
ihres Rechts, übernehmen, 

F. 90. Sind offentliche Anftaften vorhanden, 
wo dergleichen Kranke aufpenommen werden: fo 
muß das Geſinde es ſich gefallen laſſen, wenn die 
Herrſchaft feine Unterbringung daſelbſt veran⸗ 
ſtaltet. 

$. 91. In dem h. 88. beftimmten Falle kann die 
Herrſchaft die Curkoſten von dem auf dieſen Zelt⸗ 
raum fallenden kohne des kranken Dienſtboten abs 
ziehen. 

F. 92. Dauert eine ſoſche Krankheit über die 
Dienftjeit hinaus: fo hört mit dieſer die äufere 
Verbindlichkeit der Herrſchoft, für die Eur und 
Pflege des kranken Dienfiboien zu ſorgen, auf. 

F. 93. Doch muß ſie davon der Obrigkeit des 
Orts in Zeiten Anzeige machen, damit dieſe für 
das Unterkommen eines dergleichen verlaſſenen 
Kranken ſorgen könne. 

F. 94. Unter den Umſtänden, wo ein Machtge⸗ 
ber einen dem Bevollinaͤchtigten bey Aus rich⸗ 
tung des Geſchaͤftes durch Zufall zugeſtoßenen 
Schaden verguͤten muß, iſt auch die Herrſchaft 
ſchuldig, für das in ihrem Dienſte, oder bey Ge⸗ 

legen⸗ 


Aufhebung 
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ges durch 
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legenheit deſſelben, zu Schaden gekommene Ge⸗ 
ſinde, auch uber die Dienſtzeit hinaus zu ſorgen. 
(Eb. 1. Tit. XIII. F. 30. 81.) 

$. 95. Dieſe Pficht erſtreckt ſich jedoch nur auf 
die Curkoſten, und auf den nothdürftigen Unterhalt 
des Geſindes, fo lange, bis daſſelbe ſich fein Brod 
ſelbſt zu verdienen wieder in Stand kommt. 

F. 96. Iſt aber der Dienſtbote durch Mißhand⸗ 
lungen der Herrſchaft, ohne fein grobes Verſchul⸗ 
den, an feiner Geſundhelt beſchädigt worden: fo 
bat er von ihe vollftändige Schadloshaltung, nach 
den allgemeinen Votſchriften der Geſeße, zu 
fordern. 

9. 97. Auch für ſolche Beſchimpfungen und üble 
Nachreden, wodurch dem Geſinde ſein künftiges 
Fortkommen erſchwert wird, gebuͤhrt demſelben ge⸗ 
richtliche Genugthuung. 

H. 98. In wie fern eine Herrſchaft durch Hand⸗ 
lungen des Geſindes, in oder außer feinem Dienfte, 
verantwortlich werde, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. 
(Tb. I. Tit. VI. 9. 60. lag.) 

F. 99. Stirbt ein Dienſtbote: fo konnen feine 
Erben Sohn und Koſtgeld nur fo weit fordern, als 
ſelbiges nach Verhältniß der Zeit bis zum Kran⸗ 
kenlager ruͤckſtäͤndig iſt. 

$. 100. Begräbniffoften iſt die Herrſchaft für 
das Geſinde zu bezahlen in keinem Falle schuldig. 

$. 101. Stirbt die Herrſchaft vor Ablauf der 
gewohnlichen Aufkuͤndigungsfriſt: fo find die Erben 
dem Geſinde Lohn und Koſt nur bis zum Ende des 
laufenden Quartals zu reichen verbunden. 

$. 102. Erfolgt der Todesfall nach Verlauf der 
Aufkuͤndigungfriſt, und die Erben wollen das Ges 
finde nicht laͤnger behalten: fo muſſen fie demſelben, 
außer dem ohne und der Koſt des laufenden, ans 
noch das Sohn für das folgende Vierteljahr, jedoch 
ohne Koſt verguͤten. 


F. 103. 


F 
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$. 103. Moͤnnſiche Dienſtboten behalten die 
ganze livree, wenn fie der verſtorbenen H 
ſchaft ſchon ein halbes Jahr oder länger gedient 
baben. 

H. 104. Sind fie noch nicht fo lange in ihren 
Dienſten geweſen: fo müffen fie Rock, Weſte und 
Hut zurücklaſſen. 

§. 105. War der Bediente nur monathweiſe ge⸗ 
miethet: ſo erhält er Sohn und Koſtgeld, wenn die 
Herrſchaft vor dem Funfzehnten Monathstage ſtirbt, 
nur auf den laufenden, ſonſt aber auch auf den fol⸗ 
genden Monath. 

F. 106. Entſteht Concurs über das Vermögen 
der Herrſchaft: jo finden die Vorſchriften $. 101 
bis 108. Anwendung. 

$. 107. Der Tag des eröffneten Concurfes wird 
in dieſer Beziehung dem Todesrage gleich geachtet. 

F. 108. Wegen des alsdann rücjtändigen Ger 
ſindelohns bleibt es bey den Vorſchriften der Con⸗ 
cursordnung. 

F. 109. Außer diefen Fällen kann der Mietheon⸗ ſuach vor⸗ 
trakt, während der Dienſtzeit, einſeitig nicht auf 25 
gehoben werden. Hnisung. 

F. 110. Welcher Theil denſelben nach Ablauf 
der Dienſtzeit nicht fortſetzen will, muß innerhalb 
der gehörigen Friſt aufkuͤndigen. 

$. III. Iſt die Aufkündigungsfriſt durch bes 
ſondre Geſeze dicht beflimmt: fo wird fie bey ſtöd' 
ſchem Geſinde auf Sechs Wochen, und bey fand: 
geſinde auf Drey Monathe vor dem Ablaufe der 
Dienſtzeit angenommen. 

H. 112. Bey monathweiſe gemietheten Dienſtbo⸗ 
ten findet die Aufkuͤndigung noch am Funfzehnten 
eines jeden Monaths ſtatt. 

F. 173. Iſt keine Aufkuͤndigung erfolgt: fo 
wird der Vertrag als ſiillſchweigend verlaͤngert an⸗ 
geſehn. 


K. 114. 
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§. 114. Bey ſtädtiſchem Geſinde wird die Ver⸗ 
1 laͤngerung auf Ein Viertel-, und bey kandgeſinde 
auf Ein ganzes Jahr gere N 
$. 115. Bey monathweiſe gemiethetem Geſinde 
verſteht ſich die Verlängerung immer nur auf Einen 
Menarh. 
ohne Auf $. 116. Ohne Auffündigung kann die Herrſchaft 
bor Selen ein Geſtade ſolort entlaſſen: 1) wenn daſſelbe die 
der Herr Herrſchaft, oder deren Familte, durch Thätlicht 
ſchaft. ten, Schimpf⸗ und Schmaͤhworte, oder ehren⸗ 
ruͤhrige Nachreden beleidigt; oder durch boshafte 
Verhetzungen Zwiſtigkeiten in der Familie anzu⸗ 
— richten ſucht; 
| | $. 117. 2) Wenn es fich beharrlichen Ungehor⸗ 
6 


ſam und Widerſpenſtigkeit gegen die Befehle der 
Herrſchaft zu Schulden kommen laßt; 

§. 118. 3) Wenn es ſich den zur Aufſicht über 
H das gemeine Geſinde beſtellten Hausofflcianten mit 
Thaͤtlichkeiten, oder groben Schimpf- und Schmaͤh⸗ 
| reden in ihrem Amte widerſetzt; 
1064 $. 119. 4) Wenn es die Kinder der Herrſchaft 
| 


I UT zum Böſen verleitet, oder verdͤͤchtigen Umgang 

mit ihnen pflegt; 

It H. 120. 5) Wenn es ſich des Diebſtahls oder 
der Veruntreuung gegen die Herrſchaft ſchul⸗ 
dig macht; 

$. 121. 6) Wenn es fein Mebengeſinde zu der⸗ 
gleichen Laſtern verleitet; 

$. 122. 7) Wenn es auf der Herrſchaft Namen, 
ohne deren Vorwiſſen, Geld oder Waaren auf 
Borg nimmt; 

F. 123. 8) Wenn es die noch nicht verdiente d 
vree ganz oder zum Theil verkauft, oder verſetzt; 

F. 124 9) Wenn es ſich zur Gewohnheit macht, 

| ohne Vorwiſſen und Erlaubniß der Hertſchaft, 
\ „ über Nacht aus dem Haufe zu bleiben; 


9.125. 


nne 
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H. 125. 10) Wenn es mit Feuer und kicht, ges 
gen vorhergegangene Warnungen, unverſichtig 
umgeht; h 

$ 126. 11) Wenn, auch ohne vorbergegongene 
Warnung, aus dergleichen unvorſich gem Betra⸗ 
gen wirklich ſchen Feuer entſtande 

$ 127. 12) Wenn 8 
derliche Aufführung anſt— 
Krankheiten zugezogen hat; 

FS. 128. 13 Wenn ein Dienſibote von der 
Obrſokeit auf langere Zeit, als Acht Tage, ge⸗ 
fänglic) eingejogen wird; 

$. 129. 14) Wenn ein Geſinde weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts ſchwanger wird in welchem Falle jedoch 
der Obrigkeit Anzeige geſchehen, und die wirkliche 
Entlaſſung nicht eher, als bis von dieſer die a 
mäßigen Anſtalten zur Verhütung alles Unglü 
getroffen worden, erfolgen muß; 

$. 130. 15). Wenn die Herrichafe von dem Ger 
finde bey der Annahme dur Vorzeigung falſcher 
Zeugniſſe hintergangen worden; 

$. 131. 16) Wenn das Geſinde in ſeinem vo⸗ 
rigen Dienſte ſich eines ſolchen Betragens, wes⸗ 
halb daſſelse nach H. 116 127. hatte entlaſſen wor⸗ 
den konnen, ſchuldig gemacht, und die vorige 
Herrſchaft dieſes in dem ausgeſtellten Ztugniſſe 
verſchwiegen, auch das Geſinde ſelbſt es der neuen 
Herrſchaft bey der Annahme nicht offenterzig ber 
kannt hat. 

H. 132, Das Geſinde kann den Dienſt otne 
vorhergehende Aufkuͤnoigung verlaſſen: 1) wenn 
es durch Mißhandlungen der Hereſchaft in Ge⸗ 
fahr des lebens oder der Geſundheit verſetzt 
worden; 

. 133. 2) Wenn dia Herrſchaft daſſelbe auch 
ohne ſolche Gefahr, jedoch mit ausſchweifender und 
ungewöhnlicher Härte, behandelt hat; 

Augen. Geſetb. Ill. Band. E 9. 134. 
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F. 134. 3) Wenn die Herrſchaft daſſelbe zu 
Handlungen, welche wider die Geſetze oder wider 
die guten Sitten laufen, hat verleiten wollen; 

$. 135. 4) Wenn dieſelbe das Geſinde vor der⸗ 
gleichen unerlaubten Anmuchungen gegen Perſo⸗ 
nen, die zur Familie gehören, oder ſonſt im 
Haufe aus- und eingehen, nicht hat ſchuͤtzen 
wollen; 

$. 136. 5) Wenn die Herrſchaft dem Geſinde 
das Koſtgeld gänzlich vorenthält, oder ihm ſelbſt 
die nothdürftige Koſt verweigert; | 

$. 137. 6) Wenn die Herrſchaft auf eine das 
laufende Dienſtjahr uͤberſteigende Zeit bloße Pri⸗ 
vatreiſen in fremde änder vornimmt; 

H. 138. 7) Wenn fie in öffentlichen Angele⸗ 
genheiten außer Landes verſchickt wird; oder wenn 
fie ihren Wohnfis an einen andern Ort innerhalb 
der Königlichen Sande verlegt; und in beyden Fal 
len es nicht uͤbernehmen will, den Dienſtboten 
nach abgelaufener Dienſtzeit auf ihre Koſten zu⸗ 
ruͤckzuſchicken; 

$ 139, 8) Wenn der Dienſtbote durch ſchwere 
Ktankheit zur Fortſetzung des Dienſtes unvermd⸗ 
gend wird. 

F. 140. Vor Ablauf der Dienſtzeit, aber doch 
nach vorhergegangener Aufkündigung, kann die 
Herrſchaft einen Dienſtboten entlaſſen: 1) wenn 
demſelben die noͤthige Geſchicklichkeit zu den nach 
feiner Beſtimmung ihm obltegenden Geſchaͤften 
ermangelt; 

F. 141. 2) Wenn das Geſinde, ohne Erlaub⸗ 
niß der Herrſchaft, feines Vergnuͤgens wegen aus⸗ 
lauft; oder ohne Noth uͤber die erlaubte oder zu 
dem Geſchaͤfte erforderliche Zeit auszubleiben 
pflegt? oder ſonſt den Dienſt mutwillig ver⸗ 
nachluͤßigt; 


F. 142. 
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S. 142, 3) Wenn der Dienſtbote dem Trunke 
oder Spiele ergeben iſt, oder durch Zaͤnkereyen 
oder Schlaͤgereyen mit ſeinem Nebengeſinde den 
Hausfrieden rt, und ſich von ſolchem Betragen, 
auf geſchehene Vermahnung, nicht beſſert; 
$. 143. 4). Wenn nach geſchloſſenem Mieths⸗ 
vertrage die Vermoͤgensumſtaͤnde der Herrſchaft 
dergeſtalt in Abnahme gerathen, daß ſie ſich ent⸗ 
weder ganz ohne Geſinde behelfen, oder doch deſ⸗ 
ſen Zahl einſchränken muß. 5 
J. 144. Dienſtboten konnen vor Ablauf der von Sei, 
Dienſtzeit, jedoch nach vorhergegangener Aufkün⸗ 5 
digung, den Dienſt verlaffen: 1) wenn die Herr⸗ 
ſchaft den bedungenen Lohn in den feſtgeſetzten Ter⸗ 
minen nicht richtig bezahlt; 
$ 145. 2) Wenn die Herrſchaft das Geſin⸗ 
de einer Öffentlichen Beſchimpfung eigenmoͤchtig 
ausſetzt; f f 
$. 146, 3) Wenn der Dienſtbote durch Het N 
rath, oder auf andere Art, zur Anſtellung einer 
eignen Wirthſchaft vortheilhafte Gelegenheit er⸗ 
hält, die er durch Ausdauerung der Miethszeit ver 
fäumen mußte. 
§. 147. In allen Fallen, wo der Mierhvertrag 
innerhalb der Dienſtzeit, jedoch nur nach vorher⸗ 
gegangener Aufkuͤndigung, aufgehoben werden 
ann, muß dennoch das laufende Vierteljahr, und 0 
bey monathweiſe gemiethetem Geſinde der lau⸗ 0 
fende Monath, ausgehalten werden. 
§. 148. Wenn die Aeltern des Dienſtboten, 
wegen einer erſt nach der Vermlethung vorgefal⸗ 
lenen Veränderung ihrer Umftönde, ihn in ihrer 
Wirthſchaft nicht entbehren können; oder der Dienſt⸗ N 
bote in ei heiten eine weite Reſſe A 
zu unternehmen genöthigt wird: fo kann er zwar 
ebenfalls feine Entlafung fordern; I 


1 


2 F. 149. 
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H. w. Et muß aber alsdann einen audern 
tauglichen Dienſtboten ſtatt ſeiner ſtellen, une ſch 
mit demſelben, wegen lohn, Kost, und diwete, 
ohne Schaden der Herrſchaft abfinden. 

$. 150. In allen Fallen, wo die Hteeſchaft eis 
nen Dienſtboten, während der Dlenſtzeit, mit 
oder ohne Aufkuͤndigung zu entlaſſen berechtigt iſt 
(J. 1162131. f. 140: 143.9, kann der Dienſtbote 
sohn und Koſt, oder Koſigeld, nur nach Berhält: 
niß der Zeit fordern, wo er wirklich gedient he 

F. 151. Ein Gleiches gilt von denjenigen Fa 
len, wo der Dienſtbote zwar vor Ablauf der Dienſt⸗ 
zeit, aber doch nach vorhergaͤngiger Aufkänpigung. 
den Dienſt verlaſſen kann. (F. 144.145. 146.) 

$. 152. In Fällen, wo der Dienſtbote ſofort / 
und ohne Auffändigung, den Dienſt zu vorlaſſen 
berechtigt iſt (5. 132 1390, muß ihm Lohn und 
Koſt auf das laufende Vierteljahr, und wenn er 
monathweiſe gemiethet worden, auf den laufenden 
Monath vergütet werben. 

K. 183. Hat die Urſache zum geſetzmößſden 
Austritte erſt nach Ablauf der Aufkündigungsfriſt 
ſich ereignet: fo muß die Hertſchaft diefe Verga⸗ 
tung auch fuͤr das folgende Vierteljahr, oder fuͤr 
den folgenden Monach leſſten. 

H. 154. In der Regel behält der Dienſtbote die 
als ein Theil des kohns ay zuſehende kivree vollſtän⸗ 
dig, wenn er aus den H. 132: 239, beſtimmten Ur⸗ 
ſachen den Dienſt verläßt. 

9.155. Geſchieht der Austritt nur aus den 
F. 140 143. enthaltnen Grunden; und hat der 
Bediente noch kein halbes Jahr gedient: ſo muß 
er Rock und Huth zurͤͤcklaſſen. 

F. 156. In den Fallen, wo das Geſinde nach 
F. 116131. 140. 143. von der Herrſchaft enclaſſen 
wird, kann letztere der Regel nach die ganze livre 
zurückbehalten. 


9. 187. 
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Klsre, Doch gebuͤhren dem Bedienten die klei⸗ 
nen Montirungsſtuͤcke, wenn er ſchon ein halbes 


angeführten Gründen entlaſſen wird. 
. 188. Wenn das Gefinde aus dem F. 144. 
und 145. angeführten Geunde, nach vorhergegan⸗ 
gener Aufkuͤndigung, feinen: Abſchieb nimmt: fo 
funden die Vorſchriften H. 154. 788. Anwendung. 1 
H. 19, Erfolgt aber der Austritt nur aus der 9 
F. 146, beſtiwanten Urſaches fo muß der Dienſt⸗ | 
bote mit den kleinen Montirungsſtuͤcken ſich bes | 
nigen. 

F. 180. Eine Herrſchaft, die aus andern, alsfzrechlliche | 
geſel mäßigen Ürſachen, das Geſinde vor Ablauf|selen cu } 
der Dlenſtzeit entläße, muß von der Obrigkeit, G und ger N 


daſſelhe wieder anzunehmen und den Contrakt fort: Enka | 


Jaht gedient hat, und nur aus den F. 140:143. | 1 
| 
| 


zuſetzen, angehalten werden. oder 

H. 161. Weigert fie ſich deſſen beharrlich: ſo FH 
muß fie. dem Dienſtboten Sohn. und Lloree auf die ih 
noch ruͤckſtaͤndige Dienſtzeit entrichten. 0 

F. 162. Auch für die Koſt muß die Herrſchaft 
bis dahin ſorgen. | 

$. 163. Kann aber das Geſinde, noch vor Ab⸗ 0 
lauf der Dlenſtzeit, ein anderwveitiges Unterkom⸗ | 
men erhalten: ſo erſtreckt fich die Verguͤtigungs⸗ Hi 
Verbindlichkeit der Herrſchaft nur bis zu dieſem 
Zeitpunkte; und weiter hinaus nur in ſo fern, als 
das Geſinde ſich in dem neuen Dienſte mit einem 
geringern Lohne hat begnügen müſſen. 

K. 164. Iſt die Herrſchaft das entlaſſene Ge⸗ | 
finde wieder anzunehmen bereit; das Geſinde hin⸗ | 
gegen weigert ſich, den Dienſt wieder anzutreten: | 
5 kann letzteres in der Regel gar keine Vergütung 

ordern. N 

§. 165, Weiſt aber das Geſinde einen ſolchen N 
Grund feiner Weigerung nach, weswegen es, ſei⸗ 
nes Orts, den Dienſt zu verlaſſen berechtigt In 

T3 wuͤͤr⸗ 
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würde: fo gebührt demſelben die $. 152. [ad be 
ſtimmte Verguͤtung. f 

H. 166. Kann das Geſinde den vorigen Dienſt, 
wegen eines inzwiſchen erhaltenen anderweitigen 
Unterkommens, nicht wieder antreten: ſo findet 
die Vorſchrift $. 163. Anwendung. 

Werrafung H. 167. Geſinde, welches vor Ablauf der Dienſt⸗ 

rg zeit, ohne gefeßmäßige Urfache, den Dienft vers 
läßt, muß durch Zwangsmittel zu deſſen Fortſe⸗ 
tung angehalten werden. 

F. 168. Will aber die Herrſchaft ein ſolches Ges 
ſinde nicht wieder annehmen: ſo iſt ſie berechtigt, 
ein anderes an feiner Stelle zu miethen; und der 
ausgetretene Dienſtbote iſt ſchuldig, die dadurch 
verurſachten mehrern Koſten zu erſtatten. 

$. 169. Das abzlehende Geſinde iſt ſchuldig, 
alles was ihm zum Gebrauche in feinen Geſchaͤf⸗ 
ten, oder ſonſt zu ſeiner Aufbewahrung anver⸗ 
traut worden, der Herrſchaft richtig zuruck zu 
liefern. 

§. 170, Den daran durch feine Schuld entſtan⸗ 
denen Schaden muß es der Herrſchaft erſetzen. 
6. 65:69.) 


Abfchied- H. 171. Bey dem Abzuge ift die Herrſchaft dem | 


Geſinde einen ſchriftlichen Abſchied, und ein der 
Wahrheit gemäßes Zeugniß über feine geleiſteten 
Dienſte zu ertheilen ſchuldig. 

9. 172. Werden dem Geſinde in dieſem Ab⸗ 
ſchiede Beſchuldigungen zur Saft gelegt, die fein 
weiteres Fortkommen hindern würden: fo kann es 
auf richterliche Unterfuchung anteagen. 

$ 173. Wird dabey die Beſchuldigung unge⸗ 
gruͤndet befunden: fo muß die Obrigkeit dem Ges 
finde den Abſchied auf Koſten der Herrſchaft aus⸗ 
fertigen laſſen, und letzterer fernere üble Nachre⸗ 
den, bey namhafter Geldſtrafe, unterſagen. 


9. 174. 
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F. 174: Hat hingegen die Herrfchaft einem 
Geſinde, welches ſich grober fafter und Verun⸗ 
treuungen ſchuldig gemacht hat, das Gegentheil 
wider beſſeres Wiſſen bezeugt: ſo muß ſie fuͤr 
allen einem Dritten daraus entſtehenden Scha⸗ 
den haften. 

H. 1275. Die folgende Herrſchaft kann ſich alſo 
an fie, wegen des derſelben durch ſolche Laſter oder 
Veruntreuungen des Dienſtdoten verurſachten 
Nachtheils halten. 

$ 176. Auch ſoll eine ſeſche Herrschaft mit 
einer Geloſtrafe, von Einem bis Fünf Thaler, 
zum Beſten der Armencaſſe des Orts belegt 
werden. 2 

$. 177. Hausofficianten, denen nur ein ge 
wiſſes beſtimmtes Geſchaͤfte in der Haus haltung 
oder Wuthſchaft, oder die Aufficht uber einen ge⸗ 
wiſſen Theil derſelben aufgetragen wird, muſſen 
durch einen ſchriftlichen Eontrakt angenommen 
werden. 

§. 178. Muͤndliche Verabredungen find ungöl⸗ 
tig, wenn auch Miethgeld gegeben, und ange 
nommen worden. 

$. 179. Doch muß derjenige Theik, welcher 
von der muͤndlichen Verabredung wieder ab⸗ 
gehn will, das Miechgeld fahren laſſen, oder zu⸗ 
ruͤck geben. 8 f 

$. 180. Iſt der Dienſt auf den Grund eines 
bloß muͤndlichen Vertrages wirklich angetreten: 
fo kann der eine, fo wie der andere Theil, mit Ab⸗ 
lauf eines jeden Viertelfahres, jedoch unter Bes 
obachtung einer ſechswoͤchentlichen Aufkuͤndigungs⸗ 
friſt, wieder abgehen. 

$. 181. Die Belohnung fur die in der Zwi⸗ 
ſchenzeit geleiſteten Dienſte wird nach der münds 
lichen Abrede; und in deren Ermangelung nach 
dem, was dem Hausofficianten bisher wirk⸗ 

2 4 lich 


IT, Bon 


Hausofis 


eianten. 


Erzieher 
und Erle, 
berinnen, 
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lich gegeben worden; oder, wenn auch hiernach 
der Streit nicht entſchieden werden kaun, nach 
dem, was leute dieſer Claſſe an demſelben Orte 
gewöhnlich erhalten, durch richterliches Ermeſſen 
bete, 8 

$. 82. Hansofficianten find nur zu ſolchen 
Verrichtungen ſchuldiz, welche mit dem Dienfte 
wozu ſie angenommen worden, nach ſeiner Beſtim⸗ 
mung verbunden find. 

183. Andern häuslichen Geſchöften ſich zu 
unterziehen, find ſie nur im dringenden Nothfalle 
verpflichtet. 

$ 184. In dem Geſchaͤfte, wozu ſie ange⸗ 
nommen worden, muͤſſen fie für. jedes mäßige Ver⸗ 
ſehen halten. 

H. 188, Wegen grober Schimpf und Schmoͤh⸗ 
worte, ingleichen wenen Thatlichkeiten, womit 
Hausöfflcianten von der Heerſchaft unverſchuldet 
behandelt worden, können ſie, noch vor Ablauf 
der zelt, Entlaſfung fordern. 

H. 186. In allen übrigen Stücken haben Haus⸗ 
offie anten mit dem gemeinen Geſinde gleiche Rechte 
und Pflichten. 


Perſonen beyderley Geſchlechts, mel 
na der Kinder angenommen, wor⸗ 
den, ingleichen Privatſeßt „ Kaplane, und 
andre, die mit erlernten Wiſſepſchaften und ſchoͤ⸗ 
nen Künſten im Hauſe Dienſte leisten, ſind nicht 
für bloße Hausoffleianten zu achten. 

$. 188. Vielmehr mlſſen die Rechte und Pflich⸗ 
ten derſelben nach dem Inhalte des mit ihnen ge⸗ 
ſchloſſenen ſchriftlichen Vertrages; nach der Natur, 
der A ſicht, und den Etforderniſſen dis uͤbernom⸗ 
menen Geſchaͤfts; und nach den allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften von Vertroͤgen, und von Ver⸗ 
aͤußerung der Sachen gegen Handlungen, beur⸗ 
theilt werden, (Th. J. Tit. Kl. H. 869. (gq.) $ 


189. 
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g. 189, Dergleichen 1 Perfonen find zu häuslie 
chen Dienſten in keinem Felle verbunden. 

$. 190: Sie gehoren unter diejenigen Mitglle⸗ 
der der Familie, denen das gemeine Geſinde, nach 
der Anordnung der Herrſchaft, feine Dienſte lei⸗ 
ſten muß. (H. 58. 59. 

H. 19 1. Erzieher und Erzieherinnen können 
wegen bloßer Zuͤchtigungen der Kinder, die in 
keine Mißhandlungen ausarten, nicht entlaſſen 
werden. 

§. 192, Sind auch bloße koͤrperſiche Zuchtigun⸗ 
gen bey Schließung des Vertrages unterſagt wor⸗ 
den: fo begründet eine Liebertretung dieſes Ver⸗ 
bots das Recht zur Auffündigung. 

H. 193. Die geſetzmaͤßige Dauer der Dienſtzeit 
folcher F. 187, beſchriebenen Perfonen wird, wenn 
der Vertrag nicht ein Andres beſtimmt, auf Ein 
Jahr gerechnet. 

K. 194. Wegen deren ſtillſchweigenden Verlaͤn⸗ 
gerung gilt alles das, was bey dem gemeinen Ge⸗ 
ſinde vorgeſchrleben iſt. 

$. 195. Die Aufkündigungsfriſt wird, wenn 
im Contrakte nicht ein Anderes feſtgeſetzt iſt, auf 
ein Vierteljahr beſtimmt. 

$. 196. Sklaverey joll in den Königlichen Staa: 11, Don 
ten nicht geduldet werden. N 

§. 197. Kein Königlicher Unterthan kann und 
darf ſich zur Sklaverey verpflichten. 

$. 198. Fremde, die ſich nur eine Zeitlang in 
Königlichen landen befinden, behalten ihre Rechte 
uͤber die mitgebrachten Sklaven. £ 

$. 199. Doch muß ihnen die Obrigkeit Schranz 
ken ſetzen, wenn ſie dieſe Rechte bis zu lebensge⸗ 
faͤhrlichen Mifdandlungen der Sklaven ausdehnen 
wollcen. 

$. 205. Wenn dergleichen Fremde ſich in 
Koͤniglichen landen nieberlaffen: ober auch, wenn 

4 TS: Königs 
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Königliche Unterchanen auswärts erkaufte Skla⸗ 
ven in 1 lande bringen: fo hört die Skla⸗ 
veren auf. 

H. 201. Der Herr hat alſo kein perſönliches 
Eigenthum uͤber den geweſenen Sklaven. 

. 202. Doch muß letzterer von folder Zeit 
an dem Herrn ohne Lohn ſo lange dienen, bis er 
denſelden dadurch für, die auf feinen Ankauf etwa 
verwendeten Koſten entſchaͤdigt hat. 

F. 203. Bey der Berechnung diefer Entſchaͤdi⸗ 

ung wird der Sohn, welchen das Geſinde, fuͤr 
Dienfte dieſer Art, am Orte oder in der Provinz 
gewöhnlich echälr, zum Maasſtabe angenommen. 

F. 204. Während der ohnentgeltlichen Dienſt⸗ 
zeit muß dem geweſenen Sklaven norhbürftige 
Kleidung und Kot, gleich dem Geſinde, gereicht 
werden. 

F. 205. Auch in allen übrigen Stuͤcken hat er 
gleiche Rechte und Pflichten mit dem gemeinen und 
freyen Geſinde. 

F. 206. Hat die Herrſchaft der von einem. fol 
chen geweſenen Sklaven erzeugten Kinder ſich 
angenommen: fo gebühren ihr auf die Dienfte 
derſelben gleiche Rechte, wie auf andre in Pflege 
und Erziehung genommene verlaſſene Kinder, 
(Ti ll. . 753,771.) 

$. 207. Einen geweſenen Sklaven kann der 
Herr auch einem Landgute als Unterthanen zur 
ſchlagen. 5 

F. 208. Geſchieht dieſes: fo hat derſelbe mit 
andern Gutsunterthanen gleiche Rechte und Ver 
bindlichkeiten. 


Sechſter 


Sechſter Titel. 


Von Geſellſchaften uͤberhaupt, und von 
Corporationen und Gemeinen inſon⸗ 
derheit. 


F. 1. Unter Geſellſchaſten überhaupt werden Kier Gefeir 


Verbindungen mehrerer Mitglieder des Staats zu ki 
einem gemeinſchaftlichen End zwecke verftanden, 


„2. Sn fo fern dieſer Zweck mit dem gemeis erlaubte; 


nen Wohl beſtehen kann, find dergleichen Geſell⸗ 
ſchaften erlaubt. 


$. 3. Geſellſchaften aber, deren Zweck und Ge⸗ unenaube 


ſchöfte der gemeinen Ruhe, Sicherheit, und Ord⸗ 
nung zuwiderlaufen, find unzulsßig, und ſollen 
im Staate nicht geduldet werden. 

H. 4. Auch an ſich nicht umuläßige Geſell⸗ 
ſchaften kann der Staat verbieten, ſobald ſich ſin⸗ 
det, daß dieſelben andern gemeinnützigen Ab⸗ 
ſichten oder Anſtalten hinderlich oder nachthei⸗ 
lig find. 

H. §. Dergleichen ausdrücklich verbotne Geſell⸗ 
ſchaften find, von Zar des ergangenen Verbots, 
den an ſich unzulͤͤßigen gleich zu achten. 

H. 6. Unzuläßige und verbotne Geſellſchaften 
haben, als ſolche, gar keine Rechte, weder gegen. 
ihre Mitglieder, noch gegen Andre. 

. Die Mitglieder derſelben find, wegen, 
unerlaubter Handlungen, die von ihnen gemein⸗ 
ſchaftlich, oder auch von Einzelnen nach dem 
Zwecke der Geſellſchaft vorgenommen worden, 
zum Schadenserſaße und zur Strafe eben fo 
verhaftet, wie andere Mitgenoſſen eines Ver⸗ 
brechens. 

. 8. Doch find diejenigen Mitglieder daven 
befteyt, welche weder von dem gemeinſchaͤdli⸗ 
chen Zwecke der Geſellſchaft gewußt, noch an 


den 


erbaut; 
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den unerlaubten Handlungen der uͤbrigen Theil ge⸗ 
nemmen haben. 

$. 9. Dirgleichen Mitglieder konnen vielmehr, 
wenn ihnen aus einer ſolchen Verbindung Sch. 


den entſteht, den Erſatz deſſelden von denjeni⸗ 

gen, durch welche fie zum Beytritte, verleitet 

worden, fo, wie von den Vorſtehern der Geſellſchaft 
ferdern. 

F. 10. Wir einer vom Staate ausdruͤcklich ver⸗ 

aft ernte kaun gegen 3 in dem 


195 der endet des a bien Bon ſich 
nicht entſchuldigen. 

K. 11. Die Rechte und Pflichten der Mitglie⸗ 
der erlaudter Geſellſchaften unter ſich, werden 
nach dem nnter ihnen beſtehenden Vertrage, in 
deſſen Ermangelung, ich den für. die verſchi⸗ 
nen Atten ſoſcher ſchaften ergangnen be⸗ 
ſondern Geſitzen, und wo auch dieſe nicht ent⸗ 
ſcheiden, nach dan Zwecke ihrer Verbindung 
beurtheilt. 

$. 12. Bey Handlungen, woraus Rechte und 
Verbindlichkeiten gegen Andere entſtehen, wer⸗ 
den fie nur als Theilnehnie eines gemeinſamen 
Rechts, oder einer gemeinſamen Verbindlichkeit 
betrachtet. 

$. 13. Dergleichen Geſellſchaften fellen im 
Verhältniſſe gegen andre, außer ihnen, keine mo⸗ 
raliſche Perſon vor, und koͤnnen daher auch, als 
ſolche, weder Grundſtucke, noch Capitalien auf 
den Namen der Geſellſchaft erwerben. 

. 14. Unter ſich aber haben dergleichen 
Geſellſchaften, ſo lange ſie beſtehen, die in⸗ 
nern R. 900 der Eorporationen und Gemeinen. 
5 (gg 

9. 13. Es kann daher ein ausſcheidendes Mit⸗ 
glied von dem lſchaftsvermoͤgen nur in ſo 
fern 


Von Geſellſchaften übechaüt. 30k 


fern einen Ancheil fordern, als das Mitzlied elner 
Corporation und Gemeine dazu berechtigt it. 

Ii abe T een werden ledigli. 15 
erliten Abſchnltts 


15 Tibels im 


& en Sheilk, und 4 
Siebe Alt ks“ n Sie, im Zwey⸗ 
ten. Theile, beurtheift, 


F. 1c, Alles, feahs einer ſolchen Seel 
1 vled nur den Jae 
er dermnaig, 


aft zu⸗ 
chaftliche Elgenthum 


F. bonn else jedes altsſcheidende Mike 
glied feine Heil daron, ſo wie von dem übri⸗ 
Sen im gem unſchafthichen Eigenthuitte befindlichen 


„It ben der Erweikung ober Zuwe 
dung das Gegentte! Fusdekecklleh fegzeſtzt w. 
den; fo hat zwak ,d lange die Gercüſchaft dent Ahr, 
ein gusſcheidendes Milglied an derglei 
keinen Anpruch; 

K. 20, Wenn aber die Geſelſchaft ganz after 
so foird alich eine ſolche Sache, gleich dem übrigen 
gemeinſchaftlichen Vermögen, unter die alsdann 
vorhandenen Mitglieder getheilt. 

J. 21. Schenkungen, die einer erlaubten Pri⸗ 
vatgeſellſchaft, welche über keine Händlungsge⸗ 
ſellſchaft iſt, zu einem gewiſſen Zwecke gemacht 
worden, fallen, wenn ben erfolgen der Aufhebung 
det Geſellſchaft der Zweck nicht mehr erreicht witz 
den fang, in fs fern fie noch vorhanden find, an 
den Geſchenkgeber, oder deſſen Erben zurück. 
(Tb. I. Tit. XVI. C. 301. ce 

$. 22, Die Rechte und V. 


Mrioftegies 
Seele 


Staate gusdruͤcklich genehmigten oder privilegtt- ſchaſten. 


ten Geſellſchaft, mäffen hauprfächlic) nach dem In⸗ 
halte des ihr ertheilten Privitegii beurtheilt werden. # 

H. 23. So weit aber in vieſem nichts Beſonde⸗ 
res feſtgeſetzt iſt, haben dergleichen privi 
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Geſellſchaften mit andern erlaubten in der Regel 
nur gleiche Rechte. 

K. 24. Doch kann der Staat eine von ihm aus⸗ 

114 drücklich privilegirte Geſellſchaft nur aus eben 

den Gründen, aus welchen ein Privilegium übers 

| Haupt zuruͤckgenommen werden kann, wieder 


| aufheben. 
1 Kameras F. 25. Die Rechte der Corporationen und Ger 
1 Kuren md meinen Kommen Mur folden vom Staate ger 
} nehmigten Geſellſchaften zu, die ſich zu einem 
11 e gemeinnuͤßigen Zwecke verbunden 
haben, 
4 H. 26. Die Verhältniffe und Rechte der Cor 
17 porakionen und Gemeinen find hauptjächlich nach 
131 den bey ihrer Errichtung geſchloſſenen Verträ⸗ 
gen, oder ergangenen Stiftungsbriefen; nach 
den vom Staate erhaltenen Privilegien und Conz 
eeffionen ; und nach den auch in der Folge unter 
H Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüffen zu 

beurtheilen. 
| if 1. Gnu $ 27. Die ſolchergeſtalt beſtimmten Rechte 
dafl und Pflichten der Gefellfchaft und ihrer Ditglie: 
der, jo wie die wegen des Betriebes der gemein⸗ 
schaftlichen Angelegenheiten getroffenen Eintſch⸗ 
ö tungen, machen die Verfaſſung dieſer Corpora⸗ 
tion aus. 
| $. 28. So weit dadurch der Zweck der Gefellr 
N ſchaft, und ſolche Mittel, otne welche dieſer Zweck 
nicht erreicht werden kann, beſtimmt ſind, gehö⸗ 
ren. dieſelben zur Grundverfaſſung. 

H. 29. Grundverfaſſungen koͤnnen nur in fo 
weit geändert oder abgeſchafft werden, als dle 
Corporation ſelbſt aufgehoben werden kann. 

5 F. 30. Auch andre Verfaſſungen kann die Coe⸗ 
poration eigenmächtig, ohne Votwiſſen und Ge⸗ 
ik nehmigung des Staats, nicht abändern, 


\ { $ 37, 
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„31. Wie weit aber dergleichen Aenderun⸗ 
gen durch einen nach Meheheit der Stimmen abzu⸗ 
faſſenden Geſellſchaftsſchluß, unter Approbation 
des Staats, erfolgen koͤnnen, iſt nach den unten 
vorkommenden Regeln zu beurtheilen. 

$. 32. Bey der Auslegung dunkler und zwei⸗ 
felgafter Stellen in den Verfaſſungsgeſetzen elner 
Geſellſchaft, finden die allgemeinen Regeln von 
Auslegung der Verträge, Geſetze, und Privlle⸗ 
gien überhaupt, Anwendung. 

F. 33. Doch iſt daben auch auf die bisherige 
Gewohnheit bey der Geſellſchaft, ſo weit dieſelbe 
1555 Grundverfaſſung und den 1 0 Ge⸗ 
ſetzen des Staats nicht widerſpricht, vorzügliche 
VVV 

H. 34. Soll äber dergleichen dunkle oder zwei⸗ 
felbafte Stellen eine allgemeine Erklarung für die 
Zukunft abgefaßt werden; fo kann dies nur durch 
Schluͤſſe der Corporation, unter Genehmigung des 
Staats geſchehen. 

F. 33. Kann kein ſolcher Schluß zu Stande 
kommen; oder betrifft die Sache Rechte und 
Pflichten der Corporation gegen andre außer ihet 
jo kommt dieſes Erklaͤrungstecht nut allein dem 
Staate zu. 

„ 36. Behauptet aber ein Dritter, daß er 
durch che Deklarationen in ſeinen ſchon erwor⸗ 
benen Befugniſſen gekränkt ſey: fo muß ihm dar⸗ 
über rechtliches Gehör geſtattet werden. 

H., 37. Jedes in die Corporation neu eintretende 
Mitglied unterwitft ſich eben dadurch den Verf, 
ſungen derſelben. 

$. 38. Von deren Beobachtung, fo weit es da⸗ 
bey auf Grundverfaſſungen ankommt, konnen 
auch einzelne Mitglieder niemals befreyt werden. 

F. 39. In wie fern aber Corvorgtionen, oder 
deren VPorgeſetzte, einzelne, Mitglieder von ans 

dern 


\ 


u. Sunere 
Achte, 
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dern zur Grundverfaſſung nicht gehorenden Ver⸗ 
bindlichkeiten und Laſten diſpenſiten können, hängt 
von den beſondern Einrichtungen einer jeden Att 
der Corporatlonen ab. 

. o. So weit dle ee aan einer Eorporas 
tion qus den, 
len nicht zu if die, wegen 
der verſchiedene katſenen er⸗ 
gangenen beſondern Geſetze Rückſicht genommen 
werden. 

§. 41. Wo auch diefe nichts nöheres befline 
men, da treten nachſtehende allgemeine Vorſchrif⸗ 
ten ein. 

F. 42. Jedes Mitglied einer Corporation iſt 
ſchufdig, feine Handlungen dem gemelnſchaftlichen 
Zwecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung 
deſſelben mitzuwirken. 

43. Die Corporation iſt berechtigt, Mitglie⸗ 
der, welche dieſem Zwecke vorſetzſich, oder ſonſt 
beharrlich zuwider handeln, auszuſtoßen. 

14. Sie kann aber diefe Befugniß nur unter 
Auffcht des Staats, und nach den von ihm vor⸗ 
geschriebenen Geſezen aus ben. 

6. 45. Ein eigentliches Strafrecht gegen ihre 
Mitglieder kann einer Corporation nur wegen Ver⸗ 
gehungen, die von den Mitgliedern in dieſer Ei⸗ 

genſchaft begangen worden, und nur in fo fern 
kommen, als ihr der Staat dergleichen Recht aus⸗ 
druͤcklich verliehen hat 

H. 46. Aber auch in ꝛdieſem Falle muß die Cor⸗ 
pbratſon, bey Ausuͤbung ihres Strafrechts, die 
in den Geſetzen allgemein vorgeſchriebene Oibnung 
und Verfahrungsart beobachten. 

H. 47. Auch findet gegen ſolche Strafverfuͤgun⸗ 
gen die Berufung auf die vom Staate , 
ten Richterſtuͤgle ſtatt. 


$. 48. 


Von Geſellſchaften überhaupt, 305 


F. 48. Die Corporation hat das Recht, neue 
Mitglieder, mit Vorwiſſen und Beyſtimmung des 
Staats aufzunehmen. 

9. 49. Rechte und Vorzuͤge, welche einer 
Corporation oder Gemeine vom Staate beygelegt 
ſind, kommen der Regel nach allen gegenwͤͤr⸗ 
tigen und künftigen Mitgliedern derſelben zu 
ſtatten. 

F. 30. Doch koͤnnen auf Vorrechte, welche nur 
der ganzen Geſellſchaft, als einer moraliſchen P. 
fon betrachtet, verliehen, find, einzelne 9 IR 
der für ihre Perſonen, und in ihren Privatangeles | 
genkeiten, keinen Anſoruch machen. 

H. 5t. Die innern Angelegenheiten einer Cor- Berath⸗ 
‚poration werden durch Berathſchlagungen und (hlanum 


Schluͤſſe der Mitglieder angeordnet. Sala, 1 ! 


wßgnlichen Vorfallen, und in den 
azu beſtimmten Verſammlungen, 
entſcheidet der Schluß der in dieſer Verſammlung 
gegenwartigen Mitglieder. 

F. 53. Bey außerordentliche Vorfällen, de⸗ 
ren Verhandlung in den Stiftungsgeßetzen den 
ordinairen Verſammlungen nicht beygelegt iſt, 
muͤſſen ſaͤmmtliche Mitglieder ausdrücklich einge⸗ 
laden werden. 

H. 54. IR bey der Einladung zu ſolchen außer⸗ 
ordentlichen Verſammlungen zugleich der Gegen⸗ 
ſtand der Berathſchlagung angezeigt worden: fo 
knnen die erſcheinenden Mitglieder, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf ihre Anzahl, einen gültigen Schluß 
abfaſſen. 

F. 55. Iſt aber eine ſolche ausdrͤͤckliche Ber 
kanntmachung des Gegenſtandes der Berotſchla⸗ 
gung nicht geſcheten; fo muſſen wenioſtens zwey 
Drittel der Mitglieder gezenwoͤrtig jun," wenn 
ein Schluß zu Stande kommen fol. 

Auzem. Sieb, l. Band. u $. 56. 


inſorder⸗ 
br 
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H. 56. It die Einladung nicht gehörig geſche“ 
ben, oder in dem Falle des $. 35. nicht die erfor⸗ 
derliche Anzahl von Mitgliedern gegenwärtig ge⸗ 
weſen: ſo iſt ein dennoch abgefaßter Schluß 


nichtig. 

F. 57. Es iſt hinreichend, wenn die Einladung 
an dem gewöhnlichen Wohnorte eines jeden Mit⸗ 
gliedes, auf die in der Prozeßordnung vorgeſchrie⸗ 
bene Art inſinuirt wird. 

$ 58, Mitglieder, welche ihren bisherigen bes 
kannten Aufenthaltsort verändern, ohne den Vor⸗ 
ſtehern der Corporation Nachricht zu geben, wo 
fie anzutreffen find, iſt die Corporation beſonders 
einzuladen nicht ſchuldig. 

F. 59. Eben das gilt wegen ſolcher Mitglieder / 
die ihren Wohnſiß aus der Provinz verlegen, ohne 
der Corporatlon einen Bevollmächtigten anzuzei⸗ 
gen, an welchen die Einladung in vorkommenden 
Fällen gerichtet werden ſolle. 

$. 60. Abweſende Mitglieder koͤnnen den Ber: 
ſammlungen auch durch Bevollmächtigte dere] 
wohnen. 

$. 61. Dergleichen Vollmacht kann aber nur 
einem Mitgliede der Corporation aufgetragen 
werden. 

$. 62. Die Schluͤſſe der Geſellſchaft werden 
nach der Mehrheit der Stimmen abgefaßt. 

$. 63. Bey vorhandener Stimmengleichbeit 
gebiet 98 Entſcheidung derjenigen Behörde, der 
es ſonſt zukommt, die Schluͤſſe der Corporation 
zu beftärigen. 

H. 64. Zu neuen Beytroͤgen, die weder in der 
Stiftungsverfaſſung, noch in den allgemeinen Ge⸗ 
ſetzen des Staats gegruͤndet find, iſt die Einmillis 
885 aller Mitglieder erforderlich. 

65. Sind jedoch dergleichen Anlagen zur 
Gefülung des Zwecks der Corporarion, odet 
einer 
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einer von ihr vorhin ſchon rechtsgültig üͤber⸗ 
nommenen Verbindlichteit nochwendig: ſo muß 
auch in dergleichen Angelegenbelt en die gerin⸗ 
gere Zahl der Meihcheit der Stimmen ſich un⸗ 
terwerfen. 

$ 66. In keinem Falle können neue Anlagen 
ohne Vorwiſſen und Genetzmigung des Staats ge⸗ 
macht werden. 1 
„ H. 67. Was von neuen Beyträgen verordnet 
iſt, gile auch von Erhöhung der bisher nur ges 
wöhnlichen. 

$ 68. Geſellſchaftliche Richte, welche nicht 
ſaͤmmtlichen Mitgliedern, fonvern nur einem oder 
dem andern unter ihnen, als Mitgliede, zukom⸗ 
men, können benjelben wider ihren Willen, durch 
die bloße Sammenmehrhelt nicht genommen oder 
eingeſchroͤnkt werden. 

b. 69. Eben das gilt, wenn nicht allen, ſon⸗ 
dern nur Einem oder etlichen Mitgliedern, neue 
kaſten oder Verbind lichkeiten aufgelegt werden 
ſollen. 

$. 70. Auch die Verwaltung und N. 
der Cerporatton zuſtebenden gemeinſchaßtliche 
Vermögens wird durch Schlüffe der Corporation 
angeordnet. 7 

§. 71. Die Verwendung muß zur Befdrberiing 
des gemeinſchaftlichen Beſten der Gef llichalt, und 
zur Erreichung ihres Endzwecks geſchehen. 

F. 72. Derjenige Theil des Geſellſchaftaver⸗ 
mögens, wovon die Nitzungen fuͤr die einzenen 
Micglieder beſtemmt ſind, muß nach den Rechten 
des gemeinſamen Eigenchums behandelt werden. 
(Tb. J. Tit. XVII. Ab chn. 1.) } 

F. 73. Die Corporation iſt nicht befugt, von meaen der a 
demjenigen, was ein Micgliid, oder auch ein gehts 
Fremder, ihr zu einem gewiſſen beſtimmten 

U Zwecke 


ng des weren des 
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Zwecke zugewendet hat, ohne deſſen Genehmigung 
einen andern Gebrauch zu machen. 
F. 74. In wie fern aber bey veränderten Um⸗ 


ſtänden der Staat, nach dem Ableben des Stif⸗ 


ters, der Stiftung eine andere Richtung geben 
könne, iſt nach dem unten F. 193. vorkommenden 
Grundsatze zu beurtheilen. 

9. 75. In allen Fallen, wo dergleichen Verfuͤ⸗ 
gung getroffen werden ſoll, muß die noch deſte⸗ 
hende Corporation mit ihrem Gutachten zuvör⸗ 
derſt daruͤber vernommen, und von dieſem Gut⸗ 
achten, ohne überwiegende Gründe, nicht abge⸗ 
wichen werden. 

F. 76. Auch von den zur Erreichung des 
Zwecks einer ſolchen Stiftung vorgeſchriebenen 


Mitteln darf die Corporation eigenmächtig nicht 


abgehen. 
F. 77. Der Staat felbft iſt, dieſe Mittel und 
Einrichtungen abzuaͤndern, nur alsdann berech⸗ 


tigt, wenn klar erhellet, daß dadurch der Zweck 


nicht erreicht werden konne, oder gar verfehlt wer⸗ 
den wuͤrde. 

F. 78. Sind dabey Verordnungen zu Gunſten 
gewiſſer beſtimmter Perſonen gemacht: fo kann 
davon, ohne die Einwilligung oder vollſtaͤndige 
Entſchaͤdigung ſolcher Perſonen, nicht abgegan⸗ 
gen a 

Iſt in dem Falle, wenn bie Einrichtung 
gen ei Sites nicht buchſtablich befolgt wurden, 
einem Dritten ein Recht auf die zur Stiftung ge⸗ 
widmete Sache oder Summe beygelegt: Jo findet 
eine Aenderung ohne die Zuziehung oder Ein willi⸗ 
gung dieſes Dritten nicht ſtatt. 

F. 80. Werden die von dem Stifter gemachten 
Elarichtungen ſchon zu der Zeit, da die Stiftung 
errichtet, und der Corporation aufgetragen wor⸗ 
den, zweckwidrig befunden: ſo muß der Corpo⸗ 

ration 
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ration die Annahme einer ſolchen Stiftung nicht 
geſtattet werden. 

$. 81. Corporationen und Gemeinen ftellen in 
den Geſchoͤften des buͤrgerlichen Lebens Eine mo⸗ 
raliſche Perſon vor. 

9. 82. Sie werden in Nücficht auf ihre Rechte 
und Verbindlichkeiten gegen Andre, aufer ihnen, 
nach eben den Geſetzen, wie andre einzelne Mil⸗ 
glieder des Staats, beurtheilt. 

$. 83. Doch koͤnnen fie, ohne beſondere Eins 
willigung der ihnen vorgeſetzten Behörde, unbe⸗ 
wegliche Sachen weber an ſich bringen, noch ver⸗ 
äußern oder verpfänden. 

$. 84. Dergleichen von einem Dritten ohne 
dieſe Einwilligung mit ihnen vollzogne Handlan⸗ 
gen ſind nichtig. 

H. 85. Auch bey Schulden, für welche die Sub⸗ 
ſtanz des unbeweglichen Geſellſchaftsvermögens, 
oder die Mutzungen deſſelben, auf kaͤnger als Ein 
Jahr haften ſollen, iſt die Einwilligung der vor⸗ 
geſetzten Behörde nothwendig. 

F. 86. Die Ausübung der äußern Geſellſchafts⸗ 
rechte wird durch Schluͤſſe der Corporation an⸗ 
geordnet. 

F. 87. Von Abfaſſung dieſer Schluͤſſe gilt alles 
das, was bey den innern Angelegenheiten der Cor⸗ 
porationen beſtimmt iſt. 

H. 88. Auch diejenigen Angelegenheiten, wel⸗ 
che zwar nicht die Corporation, als Eine morali⸗ 
ſche Perſon betrachtet, aber doch die ſämmtlichen 
Mitglieder derſelben, als ſolche, betreffen, wer⸗ 
den durch Schlüſſe der Corporation beſtimmt. 

$. 89. IM jedoch von Befugmiſen oder lel⸗ 
ſtungen die Rede, welche auf die einzelnen Mit- 
glieder dergeſtalt vertheilt werden können, daß 
jeder für ſich das Recht ausüben, oder die Pflicht 
leiſten kann, ohne dadurch die Rechte der andern 

1 3 einzu⸗ 
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einzuſchraͤnken, oder ihre Pflichten zu erſchweren: 
ſo ſind die eins Mitglieder an einen durch 
Mehrheit, der men der übrigen gefaßten 
Schluß nicht acbum 

§ 90. Sie üzerkommen alſo auch durch die, 
vermöge eines chen Schluſſes, ferner erfolgen⸗ 
den, Verhandlungen, ihre Perſonen weder 
Rechte, noch VWerbindlicheeiten. 

J. 9%½ Für dle von der Corporation gehörig 


5 übornor menen Schulden haftet das gemeinſchaft⸗ 
lich, Vermdg 


n ber ſeſpen. 

9 92. Un denfeligen Theil des Giſellſchafts⸗ 
vermd ens, wovon die Naßungen den einzelnen 
Mitcali dern zukommen, kann der Gläubiger nut 
in Erntangelung eines andern gemeinſchaftlichen 
Vermd zens ſich halten. 

93, Auch kana dieſer Theil des Geſellſchafts⸗ 
vermdgens nur In fo fern angegriffen werden, als 
der Schuß, wodurch die Verbindlichkelt oͤbernom⸗ 
men worden, nach Vorſcheift H. 62. bis 69. jedes 
einzelne Mitalied verpflichtet. 

K. 94 Das Piwatvermögen der Mitglieder 
baftet nur alsdann, wenn ſich dieſelben dazu aus: 
drücklich anherſchig gemacht haben. 

9.95. Zu einer ſolchen Verpflichtung konnen 

die Wider prechenden auch durch eine überwiegende 
Stimmenmehrheit nicht angeholten werden. 
H. 96. Dagegen haften die einzelnen Mitglie⸗ 
der, ſelbſt ohne ausdrückſiche Einwilligung, für 
Schulden, die zu folchen Beduͤrfniſſen der Com: 
mune gemacht worden, zu deren Beſtreitung fie 
neue oder ethöͤhete Beptroͤge, auch wider ihren 
Willen, hätten übernehmen müſſen. ($. 68.) 

b. 97, Ii eine wahre Geſellſchafteſchud vor⸗ 
ban ßen, welche durch neue oder erhöͤhete Bey: 
träge gerilgt werden m fo hat die Geſellſchaft 
das Recht, dieſe Behtraͤgs, unter Aufſicht und 
Geneh⸗ 
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Genehmigung des Staats, dergeſtalt einzurichten, 
daß das Erforderliche nur nach und nach zuſam⸗ 
men gebracht, und die Laſt ſowohl unter die ges 
gen wärtigen als kuͤnftigen Mitglleder billig vers 
theilt werde. 

9. 98. Auch der Gläubiger muß ſich eine ſolche 
nur nach und nach zu leiſtende Zahlung gefallen 
laſſen, wenn nicht ein gemeinſchaftliches Vermd⸗ 
gen, an welches er ſich halten kann, vorhanden, 
oder in dem Vertrage mit der Geſellſchaft ein ans 
deres verabredet iſt. 

$. 99. So weit nach Vorſchrift $. 97. Geſell⸗ 
ſchaftsſchulden durch Beytroͤge der Mitglieder nach 
und nach getilgt werden müſſen; fo weit ſind auch 
neue Mitglieder dieſe fortlaufenden Beytraͤge mit 
zu uͤbernehmen verbunden. 

F. 100. Doch muß ihnen dieſes bey ihrer Auf⸗ 
nahme bekannt gemacht werden. 

H. 101. Weigern fie ſich alsdann, dle fernern 
Beyträge zu übernehmen: ſo kann ihnen die Auf⸗ 
nahme in die Geſellſchaft verſagt werden. 

H. 10g. Iſt die Bekanntmachung nicht geſche⸗ 
ben: ſo haften die Porſteher der Geſellſchaft, durch 
deren Schuld dieſelbe unterblieben iſt, für die Bey⸗ 
träge ſolcher Mitglieder. 

F. 103. Durch den Austritt aus der Geſellſchaft 
werden einzelne Mitglieder von ferneren Beyträ⸗ 
gen in der Regel frey. 

$. 104. Auch die Erben verſtorbener Mitglle⸗ 
der ſind, als ſolche, zu ferneren Beyträgen nicht 
verpflichtet. N 

$. 105. Von dieſen Regeln (F. 103. 104) frz 
det eine Ausnahme ſtatt, wenn ein Mitglied eine 
Geſellſchaftsſchuſd, ganz oder zum Theil, nicht 
bloß in der Eigenſchaft eines Mitgliedes, ſou⸗ 
dern als ſeine Privatſchuld, ausdruͤcklich uͤber⸗ 


nommen hat, 
ua $. 106: 
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F. 106. Sind Privatgrundſtücke oder Gerech⸗ 
tigkeiten für eine Geſellſchaftsſchuld verpfändet 
worden: ſo geht die Schuld auf jeden Beſitzer der⸗ 
felsen über. 5 

§. 107. Haben die Mitglieder einer Cotpora⸗ 
tion zwar durch einen an ſich rechtsbeſtäͤndigen 
Schluß, aber zu einem Behufe, welcher nicht das 
fortwäßrende Beſte der Corporation, ſondern nur 
die gegenwärtigen Mitglieder betrifft, Schulden 
gemacht: fo find auch nur dieſe, und ihre Erben, 
zu deren Abtragung verpflichtet. 

$. 108. Von dieſer Pflicht können fie ſich durch 
den Austritt aus der Geſellchaft nur alsdann bes 
freyen, wenn fie ein anderes Mitglied ſtellen, wel⸗ 
ches die fernern Beytraͤge an ihrer Statt zu über⸗ 
nehmen erbötig, und dafür hin lich ſicher it: 

$. 109 Dagegen it die Weigerung eines neuen 
Mitgliedes, Beyträge zu Schulden von dieſer Art 
zu übernehmen, für ſich allein noch kein bindei⸗ 
chender Grund, demſelben die Aufnahme zu 
verſagen. 

$. 110. Das gemeinſchaftliche Vermndgen der 
Sejeltichaft hafrer dem Gläusiger, welcher mit ihr, 
unter Beobachtung der aefchlichen Etforderniſſe, 
einen gültigen Vertrag geſchloſſen hat; wenn gleich 
das Gegebene oder Gelei nicht zum Beſten der 
Gſellſchaft verwendet worden. 

H. 111. Der Staat aber iſt, fo wie die Geſellt 
ſchaft ſelbſt, in einem ſolchen Falle dafür zu ſor⸗ 
gen berechtigt, daß das gemeinſchaftliche Bermd⸗ 
gen von der darauf gelegten Verpflichtung durch 
Diejenigen, welche den Vortheil davon gezogen ha⸗ 
ben, oder durch deren Verſchulden die Verwen⸗ 
dung zum Beſten der Geſellſchaft unter blieben if, 
wider befreyt werde. 

F. 112. Eben dieſe Verf 
finden guch n 


n (rel 1110 
dung, wenn wegen Schulden 
von 
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von der h. 107. beſchriebenen Art das Geſellſchafts⸗ 
vermoͤgen angegriffen worden. 

$. 113. Auch wenn kein Vertrag vorhanden 
iſt, oder es demſelben an den geſetzlichen Erfor⸗ 
derniſſen mangelt, wird die Corporation durch die 
geſchezene Verwendung in den gemeinſchaftli⸗ 

en Nußen, gleich einer Privatperſon verhaftet. 
Th. I. Tit. KIN. Abſchn. Ill.) 

H. 114. Die Ausübung der Geſellſchaftsrechte w Ken 
kann einzelnen Perſonen, als Mepräſentanten ſenta 
oder Stellvertretern der Geſellſchaft, Übertragen 
werden. 

$. 115. Iſt die Beſtellung von Repraͤſentanten 
in den Stiſtungsvertroͤgen oder Geſetzen nicht an⸗ 
geordnet; ſo gehort die Entſcheldung der Frage: 
ob Repraͤſentanten beſtellt werden ſollen, zu den⸗ 
jenigen Angelegenheiten, welche in außerordent⸗ 
lichen Verſammlungen, nach vorhergegangener 
Einladung ſaͤmmtlicher Mitglieder, abgethan wer⸗ 
den muͤſſen. 

$. 116. Zur bejahenden Entſcheidung dieſer 
Frage wird eine Mehrheit von Zwey Dritteln der 
Stimmen der auf gehörige Einladung erſchienenen 
Mitglieder; zur Wahl der Perſonen aber nur eine 
Meheheit der Stimmen überhaupt erfordert. 

§. 127. Den Repräͤſentanten einer Corporation 
kommt nur die Ausübung der äußern Rechte der 
Geſellſchaft, und die Beſorgung der Geſchoͤfte der⸗ 
felben mit Fremden außer ihr zu. 

9. 178. Dergleichen Geſchafte find. die Reprä⸗ 
ſentanten in der Regel ohne weitere Ruͤckfrage mit 
der Geſellſchaft abzuthun berechtigt. 

$. 119. Dagegen find fie, wegen ſolcher Ger 
ſchaͤfte, mit der Geſellſchaft Rückſprache zu neh. 
men verbunden, wodurch unben e 
derſelben veräußert, oder verſch 

us 


* 


in. 


314 Zweyter Theil. Sechſter Titel. 


Mitglleder zu neuen oder erhöheten Beytroͤgen vers, 
pflichtet werden ſollen. 

H. 120 Sind den Repraͤſentanten mehrere Ein⸗ 
ſchraͤnkungen nur durch ihre Inſtruetlon, oder ver⸗ 
möge eines beſondeen Herkommens in der Corpo⸗ 
ration, gemacht; jo iſt ein Fremder, der mit ih⸗ 
nen in Verhandlungen ſich einläßt, an ſolche Ein? 
ſchraͤnkungen nur fo weit gebunden, als ihm Dies 
ſelben hatten bekannt ſeyn können und ſollen. 

$. 21. Daß eigentliche Mepräfentanten durch 
beſondere Inſttuerionen mehr, als die öffentlich 
bekannte Verfaſſung der Geſellſchaft, oder die fans 
desgeſetze mit ſich bringen, eingeſchraͤnkt find, wird 
N nicht vermuthet. 

H $. 122. Eine Corporation alſo, welche ſolche 
} beſondere Einſchraͤnkungen machen will, muß 
baflie ſorgen, die ihren Repräſentanten ertheilte 
Juſtruction dergeſtalt öffentlich bekannt zu ma⸗ 
chen, daß dieſelbe niemanden, der mit den Ne 
pröfentanren etwas verhandelt, ohne fein eignes 
grobes oder maͤßiges Verſehen verborgen blei⸗ 
ben konne. 

H. 123. Dagegen muß der fremde Contrahent 
die gewoͤhnliche Aufmerkſamkeit anwenden, daß 
er ſolchen Einſchräͤnkungen, der Repraͤſentanten, 
welche auf einem ununterbrochenen Herkommen 
bey der Geſellſchaft beruhen, nicht zuwider 
handle. 

F. 124: Ob Repräfentanten, welche mit einem 

1 Fremden in ihrem eignen Namen Verhandlungen 
vornehmen, demſelben dadurch nur ſich ſelbſt, oder 
die Geſellſchaft verpflichten, muß nach eben den 
Regeln, wie bey Bevollmächtigten, beurtheilt 
werden, (Th. I. Tit. XIII. G. 153: 156.) 

F. 128. Innere Seflhartsrechte kommen den 
Mopräfenranten nur in ſo fern zu, als ihnen der⸗ 
gleichen durch die Stiftungsgeſetze, durch ihre 

In- 
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Infteiietiom, oder durch ein ununterbrochenes Her⸗ 
kommen übertragen worden. 

F. 126, Von den Schläffen der Repraͤſentanten 
gilt in der Regel alles, was von den Schlüſſen der 
Geſellſchaft ſelbſt verordnet iſt. 

$ 127. Wenn die Zahl der Mepräfentanten 
beſtimmt; und eine Stelle darunter durch den 
Tod oder ſonſt erledigt iſt? fo müſſen alle Angele⸗ 
genheiten, bey welchen keine Gefahr im Verzuge 
obwaltet, bis zu deren Wiederbeſetzung verſcho⸗ 
ben werden. 

§. lag. IR der Auftrag der Mepräfentanten 

faſſung der Corporation auf eine ges 
wiſſe Zeit eingeſchraͤnkt: ſo find alle nach Ablauf 
dieſer Zeit vorgenemmene Handlungen derſelben 
fuͤr die Geſellſchaft unverbindlich. 

$. 129. Iſ keine Zeit dazu beſtimmt: fo dauert 
ihr Auftrag ſo fange, als er nicht durch einen 
Schluß der Geſellſchaft wlederrufen, oder von ih⸗ 
nen ſelbſt aufgekündigt worden. 

$. 130. Sollen Nepräfentanten. in Anſehung 
der Dauer ihres Auftrages nur durch ihre In⸗ 
firuerien, oder durch beſondere Geſellſchaftsſchiaſſe 
eingeſchraͤnkt werden: fo gilt, wegen Öffentlicher 
ee ſolcher Einſchränkungen, eben 
das, was H. 122. verordnet iſt. 

5. 131. Die Repraͤſentanten find der Corpora⸗ 
tion von ihren Handlungen Rechenſchaft abzule⸗ 
gen verbunden. 

$. 132. Dabey, fo wie uberhaupt wegen aller 
den Nepräfenranten gegen die Corporation zukom⸗ 
menden Rechte und Verbindlichkelten, woruber 
in den Stiftungsgeſetzen, in ihrer Juſtruction, oder 
in beſondern geſetzlichen Vorſchrften nicht ab⸗ 
weichende Beſtimmungen vorhanden find, w 
den die NMepräfentanten als Bevollmoͤchtigte, und 
wenn ſie zugleich das Geſellſchaftsvermoͤgen ad! 
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| niſtriren, als Verwalter fremder Güter angeſe⸗ 
ö hen und beurtheilt. (Th. I. Tit. XIII. Abſchn. J. 
| Tit. XIV. Abſchn. II) 
} $.133: Die Corporation hat das Recht, ihre 
gefaßten Scyläffe wieder aufzuheben, und die 
| von ihnen getroffenen Anordnungen zu wider⸗ 
rufen. 
F. 134. Die Mißßbilligung der Corporation 
11 giebt ihr aber nicht die Befugniß, von Verhanb⸗ 
4 lungen, welche die Repräſentanten mit Andern 
N außer der Geſellſchaft einmal gültig geſchloſſen, 
\ und woraus letztere ein Recht erworben haben, 
abzugehen. 

$ 135. Diejenigen, welche von der Geſell⸗ 

ſchaft nur zu einem gewiſſen beſtimmten Geſchaͤfte 
u beſtellt worden, find, wenn fie gleich den Namen 
J der Repraͤſentanten führen, dennoch nur als Bes 
| vollmaͤchtigte der Geſellſchaft anzuſehen. 
1 §. 136. Die Ausſtellung einer Vollmacht im 
! Mamen der Geſellſchaft gehört, zu demjenigen Anz 
J gelegenheiten, welche in außerordentlichen Ver⸗ 
} ſammlungen, nach vorbergegangener Einladung 
fämmtlicher Mitglieder, verhandelt, und nach der 
Mehrheit der Stimmen berichtigt werden muͤſſen. 
v. Borte F. 137. Jede Corporation muß wenigſtens Eis 
der. nen Borficher haben. 
14 5.138. Ob deren mehrere, und wie viele ſeyn 
7 follen, hängt, wenn es in der Verfaſſung nicht 
ein = für allemal beftimme iſt, von dem Beſchluſſe 
der Corporation ab. 

$. 139. Die Wahl der Vorſteher gebührt in 
der Regel der Corporation. 

F. 140. Dieſe Wahl gehört zu den außeror⸗ 
dentlichen Angelegenheiten, welche durch die Mehr⸗ 
heit der Stimmen, nach vorhergegangener Ein⸗ 
ladung ſomtlicher Mitglieder, entſchieden wer⸗ 


} den müffen. 
| 6. 141 
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F. 141. Die Vorſteher der Geſellſchaft haben 
das Recht und die Pflicht, alles zu thun, was zur 
guten Ordnung in den Geſchaften und Verhand⸗ 
lungen, und zum gewoͤhnſichen nützlichen Ber 
triebe der gemeinſamen Angelegenheiten etfor⸗ 
derlich iſt. 

$. 142. Zu ihrem Amte gehört es, Verſamm⸗ 
lungen zu berufen; die Direction in ſelbigen zu 
führen; die Gegenſtände der Betathſchlagung vor⸗ 
zutragen; die Stimmen zu ſammlen; und nach ſel⸗ 
bigen den Schluß obzufoſſen. 

§. 143. Inſondetheit iſt es ihre Pflicht, dar⸗ 
auf zu ſeßen, daß nichts wider die Stiftungsge⸗ 
ſetze, und wider die Richte des Staats vorgenom⸗ 
men und bejchloflen werde. 

H. 144. Die Unterbedienten der Geſellſchaft find 
ihrer Dirsction und Aufſicht unterworfen. 

$. 145. Die Befugniß, die Vorſteher Über ihre 
Amtsfuͤhrung zur Rechenſchoft zu ziehen, kann der 
Corporation durch einen auch einmuͤthigen Be 
ſchluß ſaͤmmtlicher gegenmärtigen Mitglieder, für 
die Zukunft nicht entzogen werden. 

F. 146. Bey erfolgendem Abgange eines Vor⸗ 
ſtehers, muß fein Amt bis zu deſſen anderweitig 
geſchehener Beſetzung, von demjenigen, welcher 
ihm nach der in der Geſellſchaft eingeführten Ord⸗ 
nung der nächſte iſt, wahrgenommen werden. 


F. 147. Auch die Verwaltung der gemeinfchaft: vl. Seas 


lichen Guter einer Corporation kann gewiſſen Be: te. 
amten übertragen werden. 

$. 148. Zur Betreibung ihrer Rechts Angeles 
genheiten kann die Corporation einen Syndicum 
beſtellen. 

H. 149. Zur Beſtellung eines Syndiei kann 
keine Corporation gezwungen; wohl aber, wenn 
fie aus mehr als Drey Perſonen befteht, von dem 
Richter angehalten werden, die Verhandlung ib: 
rer 
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rer Rechts- Angelegenheiten durch zwe oder deey 
aus ihrer Mitte zu waͤtlende Deputirten aozu⸗ 
warten. 

F. 150. Zur Ulebernehmung eines Auftrages 
als Deputirte in einzelnen Fällen, konnen Mir 
glieder gegen hinlängliche Entschädigung, auch 
wider ihren Willen angehalten werden. 

F. 131. Die Rechte und Pflichten eines Geſell⸗ 
ſchafts Beamten und Sondici find nach ihren Bes 
ſtallungen und Amts- -Inſteuttionen, übrigens aber 
nach der lehre von Vollmachts⸗ Aufträgen zu 
beurtheilen. 

$. 152. Auch ein wirklicher Syndicus iſt nicht 
berechtigt, ohne Nädfrage mit der Cor poratlon, 
Klagen in ihrem Namen anzuſt ellen, oder auf ſol⸗ 
che, die wider ſie angeſtellt worden, ſich ein⸗ 
zulaſſen. 

§. 153. Die Verwalter der Geſellſchaftsguͤter 
find nicht befugt, Geundſtucke, Gerechtigkeiten, 
und Capitalien der Geſellſchaft zu veräußern, oder 
auf irgend eine Art zu belaſten. 

$ 154 Aus den von ihnen allein geſchloſſe⸗ 
nen Vertragen wird die Geſellſchaft nicht ver 
haftet. 

H. rss. Doch muß ſie, wenn daraus etwas in 
ihren gemeinſamen Mutzen verwendet worden, dem 
andern Contrapenten, nach allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften, Dafür gerecht werden. 

§. 186. muß ſie die Handlungen und 
Verträge der Beamten fo weit verkreten, als ditſe 
nach der Matur ihres Auftrages, denselben, ohne 
ungen vorzunehmen, nicht wür⸗ 
den ausführen konnen. 

Hat elne Commune ihre Vorſteher 
ren uberhaupt zur Veräußerung und 
tmösens. noch Gür- 
finden im Voraus devollmächrigt: ſo iſt dieſes 

den⸗ 
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dennoch nur von dem Falle, wenn eine folche 
Veräuferung oder Verpföndung zur Beſtreitung 
gemeinſchaftlicher Beduͤrfniſſe nothwendig iſt, zu 
verſtehen. 

F. 158. Doch bindet dieſe Einſchraͤnkung nur 
die Vorſteher oder Beamten; ſteht aber einem 
Dritten, welcher ſich mit ihnen auf den Grund eis 
ner ſolchen uneingeſchraͤnkten Bevollmächtigung 
eingelaſſen hat, nicht entgegen. 

$. 159. Der Regel nach iſt die Corporation be⸗ 
fügt, ſich ihre Beamten ſelbſt zu wͤͤplen. 

$. 160. Es muß jedoch die Wahl der vorge⸗ 
ſetzten Obrigkeit zur Genehmigung angezeigt 
werden. 

$. 161, Ein Mitglied der Corporation iſt die 
auf ihn gefallene Wahl anzunehmen verbunden, 
wenn ihm nicht eben die Gründe der Suiſchuldi⸗ 
gung, aus welchen eine aufgetragene Voarmund⸗ 
ſchaft abgelehnt werden kann, zu ſtatten kommen. 

F. 162. Die Beurtheilung der angeführten Eut⸗ 
ſchuldigungsurſachen gebührt der Obrigkeit. 

$. 163. Die von der Corporation geſchehene 
und von dem Gewaͤhlten angenommene Wahl kann 
die Odriakeit dennoch verwerfen, wenn der Ges 
wählte die Eigenſchaften nicht beſitzt, welche nach 
allgemeinen oder nach den Geſetzen der Geſellſchaft 
zu dieſer Stelle erforderlich ſind. 

$ 164. Wird die Wahl verworfen: ſo muß 
die Corporation von neuem wahlen. 

$. 165. Fällt auch dieſe Wahl auf einen Un⸗ 
tüchtigen: ſo verliert die Corporation für dieſen 
Fall ihr Wahlrecht, und die Stelle wird von der 
Obrigkeit beſetzt. 

F. 166. Abweichungen von obigen Regeln ber 
ruhen auf beſondern Geſetzen und Verfaſſungen. 

. 167. Die Wahl der Vorſteher und Beamten 
‚gehört zu den innern Rechten der Geſellſchaft. 

9. 
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§. 168. Sie iſt ein Gegenſtand der außeror⸗ 
dentlichen Zuſammenkünfte. (F. 53. l.) 

. 169, Iſt die Dauer ihrer Amtsführung we⸗ 
der in der Verfaſſung, noch durch die Natur des 
Auftrages ſelbſt beſtimmt: ſo haͤngt fie von dem 
Schluſſe der Geſellſchaft bey der Wahl ab. 

F. 170, Iſt auch dadurch keine gewiſſe Zeit be⸗ 
ſiimmt: ſo wird angenommen, daß Dorfteher und 
Beamte auf lebenszeit beſtellt worden. 

H. 171. Weder die auf lebenslang, noch die 
auf eine kürzere beſtimmte Zeit angeſehte Borſte⸗ 
her und Beamte, koͤnnen von der Corporation 
nach bloßer Willkühr wieder abgeſetzt werden. 

$. 172. Der Staat aber kann fie aus eben den 
Gründen, aus welchen Beamte überhaupt ihres 
Amtes vetluſtig erklart werden koͤnnen, abſetzen 
oder entlaſſen. 

§. 173. Die Corporation hat nur das Recht, 
bemerkte Gruͤnde dieſer Art dem Staate zur Unter⸗ 
ſuchung anzuzeigen. 

$ 174: Doch kann fie, bis zur erfolgenden Ver⸗ 
fuͤgung ber Obrigkeit, den angeſchuldigten Beam⸗ 
ten in der Verwaltung ſeines Amtes ſo weit ein⸗ 
ſchraͤnken, als es nothwendig iſt, um fernern ber 
ſorglichen Schaden abzuwenden. 

$. 175: Auch. Beamte können ihr ohne Ein⸗ 
fhränfung auf eine gewiſſe Zeit übernommenes 
Amt niemals, und wenn eine Zeit beſtimmt iſt, 
nicht vor Ablauf derſelben eher niederlegen, als 
bis zu deſſen Wiederbeſetzung die nöthige Verfuͤ⸗ 
gung getroffen iſt. 

H. 176. Wenn es aber an tauglichen Perſonen 
dazu nicht ermangelt; und die Corporation gleich⸗ 
wohl mit Vornehmung einer neuen Wahl zögert: 
ſo kann der abgehende Beamte bey dem Staate 
darauf antragen, daß ihr die Anſtellung einer 
ſoſchen Wohl in einer zu bejlimmenden Bent auf 

gege⸗ 
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gegeben, und wenn dieſe fruchtlos verlauft, die 
Stelle für diesmal von dem Staate unmittelbar 
beſetzt werde. 


F. 177. Corporationen und Communen dauern vu, Dauer 


15 10 wenn auch nur noch Ein Mitglied vorhan⸗ 
en iſt. 

$ 178. Dieſes Mitglied kann alle Rechte der 
Geſellſchaft in deren Namen ausüben; es muß aber 
auch alle ihre Pflichten erfüllen. 

H. 179. Kann letzteres nach der Natur und dem 
Zwecke der Geſellſchaft nicht geſchehen: oder erlöͤſcht 
die Geſellſchaft durch das Abſterben auch des letzten 
Mitgliedes von ſelbſt: ſo finden die Vorſchriften 
H. 192. (gg. Anwendung. 

$. 180. Auch mit Einwilligung ſämmtlicher 
Mitglieder kann eine öffentliche Geſellſchaft nicht 
anders, als unter Genehmigung des Staats auf 
gehoben werden. 

9. 181. Auch unter Genehmigung des Staats 
kann zum Nachteile eines Dritten, der ein gegruͤn⸗ 
detes Recht, auf der Fortdauer der Corporation zu 
beſtehen, mächzumeifen vermag, die Aufhebung 
derſelben nicht erfolgen. 


$ 192. In der Regel kann jedes Mitglied einer viii. Aut 
Corboration dieſelbe nach Gutſinden wieder wer: gar ite 


laſſen. 4 

F. 183. Das austretende Mitglied muß aber 
feinen Vorſatz dem Vorfieher der Geſelſchaft gehö⸗ 
rig anzeigen. 

F. 184. Der Austritt ſelbſt muß bis zum Abs 
laufe eines ſolchen Zeitraumes ausgeſetzt werden, 
in welchem die Vortheile und kaſten, die aus der 
geſellſchaftlichen Verbindung auf einzelne Mitglie⸗ 
der treffen, ſich am fuͤglichſten gegen einander ab: 
waͤgen laſſen. 

$. 185: Es kann alſo, zum Benfpiel, ein Mit: 
glied, welches die geſellſchaftlichen Vorteile 
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Eines Jahres ganz oder zum Theil bereits genoſſen 
bat, vor Ablauf dieſes Jahres nicht anders auer: 
ten, als wenn es auch alle in dies Jahr fallende 
lasten entrichtet hat, oder die Corporation dafür 
entſchaͤdigt. 

K. 186. Auch in Fällen, wo fonft die Aufne 
mung neuer Mitglieder nur der Corporation z 
kommt, iſt der Staat dazu berechtigt, wenn zu be⸗ 
forgen iſt, daß durch den Abgang der bisherigen 
die Geſellſchaft erlöſchen würde. 

$ 187. Eine gleiche Befugniß ſteht dem Staate 
in allen Fällen zu, wo wegen des Austrittes meh⸗ 
rerer Mitglieder, oder wegen veraͤnderter Umſtände 
überhaupt, die gegründete Beſorgniß entsteht, daß 
die noch vorhandene Anzahl nicht hinreichen werde, 
dem Zwecke ein Genuge zu leiften, zu welchem die 
Corporation von dem Staate geſtiftet, oder privi⸗ 
legirt worden iſt. 

$ 189. Doch muß bey ſolchen Vermehrungen 
(. 162.) auch auf die Conſervation der ſchon vor⸗ 
handenen Mitglieder allemal Ruͤckſicht genommen 
werden. 

$. 189. Wenn der im Grundvertrage vorge⸗ 
ſchriebene Zweck einer Corporation oder Gemeine 
nicht ferner erreicht werden kann, oder gänzlich 
hinwegfälts fo if der Staat berechtigt, fie auf⸗ 
zugeben. 

9, 190. Ein Glei⸗ att, wenn dieſer 
Zweck, wegen veränderte ande, dem gemei⸗ 


F. 19 l. Wied nu 
gel der {nern Verfaſſungen die Erreichung des 
Zweckes gehindert, oder htheil für das gemeine 
Wohl hervorgebracht: fo iR der Staat nur befugt, 
zur At ſchaffung der Mißbraͤnche, und Wiederher⸗ 
tl der guten Ordnung, zweckmaͤßige Mittel 
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F. 192. Wird eine öffentliche Geſellſchaft ganz 
aufgehoben, und find für dieſen Fall über das ger 
meinſchaftliche Vermögen derſelben keine anderwei⸗ 
tigen Beſtimmungen in ihren Stiftungsgeſetze 
vorgeſchrieben: fo fällt dieſes Vermögen dem 
Staate zur anderweitigen Verwendung für das ge⸗ 
meine Wohl anheim. 

F. 193. Sind jedoch darunter Gelder oder Sa⸗ 
chen, die zu einer gewiſſen beftimmten Abſicht 
und Verwendung der Verwaltung der aufgehobe⸗ 
nen Corporation anvertraut geweſen: ſo muß der 
Staat dafuͤr ſorgen, daß die Abſicht des Stifters, 
nach der von ſelbigem vorgeſchriebenen Boſtim⸗ 
mung, fernerhin, fo viel als möglich, erreicht 
werde. 

$. 194. Kann oder will der Staat dieſes nicht 
thun: fo find der Stifter, oder deſſen Erben, die 
Stiſtungsguͤter oder Capitallen zurück zu nehmen 
berechtigt. 

H. 195. Iſt der Stifter nicht mehr vorhanden, 
und find ſeine Erben nicht auszumitteln: fo gebuͤh⸗ 
ret das, was zu der ehemaligen Stiftung gewid⸗ 
met war, als eine herrenloſe Sache, nach Maasgabe 
H. 19a. dem Staate. 

F 196. Dasjenige, was die noch vorhandenen 
Mitglieder, bey ihrem Eintritte, oder ſonſt, durch 
außerordentliche Benfräge oder Zuwendungen, zur 
Vermehrung des Geſellſchaftsve ens, oder Bes 
zahlung der Capitalsſchulden entrichtet haben, muß 
ichen daraus zurückgegeben werden. 

$. 197. Die ordinaire zur Beſtreitung der ger 
wohnlichen fortlaufenden Bedüͤrfniſſe der Ge ſell⸗ 
ſchaft geleiſteten Beptraͤge, find unter dieſer Vor⸗ 
ſchrift nicht mit begriffen. 

F. 196. Von demjenigen Geſellſchaftsvermöͤ⸗ 
gen, deſſen Nutzung den einzelnen Mitgliedern 
beftimme war, muß den zur Zeit der Aufhebung 
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noch vorhandenen Mitgliedern derſenige Antheil, 
den ſie bis dahin genoſſen haben, auf lebenslang 
gelaſſen werden. 

§. 199. Eben fo muß der Staat aus demjenigen 
Geſellſchaftsvermoͤgen, welches zum Unterhalte der 
Mitglieder uͤberhaupt beſtimmt war, den zur Zeit 
der Aufhebung vorhandenen Mitgliedern leben 
längliche Verpflegung, fo wie fie dieſelbe bisher ge⸗ 
noſſen haben, anweiſen. 

$. 200. Doch iſt der Staat, von den nach F. 199. 
ihm obliegenden zeiſtungen, landoͤbliche Zinſen d 
fen, was den Mitgliedern nach H. 198. zuruͤckge, 
ben wird, in Abzug zu bringen berechtigt. 

$. 201. Gegen diejenigen, welche Forderungen 
an die erloſchene Geſellſchaft haben, tritt der Staat 
an die Stelle derſelben. 

$. 202. Auch diejenigen Perſenen oder Fami⸗ 
lien, welche zur Zeit der Aufhebung im wehletwi 
benen Beſitze gewiſſer Ehrenrechte in Beziehung auf 
die Geſellſchaft ſich befanden, müſſen dabey ferner 
gelaſſen, oder wenn dies nicht geſchehen kann, da⸗ 
für entſchaͤdigt werden. 


Siebenter Titel 
Vom Bauerſtande. 
Erſter Abſchnitt. 


Vom Bauerſtande Überhaupt. 


6. r. Kate dem Bauerſtande ſind alle Bewohner 
des platten Landes begriffen, welche ſich mit dem 
unmittelbaren Betriebe des Ackerbaues und der 
londwirthſchaft beschäftigen; in fo fern fie nicht 
durch adſſche Geburt, Amt, oder beſondre Rechte, 
von dieſem Stande ausgenommen ſind. 5 

„ 2. 
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$.2. Wer zum Bauerſtande gehört, darf, ohne 
Erlaubniß des Staats, weder ſelbſt ein buͤrgerli⸗ 
ches Gewerbe treiben, noch feine. Kinder dazu wid⸗ 

men. (H. 173.) 

F. 3. Welche Arten. der Gewerbe, außer dem 
Ackerbaue und der kandwoirthſchaft, auch ohne ber 
ſondere Erlaubniß, auf dem bande getrieben wer⸗ 
den dürfen, iſt im folgenden Titel beſtimmt. 

Durch die Erlaubniß, ein bürgerliches, 
Gewerbe zu treiben, verandert der Landmann 
Kin Stand und perſönliche Beziehungen, noch 
nicht. 

H. §. Der bloße Erwerb und Beſitz eines bäuer- 
lichen Grundſtuͤcks, benimmt dem zu einem andern 
Stande gehörigen Burger des Staats nichts von 
feinen perjönlichen Rechten. 

F. 6. Er tritt aber in ben: Bauerſtand über, 
wenn er den Stand, in welchem er bisher gelebt 
bat, gänzlich verläßt,, und ſich bloß als Bauer 
haͤhret. 

H. 7., In beyden Fällen ( . 5. 6.) uͤbernimmt er, 
mit dem Bauergute zugleich,, alle auf demſelben 
baftende Pflichten. 


F. 8. Ein jeder kandmann iſt die Cultur ſeines gemeine 
Grundſtücks, auch zur Unterſtäßung der ge: Kfm? 
meinen Nothdurft,, wirthſchaftlich. zu betreiben del Bene 

ei, 


ſchuldig. 

F. 9. Er kann alſo dazu von dem Staate auch, 
durch Zwangsmittel genöthigt, und bey beharrli⸗ 
cher Vernachlaͤßigung, ſein Grundſtuͤck an einen 
Andern zu uͤberlaſſen angehalten werden. 

$. 10. Veränderungen und Verbeſſerungen in 
der Cultur ſtehen einem jeden fo. weit frey, als 
dadurch das Recht: eines Dritten nicht gekränkt 
wird. 

F. 11. Sobald es eine dringende Nothdurft des 
Staats erfordert, kann auch der Landmann ange⸗ 
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balten werden, den Ueberſchuß ſeiner Erzeugniſſe 
zum Verkauf auszubieten. (Th. I. Tit. XI. §. 7.) 

$. 32. Keinem Bauer iſt es erlaubt, feine 
Fruͤchte auf dem Halme zu verkaufen. 

K. 13. Der Bauerſtand iſt dem Staate zu Hand⸗ 
und Spanndienften beſonders verpflichtet, 

H. 14. Die Anzahl der bäuerlichen Beſitzungen 
auf dem Lande ſoll weder durch Einziehung der Stel 
len, und der dazu gehörigen Realitäten, noch durch 
das Zuſammenſchlagen derſelben vermindert werden. 

K. 15. Vielmehr find die Gutsherrſchaften, für 
die gehörige Beſetzung der vorhandenen beackerten 
Stellen und Nahrungen in den Dörfern, bey eig⸗ 
ner Vertretung zu ſorgen ſchuldig. 

H. 6. Auch Verwandlungen ſolcher Vauernah⸗ 
rungen, auf welchen Geſpann gehalten werden 
muß, in andre, wo dergleichen nicht gehalten wird, 
durfen, ohne beſondere Genehmigung des Staats, 
nicht vorgenommen werden. 

H. 17. In allen nicht beſonders ausgenommenen 
Fällen wird der Bauerſtand nach den im Staate 
geltenden gemeinen Rechten beurtheilt, 


Zweyter Abſchnitt. 


Von Dorfgemeinen. 


Bedtemnp F. 18. Die Beſitzer der in einem Dorfe oder in 
der Dorp deſſen Feldmark gelegenen bäuerlichen Grundſtücke, 
gemeinen. machen zuſammen die Dorfgemeine aus. 

H. 19. Dorfgemeinen haben die Rechte der offent⸗ 
lichen Corporationen. (Dit. VI.) 

H. 20. Nur die angeſeſſenen Wirthe nehmen, 
als Mitglieder der Gemeinen, an den Berathſchla⸗ 
gungen derſelben Theil. 


$ 21. 
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F. 21. Die Gemeine kann aber, zum Nachtheil 
der Rechte der übrigen Dorfseinwohner, nichts ber 
ſchließen. 

$. 22. Die Stimmen werden in der Regel nach 
den Perſonen der angeſeſſenen Wirthe gezählt. 

$ 23. Wo aber von Rechten oder keiſtungen, 
welche auf die verſchiedenen Claſſen der Gemeinde⸗ 
glieder ſich beziehen, die Rede iſt, da konnen 
die Mitglieder der Einen Claſſe, wenn fie auch au 
ſich eine überwiegende Stimmenmehrhett ausma⸗ 
chen, zum Nachtheil der andern Claſſen nichts. 
feſiſezen. 

F. 24. Die Mitglieder der einzelnen Claſſen mas 
chen unter ſich keine befondere Corporation aus. 

$. 25. In fo fern fie, zuſammen genommen, ge 
meinſchaftliche Angelegenheiten betreiben, find fie 
als blofe Privatgefellfchaften anzuſehen. (Tit. VI.) 

$. 26. Wenn ein vorkommendes Gefhäft nur 
eine ſelche einzelne Claſſe allein betrifft: fo find 
auch nur die Mitglieder dieſer Claſſe allein zum 
Stimmen berechtigt. 

$. 27. Ju ſolchen Falten wird der Schluß, ſo 
wie bey wirklichen Corporationen, durch die Mehr 
heit der Stimmen in diefer Claſſe feſtgeſetzt. 

H. 28. Alle Glieder der Dorfgemeinen find zur Rechte der 
Nußung der Gemeingruͤnde durch Hätung, Ho Wagen 
zung u. f. w. berechtigt; in ſo ſern ihnen nicht au- 
drüͤckliche Gefetze oder Verträge entgegen ſtehen. 

H. 29. Sie nehmen an den gemeinſchaftlichen 
Nutzungen nach eben dem Maaßſtabe Theil, nach 
welchem fie die gemeinen Saften zu tragen ſchul⸗ 
dig find. 

$ 30, Auf Gemeinweiden mag jeder Dorfsein⸗ 
wohner fo viel Vieh treiben, als zur gehdrigen Be⸗ 
Rellung feiner Wirthſchaft von ihm gehalten wer⸗ 
den muß. 
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F. 31. Wo zwiſchen den angeſeſſenen Wirthen, 
und den uͤbrigen Dorfseinwohnern, oder auch 
zwiſchen den verſchiedenen Claſſen der erſtern, ges 
wiſſe Verhoͤltniſſe in Anſehung der Nutzungen, und 
der gemeinen laſten, durch Verträge oder herge⸗ 
brachte Gewohnheit feſtgeſetzt find, hat es dabey 
auch ferner ſein Bewenden. 

F. 32. Ben erfolgender Theilung der Gemein⸗ 
gruͤnde, muß ein gleiches ee wie bey der 
Nutzung, beobachtet werden. (Th. 1. Tit. XVII. 
Abſchn. IV.) 

F. 33. Dorfgemeinen konnen, ohne Vorwiſſen 
und Erlaubniß ihrer Gerichtsobrigkeit, keine unbe⸗ 
wegliche Guͤter durch einen laͤſtigen Vertrag an ſich 
bringen. 

F. 34, Auch wenn eine Gemeine eine Pachtung 
außerhalb der Feldflur eingehen will, wird dazu die 
Genehmigung der Gerichtsobrigkeit erfordert. 

. 35: Zur Veräußerung von Gemeingruͤnden 
und Gerechtigkeiten, fo wie zu Schulden, welche 
die Gemeine verpflichten ſollen, iſt ebenfalls die 
Einwilligung der Gerichtsobrigkeit nothwendig. 

$. 36. Verſagt die Gerichtsobrſgkeit ihre Er⸗ 
laubniß oder Genehmigung ohne erheblichen Grund: 
fo kann die Gemeine auf deren Ergänzung durch 
die Behörde antragen. 

$- 37. Zu den Gemeinarbeiten, und andern 
nachbarlichen Pflichten, zu welchen ein jedes Mit⸗ 
glied der Gemeine Dienſte und Beyträge leiſten 
muß, werden der Regel nach gerechnet: 

1) die Ausbeſſerung der gemeinſchaftlichen Wege 

und Bruͤcken; 

2) die Räumung der Dorf- und gemeinen Feld: 

grͤͤben; 

3) die Einhegung der Nachtkoppeln und Vieh 

triften; 
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) der Bau und die Beſſerung gemeinſchaftlicher 
Dorfgebäude, Schmieden, Hirtenhaͤuſer, 
Brunnen u. ſ. w. 

5) die Verſorgung der Dorfhirten, und andrer 
im Dlenſte der Gemeine ſtehenden Perſonen; 

6) die DVerfehung der Nachtwachen, oder bie 
Verſorgung des Dorfwaͤchters; 

7) Die Anhaltung und Bewachung der Ver⸗ 
btecher; 

8) der Tranſport, und die Begleitung, der nach 
kandes Polizeygeſetzen von einem Orte zum 
andern zu bringenden Verbrecher, oder Land⸗ 
ſtreicher; 

9) die ſogenannten Deſetteurwachenz 

10) das Herbeyholen und Zurückführen des Ge 
richtshalters, und andrer zur gehörigen Be⸗ 
ſetzung des Gerichts, ingleichen bey Eriminal⸗ 
Unterſuchungen nöthigen Perſonen. 

11) Die Unterhaltung des Dorfbullen und Zucht 
ebers; 

12) Die Unterhaltung der Dorfſpruͤtzen, und an⸗ 
derer gemeinſchaftlichen. Feuer = Löſchinſtru⸗ 
mente; 

13) das Feuerlöſchen im Dorfe, und den dazu. 
gehörenden Waldungen, 

F. 38. In fo fern die hierunter begriffenen Ge⸗ 
meindienſte mit Geſpann zur verrichten find, muͤſſen 
dieſelben von den damit verſehenen Gemeineglie⸗ 
dern allein brſorgt werden. ? 

F. 39. In wie fern die darunter mit begriffenen 
Handdienſte nur von den mit keinem Geſpann ver⸗ 
ſehenen Gemeinegliedern, oder von allen angeſeſſe⸗ 
nen Wirthen ohne Unterſchied zu. verrichten find, 
iſt hauptſͤchlich nach den jedes Orts beſtehenden 
Verträgen, oder hergebrachten Gewohnheiten zu. 
beſtimmen. 


* 5 $ 40. 
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$. 40, Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, 
daß die beſpannten Ackerbeſitzer nur bey ſolchen Ars 
beiten, bey welchen zugleich Spanndienſte vorkom 
men, von den Handdienſten frey find, 

F. 41. Die leitung der gemeinen Spanndienſte 
gifhieht nach Verhältniß der Claſſen, in welchen 
die geſpannten Ackerbeſißer, als Dierſpaͤnner, 
ODreyſpaͤnner, Zweyſpaͤnner u. f. f., an jedem Orte 
eingetheilt werden. 

F. 42. Die Handdienſte hingegen werden nach 
der Zahl der dazu verpflichteten Wirthe vertheilt. 

H. 43. Die baaren Geldausgaben werden in der 
Regel nach dem Verhaͤltniſſe der Landesherrlichen, 
Steuern aufgebracht. 

F. 44. Unangeſeſſene Dorfseinwohner find zu 
ſolchen Gemeinlaſten, wovon bloß die angeſeſſe⸗ 
nen Wirthe den Vortheil ziehn, beyzutragen nicht 
ſchulb ig. 

H. 45. Wenn in einem Dorfe mehrere Gerichts⸗ 
barkeiten ſind: fo tragen zu den F. 37. No. 7. 8. 10. 
bemerkten faften nur diejenigen bey, welche der 
Gerichtsbarkeit, in welcher der Fall ſich ereignet, 
unterworfen ſind. 

F. 46. Der Schulze oder Dorftichter iſt der Bor: 
ſteher der Gemeine. 

$ 47, Er wird von der Gutsherrſchaft ernannt, 
die aber dazu ein angeſeſſenes Mitglied aus der Ge⸗ 
meine, ſo lange es darunter an einer mit den erfor⸗ 
derlichen Eigenſchaften verſehenen Perſon nicht er: 
mangelt, beſtellen muß: 

F. 48. Iſt dieſes Amt mit dem Beſiße eines be 
ſtimmten Guts verbunden: fo muß der neue Beſitzer 
eines ſoſchen Guts, vor Antritt feines Amts, der 
Gerichtsobrigkeit zur Prüfung und Beftärigung, 
vorgeſtellt werden. 


5. 49. 
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F. 49. Fehlt es ihm an den erforderlichen Eigen, 
ſchaften und Fähigkeiten: fo if die Herrſchaft einen. 
Stellvertreter zu ernennen berechtigt. 

H. 50. Dieſem muß, für die Uebernehmung des. 
Amis, eine billige Belohnung ausgeſetzt, und von 
dem kehn⸗ oder Erbſchulzen entrichtet werden. 

F. 31. Wer zum Schulzenamte beſtellt werden 
fell, muß des Sefens und Schreibens norhdärftig, 
kundig, und von untadeſtaften Sitten ſeyn. 

H. 52. Dem Schulzen kommt es zu, bey noͤthi⸗ 
gen Berarhfchlagungen die Gemeine zuſammen zu, 
rufen, die Verſammlung zu dirigiren, und den. 
Schluß nach der Mehrheit der Stimmen abzufaſſen. 

1 Er muß der Gemeine die Landesherrli⸗ 
chen und obrigkeitlichen Berfitaungen bekannt ma⸗ 
chen, und für deren Befolgung ſorgen. 

H. 54. Die Steuern und andre öffentliche Abga⸗ 
ben müffen, wenn es die Gemeine verlangt, von. 
dem Schulzen eingeſammelt, und gehörigen Orts, 
abgeliefert werden. 

F. 55. Bey öffentlichen Arbeiten und Dienſten, 
welche die Gemeine dem Staate zu leiſten schuldig. 
iſt, ingleichen bey Vertheilung der das Dorf tref⸗ 
fenden Einquartitungen, führt der Schulze die. 
Anffiht. 

F. 56. Dem Schulen gebührt, mit Zuziehung. 
der Schöppen oder Dorfgerichte, die Verwaltung. 
des Vermögens dee Gemeine; und er iſt ſchuldig, 
Rechnung darüber abzulegen. 

. 57. Wo beſondre Verwalter der Gemeinguͤ⸗ 
ter beftelle find, hat der Schulze die Auſſicht über 
Be und muß fie zur Rechnungslegung an⸗ 

alten. 

F. 58. Er muß dafhe ſorgen, daß die Graͤnzen 
des Dorfs und der Feldmarken nicht verruͤckt oder 
verdunkelt werden. 
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5. 89. Auf genaue Befolgung der Dorf = und 
Landes- Polizeyordnungen zu halten, liegt ihm vor⸗ 
zuͤglich ob. 

$. 60. Beſonders muß er bey ausbrechenden 
Wiehſeuchen, und andern dergleichen Landplagen, 
dem Landrathe davon ſofort Anzeige machen. 

$. 61. Muͤßiggaͤnger, Bettler, unvergeleitete 
Juden, Zigeuner, und andre unbekannte oder ver⸗ 
dächtige Perſonen, welche ſich durch obrigkeiiliche 
Paͤſſe und glaubwürdige Zeugniſſe nicht ausweiſen 
Tonnen, muß er im Dorfe nicht dulden, ſondern 
dieſelben als landſtreicher ſofort in Verhaft neh⸗ 
men, und an die Behörde abliefern 

K. 62. Bey vorkommendem Zanke und Schläger 
reyen muß der Schulze ſich ſofart ins Mittel legen, 
und allen Gewaltthaͤtigkeiten vorbeugen. 

9. 63. Bey Viſitationen, die im Dorfe auf Ver: 
langen der Obrigkeit, oder andrer von den Pollzey⸗ 
Aeclſe oder ſonſtigen Behoͤrden dazu legitimirten 
Perſonen angeſtellt werden ſollen, muß er den noͤthi⸗ 
gen Beyſtand unweigerlich leiſten. 

F. 64. Wer ſich bey dergleichen Fällen ($. 61. 
62. 63.) der Anordnung des Schulzen, oder der 
Dorfgerichte widerſetzt, oder ſich gar an denſelben 
vergreift, ſoll nach Vorſchrift der Eriminalgeſetze, 
gleich demjenigen, der ſich einem Unterbedienten 
des Staats in ſeinem Amte widerſetzt, beſtraft 
werden. 

$. 65, Der Schulze muß dafür haften, daß 
fremdes Geſinde, oder andre beute, von den 
Dorfseinwohnern ohne Kundſchaft nicht aufgenoms 
men werden. 

„66. Feld und Gartendiebſtaͤhle, ſo wie alle 
übrige zu feiner Wiſſenſchaft gelangenden Uebertres 
tungen der Polizey⸗ und Criminalgeſetze, muß er 
der Obrigkeit ohne Zeitverluſt anzeigen. 


Ser. 
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$. 67. Er muß darauf ſehen, daß alle im Dorfe 
verwaiſeten Kinder, und wahn oder blödfinnige 
Perſonen, dem Gerichtshalter zur Bevormundung 
angezeigt werden. 

9. 58. Nachtwächter, Hirten, Flurſchühen, 
und andre im Dienſte der Gemeine fichende Pers 
ſonen, muß er mit Ernſt zu ihrer Schuldigkeit an⸗ 
halten. 

H. 69. Diejenigen Dorfseinwohner, welche ihre 
Wirchſchaft oder Gebäude vernachlaͤßtgen, oder 
mit Feuer und Licht unvorſichtig umgehen, muß er 
der Obrigkelt ſogleich anzeigen. 

F. 70. Er muß dahin ſehen, daß die Feuerlöſch⸗ 
Geräͤthſchaften, ſowohl bey der Gemeine, als bey 
jedem einzelnen Wirthe, in brauchbarem Stande 
erhalten werden. 

F. 71. Er muß dafur ſorgen, daß jeder Haus⸗ 
wirth feine Schornſteine in gehoͤrigem Stande halte, 
und zu rechter Zeit fegen laſſe. 

$. 72. Die dem Schulzen für feine Bemuͤhun⸗ 
gen etwa zukommenden Vortheile oder Freyhei⸗ 
ten find nach der Verfaſſung eines jeden Orts bes 
ſtimmt. 

$ 73. Dem Schulzen muͤſſen von der Getichts⸗ 
Obrigkeit wenigſtens zwey Schöppen oder Ge⸗ 
richtsmaͤnner beygeordnet, und dieſe ſowohl, als 
jener, dem Staate, der Herrſchaft, ſo wie der 
Gemeine, zur getreuen Beſorgung ihrer Amtsan⸗ 
geleaenheiten, in Gegenwart der letztern eidlich ver⸗ 
pflichtet werden. 

F. 74. Zu Schoppen oder Gerichtsleuten muß 
die Herrſchaft fo viel als moͤglich, angeſeſſene 
Wirthe, und feure von unbeſcholtenem Rufe und 
untadelhaften Sitten beſtellen. 

§. 75. Das von der Behörde ihm aufgetragene 
Schulzen⸗ und Schoͤppenamt, kann ein Mitglied 
der Gemeine nur aus ſolchen Gruͤnden ablehnen, 
die 
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die ihn von der Uebernehmung einer Vormundſchaft 
entſchuldigen würden. 

$. 76. Die Pficht der Schöppen if, dem Schul⸗ 
zen in feinen Amtsverrichtungen beyzuſtehen. 

$. 77. In Abweſenheit oder bey Verhinderun⸗ 
gen deſſelben dertreten fie ſeine Stelle. 

$. 78. In Füllen, wos der Schulze feine Pfich⸗ 
ten zu beobachten unterläft, ſind die Schoͤppen, 
bey Vermeidung gleicher Verantwortung, ihr Amt 
zu thun, oder der Obrigkeit die noͤthige Anzeige zu 
machen verpflichtet. 

$. 79. Schulze und Schoͤppen machen zuſam⸗ 
men die Dorfgerichte aus. 

9. 80. Dotfgerichte ſollen ſich ig Entſcheidung 
ſtreitiger Rechtshaͤndel nicht miſchen. 

F. 81. Doch find Uebertretungen der inneren 
Dorfs Polizeyordnung, auf welche nur kleine zur 
Gemeine: Caſſe fließende, Einen Thaler nicht errei⸗ 
chende Strafen geſetzt worden, ihre Unterſuchung 
und Entſcheidung, mit Vorbehalt der Berufung 
auf die Gerichtsobrigkeit, unterworfen. 

F. 82. Dorfgerichte konnen, mit Zuzietung eis 
nes vereideten Gerichtsſchreibers, gerichtliche 
Handlungen, bey welchen es auf keine Rechkskennt⸗ 
niſſe, ſondern auf bloße Beglaubigung anfommtz 
guͤltig vornehmen. 

$. 83. Doch möſſen fie auch ſolche Verhandlun⸗ 
gen, zur Beurtheilung der Geſetzmaßigkeit, oder 
nöherer Berichtigung, dem ordentlichen Gerichtä⸗ 
halter ohne Zeiwerluſt Dorf g 

F. 84. Iſt dieſes unterlaſſen worden: fo muͤſſen 
die Dovfgetichte allen dadurch entſtandenen Scha⸗ 
ven ersetzen; und follen nach Verhältniß deſſelden 
mit S. fe belegt werden. 

Unter der Direckton des Gerichtshaltets 
Deren ie Dorfgerichte die Stele des erman⸗ 
geladen Gerichtsſchreſbels, e 

„ 86. 
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F. 86. Der Gerichtshalter kann den Dorfgerich⸗ 
ten die Aufnahme von Inventarien und Taxen un⸗ 
ter ſeiner Aufſicht übertragen, auch ſich ihrer zu 
Vollſtreckung der Exccutionen bedienen. 


Dritter Abſchnitt. 
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und ihrem Verhaͤltniſſe gegen 
ihre Herrſchaften. 


H. 87. Die Verhaͤltniſſe der Gutsunterthanen 
auf dem lande gegen ihre Gutsherrſchaften follen, 
nach der Verfchiedenheit der Provinzen, in den Pro: 
vinzial⸗ Geſezbüchern gehörig beſtimmt, und da⸗ 

bey die blsberigen Provinzial ⸗GSeſetze und darauf 
beruhende wohlhergebrachten Verfaſſungen ledig⸗ 
lich zum Grunde gelegt werden 

F. 39. Wo biser die Hutsunterthanen dieſe Ei⸗ 
genſchaft nicht vermöge ihres Standes, ſondern 
nur vermöge des Beſitzes eines der Gutsherrſchaft 
unterworfenen Grundſtücks, oder vermäge 
unter grundherrlicher Gerichtsbarkeit 
nen Wohnſitzes gehabt haben; da behält es auch 
ferner dabey fein ungbändefliches Bewenden. 

F. 89. Was alſo in der Folge von den perſonli⸗ 
chen Verhäͤltniſſen ſolcher Unserthanen, die fur ihre 
Perſonen, und vermöge ihres Standes, einer Guts⸗ 
berrſchaft unterworfen find, verordt Tann 
auf ſolche perſönlich freye Dorfs er (5. 88.) 
nicht angewendet werden. 

„90, Die Vorſchriften des allgemeinen Geſetz⸗ 
buchs aber, welche die der Gutsherrſchaft von den 
unterthaͤnigen Stellen zu leiſtenden Dienſte und 
Abgaben betreffen, ſinden auf die Unterthanen aller 
Provinzen in fo weit, als beſondre Geſetze und 
Verfaſſungen keine Ausnahmen, beſtimmen, An⸗ 
wendung. 

H. 91. 


Eiulen 
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Wer Unter H. 91. Nur die Beſitzer von Rittergütern 

ben tlas können in der Regel Uinterthanen haben, und 
hereſchaftliche Rechte "über dergleichen saure aus 
üben. 

2. Beſitzer andrer freder fandgüter, welche 

dieſes Vorrecht zu haben bebeusten, müffen bafelbe 

durch Provinzialgeſetze,  Privilegia, oder Verfa, 

rung, beſonders begruͤnden. 


F. 94. Waren die Aeltern ungleichen Standes: 
ſo folgen, auch in Anfehung der Unterthänigkeit, 
gie Kinder dem Vater, unegeliche aber der 

ter 

F. 98 eh ig won einem freuen Manne mit 
einer unterthanlogn Weibsperſon außer der Ehe 
„eeugtes Kind, dach eine nach der Geburt zwiſchen 
den Aelterg er geſchloſſenen Ehe zur rechten 
Sonbsleftiimiess; To muß daſſelbe der Unterthänig⸗ 

keit entlaſſen werben. 8 

. 96, Merssgen weiblichen Geſchlechts, wel! 
che ines Unlirthnigen Mann heiraten, treten 

Z uu Fit, Anresebömigfäit, zu cher dieſer ver⸗ 


pfl 85 iſt. 
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kin 0 unten ebene 1%; 
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werden. 

F. 98. Viel (ehr 
und daß der Mann fi N 
werde, anzutragen berechtigt. 

F. 30, Findet jedoch der Site sah vi 
von den Manne beichfofene Veranderung feines] 
Standes zum gemeluſchaftlichen Beſten beydel 
Eheleute gereicht? muß er die Frau anhalten 
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$. 107. Hingegen woitd ei rgerlichen 
4 Standes, bloß durch dle U a einer uns 
terchänigen Stelle, noch Fein Unter in ſo fern 
er ſich nicht feiner perjdn ausdrücklich 
und jcheifilich begeben N 
H. 108. Doch iſt Menſch, fo 
lange er das Gut bef on der Herk⸗ 
ſchaft zu leiſtenden D iben, gleich 
einem Unterthan, ver 
$ 109. Perſon undes können 
keine persönliche inte Reiten, oder 


dazu angenommen werden. 
$. 110. Was Rechtens ſey, wenn eine ſolche 
Perſon, mit Verſchweigung oder Verläugnung ih⸗ 
tes Standes, ſich in die Untere 
e iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Tit. IX. 
0 $. 111. Nur Perſonen des gemeinen Buͤrger⸗ 
und Bauerſtandes können, auch otzne lleberget⸗ 
mung eines unterthänigen Grundſtücks, durch 
einen Vertrag in die perſönliche Unterthaͤnigkeit 
einer Gutsherrſchaſt ſich begeben. 
1 $, 112. Zur Gültigkeit eines ſolchen Vertrages 
Ein iſt die ſchriftliche Abfaſſung deſſelben allemal noth⸗ 
40 wendig. 
00 Ton $. 113. Wenn dergleichen freye Perſonen 
ii Sue (F. 111.) in einem Dorfe ſich nieberlaffen, ohne mer 
der ein unterthaniges Gut zu übernehmen, noch 
ſich zur perſönlichen Untertthaͤnigkeit zu verpflichten: 
jo werden fie Schußunterthanen oder Einlieger 
genannt, 
F. 114. Dergleichen Einlieger darf kein Dorfs⸗ 
Anwohner ohne Vorwiſſen und Genehmigung der 
aft aufnehmen. 
9 er leute, die wegen ihres bisherigen 
Jade un Verhaltens ſich durch glaubwät⸗ 
8 dige Spione nicht auswelſen können, iſt die 
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Herrſchaft in ihren Schutz aufzunehmen, und L 
Dorfe zu dulden, nicht verpflichtet 

$. 116. Das Vergiftung ſolcher von der Hfer⸗ 
ſchaft, oder mit ihrer Einwilligung araencızıne 
nen Einlieger, iſt haupefächfich nach den beg ihrer 
Aufnahme geſchloſſenen Verträgen, und in erden 5 
Ermangelung, nach den Geſitzen und Virfaſſun 
einer jeden Provinz zu beurtt 0 

$ 117. In Ermangelung ſolcher Verträge oder 
Prodinzialgesetze, find dergleichen Leute nur der 
Gerlehtsbarkeik der Herrſchaft unterworfen. 

K. 218. Wenn fie ſich als Tagelöhner fi 
fo find fie schuldig, der Herrschaft für das 
mäßig beſtimmte, oder un Pranzel eiter 
Beſtimmung, für das in der Gegend übliche Lager 
lohn, vorzuͤglſch zu arbeiten. 


$ 119. Wenn fie ein auf dem kande erlaubtes 
Handwerk treiben: fo müffen fie auch damlt, gegen 


das obſtebendermaßen zu beſtimmende Arbeitslohn, 
der Herrſchaft, vorzüglich vor Andern, Dimite 
leiſten. 


werkthätig anzunehmen. derxſoal⸗ 
H. 123. Sie l „ wel, e 
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F. 124. Kann ſie dieſes nicht: fo muß fie ihnen, 
auf gebuͤhrendes Anſuchen, erlauben, ihr Brot 
auswörts zu verdienen, und ihnen dazu die erfor⸗ 
derliche Kundſchaft ertheilen. 

§. 125. Der Gutsherrſchaft liegt beſonders ob: 
fuͤr eine gute und chriſtliche Erziehung der Kinder 
ihrer Unterthanen zu ſorgen. 

F. 126. Sie muß daher auf die Aeltern ein 
wachſames Auge haben; und wenn dieſelben bey 
der Erziehung etwas verfäumen, die Kinder nicht 
ordentlich zur Kirche und Schule ſchicken, oder fie 
nicht zur Arbeit oder irgend einem nuͤtzlichen Ge⸗ 
werbe erziehen, die Aeltern zur Beobachtung die⸗ 
fer ihrer Pflichten mit Nachdruck anhalten. 

$. 127, Gutsherrſchaften, welche ſich der ver⸗ 
walſeten oder ſonſt von ihren Aeltern verlaſſenen 
Kinder nicht annehmen wollen, verlieren auf die⸗ 
ſelben ihre Rechte. 

§. 128. Dieſe Rechte erhält dagegen diejenige 
Gutsherrſchaft, welche die Erziehung und Verpffe⸗ 
gung eines ſolchen Kindes bis in die Jahre, wo es 
ſich feinen Unterhalt ſelbſt erwerben kann, übernoms 
men hat. 

$. 129. Aelternloſe Waiſen, die ohne Zuthun. 
der Herrſchaft in öffentlichen Armenanſtalten des 
Staats erzogen worden, find von der Unterthaͤnig⸗ 
keit, in welcher fie geboren worden, ſtey. 

130. Sind anſaͤßige Unterthanen, nach ers 
littenen harten Ungluͤcksfaͤlen, fremden Beyſtan⸗ 
des beduͤrftig: fo iſt die Hertſchaft, ſich derselben 
nach ihren Kräften werfthätig anzunehmen, vor⸗ 
züglich verpflichtet. 

§. 131. Sie muß die Unterthanen gegen wucher⸗ 
liche Behandlungen und Lebervoriheilungen zu 
ſichern bemüht ſeyn. 

$. 132, Zur Etſtattung der von ihr ſelbſt den 
Unterthanen gemachten Vorſchuͤſſe, muͤſſen den⸗ 

ſelben 
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ſilben billige Termine geſetzt, und fie bey deren Abe 
laufe nicht übereilt werden. 

$. 133. Unterthanen find ihrer Herrſchaft Treue, diene 
Ebrſurcht, 0 Gehorſam ſchuldig. 1 

. 134. Sie find derſelben zu Dienſten und Ab. tdanen. 
gaben, nach den unten näher folgenden Beſtim⸗ 
mungen, verpflichtet. 

§. 135. Die Herrſchaft iſt von ihnen eidſiches 
Angelöbnig der Treue und Unterthänigkeit zu for 
dern berechtigt. 

$. 136. Die Pflichten der Unterthanen gegen ER 
ihre Herrſchaft muͤſſen jedoch den Pflichten gegen or 
den Staat, wenn beyde nicht zuſammen beſtehen m 5 
konnen, weichen. 5 ka: 485 
8 137. Die Pflichten der Untertanen: gegen a 
ihre Herrſchaft werden haustſochlich nach den Kauf- babe. 
oder Annahmebriefen; hiernächſt nach den geſe 
mäßigen Erb⸗ und Dienſtregiſtern oder Urbarienz 
und endlich nach den Provinzialgeſezen ber 
urtheilt. 

. 138. Den neu angehenden Beſißern untertha⸗ 
niger Stellen ſollen die vorhin darauf ge⸗ 
hafteten laſten und Abgaben willkuͤhrlich nicht erbd⸗ 
bet werden. 

. 139. Wenn aber dergleichen Abänderung ew 
forderlich iſt: fo muß der Grund davon, und worin 
die der Stelle, gegen die Uebernehmung neuer oder 
größerer kaſten, zugewendeten neuen Vortheile bes 
ſtehen, in dem Kauf oder Annahmebrlefe ausdrüͤck⸗ 
lich angezeigt feyn. 

F. 240. Dergleichen Annehmungs oder Kauf⸗ 
briefe (5. 139.), ſo wie überhaupt alle Verträge, 
durch welche die bisherigen Obliegenheiten der Un⸗ 
terthanen gegen ihre Herrſchaſt Abänderung lei⸗ 
den follen, muͤſſen mit aller Vorſicht, und gericht⸗ 
lich abgeſchloſſen werden. 


Y 3 $. 141. 
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$ 44, Neue Dienftregifter und Urbarien zwi⸗ 
ſchen Herrſchaften und Untertanen, müſſen von 


dem and skollegio unterſucht, und, nach Befinden 

der Umſtande, beſtäͤtigt werden. 

Von dergleichen Urbarien und Dienſt⸗ 
allemal ein Exemplar in der Dorf- und 

Schoͤppenlade der Gen 


ifter bisher gemangelt hit, da können, 
ge Verjährung, Dienſte und Abga⸗ 
Herrſchaft erworben; auch Unterthanen 
dadurch ven Pflichten und Abgaben beferyt werden. 
. 145. Die Abänderung oder Verwandlung 
Arten von Dienſten und Abgaben ſteht der 
nur in ſo weit frey, als dadurch die fas 
ſten der Unterthanen nicht erſchwert werden. 

. 14, Nur olsdann, wenn Verträge, Urba⸗ 
rien, Provinzialgeſetze, oder Verjährung, die 
Stseitigtsiten zwischen Herrſchaften und Untertha⸗ 
nen nicht entscheiden, nden die Vorſchriften des 
allgemeinen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vierter Ab ſchnitt. 


Von den perſönlichen Pflichten und 
Rechten der Unterthanen, 


perſſelnde b. 142. Unterthanen werden, außer ber Beier 
Fee 


1 
1 


„hung auf das Gut, zu welchem ſie geſchlagen find, 
in ihren Gefhäjten und Verhandlungen als freye 
Bürger des Staats angeſehen. 

$. 1148. Es findet daher die ehemalige leib⸗ 
eigenſchaft, als eine Art der perſönlichen Skla⸗ 
verey/ 
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verey, auch in Anſehung der unterthaͤnigen Bewoß⸗ 
ner des platten Landes, nicht ſtatt. 
F. 149. Sie find fähig, Eigenthum und Rechte 
zu erwerben, und dieſeſben gegen jedermann, auch 
gerichtlich zu vertheldigen. 

. 180, Sie duͤrfen das Gut, zu welchem fie Din liche 
geſchlagen find, ohne Bewillcgung ihrer, Grund, Sei: Nr 
bettſchaft nicht verlaſſen. 8 dur daſel⸗ 

$. 151. Sie können aber auch von der Herre ben. 
ſchaft, ‚ohne das Gut, zu welchem fie gehören, dicht 
verkauft, vertauſcht, oder ſonſt an einen Andern 
wider ihren Willen abgetreten werden. 

H. 183. Wo es bisher zuläfig geweſen, daß 
Unterthanen, mit ihren Stellen zugleich, von 
einer Gutsherrſchaft an die andre uͤberlaſſen wor⸗ 
den, da mag es zwar auch ferner dabey ſein Be⸗ 
wenden haben; 

$. 153. Doch darf durch eine ſolche Verönde⸗ 
rung der Zuſtand der Unterthanen auf keinerlen 
Weiſe erſchwert oder verſchlimmert werden. 

$ 154. In Provinzen, wo eine dergleichen Merz 
aͤußerung (h. 1.53.) bisher nicht ftatt gefunden har, 
bleibt dieſelbe auch für die Zufunft gänzlich un⸗ 
terſagt. 

$. 155. Entwichene Unterthanen kaun die Herr⸗ 
ſchaft überall und zu allen Zeiten auffuchen, und 
zur Rückkehr noͤchigen. > | 

$..156. Niemand darf ihr dieſelben vorenthal⸗ 1 
ten, oder entwichene Unterthanen bey ſich vetheim⸗ 


lichen. 5 Hi 
$.,157. Wer dieſes thut, hat die in den Sandes: 
Polizeygeſcen beſtinmte, oder im Mangel einer N 


ſolchen Beſtimmung, Faͤnf bis Zwanzig Thaler 
Gelvpſtrafe verwirkt. N 
158. Wer einen fremden Unterthan ohne 5 
Kundſchaft in Dienſte nimmt, ſoll ſauf gleiche Art 
9 4 beſtcaft, 


ö 
} 
9 
| Beirathen 
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beſtraft, und zum Erſatze aller dadurch verurſach⸗ 
ten Schäden und Koſten angehalten werden. 

$. 159. Auch die auswärts gebornen Kinder ents 
wichener Unterthanen iſt die Herrſchaft zurückzufor⸗ 
dern berechtigt. 

$. 160. Nur alsdann verliert fie ihr Recht, wenn 
fie den Aufenthalt ſoſcher Kinder gewußt, und vie: 
ſelben innerhalb Zehn Jahren nach dem Tode des 
Vaters nicht zuruͤckgefordert hat. 

$. 161. Unterthanen find bey ihrer vorhabenden 
Heirath die herrſchaftliche Genehmigung nachzuſu⸗ 
chen verbunden. 

$. 162. Die Hertſchaft aber kann itznen die Er⸗ 
laubniß ohne geſetzmäßige Urlache uicht verſagen. 

$. 163. Gl ſezmaͤßige Weigerungsurſachen find, 
wenn die Perſon, welche der Unterthan heirarhen 
will, ſich grober Verbrechen ſchuldig gemacht hat; 

164. Ferner, wenn diefe Perſon wegen fies 
derlichkeit, Faulheit, oder Widerſpaͤnſtigkeit bei 
kannt iſt, und deſſen durch glaubwuͤrdige Zeus 
niſſe überführt werden kann; N 

$. 165. Jngleſchen, wenn dieſelbe wegen koͤr⸗ 
perlicher Gebrechen unfähig iſt, den wirthſchaftli⸗ 
chen Arbeiten, deren Verrichtung ihr obliegt, ge 
böͤrig vorzuſtehen. 

F. 165. Auch Leuten, welche ſelbſt, körperlicher 
Gebrechen wegen, ſich und eine Familie zu ernäß⸗ 
ren außer Stande find, kann die Herrſchaft die Er: 
laubniß zu einer Heirath, durch welche ihre Um 
ſtände nicht verbeſſert werden, verſagen. 

$. 167. Der Unterrhan männlichen Geſchlechts, 
welcher die Erfaubniff zur Heirath nachſucht, muß in 
der Regel, wenn es die Herrſchaft verlangt, an 
dem Orte, wo er unterthaͤnig iſt, ſich häuslich nie 
derlaſſen. ($. 114. 516, 517.) 


9. 168. 


* 
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$. 168. Ehen, die ohne herrſchaftliche Erlaub⸗ 
niß geſchloſſen worden, find zwar gültig; die Ueber 
treter aber mögen mit verhaltnißmaͤßiger Gefäng« 
nußſtrafe oder Strafarbeit, von Drey Tagen bis 
Vier Wochen, belegt werden. 

9 169. Hat ein angeſeſſener Unterthan eine 
Perſon, welcher die H. 163. 164. erwahnte Aus⸗ 
ſtellungen entgegen ſtehen, ohne Eonſens der 
Herrſchaft geheirathet: jo iſt die Herrſchaft auf 
feine Entſezung aus der Stelle anzutragen bes 
rechtigt. 

$. 170. Wenn die Herrſchaft, nach erfolgter 
gehörigen Begrüßung, ihren Conſens in die Hei⸗ 
rath eines Unterthans ohne rechtlichen Grund vers 
ſagt: fo muß derſelbe, auf Anrufen des Unterthans, 
durch das Obergericht der Provinz ergänzt 
werden. 


F. 171. Kinder der Untertzanen maſſen in der gate 
Regel dem Bauerſtande, und dem Gewerbe der lang 
Aeltern ſich widmen. der Kinder. 


F. 172. Ohne ausdrückliche Erlaudniß der Guts⸗ 

herrſchaft können ſie zur Erlernung eines bürgerfis 
chen Gewerbes, oder zum Studiren nicht gelaſſen 

werden. 

9. 173. Dagegen kann auch die Herrſchaft die 
Kinder der Unterthanen zur Wahl einer andern le⸗ 
bensart, wider den Willen der Aeltern oder Vor⸗ 
muͤnder, nicht möthtgen. 

H. 174. Aeſtern, welche ein erlaubtes Handwerk 
auf dem Lande treiben, konnen Einen ihrer Sohne, 
nach ihrer eignen Wahl, zu dieſem Gewerbe be⸗ 
ſtimmen. 

9. 175, Kindern, welche nach ihrer körperlichen 
Befchaffenheit zu ſchwerer Handarbeit nicht tauglich 
find, darf die Herrſchaft die Erfaubmift, ein leichter 
res Gewerbe zu erlernen, nicht verſagen. 


Ns $. 176. 
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F. 276. Wenn ein Kind, nach dem Befunde 
ſachkundiger Manner, zu einer Kunſt oder Wiſſen⸗ 
ſchaft verzügſiche Talente, und die erforderlichen 
Huͤlfsmittel zu deren Erlernung beſitzt: ſo darf 
ihm auch dazu die Erlaubniß nicht verweigert 
werden. 

H. 17. Hot ein Unterthan eine Kunſt oder ein 
Handwerk, wonnt er der Herrichaft perſönlich, 
oder in ihrer Wirthihaft Dienſte leiſten kann, 
auf Koſten derſelben erlernt: fo muß er ihr das 
mit, gegen das gewohnliche kohn, fo lange dies 
nen, bis durch vergaͤltnißmößige Abzuͤge von 
dieſem kotne, die fuͤr ihn gemachten Auslagen er 
ſtattet ſind. 

b. 176. Will die Herrſchaft an dem einem fol; 
chen Unterthan zu gebenden fremden lohne keine 
Abzuͤge machen: jo muß letzterer derſelben jo, lange 
dienen, als er bey der auf ihre Koſten erlernten 
Kunſt oder Profeffion bleiben wil. 

$. 179. Kann oder will die Herrfchaft einen ſol⸗ 
chen Unterthan, der auf ihre Koſten eine Kunſt 
oder ein Handwerk gelernt hat, nicht ſelbſt ſolcher⸗ 
geſtalt in ihre Dienſte nehmen; oder iſt die erlernte 
Kunſt oder Profeſſion ven der Art, daß dleſelbe 
bey der Perſon der Herrſchaft, oder in ihrer, Wirth 
ſchaft gewöhnlich nicht gebraucht wird: fo kann die 
Herrſchaft einem ſolchen Unterthan die Erlaubniß, 
ſich damit ſein Brod anderwärts zu erwerben, nicht 
verſogen. 

H. 180, Doch muß auch ein ſolcher Unterthan, 
wenn er hiernaͤchſt auf dieſe feine Kunſt oder Pro⸗ 
feſſion ſich niederlaſſen will, die Herrſchaft wegen 


der auf ihn verwendeten Koſten baldmoͤglichſt ent⸗ 


ſchadigen. 
§. 18 7. Die zur Landwirthſchaft erzogenen Soͤh⸗ 
ne der Unterthanen können, nach zurüuͤckgeleg⸗ 
tem Vier und Zwanzigſten Jahre angehalten wer⸗ 
den, 
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den, ledige Stellen in den Guͤtern, wozu fie gehö⸗ 
ten, anzunehmen. 

$. 182. Gutseinwohner, die ſich als Tageloh⸗ 
ner nähren, müͤſſen, wenn ſie auch nicht dienſtpflich⸗ 
tig find, der Gutsberrſchaft vor andern, gegen den 
geſetzmaͤßigen Tagelobn arbeiten. 

9. 183. Hat ein angefeffener Wirth dergleichen 
Tagelöhner mit Bewilligung der Herrſchaft zu ſich 
genommen: ſo gebuͤhrt dieſem, noch vor der Herr⸗ 
ſchaft, auf die Hülfe des Tagelöhnees ein vorzüͤg⸗ 
licher Anſpruch. 

H. 184. Genießt ein Tagelöhner an Huͤtung, 
Holz, oder ſonſt, Vortheile von der Gemeine: ſo 
muß er dieſer vor zuͤglich vor Fremden dienen. 

$. 165. Die Kinder aller Unterthanen, welche 
in fremde Dienſte gehen wollen, müfen ſich zuvor 
der Herrſchaft zum Dienen anbieten. 

$. 186. Dies Anbieten muß fpäteflens Drey 
Monathe vor Weihnachten, oder dem ſonſtigen 
durch Provinzialzeſetze beſtimmten Antrittstermine 
des landgeſindes geſchehen. 

H. 187. Die: Herrſchaft muß in den erſten Vier⸗ 
zehn Tagen dieſes Vierteljahrs ſich erklaren: ob 
ſie ein ſolches Geſinde in ihre Dienſte nehmen 
wolle. 

„ 98. Wo gewiſſe Geſtellungstage eingeführt 
ſind, an welchen die dienſttauglichen Kinder der 
Unterthanen ſich melden, und die Herrſchaft wäh 
len muß welche derſelben fie auf das folgende Jahr 
in ihre Dienſte nehmen wolle, hat es dabey auch 
noch ferner ſein Bewenden. 

g. 189. Verlangt die Herrſchaft die Dienſte ei⸗ 
nes ſolchen Unterthanenkindes nicht: ſo kann ſie 
ihm den Erlaudnißſchein zum Auswaͤrtsdienen nicht 
verſagen. 


Geſtade. 
Dieu der 
Unterthas 
nenkinder. 


F. 190. Dergleichen Erlaubnißſcheine gelten, 
wenn ſie nicht ausdrücklich auf längere Buch 
theilt 


348 Zweyter Theil. Siebenter Titel. 


theilt worden, nur auf Ein Jahr; konnen abet 
auch vor Ablauf dieſes Jahres nicht wiederrufen 
werden. 

9.197. Verlangt der auswärts dienende Unter 
than eine Verlängerung ſeines Urlaubs: fo muß et 
ſich zu rechter Zeit melden, und die Erklarung der 
Hertſchaft Darüber abwarten. 

$. 192. Wegen der Friſten, wo dieſes Anmelden 
geihehen, und wo die Herrſchaft ſich darüber erklä⸗ 
ren muß, finden die Vorſchriften H. 186. 187. 188. 
Anwendung. 

8.193. Verſagt die Herrſchaft einem Untertha⸗ 
nenkinde die zu rechter Zeit nachgeſuchte Eclaub⸗ 
niß; oder hindert fie daſſelbe durch ihre Verzöge⸗ 
rung an feinem auswärtigen Unterkommen: fo iſt 
fie ihm, bis zum naͤchſten Vermiethungstermine, 
Unterhalt und Lohn auf andere Art zu gewähren 
verbunden. 

F. 194 Zu einem ftemden Dienſte aber kann 
ihn die Herrſchaft niemals zwingen. 

$. 195. Die Herrſchaft kann die Kinder der Un⸗ 
terthanen nicht eher zu ihren Dienſten nöthigen, als 
bis fie das Alter und die keibesſtärke erlangt haben, 
welche zu der Art des Dienſtes, wozu ſie gebraucht 
werden ſollen, erforderlich find. 

H. 196. Kinder, welche die Aeltern, in ihrer 
eignen Wirchſchaft, als Knechte oder Maͤgde noͤ⸗ 
thig haben, müͤſſen denſelben gelaſſen werden. 

F. 197. In dieſem Falle hat der unterrhänige 


Gutsbeſizer die Wahl, welches der Kinder er für 


ſich behalten wolle, 

. 198. Sohne, welche in Kriegsdienſten ſte⸗ 
ben, und nur als Beurfaubte bey ihten Aeltern ſich 
aufpalten, konnen zu den, den Aeltern Dienſte lei⸗ 
ſtenden Kindern nicht gerechnet werden. 

$. 199. Töchter konnen fo wenig dem einen 
als dem andern Theile für männliche, und Sdüne 
nicht 
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nicht als weibliche Dienſtboten aufgedrungen 
werden. 

$. 200, Ein einzelnes Kind kann den Aeltern, 
auch wenn es in ihrer eignen Wirthſchaft entbehrlich 
wäre, dennoch nicht entzogen werden. 

F. 201. Entaeht dem Unterthan die Hülfe des 
ihm zu feiner Wirthſchaft gelaßnen Kindes: fo kann 
er das der Herrſchaft dienende Kind mit Ende des 
laufenden Dienſtjabres zurück fordern. 

$. 202. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn Eins 
der Aeltern, durch einen in ſeiner eignen Perſon 
ſich ereignenden Zufall, zur Arbeit untauglich 
wird. 

$. 203. Vormünder und Andre, welche eine 
Stelle für vaterloſe Kinder verwalten, haben, zum 
Behufe, des Wirchſchaftsbetriebes auf derſelben, 
mit den Aeſtern gleiche Rechte. 

. 204. Das in den Geſindeordnungen beſtimm⸗ 
te sohn, ingleichen die an jedem Orte bisher üblich 
geweſene Koft des Geſindes, kann die Herrſchaft 
eigenmaͤchtig nicht vermindern. 

$. 205 Eine bloße Veränderung der bisher ger 
woͤhnlichen Speiſen kann, mit Einwilligung der 
mehreſten in dem Dorfe angeſeſſenen Wirthe, wehl 
vorgenommen werden. 

F. 206. Wo das Geſindedienen der Untertha⸗ 
nenkinder auf gewiſſe Sabre nicht beſtimmt iſt. 
muͤſſen fie daſſelbe auf Verlangen der Herrſchaft 
fo lange fortfeßen, bis fie Gelegenheit finden, eine 
Stelle anzunehmen, oder eine Heitath zu ſchlieſ⸗ 
in, mit welcher der Geſindedienſt nicht beſtehen 
ann. y 

9. 207. Dagegen kann die Hereſchaft den zu 
ſoſchen ungemeſſenen Geſindedienſten verbunde⸗ 
nen Unterthanen die Erlaubniß, von einer ſoſchen 
Gelegenheit Gebrauch zu machen, bloß um des⸗ 
willen, weil ſie noch nicht als Geſinde gedient 
* haben, 
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haben, keinesweges verſagen; noch Vergütung fuͤt 
die nicht geleiſteten Dienſte von ihnen fordern. 

H. 288. Sind die Geſindedienſte der Untertha⸗ 
nenkinder auf gewiſſe Juhre beſtmmt: fo bangt 
es von der Herrſchaft ad: zu welcher Zeit fie deren 
leiſtung fordern wolle. 

$. 209. Doch kann auch in dieſem Falle die 
Herrſchaft ſolchen Kindern, wegen noch nicht abge 
dienter Hofjahte, die Gelegenheit, durch Annehe 
mung einer Stelle, oder durch eine Heirath, ihr 
Unterkommen zu erhalten, nicht entziehen, oder 
Verguͤtung be verlangen. 

F. 210. Wenn aber ein folhes Kind der Unter 
thaͤnigkeit entlaſſen ſeyn will, fo muß daſſelbe, nach 
der Wahl der Herrſchaft, entweder zum Abdienen 
der noch ruͤckſtändigen Jihre, eine andere taugliche 
Perſon für ſich ſtellen, oder den Unterſchied zwiſchen 
dem Hofe, und dem einem freyen Dienſtboten in 
der Geſinbeerdnunz ausgeſetzten fremden lohne 
vergüten. 

F. ar. Auch an Orten, wo die beſtimmten 
Dienſtſahre mit einem Dienſtgelde abgelöſt zu wer⸗ 
den pflegen; iſt die Herrſchaft den Dienſt in Na⸗ 
tur zu fordern betechtigt; und kann zur Annahme 
des Dienſtgeldes nicht gezwungen werden. 

$. 212. Dagegen kann fie aber auch den Unter⸗ 

than, welcher in Natur zu dienen bereit iſt, zur 
Sd des Dienfigeldes nicht noͤthigen. 
8 Sind aber Herrſchaft und Unterthan 
über die Echter des Dienſtgeldes mit einan⸗ 
der einig: fo har an Orten, wo die Ablöſung der 
Dlenſtjahre uͤblich iſt, kein Dritter ein Recht zum 
Widerſpruch. 

$. 214. Wenn ein ſolches Kind der Unterrhoͤnſg⸗ 
keit enrlaſſen ſeyn will: jo muß es für die noch 
rück ſtaͤndigen „Dienfjahre das Dienſtgeld ent⸗ 
richten. 


$ 215. 
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. ars. Uebrigens findet auch in dieſem Falle 
($. 211.) die Vorſchrift. H. 209. Anwendung. 

J. 216. Das angefangene Dienſtjahr muß das 
Geſinde in allen Fällen bis zum Ende deſſelben fort: 
ſeten, und kaun der Herrſchaft einen Andern an 
ſeiner Stelle nicht aufbringen. 

H. 21. Wird die Dienſtzeit durch die Schuld 
des Geſindes, oder durch eine in feiner Perſon ſich 
ereiguende Beranlaſſung unterbrochen: fo muß 
daſſelbe die verſäumte Zeit nachdienen. 

F. 218. Entſteht aber die Unterbrechung durch 
Krankpeit des Geſindes, oder font durch höhere 

walt: ſo kann die fehlende Zeit des laufenden 
Dienſtiatzres dem Geſinde nicht zur laſt⸗ gerechnet 
werden. 5 

$. 219. Eben das gilt, wenn das laufende 
Dienſthatzr durch die Schuld der Herrſchaft, oder 
durch einen in ihrer Perſon oder Wirihſchaft ſich 
ereigneten Zufall unterbrochen worden. 

$ 220. Wenn eln Kind nach Vorſchrift ö. 174. 
bis 176, die Erlaubniß zur Erlernung einer Pros 
feſſion, Kunſt, oder Wiſſenſchaft zu fordern be⸗ 
rechtigt iſt: ſo kann ihm dieſelbe, wegen noch 
nicht geleiſteter Geſindedienſte, nicht verſagt 
werden. 

H. 22 1. Die Herrſchaft kann alsdann das Dienſt⸗ 
geld, an Orten, wo es eingeführt iſt, fordern 
oder wo dieſes nicht iſt, bey Ertheilung der Erlaub⸗ 
niß, ſich zur Bedingung machen, daß eine andere 
dienftraugliche Perſon für ein ſolches Kind geſtellt 
werde. ! 

F. 222, In dem Falle des H. 175. aber kann die 
Herrschaft weder Dienſigeld, noch Stellung eines 
andern Dienſtboten verlangen, 

H. 223. Iſt in den ubrigen Fällen die Erlaub⸗ 
niß einmal ohne Vorbehalt ertheilt worden; fo 
findet ein Anſpruch an ein ſolches Kind, we 
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gen noch nicht geleiſteter Geſindedienſte, niche 
mehr ſtatt. 

H. 224. Wenn zwiſchen Hereſchaften und Unter“ 
thanen uber das Kinderdienen Streit entſteht: ſo 
muß der Gerichtshalter die Sache ſofort unterſu⸗ 
chen und entſcheiden. | 

H. a8. Will bey dieſer Entſcheidung ein oder 
der andere Theil ſich nicht beruhigen; ſo muß der 
Gerichtshalter die Akten ſofort an die höhere Ins 
ſtanz, zur ferneren Beurtheilung: ob und mit wel⸗ 
cher Wirkung die Appellation dagegen ſtatt finden 
fell, einſenden. 

$. 226. Uebrigens finden, wegen des Verhälte 
niſſes zwiſchen der Herrſchaft, und den ihr als Ge⸗ 
finde dienenden Unterthanenkindern, die Vorſchrif⸗ 
ten der Geſetze von Hertſchaften und Geſinde übers 
haupt Anwendung; ſo weit nicht Abweichungen dar 
von durch den gegenwartigen Abſchnitt begruͤndet 
werden. 

§. 227. Faules, unordentliches, und wider⸗ 
ſpenſtiges Geſinde, kann die Herrſchaft durch mär 
ßige Züchtigungen zu ſeiner Pflicht anhalten; auch 
dieſes Recht ihren Pächtern und Wirthſchaftsbeam⸗ 
ten uͤbertragen. 

H. 228. Eine gleiche Befugniß ſteht der Herr⸗ 
ſchaft in Anfehung des Geſindes der Uaterthanen 
zu, wenn daſſelbe von dieſen zum Hofedienſte ger 
ſchickt wird, und ſich dabey faul, unordentlich, oder 
widerſpenſtig bezeiget. 

9,229. Bey ſolchen Zächtigungen aber muß 
nicht die Geſundheit, vielweniger das leben des 
Geſindes in Gefahr geſetzt werden. 

$. 230. Auch muß die Herrſchaft ſolcher Zuͤch⸗ 
tigungsatren, wodurch die Schampaftigkeit, ber 
ſonders bey dem Geſinde „weiblichen Geſchlechts, 
verletzt wird, ſich enthalten. 


9. 231. 
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$ 231. Dergleichen grobe Mißhandlungen ver 
Unterthanen (F. 22% 230., ſollen, außer der de 
ſelben zukommenden vollständigen Eniſchadigung, 
nach Vorſchrift der Crimma geſetze, nachdrücklich 
geahndet werden. 5 

F. 232. Auch angeſeſſene Wirthe, und deren 
Weiber, kann die Herrſchart durch G. angniß⸗ 
ſtrafe oder Strafarbeit zu ihrer Pfichr aubalten, 
wenn dieſelben, bey Leistung unſte diger Dienſten 
ſich der Widerſezlich ert, beharrlichen Kaulitz, 
vorſetzlichen Wernachläftgung, oder eines andern 
dergleichen Vergehens schuldig machen. 

H. 233. Iſt das Vergeben jo beſchaffen, daß 
die Herrichafe zu deſſen Ahndung eine gewöhn⸗ 
liche Gefangnißſtrafe von bochſteus Acht und 
Vierzig Stunden hinreichend finder; fo iſt fie, bey 
der Unterſuchung, nur die Dorfgerichte zuzuzie⸗ 
ben verbunden. & 

H. 234. Finder ſich aber bey einer nachher, auf 
Anmelden der ſolchergeſtalt beſtraften Unterthanen, 
von dem Landes Juſtegcollegio veranlaßten Unter⸗ 
ſuchung, daß die Strafe zur Ungebͤhr verhängt 
worden: fo muß die Herrſchaft den Unterthan voll⸗ 
Handig entschädigen; und außerdem, wegen des 
Mißbrauchs ihrer Gewalt, nach Vorſchelft ber 
Eriminalgeſetze beitraft werden. 

$. 235. Findet die Herrschaft längeres Gefäng- 
niß, oder eine andere Strafart nöthig: fo muß 
fie die Untersuchung und das Etkenntniß dem Ge⸗ 
richtshalter überlaff.n. 

. 236. Fallt der Spruch des Gerichtshelters 
auf achtedgteen oder türzeten aewöhrlichen Arz est 
oder Strafbarkeit aus: ſo findet dagegen kein 
Nechtenuteel statt, 

H. 237. Wohl aber harter ofsbann, in dem 
Falle des 5. 234, der Gerihtehalter, gleich der 
verschafft, een zur Ungeouge deſtraften Users 
Auzem. Oeſegb 1, Band. 1 thanen 
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| 
tbanen zur Schadlostzaltung, und dem gemeinen 
Weſen zur Strafe. 

F. 238. Erkennt der Gerichtshalter auf eine 
längere oder härtere, als die §. 236. 5 


Strafe: ſo findet dagegen die Berufung auf das 
boͤbere Gericht mit voller Wirkung ſtatt. 

$. 239. Wie es zu halten ſey, wenn ſich Unter 
thanen ihrer Herrſchaft, oder den Beamten derſel⸗ 
ben, thätig widerſetzen, if im Eriminalrechte 
vorgeſchrieben. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Un⸗ 
terthanen in Anfebung ihres 
Vermögens. | 


$..240. Unterthanen fönnen, gleich andern 
Bürgern des Staats, freyes Vermögen erwerben 
und beſitzen. 
H. 241. Verbindlichkeiten in Anſehung ihrer 
Perſen, wodurch fie ihren Dienſtoßfichten entjo⸗ 


gen werden, konnen fie ohne Einwilligung der 
Hereſchaft nicht übernehmen. 

F. 242. Sie können alſo auch wegen Schul⸗ 
den, die fie ohne herrſchoftliche Einwilligung ger 
macht haben, nicht in perſonlichen Verhaft genom⸗ 
men werden. 

$. 243. Erlaubt die Herrſchaft ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend, daß ein Unterthan, außer der 
Landwirthſchaft, noch ein anderes Gewerbe treibe, 
bey welchem gewötnſich Credit gegeben und gez 
nommen wird: fo kann fie, wegen ſolcher Schul⸗ 
den des Unterthans, der Execution durch Perſo⸗ 
nalarreſt nicht widerſprechen. 

F. add. Schenk: und Gaſtwirthe ſollen dem 
de auf dem Sande Getränke und aren, 
ohne ausdruͤckliche Einwilligung der Heriſchaft, 
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bey Verluſt ihrer Forderung, nicht anders, als 
gegen baare Zahlung verabfolgen. 

. 248. Auch follen fie von dergleichen deuten 

allen und Kleidungsſtücke, bey (einer nach 
Verhalcniß des Werthe der Sache zu beſtimmen⸗ 
den Gefaͤngnißſtrafe, oder Strafarbeit, an Zah⸗ 
lungsſtart nicht annehmen. 

H. 245. In der Regel, und wo das Gegentheil mare 
nach Prövinzialgeſezen und Verfoſſungen, 
ſonſt, nicht erbellet, ſind sefe 


nen als wirkliche Eigenthn mern fe 
Güter anzuſehn, und in ee lee zu Ci 8 J, 

beurtheilen. er f. 

H. 247. Sie können aber dieſelben ohne herr. o. Nez, 
schaftlichen Conſens weder veräußern, noch durch Bee 
Tauſch, oder andre Abtrennung einzelner unbe⸗ oral 
weglicher Pertinenzſtücke ſchwaͤchen. 

. 248. Eben fo wenig können fie, ohne dieſen 
Conſens, Dienſtbarkeits- oder andre fortwaͤhrende 
laſten ihren Guͤtern ‚auflegen. 

8.249: Auch zu Verpfändungen iſt die Eins 
wiligung der Herrſchaft nothwendig. 

. 250. Dieſe Einwilligung kann die Herr 
fo weit, als die zu verſichernde Summe die 
des im Hypothekenbuche eingetragenen Werths 
nicht überſteigt, nicht verſagen. 

Verpfändungen über dieſe ‚Hälfte iſt 
die Herrschaft nur alsdann zu willigen verbunden, 
wenn der Vorſchuß zur Erhaltung und Wiederher⸗ 
ſtellung des ohne grobes Verſchulden des Beſitzers 
durückgekommenen Guts erforderlich iſt. 

FH. 232. In dieſem Falle iſt aber auch die Herr⸗ 
ſchaft befugt, Nachweis von der aehdrigen Ver⸗ 
Wendung des Darlehns zu fordern; und, nach 
Bewandniß der Umftände, billige Friſten zur Wie⸗ 
derbezahlung deſſelben zu beſtimmen. 


3 2 $. 253. 
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F. 253. Wenn eine Hypothek über die Halfte 
des Werths, zur Verſicherung oder Abfindung der 
Erben des Beſitzers nothwendig wird: fo kann die 
Herrſchaft ihre Einwilligung dazu nicht verſagen. 

H. 254. Bey Schulden, da die Geſetze ſelbſt 
das Recht, Eintragung dafuͤr zu fordern, begruͤn⸗ 
den, bedarf es dazu keiner Einwilligung der Herr 
fhaft. (Sb. . Si. XX. 6. 3. 4. 

F. 255. Die Einwilligung der Herrſchaft giebt 
dem Gläubiger ein dingliches Recht auf das ein 
untreanbares Ganze ausmachende Gut; wenn auch 
dieſelbe ausdrücklich nur auf gewiſſe einzelne dazu 
gehörende Grundſtüͤcke gerichtet war. 

F. 256. In allen Fällen, wo nach obigen Bor 
ſchriften, die Einwilligung der Herrſchaft noth⸗ 
wendig, und weder ertheilt, noch von dem Rich⸗ 
ter ergänzt iſt, kann der Gläubiger, wider den 
Willen der Herrſchaft, weder die Subſtanz des 
Guts, noch das zu deſſen ordentlicher Bewirth⸗ 
ſchaftung nöthige Inventarium angreifen. 

$. 257. Doch kann er an das über den Wirth⸗ 
ſchaftsbedarf vorhandene Vieh und Geräthe; an 
den Ueberſchuß der Früchte, nach Abzug der Wirth⸗ 
ſchaftsnochdurft, ingleichen der offentlichen und 
gutsherrlichen Abgaben; und an das übrige zum 
Gute nicht gehörende Vermögen des Schuldners 
ſich Halten. 

F. 258. Auch zu Veräußerungen, ingleichen 
zur Belegünd des Guts mit Dienftbarfeits: und 
andern fortwährenden Laſten, soll die Herrſchaft 
ihre Einwilligung ohne erhebliche Gründe nicht 
verſagen. 

$ 259. Zur Veräußerung des Guts an einen 
neuen Beſitzer verſagt ſie die Einwilligung mit 
Grunde, wenn es demſelben an Mermögen und 
Düchtigkeit, der MWirthichaft vorzuſtehen, und die 
gehörig zu leiſten, ermangelt. 


$. 260. 
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. 260. Desgleichen, wenn der neue Beſſtzer, 
wegen ſeiner ſchlechten Wirthſchaft, Faulheit, 
liederlichkeit, oder Widerſpaͤnſtigkeit, ſchon be⸗ 
kannt iſt. 

9. 261. In Abtrennung ven Pertinenzſtüͤcken, 
oder in andere Belaſtungen, ift die Herrſchaft zu 
willigen nicht verbunden, wenn dadurch das Gut 
an ſeinem Ertrage,, im Ganzen genommen, einen 
dauernden Abfall erleiden würde. 

F. 262. Was zur Abtrennung unbeweglicher 
Perkinenzſtuͤcke von Bauerguͤtern, außer dem Con⸗ 
ſens der Herrſchaft, noch erforderlich ſey, beſtim⸗ 
men die Landes Polizeygeſetze. 

$. 263. Der Gerichtsherr, wenn derſelbe von 
dem Gutsheren unterſchieden iſt, muß in Fallen, 
da die Einwilligung des letztern zu einer Verfüͤ⸗ 
gung über das Grundſtuͤck nothwendig iſt, die Bey⸗ 
bringung derſelben erfordern, ehe die Handlung 
von ihm beſtaͤtigt und eingetragen wird. 

H. 264. Auch bey nothwendigen Subhaſtatio⸗ 
nen darf er mit dem Zuſchlage an den Meiſtbieten⸗ 
den nicht eher verfahren, als bis die Einwilligung 
des Gutsherrn nachgewieſen worden. 

b. 265: Hat der Gerichteherr dieſe Vorſchrif⸗ 
ten: berabſäumt: ſo iſt die Beſtätigune oder Ein⸗ 
tragung nichtig, und der Gerichtsberr haftet. 
den Intereſſenten für. allen daraus entſtehenden⸗ 
Nachtheil. 

„ 266. Nur derjenige, dem die Verwaltung 
des Inbegriffs der gutsherrlichen Rechte uͤbertra⸗ 
gen iſt, nicht aber ein bloßer Wirthſchaftsbeamter 
oder Pächter, kann im Namen der Herrſchaft Ein⸗ 
willigungen ertheilen. 


$ 267. Ueber fein: eigenthuͤmliches Vermögen p) he Ber: 
kann ein Unterthan, gleich andern Bürgern des ben der 
Staats, auch letztwillig verfugen. wegen. 


3 3 & 268. 
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F. 268. Er kann beſtimmen, welches unter 
mehrern Kindern fein Gut uͤbetkommen ſolle. 

F. 269. Auch den Preis, für welchen eins der 
] Kinder das Gut annehmen ſolle, kann der unter⸗ 
thänige Erblaſſer, gleich jedem andern Vater, 
beſtimmen. 

H. 270: Usberſteigt aber der vaͤterliche Anſchlag 
1 den Werth, welcher nach den unten folgenden 
A Grundſaͤtzen, bey einer Erbtheilung ohne Teſta⸗ 
ment dem Gute beyzulegen ſeyn wurde: fo kann 
die Herrſchaft auf eine billige Herunterſetzung die⸗ 
ſes Anſchlags antragen. 

F. 271. Im Mangel letzttoilliger Verordnungen 
finden, auch dey Unterthanen, die Regeln der ge⸗ 
meinen geſetzlichen Erbfolge ſtatt. 1 

H. 272. In der Regel kann die Herrſchaft dem⸗ 
jenigen unter mehrern Miterben, welchen fie für 
den Tüchtigſten hatt, das Gut zuwenden. 

§. 273. Wenn aber die Miterben wegen Ueber⸗ 
laſſung des Guts an Einen unter ihnen, oder auch 
an einen Dritten, ſich vereinſgen! ſo kann die 
Herrſchaft ihre Einwilligung nur fo weit verſagen, 
als fie uͤbethaupt einen vorgeſchlagenen neuen Ber 
ſitzer zu verwerfen berechtigt iſt. j 

F. 274. Einem vermöge litztwilliger Verfü⸗ 
gung, oder vermöge der gesetzlichen Suereſſions⸗ 
ordnung, zum Beſitze des Guts berufenen Erben, 
kann die Herrſchaft die Annahme aus eben den 
Gründen verweigern, aus welchen fie überhaupt 
der Veräußetung den Guts an einen neuen Beſiher 
widerſprechen kann. (§. 289. 260.) 

$. 275. Der Mangel des erforderlichen Alters, 
dem Gate gekörig vorzuſtehen, iſt in der Regel 
keine rechtmäßige Berweſgerungsurſache. 

1 L. 276. Vielmelr muß ſich die Herrſchaft die 
2 Annatzme eines auch noch unmündigen Gurserben 
MM ſo fer n laſſen, als Anſtalten getroffen 


wer 
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werden koͤnnen, daß das Gut ſo lange, bis es der 
Erbe ſelbſt übernehmen kann, ordentlich bewirth⸗ 
ſchaftet, und die der Herrſchoft davon gebührenden 
Dienſte und Abgaben gehörig geleiſtet werden. 

H. 277. Iſt der durch Teſtament oder Geſetz 
zum Beſitze des Guts berufene Erbe kein Unter⸗ 
than der Herrſchaft; und kann oder will er ſich auch 
nicht in ihre Unterthaͤnigkeit begeben: fo iſt die 
Herrſchaft berechtigt, ihn auszuſchlleßen. 

F. 278. In allen Fällen, wo nach obigen Vor⸗ 
ſchriften (J, 274. faq.) die Herrſchaft das Recht 
bar, den Erben von dem Beſitze des Gutes aus⸗ 
zuſchließen, muß demſelben eine Friſt von Sechs 
Wochen bis Drey Monathen, von den Tode des 
Erbfaffers. an gerechnet, verſtattet werden, um 
das Gut an einen andern fähigen Beſitzer zu 
bringen. 

$. 279. Nach Ablauf dieſer Friſt kann die 
Herſchaft auf Öffentlichen gerichtlichen Verkauf 
antrag en. 

F. 280, In allen Fällen, wo der neue Beſizer 
Miterben abzufinden hat, muß der Werth des 
Guts, und des zur Wiethſchaft erforderlichen In⸗ 
ventarun, nach einer gemäßigten Taxe angeſchla⸗ 
gen werden. 

F. 281. Bey Aufnehmung einer ſolchen Taxe 
muß nicht nur auf sämmtliche kaſten und Abgaben, 
ſondern auch auf den nothdürftigen Unterhalt des 
neuen Beſitzers, und feiner Frau, Ruͤckſicht ge⸗ 
nommen werden. 

e. 282. Maͤhere Beſtimmungen der Abſchaͤ⸗ 
tungsgrundſätze bleiben den Provinzialgeſetzen 
vorbehalten 

K. 283. Den nach einer ſoſchen Taxe beſtimm⸗ 
ten Werth müuͤſſen ſaͤmmtliche Theilnehmer ohne 
Widerrede ſich gefallen laſſen. 


3 4 $. 284. 
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K. 284. Zur Heraus zahlung der den uͤbrigen 
Theilnehmern zukommenden Abfindungen, muͤſ⸗ 
fen billige, den Vermögensumſtänden des Ueber⸗ 
nehmers angemeſſene Termine beſtimmt werden. 

J. 285. Wo es nicht verabredet iſt, werden 
dergleichen Kaufgelderkermine, außer dem Falle 
einer Verzögerung, nicht verzinſet. 

H. 226. In Amehung des Nachweiſes der von 
um Keamenie enthaltenen Entlajfüng , welchen 
hrige Ourserbe vor Uebernehmung 
5 Stelle babeingen muß, hat es bey den Can⸗ 
tonverfaſſunnen ſein Bewenden. 

F. 28 Die Herrſchaft darf einen Unterthan, 
der ſein Gut genthümlich beißt, deſſelben ohne 
erhebliche Urſache und richterliches Etkenneniß 
nicht entſetzen. 

+ 92.288. Der Unterthan kann aber zum Mer 
kaufe ſeines Guts genoͤthigt werden, wenn er daſ⸗ 
ſelbe, oder das dazu gehörige Inventarium, durch 
liederliche Wirthſchaft ruinirt. 

H. 289, Ein Gleiches findet ſtatt, wenn er ſich 
hoshafter Widerſpaͤnſtigkeit, Aufwiegelung der 
Gemeine, oder vorſetzlicher Vergehungen gegen 
die Herrſchaft, wodurch die ihr geböhrende Ehr⸗ 
furcht gröblich verletzt wird, ſchuldig macht. 

F., 290. Desgleichen alsdann, wenn er einen 
uͤberwiegenden Hang zu Diebereyen, und an⸗ 
dern die Sicherheit des Eigenthums krönkenden 
Verbrechen, an den Dag legt: oder durch ſchaͤnd⸗ 
liche Vergetungen ein öffentliches Aergerniß in 
der Gemeine giebt; und auch durch ausgeſtan⸗ 
dene leichtere Strafen nicht hat gebeſſert werden 
können. 

H. 291. Einen Unterthan, gegen welchen we⸗ 
gen ſeiner Verbrechen mehr als Einjährige Zucht: 
baus oder Feſtungsſtrafe vergaͤngt worden, 15 die 

ert: 
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eule in Beſitz ſeines Guts zu laſſen nicht 
ſchuldig. 

H. 293. Wenn ein Unterthan das nach h. 251. 
mit Bewilligung der Herrſchaft über die Hälfte 
ſeines Gutswerthes aufgenommene Darlehn lies 
derlich verſchwendet: ſo iſt die Herrſchaft ihn zum 
Verkauf anzuhalten ebenfalls berechtigt. 

9. 293. Menn ein Unterthan durch hohes AL 
ter, oder unheilbare Krankheit, außer Stand ge⸗ 
ſetzt wird, der Wirthſchaft ferner gehbrig vorzu⸗ 
ſtehn: fo kann die Herrſchaft ihn anhalten, daß er 
das Gut einem andern tuͤchtigen Wirthe uͤberlaſſe. 

$ 294. Doch muß alsdann für den Unterhalt. 
des abgehenden Wirthes nach Nothdurft geſorgt, 
und wenn er Kinder hat, das Gut fur dieſelben fo, 
viel als möglich erhalten werden. 

9. 295. In ſo fern, außer dem Falle $. 291. , 
der Unterthan feiner. Wirthſchaft gehörig. vorzu⸗ 
fichen bloß auf eine Zeitlang verhindert wird, 
muß die Herrſchaft durch eine wohl angeordnete 
Verwaltung ihm zu helfen ſich angelegen ſeyn 
laſſen. 

F. 296. Iſt auf den Verkauf erkannt worden z. 
ſo muß derſeſde durch gerichtliche Subhaftation er⸗ 
folgen; der Unterthan aber kaun, bis zum wirkli⸗ 
chen Zuſchlage, das Gut aus freyer Hand an einen 
andern annehenlichen Beſitzer veräußern. 

§. 297, Dadurch, daß der Unterthan zum Ber: 
kaufe ſeines Guts aus vorſtehenden Grunden ange⸗ 
haften worden, wird derſelbe von der perſonlichen 
Unterthaͤnigkeit noch nicht frey. 


H. 298. Wenn die von Unterthanen beſeſſenen achte der 


Göͤter der Herrſchaft eigenthümlich gehdren; den 0 40 h. 
Beſitzern aber auch nicht in Zeit: oder Erbpacht, re Gas 
ſendern ohne Zeitbeftimmung, zur Cultur und » ch e 
zum Genuſſe eingeräumt ſind: ſo werden die geutbämer 


Rechte der Unterthanen, in Anfehung ſolcher ſind. 
8 Güter, 
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Güter, nach den Vorſchriften des Vierten Ab⸗ 
ſchnüts im Ein und Zwanzigſten Titel des Erften 
Theils beurthellt. 

$. 299. Außer den daſelbſt angeführten Urſa⸗ 
chen, kann ein ſolcher Gutsbeſitzer, wenn er zu⸗ 
gleich ein Unterthan iſt, aus eben den Gruͤnden 
feiner Stelle entſetzt werden, aus welchen ein Gi⸗ 
genthuͤmer zum Verkauf feines Guts angehalten 
werden kann. ($. 288. lag. 

$. 300. Ein unterthäniger Gutsbeſitzer dieſer 
Art iſt, ſeine Stelle ohne beſondere Einwilligung 
der Hereſchaft aufzugeben, nicht berechtigt. 

F. 301. Die Einwilligung kann ihm aber nicht 
verſagt werden, wenn er der Herrſchaft einen ans 
nehmlichen Wirth zur Uebernehmung des Guts zu 
ſtellen vermag. 

H. 302. Wenn die Herrſchaft dergleichen anf 
andere Art ledig gewordene Stellen an Unterrba⸗ 
nen, weſche dieſelben nach F. 18 7. zu uͤberneh⸗ 
men ſchuldig ſind, austhut: ſo iſt ſie die Bedin⸗ 
gungen, unter welchen das Gut vorhin verliehen 
nud beſeſſen worden, zu erſchweren nicht bes 
rechtigt. 

F. 303. Wird jedoch eine ſolche Stelle, durch 
Zuſchlagung neuer nutzbarer Pertinenzſtuͤcke und 
Zubehoͤrungen, oder ſonſt, in ihrem Ertrage 
dauernd verbeſſert; fo muß der neu anzuſetzende 
Beſitzer eine verhälenißmaͤßige Erhöhung der 
Dienſte und Abgaben, allenfalls nach richterlichem 
Ermeſſen, ſich gefallen laſſen. (§. 138 140.) 

H. 304. Die Beſitzer bloß verpachteter Güter 
werden, als Erb oder Zeitpächter, nach dem In⸗ 
balte ihrer Verträge beurtheilt. 

$. 305. Im zweifelhaften Falle ſtreitet die Ders 
muthung für Sebpacht. 
daß die Abgabe, welche der 
der Hertſchaft für den Ge⸗ 
nuß 
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nuß des Guts entrichtet, Erbzins genannt wird, 
folge noch nicht, daß das Gut felbft die Erkzins⸗ 
Eſgenſchaft im geſetzlichen Sinne habe. 

F. 30%. Auch unterthaͤnige Pacht oder Erb⸗ 
zinsbeſißer konnen aus eben den Gründen), wie dle 
Eigenthuͤmer, zur Aufgebung und zum Verkaufe 
ihrer Stellen, oder der daran habenden Rechte, 
gerichtlich angehalten werden. 


Sechster Abſchnitt. 


Von den Dienſten der Unterthanen. 


F. 308. Die Dienſte, welche die Unterthanen Wein die 


ibrer Herrſchoft zu Teiften haben, find eigentlich 


De: fe 
zur Bewirthſchaftung und Benutzung der here den 


ſchaftlichen Grundſtuͤcke beſtimmt. 

$. 309. Auf andern Gütern, als wozu die Un⸗ 
terthauen bisher geſchlagen waren, konnen fie zu 
dienen nicht gezwungen werden. 

. 310: Wenn nicht ausgemittelt werden kann, 
zu welchem Gute oder herrſchaftlichen Vorwerke 
Unterthanen, die bisher Dienſtgeld bezahlt haben, 
die Natutaldienſte zu leiſten ſchuldig find: fo koͤn⸗ 
nen fie dazu nur im Anſehung der im Dorfe 
oder zunächſt demſelben gelegenen Vorwerke, wo 
die Dienſte gebraucht werden können, angehal⸗ 
ten werden. 

F. 317. In der Regel find die zu Dienſten vers 
pflichteke Unterchanen alle Arten von Fuhren und 
Handarbeiten, welche zur landwirthſchaftlichen 
Benutzung des herrſchaftlichen Guts erfordert wer: 
den, zu verrichten ſchuldig. 8 

$. 312. Dagegen können ihnen andre Arbei⸗ 
ten, beſonders ſolche, die eine auf dem lande 
nicht gewöhnliche Fabrication oder Handlung zur 
dale haben, im Hofedienſte nicht zugemuther 

erden, 


$ 313. 
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H. 313. Wo jedoch ſchon zur Zeit der Pub licg⸗ 
tion dieſes Geſetzbuchs, Unterthanen auch ſoſche 
Dienſte, vermoͤge vorhandener Vertraͤge, oder 
einer leit rechtsverjäßrter Zeit wohlhergebrachten 
Verfaſſung, haben lelſten wien, hat es auch fer⸗ 
ner dabey fein Bewenden. 

§. 314. Alle Arten der Hofedienſte follen Fünfs 
tig, fo viel als moglich, nach Zeit, Ort, Maaß, 
oder Gewicht, beſtimmt werden. 

F. 315. Bey Beſtimmung der ungemeffenen: 
Dienſte it ſowohl auf die Nothdurft des Guts, zu 
deſſen Eultur die Unterthanen angeſetzt find, als, 
auf deren eigne Beduͤrfniſſe Ruͤckſicht zu nehmen. 

$ 316. In Fällen, wo die Herrſchaft, durch 
eigne Züge oder Handarbeiter, zur Eultur ihres 
Guts mit geholfen hat, muß, bey Berechnung 
der Nothdurft dieſes Guts, dergleichen. Beyhälfe 
zu Gunſten der Unterthanen allerdings mit ange⸗ 
ſchlagen werden. 

§. 317. Bey bisher ungemeſſenen Arten von 
Dienſten, welche nicht zur gewohnlichen Bewirth⸗ 
} ſchaftung des Guts gehören, ſondern nur bey 
a außerordentlichen Gelegenheiten, oder in beſon⸗ 

N deren Fällen vorkommen, ift die Herrſchaft nicht 

ſchuldig, ſich eine Beſtimmung derſelben gefal⸗ 
ben zu laſſen. 

H. 318. Ungemeſſene Baudienſte konnen daher, 
wider den Willen der Herrſchaft, niemals in ge⸗ 
meſſene verwandelt werden. 

$. 319. Bey Feſtſetzung und Vertheilung der 
Dienſte iſt darauf zu ſehen, daß den Unterthanen 
die nöthige Zeit zur Beſtellung ihrer eignen Wirth⸗ 
9 „und zum Erwerbe ihrer Nothdurft übrig. 
bleibe. 

N . 320. Ben ſtreitiger Bestimmung ungemeſſe⸗ 
hl ner Dienfte muͤſſen von beyden Theilen Sachver⸗ 
N ſäͤndige vorgeſchlagen; dieſe von dem Richter 
mit 
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mit ihrem Gutachten gehort; und auf dies Gut⸗ 
achten, bey Abfaſſung des Urtels, vorzuͤgliche 
Mückſicht genommen werden: 

F. 321. In Anſehung ſoſcher Güter, welche 
die Unterthanen, ohne berrſchaftliche Huͤlfe, bis⸗ 
her bearbeitet haben, hat es dabey ferner fein 

wenden, 

F. 332. Es darf aber alsdann die Herrfche| 
ohne Einſtimmung der Dienſtleute, weder Etwei⸗ 
terungen, noch Veränderungen in dem Betriebe 
der Wirthſchaft vornehmen, durch welche Dienſte 
erſchwert werden. 


F. 323. Welche Claſſe von Unterthanen zu Spann⸗ 
Spanndienſten verpflichtet; mit welchen Arten Penn 


von Zuadieh, und mit wie vielen Stöcken deſſel⸗ 
ben ein jeder von ihnen dabey zu erſcheinen ſchuldig 
fen, iſt nach der Verfaſſung eines jeden Orts ber 
ſtimmt. 

F. 324. Von dieſen Einrichtungen iſt kein 
Theil ohne des andern Einwilligung abzugehen 
berechtigt. 

F. 325: Im zweifelhaften Falle gilt die Vermu⸗ 
thung, daß die Bauern mit Pferden zu dienen 
ſchuldig find. 

H. 326. Unterthanen, die zur Bearbeitung ih⸗ 
rer eignen Guter kein Zugvieh nöthig haben, kön⸗ 
nen auch zu berrſchaftlichen Spanndienſten nicht 
angehalten werden. 

9. 327. Die Unterthanen find ſchuldig, ihre 
Dienſte, nach deren Beſtimmung, den Anweiſun⸗ 
gen der Herrſchaft gemäß, mit Fleiß, Sorgfalt, 
und Treue zu verrichten. 


F. 328. Wo die Dienfte auf eine gewiſſe Zahl Von ger 
von Lagen in der Woche oder im Jahre beftimme Zia 
ſind, Hänge es von der Herrſchaft ab, welche Wo, pen. 


chentage fie zu wählen für gut finde, 


$. 329. 
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F. 329. Die nach den Landesgeſetzen beybehal⸗ 
tenen Fehertage haben mit den Sonntagen gleiche 
Rechte. 

F. 330. An den durch Landesgeſetze abgeſchaff⸗ 
ten Feyertagen konnen die Unterthanen den Dienſt, 
auf Erfordern, zu thun ſich nicht weigern. 

§. 331. Wo aber die Linterthanen alltäglich 
zu dienen ſchuldig find, da konnen fie an den 
dritten Feyertagen von den ſogenannten drey ho⸗ 
hen Feſttagen, dem gruͤnen Donnerſtage, und 
den drey aufgehobenen Bußtagen, zum Hofer 
dienſte, außer der Erndte, nicht angehalten 
werden. 

$. 332. Gewöhnlich muß die am andern Tage 
vorzunehmende Arbeit den Untertanen am Abende 
vorher angeſagt werden. 

$. 333. Doch bleibt in vorkommenden unver⸗ 
mutheren Fällen der Herrſchaft frey, noch den 
folgenden Morgen die vorzunehmenden Arbeiten 
auf andre Arc anzuordnen, oder noch goͤnzlich abs 
zubeſtellen. 

F. 334. Hat aber der Unterthan dadurch, daß 
er mit ſeinem Zugviehe bereits ausgezogen war, 
oder ſonſt, den Dienſt ſchon wirklich angetreten: 
ſo muß ihm, wenn dieſe Arbeit nicht fortgeſetzt 
wird, eine andere angewieſen, oder die angefan⸗ 
gene Arbeit an ſeiner gemeſſenen Dienſtzeit ver⸗ 
baͤltnißmaͤßig abgerechnet werden. 

„ 335. Wird der Unterthan noch an demſel⸗ 
ben Vormittage wieder nach Haufe entlaſſen: fo 
wird ihm ein halber; wenn aber die Nachmittags⸗ 
arbeit ſchon angefangen war, der ganze Dienſttag 
zu gute gerechnet. 

F. 336. Wo es hergebracht iſt, daß die Arbeit 
nach Geſpannen eingetheilt und berechnet wird, 
da iſt in dieſem Falle jedes angefangene Geſpann 
fuͤr vollendet zu achten. 


$ 337. 
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$. 337. Außer dieſem Falle einer durch Berän⸗ 
derung der Umſtände nothwendig gewordenen, Ab⸗ 
rechnung der angefangenen Dienſte, iſt die Hertz 
ſchaft nicht berechtigt, die ſchuldigen Hofetage in 
halbe Tage, oder einzelne Geſpanne, nach Wil 
tühr zu verwandeln. 

$. 338. SR die angefangene Arbeit durch Schuld 
des Unterthans unterbrochen worden: fo muß er 
die rückſtändig gebliebenen Stunden nachdienen. 

F. 339. Woͤchentlich beſtimmte Spanndienſſe, 
welche in dem feſtgeſetzten Zeltraume nicht gefor⸗ 
dert worden, danen nur auf Eine, Handvlenſte 
aber auf Zwey Wochen zuruck, nachgefordert 
werden. 

9.34, Beträgt der ordinaire Hofebienft auf 
die Woche metz als Drey Tage: fo kann woͤchent⸗ 
lich nur Ein Tag nachgefordert werden. 

$. 341. Auch findet eine Nachforderung der 

Spanudlenſte nicht ffatt, wenn der Unterthan in 
gleicher Noth und Verlegenheit mit der Herr⸗ 
ſchaft if. 

$. 342, Es kann alſo in der Erndtezeit, wenn 
der Unterthan mit, feiner Erndre noch nicht fertig 
it, die Herrſchaft von ihm Spanndienſte, die ar 
felbit zur Einbringung feiner eignen Feldfrüchte 
nöthig bat, nicht nahforsern. 

F. 343. Ein Vorausfordern der Dienſte findet 
gegen den Willen der Unterthanen niemals ſtatt. 

$ 344. Sind die Spanndienfte der Untertha⸗ 
nen auf ein gewiſſes Acker⸗ oder Wieſenmaaß fe 


geſczt: jo müſſen dieſelben zu gehöriger Jahres u 
zeit, und nach den Regeln einer guten Wirthſchaft 
vertichtet werden. 

b. 345. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn bie 
Unterthanen im gemeſſenen Hofedienſte gewiſſe 
beitunmte Acker- oder Wieſenfſecke zu bearbeiten 
aben. 


F. 345. 
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F. 346. Auch in dieſen Fällen. find die Unter: 
ll thanen ſchuldig, bey der Arbeit der Anweiſung 
der Herrſchaft zu folgen, und koͤnnen von ihr, 
1 vermöge des Dienſtzwanges, dazu angehalten 
werden. 
$. 347. Wird die Beſtellung nachlaͤßig und 
ſchlecht befunden: fo muß dieſelbe ſofort, und ohne 
Widerrrde, auch ohne Anrechnung auf den ordi⸗ 
nairen Hofedienſt, verbeſſert werden. 
Nach Zeit: §. 348. Sind die Dienſte der Unterthanen 
e . zum Theil auf Tage; zum Theil aber auf Acker⸗ 
gleich. oder Wieſenmaaß, oder gewiſſe Fuhren beftimmtr 
ſo finden bey jeder dieſer Arten don Dienſten, 
die dafur oben beſonders ertheilten Vorſchriften 


Anwendung. 
Handbien: H. 349. Zur Ableiſtung der Spanndienſte müfe 
fe man ſen, außer dem Zuantehe, auch die zur Führung 


. aftichtiger 7 5 
1 Unterrg des Wagens, des Pluges, und der Egge erforder⸗ 
nen, 


lichen Perſonen geſtellt werden. 
5 H. 350. Dieſe find ſowohl beym Ackerbaue, 
f als bey dem Auf und Abladen der Wagen, zu 
I helfen ſchuldig. 
4 „ 351. In keinem Falle kann der mitgeſchickte 
1 Ablader auf langere Zeit, oder zu ſchwerern Dien⸗ 
ſten, als ihm nach §. 350. obliegen, gebraucht 
werden. 

$. 352. Iſt ein zu Spanndienſten pflichtiger 
Unterthan, auch eine oder mehrere Perſonen zu 
beſondrer Handarbeit zu ſtellen verbunden: ſo kön⸗ 
nen, der Regel nach, beyderley Arten von Dienſten 
nicht zu gleicher Zeit gefordert werden. 

F. 353. Es fteht dem Unterthan frey: ob er 
die Hofearbeit ſelbſt verrichten, oder durch tüch⸗ 
tiges Geſinde oder dienſttaugliche Kinder leiſten 
wolle. 

F. 354. Männertage können nicht durch Wel⸗ 
ber oder Magde; wohl aber die ſogenannte Wel⸗ 
beta 
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Weibertage durch Mannsperſonen abgedient 
werden. 

$. 355. Sind jedoch in dieſen Weibertagen ges 
wiſſe Arbeiten zu verrichten, welche von Manns⸗ 
perſonen nicht gebdrig geleiſtet werden können: fo 
iſt die Herrfchaft dieſe, ſtatt der Weiber oder 
Mägde, anzunehmen nicht ſchuldig. 

$. 356, Unterthanen, welche von der ordinairen 
Ja ui befreyt, und dagegen fuͤr das ganze 

ahr nur zu einer beſtimmten Anzahl von Hofeta- 
gen verbunden find, müffen dieſelben zu der Zeit, 
wo die Herrſchaft fie am nörhigften braucht, uns 
weigerlich entrichten. 

F. 357. Eben das gilt von den ſogenannten 
Beytagen, welche manche Unterthanen außer der 
ordinairen Hofarbeit zu leiſten haben. 

$. 358. Die Unterthanen muͤſſen zum Hofe: Gerktt 
dienſte diejenigen Geräͤthſchaften in tuͤchtigem ſchaſten. 
Stande mitbringen, die fie zur Hofwehzr erhalten 
haben, oder die fie, zu Arbeiten von derſelben Art, 
in ihrer eignen Wirthſchaft brauchen. * 

F. 359. Iſt der Unterthan zu ſolchen Arten von 
Arbeit verpflichtet, die in ſeiner eignen Wirchſchaft 
nicht vorfallen: fo muͤſſen ihm die dazu beſonders 
erforderlichen Geräthſchaften von der Herrſchaft ges 
geben werden. 

$. 360. Mur dann, wenn er dergleichen Gerͤͤth⸗ 
ſchaften vorſetzlich, oder aus gtober Faprläfigteit 
verderbt, muß er den dadurch verurſachten Scha⸗ 
den erſetzen. 

F. 361. Wo nach dem fandesgebrauche keine 10 
andere Beſtimmungen angenommen find, muß den 
der Unterthan vom Funfzehnten April, bis zu 
Ende des Monate Auguſt, früh von Fünf Uhr 
an; in der übrigen Jahreszeit aber mit Sonnen⸗ 
aufgang den Dienſt antreten, und in allen Fällen 

Allgem. Gejegb, u, Baud. Aa denſel ⸗ 


Ruheſtun⸗ 
den. 


Andermeis 
dige Dienft 
beftimuuan 


Baudienſte. 
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denſelben vor Sonnenuntergang nicht toleder vet 
laſſen. 2 N 

H. 362. Doch muß bey dieſen Zeitbeſtimmun⸗ 
gen auf die Entfernung des Orts, wo der Dieyſt 
geleiſtet werden ſoll, von dem Wohnorte des Unter 
hans, billige Röckſicht genommen werden. 1 

$. 363. Bey Spamdienften ſewotzl, als bey 
Handarbeiten, moͤſſen den Unterthonen die jeden 
Orts gewöhnlichen Rußheſtunden zum Fruͤhſtücke, 
zum Mittage, und zur Veſper gelaſſen werden. 

F. 364. Wo die Gewohnhelt des Orts nichts 
Beſümmtes feſiſetzt, da find den Untertanen, bed 
Spanndienſten, am Vormittage Eine, zu Mittage 
Zwey, und den Nachmittag wieder Eine; ſo wie 
bey Handdienſten, auf jede der drey Logezelten, 
Eine Ruheſtunde zu geflatten. 

H. 365. Im Winter, vom Ein und zwanzigsten 
September bis Ein und zwanzigſten März, fallen 
die Fruͤhſtuͤcks⸗ und Veſperſtunden weg; und es 
können an Orten, wo mehr als Ein Geſbann auch 
in kurzen Tagen gemacht wird, nur Dig Futterſtun⸗ 
den gerechnet werden. | 

F. 366. Wo das Tagewerk nach Maaß, Gewicht, 
Zahl, oder Entfernung nicht beſtimmt it, muß 
der Unterthan mit feinem Geſpanne dem mittlern 
oder ſchwaͤchern Hofezuge gleich Arbeiten, N 

$ 367. Bey Handdienſten müffen die Untertha⸗ 
nen dem von der Herkſchaft beftellten Vorarbeiter 
folgen. 

$. 368. Dieſer Vorarbeiter, fo wie in dem 
Falle des F. 366. der Hofezug, durfen an dent⸗ 
felben Tage nicht gewechſeſt oder abgelöſt 
werden. 

F. 359. Baudienſte muͤſſen von den Unterthanen 
in der Regel außer dem ordinairen Hofedienſte ge⸗ 
leiſtet werden. 


$. 370. 
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. 370. Die Unterthanen ſind dieſelben ſowohl 
zur Erbauung neuer, als zur Wiederherſtellung und 
Beſſerung alter Gebaͤude, zu leiften verbunden. 

. 321. Sie werden allein durch die Bedürf⸗ 
hiß der Wirthſchafts⸗ und unentbehrlichen Wohn⸗ 
gebäude, auf demjenigen Gute, zu welchem die 

- Dienfipflichtigen als Untertanen gehören, be⸗ 
ſtimmt. 

„ F. 372. Ob ſolche Gebaͤude innerhalb der Ein⸗ 
ſchließung des Ritterſiges, oder außerhalb derſel⸗ 
ben liegen; und ob ſie auf der vorigen, oder auf 
einer andern Stelle wieder erbauet werden ſollen, 
macht keinen Unterſchied. 

H. 373. Zu Gebäuben, welche bloß zur Pracht, 
oder zum Vergnügen dienen, können die Untertha⸗ 
nen nicht anders, als in den gemeſſenen Hofetagen, 
Dienſte zu leiſten angehalten werden. 

$. 374. Gleiche Bewandniß hat es in Anſehung 

derjenigen Gebaͤnde, die für ein beſonderes die Sand- 
wirtpſchaft nicht betreffendes Gewerbe errichtet 
ſind. 
F. 375. In Fällen, wo die Unterthanen unge⸗ 
meſſene Baudienſte zu leiſten ſchuldig find, muͤſſen 
ſie alle zum Baue erforderliche Materialien und Ge⸗ 
taͤchſchaften anfahren. 

F. 376. Findet die Herrſchaft für gur, zum Ber 
bufe des bevorſtehenden Baues einen Ziegel oder 
Kalkofen anzulegen: To können die Unterthanen ſich 
nicht weigern, das zum Ziegel⸗ oder Kalkbrennen 
etforderliche Holz, ſo weit als dieſe Matectalien 
zum eignen Gebrauche zubereitet werden, im Bau⸗ 
dlenſte anzufahren. \ 

F. 377. Dagegen find fie nicht ſchuldig, zum 
Baue des Ziegel: oder Kalkefens felbft, außer den 
ordinairen Hoferagen, Dienſte zu leiſten. 

K 378. Das Anfahren der Pflaſterſteine und 
des Sandes zu Ställen und Miftpläßen, fo wie des 

. Aa 2 Holzes 
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Holzes zu Einfaſſung der Brunnen und Dinger 
ſtellen, gehört zum Baudienſte. 

F. 379. Dagegen wird die Anfuhre des Holzes 
und der Steine zu Gartenmauern und Planken, 
zum Baudienſte in der Regel nicht gerechnet. 

|. 380. Das Bauholz aus dem Walde find die 
Unterthanen, auch unbeſchlagen, anzufahren ſchuldig; 
es muß aber abgewipfelt und ausgeäftet ſeyn. 

H. 381. Sögeblöcke, welche zum Behufe des 
Baues zu Brettern geſchnitten werden ſollen, mäf 
ſen die Unterthanen im Baudienſte zur Schneide⸗ 
mühle anfahren, und die Bretter daſelbſt wieder 
abholen. 

F. 382. Den Bauplatz muͤſſen die Unterthanen 
zwar abräumen; das Wegfahren des Schuttes aber, 
ingleichen der abgebrochenen Bretter, Balken, Die⸗ 
len, und andrer alten Baumaterialien, gehoͤrt nicht 
zum Baudienſte. 

K. 383. Die Baumaterialien muͤſſen die Unter⸗ 
thanen an denjenigen Orten abholen, wo ihnen 
dieſelben von der Herrſchaft angewieſen werden. 

$. 384. Doch find fie Bauholz, und Steine 
aller Art, in einer weitern Entfernung, als ſechs 
Meilen, herbey zu holen niemals verpflichtet. 

F. 385. Andre Baumaterialien müffen fie auch 
weiter holen, wenn dieſelben mehr in der Nähe gar 
nicht zu haben ſind. 

$. 386. Kann aber die Herrſchaft brauchbare 
Baumalkerialien dieſer Art unter ſechs Meilen er 
halten: fo iſt fie weitere Fuhren, unter dem Vor⸗ 
ande der beſſern Güte, als des wohlfeilern Preis 
ſes, von den Unterthanen zu fordern nicht be⸗ 
rechtigt. 

F. 387. In einer Entfernung von ſechs Mellen 
hingegen koͤnnen die Unterthanen ſich nicht wei⸗ 
gern, die Baumaterialien da zu holen, wo ſie ih⸗ 
nen von der Herrſchaft angewieſen werben; 5 

au 
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guch dieſelben mehr in der Nähe, aber von ſchlech⸗ 
terer Beſchaffenheit, oder in allzu theurem Preiſe 
zu haben w 
F. 388. Allzu theuer iſt der Preis, wenn die naͤ⸗ 
bern Materialen Ein Viertel oder darüber mehr 
koſten, als die entfernteren. 

$. 389. Die etwanige vorzügliche Guͤte entfern⸗ 
terer Materialien berechtigt die Herrſchaft nicht, 
weitere Fuhren von den Unterchanen zu verlangen, 
ſobald die näheren Materialien nur an und für ſich 
brauchbar ind. } 

9.390, Handlangerdienſte, und alle übrige Ars 
ten von Arbeiten, die ein Unterthan bey dem 
Baue und der Beſſerung feinen eignen Gebäude 
nach landesgebrauch zu verrichteu pflegt, muß 
er auch im herrſchaftlichen Baudienſte uͤber⸗ 
nehmen. an “ni ir 
H. 39 1. Arbeiten, welche -handwerfsmäßige 
Kenntuiß erfordern, iſt ter ſolchergeſtalt zu verrich⸗ 
ten nicht ſchuldig. 1 

H. 392, Bey dem fogenannten Heben und Segen, 
oder dem Richten berrſchaftlicher Wirthſchaftsge⸗ 
bäude, iſt ein ſeder Unterthan auf Erfordern Küff- 
reiche Hand zu lelſten, zu allen Zeiten ver⸗ 
pflichtet. 

H. 393. Die Herrſchaft muß die ihr zufommens 
den Baudienſte mit ſolcher Mäfigung fordern, daß 
11 Wirthſchaft der Unterthanen dabey beſtehen 
dann. 

F. 394. So weit die Herrſchaft von den in Cul⸗ 
tur habenden baͤuerlichen Grundſtͤͤcken bäuerliche 
Praͤſtationen entrichten muß, iſt fie auch ſchuldig, 
zu den Bandienſten der Unterthanen verhaͤltniß⸗ 
mäßig mitzuwirken. 

$. 395. Zum Baue und zur Beſſerung der Ge⸗ 
baude auf unterthänigen Stellen, welche die l Herr⸗ 
ſchaft, nach der gemeinen Verfaſſung des Orts, 

Aa 3 zu 
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zu unterhalten ſchuldig iſt, find die Unterthanen 
Baudienſte zu leiſten verbunden. 
Forfidiens $. 396. Forſtdienſte werden in der Regel zu den 
fe ordinaieem in den gemeſſenen Tagen zu leiſtenden 
Hofedienſten gerechnet. 

$. 397. Unterthanen alſo, welche noch unge⸗ 
meſſene Dienſte haben, ſind in der Regel Forſt⸗ 
dienſte zu leiſten nicht ſchuldig. 

F. 398. In wie fern die Unterthanen auch Jagd⸗ 
(bienfte zu verrichten ſchuldig find, bleibt nach den 
beſondern Verfaſſungen einer jeden Probinz, der 
125 Benimmung in ihren Geſetzbüchern vorbe⸗ 
alten. e 4 
Murttſub? . 399. Zum ordinairen Hofedienſte ſpannoffich⸗ 
Ten. tiger Unterthanen gehört auch die Verfaßrung aller 
Arten von Etzeugniſſen des Guts, zul welchem fie 
geſchlagen find, an Feld und Gartenfrüchten) ins 
gleichen an Vieh; ſo wie die Herbeyholung aller 
Arten der zu deſſen Bewirehſchaftung erforderlichen 
Beduͤrfniſſe. 
Reiſefub⸗ Hege, Sind dir Unterthanen, noch außer dem 
zen. ordinalren Hofevienſte, zu unbeſtimmten Reſſefuh⸗ 
ren verpflichtet: ſo müͤſſen fie dieſelben der Perſon 
des Herrn, ſeiner Ehegattin, und den in ſeinem 
Haufe ſich aufhaltenden Kindern leiſten. 

F. 40 f. Auch zur Abholung und Zurückfahtung 
des Arztes, des Wundarztes, des Geburtshelfers, 
und der Hebamme, koͤnnen ſie dieſe Fuhren nicht 
verſagen. 

$. 402 Zur Herbeyholung, nicht aber zur Ab⸗ 
fahrung der Wirthſchaftsbedienten, ſind die Unter⸗ 
thanen der Regel nach verbunden. 

H. 40g. Ein Gleiches gilt von Erziehern und 
Erzieherinnen, für die bey der Herrſchaft ſich aufs 

IN baltenden Kinder derſelben. 

Weite der H. 404: Sowohl bey dieſen außerordentlichen, 

Fuhren. als bey den im ordinatten Hofedienſte zu leiſten⸗ 
den 


W 
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den Fuhren, außerhalb der Graͤnze des Guts, 
hangt die Beſtimmung: wie weit dieſelben zu lei 
ſtenz wis viel Meilen auf einen Hofetag zu rechnen; 
wie viel ladung der Unterthan zu nehmen ſchuldig 
mu. ſ. w., von der Verfaſſung jedes Orts ab, und 
muß in den Provinzialgefeßen näher darüber, ver⸗ 
vordnet werden. s 1 3 
F. 408. Wenn über dergleichen Fragen Streit 
sentfichtz ſo hat es, bis zur Endſchaft des Prozeſ⸗ 
des, ben dewenigen fein Bewenden, was bisher 
geschehen, oder ſonſt in der Gegend üblich ift. 


„Grenze des Guts geleistet werden moͤſſen, ſiud die gen. 
ſpannoflichr igen Unterthanen Näckladungen füt die 
Herrſchaft anzunehmen verbunden. 

$. 407. Beträgt die Räckladung nur die, Hälfte 
der vollen Ladung, oder weniger: for wird den Un⸗ 
sterthanen dafür nichts gut gerechnet 

N Betraͤgt aber die Ruckladung mehr; 

oder muß der Unterthan länger, als einen halben 
Tag, darauf warten: jo muß ihm auf feine ſchul⸗ 
digen Dienſttage für die Rüͤckfuhre eben ſo viel, als 
für die Hinfuhre, abgeſchrieben werden. 

F. 409, Ueber. Vier und Zwanzig Stunden auf 
Näckladung zu warten, iſt der Unterthan. niemals 
derbunden. 


$. 410, Die Verbindlichkeit, in heerſchaftlichen Botenge 


Angelegenheiten Boten zu gehen, ‚trifft, gewöhnſſch ben. 


nur die zu Spanndienſten nicht verpflichteten Un⸗ 
kerthanen. 

F. 471, Das Botenlaufen gehort in der Regel 
zu den außerordentlichen Dienſten;; doch können 
die ordinairen Dienſttage, welche wahrend der 
durch eine ſolche Verſchickung veranlaßten Abweſen⸗ 
beit des Uinterthaus verfloſſen find, niemals nach⸗ 
gefordert werden. 


Aa 4 F. 412. 


N. 486, Bey Fuhren, welche außerhalb der Rücladun / 


Don der 
Saat: und 
Erubtezeit. 


Vergütun⸗ 
gen bes den 
Dienfien, 
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$. 412. Die Zeit, welche der Unterthan, über, 
einen halben Tag, an dem Orte, wohin er ver⸗ 
ſchickt worden iſt, auf die Abfertigung warten 
muß, iſt ihm auf die ſchuldigen Dienſttage, in fo 
fern dieſe nachgefordert werden konnen, gut zu 
ſchreiben. 

$. 413. Ein Botenläufer iſt im hereſchaftlchen 
Dienſte Funfzehn bis Achtzehn, und wenn die Ent⸗ 
fernung weiter iſt, als daß er noch an demſelben 
Tage zuruͤckkemmen koͤnnte, Zehn bis Zwölf Pfund 
mitzutragen ſchuldig. 

K. 414. laſten, die nur mit einem ‚Schieber 
karren, oder mit einer Radbare fortgebracht wer⸗ 
den konnen, find die Unterthanen im Boten⸗ 
dienſte mitzunehmen, der Regel nach nicht ver⸗ 
bunden. 

K. 415. Wo fie aber dazu verpflichtet find, da 
darf eine ſolche Saft die Schwere von Funfzig bis 
Sechzig Pfund niemals überſteigen. 

H. 416. Wegen Beſtimmung der Weite hat es 
bey den Vorſchriften H. 404. 405. fein Bewenden. 

F. 417. Außerordentliche Dienſte, welche die 
Unterthanen über die ordinaire Hofarbeit zu leiſten 
ſchuldig find, inſonderheit aber Baudienſte, kon⸗ 
nen zur Saat⸗ und Erndtezeit, außer dem Falle 
einer dringenden Noth, von ihnen nicht gefordert 
werden. 

$. 418. Auf jede Saatzeit werden Vier, und 
auf die Erndtezeit Sechs Wochen gerechnet. 

$. 419. Die Beflimmungen: was den Unter⸗ 
thanen für ihre Dienſte an lohn, Koſt, oder 
Futter gebuͤhre, bleiben den DVerfaffungen eines 
jeden Orts, und den Geſetzen der Provinz übers 
laſſen. 

H. 420. Doch muͤſſen ihnen überall das Zoll, 
Weges, Bruͤcken⸗ und Fahrgeld, ingleichen, wenn 
fie im hertſchaftlichen Dienſte über 8 

eiben 
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bleiben muͤſſen, ben Spanndienſten das Stall, 
und bey dem Botengethen das Schlafgeld, ſo wie 
alle andern extraordinairen Auslagen dieſer Art, 
vergütet werden. 


H. 421. Mit Einwilligung der Unterthanen kann Han 


die Herrſchaft Naturaldienſte in Dienſtgeld, und Z. 


fe ü 
mit ihrer Zuziehung ungemeſſene Dienſte aller Art Die fac 


in gemeſſene verwandeln. 

H. 422. In fo fern aber durch dergleichen in den 
Dienſten einzelner Unterthanen vorzunehmende 
Veranderung, die unbeſtimmten $aften ber uͤbri⸗ 
gen erſchwert werden konnen, iſt die Einwilligung 
aller Theilnehmer erforderlich. 

$. 423. Wo jeder Unterthan beſtimmte Dienſte 
zu leiſten hat, da bedarf es zur Verwandlung der⸗ 
ſelben in Geld- oder andern Abgaben, auch bey 
einzelnen Unterthanen, keiner Einwilligung von 
Seiten der übrigen. 

H. 424. Iſt der Unterthan zu Maturaldienſten 
oder zu Dienſtgeld verpflichtet: ſo gebuͤhrt der 
Herrſchaft die Wahl: welches von beyden fie for⸗ 
dern wolle. 

$. 425. Sie muß aber, wenn fie von dem, was 
bisher geſchehen iſt, abgehen will, den Anfang 
eines neuen Witehſchaftsſatres abwarten, und die 
Unterthanen wenigſtens in den erſten Drey Mona⸗ 
then des naͤchſtvorhergehenden Wirtbſchaftsjahres 
davon benachrichtigen. 

F. 426. Ein Gleiches muß von den Unterthanen 
geſchehen, wenn dieſen die Wahl: ob fie Dienſtgeld 
zahlen, oder die Dienſte in Natur lelſten wollen, 
0 vorbehalten ift. 

. 427. Haben ſich Herrſchaft und Unterthanen 
daz schriftliche Verträge auf Dienſtgeld vereinigt: 
ſo hat es bey dem wortlichen Inhalte dieſer Ver⸗ 
träge fein Bewenden. 


A a 3 $ 428. 
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F. 428. Iſt aber kein ſchiftlicher Vertrag bot 
banden: ſo kanu der Herrſchaft, wenn auch Die 
‚seite ſeit noch ſo langer Zeit nur das Dieuſtgeld 
gefordert und angenommen hat, die Forderung 
der Dienſte in Natur dennoch nicht aewchhl] 
werden. 

K. 429, Eine Verjährung finder in dieſem Fall 
nur von der Zeit an ſtatt wo die Herrſchaft, die 
Dienſte in Matur gefordett, der Unterthan deren 
N geiftung. verweigert, und die Herrſchaft daß Dian 
geld von ihm ferner angenommen bat. 

9 F. 430% Sind den Unterthanen innergolb.$ Bu 
| 


zig Jahren die Dienfte in Matur nicht abaefordert/ 
ſondern nur Dienſtgeld von ihnen entrichtet wor⸗ 
den: ſo muß es der Regel nach auch ferner babe 
ſein Bewenden haben. 
H. 437. Kann ſedach klar Rabe ae werden 
daß die Unterthanen in noch altern Zeiten wirklich 
10 Maturaldſenſte geleiſtet haben: ſo bleibt es bey den 
H. 428. und 429. enthaltnen Verordnungen. 
Ausſebung H. 432. Wenn der Unterrhan dem Staate die, 
der Diane nen muß, und in derſelben Zeit nicht zugleich die 
N aberefchaftlichen Dienſte leiten kann: ſo muß er 
9 zwar damit in dieſem Zeitraume verſchont; es 
muͤſſen aber die ſolchergeſtalt rückſtändig gebliebe⸗ 
nen herrſchaftlichen Dienſte in den zunaͤchſt folgen“ 
den Tagen at „ie von ihm nachgeleiftet wer⸗ 
den (. 339, 
* . 433. Eben das findet ſtatt, wenn der Unter⸗ 
than, durch von ihm zu leiſtende Gemeinarbeit, au 
der Ableiſtung der herrſchaftlichen Dienſte eine Zeur 
lang verhindert worden. 
. 434. Doch muß den Untertganen durch 
dieſes Machdienen die nothwendige Beſtellung ih⸗ 
. rer eignen Wirthſchaft mite unmöglich gemacht 
werden. 
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kann der knterthan einen verhaltnißmäßigen Erlaß 
an den Dienſten verlangen; in: fo fern die Here 
ſchaft dem: Wiederaufbau nicht ſelbſt zu beſorgen 
bernimmt. 

H. 986. Die Daues dieſes Erlaſſes iſt auf die 
Hälfte der Zeit zu beſtimmen, während welcher 
dem veruüglöckten knterthan ein Nachlaß an den 
Ktelsprͤſtationen zu ſtatten kommt. hi 

9. 43% Hat der Unterthan durch Feuer oder 
Seuche das zum Spanndienſte erforderliche Zug⸗ 
dich verloten? fo muß ihm ebenfalls fur die Hälfte 

der Zeit, während welcher der Kreis Remiſſion 
giebt? der Spaundienſt erlaſſen werden. 1 
9.438. Doch muß er in dieſem Falle, auf Bor 
langen der Hereſchaft ſtatt des Spanndienſtes, 
eben ſo viel Tage mit der Hand dienen. 1 
F. 439, Bey dem Verluste des Zugvirhes durch 
andre Uinglͤcksfaͤlle, kann der Unterthan nur auf 
ſo viel Zeit, als zu deſſen Wiederanſchaffung noth⸗ 
wendig it, Nachlaß an den ſchuldigen Spanndien⸗ 
ſten fordern. 1 

F. 440. Wenn es dem Unterthan durch feine 
eigne, oder der Seinigen Krankheit unmöglich 
wird, die Dienſte zu leiſten: fo kann die Herrſchaft⸗ 
dieſelben nicht nachfordern. 

9. 441. Doch kann in dieſem Falle der ſpann⸗ 
dienſtpflichtige Unterthan fein Zugdieh dem herr⸗ 
ſchaftlichen Dienſte nicht vorenthalten. 

ge. Die Frau des dienſtbaren Unterthans 
bleibt nach ihrer Niederkunft, durch Sechs Wo⸗ 
chen, von den ihr ſonſt obliegenden Weiberdien⸗ 
ſten fren. 

H. 443. Wenn der Wirth oder die Wirthin ges 
ſtorben it: ſo können von der Stelle Acht Tage“ 
lang keine Dienſte gefordert werden. 

% 44 


.das. Deu erlittenem beträchtlichen Brand⸗ Saz. der 
ſchaden an Wohn oder Wierhichafesgebäuden) Elea 


380 Zweyter Theil. Sſebenter Ditel. 


1 numig, F. 444. Auf einen immerwäßrenden Erlaß an 
In 1 555 den ſchuldigen Dienſten, wegen angeblicher Unmdg⸗ 
j lichkeit, koͤnnen Untertbanen nur alsdann antra⸗ 
Hl gen, wenn fie durch Zufall, Höhere Gewalt, oder 
14 den Auſpruch eines Dritten, einen nicht unbe⸗ 
N träͤchtlichen Theil ihrer Grundſtuͤcke, oder eine 
N dazu gehdrende nußbdare Gerechtigkeit verloren 
0 haben. a fi 2 ? 

$: 445: Ferner alsdann, wenn durch einen ſol⸗ 

chen Unglücksfall die Grundſtücke zu der bisher ger 

wöhnlichen Cultur ganz oder zum Theil unbrauch⸗ 

bar geworden ſind. 87 

N F. 446. Wird durch Machweiſung ſolcher Um⸗ 
| ftände die Unmöglichkeitsklage begründet; ſo muß 
durch Sachverſtaͤndige ausgemittelt werden: um 
wie viel die Stelle durch den erlittenen Unzlüͤcks⸗ 
Hi fall an ihrem Ertrage vermindert worden. 
| $ 447. Alsdann muß die Herrichaft entweder 
\ den vormaligen Ertrag durch Anweiſung andrer 
ml 3 Realitäten wieder ergänzen, oder ſich nach Ver⸗ 
baͤleniß der entſtandenen Verſchlimmerung, eine 
Herunterſetzung der Dienſte gefallen laſſen. 

F. 448. Beßauptet die Herrſchaft, daß die Un⸗ 
terthanen, des erlittenen Verluſtes ungeachtet, die 
ſchuldigen Dienfte dennoch leiſten können: fo ficht 
ihr frey, die Möglichkeit derſelben entweder durch 
nähere Ausmittelung der gegenwartigen Beſchaffen⸗ 
beit der Guter, oder durch Vergleichung mit ans 
dern eben ſolche Dienſte in gleichem Maaße wirk⸗ 
lich leiſtenden Stellen, nachzuweiſen. 

9.449. Wählt die Herrſchaft den erſten Weg: 
fo muß ausgemittelt werden: ob die Stelle bey ei⸗ 
ner gewöhnlichen Bewirthſchaftung ſo viel eintra⸗ 
gen könne, als zur Unterhaltung des Beſißers und 

if feiner Familie, ſo wie des zur Beſtellung der Wirth⸗ 
1 ſchaft und zum Hofedienſt nothwendigen Geſpanns 
40 und Geſindes, erforderlich iſt. 


9. 450. 
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| F. 450. Ingleichen: ob, wenn die ſchuldigen 
Dienſte in ihrem bisherigen Maaße und Umfang 
ferner geleiſtet werden mußten, dem Beſitzer die 
nöttzige Zeit übrig bleibe, feine Wirthſchaft gehd⸗ 
rig zu beſtellen, und ſowohl die oͤffentlichen, als 
Gemeindedienſte zu leiſten. 
„ 451. Auch mut bey dieſer Zeitberechnung 
darauf gefrhen werden: ob und wie viel Zeit der 
Unrerthan nöthig habe, um den etwa unzureichend 
befundenen Ertrag der Stelle durch Nebenverdienſt 
zu ergaͤnzen; und in wie fern Gelegenheit zu einem 
ſolchen Nebenverdienſte in der Gegend vorhan⸗ 
den ſey. 

$. 452. Nach dem, was hiedurch ausgemittelt 
worden, und nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
vereideter Sachverſtaͤndigen, muß der Richter feſt⸗ 
ſetzen: ob und in welchem Maaße die Herrſchaft 
einen Theil der ſchuldigen Dienſte zu erlaſſen vers 
bunden ſey. 

F. 453. Will die Herrſchaft den Weg der Ver⸗ 
gleichung wählen ($. 448.): fo ſteht ihr frey, dieje⸗ 
nigen Stellen, mit welchen die Vergleichung ange⸗ 
ſtelle werden fell, in Vorſchlag zu bringen. 

F. 4 Alsdann muß unterſucht werden: ob 
dieſe vorgeſchlagenen Stellen mit denjenigen, fur 
welche der Erlaß gefordert wird, ſowohl in Anſe⸗ 
bung der Dienſte und übrigen faften, als des Um⸗ 
fangs und der Beſchaffenhelt der dabey befindlichen 
nutzbaren Realitäten, wirklich in gleichem Verhält⸗ 
niffe ſtehen. 

$. 458. Auch auf die mehr oder minder bequeme 
lage, und Gelegenheit zum Nebenverdienſte, muß 
dabey Ruͤckſicht genommen werden. 

F. 456. Findet der Richter, nach dem Ermeſſen 
der Sachverſtaͤndigen, daß die zur Vergleichung 
ſchickliche eben dieſelben Dienſte leiſtende Stelle, 
von eben der, oder gar noch ſchlechterer A: 

1 
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rät ſeye ſo iſt die Unmoͤglichkeltsklage als ungegruͤm 
det zu verwer f 

„ 457. Findet ſich aber, daß die gleiche Dienſte 
leiſtenden Stellen von beſſerer Dualiche ſindz ſo muß 
die Herrſchaft entweder Diejenigen, für. welche ber 
Erlaß gefordert wird, ſo weit, daß ſie jenen gleich 
werden „ verbeſſerns oder nach Verhoͤltniß der 
ſchlechtern Qualität, eine Herunterſetzung der 
Dienfte ſich gefallen laffen. 

F. 458. Sind durch Erweiterung oder Verbeſſe⸗ 
rung der herrſchaftlichen Wirchſchaft, ungemeſſene 
Dienſte der Unterthanen dergeſtalt vermehrt wor; 
den, daß denſelben die erforderliche Zeit zu ihrer 
eignen Mothdurft nicht uͤbrig bleibt: fo. iſt die Herr⸗ 
ſchaft ſchuldig, dabey mit eignen Zügen oder kohn⸗ 
arbeitern, nach Verbaͤltniß der Erweiterung, mit 
zuwirken. R & 

9.459: Obige Vorſchriften (§. 444 + 458.) gel⸗ 
ten auch alsdann, wenn die Unterthanen ihre Stel 
len nicht eigenthuͤmlich beſitzen, ſondern dieſelben 
der Herrſchaft gehören. 

F. 450. Will jedoch die Herrſchaft ſich mit 
einem folhen Unterihan auf den Prozeß über 
die vorgeſchuͤtzte Unmöglichkeit der Dienſte gar 
nicht einlaſſen: fo. ſteht ihr Frey, die Stelle zuruͤck⸗ 
zunehmen. 

K. 461, Sie muß aber alsdann den Unterthan, 
ſein Weid, und die nach dem Achten Abſchnitte 
ihm folgenden Kinder „ wenn er anderwärts ii 
Sande fein Unterkommen finden kann, der Unter⸗ 
thänigkeit auf fein Verlangen unentgeldlich entlaje 
ſen, und fur die Wiedecbeſetzung der Stelle mit 
einem tauglichen Wirthe bey eigner Vertretung 


ſorgen. 


F. 462. Iſt der Unterthan bloß Zeitpächter: fo 
muß ſeine Befugniß, Erlaß der Dienſte zu fordern, 
nach dem. Inhalte ſeines Contraktes, Were 
abet 
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aber nach den bey Pachkungen Überhaupt vorgeſchrie⸗ 
enen Grundſätzen beuerheilt werden. 7 


H. 463. Bey entſtehenden Dienſtſtreitigkeiten Dienkfrei 
müſſen die Unterthanen diejenigen: Dleuſte, welche digkeiten. 


fie in dem letzten Jahte vor erfolgtein Wider ſoru⸗ 
che, auf Geheiß der Herrſchaft, ohne ſchriftlichen 
Vorbehalt, geleistet haben, bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung der Sache fortfhen. 

F. 464. Baus und andre nicht alljährig wieder⸗ 
kommende Dienſte muͤſſen, wenn der Beſitzſtand 
ſtreitig iſt, wahrend des- Prozeſſes nach dem Pros 
vinzial⸗, und wo pieſes nichts beſtimmt, nach dem 
allgemeinen Geſetzbuche geleiſtet und angenommen 
werden. 

F. 465. Gegen dleſe einfhbeilige geiſtung der 
ſtreitigen Dienſte, koͤngen die Untertanen ſich mit 
dem Einwande, daß dieſe Dienſte in den vorhan⸗ 
denen Vertragen oder Urbarſen mit Scillſchweigen 
uͤbergangen find, keinesweges ſchuͤtzen. 

F. 466. Doch hat es in Anfebung der nach Vor⸗ 
ſchrift F. 141. aufgenommenen Urbatien, bey der 
Verordnung des H. 143. ſein Bewenden. 

$. 467. Findet es ſich am Ende des Prozeſſes, 
daß die Herrſchaft die ſtreirlgen Dienſte zur Une 
aebühr gefordert habe: ſo muß fie dleſelben den 
Untertbanen, von der Zeit des erſten Wiver⸗ 
ſpruchs an, nach dem doppelten Satze des in 
1 Gegend gewohnlichen Cammetanſchlages ver⸗ 
guͤten. 2 

F. 468. Bey Unmoͤglichkeitsklagen muͤſſen die 
Unterthanen die ſchuldigen Dienſte bis zu dem Er⸗ 
kenntniſſe in erſter Inſtanz dennoch leiſten. 

$. 469. Was aber in dieſer Inſtanz erkannt mot 
den, muß einstweilen gelten, bis ein Andres rechtes 
kräfſig feſtgeſetzt iſt. 


9. 470. 
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$ 470: Wird auf einen Exlaß rechtskraͤftig er 
kannt: jo muß die Herrſchaft die Unterthanen mer 
gen deſſen, was fie während dem Prozeſſe, um dem 
noch die Dienfte zu leiten, Haben aufwenden, ober 
in ihrer Wirthſchaft verabfaumen muͤſſen, ent 
ſchaͤdigen. 

H. 471. Beſitzer dienſtpflichtiger Bauerguͤter, 
wenn ſie auch für ihre Perſonen keine Unterthanen 
waͤren, ſind dennoch in Anſehung der von ihrer 
Stelle der Herrſchaft zu leiſtenden Dienſte und Ab⸗ 
gaben, nach eben den Grundſatzen, wie die unters 
thaͤnigen Beſitzer zu beurtheilen. 


Siebenter Abſchnitt. 


Von den Zinſen und Abgaben der 
Unterthanen. 


Alzemeine, F. 472. Grundzinſen und andre Abgaben, mel 


Brands 
bite. 


Natural / 
abgaben. 


che die Unterthanen der Herrſchaft von ihren Stel 
len zu entrichten haben, ſollen kuͤnftig, ſo wie die 
Dienſte, in den Urbarien oder Kauf- und Anneh⸗ 
mebriefen, moͤglichſt genau beſtimmt werden. 

S. 473. Daß Unterthanen außer den auf eine 
oder die andre Weiſe beſüimmten, noch andre oder 
mehrere Abgaben an die Herrſchaft zu leiſten ſchul⸗ 
dig find, wird nicht vermuthet. 

F. 474. Gebuͤhrt der Herrſchaft ein verhaͤltniß⸗ 
mäßiger Antheil (pars quota) gewiſſer Erzeugniſſe, 
es ſey als Zehend, oder unter einem andern Na⸗ 
men: ſo finden die Vorſchriften vom Zehentrecht 
Anwendung. (Tit. XI. Abſchn. XI.) 

$. 475. Abgaben, die einem gewiſſen beſtimm⸗ 
ten Maaße von Früchten, oder andern Naturalien 
beſtehen, muͤſſen ſo, wie ſie auf dem zinsbaren 
Gute gewonnen worden, rein und unvermengt ent⸗ 
richtet und angenommen werden. 


H. 476 


Von den Abgaben der Unterthanen. 385 


b. 476. Sind dem Unterthan dergleichen Na⸗ 
kuralien in einem oder dem andern Jahre nicht zu⸗ 
gewachſen: ſo muß er dafür den zur Verfallzeit 
geſtandenen mittleren Preis der naͤchſten Markt⸗ 
ſtadt entrichten. 

$. 477. Doch ſteht dem Unterthan frey, die ihm 
mißratgenen Naturalien ſelbſt anzufaufen, und 
ſolchergeſtalt in Natur an die Herrſchaft abzuliefern. 

F. 478. Dergleichen Abgaben muͤſſen am Ver⸗ 
falltage, oder ſpäteſtens innerhalb Vier Wochen 
nach demſelben, abgeführt werden. 

H. 479, Fällt dem Unterthan eine Saumſelig⸗ 
keit erwelslich zur Saft: fo ficht es in der Wohl 
der Herrſchaft: ob fir nach dem Verfalltage noch 
die Natural kieferung, oder baare Bezahlung, 
nach dem am Verfalltage geſtandenen mittleren 
Marktpreiſe, fordern wolle. 


H. 480. a) Wählt fie lezteres: fo muß der Uns 
terthan von der ſchuldigen Geldſumme Zoͤgerungs⸗ 
zinſen ſeit dem Verfalltage entrichten. 

$. 480. b) Nach Ablauf der Vier Wochen 
(8. 47g.) bat der Unterthan die Vermuthung der 
Saumjeligfeit wider ſich. 


H. 481. Zu Zögerungszinſen iſt der Unterthan Geldzin, 


in Ansehung aller Geldabgaben, die nicht an dem fen. 
beſtimmten Termine erlegt worden, verpflichtet. 

$ 482. Geldzinſen mäͤſſen in derjenigen Maͤnz⸗ 
forte bezahlt und angenommen werden, in wel⸗ 
cher der Unterthan die offentlichen Abgaben zu ent⸗ 
richten hat. 

F. 483. Sollte in Zukunft ein leichterer Muͤnz⸗ 
fuß eingefuhrt werden? fo dient bey Beftimmung 
der von den Unterthanen zu entrichtenden, als⸗ 
dann ſchon beſtehenden Zinſen, der gegenwärtige 

uͤnzfuß zur Richtſchnur. 


. 484. Unftreitige Zinſen kann die Herrſchaft, Veytrei, 


auch wenn fie ſelolt die Gerichtsbarkeit nicht hat, Zialen 
Augen, Gefegb. Un. Band. B durch 


len. 


Erlaß an 


den Zinſen. 
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durch die Dorfgerichte des Orts unmittelbar bey⸗ 
treiben laſſen. 

$. 485. Doch muͤſſen dabey die Vorſchriften 
der Erecuttonsordnung beobachtet, und wenn es 
auf einen offentlichen gerichtlichen Verkauf an? 
kommt, die Direction deſſelben dem ordentlichen 
Richter uͤberlaſſen werden. 

H. 486: Beſtreitet aber der Unterthan die Ders 
bindlichkeit zu den geforderten Zinſen oder Abga⸗ 
ben: fo iſt ihm darüber rechtliches Gehoͤr und Er 
kenntniß nicht zu verſagen. 

$. 487. Er muß aber, wenn die Herrihaft ſich 
bisher im Beſitze der ſtreitig gewordenen Zinſen 
befunden hat, dieſelben während. des Prozeſſes, 
mit Vorbehalt ſeines Rechts, entrichten, oder Si⸗ 
cherheit dafür beſtellen. 

F. 488. Wegen erlittener Unglücksfälle konnen 
Unterthanen an den herrſchaftlichen Zinſen und 
Abgaben nur alsdann einen Nachlaß fordern, wenn 
ihnen dergleichen an der landesherrlichen Contri⸗ 
bution zu ſtatten kommt. 

§. 489. Das den Untertkanen, zu erlaſſende 
Quantum muß nach der Hälfte der Zeit, fuͤr wel⸗ 
che der Landesherr die Steuern erlaͤßt, berechnet 
werden. 

F. 490. Wenn alſo z. B. der landesherr einem 
Unterthan, wegen erlitt. Unglücksfälle, ſechs⸗ 
monathliche Steuern nachlaͤßt: ſo. kemmt dieſem, 
an den jährlichen herrſchaftlichen Zinſen und Abs 

gaben, der Erlaß eines Viertels zu gute. 

9. 49 1. Unterthanen, die ihre Güter auf den 
Grund eines wirklichen Zeit- oder Erbpachteon⸗ 
trakts beſißzen, muͤſſen, auch in Anſehung der Mes 
miſſionen bey Unglücksfällen, nach den bey Zeit⸗ 
oder Erbpachten geltenden Geſetzen beurtgeilt 
werden. 


9. 49% 


Von den Abgaben der Unterthanen. 387 


F. 492. Andere zinspflichtige Beſſher, die nicht 
Unterthauen find, haben auf die nach . 48 
den Unterthanen zu ſtatten kommenden Remiffior 
nen keiuen Anſpruch. 

$. 493. Wegen rückſtändig gebli'bener Zinſen 
und Abgaben hat die Herrſchaft, bey einem über 
das Vermögen des Schuldners entſtehenden Eo 
rurs, das Vorrecht der Zweyten Claſſe, nach na: 
herer Beſtimmung der Concursordnung. 5 

H. 494. Von der Verjährung folder Zinfen 
gilt als, was die Geſetze bey jöhrlichen P. 
tationen überhaupt verordnen. (Th. I. Tit. K. 
F. 509. 510.) 


Achter Abſchnitt. 
Von der Entlaſſung aus der Unter⸗ 
thänigkeit. s 


9. 498. Wer die Entlaſſung aus der Unterthä⸗ elgemeise 
higkeit verlangt, muß fie bey feiner Herrſchaft 1 
ſuchen. 3 

K. 496. Nur der wirkliche Eigenthͤͤmer des 
Guts, nicht aber der Pfandinhaber, ober der ein 
bloßes Nußzungsrecht hat, kaun Ulnterthanen ent⸗ 
laſſen. 

F. 497. Der Vormund, oder der Curator ei⸗ 
nes Schuldenweſens, kann Entlaſſungen nur aus 
den in den Geſetzen ausdrüclich gebilligten Ulrſa⸗ 
chen ertheilen. 8 

F. 498. Die Herrſchaft foll keinem Unterthan 
die Entlaſfung bewilligen, der nicht vorher auf eine 
Hläubpafre Art angezeigt bat, womit er fi fünf: 
tig im lande naͤhren wolle. 

. 499. Hat die Herrſchaft dieſe Vorſchrift 
nicht befolgt; und fälle der Entlaſſene dem Sande 
biernachſt als Bettler do dſtreicher zur Saft: 
ſo bleiben der Herrſchaft in dieſer Nuͤckſicht alle 

Bb 2 Ver⸗ 
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Verbindlichkeiten, als wenn er noch wirklich ill 
Unterthan wäre. 

$. 500. Die Urſache der Entlaffung muß IN 
dem losbriefe oder in der Kundſchaft ausgedrüdl 
werden. 

$. Sor. Iſt die von dem Unterthan angegeben!) 
und in dem bosbriefe ausgedrückte Urfache falſch 
und erdichtet: ſo iſt die Entlaſſung ungültig: und 
die Herrſchaft kann den Unterthan innerhalb rechts 
verjaͤhrter Zeit zurückfordern. 

F. 502. Das entrichtete losgeld muß zwar zus 
ruͤckgegeben werden; fällt aber, zur Strafe des 
betrügeriſchen Untertzans, der Armenkaſſe des 
Dorfs anheim. 

H. 503. Die geſuchte Entlaſſung kann einem 
noch unangeſeſſenen Unterthan nicht verſagt wer⸗ 
den, wenn derſelbe, unter ertheilter oder ergaͤnz⸗ 
ter Erlaubniß der Hertſchaft, auf andre als herr 
ſchaftliche Koſten, eine Wiſſenſchaft, Kunſt, oder 
Profeſſion erlernt hat, womit er ſich auf dem lande 
nicht naͤhren kann. 

H. 504. Was in Anſehung ſolcher Unterthanen, 
die eine Kunſt, oder ein Handwerk auf bertſchaft⸗ 
liche Koften erlernt haben, Rechtens ſey, iſt oben 
verordnet. (F. 178. (ag) 

$. 505. Ein noch nicht angeſeſſener Unterthan 
kann die Entlaſſung fordern, wenn er durch eine 
bürgerliche, Kirchen oder Schulbedienung, oder 
auf andere erlaubte Art, ſein Gluͤck zu verbeſſern 
Gelegenheit findet. 

506. Wenn ein noch nicht angeſeſſenet , 
aber großjähriger Unterthan, ſich auswärts ans 
faßig machen kann: fo iſt die Herrſchaft ihn zu 
entlaſſen verbunden. 

„507. Kann aber die Herrſchaft einem 
ſolchen Unterthan in den Gutern, zu welchen er 
mit Untertbaͤnigkeit verpflichtet iſt, eine Stelle 
anwel 
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anweiſen: fo muß er dieſelbe entweder annehmen, 
oder der Herrſchaft, gegen feine Entlaſſung, eis 
nen andern tauglichen und angenehmen Wirth zu 
dieſer St lle verſchaffen. 
§. 08. Ob die dem Unterthan von der Herr⸗ 
haft anzuweſſende Stelle von eben der Beſchaf⸗ 
fengeit, Umfange, oder Werthe iſt, als diejenige, 
die der Untertan auswärts übernehmen will, 
macht daben keinen Unterſchied. 

3.509. Soll aber der Unterthan diefe Stelle 
gegen ein Entgeld übernehmen, welches feine Ver 
mögensumſtände überſteigt: ſo kann ihm dieſelbe 
micht aufgedrungen, noch er an Uebernehmung der 
auswärtigen. Stelle, die er unentgeltlich, oder 
unter leichteren feinem: Vermögen angemeſſenern 
Bedingungen erhalken kann, gehindert werden. 

$ 510: ft der Unterihan, welcher wegen Ues 
bernepn ung einer auswärtigen Stille die Entlafe 
ſung ſucht, der ei zur landwirthſchaft tuͤch⸗ 
tige Cohn eines unter derſelten Hertſchaft ange⸗ 
ſeſſenen, ſchon befahrten, oder mit Gebrechlichkeit 
oder geibesſchwäͤche behafteten Vaters: fo iſt die 
Serrihafe kefgt, die Entlaſſung zu verſagen, 
und ihn anzuweiſen, daß er die Erledigung der 
väterlichen Stelle abwarte. 

F. Sur. Kann die Herrſchaft dem Unterthan, 
der ſich auswärts mit einer unterthaͤnigen Stelle 
anſaßig machen will, zwar nicht in dem Gute, 
au welchem er unterthänig iſt, aber doch auf 
einem andern ihr zugehörenden Gute, in dem⸗ 
ſelben Kreiſe, eine Stelle anmeilen: fo iſt der Un⸗ 
terthan dieſe letztere vorzüglich, anzunehmen vers 

unden. 

$. 512. Doch muß alsdann die von der Herr⸗ 
ſchaft anzuwelſende Stelle wenigstens eben fo gut, 
als die fremde, und die Annahme derſelben muß 
mit keinen laſtigern Bedingungen verknuͤpft ſeyn. 
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K.stz. Auch muß der Unterthan in dem bert⸗ 
ſchaftſchen Dorfe, wo ihm die Stelle angewieſen 
wied, gegen das freinde Dorf, wo er die Stelle 
annehmen wollte, in Anfchung der Dienſte, und 
anderer aus der Untertbänigkeit ſſießenden perſon⸗ 
lichen Verbäleniffe, ſich nicht verschlimmern. 

F. Fig. Auf Gütern, die in einem andern 
Kleiſe liegen, kann die Herrſchaft dem Unterthan 
eine Stelle niemals aufbringen, 

9. 578. Auch kann ſie ihn zur Annehmung 
elner Stelle auf einem andern Gute, wozu er 
nicht unterthönig iſt, nicht noͤctztgen, wenn er dle 
fremde Stille durch eine rath erwerben ſoll, 
und ſeine Braut ihm auf das an herrſchaftliche 
Gut nicht folgen will. 

$. 516. Kann der Unterthan durch Heirath 
zum Beſitze einer von der perſonſichen Unterthänige 
keit freyen Stelle, ron welcher er ſich und eine Fa⸗ 
milie ernägten kunn, gelangen; oder durch den 
Eintritt in eine bürgerliche Matzrung, fein Gluck 
dauerhaft verbeſſern: fo muß ihn die Entlafjung 
ertheilt; und ee kann ihm eine unterthänige Stelle, 
ſelbſt in dem Dorfe, wohin er bisher gehört hat, 
nicht aufgebrungen werden. 

„ 517. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die, 
Stelle, zu welcher der Unterthan durch die Hei⸗ 
rath gelangen kann, zwar einer Gute herrſchaft un⸗ 
terthaͤnig iſt; die Braut aber demſelben auf dies 
jenige, welche die bisherige Herrſchaft ihm anmeis 
ſen will, zu folgen ſich weigert. y 

9. 518. Außer dieſen Fällen iſt die Verheira⸗ 
thung einer unterthänigen Mannsperſon kein 
Grund, die Entlaſſung zu fordern. 

F. 519, Einer unterthänigen Weibeperſon, die 
durch auswärtige Heirach ihre Verſorgung finden 
kaun, mag die ſchaft die Entlaſſung nicht 
verſagen. 


$. 520. 
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F. 520, Ein Unterthan, welchen die Herrſchaft 
ohne Urtel und Recht gemißhandelt hat, iſt feine 
Entlaſſung unentgeldlich zu fordern wohl befugt. 

9. 521. Auch ein schon angefeffener Wirth kann 
feine und feines Weibes Entlaffung fordern, wenn 
er den . 498. borgefchriebenen Nachweis führen 
und einen andern gleich tüchtigen Wirih an feine 
Stelle ſchaffen kann. 

$. 522. Die ſchon bienfifähigen Kinder iſt bie 
Herrſchaft mit ihren Altern abziehen zu laſſen 
nicht welter gehalten, als ihr der Verluſt durch 
5 des neu anziehenden Wirthes erſetzt 

ird. 

F. 823. Bett die Hertſchaft Kinder, welche 
noch nicht aroßfährig n ile fo muß fie die⸗ 
ſelben entweder ſelbſt in ihee Dienfte nehmen oder 
auf andere Art für deren Unterhalt und Fortkom⸗ 
men ſorgen. 

F. 524. Kinder unter Vierzehn Jahren konn 
die Herrſchaft ihren wegziehenden Aeltern, wider 
deren Willen, niemals vorenthalten. 

F. 525. Wenn der Unterthan aus dem F. 520. 
angeführten Grunde ſeine Entlaſſung zu fordern 
berechtigt iſt: ſo muͤſſen ihm auch alle noch in ſei⸗ 
nem Brodte befindliche Kinder unentgeltlich verab⸗ 
folge werden. 

5 


Die Kinder einer abziehenden Wittwe 
Herrſchaft der Unterthaͤnigkeit mit der Mut⸗ 
ter zugleich zu entlaſſen nicht verbunden. 

F. 527. Wie weit durch Verjährung die Unter⸗ 
thänigkeit aufhöre, iſt . 155. 160, beſtimmt. 

. 528. Ein Unterthan macht ſich des Rechts, Sin, me 
feine Entlaſſung zu fordern, in allen Fällen ber⸗ 9a, nen 
lustig, wenn er grober VBergehungen gegen die Nett, d 
Herrſchaft, oder deren Familie, ſchuldig erkannt zu ordern 
worden. Verbuflig 

wird, 


* 54 9. 829. 
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F. 529. Unter welchen Umftänden das zum 
berrſchaftichen Hofedienſte verpflichtete Geſinde, 
wenn es die ſchuldigen Dienſiſahre noch nicht 
geleifter hat, feine Entlaſſung fordern koͤnne, iſt 
nach den Vorſchriften F. 206-216. zu beurtheilen. 

F. 530. Wenn ein abziebender Unterthan un⸗ 
ter ſeiner bisherigen Gerichtsbarkeit in Prozeß 
verwickelt iſt, kann er ſowohl wegen der Keſten, 
als wegen deſſen, was in der Hauptſache erkannt 
5 werden möchte, einen hinlänglichen Vorſtand zu 

beſtellen angehalten werden. 

1 Ber 00 F. 531. Ob und was der ab ziehende Unterthan 
Abyuge Für, ſich, feine Familie, und fein Vermdgen, an 
geld. Loslaſſungs? und Abzugsgelde zu bezahlen babe, 

wird in den Provinzialaefehen näher beſtimmt. 

$. 532. Dieſe Beſtimmungen iſt die 
in Faͤlen, wo der Unterthan eine 
ſache zur Entlaſſung für ſich hat, zu überichreiten 

\ nicht berechtigt, 

4 F. 533. Iſt bey der Annehmung eines Unter⸗ 

1 thans, wegen des von ihm im Falle feiner Entlaf 

1 fung zu entrichtenden fosgefdes, im Voraus etz 

| was bedungen worden: fo iſt ein ſolcher Vertrag 

t nach der Vorfhrift $ 739. 140. zu beurtheifen. 

N u . 334. Durch die Aufnahme eines Unterthans 

dee in Kön ache Kriegsbienfle:, wird deſſelben Un⸗ 

Bach den terthoͤnigkeit nur unterbrochen, aber nicht auf⸗ 

Krieges gehoben. 

Bienf, §. 535, VBefißt derſelbe eine unterhänige 

Stelle: ſo bleibt er zu allen mit dieſem Beſitze ver⸗ 
bundnen Dienſten und Abgaben, gleich andern 
Unterthanen, verpflichtet. 

H. 836. Seinem Weibe kann die Herrſchaft 
nicht wehren, ihrem Manne in fein Standquar⸗ 
tier zu folgen. 


9. 537. 
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F. 537, Auch iſt der Vater feine Kinder, wel⸗ 
che das Vierzehnte Jahr noch nicht zuruͤckgelegt 
baben, mit ſich zu nehmen wohl befugt. + 

H. 538. Kinder von-höherem Alter iſt die Het 
ſchaft in das Standauartier des Vaters vera fol, 
gen au laſſen nicht ſchuldig. 


. 539. Sie muß aber ſelche Kinder eie 


der ſeloſt in ihre Dienste nehmen, oder für de 
ren Unterhalt und Fortkommen auf andre A 
ſorgen. 1 

$ 540. Wird der zu Ktiegesdienſten einge ges, 
gene Unterthan derſelben entlaſſenz fo tritt er, dn 
Regel nach, wieder in alle die Verbindlichkeiten 
gegen ſeine Herrſchaft, in welchen er vor uͤbernoim⸗ 
menen Kriegesdienſten arftanden hat. 

F. 541. Will er aber der Unterthaͤnigkeit gegen 
Entrichtung des geſctzenaͤßigen kosgeldes entlaffen 
ſeyn: fo kann ihm dieſes von der Herrſchaft nicht 
verſagt werden. 

$ 542. Erhalt er bey feiner Entlaſſung eine 
Verſorgung mit einem Cioildienſte, welcher mit 
der Unterthänigfeit nicht beſtehen kann: fo muß 
er derſelben unentgeltlich entlaſſen werden. 

9. 543. In fo fern der Mann, nach erhalte⸗ 
nem Abſchiede, in die Unterthaͤnigkeit zurüͤck⸗ 
kehrt, müͤſſen auch fein Welb, und die während 
feines Soldatenſtandes erzeugten Kinder, ihm Das 
bin folgen. 

H. 5944, Alle Kinder hingegen, welche der 
Vater, während feines Soldatenſtandes, ben 
ſich im Standquartler erzegen, und fo weit ver⸗ 
ſorgt hat, daß fie hinfort ihr Brot ſelbſt zu vers 
dienen im Stande find, bleiben von der Unterthär 
nigkeit frey. 

$. 845. Auch nach dem Tode des aus dem 
Soldatenſtande in die Unterthänigteit zurüͤckge⸗ 
kebrten Mannes, bleibt das Weib deſſelben, nebſt 
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den noch unverſorgten Kindern in der Unters 
li thaͤnigkeit. 

9. 546. Hat der verabſchiedete Soldat ihr 
rend feiner Kriegesdienſte eine frene Petſon gehei⸗ 
rather: fo muß dieſe, nach des Mannes Tode, der 
Unterchänigfeit auf ihr Verlangen unentgeltlich 
entlaſſen werden. 


F. 847. Ein Cantoniſt, welcher durch fein 
N Wohlverhalten in Kriegesdienſten, bis zur Stelle 
19 eines Oberofficiers geſtiegen, iſt för ſich und sei; 
10 ne Familie von aller perfönlichen Berpffichtung ge⸗ 
N A gen feine vormalige Grundherrſchaft Frey, und bes 
darf feiner Entlaſſung. 

F. s4g. Wer es in den Kriegesdienſen des 


Staats bis zum Feldwebel oder Wachtmeiſter ger 
bracht hat, muß unentgeldlich entlaſſen werden. 


10 Achter Titel. 
Vom Bürgerſtande. 


Er ſter Abſchnitt. 
Vom Buͤrgerſtande überhaupt, 


Ir Bu F. r. Dar Bitrgerftand begreift alle Einwohner 

ſühe. Grund des Staats unter ſich, welche, ihrer Geburt nach, 

| weder zum Adel, noch zum Bauerſtande gerechnet 

werden konnen; und auch nachher keinem dieſer 
Stände einverleibt find. 

$. 2. Ein Bürger im eigentlichen Verſtande 
wird derſenige genannt, welcher in einer Stadt 
feinen Wohnſitz aufgeſchlagen, und daſelbſt das 
Buͤrgetrecht gewonnen hal. 

H. 3. Perſonen des Bürgerſtandes in und auf 
fer den Stäpten, welche durch ihre Aemter, Wuͤr⸗ 
den, oder beſondere Privilegien, von der Gerlchts⸗ 

barkeit 


—.. 


Vom Buͤrgerſtande überhaupt 39 


barkeit ihres Wohnorts beſreyt find, werden 
Exlmitte genannt. 

L. Wenn auch den Gerichten des Woßnorts 
die Jurisdiction über Perſonen, die an ſich zu den 
Erimieren gehören, durch beſondere Privilegia 
verliehen ift: fo ändert dieſes nichts in den ſonſti⸗ 
gen Rechten ſolcher Perſonen. 

1 Einwohner der Staͤdte, welche weder 
eigentliche Buͤrger, noch Eximirte ſind, beißen 
Schutzverwandte. 

$. 6. Burger und Schußverwandte der Stadt 
werden nach den Statuten ihres Wohnorts, Exi⸗ 
mirte hingegen nach den Provinzialgeſetzen, und 
in veren Ermangelung, nach dem allgemeinen Ge⸗ 
ſetzbuche beurtheilt. 

F. 7. Perſonen bürgerlichen Standes, welche 
adliche Guͤter befigen, find dieſes Beſitzes wegen 
nicht anders für eximirt zu achten, als wenn ſie 
zugleich ihren beſtändigen Wohnſitz auf ihren Glͤ⸗ 
tern genommen haben. 

H. 8. Doch find, auch außer dieſem Falle, der⸗ 
gleichen buͤrgerliche Gutsbeſitzer, in Anfehung ſol⸗ 
cher Handlungen und Geſchafte, welche auf den 
Beſiz des adlichen Guts ſich unmittelbar bezie⸗ 
ben, dem Gerichtsſtande, unter welchem das 
Gut gelegen iſt, und den Geſetzen deſſelben uns 
terworfen. 

b. 9. Dagegen ſtehen adliche Gutsbeſitzer buͤr⸗ 
gerlichen Standes, welche buͤrgerliches Gewerbe 
treiben, unter der Gerichtsbarkeit und den Sta⸗ 
tuten der Stadt, wenn fie auch bald in der Stadt, 
bald auf ihren Guͤtern leben, und alſo einen dop⸗ 
pelten Wohnfis haben. 

$. 10. Die eigentlich nur dem Adelſtande ger 
gebuen Geſetze und Privilegien, finden weder bey 
bürgerlichen Beſitzern adlicher Güter, noch übers 
Laupt bey Eximirten Anwendung. 


K. 18 
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F. 11. Alle übrige nicht eximirte Perſonen des 
0 Buͤrgerſtandes, welche außer den Sräpten woh⸗ 
! nen, werden nach den Geſetzen ihres Wohnorts 
gerichtet; auch wenn fie ihres Gewerbes wegen in 
N eine ſtaͤdtiſche Zunft aufgenommen find. 

9. 12. In wie fern dergleichen Landbewohner 
ſich auf die Geſetze der benachbarten Städte, oder 
1 auf ein Weichbildsrecht zu berufen befugt find, iſt 
! N in den Provinzlalgeſetzen beſtimmt. 

1 


Bürger $. 13. Das Bürgerrecht beſteht in dem Inbe⸗ 
nach priffe aller Vorzüge und Befugniſſe, welche den 
Mitgliedern einer Stadtgemeine vom Staate vers 
liehen ſind. 
Erlangung F. 14, Das Bürgerrecht wird in der Regel 
Keſeiben, durch den Magiſtrat des Orts ertheilt. 
§. 15. Gutsunterthanen konnen, ohne Entlafs 
11 ſung von ihren Grundhereſchaften; Soldaten und 
Cantoniſten ohne Abſchied vom Regimente, oder 
schriftliche Einwilligung des Chefs oder Comman⸗ 
deurs, zu Bürgern nicht aufgenommen werden. 
$. 16. Auch kann ein Minderjähriger, ohne 
vorhergegangene Majorerfnitärserflärung, in die 
Buͤrgertolle nicht eingeſchrieben werden. 

4 Wo die Statuten eines Orts nicht noch 
beſondre Erforderniſſe zur Erlangung des Bürgers 
rechts vorſchreiben, da darf die Ertheilung deſſel⸗ 
} ben keinem, welcher hinlangliche Fahigkeit zum 
i Betriebe eines ftädtifchen Gewerbes befißt, und 
von unbeſcholtnem Wandel iſt, verſagt werden. 

$. 18. Jider, der ein buͤrgerliches Gewerbe in 
einer Stadt treiben will, iſt ſchuldig, ſich um Er⸗ 
theilung des Buͤrgerrechts zu melden. 

$. 19. So weit die Ertheilung des Bürgers 
rechts die Befugniß, bürgerliche Gewerbe in einer 
1 Stadt zu treiben, in ſich ſchließt, kann ein Frem⸗ 
5 der, welcher ſich daſelbſt nicht häuslich niederlaſſen 
} will, darauf feinen Anſpruch machen. 


$ 28. 
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K. 20. Findet der Magiſtrat für gut, einem 
ſoſchen Fremden das Bürgerrecht zu ertheilen: fo 
muß für die Beſtellung eines tauglichen Repraͤſen⸗ 
tanten am Orte ſelbſt, an welchen man wegen al⸗ 
ler bürgerlichen kaſten und Pflichten ſich halten 
könne, geſorgt werden. 


$. 21. Wer Bürger werden will, muß in der 
Regel auch den Buͤrgereid ableiſten. 
. 22. Kinder, welche zu der Zeit, als ihre 
Aeltern das Bürgerrecht gewonnen haben, noch in 
baͤterlicher Gewalt geweſen find, gehen, außer 
den im vorigen Titel §. 522. (gg. vorkommenden 
Fellen, wo die Kinder eines entlaſſenen Unter⸗ 
ibans der Hertſchaft ferner unterthänig bleiben, 
mit dem Vater zugleich in den Buͤrgerſtand über. 

$ 23. Sie erlangen, gleich den nachher gebor⸗ 
nen, alle Rechte, welche nach den Statuten, Ver⸗ 
faſſungen, oder befondern Privilegis und Wil⸗ 
lenserklaͤrungen, den wirklichen Büͤrgerkindern 
beygelegt ſind. 

$ 24. Aber auch Bürgerkinder muͤſſen, wenn 
fie wirkliche Bürger werden wollen, das Bürger 
recht beſonders gewinnen. 


. 28. Die Bürger in den Städten find in Po: Atsemeine 
lizey und Gewerbesangelegendeiten dem Magi, Kits und 
ſtrate unterworfen. der B. 


9. 26, Der Magiſtrat iſt feinen Buͤrgern Schutz, 
und erforderlichenfalls Beyſtand zu leiſten ver⸗ 
unden. 

9. 27. Rechte und Nutzungen, welche nur der 
Buͤrgerſchaft verliehen worden, kommen den übri⸗ 
gen Einwohnern des Orts nicht zu ſtatten. 

$. 28. Nach welchem Verhälthiffe die Bürger 
und Beſitzer bürgerlicher Grundstücke an dem ger 
meinſchaftlichen Nutzungen Theil nehmen, und 
die gemeinſchaftlichen laſten. zu, übertragen 170 

en, 


wen 


Er 
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ben, hängt von den beſondern Verfaſſungen eines 
jeden Orts ab. 

g. 29. Jeder Bürger iſt ſchuldig, öffentliche 

Stadtaͤmter, denen er vorzuflchen fühig iſt, zu 
übernehmen. 
. 30. Iſt für die Verwaltung folcher Aemter 
keine beſondere Belohnung ausgeſetzt: ſo muß 
zwar der dazu berufene Bürger dieſelben auch uns 
entgeltlich übernehmen; 

F. 31. Es müſſen ihm aber die dabey vorfallen⸗ 
den Koſten von der Gemeine vergütet werden. 

F. 32., Auch kaun er in der Regel, wo die Sta⸗ 
tuten nicht eine längere, oder eine immerwaͤhrende 
Dauer ausdrücklich beſtimmen, ein ſolches unent⸗ 
geltlich zu führendes Amt uͤber Ein Jahr zu behal⸗ 
ten nicht genoͤthiget werden. 

$. 33. Auch zu andern perſönlichen Dienſten 
ſind 1955 Buͤrger, in jedem Nothfalle, der gemei⸗ 
nen Stadt verpflichtet. 

Wenn nicht wegen außerordentlicher 
Gefahr, oder andrer beſondrer Umſtaͤnde, die pers 
ſönliche Gegenwart der Burger ausdruͤcklich gefor⸗ 
dert wird: fo konnen fie dieſe perſonlichen Dienſte 
auch durch andre taugliche Perſonen an ihrer Stelle 
verrichten laſſen. 

F. 35, Kunſt⸗ und Handwerksdienſte find die 
Bürger unentgeltlich zu leiſten nicht ſchuldig. 

. 36. Meue bisher ungewoͤhnliche Dienſte 
kann der Magiſtrat, ohne Zuziehung und Einwil⸗ 
ligung der VBürgergemeine, außer einem dringen⸗ 
den Mothfalle nicht fordern, noch die Art der Vers 
cheilung aͤndern. 

H. 37. Ein Gleiches gilt von neuen bisher nicht 
gewöhnlichen Geld oder andern Beytrͤͤgen. 

H. 38. Dagegen kann aber auch die Bürgers 
ſchaſt keine Beytraͤge, ohne die Einwilligung der 
Obeigkeit, unter ſich beitunmen und 8 
„39 
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F. 39. Die Befreyung von allgemeinen vers 
Pnlichen kasten der Bürger können einzelne Mit: 
glieder, ohne die Einwilligung der uͤbrigen, zu 
deren Machtheil nicht erlangen. 

H. 40. Beſondre Geſellſchaften der Stadtge⸗ 
meine bingegen koͤnnen, auch durch Verjährung, 
von den kaſten der gemeinen Bürger befreyt 
werden. 

. 4. Wo mit dem Beſiße gewiſſer Grund⸗ 
ſtͤcke, oder mit gewiſſen Geſchäften oder Würden, 
eine persönliche Befreyung von gemeinen buͤrget⸗ 
lichen Saften, nach einer feit rechtsverjͤͤhrter Zeit 
wohl hergebrachten Verfaſſung, bisher verbun⸗ 
dan geweſen, da hat es auch fernerkin dabey fein 
Bewenden. 

H. 42. Wer feinen Wohnſiß an einen andern 
Ort verlegt, verliert dadutch das Buͤrgerrecht in 
der verlaſſenen Stadt. 

F. 43. Will er ſich ſelbiges erhalten:; fo muß 
er die Exlaubniß dazu laͤngſtens binnen Jahr und 
Tag, nach feinem Abzuge, bey dem Magistrate 
nachſuchen. 

d. 44, Gründe des gemeinen Beſten, und der 
Befdrberung des Waohſſtandes der Stadt und Bär 
derſchaft, muͤſſen über die Ertheilung oder Ber: 
ſagung dieſer Erlaubniß den Ausſchlag geben. 

d. 45. Ein ſolcher abweſender Bürger iſt zwar, 
ſe lange feine Abweſenheit dauert, von den per: 
ſbnlichen bürgerlichen Pflichten frey; er kann aber 
auch von den der Perſon anklebenden Rechten eines 
Bürgers keinen Gebrauch machen. 

F. 45. Will der abweſende Bürger, auf den 
Grund der erhaltenen beſondern Erlaubniß, ſein 
Gewerbe an ſeinem vorigen Wohnorte durch an⸗ 
bite fortiehen:. ſo findet die Vorſchrift des F. 208 
auf ihn Anwendung. 2 
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. 47. Wer, ohne einen andern Wohnfis zu 
nehmen, ſich aus der Stadt entfernt, verliert ſein 
Buͤrgertecht nur durch die gewohnliche Vers 
jäbrung. 

$. 48. Ein Bürger, welcher in die Claſſe der 
Erimirten übergeht, verliert bloß dadurch ſein 
Bürgerrecht noch nicht. 

H. 49. Giebt er aber die bisher gettiebene buͤr⸗ 
gerliche Nahrung auf, und entzieht fich der fer 
nern teilung bürgerlicher daſten und Pflichten: fo 
kann er auch auf das Bürgerrecht nicht ferner Ans 
ſpruch machen. 

. 50. Wenn der Vater durch die Meränder 
rung ſeines Wohnorts, oden durch den Ueber⸗ 
gang in die Claſſe der Eximirten, fein. Bürger⸗ 
recht verliert: fo verlieren auch die noch in feiner 
Gewalt ſtehenden Kinder die Vorrechte der Bür⸗ 
gerkinder. 

K. 51. Hat der Vater fein Bürgerrecht nur 
durch eine ausdruͤckliche Conceſſion erhalten (F. 43. 
149.) : ſo bleiben allen feinen Kindern die Vor⸗ 
rechte der Buͤrgerkinder fo lange, bis fie ſeloſt eis 
nen eignen Wohnſitz außerhalb dem Orte, wo der 
Vater Bürger war, aufſchlagen. 

$. 52. Hat der Vater fein Bürgerrecht durch 
die bloße Entfernung verloren ($, 47.) jo bleiben 
den zur Zeit der Entfernung ſchon vorhandenen 
Kindern die Vorrechte der Buͤrgerkinder jo lange, 
als ſich mit ihnen nicht eine Veränderung zuträgt, 
durch welche fie, wenn fie ſelbſt ſchon wirklich, 
Bürger wären, des Bürgerrechte verluſtig ger 
hen würden. 

H. 53. Kinder hingegen, welche erft nach der 
Entfernung erzeugt worden, verlieren die Vor⸗ 
rechte der Bürgerkinder, ſobald der Vater ſelbſt 
des Buͤrgerrechts verluſtig wird. 


9. 54, 
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F. 84. Wer fuͤr ehrlos erklart, des landes vers 
wieſen, oder nach ergriffener Flucht des Todes 
ſchuldig erkannt worden, verliert ſein Bürgerrecht. 

K. 58. Andre Verbrechen wirken den Verluſt 

des Bürgerrechts nur alsdann, wenn darauf nach 
Vorſchrift der Criminalgeſetze ausdrücklich erkannt 
worden. 
. 56. Wenn der Vater durch feine Verbrechen 
das Buͤrgerrecht verliert: ſo werden, außer dem 
Falle des Hochverraths, die vorher erzeugten Kin⸗ 
der der Vorrechte der Buͤrgerkinder dadurch nicht 
verluſtig. 

. 57. Auch Wittwen, und geſchiedene, aber 
nicht ausdrücklich für den ſchuldigen Theil erklärte 
Ehefrauen, nehmen an den buͤrgerlichen Rechten 
ihrer geweſenen Manner, in fo fern dieſe nicht an 
deren Perſon gebunden waren, ſo lange Theil, als 
fie ſelbſt ihren Stand nicht verändern. 

H. 58. In wie fern fie aber das bürgerliche Ge⸗ 

werbe ihrer Männer fortſezen können, iſt unten be⸗ 
ſtimmt. 


$ 39. Adliche und Eximirte, die in Stͤͤdten Bon ert, 


wohnen, müſſen ſich, gleich wirklichen Bürgern, 
nach der allgemeinen ſtaͤdtiſchen Poli zeyeinrichtung 
achten: und find in vorkommenden Fallen den Pos 
lizeyſtrafen unterworfen. 

F. 60. Kaufmannſchaft, oder andre bürgerliche 
Gewerbe, können ſie, ohne das Bürgerrecht erlangt 
zu haben, nicht treiben. 

„ F. 61. Wenn fie, nach erlangtem Bürgerrechte, 
ein folches Gewerbe wirklich treiben: ſo muͤſſen ſie 
in allen daſſelbe betreffenden Angelegenheiten, die 
ſtädtiſche Gerichtsbarkeit und Polizeyverordnungen 
anerkennen. 

J. 62. Hingegen behalten ſie in allen ihren uͤbri⸗ 
den perſonlichen Angelegenheiten die Rechte und 
den Gerichtsſtand der Eximirten. 

gem, Geferd. un. Band. Ch K. 63. 
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F. 63. Sie muͤſſen aber die gemeinen bärgerlis 
chen Laſten und Dienſte bey der Stadt, gleich an⸗ 
dern ärgern, leiſten. 

H. 64. Doch können fie zur leiſtung verſonlie 
cher Dienſte in eigner Perſon niemals gezwungen 
werden. 

F. 65. Wollen eximirte Perſonen buͤrgerliche 
Srundftüde beſtzen: fo mäffen fie damit zugleich 
alle darauf haftenden bürgerlichen ar uͤber⸗ 
nehmen. 

$. 66. Auch perſönliche Leiſtungen, die me dem 
Beſiße bürgerlicher Grundſtuͤcke verbunden ſind, 
muͤſſen fie entweder ſelbſt, oder durch taugliche Sub⸗ 
ſtituten verrichten. 

. 67. Ste koͤnnen aber zu deren ſelbſt eignen 
seiftung niemals gezwungen werden. 

$ 68. In allen auch perfönlichen Angelegenhei⸗ 
ten, die ſich auf ihre Eigenſchoft als Grundbeſitzer 
beziehen, müffen ſie die ſtaͤdtiſche Gerichtsbarkeit 
und Geſetze anerkennen. 

$. 69. Zu dieſen Obliegenheiten muͤſſen fie ſich, 
auf Verlangen des Magiſtrats, durch einen ſchrift⸗ 
lichen Revers veroflichten. 

H. 70. Die Kinder der Erimirten genießen, fo 
lange ſie unter väterlicher Gewalt fiehen, die Exem⸗ 
tion der Aeltern. 

. 71. Wenn Erimirte durch Urtel und Recht 
ihrer Armter und Würden entſetzt worden: ſo fallen 

ſie in die Claſſe, in welche fie nach ihrer Geburt ges 
hörten, zurück. 
Schutze, H. 72. Schutzverwandte find, auch für ihre Pers 
wandte. ſonen, der Quriediction der ſtäͤdtiſchen Obrigkeiten 
der Megel nach unterworfen. 

$. 73. So lange fie das Bürgerrecht nicht ges 
wonnen haben, dürfen fie weder bürgerliche Ge⸗ 
werbe treiben, noch andre Rechte wirklicher Bürs 
ger ausüben. ö 


9.74. 
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$ 74. Ju wie fern ſie zu den bürgerlichen Saften 
mit beyzutragen, und Abgaben an die gemeine 
Stadt zu entrichten ſchuldig find, hängt von der 
beſondern Verfaſſung eines jeden Orts ab. 

$ 75. Im Man erer Beſtimmungen find 
fie zu berſonlichen Dienflen nur in dringenden 
Mechfällen, wo die Mitwirkung der eigentlichen 
Bürger allein zur Adwendung einer der Stadt dro⸗ 
henden Gefahr nicht binceichen warde, ver⸗ 
pflichtet. 

F. 76. Dogegen müͤſſen fie zu Öffentlichen Ans 
ſtalten, wenn ſie den Vortheil davon mit geuteßen, 
einen billigen Beytrag lelſten. 

$. 77. Doch kann ihnen, auch in dieſem Falle, 
ein Mebreres, als den Bärgern der geringflen 
Claſſe, nicht abgefordert werden. 


L. 78. Die Zahl der Bürgerhäufer ſoll erhaltenz drr 
und mehrere detſelben ſollen, ohne beſondere Erlaub⸗ Guse. 


niß des Magiſtrats, nicht in Eins zuſammengezo⸗ 
gen werden. 

$. 79. Diefe Erlaubniß darf der Mogiſtrat nur 
aus erheblichen Gründen des gemeinen Wohls der 
Stadt, und nur in fo weit erthellen, als dadurch 
den Einwohnern der nörhige Platz zu Wohnungen, 
55 zum Betriebe der Gewerbe, nicht entzogen 

ird. 


F. 80. Wer in einer Stadt Burglehne, oder ans 
dere von den gemeinen bürgerlichen kaſten befreyete 
Häufer beſigt, darf kein damit gränzendes Burger: 
baus an ſich bringen. 

$. 81. Wenn dergleichen gemeine Buͤrger- und 
befrenete Hauſer durch Erbgangsreht in Einer 
Perſon zufammen kommen: fo muß der Magie 

rat die möchigen Maaßregeln zur Verhütung 

aller Vermischungen der Gränzen und Gerecht 
1 5 auf Koſten des Beſitzers, beſonders ſeſt⸗ 
hen, 
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F. 82. Die zu Büͤrgerhaͤuſern gehörenden Aecket 
und Wleſen find in der Regel von den Häufern, zu 
welchen fie bisher geſchlagen geweſen, nicht untrenne 
bar; ſondern können von einem Hausbeſttzer auf 
den andern uͤbertragen, oder auch von andern Ein‘ 
wohnern der Stadt, als für ſich beſtehende Grund: 
ſtuͤcke beſeſſen werden. 

$. 83. Fremde, die nicht in der Stadt wohnen, 
konnen dergleichen Grundſtuͤcke in der Regel nicht 
erwerben, noch beſizen. 

F. 94. Inſonderheit konnen Beſitzer von land⸗ 
guͤtern, die mit ſolchen Aeckern oder Wieſen graͤn⸗ 
zen, oder damit vermiſcht liegen, dieſelben nicht an 
ſich bringen. 

H. 88. Geſchieht eine ſolche Vereinigung durch 
Erbgangsrecht: fo findet die Vorſchrift (5. 81.) An⸗ 
wendung. 


Zweyter Abſchnitt. 
Von Städten und Stadtgemeinen. 


F. 86. Städte find hauptfächlich zum Aufenthalt 
ſoſcher Einwohner des Staats beſtimmt, welche fir 
mit der Verarbeitung oder Verfeinerung der Mar 
turerzeugniſſe, und mit dem Handel beſchaͤftigen. 

H. 87. Das Stadtrecht kann von niemanden als 
dem Oberhaupte des Staats ertheilt werden. 

$. 88. Das Stadtrecht erſtreckt ſich in der Regel 
nicht auf die Vorſtaͤdte. 

H. 89. Doch werden die Einwohner dieſer Ich“ 
tern, ſo welt fie der Gerichtsbarkeit des Maglſtrats 
unmittelbar unterworfen find, in ihren Rechts⸗ 
angelegenheiten, nach den Statuten der Stadt 
beurtheilt. 


9. 900 
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5.90. Das Recht der Bannmeile iſt keine Folge Baunmei 


des Stadtrechts, und muß beſonders nachgewieſen le. 
werden. ? 

. 91. Wenn einer Stadt das Meilenrecht wirk⸗ 
lich zukommt; ſo duͤrfen innerhalb der Meile auch 
ſolche ſtaͤdtiſche Gewerbe, die ſonſt auf dem Sande 
zugelaſſen ſind, nicht getrieben werden. 

H. 92. Wer innerhalb der Meile ein ſolches Ge: 
werbe treiben will, muß ſeine durch beſondre rechts⸗ 
gültige Privilegia oder durch Verfaͤhrung erlangte 
Befügniß dazu gehörig nach wweiſen. 

§, 93, Doch erſſreckt ſich das Meilenrecht in der 
Regel nicht auf ſolche Handwerker, welche bey dem 
Belriebe der gandwirtpſchaft unentbehrlich find. 

9.94 Nähere Beſtimmungen, was. für Hand 
werker auf dem Lande überhaupt, und innerhalb 
ner. ſtaͤdtiſchen Bannmelle infonderbeit, angeſetzt 
werden konnen, oder nicht, bleiben den Provinzial: 
geſetzen vorbehalten. 

F. 95. Die mit dem Meilenrechte verſehenen 
Städte ſind ausſchließend befugt, alle innethalb⸗ 
der Meile gelegene Doͤrfer mit dem in der Stadt 
verfertigten Biere und Brandtwein zu verlegen. 
(b. I. Dit. XXII. b. 53. 0.) 

b. 96. Die Bannmeile iſt nach dem in jeder 
Provinz gewöhnlichen Meilenmaafe zu beſtimmen. 

9.97. Wo in einer Provinz kein beſondres Mei⸗ 
lenmaaß eingeführt iſt, da iſt unter der Bann⸗ 
meile, eine geographiſche, von Neunzehnhundert 
Neun und Sechzig. Rheinländiſchen Ruthen, zu 
verſtehen. 

F. 98. Wenn ein Streit- entſteht; ob ein Dorf 
inn oder, außerhalb der Meile liege? fo muß dieſes 
durch Vermeſſung ausgemittelt werden. 

. 99. Die Vermeffung wird vom Stadtthore 
angefangen, und bis zum Dorfgehege fortgeſetzt. 


Ce 3 
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F. 100. Kann erwieſen werden, daß ſeit der 
Verleitung des Banurechts, der Bezirk der Stadt 
oder des Dorfes erweitert, oder ſonſt verändert 
werden: ſo ſind die Punkte der Vermeſſung nach 
der in frötern Zeiten nach der Verleihung beſlan⸗ 
denen kage zu beſtimmen. 


$. 101. Die Meſſung muß durch die gewöͤhn⸗ 


liche zandſtzaße; nicht aber durch Fußſteige oder 
Held und N 


und Nebenwege geſchehen. 
. ST die landſtraße in neuern Zeiten vers 


andert, oder durch geradere Zlehung abgekürzt wor⸗ 
den: ſo muß die vormalige Richtung derſelben fo 
weit als moglich ausgen 
M ſſung ang ſteut werden. 

F. 103. Miſſen, Fiber: Wochen: Woll⸗ und 
Vießwöͤrkte, ſollen der Regel nach nur in Städten 
gehalten werden. 

. 104. Wechenmaͤrkte kann die Staͤdtiſche 
Obriskeſt unter Genehmigung der Landespollzey⸗ 
Behörde anordnen. 

$. 105. Das Meß oder Jahrmarktsrecht zu ers 
theilen, gebührt allein dem landesherrn. 

F. 106. Zur Zeit der Meſſen und Jahr moͤrkte 
ſteht auch Fcemden der öffentliche Verkauf ihrer 
Waaren frey. 

$. 107. Die Einſchränkung dieſer Freußeit in 
Kauf und Verkauf wird nicht vermucher, ſondern 
muß durch befondere landesherrliche Verordnungen 
nachgewieſen werden. 

$. 108. Stadtgemeinen haben die Rechte privi⸗ 
legirter Corporationen. (Tit. VI. H. 23. 109.) 

F. 109. Alle, die in der Bürgertolle eingetra⸗ 
gen ſtehn, find als Mitglieder einer ſolchen Ge: 
meine zu betrachten. 

$: 110. Gemeinfehaftliche Ang 
ten durch Berathichlagungen 


telt, und darnach die 


genheiten wer⸗ 
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der Stadtgemeinen, den Vorſchriften des Sechſten 
Titels gemäß, regulirt und enefchieden. 

$ 111. Der Negel nach werden dergleichen Anz 
gelegenheiten nicht in allgemeinen Verſammlungen 
der ganzen Bürgerſchaft, ſondern nur mit den Re⸗ 
praͤſentanten derſelben verhandelt. 

F. 112. Dieſe maͤſſen aber mit den Vorſtehern 
der Zuͤnfte, und ubrigen einzelnen in der Stadtge⸗ 
meine befindlichen Corporationen, ſo wie dieſe hin⸗ 
wiederum, ein jeder mit den Mitgliedern feiner 
Zunft oder Corporation, daruͤber Ruͤckſprache 
nehmen. 

§. 113. Wegen der Verſammlungen und 
Schluͤſſe dieſer Claſſen und Corporationen, in wel⸗ 
che die Stadtgemeine vertheilt iſt, gelten ebenfalls, 
im Mangel beſondrer Beſtimmungen, die Vor⸗ 
ſchriften des Sechſten Titels. 

. 114. Auch die Repröſentanten einer Stadt⸗ 
gemeine find, nach den daſelbſt ertheilten Vor⸗ 
ſchriften von Repraͤſentanten überhaupt zu ber 
urtheilen. y 


H. 15. Stadtgemeinen haben das Recht, Sta: Statuten. 


tuten, welche die innere Eincichtung und Polizey 
der Gemeine, oder gewiſſer Ciaffen derſelden bes 
treffen, durch ordnungsmäßig abgefaßte Schlüffe 
zu errichten. 

9. 116. Doch muͤſſen dergleichen Schluͤſſe, ehe 
fie als Statuten die Gemeine und deren einzelne 
Mucglieder verpflichten koͤnnen, allemal orſt der vor⸗ 
geſetzten kandes⸗Polizey⸗ Inſtanz zur Prüfung vor⸗ 
gelegt werden. 

F. 17, Bey Errichtung neuer Statuten, wo⸗ 
durch die aͤußern Rechte der Gemeine, oder die 
Privatrechte ihrer einzelnen Mitglieder beſtimmt 
werden ſollen, iſt alles das zu beobachten, was we⸗ 
gen Abfaſſung neuer Geſetze vorgeſchrieben worden. 
(Einleit. $. 10: 13.) 


Ce 4 $ 118. 
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K. 178. Auch finden eben dieſe allgemeinen Vor 
ſchriften Anwendung, wenn von der Abänderung 
oder Aufbebung folder Statuten die Rede iſt. 
(Ebend. H. 63. 66. 

Magiſtiüte $ 119. Der Magistrat iſt der Vorſteher der 
1 Stadtgemeine. N 

$. 120. Ob derſelbe gewählt, oder vom lan⸗ 
desherrn beſtellt werde, iſt nach den Privilegien 
und Statuten jedes Orts, und, bey deren er 
mangelung, nach den Provinzialgeſetzen zu beur⸗ 
theilen. 

$. rat. Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, 
daß der Gemeine das Wahlrecht zuſtehe. 

$ 122. Wo die Gemeine das Wahlrecht hat, 
da wied ſelbiges der Regel nach durch den Magiſtrat 
ausgeübt. 

F. 123: Die Mogifträte muͤſſen alsdann zu den 
erledigten Stellen taugliche Subjekte wählen, und 
dieſelben dem vorgeſetzten Sandescollegio zur Prͤͤ⸗ 
fung darſtellen. 

K.. Wer mit einer Magiſtratsperſon im 
Vierten Grade oder näher verwandt, oder durch 
Schwaͤgerſchaft (Th. I. Dit. I. H. 43.) in eben dies 
ſem Grade mit ihr verbunden iſt, darf zur Be⸗ 
ſetzung einer erledigten Stelle nicht vorgeſchlagen 
werden. 

F. 128. Das Recht, Unterbedienten zu wählen, 
kommt in der Regel dem Magiſtrate zu. 

$ 126. Von der Wahl der Stadtſekretarien 
gilt alles, was wegen der eigentlichen Mitglieder 
des Magiſtrats verordnet iſt. 

$. 137. Was wegen andrer Unterbedienten ſtatt 
finde, iſt lediglich nach der hergebrachten Verfaſſung 
eines jeden Orts zu beſtimmen. 

ii Rechte und $. 128. Dem Magiftrate gebühret, als Vorſte⸗ 
u din Mag, bern der Bäͤrgerſchaft, bermöge feines Amts, die 
4 rate, Ausübung der Stadtpoligen, 
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F. 129, In fo weit ſind alle, auch die erimieren 
Einwohner der Stadt, feiner Direction und Auf 
ſicht unterworfen, 

F. 130. Vermoͤge der Stadtpolizey iſt der Ma⸗ 
giſtrat berechtigt, die den Einwohnern der Stadt 
obliegenden unſtreitigen Abgaben, und andre 
Beytraͤge zu den gemeinſchaſtlichen kaſten der 
Stadt einzufordern; auch. über die Beobachtung 
der Polizeyverordnungen zu halten, und die nach. 
ſelbigen unſtreitig, verwirkten. Geldstrafen einzu⸗ 
ziehen. 

sr 131: Sobold aber wegen der Verbindlich 
keit zu den abgeforderten Beytraͤgen, oder. über- 
die Verwirkung einer Polizeyſirafe Streit entſteht, 
muß derſelbe der Erörterung und Entſcheidung des 
gehörigen Richters überlaſſen werden. 

K. 132. Die Gränzen zwiſchen der ſtödliſchen, 
Polizey⸗ und Civilgerichtsbarkeit,, find an jedem 
Orte durch beſondre Verordnungen, ſo wie die 
Graͤnzen der Polizey- und Criminalgerichtsbarkeit, 
unten im Siebzehnten Titel beſtimmt. 

H. 133. Alle der Stadtgemeine untergeordnete. 
Collegia, Corporationen, und öffentliche Anſtal⸗ 
ten; find der Aufſicht des Maglſtrats unters 
worfen. 

L. 134. Der Magiſtrat iſt ſchuldig und befugt, 
die Rechte der Stadtgemeine in und außer Gerich⸗ 
sen wahrzunehmen und zu vertheidigen. 

F. 135. Ihm liegt ob, die zur Stadt gehören⸗ 
den, deten Rechte und Verfaſſungen betreffenden 
Urkunden aufzubewahren. 

$. 136. Dos Archiv eines Stadtmagiſtrats hat, 
wenn gleich, dem Magiſtrate die Gerichtsbarkeit 
nicht zukommt, dennoch mit einem gerichtlichen Ar⸗ 
chibe gleiche Rechte. 5 

. 137. Doch muß ein Magiftrat, der feinem 
Atchive dieſes Recht erhalten will, daſſelbe durch 

Er 5 beſon⸗ 
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beſonders dazu verpflichtete Perſonen verwahren 
laſſen. 

$. 138. Das Caͤmmereyvermögen der Stadt 
ſteht unter der Verwaltung des Wdagiſtrats. 

$. 139. Zum Cömmereyverwoͤgen gehört alles, 
was zur Def a der gemeinſchaftlichen laſten 
und Ausgaben der Stadtgemeine beſlimimt iſt. 

F. 140. Auch folhe Güter, von deren Ettrage 
die Unterhaltung der Magiſtratsperſonen ganz oder 
aum Theil beſtritten werden ſell, gehoren zum 
Cömmereyvermdven. 

§. 141. Iſt ein beſonderer Coͤmmerer beſtellt: 
fo muß der Mö giſtrat über deſſen Amtofuͤhrung ge⸗ 
naue und ſorgfaͤltige Aufſicht haben. 

. 142. Unrichtigkeiten des Chmmerers muß der 
Magiſtrats in fo welt vertreten, als er bey deſſen 
Beſtellung nicht die gehörige Vorſicht gebraucht, 
oder die Aufficht über ihn vernachlaͤßigt hat. 

$. 143. Wenn Streit entſteht: in wie fern 
der Magiſtrat ſich dabey eine Vertretung zugezogen 
habe: ſo muß dieſer Streit, im Mangel beſondrer 
Vorſchriften, nach eben den Grundſätzen entſchie⸗ 
den werden, welche wegen Vertretung der Unrich⸗ 
ligkeiten eines Vormunds durch das vormundſchaft⸗ 
liche Gericht vorgeſchrieben find; 

$. 144. Der Caͤmmerer hat alle Rechte und 
Pflichten eines Verwalters fremder Gaͤter. (To. J. 
Dit. XIV. Abſchn. U) 

H. 148. Der Stadtgemeine gebührt in feinem 
Vermögen ein in der Concursordnung näher bei 
fimmtes, Vorzugsrecht. 

H. 146. An Orten, wo die Ausfälle. bey der 
Cimmeren , durch Beytraͤge der Buͤrgerſchaft aus 
ihren eiznen Mitteln, getragen und erganzt wer⸗ 
den mͤſſen, muß die Börgerſchaft, durch ihre 
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Repräsentanten, bey der Rechnungslegung des 
Caͤmmerers zugezogen werden. 

$. 147. Dieſe Repraͤſentanten find befugt, über 
alles, was die Verwaltung der Stadrgärer, inglei⸗ 
chen die Einziehung und Verwendung der Einkuͤnfte 
betrifft, von dem Magiſtrate Nachweis und Erlaͤu⸗ 
terung zu fordern. 


F. 148. Befundene Unrichtigkeiten, oder vorge: 
fallene Bedenklichkeiten, denen nicht fo fort abge⸗ 
helfen wied, mäſſen fie der höͤgern Jaſtanz zur Un⸗ 
terſuchung und Berichtigung anzeigen. 

5. 149. Das Vermögen der Eimmereyen ſteht 
unter der Oberaufſicht des Staats. 

$. 150. Dir Staat ift berechtigt, darauf zu ſe⸗ 
ben, daß dieſes Vermögen ordentlich verwaltet, 
und die Einfünfte davon zweckmaͤßig verwendet 
werden. 

§. 151. Außer den Fällen, wo nach den Ge 
ſetzen von Corporationen und Gemeinen uͤbethaupt, 
die Genehmigung der vom Staate vorgeſetzten Ber 
boͤrde, zu den Verhandlungen einer Stadtgemeine 
in Anſehung ihres Vermögens erfordert wird, iſt 
dieſe Genehmigung in allen Fällen nothwendig, wo 
das Cämmeren vermögen mit einer Capitals ſchuld 
belaſtet werden ſoll. 

H. 152. Wie weit es, auch bey Verpachtungen 
der Caͤmmereyguͤter und Gerechtigkeiten, bey auß 
ordentlichen Holzverkaͤufen, und bey Verfügungen 
über Activcapitalten der Eümmerey, einer Einm 


t, in. Erbe 
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barkeiten belegt, oder neue Schulden auf die 
Cämmerey gemacht werden ſollen, die aus den. 
Eämmerepeinkänften, ohne Abbruch der ubri⸗ 
gen noͤthigen. Ausgaben, nicht getilgt werden. 
können. 

H. 184. Die Einwilligung der Repraͤſentanten 
allein iſt in dergleichen Fallen nicht hinreichend; 
ſondern dieſe muͤſſen darüber mit den verſchiedenen 
Claſſen der Bürgerfchaft, nach Vorſchrift $. 112. 
Nüdiprache nehmen, und ſich von denſelbden mit: 
ſchriftlichen Ecklaͤrungen verſehen laſſen. 

9.155, Wegen guͤltiger Cammereyſchulden kön⸗ 
nen zwar auch unbewegliche Caͤmmereygüter ange; 
griffen, und im Wege der Execution veräußert wer⸗ 
den, ohne daß es zu dieſer Veräußerung eines be⸗ 
ſondern Conſenſes von der Gemeine oder dem, 
Staate bedarf. 

$. 156. Doch koͤnnen Gebäude, welche zum 
Betriebe der Öffentlichen Angelegenheiten, und zu 
andern gemeinen Mothdurften, nicht bloß für die 
Stadtgemeine, ſondern zugleich für alle am Orte 
Geſchaͤfte treibende Einwohner und Fremde bei 
ſtimmt find, wegen Cämmereyſchulden nicht ange: 
griffen werden. 

$. 157. Uebrigens genießen Stadtgemeinen, in 
Anſehung ihres Cämmereyvermöͤgens, die Rechte 
der Minderjährigen. 

$.158. Auch gebührt den Caͤmmereyen, in dem 
Vermögen ihrer Schuldner, das in der Concurs⸗ 
ordnung näher beſtimmte Vorzugsrecht. 


Bänepers. H. 159, Auf die Verwaltung desjenigen gemein“ 


ſchaftlichen Vermögens, deſſen Nutzungen den ein⸗ 
zelnen Mitgliedern der Buͤrgergemeine zukommen, 
bat der Magiſtrat, vermöge feinen Amtes, keinen 
Anſpruch. 


. 160. 
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$. 160. Vielmehr wird, fo weit darüber in det 
Verfaſſung nichts beſtimmt iſt, die Verwaltung 
dieſes Bürgerbermögens durch Schlüffe der Buͤrger⸗ 
ſchaſt angeordnet, und uberhaupt dergleichen Ber: 
mögen nach den Regeln des gemeinſamen Eigen⸗ 
thums beurtheilt. 

$. 161. Doch ſteht das Bürgerdermögen unter 
der Aufſicht des Magiſtrats. 

F. 162. In Fallen, wo zu Verfügungen über 
das Caͤmmereyvermögen die Genehmigung des 
Staats erfordert wird, gilt die Vermuthung, daß 
zu ſolchen Verfügungen über das Buͤrgervermdgen 
die Einwilligung des Magiſtrats nachgeſucht wer⸗ 
den maſſe. ($. 151. 152.) 

H. 163. Die Einwilligung des Staats in Ver⸗ 
fügungen über das Buͤrgervermoͤgen iſt der Re⸗ 
gel nach nur in denjenigen Fällen nothwendig, 

wo dieſelbe in Anſehung des gemeinſchaftlichen 
Vermoͤgens der Corporation uͤberhaupt erfordert 
wird. 

. 164. Das Bürgetvermdgen haftet für gül⸗ 
tige Cämmereyſchulden nur fo welt, als das Cam⸗ 
mereyvermögen zu deren Tügung nicht hinrei⸗ 
chend iſt. 

9. 165, Auch außer dem Falle eines nothwwen⸗ 
digen Verkaufs, iſt zur Veraͤußerung unbewegll⸗ 
cher Guter und Gerechtigkeiten einer Caͤmmerey 
oder Bürgergemeine, die öffentliche Verſteigerung 
nothwendig. 

9. 166. Zwiſchen mittel- und unmittelbaren 
Städten waltet der Regel nach nur derjenige Unter⸗ 
ſchied ob, welcher aus der Abhängigkeit der erſtern 
noch von einer andern Hetrſchaft außer dem kandes⸗ 
berrn entſteht. 

$. 167. Wenn die Hetrſchaft mit der Gerichts⸗ 
barkeſt überhaupt beleben iſt: ſo wird van 

ther, 
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thet, daß ige, dieſelbe auch uͤber ihre Medialſtadt 
zukomme. 

$. 168. Der Regel nach hat die Herrſchaft das 
Recht, die ſtaͤdtiſchen Beamten zu wählen und zu 
veſtellen. 

§. 169. Auch wenn dem Magiſtrate oder det 
Buͤrgerſchaſt mittelbarer Stͤͤdte das Wahlrecht bey⸗ 
gelegt iſt, geburt der Herrſchaft die Betätigung 
und Verpfi Kir 

$. 170. Wenn der Staat in einer Mediatſtadt 
beſondete⸗ Polizegbeamten anzufetzen mög findet: 
fo gebähret die Beſtellung derſelben der Sands: Por 
lizepdehoͤrde. 

$. 171. Ohne Vorwiſſen und Genehmlzung der 
Herrſc haft kann niemanden das Bürgerrecht in einer 
Mediarſtadt verllehen worden. 

172. Was für Rechte dem Mediatherrn bey 
der Verwaltung, Veräuß rung und Verſchuldung 
der Cämmerey und Buͤtgergüter zukommen, bleibt 
den nähern Beſtimmungen der Provinzialgeſetze 
vorbehalten. 

$ 173. Aber auch in Anſehung dieſer ihm wirk⸗ 
lich zukommenden Rechte, ſteht der Meviatherr um 
ter der Oberaufſicht des Staats, und unter den von 
dieſem vorgefehriebenen Gejtgen, 
$. 174. Auch kommen in jedem Falle dem Staate, 
in Anſehung ſolcher Angelegenheiten der Mediat⸗ 
ſtaͤdte, eben die Rechte zu, die ihm im Sechſten 
Titel wegen des Vermögens der Corporationen und 
Gemeinen überhaupt beygelegt find. 
$. 175. Die Rechte der Mediatherrſchaft über 
die einzelnen Bürger hängen von dem Unter ſchiede 
des Berhältniſſes ab, nach welchem die letztern ent“ 
weder der Unterthaͤnigkeit, oder nur der Gerichts 
barkeit der erſtern unterworfen ſind. 
$. 176. Flecken unterſcheiden ſich von Doͤr⸗ 
fern nur durch die ihren Einwohnern zukom' 
mende 
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mende Befugniß, gewiſſe ſtaͤdtiſche Gewerbe zu 
treiben. 
$. 177. Doch können in Flecken, der Regel nach, 
zum Betriebe ſolcher Gewerbe keine Corporationen 
und Innungen errichtet werden. 1 
$ 178: Die in Flecken angeordneten Magifträte 
a der Regel nach nur eben die Rechte, wie 
yorfgerichte. 


Dritter Abſchnitt. 


Von Handwerkern und Zünften. 


H. 199. Wo bisher eine Art von Gewerbe in seine 


keine Zunft oder Junung eingeſchloſſen geweſen iſt, 
da ſoll auch ferner der Berrieb deſſelben einem jeden, 
welcher damit fortzukommen ſich gerrauer, frey 
und unverſchraͤnkt ſeyn. 

§. 180. Doch muß jeder, welcher dergleichen 
Gewerbe anſtellen will, zuvor der Oerigkelt des 
Orts davon Anzeige machen. 
F. ir. Wo Zünfte find, muß ein jeder, der 
in der Stadt ein zun tmäß iges Gewerbe treiben 
will, ſich in dieſelden aufnehmen laſſen. 

$. 182. Mae Zuufte zu errichten kommt allein 
dem Landesherrn zu. 
F. 163. Der tandesherr allein hat das Recht, 
eine bisher ungeſchloſſen geweſene Zunft in eine ger 
ſchloſſene zu verwandeln; d. h., die Zahl der Mit⸗ 
glieder, aus welchen die Zunft an einem Orte bes 
ſtehen fol, zu beſtimmen. ; 

9. 184. Auch wo geſchloſſene Zuͤnfte find, bleibt 
dem Staate nach wie vor das Recht, nach Befin⸗ 
den der Umſtände, Freymeiſter anzustellen. 


„188. bandhandwerker ‚find der Regel nach Landhand⸗ 


$ 
ſchuſdig, ſich zu einer ſtäͤdtiſchen Zunft zu halten, 
weun die Profeſſion, welche fie treiben, an und 
für ſich eiue geſchloſſene Innung bat. 
9. 196. 


Verſaſſung 
der Bunte. 
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F. 186. Auch die innerhalb einer ſtaͤdtiſchen 
Bannmeile geduldeten landhandwerker find in der 
Regel verbunden, zunftmaͤßig zu werden. 

F. 187. Wo die landhandwerker nach Provin⸗ 
zialgeſetzen, Innungsartikeln, Verträgen, oder 
einer ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit wohl hergebrachten 
Obſervanz, zuͤnftig zu werden nicht ſchuldig find, 
bat es daben, fo wie bey den von ihnen an die Zunft 
zu leiſtenden Beyträgen, auch noch ferner ſein Ber 
wenden. 

F. 188. In wie fern landhandwerker, Ingles 
chen die in Heinen Städten und in Flecken einzeln 
wohnende Meifter, lehrlinge annehmen, und Ge 
fellen halten können, bleibt der nähern Beſtimmung 
der Provinzialgeſetze vorbehalten. 

F. 189, Zimmerleute, Maurer, und Schmiede, 
ſind durchgehends, auch wenn ſie nicht zur Zunft 
gehoren, Geſellen und Jungen zu halten, ber 
rechtigt. * 

$. 190. Zur Errichtung einer eignen Zunft in 
einer Stadt werden wenigſtens Drey daſelbſt woh⸗ 
nende Meiſter erfordert. 

F. 191. Die Zünfte haben, gleich der ganzen 
ſtädtiſchen Gemeine, zu welcher fie gehören, die 
Rechte privilegirter Corporationen. 

F. 192. Ihre innere Verfaſſung, und die Rechte 
und Pflichten der Zunftgenoſſen, find hauptſaͤchlich 
nach den vom Staate ertheilten oder beſtaͤtigten 
Gildebriefen, Innungsprivileglis, und Zunftar⸗ 
tifeln zu beurthellen. 

H. 193. Sie ſtehen unter der Aufficht des 
Magiftrats, und des von demſelben verordneten 
Beyſißers. 

$ 194. Außerordentliche Verſammlungen köͤn⸗ 
nen nur mit Verwiſſen und Genehmigung des Bey⸗ 
ſſters veranlaßt werden. 


9.195 
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H. 195. Der Befißer muß bey allen gewöͤhnli⸗ 
chen und auferordentlichen Zuſammenkünften der 
Zunft gegenwärtig ſeyn. 

N H. 196. Die Schhüffe und Ausfertigungen wer⸗ 
den durch feine Mitunterſchrift, und durch Bey⸗ 
i 


druckung des ihm anvertraueten Gewerksſiegels bes 
kruͤftigt. 

H. 197, Mur eigentliche Zunftangelegenheiten 
konnen durch Zunftichläffe teguliet werden. 

F. 198, Die Zünfte können in ihren Verſomm⸗ 
lungen nichts beschließen, was allgemeinen Poll⸗ 
Jeogeſezen zunider iſt, oder dem gemeinen Beſten 
überhaupt nachrheifig werden könnte. 

F. 199. Sie dürfen keinen Preis der von den 
Zunftgenoſſen zu verſertigenden Arbeiten bes 
ſtimmen,. 

$: 200, Sie muͤſſen es der Obrigkeit allein übers 
laſſen: ob die Feſtſetzung einer Tare nothwendig 
und rathſam fen. 

$. 201. Soll jedoch dergleichen Taxe beſtimmt 
werden; jo muß die Obrigkeit die Zunftälteſten zu⸗ 
diehen, und mit ihrem Gutachten hören. 

F. 202. Keine Zunft it berechtigt, ihren Genoſ⸗ 
ſen die Vollendung der von einem andern ange fan⸗ 
genen Arbeit zu untersagen. 

N F. 203. Keine Zunft darf durch ihre Schlüſſe 
denn neu aufzunehmenden Mitgliedern neue bisher 
nicht gewöhnliche zaſten aufbürden. 

. 204. Bepträge und Strafen darf die Zunft 
von ihren Mitgliedern nur jo weit fordern, als es 
in den vom Staate gegebenen oder beſtdligten Ins 
nungsattikeln, mit Beſtimmung der Fälle, auch 

er Summe des Beprrages, oder der Strafe, aus: 

drücklich zugeſaſſen ift, 

$: 205. Wie weit übrigens zu den Zunfefchtii 
fen obrigkeitlche oder Innzesherrliche Genehn 


gung und Betätigung Kinzufommen muͤſſe, iſt 
Aer, Gejcgp, il, Baud. Dd h 
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nach den allgemeinen Grundſaͤtzen von Corporatio 
nen uberhaupt, und von Stadtcommunen inſon, 
derheit zu beſtimmen. 

$- 206. Niue Zunftartikel vorzuſchreiben, ill 
der Landesherr allein berechtigt. 2 

$. 207. Auch bleibt dem Staate das Recht, dit 
bisherigen Innungsartikel, nach den Erforderniß 
fen des gemeinen Beſten, zu beſtimmen und abzu⸗ 
aͤndern. 

K. 208. Doch ſollen in benden Fällen (F. 206, 
207.) die Zuͤnfte zuvörderſt allemal mit ihrer Noth; 
duft und etwanigen Gegengruͤnden vernommen) 
werden. 

$. 209. In fo fern durch Abänderung oder Auf, 
bebung der Zunftartikel, einzelne Mitglieder einen 
wirklichen Nachiheil erleiden, finden wegen der ihr 
nen zukommenden Entſchädigung, die Grundſätzt 
von Privilegüis Anwendung. (Einleitung F. 74. 
75.750 ö 

N. 210. Von dem gemeinſchaftlichen Vermögen 
der Zünfte gilt in der Regel eben das, was von 
dem Vermögen der Eorporationen und Gemeinen 
überhaupt, fo wie der Stadtgemeinen inſonderheil 
vorgeſchrieben it. 

$. zır. In Fällen, wo zu Verfügungen uͤber 
das Cammerepvermögen die Genehmigung des 
Staats nachgeſucht werden muß, iſt zu Berfügum) 
gen tier das gemeinſchaftliche Zunftvermogen dit 
Approbation des Magistrats erforderlich. 

$- 212. Der Genehmigung des Staats ſelbſt be⸗ 
darf es der Regel nach nur in ſolchen Fällen, wo 
dieſelbe bey Corporarionen und Gemeinen überhaupf 
erfordert wird. 

H. 213. Die Zunftäfteften find die Verwalte 
des gemeinſchaftlichen Zunftvermoͤgens. 


H. 414. 
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. 214. Sie flehen dabey zunächſt unter der 
Aufficht des Beyſiers; und mittelbar unter der 
Oberaufſicht des Magiſtrats. 

F. 215. Sie ſind ſchuldig, der Zunft von ihrer 
Verwaltung alljaͤhrig Rechnung abzulegen. 

F. 216. Nähere Beſtimmungen: wie die Ver⸗ 
waltung geführt, und in wie fern von den Aelteſten 
Caution deshalb geleiſtet werden ſolle, bleiben den 
Zunftartikeln vorbehalten. 

$. 217. In Fällen, wo das Zunftvermögen in 
gemeinſchaftlichem Beſchluſſe mehrerer Aelteſten und 
des Beyſitzers gehalten wird, kann der Regel nach 
Cauionsbeſtelung nicht gefordert werden. 

. arg, Zünfte genießen zwar nicht in dem Ver⸗ 
mögen ihrer Verwalter das den Stadtcommunen 
in dem Vermögen des Cammeters bengelegte beſon⸗ 
dere Vorrecht; 

b. 219: Sie haben ſich aber vor andern Privat⸗ 
gläͤubigern eines ſolchen Verwalters, des in der 
Toncursordnung naͤher beſtimmten Vorzugs in der 
Faͤnften Claſſe zu erfreuen. 

. a0. Die Zünfte und deren Aelteſten find 
ſchuidig und beſugk, für ‚die Bevormundung und 
Erziehung der von ihren vetſtorbenen Zunftgenof 


fen zurückgeloſſenen unmündigen und minderjührt > 


gen Kinder zu ſorgen. 

F. 221. Die Aelteſten muͤſſen daher den Tod 
eines ſolchen Mitgenoſſen dem vormundſchaftlichen 
Gerichte zur erforderlichen Verfuͤgung an⸗ 
zeigen. 2 

$ 222. Zunftgenoſſen find die Vormundſchaft 

über unmändige und minderjährige Kinder ihrer 
Metgenoſſen, vorzüglich vor andern, zu uͤberneh⸗ 
men verbunden. 
H. az. Die Aelteſten find ſchuldig, wenn es 
auf die Erziehung und Vorbereitung der Pflege 
befohlnen zu einer künftigen lebensart ankommt, 
rend Do 2 dem 


Saut, 
genoſſen. 
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dem vormundſchaftlichen Gerichte, auf rfstbernge 
mit Nach a: BEDIENEN an die Hand zu getzen. 
Zunſtzwang. F. 224. Der Zuuftzwang beſtett in dem Nahe, 
die Sr eines zunftmͤßigen Gewerbes, 
innerhalb des der Zunft angewieſenen Diſtrikts, 
allen, welche weder zur Zunft gehören, noch 
vom Staate beſonders privilegirt find, zu un⸗ 
| terſagen. 
0 H. 22 5. Handwerker, welche als Freymeiſter, 
oder ſonſt, ein beſondres Privilegium vom 
Staate erhalten Haben, muͤſſen die darin geſetzten 
F Schranken, bey Verluſt ihres Rechts, genau bes 
obachten. 5 
F. 226, Wer den Rechten der Zünfte unbefugter 


Welſe Eingriff thut, dem ſoll das Handwerkszeug 


genommen, und zum Beſten der Zunftcaſſe an den 
Meiſtbietenden verkauft werden. 

$. 227. Bey behartlicher Fortſetzung ſolcher 
Eingriffe iſt die Zunft berechtigt, auf die Weg⸗ 
ſchaffung des Pfuſchers aus ihrem Zunftdiſtrikte ans 
zutragen. 

F. 228. Die Zuͤnſte ſind aber nicht berechtigt, den 
Zunftzwang eigenmächtig auszuüben. 

8. 229. Diele muͤſſen fie die votfallenden 
Störungen dem Magifirate zur ungeſaumten und 
3 Verfügung anzeigen. 

. 230. Wohn e Perſon, welche den Eintrag 
in die Nechre der Zunft begangen hat, unter einer 
andern Gerichtsbarkeit? ſo muß der Magistrat die⸗ 
fen ordentlichen Richter um die noͤthigen Verfügunt 
gen, zur Aufrechthaltung des En und 
ee des Pfuſchers erſuchen. 

Eine jede Gerichtsobrigkeit iſt aber bey 
eigner Bare ſchuldig, ſolchen Recuſittonen 
des Magiſttats unrtzügich und unweigerlich ‚ein 
Gnuͤge zu leiſten. 


“ 103 
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agg. Allich kann ſie ſich nicht entbrechen, bey 
der anzuſtellenden Viſitatien Deputirten der beein⸗ 
wüchtigtem Zunft zuzulaſſen. 

233. Wenn der Angeſchuldigte ein beſonderes 
Necht züt Treibung des zünfutgen Gewerbes, ohne 
ein Mitglied der Zunft zu ſeyn, behauptet: So muß, 
err batſüber bey ſeinem ordentlichen Richter rechtlich 
gehört werden. 

5 ar Giündet er ſein Necht auf eine beſon⸗ 
dtre ſeuler Perſon anklebende Eigenſchaft, eder 
Auf ein beſonderes Priviiegum; fo muß er daſſelbe 
ſio fort wenigſtens einigermaßen beſcheinigenz, und 
wenn er dies nicht vermag, der Treibung des Ge⸗ 


werbes, bis zum Proz . 
W Austsage des Prozeſſes, ſich ent 
. 22 5%/ Wird aber das Recht des Angeſchul⸗ 
digten auf das Recht der Gerichtsobrigkeit, nter 
er, er wohnt, oder auf eine-Ausyahıne dieſes 
Orts vom Zunftdiſtrikte gegründet: ſo ſiaden, wer 
gen des Beſitzſtandes während des Prozeſſes, die 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften Anmenbung, 

. 236. Privarverfonen ſind nicht ſchuldig zu 
wiſſen: ob der, welcher ein Gewerbe toeibt, zunftz 
mäßig ſeg, oder nicht und können daher auch, 
wenn ſie bey einem Unbefugten arbeiten laſſen, da⸗ 
für nicht beſtraft werden. 

$. 237. Due wenn von Obrigkelts wegen die 
Unbefugniß eines ſoſchen Wienſchen öffentlich 
und namentlich bekannt gemacht werden, hat 
derſenige, welcher nachher gleichwohl bey ihm ars 
eiten laßt, eine Polizeyſtrafe bis zu Züänf Thalern 
verwirkt. + 

H. 238 Die Wittwe eines Zunftgenoſſen kann, 
wo nicht die Zunftartikel ein andres verord⸗ 


nen, das Gewerbe i ſelle 
Fe jerwerbe ihres Mannes durch Geſellen 


Do 3 


$. 239. 


Meiſter / 

recht 
deſſen Er 
laagung. 
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$. 239. Sie muß aber zur Zunft, gleich andern 
Meiſtern, mit beytragen. 2 

F. aao. Sie verliert ihr Recht nur durch eine 
anderweitige Verheirathung 

N. Zu ſeinem eignen, und der in ſeinem 
Hauſe lebenden Familie Gebrauche, kann ein jeder 
auch ſolche Arbeiten verfertigen, wozu ſonſt nur 
Zunftgenoſſen berechtigt find. 

$ 242. Mur das, was er ſeinen Dienſtboten 
als einen Theil ihres Lohns geben muß, kann er 
ſelbſt verfertigen. 

9.243: Niemand aber darf, auch fur ſich ſelbſt, 
ohne Zuſtehung eines werkverſtaͤndigen Meiſters, 
Arbeiten unternehmen, aus deren unvollſtoͤndigen 
oder unregelmäßigen Verfertigung Machtheil für 
einen Dritten, oder fuͤr das gemeine Weſen entſte⸗ 
hen könnte. (Th. I. Tit. VIII. F. 69. 70.) 

9. 244 Handwerker, die als Geſinde in Dienſte 
treten, ſind fuͤr andre, außer ihrer Herrſchaft und 
deren Familie, nach näherer Beſtimmung 9. 24 r. 
und 242. Arbeiten zu verfertigen nicht befugt. 

. 245. Keine Zunft darf der andern Eingriffe 
in ihre Geſchaͤfte thun. 

$. 246. Kein Zunftgenoſſe darf die Vollendung 
einer Arbeit, die nach der Verfaſſung für eine andre 
Zunft gehört, weder ſelbſt, noch durch unzunftige 
Gepüͤlfen bewirken. 

F. 247. Was außer der Gewinnung des Bir 
gerrechts, zur Aufnahme in eine Zunft, als Mei⸗ 
ſter, erforderlich ſey, beſtimmen die Zunftartikel 
und Gildebriefe. 

„248. Miemanden ſoll die Aufnahme in eine 
Zunft, als Meiſter, dloß aus dem Grunde, well 
er bereits verheirathet iſt, verſagt werden. 

H. 249. Wer einmal als behrbutſche, und in 
der Folge als Geſelle, in eine Zunft gehörig auf 
genommen worden, dem darf die Zunft die Auf⸗ 

nahme 


. 
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nahme als Meiſter, wenn er übrigens den Etfer⸗ 
derniſſen der Innungsartikel Gnüge leiſtet, uns 
ter keinerley Vorwand verweigern. 

H. 250. Wer Meiſter werden will, muß feinen 
chrörief und feine Kundschaft der Zunft vorlegen, 
und dadurch feine, bisherige gute Aufführung nach⸗ 
weiſen. 4 

K. 251. Vor der Aufnahme muß er ein Meiſter⸗ 
ſtuck, unter Aufſicht der Aelteſten, obne fremde 
Beyguͤlfe verfettigen. 

$ 252. Durch Aufgebung allzu koſtdarer oder 
Unverkaufticher Meiſterſtücke, ſoll niemanden der 
Eintritt in die Zunft erſchwert werden. 

H. 253: Das Meiſterſtück iſt den verſammelten 
Junftgenoſſen zur Prüfung vorzulegen. 

H. 254. Eiklärt die Mehrheit der Stimmen das 
Miſſterſtuͤck für untauglich: jo muß die Zunft den 
Aufzunehmenden ſo lange zurückweiſen, bis er die 
erlangte hinreichende Geſchickfichkeit durch ein beſſe⸗ 
res Meiſterſtäck nachgewieſen hat. 

$: 255. Wer zum driktenmale ein untaugliches 
Meifterftüc liefert, muß für immer abgewieſen 
werden. 


9, 256. Wenn die Zunft ein Meiſterſtͤck vers 
weft: ſo muß fie die Gründe ihres Todels dem 
Beyſitzer zum Protetolle geben. 

$. 257. Der Benfiger muß darauf fehen, daß 
kein Tadel, der bloßen Eigenſinn oder Gelderpreſ⸗ 
ſungen zum Srumde hat, zugelaſſen werde. 

F. 258. Der Abgewieſene kann auf obrigkeit⸗ 
liche Unterſuchung der Gründe feiner Abweisung 
Antragen. 

$. 259. Findet der Maglſttat dieſe Gründe zwei⸗ 
felhaft: fo muß er das Gutachten einer Zunft eines 
andern benachbarten Orts, unter Vorlegung des 
Meiſterſtuͤcks, und des darüber aufgenommenen 
Protocols, einziehen. 

D d 4 F. 260. 
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§. 260. Wenn ein bereits aufgenommener 
1 Zunftgenoſſe feinen Wohnfig verändert: fo muß er 
N ſich in der Zunft des neuen Wohnorts, ſobald er 
90 ſein Gewerbe fortſetzen will, aufnehmen 
I laſſen. 1 2 
N $. 261. Ein neues Meſſterſtück abet darf als⸗ 
1 dann von ihm in der Regel nicht gefordert werden. 

J. 262. Wenn jedoch ein landhandwerker, der 
ols ſolcher nur ein geringes Meiſterſtück zu vetferti⸗ 
gen angehalten worden, ſich in einer Stadt, wo ein 
größeres und ſchwereres erfordert wird, niederlaſſen 
will, kann die Zunft annoch die Anfertigung des 
letztern von ihm fordern. 5 

echt gun H. 263. I der zuͤuftige Meiſter ift befugt, die 
Kae “ von ihm verfertigte Arbeit in feinem; Zunftbezirte, 
3 auch außerhalb des Hauſes, feil zu bieten. 
„. 264. Ee darf aber damit nicht hauſtren gehn, 
ſondern kann den feilen Verkauf, außer ſeinem 
Haufe, nur in feinen laden, oder in ſeiner Bude 
ausüben. 

F. 263. Wenn das öffentliche Feilbieten gewiſſer 
Arbeiten durch beſondere Geſeße ausdrͤͤcklich verboß 
ten iſt, fo find auch zünftige Meiſter dieſem Berk 
bote unterworfen. 1 

$. 265. Wie lange, und unter welchen Eins- 
schränkungen, fremde Handwerker auf Jahrmoͤrk⸗ 
ten oder Meſſen ihre Waaren ſeilbleten dürfen, iſt 
nach den Verfaſſungen eines jeden Orts be⸗ 
ſtimmt. I 

$. 267. Auf Beſtellung kann ein Zunftgenoſſe 
auch für auswärts Wohnende arbeiten. 1 

Nich, Ge/ F. 258. Nur zünftige Meiſter haben das Recht, 

Feen kehrburſchen anzunehmen und Gefellen zu halten. 

zu halten. $. 269. Doch kaun dieſe Befugniß auch den 
vom Staate geſetzten Freymeiſtern nicht beſteitten 
werden. 


9. 270. 
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dave, Die Annahme und das losſprechen ſol⸗ * 
cher Liheburſchen muß aber bey der Zunft des Orts 
geſchehen. 

$ 278. Wer nach erlerntem Handwerke in den 
Solßatenſtand getreten iſt, mag nach erhaltenem 
chilichen Aeſchiede, ſich mie feinem Handwerke fer⸗ 
ner nühren ohne duß er das Melſterrecht zu erlan⸗ 
gen ſchuldig t. 1 
$. 272. Wil er aber Scheburfhen annehmen, 
eben Ösfelfen halten ;_ jo muß er ſich, gleich je: 
un Andern, als Meſſter gehörig aülfnehmen 
ssen 
.ag, Ein Meiften, welcher die ihne aner Bt des 
trausten . „, soll das eiſter rechts. 
mal nach den allgemeinen Vorſchriften der Crim 
nalgsletze um Geld gestraft; im ABiederholungs⸗ 
falle aber, außer der ſonſt verwirkten Strafe, aus 
der Innung geflohen werden. 1 


8. 274 „Wer durch Urtel und Recht feiner Ehre 
verlüſtig erklart wird: der verliert auch ſein Mei⸗ 
ſterkecht. 


. . 78, Außerdem ziehen andre Verbrechen den 
Verluft bes Meiſtettechts nur alsdann nach ſich, 
wenn darquf ausdruͤſklich erkannt worden. 

. 226, Auf den Verluſt des Meiſterrechts folk 
nur in Fällen erkannt werden, wo es die Geſetze 8 
ausdrücklich vorſchreiben; oder wo ein beſonderer 
überwiegender und gefährlicher Hang zu Verbrechen 
gegen das Eigenthum und Vermögen Anderer, aus 
den Aten klar erhellet. 

$. 277. So lange ein Meiſter in gefänglicher 
Hofe ſich befindet, und ſelbſt das Meifterrecht noch 
nicht verloren hat, mag feine Frau das Gewerbe 
durch Geſellen fortfeen, 


D d 5 273. 
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5. 278. Wer lehrburſche werden will, muß ſich 
bey der Zunft einſchrerben laſſen. 

$- 279. Wegen unehelicher Geburt foll nieman⸗ 
den, welcher die Legitimation erhalten hat (Tit. II. 
$. 592 608.) , die Aufnahme in die lehre verſagt 
werden. 

280, Mur diejenigen, welche bisher die Ge⸗ 
fehäfte eines Schinders oder Abdeckers wirklich ges 
trieben haben, iſt eine Zunft oder Innung aufzu⸗ 
nehmen nicht ſchuldig. R 

$. 287. Außerdem kann eine Zunft nur die Auf 
nahme ſolcher lebrlinge verweigern, die wegen eines 
körperlichen Gebrechens , oder eines offenbaren 
Mangels an Verſtandesſröften, zur Erlernung des 
Handwerks, dem ſie fi widmen wollen, untaug⸗ 
lich ſind. 

H. 282. In wie fern Perſonen, die einer Herr⸗ 
ſchaft unterthaͤnig find, bey elner Zunft als Lehr⸗ 
burſchen angenommen werden konnen, iſt im Boris 
gen Titel verordnet. (Tit. VII. . 172, lag.) 

F. 283. Die Wahl des Meifters, bey welchem 
jemand in die kehre treten ſoll, ſtett deſſen Aeltern, 
Vormuͤndern, oder den Vorſtetern öffentlicher Ans 
falten, in welchen der künftige lehrling erzogen 
wird, frey. 2 4 

K. 284. Kann ein Lehrling keinen lehtmel⸗ 
ſter finden, fo find die Innungssͤlteſten ſchuloig, 
fuͤr die Unterbringung deſſelben moͤglichſt zu 
ſorgen. 

$. 285. Meiſter, die noch keine lehrburſchen, 
und doch hintonzliche Atbeit haben, können 
durch einen Schluß der Zunft zue Annahme eines 
ſolchen kehrlings, auch wider ihren Willen, ange⸗ 
halten werden. 

§. 286. Mur alsdann, wenn alle Innungsmei⸗ 
ſter an einem Orte mit einer binlänglichen Anzahl 
von Sehrlingen ſchon verſehen find, kann dle 
Zunft 
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Zunft den, welcher ſich zur Aufnahme meldet, vor 
der Hand, und bis unter den vorhandenen behrlin⸗ 
gen eine Stelle ledig wird, abweiſen. 

. 287. Sccherheitsbeſtellung kann von einem 
lehrlinge nur alsdann gefordert werden, wenn nach 
der Natur der Kunſt oder Profeffion, dem kehr⸗ 
linge Sachen und Materialien von beträchtlichem 
Werthe „ oder baare Gelder anverttauet werden 
muſſen. 

H. 288. Ingleichen, wenn ſich derfelbe vorhin 
ſchon der Interne, oder ſonſt einer ſchlechten Auffühz 
rung verdächtig gemacht hat. 

H. 299. Ferner wenn der lebrling ſchon bey eis 
nem andern Meiſter geſtanden, und demſelben durch 
Nachläfigteit oder feichtfinn einen ‚erheblichem, 
Schaden verurſacht hat. 

F. 290. Wo das zehrgeld und die Sehrjahre in 
den Zunftartikeln nicht feſtgeſetzt find, muß beydes 
entweder durch einen ſchriftlichen Vertrag, oder in 
dem bey det Aufnahme des lehrlings abzuhaltenden 
Protocolle feſtgeſetzt werden. 0 

9. 291. Iſt weder eines noch das andre ges 

ſcheben : for müſſen der Meiſter ſowahl als der 
zehrling, die Feſtſetzung der Zunft in Anfebung 
der lehrſohre und des lehrgeldes, nach dem, 
m bey der Innung gewöhnlich iſt, ſich gefallen 
aſſen. 
9. 292. Die Pflicht des Meiſters if, dem behr⸗ 
linge die nörhige Anweiſung zu den Kenntniſſen zu 
geben, welche zu einem ordentlichen Betriebe des 
Gewerbes erforderlich ſind. 

9.293, Auch muß er denſelben zu guten Sitten 
und fleißiger Beſuchung des offentlichen Gottes 
dienſtes anhalten, für Ausſchwelfungen und Gele⸗ 
geuhelten zu kaſtern möͤglichſt huͤten; und zu einer 
anhaltenden nͤͤtzlichen Thärigfeit gewöhnen. 


H. 294. 


PMichten 
des Mel, 
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$. 294% Wer einen Lehrling annimmt, welcher 
im leſen und Schreiben, und in der Religtan, den“ 
nö:higen Unterricht nach nicht edhalten kat, iſt⸗ ſchul⸗ 
dig denſelren bis zur Senn diese Aumifiſe 
zur Schule zu halten. 1 

Dfichten F. 295. Der lehrling . ſowohl in Hebeits⸗ 
E ugichen Angeſegen beten, den Aneebpurngen) 
des keheherrn Bisherjam dein. 349 

9. 296. In Gefchäften, welche den Betrieb des, 
Handwerks betreffen, muß ter, bey Atweſenheit 
eder Voteinderung des kehebenn, ah den n 
ſungen des erſten Geſellen gehe 

29% Zu Geſiudedienſten darf der Wer 
den behrling mar in ſo fern brauchen, als dadurch 
vie Erlernung, des Handwerkes nicht werfüumt 
wird. 

Fecht det, H., Dem lehrherrn gebührt das Recht, den 
zucht. fehrlng, hach Etforderniß der Umſtaͤnde, mößig 
zu züchtigen. 

9.299; Er darf aber dabey die einem Vater 
vorgeſchriebenen. Gränzen nicht überſchreiten. 
(Tit. U. 5. 86 ag) 

9. 300. In Abnsefenhsit , oder bey Verhinde⸗ 
tungen des Meiſters, kann nur der erſte oder Mei⸗ 
ſtergeſelle, und auch dieſer nur in Gewerksſachen, 

acht der mäßigen Zuͤchtigung uͤber den lehr 


Ein von dem Meiſter gemißhandelter 
kehrbünſche ſoll von den Aelteſten, bis zur Vellen⸗ 
dung ſeiner Lehrjahre, bey einem andern Meifier 

“ untergebracht werden. 

$ zog, Die dazu erforderlichen Koflen muß 
der vorige Meiſter tragen; doch kommt bemfels 
ben darauf das bey der Annahme des behrlings etwa 
bedungene, und noch rückſtaͤndige dehrgeld 
zu gute. 


$. 303 
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„ . 30g. Süürbt der Meiſter, fo haben der Lehr- mufhebeng 
ling, oder deſſen Aeltern, Vormünder, odee Pie: gef on 
ger die BA: BT ihn dey der das Handwerk java de, 
leres senden Wiltwe laſſen, eder zu einem andern Legend 
Meiſter bringen wollen. e 
. Jo. Lgtern Fals muß von dem etwa vor⸗ de erer; 
ausbezaticen J hrtelds ſo viel zuröckgegeben werden, 
als auf die noch unvollendete Lehrzeit, nach dem Be⸗ 
PR der Zunfihtteften, verhältuißmoͤßig zu rech⸗ 
nen iſt. 
$ zog. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn die 
Wit we das Handwerk nicht fortſett, oder der Mei⸗ 
ſter ſelöſt, daſſelbe ferner zu treiben, außer Stand 0 
kommt, N 


F. 306. Zur Unterbringung eines ſolchen Sehes ö 


butſchen wären nöthigen Falls die Aelteſten, nach 
Vorſchrift g. 294. 199, buͤlfceiche Hand leiſten. 
F. 30%. Bey eintretendem Collſſons falle gebührt 
einem ſchon aufgenommenen lehrlinge, der zu 
elnem andern Melſter gebracht werden muß, vor 1 
einem noch erſt anfzunetzmenden allemal der N 
Vorjug. 
„ K. 358. Wenn der Schrhurfhe ohne gegebene ro dung 
Urſache aus der behre entiäuft: jo maß dem Meiſter 8 
das tehryeld auch für das ganze noch laufende Jahr dann z | 
bezahlt, und er überdem, wegen des, aus dem 
Verluste des Schtlings, oder den Koſten bey der An⸗ 
nahme eines andern, etwa entſtandenen Rachrheils 
ſchadlos gehalten werden. 
. eg Auch muß ein ſolcher lehrling, wenn 
er in der Folge wiederum zu einem Meiſter gebracht 
wird, die-sehrjahre, auf Verlangen deſſelben, von | 
neuem anfangen, 7 
K. 310. Wenn der Lehrbürſche ein anderes E durch 
Gewerbe ergreifen will: ſo hat der Meilen, das . — 
Lebrgegd nicht nur für die verſloſſenen sehrjahre, © 


ſondern e 


Rechte des 
Healer i 
A ens 
des Lebr⸗ 
sebee, 


Sränfheis 
ten der 
Lehrlinge, 
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ſondern auch fuͤr das ganze noch laufende 51 
fordern. 

5. 311. So lange das behrgeld nicht vollſtändig 
berichtigt iſt, kann der Meiſter den leheling loszu⸗ 
ſprechen nicht angehalten werden. 

$ 312, Iſt der Sehrling das rückſtändige Schr 
geld zu entrichten unvermögend: fo muß er dem 
Meiſter eine gewiſſe Zeit, noch über die gewoͤhn⸗ 
lichen oder bedungenen lehrjahre, unentgeltlich 
dienen. 

$ 313. Iſt in den Zunftartikeln keine Zeit bes 
ſtimmt? ſo muß dieſelbe nach dem billigen Ermeſ⸗ 
ſen der Gewerksaͤlteſten, und allenfalls durch einen 
Zunftſchluß, feſtgeſetzt werden. 

F. 314: Das röckſtaͤndige lehrgeld hat ein in der 
Concursordnung beſtimmtes Vorzugstecht. 

9. 3185. Einen tehrling , welcher ſich grober Ver⸗ 
untreuungen ſchuldig macht; oder ſich den Anwei⸗ 
ſungen des Meiſters hartnäckig widerſetzt; oder den 
Meiſter, oder deſſen Familie, durch Thaͤtlichkeiten, 
oder andre grobe Beschimpfungen vorſetzlich belel⸗ 
digt; oder ſich, aller Ermahnungen und Zuͤchtigun⸗ 
gen ungeachtet, einem liederlichen Wandel erglebt; 
oder nach dem Befinden der Aelteſten zu der Etler⸗ 
nung des Handwerks gar keine Fahigkeit zeigt / 
kann der Meiſter zurͤckſchicken. 

H. 316. In dieſen, fo wie in allen übrigen vor 
ebend nicht beſtimmten Faͤlen, wo die Lehrzeit 
ohne Schuld des Meiſters nicht ausgehalten wird, 
kann derſelbe das ruͤckſtaͤndige lehrgeld, nach Wer 
haͤltniß der verfloſſenen Zeit, und für das ganze 
laufende Jahr fordern. 

317. Die Verpflegung eines kranken lehr 
lings aus eignen Mitteln, kann einem Meifter, mel 
cher vieſelbe im Vertrage nicht ausdräcklich uber’ 
nommen hat, nicht zugemuthet werden. 


. 18. 
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H. 318. Wird der lehrling durch eine kurzer als 
Drey Monathe dauernde Kranthelt an der Fort⸗ 
5 der lehre gehindert: ſo wird ihm dieſer Zwi⸗ 
ſchenraum auf die geſetmaß ge oder verabredete 
lebrzeit nicht abgerechnet. 

$ 319. Hat aber die Krankheit langer gedauert: 
fo kommt es auf die Beurtheilung des Meisters und 
der Zunftalteſten an, in wie fern der Lehrling die 
verſäumte Zeit nachlernen muͤſſe. 

F. 320, Dem lehrherrn ſteht rey, dem behrbur. geprgeit. 
ſchen, zur Belohnung feines Fleißes, einen Theil 
der lehrzeit zu erlaſſen. 

9. 321. IR die lehrzeit geſezlich beſtimmt: fo 
kann hochſtens nur der dritte Theil derſelben er⸗ 
laſſen werden. 

H. 322. Allemal aber iſt zu einem ſolchen Erlaſſe 
die Einwilligung der Aelteſten, nach angeſtelltet 
Pruͤfung, erforderlich. 

H. 323. Nach geendigter Lehrzeit, muß der Mei⸗ Losſpreo 
ſter den behrburſchen der vetſammelten Zunft, zur chen. 
Prüfung und Aufnahme als Geſelle, vorſtellen. 

„ 324. Bey dieſer Aufnahme ſind weder 
Schmauſeregen auf Kosten des Geſellen, noch 
audre Erpreſſungen, auch keine unanſtändige 
oder der Geſundgeit nachteilige Gebrauche 
zulaͤſſig. 
9. 328. Dem neu aufgenommenen Geſellen muß Bon Geſel 
ein lehrörſef, unter Vollziehung der Aelteſten und len. 
des Benfigers, mit Beporückung des Gewerksſie⸗ 
gels, ausgefertigt werden. 

326. Wie lange die Wanderſchaft des neu Wander. 
aufgenommenen Geſellen dauern muſſe, beſtimmen HAT, und 
die Innungsartikel einer jeden Zunft. auf derſel 

J. 327. Ein Geielle kann zwar, ohne Nachtheil ben. 


feines Standes, bey einer Herrschaft in Dienste 
treten; ; 


$. 328. 
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H. Jg., Die daſelbſt zugebrachte Zeit aber wird 
ihm auf feine Wanderjahre nicht abgerechnet. 

$. 329. Mur die Landes, Poli; Juſſonz kann, 
nach Bewandniß der Umſtände, die Zelt der Wan⸗ 
derſchaft verkuͤtzen, oder auch eine Nünlliche Der 
freyung davon ertheilen. 

330. Die Wanderſchaft ſoll in der Regel nier 
mals außerhalb kandes gehn. 

$ 337. Mur in beſondern Fällen kann die fan 
des Polizey⸗Inſtanz die Erlaubniß dazu ertheilen. 

$. 332. Wandernde Geſellen müſſen ihren Ael⸗ 
tern, Vormundern, oder Verwandten, Über den 
Ort ihres Aufenthalts von Zeit zu Zeit Nachricht 
geben. 

F. 333. Unterlaſſen fie dieſes durch die in den 
Geſetzen beſtimmte Zeit: ſo findet wider ſie das ge⸗ 
gen Verſchollene vorgeſchriebene Verfahren ſtatt. 
(Tit. MIA 

4. Das Betteln um Zehrpfennige iſt auch 
den . — Geſellen nicht erlaubt. 

F. 333. Sie muͤſſen ſich gleich nach ihrer Ankunft 
an einem Orte bey den Gewerksälteſten melden. 

$ 336. Dieſe muͤſſen dem Eingewanderten ſo⸗ 
gleich sche Kundſchaft abfordern. 

$ 337. Kann er keine Kundſchaft vorzeigen: fo 
muß er an dem Otte ſeines vorigen Aufenthalts zu⸗ 
ruͤckgewieſen werden. 
beiſtet er dieſer Anweiſung keine Folge: 
fo muß ihn die Obrigkeit auf die Anzeige der Aelte⸗ 
ſten fortſchaffen laſſen. 

. 339. legitimirt ſich aber der Geſelle durch die 
gehörige Kundſchaft: ſo muß ihm dieſelbe abge⸗ 


nommen zo und bis er ſeine Wanderſchaft fortſetzen 


will, in der Gewerkslade aufbewahrt werden. 


AE 9.340, 
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„.. 340. Einem ſolchen Gesellen müſſen die 
Aelteſten Arbeit bey einem Meifter zu verſchaffen 
bemüht ſeyn, und ihm bis dahin diejenige Unter⸗ 
nutzung reichen, welche der Zunftgebrauch mit 
ſich bringt. 

H. 347. Können die Aelteſten den Geſellen beg 
einem Pfeiſter nicht unterbringen: ſo muß er, nach 
Verlauf ven Drey Tagen, feine Wanderſchaft 
fortzusetzen angewieſen werden. 2 

4. Verweilt er ohne beſondere Erlaubniſt 
der Obrigreit noch langer an dem Orte: ſo findet 
gegen ihn die Vorſchrift H. 338. Anwendung. 

$. 343. In wie fern der Geile den Meiſter, 
bey welchem er in Arbeit treten wil, ſeldſt wäh⸗ 
len könne, oder die Anweiſung der Zunftäͤlteſten 
abwarten müͤſſe, iſt in den Inmungsartifeln bes 
ſtimmt. 1 

H. 334. Die Zunftälteften müffen die Meiſter, 
welche Geſellen verlangen, genau aufzeichnen, und 
den zuerſt ankommenden Geſellen, welcher ſich 
ſelbſt ſeinen Meiſter nicht wählen kann oder will, 
an den noch unverſorgten Meifter, welcher ſich 


zuerſt gemeldet hat, welſen. 


. 345, Doch müffen Witwen, welche das 
Handwerk asche ingleichen Meiſter, welche 
wegen langwieriger Krankheiten, oder andrer un⸗ 
verſchuldeter Ungluͤcks tolle, dem Handwerke nicht 
übst vorſtehen können, mit tüchtigen Geſelen bor 
allen andern verſorgt werden. 

. 346. Von dieſem Vorrechte kann jedoch 
eine Witlwe nicht öfterer als Dreymal Gebrauch 


machen. 1 J 
„ F. 347. Hat ein Meiſter einen Geſellen auf 
eigene Koſten verſchrieben, und es dem Aelte⸗ 


fen noch vor der An unft des Geſellen gemel⸗ 


det: ſo muß ihm derſelbe in allen Foͤͤllen gelaſſen 
werden. 


Abend, Sefend, in, Band. Ee b. 348. 
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$ 348. In Haupt Handlungs und Seeſtaͤd⸗ 

ten ſoll dein Meiſter in der Zahl der won ahm zu 
haltenden lebrburſchen und Geſellen durch Geſotze 
eingeſchrankt werden. 1 
$ 3 9. An andern Orten bleibt dieſe Beſtiun 

mung der zur Aufſicht uber die tandespefijen ges 

festen Behörde vorbehalten. 7 

Lohn und F. 350. lohn und Koſtzeld, oder Bekbſſigung 
Sohlen der Gesellen, muß die Zunft unter Dirketion der 
Obrigkeit, beſtimmen. f 
9. 381. Dieſe Beſtimmung darf kein Meiſter 
uͤberſchreiten. tatig 
H. 352. Das ruͤckſtaͤndig gebliebene lohn und 
Koſigeld der Geſcllen hat, auch im Concurs, mit 

dem Geſindelohne gleiche Rechte. 

Werpſe, H. 353. Die Eur und Verpflegung eines einge, 


Beer wanderten und krank gewordenen Geſellen, er 


er Geſel 


len. ſtehe bereits in Arbeit, oder nicht, muß, wenn 


er ſelbſt unvermoͤgend iſt, aus der Geſellenlade, 
und in deren Ermangelung aus der Gewerkscaſſe 
beſtrütten werden. 

$ 35% Iſt dieſe nicht hinreichend: fo muß 
die Armencaſſe des Orts, und bey deren Unzu⸗ 
länglichkeit, die Stadt- oder Cammereycaſſe zur 
treten. 


9. 355. Der Magiſtrat muß alſo bey eigner 


Vertretung dafuͤr ſorgen, daß ein krank gewor⸗ 
dener undermoͤgender Geſelle nicht haͤlſtos gelaſ⸗ 
fen, oder vor erfolgter binlaͤnglicher Wiederher⸗ 
ſtellung fortgeſchafft werde. 
Behtemnd F. 356. Der Meiſter ist befugt und schuldig, 
Aten äber das Betragen der Geſelen Aufſicht zu füh⸗ 
ehe ren; ſie zur Beſuchung des öffentlichen Giettes, 


Lebenswandel fleißig anzumahnen; von daſterg 
und Ausſchweifungen aber, ſo viel an ihm iſt, 
abzuhalten. 

9. 387, 


el dienſtes, und zu einem ſtillen und kegelmaͤßgen 
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$ 387. Der Geſele iſt verpflichtet, die ihm 
aufgesragne Arbeit boillig zu ul eruehmen, und 
treu und fleiſſg auszurcchten. 

. 388. Nor an Senn und ſolchen Feſttagen, 
deren Feyer nach den Geſetz n. des Staats verord⸗ 
netwiſt, mag er die Arbeit unterlassen. 

5. 389, Geſellen, welche an den nach den Gie⸗ 
ſehen des Staats zur Ardert beſtimmten Tagen 
ſich derſelben entziehen. gallen mit Gefangneß bey 
Wiſſer und Brod, das erſtemal auf Drey Tage, 
und im Wledertolungsfalle auf Vierzehn Tage, 
beſtraft werden : z 

ve hartnäckiger Fortſctzung eines 
folchen Weißbrauchs wird der Geſelle auf Vier Wo⸗ 
chen zum Zuchthauſe abgeliefert, und ibm ſein 
Schrörief abgenommen. 8 

$ 361. Dieſen erholt er nicht eher wilder zu⸗ 
ruck, als bis er nach alls sfinadener Strafe Beſſe⸗ 
kung gelobt, und bie. Obrigkeit von der Aufrich⸗ 
tigkeit dieſes Angelöbniſſes ich hbsrienae hͤlt. 

. 36. Jeder Wiraftendeflen Gesellen ſich an 
den zue Arber be en Tagen derſelben ent⸗ 
Behn, ift ſchulcig, bey Em bis Dreh Thaler 
Siraße zur Ghewerlscaſſe, der Obligleit davon 
Anzeige zu machen. 2 

$- 363. Kun Wirth, ober fogenannter Ktug⸗ 
vater in einer. Gewelkoherberge, Noll an den zur 
Arbeie betten Tagen, beionzers.abir en Monde 
tagen, einen in Arbeit Nehenden Geſelun wahr 
tend der gewöhnlichen Arbeitsſtunden bey ſich dul⸗ 
denz wielweniger demſelben Epeifen ocer Getränke 
verabfolgen. 5 
4 b. 864. Wer dieſem Verbote zuwider handelt, 
bell mit, einer Polizepſtrafe von Zwey bis Fünf 
Talern belegt werden. 


Ee 2 F. 368. 
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F. 365. Jeder Geſelle iſt ſchuſdig, den haͤusli⸗ 
chen Einrichtungen ſeines Meiſters, fo lange er 
bey ihm arbeiter, Folge zu leiſten. 

F. 366. Häusliche Dienſte kann kein Meiſtet 
von ſeinem Geſellen fordern. 

F. 367. Kein Geſelle darf andre, als die von ſei⸗ 
nem Meiſter ihm angewieſene Arbeit verfertigen. 

$. 368. Kein Melſter ſoll dem andern die 
bey ihm in Arbeit ſtezenden Geſellen abwendig 
machen. 

$. 369. Geſchiebt dieſes: fo muß der Meifter 
um Zwey bis Fuͤnf Thaler zur Gewerkscoſſe bes 
ſtraft, und der Geſelle weiter zu wandern ange⸗ 
halten werden. 

$. 370. Nur den Meiſterwittwen, welche das 
Handwerk fortſetzen, muß der geſchickteſte Geſelle 
nach ihrer Auswahl verabfolgt werden. 

. 371. Wenn aber ein Meiſter nur Einen Ge 
ſellen hat, und denfelben der Wietwe öberlaſſen 
muß: fo iſt er befugt, von einem der Mitmeiſter, 
welche mehrere Geſellen halten, die Abgabe Eines 
derſelben zu fordern. 

H. 372. Melden ſich mehrere Wittwen um 
Ueberlaſſung eines tuͤchtigen Geſellen: ſo entſchei⸗ 
det unter ihnen die Zeit der bey dem Gewerke ge⸗ 
ſchehenen Anmeldung: 

$. 373. Auch dleſes Vorrecht kann von jeder 
Meiſterswittwe nur dreymal ausgeübt werden⸗ 
360 wer 3 N 

F. 374. Verfuͤllt ein Melſter in langwierige 
Krankheit: fo kann er die Abtretung eines Geſel⸗ 
len von ſeinen Zunftgenoſſen verlangen. 

$. 375. Zu dieſer Abtretung iR derjenige Mel 
ſter verihaluch veroſſichtet, bey welchem die mel, 
ſten Geſellen in Arbeit ftehn, 


$. 376, 
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§ 376. Iſt die Zahl der Geſellen bey mehrern 
Meiſtern gleich: fo trift die Abtretung den Juͤng⸗ 
ſſen unter inen. 
9. 37%. Nach erfolgter Geneſung muß der krank 
geweſene Meiſter den folchergeftaft erhaltenen Ge⸗ 
ſellen dem vorigen Meifter, auf deſſen Verlangen, 
zuruck geben. 
bc 5 an Wenn der Meiſter einen en 10 19575 
affen will, muß er ibm ſolches Vierzehn Tage Best 
e eee e be ee Lege kee 
„ 379. Ohne dergleichen Auflͤͤndigung kann 
der Meifter einen Gesellen ſofort entlaſſen: 1) wenn N 
derſelbe ihn oder jene Fainilie durch Thätlichteie 1 
ten, Schimvf⸗ und Schmähworte, oder ehrenruͤh⸗ I 
rige Machreden beleidigt; il 
| 


9. 390. 2), Wenn er ſich beharrlichen Ungehor 
ſams und Widerſpänſtigkeir gegen die Anweiſun⸗ 
gen des Meiſters schuldig macht; 

d. 381. 3) Wenn er die Frau oder die Kinder Hl 
des. Meiſters zum-Böjen; verleitet, oder. verdöͤchti⸗ 
gen Umgang mit ihnen pflegt; 


5 920 382. 4) Wenn er ſich Diebstahl oder Ver⸗ 
intreuung gegen den Meiſte. Schulden kom⸗ 
men läßt 90 Reifter. zu. Schulden. 


H. 383. 5) Wenn er ſich zur Gewohnheit macht, 
Ohne. Vorwiſſen und Erlaubnuß des Meisters über 
Nacht aus dem Haufe zu bleiben; 

9. 383. 6) Wenn er mit Feuer und licht unvor⸗ 1 
ſechtig umgett, und- einer ihm deshalb ertheilten 
Warnung keine Folge leiſtet; 

§, 388. Auch der Geſelle kann den Meiſter ver Abgang des 
laſſen; er muß aber demſelben⸗ Vierzehn Tage. vor- Geſelen. 
ber aufſagen. 


9. 386. Doch iſt den Meiſter die Aufkͤndigung 
anzunehmen nicht verbunden, wenn, die Zeit des 
Abzuges auf eine Miſſe, oder einen Jahrmarkt, 

oder innerhalb Vierzehn Tagen vor den Meſſen | 
Ee 3 und 


Nechte der 
Gesellen, 
berhaurt. 
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und Jabrmͤrkten, oder vor den hohen Seſten ein⸗ 
fallen wurde. 

F. 387. Vielmehr kann alsdann der Geſelle erſt 
nach deim Feſte, oder nach dem Ende der Def, 
oder des Jobtmartts ab tiehen. 

F. 386. Hor der Weeiftet ſich an dem Gesellen) 
ohne gegebene dringen de Veranlaſſung „ thatlich 
vergriffen: ſo iſt der Se ſofort aus der Arbeit 
zu gehen berechtigt. 

H. 389. Will der "Sr fette feine Wenderſchaft 
fortſcgen: io dart ihm ſeine Kundſchaft, ohne Ein⸗ 
willigung des Maiſters, beit welchem er zuletzt ge⸗ 
arbeitet hat, nicht verab folet werden. 

$ 3900 Der Meifler dorf in die Aushͤͤndigung 
der Kun schaft bey eigner Vertretung nicht willi⸗ 
gen, wenn er weh, daß der Geſelle Schulden ges 
macht, oder 35 brechen begangen hat. 

$ 391: Viehnehr muß er feine Wiſenſchaft 
davon dem Gemerksbeyſither anzeigen. 

„ 92. Findet der Mieiſter gegen den Abzug 
des Geſellen, kein Bedenken; oder iſt der vorge⸗ 
waltete Anſtand hinlönalich gehoben: ſo muß die 
Kundſchaft dem Geſellen zurückgegeben, und dar⸗ 
unter vermerkt wrden: wie lange der Geſelle an 
dem Orte ſich aufgehalten, und wie er, nach dem 
Zeugniſſe feiner Meiſten, ſich betragen habe. 

F. 393. Mach zurückerhaltener Kundſchaft muß 
der Geſelle feine Reiſe ſo ort antreten. 

„394, Wird er daran durch Zufall verhin⸗ 
dert: fo muß er die Kundſchaft bey dem Gewerke 
anderwelt niederlegen. 

$. 395. Thut er beyden nicht: ſo muß ihn die 
Obrigkeit, auf des Gewerkes Anzeige, als einen 
landſtreicher anfehen und behandeln, 

$. 396. Die Geſellen machen unter ſich keine 
Commune oder privilegttte Geſellſchaft aus. 


F. 397 
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F. 397. Sie ſind nicht berechtigt, eigenmoͤchtz⸗ 
ger Weiſe Verſammlungen zu halten. 

F. 308. In Fallen, wo ibnen dergleichen Wer 

ſamm ungen nach den Zunftartifeln oder Po⸗ 
lizeygeſetzen geſtattet ſind, mäſſen dieſelben 
nur mit Vottoiſſen der Gewerksaͤlteſten gehalten 
werden. 
9. 399. Uebrigens hat es bey den Polizeyzeſe⸗ 
hen und Zunftartikeln, wornach den Geſellen er⸗ 
laubt iſt, einen Altgefellen zu wählen, und unter 
deſſen Rechnungsfüßrung eine eigne Caſſe aus Ir 
ren Biytrͤgen, zu gemeinſchaftlichen Bedürfnis 
fen, beſonders zur Verpflegung kranker oder ſonſt 
verunglückter Gesellen zu etrichten, auch noch fer⸗ 
ner fein Bewenden. 

9. 400. Doch find die Geſellen, auch in dieſen 
Angsſegenheiten, der Aufſicht der Gewerksäͤlteſten 
und des Bey ſißers unterworfen. 


Vierter Abſchnitt. 
Von Künſtlern und Fabrikanten. 


F. 401. Bon Känſtlern, deren Gewerbe in eine Kürten, 
Innung oder Gilde eingeſchloſſen iſt, gilt alles, 
was von Zänften und deren Mitgliedern im vor 
bergehenden Aeſchnitte verordnet wied. 
H. 40. Wo keine dergleichen Innung vorhan⸗ 
den iſt, da kann eine Kunſt der Regel nach von 
einem jeden, welcher damit fortzukommen ſich ge⸗ 
trauet, dusgeͤbt werden. ($ 179. 180.) 
F. 403. Auch iſt ein jeder ſolcher Künſtler dle 
von ihm ſelbſt verfertigten Arbeiten, ſowogl inn⸗ 
als außerhalb feiner Wohnung, gleich einem zuͤnfe 
nigen Meister, (5. 263. lad.) zum Verkauf feil zu 
Le: berechtigt. 
§. 404. Ein Künstler, welcher bey der Aka- Brache 
demie der Känſte aufgenommen und eingeſchte. ede 
u Ee 4 ben 
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mifben ben worden, kann fein Gewerbe überall in RS 
“  niglichen tanden treiben, ohne daß irgend einer 
Zunft oder Gilde ein Recht zum Widerſoruche dar 

gegen zusteht. 

5. 403. Wer einem ſolchen akademiſchen Kuͤnſt⸗ 
ler ein ſelbſt erfundenes von der Akademie aner⸗ 
kanntes Kunſtwerk ohne feine Genehmigung nach⸗ 
macht, und zu feinem Nachtheile verkauft, der 
fol mit Funfzig Shalern Strafe belegt werden. 

F. 406. Erben des Kanſtlets, auf welche das 
Privilegium nicht beſonders und ausdrücklich er⸗ 
ſtreckt worden, haben ſich dieſes Vorrechts nur 
zum Behuf des Abſatzes der noch von dem Erb⸗ 
laſſer verjertigten und hinterlaſſenen Vorraͤthe zu 
erfreuen. 

Sabriten. $ 40% Anſtalten, in welchen die Verarbeis 
tung oder Verfeinerung gewiſſer Maturerzeugniſſe 
im Grofien getrieben wird, werden Fabriken 
genannt. 5 

Fabrik, un. F. 408. Der, welcher eine dergleſchen Anftalt 

Ann Habe für ſeine Rechnung betreibt, heißt ein Fabrik 

kanten. Unternehmer, und diejenigen, welche in einer 
ſolchen Anſtalt arbeiten, führen den Namen der 
Fabrikanten. 

9. 409. Diejenigen, welche eine zunftmäfige 
oder andre Profeßion für eigne Rechnung einzeln 
betreiben, ſind, wenn ſie auch im gemeinen leben 
Fabrikanten beißen, dennoch nur nach den Vor 
ſchriften des vorhergehenden Abſchnitts, je nach⸗ 
dem das Gewerbe in eine Innung eingeſchloſſen if; 
oder nicht, zu beurthrilen. 

* . 410. Die Erlaubniß zur Anlegung einer Zar 
lden brik zu ertheilen, kommt allein dem Staate zu. 
ihne. „411. Dergleichen Erblaubniß iſt als ein Pris 
vilegium anzuſehen und zu deuten. 
42. Wird die Etlaubniß zur Anlegung 
einer neuen Fabrik fur ein an ſich zunftmußiges 
Gewer⸗ 
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Gewerbe, an einem Orte, wo ſchon eine ſoſche 
Zunft vorhanden iſt, oder in der Nähe deſſelben 
nachgeſucht; fo ſoll vor deten Ertheilung zuvör⸗ 
derſt allemal die Zunft, deren Intereſſe es betrifft, 
vernommen werden. 
K. 413. Die Unternehmer der Fabriken haben, Nuchtz der 
in Ruͤckſicht auf den Betrieb derſelden, und den Baar 
Abſatz der darin verfertigten Waaren, kaufmän⸗ > 
niſche Rechte. 2 
H. 414. Sie bedürfen zu deren Ausübung kei 
ner Aufnahme in die Kaufmannsgilde, auch da 
nicht, wo dergleichen Gilde. ſonſt vorhanden iſt. ö 
„ 415. Zur Vereinzelung ihrer Fabrikwaaren HI 
find fie in der Regel nicht berechtigt. a 1 
F. 416, Sie geniefen in dem Vermögen ihrer | 
Arbeiter und Abnehmer, bey einem darüber ent⸗ N 
fiehenden Concurs, das in der Eoncursordnung‘, | 
näher beftimmte Vorrecht. N 
$e 417. Eigentliche Fabrikanten (H. 408.) find Rechte der | 
dem Zunftstwange und den, Statuten. ber Zünfte len 
! 
j 


nicht unterworfen. | 
H. 418. Sie nehmen aber auch an den Vorrech⸗ 1 
ten und Privilegien der Zünfte keinen Antheil. 
$: 419. Die von ihnen ausgelernten Arbeitet | 
haben fich der Rechte der Zunftlehrlinge und Ge ö 


ſellen nicht zu erfreuen, I 
H. 420, Doch kann ein Zunftgenoſſe, ohne. 

Nachtheil ſeiner Zunftrechte, ſich als Arbeiter in I 

Sabriten brauchen laſſen. | 


F. 427. Eigentliche Fabrikanten ſind nicht be⸗ | 
rechtigt, die von ihnen verfertigten Waaren für I 
eigne Rechnung feil zu bieten; ſondern fie follen 
bloß für den Unternehmer der Fabrik, und nach 
deſſen Beſtellung arbeiten. x 

H. 422. Kein Fabrikunternehmer ſoll diejenl⸗ 
den, welche in einer ähnlichen Anſtalt bisher 
earbettet haben, in die ſeinige aufnehmen, ebe 

Ee 5 die 
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dieſelben ihre Entlaſſung durch ein ſchriftliches 
Zeugniß datgethan haben. 

F. 423. -Uebrigens ſind die Verhäͤltniſſe zwi 
ſchen dem Fabrifun ternehmer, und den Fabri⸗ 
kanten, nach dem Inhalte des unter ihnen beſte⸗ 
henden Contrakts, und nach den über dergleichen 
Conttakte enden Grfegen zu Beuschälend 
(Th. 1. Tit. Kl. Aeſchn. VIII.) 


Fünfter Abſchnitt. 

Don Brauern, Gaſtwirthen, Garkoͤchen, 
und Andern, welche mit dem Verkaufe 
zube reiteter Speiſen oder Ge 
tränke ein Gewerbe treiben. 

K. 424. Jeder, der in einer Stade den Ders 
kauf zudereiteter Speiſen oder Getränke als ein 
buͤrgerliches Gewerbe treibt, iſt ſchuldig, die dies 
ſem Gewerbe noch den Statuten und Polizevord⸗ 
nungen des Orts vorgeſchriebenen Graͤuzen genau 
zu beobachten. 

H. 425, Neue bisher nicht vorgeſchriebene Eins 
ſchroͤnkungen iſt kein Stadtmagiſtrat, ohne aus⸗ 
druͤckliche Genehmigung der fandes = Polizen⸗In⸗ 
fun fefizuf-ßen befugt. 

„426. Ob die Braugerechtigkeit in einer Stadt 
Kg Cömmercyvermoͤgen gehoͤre; oder einzelnen 
Bürgern bengelegt ſey, iſt nach der hergebrachten 
Verfaſſung eines jeden Orts zu beſtimmen. 

. 427. Nach eben dieſen Verfaſſungen muß 
beurtheilt werden: ob die den einzelnen Bürgern 
beygelegte Braugerechtigkeit auf gewiſſen Hoͤu⸗ 
fern hafte, oder gewiſſen ausſchließend dazu bes 
rechtigten Perſonen zukomme. 

d. 428. Ferner: ob jeder Berechtigte zu allen 
Zeiten, oder nut nach einer gewiſſen Reihe, und 
ne, oder mit Einſchraͤnkung auf ein gewiſ⸗ 
ſes Maaß, zu brauen befugt ſey. 5 

5. 


129. 
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§. 429. Wo das Braurecht einzelnen Bürgern 
oder Hausbeſizern zukommt; da maͤſſen dieſel⸗ 
ben in det Megel der dazu öffentlich beftellten und 
verpflichteten Perſonen, ſo wie des vorhandenen 
gemeinſchaftlichen Braus, Malz > und Darrhauſes 
ſich bedienen. 

$. 430. Braugerechtiakeiten, die auf Hzuſern 
haften, können in der Regel ohne diefe Grund⸗ 
ſtüche nicht veräußert werden. 

F. 457. Doch kann der Berechtigte die Aus⸗ 
uͤbung ſeires Nichts, von einer Zeit, oder von 
einem Falle zum andern, auch einem Dritten 
übertragen. 

9. 432. Wo das Reihebrauen unter den Bör⸗ 

gern oder Hausbeſitzern eingeführt iſt; da iſt in der 
Regel ein jeder befugt, das von ihm in ſeiner Ord⸗ 
nung gebrauete Bier auch in feinem Hauſe aus zu⸗ 
ſchenken; wenn ihm gleich ſonſt die Schenkgerech⸗ 
tigkeit oder der Ausſchank nicht zukommen. 
. 433. Wo die Braueren in einer Gilde oder 
Jynung eingeſchloſſen iſt, da finden die Vorſchrif⸗ 
en des Dritten Abſchnittes auch in Muͤckſicht des 
Zunftzwanges Anwendung. 

a 4. Gar che find berechtigt, die von ihnen Barfthen 
baren Speiſen auch außerzalb ihrer Woh- ia 

ſungen zu verkaufen. ien. 
$- 435: Gaſtwirthe durfen bloß in ihren Woh⸗ 


nungen Gäſte für Geld mit warmen Speiſen 


bewirthen. 

H. 436. Sie haben, mit Ausſchließung der 
Garlöche, Bier⸗, Wein⸗, und Koffeeſchenken, 
das Recht, Fremde für Geld zu beherbergen. 

. 437. An Orten, wo Gaſthoͤfe vorhanden 
ind, feilen auch andre Einwohner fremde Rei⸗ 
ende, die in dem Gaſthofe unterkommen können, 
für Geld nicht aufnehmen. r 


F. 438. 


Bechteswis. H. 444. Gaſtwirthe find, ſchuldig, für alles zu 
Hawn, haften, was die von ihnen, oder ihren dazu be 

Rh und ſtellten, deuten, aufgenommene Neifende. in dal 
elienden. Gaſthaus gebracht haben. 
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9.438. Verdächtige mit Päffen nicht verfehene: 
Heute durfen Gaſtwirthe weder aufnehmen. noch 
dulden. 

$: 439. Sie ſind schuldig, die zur Nachthen 
berge bey ihnen eintehrenden Pelſonen, in Staͤd⸗ 
ten dem Magiſtrat, auf den, Dörfern aber dem 
Schachen anzuzeigen. 

„ Ueberhaupt ſind Gaſtwirthe der gei 
nauefien Aufſicht der Poligen. unterworfen, und 
muͤſſen ſich alle zur Erpaltung der öffentlichen Ord⸗ 
nung und Sicherheit nöthig gefundene Veranſtal⸗ 
“ungen ohne Widerrede gefallen laſſen. 

1. Auch die von der Polizen vorgeſchrie⸗ 
bene Taxe dürfen fie. unter keinerley Vorwandt 
uͤherſchreiten. 

F. 442. Gaſtwirthe, die ſich wiederholter Ues 
berttetungen der ihnen vorgeschriebenen Polizey⸗ 
geſctze, oder, beharrlicher Widerſpänſtigkeit gegen 
die Anordnungen der Polizey ſchuldig machen, job‘ 
len ihres Gaſtwirthsrechts durch richterliches, Er⸗ 
kennttiß für verluſtig erklärt werden. 

443. Wie Gaſtwirthe, welche wiſſentlich 
Diede oder Diebeshebler bey ſich aufnehmen und 
dulden, beſtraft werden ſollen, verordnen die Erl 
minalgeſetze, 


$ 445. Mehrere, welche Eine Gaſtwirthſchaft 
gemeinſchaftlich treiben, haften den Reiſenden 
Einer fuͤr alle, und alle für: Einen. 

446, Diejenigen Perſonen, deren ſich del 
Gaſtwirth zur Anweiſung des Mlotzes fuͤr die. Rel 
ſenden, ihre Wagen und Sachen bedient, find 
für ſelche zu achten, die er zu deren Aufnahme br 
stellt hat, 

N 4 
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F. 447. Von der Vertretung eines an den aufs 
genommenen Sathen entstandenen Verluſtes oder 
Schadens, iſt der Gaſtwirth nur alsdann fley, 
wenn ausgemtttelt werden kann, daß dieſer Scha⸗ 
de durch eignes großes eder mäßiges Verſchulden 
des Reiſenden, oder durch äußere Gewalt und Zu⸗ 
fälle, die der Wirch, bey der ſorgfaltigſten Aufs 
merkſamkeit, weder vorker ſehen, noch verhüten 
können, entſtanden find. 

F. 448. Erktört der Gaſtwirth ſogleich beo der 
Aufnahme, daß er für die eingebrachten Sachen 
nicht ſtehen wolle; ſo haftet er nur für einen fol: 
chen Vetluſt, welcher von ihm ſeldſt, oder von 
feinen leuten, aus grobem oder mäßigen Verſeten 
verurſacht worden. 

. 449. Unter die Perſonen) für welche der 
Wirth haften muß, gehören auch die dem Reis 
ſenden von ihm empfohlnen kohnkutſcher und 
lohnbediente. 

$. 450. Dadurch, daß der Wirth dem R. 
ſenden ein zum Verſchließen eingerichtetes Beha 
niß fur ſeine Sachen anweiſet, und ihm die Schluͤſ⸗ 

el dazu einhaͤndigt, wird er von der Vertretung 
nicht frey. 

. 481. Iſt aber der Reiſende ben dem Ver⸗ 
ſchließen nachſaßtg, oder in Aufbewahrung der 

hläffel unvorſichtig geweſen: ſo muß er einen 
Schaden, der nicht erweislich durch den Wirth 
oder feine beute entſtanden iſt, ſelbſt tragen. 

F. 452. Hat der Relſende den Wirthe die in 
verſchloſſenen Koffern, Kiſten, oder andern Be⸗ 

leniſſen enthaltene Sachen nicht nahmentlich ge⸗ 
gezeigt: fo muß er, dey angeblich erlittenem Ver⸗ 
luſte die Beſchaffenteit und den Betrag der weg⸗ 
gekommenen Sachen nachwetſen. 

F. 433, Iſt jedoch der Meifende eine unver⸗ 
bächtige Perſon, die nach ihrem Etande und Ge⸗ 

werbe, 


Rechte der 
Mporbiter, 


446 Zweyter Theil. Achter Titel 


werbe, dergleichen Sachen, als ihr vorgeblich 
weggekommen find, bey ſich zu fuhren pſſege : ſe 
muß dieſelbe, in Ermangelung andrer Beweismſt⸗ 
tel, zur eidlichen Beflärkung ihrer Angabe uͤber 
die Beſchaffenheit und den Werth A u. 
menen Sachen gelaſſen we den. 

9.484. Hat der Reſſende dem Gaſtwirche 40 
was von den eingebrachten Sachen zu deſſelben 
eigner unmittelbarer Aufbewahrung; onvtrteaut: 
fo bat der Gaſtwirch baden alle, Pipe und 
„Verktetungen eines Verwahrers. (Lb. de ee 
Abſchu. 4. J. ost 
455. Dem Gaſſwüethe 17019 wegen fol 
ner B06 lung ſür Quartier und Bewutbung, af 
die eingebrachten Sachen eben die Rechte, wie ei 
meim Vermiether wegen des zu fordern, babenden 
Mierbgeldes. (Tg. I. Tit. XXI. H. 395.0 


Sechster Abſchnitt. 
Von Apothekern. 


F. 456. Adotheker ſind zur Zubereitung det 
Arzeneymietel , ingleichen zum Verkaufe dufelben 
und der Gifte, ausſchließend berechtigt. 

„ 457. Moturerzeugniſſe, welche, außer de 
Medici, auch zu andern Fabriken⸗ Haus opel 
Küͤchenbeduͤrfniſſen gebraucht werden, mögen Abo 
thefer ebenfalls führen, und, jedoch nur in Feb 
nern Quantitäten, verkaufen. 

Hast, Zum Handel mit Gewürz oder anden 
Makerialwaaren ſind die Apotheker, als och 
niche berechtigt. 

K. 459. Doch hat an Orten, wo kein bone 
rer Gewürzkraͤmer oder Materialiſt angeſetzt 
der Apotheker die Vermuthung für, ſich , dee 
auch mit Gewürzen und Materlalwagren zu an 
deln ausſchließtnd berschtig fen, 

5. 46 
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9. 470. Aerzte und- Wundärzte möͤſſen ſich der 
eignen Zubereitung der den Kranken zu reichen⸗ 
den Arzeneden, an Orten, wo Apotheker find, 
der Regel nach enthalten. 

$: 461: Auch fogenannte Arkane darf niemand, 
ohne beſondere Etlaubniß der dem Medieinalwe⸗ 
en in der Provinz vorgeſetzten Behörde, zum Ver⸗ 
kaufe betfertt gen. 1 

„452. Das Recht, zur Anlegung neuer Apo⸗ 
cheken Eraubniß zu geben, komt allein dem 
Staate zu, n 


ichen neue Eonerſſionen find 
u von Privilegien zu beur⸗ 


5 N 1 
464. Die Apotheker find der unmittelbaren pachten 

itt des Staats, und den von ihm angeordne⸗ leider. 
ten Medicinalbehörden unterworfen. 


. 808, Mur diejenigen, welche die Apotheker 
kunſt ordentl ch erlernt haben; zu deren Ausübung, 
nach angeſtelter Präſung, von der Medicinal⸗ 
behörde Lach g befunden; und zur Wahrneh⸗ 
en iber Obliegenheiten durch dieſe Behörde 

tet worden ind fa 5 
Borzufehen, „ſind faͤhig, einer Apotheke 

K. 476. Wem es an dieſen Etforderniſſen 
mangelt, der muß, zur Verwaltung einer durch 
Erogansgrecht oder font ihm zugefollenen Abe 

ee, einen nach obiger Vorſchrift qualiſteirten 
5 bel 10 

467, Ein ſolcher Proviſor hat die Rechte 
und Pffichlen eines e e ie 

F. 466. Kein Arzt ſell in der Megel eine eigne 
Apolbete befigen, oder dieselbe durch ſich ſelbſt, 
oder durch andre verwalten. 

g F. 469. Ein Apolheter iſt, bey Werluft feines 
echte) schuldig, dafür zu forgen, daß die noͤthi⸗ 

U gen 
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gen Arzeneymittel bey ihm in gehoͤriger Guͤte zu 
allen Zeiten zu haben ſind. 

F. 490. Auch muß er ſolche Veranſtaltungen 
treffen, daß das Publicum und die Kranken mit 
deren Zubereitung, es ſey bey Tage, oder bey 
Machte, ſchleunig gefordert werden. 

H. 471. Die 4 der Apotheker wegen 
der Zubereitung, des Verkaufs, und der Mer 
wahrung der Arzeneyen und Gifte, ingleichen we⸗ 
gen des Curlreus der Krankheiten, find im Eriml 
nalrechte beſtimmt. 

weſodre H. 472. Apotheker genießen, wegen ber einem 

den dee Gemeinſchuldner auf Eredit gereichten Atzenehen, 

ker. das in der Concursordnung näher beſtimmtt 
Vorrecht. 

F. 473. Die von ihnen nach kaufmänniſcher 
Art geführten Buͤcher, haben die Rechte und die 
Glaubwürdigkeit der Handlungsbuͤcher. 

$. 474. Auch in Anſchung des Wechſelausſtel 
lens genießen ſie die Rechte der Kaufleute. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von Kaufleuten. . 


„em, 6. 478. Wer den Handel mit Wogren ode 
der Naa Wechſein als fein Hauptgeſchaͤfte treibt, wird ell 
ute zu Kaufmann genannt. 

„nnen. F. 46, Will jemand unter dem Schuße det 
Staats Faufinänniiche Geſchoͤfte treiben: io u 
er dazu die Erlaubnif der Obrigkeit nachſuchen. 

F. 477. Ein Minderjäpriaer fell zu Freibung 
toufmänniſcher Geſchöfte ert nach erhaltene 
Groß ſaͤhrigkeitg Erllaͤrung gelaſſen werden, 

H. 478. Ein Großſobriger, welcher mit Wer 
wiſſen feines noch aut keben befindlichen Bauer 
und ohne deſſen ausdrücklich erllätten. Wider 
ſpruch, kaufmäͤnniſche Geſchafte zu ee 


a8 
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fängt, geht eben dadurch aus der voͤterlichen Ge⸗ 
walt. (Tit. II. 9. 212. 28. 

. 479. Wo Kaufmannsgilden oder Innungen 
vorhanden ſind, muß ein darin aufzunehmendes 
Mitglied den Erforderniſſen der Innungsartitel, for 
wohl in Anſehung der lehr jahre, als ſonſt, Ger 
nage leiſten. 

F. 480. An Orten, wo dergleichen Innungen 
beſtehn, hat nue der, welcher Darin aufgenommen 
iſt, die Rechte eines Kaufmanns. 

„ 481. Doch bleibt dem Staate, auch an ſol⸗ 
chen Orten, das Recht, einzelnen Perfonen außer⸗ 
halb der Innung, die Befugniß zum Handel durch 
beſondere Coneeflionen zu erhellen. (9. 154.) 

H. 482. Wo gar keine Gilden vorhanden, oder 
wo dleſelben nur für gewiſſe Arten der Kauſteute 
errichtet find, haben alle diejenigen, welche einen 
fortdauernden Waarenhandel, oder ein derglei⸗ 
chen Wechſelverkehr treiben, die Rechte der 

aufleute. 

„ . 483. Die Unternehmer der Fabriken haben, 

in. 1 auf den Betrieb derſelben, und den 
as der darin verfertigten Waaren, kaufmaͤnni⸗ 

ſche Rechte, fertig „ fi 

ö 2 F. 484. Eben dies gilt von Schifferhedern, in 

Mishuna der auf die Dipeberey unmittelbar Bezug 
babenden Geſchöͤfte. 

. 488. Bewohner des platten Landes, die nur 
mit ſeloſt erzeugten, oder durch landwirchſchaftliche 
Mittel veredelten Produkten; ingleichen Hanpwer⸗ 
Fe Fabrikanten, welche mit den von ihnen ſelbſt 
Vefertigten Arbeiten Verkehr treiben, find für 
Rauſleute nicht zu achten. 

8 FR) 485. Krämer in Dörfern und Flecken, Haus 

* 


Tihdler, und gemeine Viktuallenhändler, 
aben nicht die Rechte der Kaufleute. 


Augen. Befepb, Un. Band. Sr 9. 487. 
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F. 487° Wer nur einzelne Lieferungen über 

nimmt, wird dadurch noch kein Kaufmann. 1 
N. Nen $. 488. Eine Frauensperſon, welche für eigne 
Türe Rechnung Kaufmannschaft reibt, kann bey den 
Halten dahin einſchlagenden Geſchaͤften und Verbindungem 
5 auf die Vorrechte und Begünstigungen ihres es 
ſchiechts keinen Anſdruch machen, A 
$. 489. In ihren ubrigen Angelegenheiten abek 

bleiben ihr dieſe Rechte vorbehalten. 

H. 490. In zweifelhaften Fällen wird vermuthet) 
daß eine ſolche Perſon (F. 488.) die eingegangenen 
Verbindlichkeiten als handlungstreibende Frag 
übernommen habe. x 

$. 491. Auch wird von einer Frauenspetſon, 
welche Eigenthuͤmerin einer Handlung iſt, fo lane 
ge angenommen, daß ſie dieſer Handlung ſelbſt 
worftehe, bis von ihr ein Disponent beſtellt, und 
die Prokura nach H. 300. [ed. gehbrig bekannt 98 
worden iſt. 

F. 492. Alsdann hat fie ferner Für ihre Perſon 
weder die Rechte, noch die Verbindlichteiten eines 
Kaufmanns. 

H. 493. Jedoch iſt fie ſchuldig, alle der bekannt 
gemachten Prokura gemaͤß, vorgenommenen Hand“ 
lungen ihres Diſponenten, ſowohl mit dem Hand 
lungs , als mit ihrem übrigen Vermögen, zu ver 
treten. % 

$. 494. Die Verheſrathung einer Feauendpt 
ſon, welche Eigenthuͤmerin einer Handlung 
andert ihre Rechte und Verbindlichkeiten, in 
ſicht der Handlung und deren Betriebes, an Uu 
fur ſich nicht ab. 


getreten: ſo bot fir die Rechte und Verbindliche 
* keiten einer Kaufnannſchaft treibenden Beau M 
alsdann, wenn, zugleich verabredet und bekan 
genoh⸗ 
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gemacht worden, daß fie der Handlung mit vorſte⸗ 
ben ſolle. 8 

$. 496. Die Ehefrau eines Kaufmanns, welche 
dem Manne in feinen Geihäften baß bölfreiche 
Hand leiſtet, iſt ſelbſt an Orten, wo Gemein chaft 
er Güter uncer ihnen obwaltet, für eiue Kauf⸗ 
aaa treibende Frauensperſon noch nicht zu 

ten, 


$ 497. Wer von dem Eigenchümer einer Hand- 
lung, weſcher derſelben nicht vorſtehen kann oder 
wall, den Auftrag erhalten gat, feine Selle zu 
bertteten, wird Faktor, Disponent, oder Hand⸗ 
lungsvorſſeher genannt, 

„498. Steht der Eigenthuͤmer einer Hand. 
fung unter vöterlicher Gewaſt oder Vormundſchaft: 
> muß die Prokura von demjenigen ausgeſtellt 

den dem die Verwaltung feines Vermögens 
gebährt. 
$: 499. IR dieſer ein Vormund oder Curator; 
oder gehört die Handlung zum freyen Vermögen 
dun noch unter vöterlicher Gewalt ſtehenden Min⸗ 
äheigen: fo muß die obervormundſchaftliche 
enehmigung hinzu kommen. 
ſchrifclch d. Die Ertbeilung der Prokura muß 
1 geschehen, und gehörig bekannt gemacht 


ie 501. Iſt der Diſoonent einer Handlung über 

ic vorgeſeßt: fo. erſtreckt ſich der Auftrag öder 

r. „Arten der Geſcharte, welche bey der ihm über⸗ 
genen Handlung verfallen. 

sonderen 82, Soll du Macht des Dlſponenten in bes 
1 aun Fallen eimaefchränft Ten: jo muß dieſcs in 
= kokura beftimme, und mit derſelben gehöri⸗ 
Ons befannt gemacht werden. 


in an, 803. Für eine gebörige Befanntmachun 
if anden Fir. eine gehörige Bekanntmachung 


o die Handlung stablırt iſt, auf der Börfe oder 
f a durch 


wenn die Kaufmannschaft des Orte, ! 


l, Von 
Fragen 
und Die 
Weiden; 


) Kusel: 
Lurg der 
Protur. 


b) um 
ig, 


© Wer 
ama 
bung, 
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durch ihre Vorſteher, ingleichen die auswärtigen 
Correſpondenten, mit welchen die Handlung in Ver⸗ 
bindung Nee, durch Briefe davon benachrichtigt! 
werden,. 
$. 504. Die Firma oder Unterſchrift, deren ſich 
der Diſpotent bedienen ſoll, muß unter deſſen Hand“ 
ſchriſt den Correſpondenten mitgetheilt, und auf del 
Boͤrſe verwahrlich niedergelegt werden. 1 
. 505. An Orten, wo keine ordentlich einge 
richteten Börſen oder Kaufmannsinnungen find, 
muß, außer der ſchriftlichen Bekanntmachung an 
die Correſpondenten, die Erthellung der Pro! 
fura den ordentlichen Gerichten angezeigt; die 
Fiema bey dieſen niedergelegt; und den Kauffeutel 
des Orts durch die Gerichte davon Nachricht ek 
theilt werden. 
$. 506. Einfhränfungen der Prokura, die nicht 
gehörig bekannt gemacht worden, kommen dem Gl 
genchümer gegen einen Dritten, der mit dem Diff 
nenten ſich eingelaſſen hat, nur in fo fern zu arte) 
als ausgemittelt werden kann, daß diefe Einſchrö | 
kungen zeitig genug, auf andre Art, zur Wiſſen⸗ 
{hart des Dritten gelangt find. 
$. 507. Hat der Eigenthuͤmer einer Handlung 
jemanden, dem er keine Prokura ertheilt, glei 
wohl für ſeinen Faktor ſchrlftlich oder männlich al 
gegeben: fo wird er denjenigen verhaftet, wel 
dadurch verleitet worden, ſich mit demſelden eins 
laſſen. A 
5 508. So weit die Bekannemachung gebdeih 
erfolge iſt, ſteßt es in dem freyen Willen des Eigen 
thömers, ob er die von dem Faktor außer da 
Schranken der Prokura unternommenen Seid‘ 
genehmigen wolle, oder nicht. 
F. 509. Wegen einer binzukommenden AU 
dröcklichen oder ſtillſchwelzenden Genehm au 


a > en Theis, D. 
finden die Vorſchriften des Erſten Theils, 9.765 
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. 185 bis 19 1. und Tit. XIII. F. 143. 144, Au⸗ 
wendung. 

9. 510. Auch muß ein Handlungseigenthümer, 
ſobald er von dem Faktor oder von dem Dritten, 
mit welchem ein Geſchaͤft verbandelt werden, 
Macheiche erbölt, daß der Faktor dabey die 
Schranken der Prokura überſchrütten habe, ſich 
innerhalb der im Erſten Theile, Dit. V. 9. 90. ag. 
linen Friſten, über die Billigung oder Miße 
assung erklaren, oder allen aus dieſer 
SCH entſtandenen Schaden vertreten. (Tg. 

l. 5. 145. 146.) 
bonds, 511. Auch wenn ein Faktor nur zu einer bes 
rs Art don Gefchäften beſtellt worden, muß 
die doch die Bekanntmachung an dem One, wo er 
8 Geſchäfte betreiben sell, ingleichen an auswär⸗ 

de Handlungscorreſpondenten, nach obigen Vor⸗ 

tften geſchehen. x 
tur 5 512. Einſchrankungen, die fi aus der Na⸗ 
ner es Auftrages von ſelbſt ergeben, bedürfen kei⸗ 

ausdrücklichen Bekanntmachung. 
kauf 5513. Ein Faktor, der nur zum Waarenein⸗ 
1 er Verkauf auf Märkten und Meften beſtellt 
1 erbinder den Prinzival nue durch ſolche Hand 


Kata? ohne die er feinen: Auftrag nicht vollziehen, 


bund, S14 Soll ein folcher Falter Wechſcberbin⸗ 

wuß dl far den Prinzipal übernehmen konnen: ſo 
us ausdrücklich darauf gerichtet ſeyn. 
515. Hat ein Faktor, bey Vollsiehung ſct⸗ 

nee dufte, Faktor, bey 

ein Verbrechen begangen: fo if der Prinziwal 

3 5 eſchädigten nur in fo weit zum Schadens 

schu e als überhaupt ein Dritter dazu für 

0 = 
80. 1194 werden kann. (Th. I. Tit. VI. 


83 9. 516 


eine unerlaubte Handlung oder 


verblüden. 
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F. 516. Die vom Faktor bey Handlungsange“ 
legenheiten verwirkte Confiſcation trifft den Prim 
zipal, mit Vorbehalt des Regreſſes gegen den 
Fal tor. 

9. 517: Hat jedoch der Prineipal ſchon vormals 
ähnliche Handlungen des Faktors gebilligt: fo fick 
det der Regreß nicht ſtatt. 

g. 518. Auch haftet der Principal, bey dem LM 

vermdgen des Faktors, fur die Geldſtrafen wegen 
der von demſelden in Hans lungsangelegenheitem 
obgleich ohne fein Vorwiſſen, begangenen Berge 
bungen wider die Acciſe- und Zoll. Geſetze. 

F. 519: Bey andern Verbrechen des Faklotz 
bingegen iſt der Eigenthüͤmer fur die demſelben 
zuerkannte Geldſteafe an und für ſich nicht ver 
haftet. 

Heoben F. 520. Ohne ausdrückliche Einwilligung de 
haben Prinzipals iſt der Faktor nicht berechtigt, die ek 
inne. haltene Prokura einem Andern zu uͤbertragen. N 

. 521 Doch kann er zu einzelnen Angelegen 
heiten Berollmaͤchtigte beſtellen; auch ſich zu 
chen Gefchäften, die ein Kaufmann durch Hand 
lungsdiener und lehrlinge zu betreiben pflegt, die 
fer Beyhüͤlfe bedienen. 

2 Ver⸗ $. 522. Die Rechte und Pflichten zwiſchen dem 
dee Prinzipal und Foktor find hauptſächlich nach de 
deu bag Inhalte des unter ihnen geſchloſſenen Abkommen 
Haller. And wo dieſes nichts beſtimmt, nach den allgem 
nen geſetzlichen Vorſchriften von Bollmachesauft 
195 zu beurtheilen. (Th. I. Tit. XIII. F. 45 


0 1 
E F. Saz. Ohne ausdrückliche Erlaubniß des Peil 
zipals dorf fein Faktor Handlungsgeſchofte auf et" 
Rechnung treiben. ab 
$. 324 Hat er es dennoch gethan; ſo gehört 
ler dadurch erhaltener Gewinn dem Prinzipale. 


F. S580 
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F. 52 5. Beſteht eine ſolche Handlungsunterneh⸗ 
mung aus mehrern verbundenen Geſchaͤften: jo 
muß der Prinzibal, wenn er ſich den Vortheil bey 
dem Einen Geſchäfte zueignen will, auch den Scha⸗ 
den bey den übrigen mit übernehmen. 

H. 526. Der Faktor hat nach aufgehobener Pro⸗ 
kura das Recht, die in feiner Gewaßeſam befindli⸗ 

en Waaren und Sachen des Prinzipals fo lan 
zurückbehalten, bis er wegen ſeiner bey Gelegen⸗ 

eit der gehabten Prokura entſtandenen Forbetun⸗ 
gen befriedigt worden. 

F. 527. Doch kann dies Retentionsrecht nicht 
weiter ausgedehnt werden, als bis zum Betrage 
der auf wahrscheinlichen Oehnden beruhenden For⸗ 

erung des Faktors. (Th. J. Dit. XX. . 536. lad.) 
han. 52% Auch obne ausbräclichee Berfprecen 
aun ein Faktor für feine Bemühungen billige Ver⸗ 
gütung fordern, wenn er nicht ſchon vorher gegen 
in beſtimmtes lohn im Dienſte des Prinzipals ger 
inden hat, 

$. 529. Dieſe Vergütung muß, wenn die Pae⸗ 
ae ſich daruber nicht einigen konnen, nach dem 
Umfange der Geſchäfte und des dadurch bewirkten 
Jortheils, von vereideten Sachverſtäͤndigen be⸗ 
ünunt werden. 


. 530, Will der Handlungseigenthümer feinen e) Aufßhe ; 


Austrag widerrufen; fo muß er die Prokura zurück 

nehmen, und es gehörig bekannt machen. 

#6 K. 531. Diefe Bekanntmachung muß nach Vor⸗ 

dift des h. 503. (J. geſchehen. 

d. H. 53a, Denjenigen, welchen die Zuruͤcknahme 

er Prokura ſolchergeſtalt bekannt gemacht wor⸗ 

Perz wird der Handlungseigenthmer aus ihren 

Bu 8 geweſenen Faktor geſchloſſenen 
N ſchaͤften fa . 

werlich. und Geſchäͤften ferner nicht verant⸗ 
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F. 333. Gegen Andre aber kann der Handlungs⸗ 
eigen thuͤmer ſich nur dadurch ſicher ſtellen, daß er 
die Zurücknahme der Prokura viermol, von acht 
zu acht Sagen, durch die Zeitungen und Intelligenz: 
blätter der Provinz, wo der Sitz der Handlung 
iſt, betannt macht; außerdem aber an der Bbrſe, 
inglet an der Thuͤre des Hauſes, wo das Com. 
goir befindlich geweſen iſt, elne ſchriftliche Nachricht 
darüber anſchlagen, und Bier Wochen lang aus⸗ 
hängen laßt. 

„834, Sind dieſe Maaßregeln nicht beobach⸗ 
tet worden ſo wind der Peinztpal ſolchen Perſonen 
auch gus den nachherigen der vorhin ertheilten Pro⸗ 
kura gemaͤßen Handlungen des geweſenen Faktors 
verhaftet; in ſo fern nicht ausgemittelt werden 
kann, daß fie von dem Widertufe auf andre Art Wiſ⸗ 
ſenſchaft erhalten haben. 

F. 535. St eln Faktor nur auf eine gewiſſe be⸗ 
ſtimmte Zeit beſtellt; ſo bedarf es nach Ablauf die⸗ 
ſer Zeit keines ausbräctlichen Widerrufs, in Ab⸗ 
ſicht derjenigen, denen dieſe Einſchränkung ger 
börig bekannt gemacht worden, oder die davon 
auf andre Art erwelslich Wiſſenſchaft erhalten 

gaben. 

H. 536. Gegen alle übrigen iſt zur Sicherſtellung 

des Prlnzipals, die Bekanntmachung der aufgeho⸗ 
benen Prokura in der h. 533. vorgeſchtiebenen Art 
nothwendig. 
9. 537. Will der Handlungseigenthuͤmer ſich 
wegen der von dem Faktor, während feiner Wer; 
waltung, vorgenommenen Gefchäfte, gegen unbe⸗ 
kannte Anſprüche ficher ſtellenz fo kann er ein gericht: 
liches Aulgebot nachſachen. 

9 538. Zu dieſem Aufgebote muf der Ter⸗ 
min auf Achtzehn Monathe hinausgeſeßt werden, 
und die in der Prozeßordnung vorgeſchriebene 
Bekannmachung, außer den Zeitungen und ne 

teilte 
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telligenzbfäctern der Provinz, auch durch die öffent⸗ 
lichen Blörter derjenigen Orte, torbin, das Verlehr 
der Hondlung bauptlächlich gerichtet geweſen iſt, 
geſchegen. 

H. 839. Werden nach ergangenem D 
urtel annoch Forderungen angebracht, 
den Büchern und ande 
nicht beraunt geweſen : ſo iſt der 3 
für dasjenige verhaftet, was aus dem Geſchafte 
wirklich an die Handlung gekommen iſt. 

F. 840, Stirbt der Handlungseigenchuͤmer; 
bleibt die von demſelben ertheilte, auf eine gen 
Zeir, oder auf ſeine kebenszeit ausdruͤctlich nicht 
eingeſchränkte Prokura, ſo lange bey Kräften, bis 
ſelbige von den Erben oder von den Gerichten wie 
derruſen wird. 

F. 541, So lange die Prokura des Faftors 
dauert, haben diejenigen, mit weſchen er Han 
lungsgeſchaͤfte getrieben hat, die Wahl: ob fie ihn dem 
oder den Prinzipal belangen wollen. . 

de 542. Doch darf der Faktor ſolchen Hand er wachte 
lungsgläubigern nicht weiter, als auf den Betrag gabe 
des in feinen Händen befindlichen Handlungsfonds 
gerecht werden. 

H. 843. Die ausſiehenden Forderungen der 
Handlung konnen gleichfalls, ſo lange die Prokura 
dauert, entweder von dem Prinzipale ſelbſt, oder 
von dem Faktor eingezogen werden. 

F. 544. Nach geſchehener Aufhebung der Pros 
kura kann nur der Peinzipal belangt werden, auch 
nur von ihm die Einziehung der ausſtegenden For⸗ 
derungen geſchehen. 

H. 545, Jedoch iſt ſowohl vor, als nach aufze⸗ 
bobener Prokura, der Faktor aus eignen Mlirteln 
verhaftet, wenn er ſich ausdrücklich zugleich fue 
ſeine Perſon verbindlich gemacht, oder die 
ken ſeines Auftrages überſchritten hat. 

875 


uſtons⸗ 
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W. Ton F. 546. Handlungsbiener oder lehrlinge, die in 
Nane offenen Gewölben oder laden angeſtellt worden, find 
nern und zu den dafelbſt gewöhnlich vorfallenden Handlungs⸗ 
AcbrUngen. gefchäften für bevollmöͤchtigt zu achten. 

F. 547. Sie können im kaden oder Gewölbe die 
daſelbſt befindlichen Waaren verkaufen, das 
Geld dafuͤr in Empfang nehmen, und darüber 
quittiren. 

$. 548. Auch Rechnungen über ausgenommene 
Wa ren können im Laden oder Gewölbe, gegen die 
von ihnen ausgeſtellten Quittungen, ſicher bezahlt 

werden. 

$. 549. Zu Geldauleihen, zum Wechſelausſtel⸗ 
len, Acceptiren oder Indoſſiren, zum Einkaufe, 
ingleichen zum Verkaufe auf Credit, oder in großen 
Partien, find bloße Handlungsdiener oder Lehrlinge 
nicht für bevollmächtigt atzufehen. 

50. Außer dem Laden oder Gewoͤlbe, kann 
an fie nur in fo fern ſicher bezahlt werden, als fie 
die Waaren, wofuͤr dir Zahlung erfolgt, oder die 
mit Quittungen verſehenen Wechſel, Aſſignatlonen, 
Rechnungen, und andere Schuldbriefe uberbracht 
baben. 

$. 551. Caſſirer der Bankiers und andrer Kauf 
leute, ingleichen Handlungsbediente, die auf Meſ⸗ 
ſen oder Märkte verſchickt werden, ſind in Abſicht 
der mit ihrer Beſtimmung verknuͤpften und daraus 
folgenden Geſchäfte, auch ohne beſondre Bekannt⸗ 
machung, als Faktore anzuſehen. 

F. 552. In wie fern, außſer dieſen Fällen, ein 
Handlungseigenthümer durch die von feinen Hand⸗ 
lungsbedienten oder fchrlingen vorgenommenen Ge⸗ 
ſchaͤfte verbindlich werde, iſt nach den Grundsätzen 
Lon Vollmachteaufträgen zu beurkhellen. (Th. l. 
Tit. XIII. $. 98. (99) 


9. 553 
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F. 553. Für die unerlaubten Handlungen der: 
ſelben haftet er nur in ſo weit, als die unerlaub⸗ 
6 22 5 eines Faktors ihn verbinden. 

. 515. lag. 

5 2 Ein Kaufmann, welcher auf jemandes v. Tom 
Namen und Credit, an deſſen Hausgenoſſen, Dienft: mer 
boten, oder Handwerker, Waaren verabfolgt, Waaren 
thut dieſes bloß auf ſeine Gefahr. Dienpber 

$. 555: Will er ſich an den, auf deſſen Namen ken. 
die Waaren abgeholt worden, wegen der Bezah⸗ 
kung halten: fo muß er ſich einer ſchriftlichen Ein⸗ 
willigung deſſelben verſichern. 

H. 556. Iſt dieſe Einwilligung nur auf Eine fies 
ferung gerichtet: ſo berechtigt fie den Kaufmann, 
nicht zu mehrern folgenden Lieferungen. 

F. 357. Hat aber jemand einem Andern die Voll⸗ 
macht, auf ſeinen Nomen Waaren abzuholen, 
ohne Einſchtaͤnkung ertheilt: fo kann der Kaufmann. 
mit der Verabfolgung an dieſen Bevollmäch⸗ 
tigten fo lange fortfahren, bis ihm die Zus 
ruͤcknahme der Vollmacht ausdruͤcklich bekannt ges 
macht wird. 

F. 588. Hält der Abnehmer mit dem Kaufmanne 
ein Buch, in welches die gelieferten Waaren, und 
der bedungene Preis eingeſchrieben werden: fo ifk 
jeder Abholer der Waaren, welcher dies Buch dem 
Kaufmanne vorzeigt, zum Empfange derſelben fuͤr 
bevollmächtiger zu achten. 

$. 559. Hat jemand einen Hausgenoſſen, Dienft: 
boten, oder Handwerker bevollmächtigt, AWuaren 
auf feinen Namen von einem oder mehrern aus⸗ 
druͤcklich benannten Handlungshäufern auszuneh⸗ 
men: ſo giebt dieſes andern Kaufleuten keine Be 
fugniß, demſelben in gleicher Art Waaren zu vers 
abfolgen. 

9. 560. Selbſt der Empfang der Waaren, bie 
auf jemandes Namen einem Andern ohne gehörige 


ges; 
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Legitimation verabfolgt werden) verpflichtet den 
Elupfaͤnger, in ſo fern derſelhe nur ſonſt für einen 
redlichen Beſißer zu achten iſt, noch nicht zu deren 
Bezahlung. 

F. 861. Vleſmihe haftet ein ſolcher Empfänger 
für den Werth der Waare aur jo weit, als er ſich 
ſonſt mit dem Schaden dis Werkäufers bereichern 
wuͤrde. 


I. Ven FH. 562. Ein Kaufmann kann ſich feiner Hand⸗ 


ben gehörig gefähtr find, 
ſtreitig gewordenen Forbes 


b ſungsbücher, wenn dieſe 
zum DBewelfe bey fe 
rungen bebienen, 

F. 363. Dieſe Beweiskraft erſteeckt ich jedoch 
s zur Handlung gehörende Waaren⸗ und 
Wechſelverkehr. 

F. 564. Bey Anlehnen und Bürsfchaften; wer 
gen eingebrachten Vernſogens der Ehefrauen; und 
anderer Geſchaͤfte, haben Vermerke in den Hands 
lungsbüchern keine mehrere Glaubwürdigkeit, als 
andere Privatverzeichniſſe. 

§. 568. Wenn auch dergleichen Forderungen 
(F. 564.) mit dem Handlungsverkehre in Bezie⸗ 
hung oder Verbindung ſtegen; fo koͤnnen dennoch, 
ſobald fie nicht ſelbſt aus einem Waaren⸗ oder 
Wechſelverkehr entſprungen find, die Handlungs⸗ 
bücher als Beweismittel dabey nicht gebraucht 
werden. 

$ 866. Sollen Handlungsbüͤcher Beweiskraft 
haben; ſo muſſen fie nach kaufmaͤnniſcher Art ge⸗ 
fährt jenn. 

$. 857. Mit dem Hauptbuche zugleich moͤſſen, 
nach dem Verlangen des Segentheils, auch die uͤbri⸗ 
gen Bucher, auf die daſſelbe ſich bezieht, vorgelegt 
werden. 

F. 368. Dieſe Bücher mäffen ſowoßl unter 
ſich, als mit dem Hauptbuche, bey den durch 
Sach⸗ 


e 
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Sachverſtaͤndige zu machenden Proben, überein. 
ſtimmen. 

569. Unter Kaufleuten haben dergleichen 
Hondlungsblüöcher volle Beweiskraft. 

$. 570. Weichen die Vermerke in den Boͤchern 
der in Streit befangenen Kaufleute von einander 
ab, und find beyoteleh Bücher gehoͤrig geführt: fo 
kann keins derſelben als ein Beweismittel für den 
vorliegenden Fall gebraucht werden. 

$ 571. Finden ſich aber gegen das Eine von 
beyden Büchern erhebliche Austellungen: ſo bat 
das andere, welches untadelhaft geführte worden, 
ſo lange Beweiskraft, als das Gegentheil nicht auf 
andere Art ausgemittelt iſt. 

9. 57. Gegen Andere, als Kaufleute, kann 

nur bey ſtreſtigen Maarenlieferungen ein Beweis 
aus den rn genommen werden; 
wenn durch Geſtöndniß, oder fonfh, bereits ausge⸗ 
mittelt iſt, daß die Wagen geltefett worden. 

F. 573. Alsdann kann die Zeit det geſchehenen 
lieferung: der Berrag und die Beſchaſfenheit der 
gelieferten Waaren ; der Preis, wofür fie behan⸗ 
delt oder verabfolgt worden; und die Zeit, binnen 
welcher die Zahlung erfolgen ſollen, aus den Hand⸗ 
lungsbuchern bewieſen werden. 

F. 574. Auch über den Umſtand: ob die liefe⸗ 
rung unmittelbar an den Beklagten, oder an beffen 
Hausgenoſſen, Dienſiboten, Handwerker u ſ. w. 
geschehen fen, if der Beweis aus den Handlungs⸗ 
büchern zulaßig. 

F. 575. Doch wirken die Bucher des Kaufmanns 
gegen einen, der kein Kaufmann iſt, in jedem Falle 
nur einen halben Beweis. 


9. 576. Wird dieſer halbe Beweis durch Gegen⸗ 


bewels mittel nicht geichwacht „ oder autgeheben: 
fo muß der Kaufmann zur eiollchen Beſtarkung ſei⸗ 
ner Bucher zugelaſſon werden. 


$. 577. 
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6. 577% Beh Sccietötshandlungen find die 
ſaͤmmtlichen Theilneßmer, welche zur Zeit der ges 
ſchehenen Lieferung der Handlung an dem Orte 
vorgeſtanden haben, zur eidlichen Beſtaͤrkung vers 
bunden. 3 

H. 579. Haben die Theilnehmer einen von ihnen, 
oder einen Fremden, der ganzen Handlung, oder 
doch der Art von Geſchaͤften, woraus die Schuld 
entſtanden iſt, vorgeſetzt: fo iſt nur dieſer zur eid⸗ 
lichen Beſtaͤrkung verpflichtet. 

F. 579. Sind die Bucher von einem Buchhalter 
geführt worden: ſo muß, auf Verlangen des Ge⸗ 
genthells, außer dem Handlungseigenthuͤmer odet 
Diſponenten, auch der Buchhalter den Eid ab⸗ 
leiſten. 

F. 580. Sit letzterer geſtorben, oder fein Aufent⸗ 
halt unbekannt: ſo iſt der Eid des Eigenthuͤmers 
oder Diſponenten allein hinreichend. 

F. 58 1. Wie zu verfahren ſey, wenn der Buche 
halter den Eid abzuleiſten Anſtand nimmt, iſt in 
der Prozeßordnung vorgeſchrieben. 

H. 582. Die Erben eines Kaufmanns muͤſſen die 
Michtigkeit der Buͤcher der Regel nach insgeſammt, 
jedoch nur auf die Art, wie Erben uͤberhaudt Hands 
lungen des Erblaſſers zu befcäftigen verbunden find, 
eidlich beſtaͤrken. 

F. 583. Hat aber Einer von den Erben die Die 
rection der Handlung übernommen, und ſolche bes 
reits länger als Ein Jahr gefuhrt: jo iſt deſſen al⸗ 
leinige eidliche Beſtärkung hinreichend, 

F. 584. Der eiduchen Beſtͤrkung bedarf es 
wicht, bey den von vereideten Buchhaltern gefuͤhe⸗ 
ten Büchern der Königlichen Bank, der Seegand⸗ 
lungs Geſellſchaft, des Lagerhauſes, der Gold⸗ 
und Silbermanmfaftur, und andrer oͤffentlichen 
Anſtalten, die mit dieſem Privilegio ausdrücklich 


verſehen find, 
H. 583. 
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F. 885. Den Handlungsbüchern der Juden, 
welchen die Rechte chriſtlicher Kaufleute verliehen 
worden, kommt eben die Beweiskraft zu, als den 
Büchern chriſtlicher Kaufleute, 

. 586. Dieſe Beweiskraft fchränft ſich jedoch 
nur auf ſolche Handlungsgeſchaͤfte ein, die nach 
dem Zeitpunkte vorgefallen find, da dee Jude die 
Rechte chriſtlicher Kaufleute erhalten hat. 

F. 587. Hat ein mit dieſen Rechten nicht ver⸗ 
fehener Jude die chriſtliche Religion angenommen: 
ſo haben feine Bücher nur in Abſicht der nach⸗ 
7 betriebenen Handlungsgeſchaͤfte Beweis⸗ 

aft. 

H. 588. Die Handlungsbuͤcher der Juden, wel⸗ 
che die Rechte chriſtlicher Kaufleute nicht haben, bes 
weiſen nur gegen deren Glaubensgenoſſen. 

F. 589. Iſt jedoch ein folcher Jude Unternehmer 
einer Fabrike, oder ein Bankler: fo beweiſen ſeine 
Bücher auch gegen chriſtliche Kaufleute, die ſich in 
Wechſel⸗ oder Fabrikengeſchͤͤfte mit ihm eingelaſſen 
haben. 8 

$. 590. In allen Follen aber konnen Handlungs: 
buͤcher, welche in juͤdiſcher Sprache geführt find, 
als Beweismittel nicht gebraucht werden. 

§. 591. Bücher der Brauer, Bäder, oder an⸗ 
derer Perſonen, welche ein öffentliches Gewerbe 
treiben, ingleichen der Krämer in Dörfern. und 
Flecken, haben keine Beweiskraſt, wenn ſie auch 
an ſich auf kaufmänniſche Art geführt wären, 

9. 592. Iſt aber mie dem Abnehmer ein Ge 
genbuch gehalten, und find in ſelblgem die aus⸗ 
genommenen Waaren oder geſelſteten Zablun⸗ 


gen eingeſchrieben worden: fo bewirkt dies, in den 
Händen des Abnehmers beſindliche Gegenbuch 
wider ihn, ohne Unterſchied des Standes, vol⸗ 
len Beweis, wenn er Acht Tage nach Einziehung 
der Sieferung verſtreichen luͤßt, ohne . 

ich 
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Richtigkeit des in dem Gegenbuche enthaltenen Ver 
merks gerichtlich zu proteſtiren. 

H. 59 3. Geht ein ſolches Gegenbuch ohne Ver⸗ 
ſchulden des tieferanten verloren: ſo laan derſelbe, 
gleich einem Kaufmanne, zur eidlichen Beſtärkung 
des in feinen Händen befindlichen Exemplars ver⸗ 
ſtattet werden. r 

F. 594. In Anſehung der von Kaufleuren unter 
einander betriebenen Gefchäfte, iſt die Beweiskraft 
der Handlungs bucher auf keine beſtimmte Friſt ein? 
geſchraͤnkt. Ä 

H. 895. Gegen die Erben eines Kaufmanns 
dauert die Beweiskraft eines Han buchs nur 
Faͤuf Fahre, vom Todestage des Erblaſſe 

H. 595. Gegen einen, der kein Kaufmann iſt, 
hat das Handlungsbuch nur binnen Jahresfriſt von 
Zeit jeder lieferung angerechnet, die Kraft eines 
balben Beweiſes. 

9.897. Nach Verlauf dieſes Jahres erlöſcht 
zwar die Beweiskraft, nicht aber das Necht des 
Kaufmanns, aus dem eingetragenen Vermerke, 
als aus einem ſchriftlichen Contrakte, zu klagen. 

F. 898, Auch die Bewelskraft konn dem Hand⸗ 
lungsbuche durch Einlegung eines Proteſtes erhals 
ten werden, wenn der Abnehmer die Königlichen 
Lande verlaſſen hat, oder fein Aufenthalt dem Kauf⸗ 
manne unbekannt iſt. 

F. 599. Ein ſolcher Proteſt muß aber vor Ablauf 
596.) vor Gerichten, oder vor einem 
Juſtizcommiſſarſo und Motario eingelegt werden. 

$. 600. Der Kaufmann muß daben entweder 
die Entfernung des Abnetzmers außerhalb der Kö⸗ 
nialichen Lande beſcheinigen, oder an Eidesfiatt er⸗ 
harten, daß er, aller augewendeten Mute unge 
achtet, den gegenwoͤrtigen Aufenthalt deſſelben nicht 
habe erforſchen können. 


$. 601. 
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$. 601. Er muß ferner fein Hauptbuch vor 
legen, und die Stellen deſſelben, worin ſeine 
Forderung enthalten iſt, dem Protefie einruͤcken 
laſſen. 

er 602. Durch den ſolchergeſtalt aufgenom⸗ 
menen Proteſt wird die Beweiskraft des Hand⸗ 
lungsbuchs bis auf Fuͤnf Jahre vom Dato beſſel⸗ 
ben erhalten; und ſie kann auch nachher, von Zeit 
zu Zeit, durch Wiederholung des Proteſtes verlaͤn⸗ 
gert werden. 

F. 603. Durch einen dergleichen Proteſt kann 
ein Kaufmann die Beweiskraft feines Handlungs⸗ 
buchs, auch gegen die Erben eines andern Kauf⸗ 
manns, über die $. 595. beſtimmte Friſt verlängern. 

$. 504. Uebrigens wird ein Kaufmann das 
durch, daß die Beweiskraft ſeiner Handlungs⸗ 
bücher erloſchen iſt, ſeiner Forderung ſelbſt noch 
nicht verluſtig. 

$. 605. Ein Handlungsbuch Kat keine Beweis⸗ 
kraft, wenn darin Blätter eingeklebt, eingeheftet, 
oder ausgeriſſen: oder wenn Stellen darin befind⸗ 
lich ſino, die durch Aenderungen unleſerlich gemacht 
worden. 

$. 606. Eben das findet ſtatt, wenn der Kauf⸗ 
mann, bey Führung der Bücher, Unrichtigkeiten 
begangen hat, die zu feinem Bortgeile abzielen. 

$. 607. Finden ſich Unrichtigkeiten anderer 
Art, und ſind deren mehrere: ſo muß nach dem 
Gutachten vereideter Sachverſtoͤndigen beurtheilt 
werden: ob dieſelben fo beichaffen find, daß da⸗ 
durch die Glaubwuͤrdigkeit der Bücher ganz ent⸗ 
kraftet werde. 

g. 608. Handlungsbuͤcher eines Kaufmanns, 
der eines Meineides, oder falſchen Zeugniſſes 
überführt; oder eines anderen feinen ehrlichen 
Namen fchändenden Verbrechens durch Urtel 
und Recht ſchuldig; oder für unfähig, einen Eid 

Allgem. Gefegb. U. Band. Gg zu 
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zu ſchwören, erklärt worden, verdienen gar kel 
nen Glauben. 

F. 609. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der 
Kaufmann einen betruͤglichen oder muttwilligen 
Bankrut gemacht bat. (Tit. XX. Abſchn. XIV.) 

$. 610, Iſt er nur eines fahrläßigen, oder un: 
beſonneuen Banlruts ſchuldig befunden worden: 
ſo koͤnnen ſeine Bucher zur Unterſtätzung anderer 
vortze denen Beweismittel gebraucht werden. 

F. 611. Hat ein Kaufmann auf den Grund ſei⸗ 
Bücher eine Forderung eingeklagt, deren bes 
rfolgte Zahlung ausgemittelt wird: ſo geht 
eweiskraft ſeiner Bücher auf immer verloren. 

6. 612. Wird jevoch erwieſen, daß er bloß we⸗ 
gen Untreue, oder Unordnung eines feiner Hand⸗ 
lunesbebienten, von der neichehenen Zahlung keine 
Weſſenſchaft erhalten habe: fo iſt die Beweiskraft 
feinse Bücher nur in Anſehung des Zeitraum, 
in welch m ein ſolcher Handlungsbedienter zur Füh⸗ 
rung der Bucher, oder Einkaſſirung der Gelder 
gebraucht worden, geſchwi 

F. 613. Aber auch für dieſen Zeitraum koͤnnen 
die Bücher zur Unterſtätzung anderer vorhandenen 
Bewetsmeſtel gebraucht werden. 

In Bon H. 614. Bey Handlungsgeſellſchaften finden 
Hal d. die allgenteinen Vorſchriften von Geſellſchaftsver⸗ 
File tragen überhaupt, in fo fern dieselben 7120 nicht ab⸗ 
4. über geöndert werden, Anwendung. (Th I. Tit. XVII. 
baupt; $ 186. (Jg.) 

. is Hat die Handlungsgeſellſchaft nur eins 
zelne beflimmte Geſchafte und Unternehmungen 
zum Gegenſtande: fo iſt keine öffentliche Bekannt? 
machung ndchia. 

1 §. 616. Auch bedarf es dazu unter Kaufleuten 
ü keines ſchriftlichen Contrakes, in fo weit deſſen 
| 


Stelle durch gehoͤrig geführte. Handlungsbuͤcher 
des einen oder andern Geſellſchafters erſetzt wird. 


6 Bis 9. 617. 
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§. 617. Soll aber eine fortwährende Societaͤts n, ee 
Handlung unter einer gemeinſchaftlichen Firma ee: bee 
richtet werden: ſo ſind bloße Vermerke in den Hand⸗ 55 
lungsbächern dazu richt hinreichend; ſondern die 
Verbundenen muͤſſen einen ſchriftlichen Contrakt 

daröber abfaffen. (Th. J. Dir. V. . 155 fg) 

§. 618. Die Geſellſchafter muͤſſen ferner die 
unter ihnen geſchloſſene Societat der Kaufmann⸗ 
ſchaft des Orts, wo die Handlung errichtet iſt, 
auf der Börſe, oder durch deren Vorſteher, be⸗ 
kannt machen. 

H. 619. Iſt an demſelben Orte keine Kaufmanns⸗ 
innung befindlich: ſo muß die errichtete Sotietaͤt 
der Obrigkeit des Orts angezeigt werden. N 

F. 620. In dem Einen ſo wie im andern Falle, IH 
muß zugleich die Füma, unter welcher die Socie⸗ 
taͤt ihre Geſchaͤfte zu treiben gedenkt, angezeigt, 
und die Handſchrift derer, die fie zu führen bes 


rechtigt ſeyn ſollen, auf der Boͤrſe, oder bey den | 
Gerichten, niedergelegt werden. 1 
$. 521. Ben Beſtim mung der Firma iſt darauf h 
zu ſehen, daß fich dieſelbe von allen bereits Öffents ll 
lich bekannt gemachten hinlaͤnglich unterſcheide. u 
H. 622. Ergiebt fich in der Folge, daß eine an⸗ 1 


dere bereits errichtete Handlung dergleichen Firma 
führe: ſo iſt dieſe ſpaͤter geſchtoſſene Soeietaͤt vers 1 
bunden, ihre Firma zu Ändern, 

F. 623, Soll das eine oder andre Mitglied von 
Betreibuma der Geſchoͤfte ganz oder zum Theil aus⸗ 
geſchloſſen ſeyn: fo muß dies in der Bekanntma⸗ 
chung ausdruͤcklich bemerkt werden. 

$. 624. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn 
die Rechte und Pflichten einzelner Mitglieder an⸗ 
ders, als es die Geſetze an die Hand geben, be⸗ 

ſtummt ſeyn ſollen. 

$. 625. So lande die gehörige Beranntma⸗ 
Hung nicht erfolgt iſt Ar) die Geſellſchaft 1 

9 3 
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200 Dich: 
kn vr du 


10 u . 
guus be 
lte. 


>) 80 
dem Bar 
triebe der 
Seicäite, 


468 Zweyter Theil. Achter Titel. 


der Rechte einer Handfungsfocietät gegen einen 
Dritten nicht bedienen. 

$. 626. Sie ſelbſt aber macht ſich durch die 
inzwiſchen vorgenommene Geſchaͤfte gegen einen 
Dritten allerdings verbindlich. 

d 627. Eine gleiche Bekanntmachung (§. 618. 
619.) muß allemal erfolgen, wenn in dem vorhin 
bekannt gemachten Inhalte des Vertrages, in Ab⸗ 
ſicht der Firma, oder der Perſonen, welche der 
Handlung vorſtehen, eine Veränderung vorgenom- 
men werden joll. 

H. 628. Auch muß von einer ſoſchen Veraͤn⸗ 
derung denjenigen auswaͤrtigen Handels päutern, 
mit welchen die Societaͤt bisher ſchon in Verbin 
dung geſtanden hat, noch beſonders Nachricht er⸗ 
theilt werden. 

$. 629. Die Verbindlichkeit unter den Contras 
benten ſelbſt, nimmt mit dem Tage des geſchloſſe⸗ 
nen Vertrages ihren Anfang. 

$. 630. Wegen der Beytroͤge zum gemeinſchaft⸗ 
lichen Pond finden die Grunoſätze des Erſten Theile, 
Tit. XXVII. F. 189. [eg. Anwendung. 

H. 631. Sollen jedoch die Geſchuͤfte der Socie⸗ 
taͤtshandlung durch neue Beytraͤge erweitert wer⸗ 
den: jo kann dies nur durch Uebereinſtimmung 
ſaͤmmiſicher Dirglirder geſchetzen. 

$. 632. Hat das eine oder andre Mitglied ohne 
eine ſolche u bereinſtimmung feinen Beytrag vers 
ſtaͤrkt, und damit die Geſchaͤfte der Sorirrätss 
handlung erweitert: fo iſt er als ein ſolcher zu 
betrachten, der fremde Geſchäfte ohne vorherge⸗ 
gangenen Auftrag beſorgt hat. (Th. I. Tit. XIII. 
$. 228. faq.) 

„. 633. Wenn der bekannt gemachte Inhalt des 
Sotletaͤtscontrakts nicht ein Andres beflimmt: jo 


iſt jedes Mitglied in Abſicht der gemeinſchaftlichen 
§. 634. 


Angelegenheiten als Faktor anzujchen, 
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$. 634. Sind aber die Societätsgeſchͤͤfte unter 
verſchledene Mitglieder vertheilt, und iſt dies ge⸗ 
höria bekannt gemacht: fo wird jeder nur in ſel⸗ 
nen Fiche als Faktor betrachtet. 


$. 635. Jedoch koͤnnen auch alsdann dieſeni⸗ 
gen Geſchafte, welche den Handlungsdienern oder 
kehrlingen zuſtehn, von jedem Mitgliede, welches 
nicht ausdrücklich von allen Gefchäften ausgeſchloſ⸗ 
fen iſt, guͤtig vollzogen werden. 

F. 636. Ein Mitolied, welches von dem Ber 
triebe der Socictätsgefchäfte nicht ganz ausgeſchloſ⸗ 
fen iſt, darf ohne Genehmigung der übrigen keine 
eigne Handlung, von eben der Art, als die So⸗ 
cletäͤtsßandlung if, errichten, oder als Geſell⸗ 
ſchafter daran Theil nehmen. 

$. 637. Hat aber ein Geſellſchafter ſchon zur 
Ziit feiner Aufnahme in die Societät eine eigne 
Dandlung gehabt: fo kann er fie fortſczen, in fo 
fern die Niederlegung derſelben nicht ausdrücklich 
vorbedungen worden. 

$. 638. Wenn ein Mitglied, ohne die aus⸗ 
druͤckliche Einwilligung der übrigen, feinen Se 
cietätsantheil einem Fremden überläft: fo kann 
dieſer von den übrigen Geſellſchaftern, weder 
die Einficht der Handlungsbuͤcher, noch Rech⸗ 
nungsablegung, noch andre Nachweiſungen über 
die betriebenen Geſchaͤfte, ſondern nur die Mit- 
theilung des jährlichen Abſchluſſes fordern. (Th. I. 
Tit. X II. $. 217. (ag) 

§. 639. Jeder Geſellſchafter iſt ſchuldig, dahin 
zu ſehen, daß uͤber die durch ihn beſorgten Ge⸗ 
ſchafte ordentliche Bücher nach kaufmoͤnniſcher Art 
geführt werden. 

F. 640. Wer dies unterlͤͤßt, verliert bey der 
Rechnungslegung, in Abſicht der durch ihn bes 
triebenen und nicht gehoͤrig eingetragenen G. 

83 3 ſchöfte, 
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ſchoͤfte, die Befugniß zur eidlichen Beftärfung 
(Tb. J. Tir. XVII. §. 220.) 

§ Sat. Auch iſt er den ubrigen Mitgliedern 
fuͤr allen dadurch entſtehenden Schaden ver⸗ 
haftet. 

$. 642. Sind in dem Contrakte keine beſondre 
Vetabtedungen getroffen: fo kann jedes Mitglied 
verlangen, daß am Ende des Jahres ein Inven⸗ 
tarium über das geſammte Societäͤtsvermoͤgen aufs 
genommen; alsdann der Abſchluß aus den Hand⸗ 
lungsbüchern angefertigt; und nach demſelben Ge⸗ 
winn oder Verluft vertheilt werde. 

H. 643. Bey dem Mangel andrer Beſtimmun⸗ 
gen muß dies am Ende des Monaths Dezember 
in jedem Jahre geſchehen. 

F. 644. Sind in dem Contrafte keine beſon⸗ 
dere Abreden getroffen: fo werden, bey Aufnah⸗ 
me des Javentarlii, die zum Handlungsverinoͤgen 
gehörenden Vorraͤche an Materialien und Waaren 
nur zu dem Preife, wofür fie angeſchafft find, und 
wenn der gangbare Werth zur Zeit der Inventur 
niedriger iſt, nur zu dieſem niedrigeren Preiſe 
angeſetzt. 

9. 645. Von ſolchen Materialien und Waaren, 
deren Werth durch das Liegen im lager vermin⸗ 
dert wird, ingleichen von den Seräthſchaften, 
welche ſich durch den Gebrauch abnußen, muß 
außerdem noch ein verhaͤltnißmaͤßiger Abzug ger 
macht werden. 

$. 646. Die ausſtehenden Forderungen der 
Handlung, welche nicht deygetrieben werden füns 
nen, muſſen ganz abgeſchrieben; die zweifelhaf⸗ 
ten aber nue mit einem verhäftnifmäßigen Abzuge 
angeſetzt werden. 

IBonden h. 647. Die Geſellſchaft wird ſowohl durch 
e , gemeinfchaftlich abgeſchloſſene und unterſchrie⸗ 
zel anbete. bene Vertrage, als durch die Handlungen eins 

zelner 
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zelner Mitglieder, in fo fern dieſelben als Faktore 
zu betrachten find. ($- 633 635.) verpflich 

H. 648. Wegen der übernommenen Wechſelber⸗ 
bindlichketten iſt das Nottzige im folgenden Ab⸗ 
ſchnitte vorgeſchtieben. 

H. 649. Wenn ein Geſellſchafter nicht im Na⸗ 
jetät, oder unter deren Firma Di 
träge fehle: ſo finden die Vorſchriften des Et 
ſten Theils Tit. XV ũII. F. 225, 226. und 228. Ans 
wendung. 

§. 630. Hat ein Mitglied der Societät die 
Schranken feines Auftrages überſchritten, oder 
unerlaubte Handlungen vorgenommen: ſo iſt die 
Verbindlichket der ubrigen Mitglieder nach 
den Grundſatzen von Faktoren zu beurtheilen. 
(. 516. 99.) f 

$. 651. Derjenige, welcher der Societät ein 
beſtimmtes Capital mit der Bedingung anver⸗ 
trauet hat, daß er, flate der Zinſen, am Gewinne 
oder Berluſte nach Verhältniß dieſes Capitals 
Theil nehmen wolle, wird ein ſtiller Geſellſchafter 
(Allocié en commandite) genannt. 

F. 652. Iſt ſein Name in der Firma nicht mit 
enthalten, noch er ſonſt als ein Geſellſchafter aus⸗ 
drücklich bekannt gemacht: ſo haftet er den Socie⸗ 
tätsgläubigern nur mit ‚feinem in der Handlung 
ſtehenden Capitale; und kann ein M hreres zu den 
Sccietätsſchulden beyzutragen, nicht angehalten 
werden. 

9. 653: Jedes Mitglied iſt von feinem einge⸗ 
legten Capitaſe gemöhntche Zinſen zu fordern de chen 
fuge, wenn nicht das Gegencgeil im Contrakte feft: 
geſetzt worden. 

F. 654. Vor angefertigtem jährlichen Ab⸗ 
ſchluſſe, und darnach angelegter Vertheilung des 
Gewinnſtes, kann kein Mitglied, ohne Genehmi⸗ 
gung der Übrigen, mehr als landuͤbliche Zinfen 
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ſeines eingelegten Capitals aus der Handlung 
nehmen. 

$. 655, Geſchieht es dennoch: fo muß von der 
mehr herausgenommenen Summe der bochſte ers 
laubte Zinsſatz entrichtet, auch dieſelbe, auf Vers 
langen des einen oder andern Geſellſchafters, for 
glich wi der herben geſchafft werden. 

. 656. Nach angefertigtem Abſchluſſe, und 
angelegter Verthellung hingegen, iſt jeder befugt, 
ſich ſeinen Antheil am Gepinne, in fo fern es ohne 
Zerrüttung der fortlaufenden Geſchaͤfte möglich iſt, 
baar herauszahfen zu laſſen. 5; 

F. 657. laßt ein Geſellſchafter feinen ausge⸗ 
mittelten Antheil am Gewinne, mit ausdruͤcklicher 
oder ſtillſchweigender Bewilligung der ubrigen, in 
der Handlung flehen: jo muß ihm derſelbe vom 
Ablaufe der nach $. 643. zu beſtimmenden Sotie⸗ 
taͤtsſahre, gleich dem eingelegten Capitale, vers 
zinſet werden. 

9 $. 658. Wenn ein einzelnes Mitglied aus der 
Ber eu Societät ſcheidet: fo muß dieſes jedesmal, nach 
tät. Votſchrift $. 627. 628. gehörig bekannt gemacht 
1) Aus⸗ 
tritt einzel, werden. a 8 
ner Mit“ $. 659. So lange dieſe Bekanntmachung nicht 
leder. geſchehen iſt, bleibt das ausgetretene Mitglied, 
auch in Anſehung der nach dem Austritte vorge⸗ 
nommenen Geſchaͤfte, denjenigen Socſetätsglau⸗ 
bigern, welche davon keine Wiſſenſchaft erhalten 
haben, verhaftet. 

$. 660. Dies finder auch alsdann ſtatt, wenn 
ein Mitglied von der Geſellſchaft ausgeſchloſſen 
worden. (Th. I. Tit. XVII. $. 262. und 263.) 

§. 661, Stirbt ein Geſellſchafter, welcher der 
gemeinſchaftlichen Handlung, oder einem Theile 

N derſelben, mit vorgeſtanden hat: ſo find, im 
Mangel eutgegenſtehender guͤltiger Verabredun⸗ 
gen, die Erben deſſelben berechtigt, mit dem 

Ablau⸗ 
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Ablaufe des nach F. 643. zu beſtimmenden Socie⸗ 
taͤtsjahres, in welchem das Abſterben erfolgt tft; 
die Societät zu verlaſſen. 

. 662. Auf gleiche Art find die übrigen Mit⸗ 
glieder befugt, den Erben die Societät zu kuͤn⸗ 
digen. 

$. 663. Bis zum Ablaufe des Jahres nehmen 
die Erben an dem Gewinne oder Verluſte der So⸗ 
cietär, gleich dem Erblaſſer, Theil. 

H. 664. Die übrigen Mitalieder, oder deren 
Faktore, betreiben fo lange die Geſchͤͤfte unter der 
Firma für gemeinſchaftliche Rechnung; und den 
Erben des Verſtorbenen ſteht bloß frey, zu Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte einen vereydeten Sachver⸗ 
ſtaͤndigen als Aufſeher zu beſtellen. 

$. 665. Die ausſcheidenden Erben müffen das 
für ſorgen, daß vor Ablauf des Jahres das Abſter⸗ 
ben ihres Erblaſſers, und ihr bevorfiehender Aus⸗ 
tritt, nach Vorſchrift H. 658. gehörig bekannt ge⸗ 
macht werde. 

$. 666. Welche Wirkungen, außer dem F. 661. 
beſtimmten Falle, das Abſterben eines Geſellſchaf⸗ 
ters habe, iſt nach den allgemeinen Vorſchtiften 
des Erſten Theils, Tit. XVII. H. 280. zu beur⸗ 
theilen. 

. 667. Wird uͤber das eigne Vermögen eines 
Geſellſchafters Concurs eröfnet: fo hört in Anſe⸗ 
hung deſſelben die Secietaͤt mit dem Tage der Con⸗ 
eurseroöfnung auf; und die übrigen Mitglieder 
find befugt, ſich nach näherer Vorſchriſt der Pros 
zeßſordnung, mit feiner Creditmaſſe aus einander 
zu ſetzen. 5 

9.668. Will außerdem ein Mitglied aus der 
Geſellſchaft treten: fo muß daſſelbe feinen Vorſotz 
den Uebrigen Sechs Monathe vor Ablauf des So⸗ 
cietäts- Jahres ankundigen. 


9 5 $. 669. 
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F. 669. In Anſehung der bey dem Ablaufe des 
Jahres, ohne ausdrücklichen Wider ſpruch des aus⸗ 
tretenden Geſellſe ſchon wirklich geichloffes 
nen Societätsge⸗ „ iſt derſelbe bis zu deren 
völligen Beendigung mit verhaftet. 

. 670. Bey der Auselnanderſetzung ſelbſt fine 
be Vorſchriften des Erſten Theils, Tit. XVII. 
$. 295. (ag. Anwendung. 

$. 671. Hiernach muß auch beſtimmt werden: 
in wie fern der austretende Geſellſchafter fein ein⸗ 
gelegtes Capital ſogleich zucuͤck fordern konne; oder 
ſelbiges gegen kaufmänniſche Zinſen noch länger 
fichen laſſen mäſſe? 

$. 672. Allen Socierätsgläubigern, welchen 
der Austritt gehörig bekannt gemacht worden, 
bleibt der ausgettetene Geſellſchafter nur auf Ein 
Jahr, ſeit dem Ablaufe des Societöts: Jahres, 
verhaftet. 

673. Wird eine Forderung erſt nach Ablauf 
dieſes Jahres fällig: ſo iſt die Jahresfriſt von dem 
Verfalltage an zu rechnen. 

F. 674. Mach Ablauf dieſes Zeitraums (F. 672. 
673.) konnen dergleichen Societäͤtsgläͤubiger ſich 
nur an die übrigen in der Societöt verbliebenen 
Mitglieder halten. 

F. 675. Iſt die Führung der ganzen Societäͤts⸗ 
handlung, oder eines Theils derſelben, dem auss 
getretenen Mitgliede allein übertragen geweſen: fo 
konnen die in der Societät verbleibenden Mitglie⸗ 
der, gegen unbekannte Anfprüche aus den von ihm 
vorgenommenen Handlungen, ſich eben ſo, wie 
der Prinzival gegen die Handlungen des geweſe⸗ 
nen Faktors (F. 538. d.) durch ein öffentliches 
Aufgebot ſicher ſtellen. (F. 540.) 

9. 676. Den Societätsglöͤubigern, welche ſich 
bey dieſem Aufgebote nicht gemeldet haben, bleibt 
jedoch ihr Recht gegen den geweſenen Geſell⸗ 

ſchaf⸗ 
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ſchafter, welcher feinen Austritt nicht gehörig be⸗ 
kannt gemacht hat, vorbehalten. 


F. 677. Sell die Secterztahandlung ganz auf >) n 


gehoben werden: ſo muß darüber Öffentliche 5, 


Bekanntwachung, nach Verſchrift g. 618, lag. per ere 


erfolgen. nt 

F. 678. Iſt dieſe Bekanntmachung unterblie⸗ 
ben: fo haftet jedes Mitglied denſenigen, welche 
auch ſonſt von der erfolgten Aufhebung der So⸗ 
cietär keine Wiſſenſchaft erlangt haben, für die 
von Einem oder dem Andern der geweſenen Ge⸗ 
ſellſchaſter, im Maren der Soeietär, oder unter 
deren Sitina, geſchloßnen Verträgen eben jo, als 
wenn die Societät nicht aufgehoben wäre. 

d. 679. Eneſtett ein Streit darüber, welcher 
von den geweſenen Geſtllſchaftern die bisherige 
Firma behalten ſolle: fo muß dieſelbe demjenigen 
zugeeigner werden, welcher den darin enthaltenen 
Hauptnamen zu führen berechtigt iſt. 

H. 680. Kann der Streit nach dieſem Grund⸗ 
faße nicht entschieden werden: fo gebührt dem⸗ 
jenigen, welcher ven Anfang an ein Mitglied der 
Societaͤt geweſen iſt, oder deſſen Erben, der 
Vorzug vor einem fpäter aufgenommenen Geſell⸗ 
ſchafter. 

H. 6g r. Kann auch hiernach die Streitfrage 
nicht beſtimmt werden: fo muß das koos ent 
ſcheiden. 

F. 682. Wegen Verhaftung der geweſenen Mit⸗ 
glieder gegen die Societäͤtsglaͤubiger, nach ges 
ſchetener Bekanntmachung, findet eben das ſtatt, 
was im Erſten Theile Tit. XVIII. §. 307. 199. vers 
ordnet worden. 

$. 693. Doch kann unter den F. 534. [ag. 
vorgeſchriebenen Beſtimmungen, dle Öffentliche 
Vorladung der unbekannten Glaͤubiger geſucht 


werden. 
$ 684 
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$. 684. Hat ein Kaufmann einem Andern, ber 
kein Kaufmann if, Waaren auf Borg gegeben: 
fo kann er, wenn keine Zahlungsfrift beſtimmt 
worden, nach Verlauf von Vierzehn Tagen, vom 
Tage der geſchehenen Einmahnung gerechnet, 
landuͤbliche Zinſen fordern. 

$. 685. Der ausdruͤcklichen Einmahnung fell 
es gleich geachtet werden, wenn der Kaufmann 
dem Abnehmer Rechnung zuſchickt. 

$. 686. Zum Beweiſe, daß, und wenn die 
Einmahnung geſchehen, oder bis zu welchem Tas 
ge der Credit gegeben ſey, ſoll der eidlich be⸗ 
färfte Vermerk in den Büchern des Kaufmanns 
binreichen. 

F. 687. Kann die geſchehene Einmahuung, oder 
der Tag, bis zu welchem Eredit gegeben worden, 
nicht nachgewieſen werden: ſo tritt die Verzinſung 
erſt mit Verlauf Eines Jahres vom Tage der ge⸗ 
ſchehenen Lieferung ein. 

F. 688. Iſt der Eredit bis zu einem beſtimmten 
Tage gegeben worden: ſo laufen von dieſem an, 
die Verzoͤgerungszinſen. 

$. 689. Vorfichende Befugniß, Zinſen zu for⸗ 
dern (F. 684. 687. 688.) wird nicht aufgehoben, 
wenn gleich der Kaufmann demſelben Abnehmer 
in der Folge noch mehr Waaren auf Eredit giebt. 

$. 690. Den zur Beſtummung des Zinsſatzes 
ergangenen landes oder Provinzialgeſetzen find 
auch Kaufleute der Regel nach unterworfen. 

. 591. Bey Darlehnen der Kaufleute finden 
die Vorſchriſten des Erſten Theils Tit. XI. $. 808. 
Anwendung. 

F. 692. Wenn jedoch einem Kaufmanne, der 
mit Waaren im Großen handelt, Gelder gegen 
bloße Haneſchrift oder Wechſel, und ohne ber 
ſondre Sicherheit, auf eine Sechs Monathe nicht 
üderſtelgende Zeit vorgeliehen worden: fo ſoll 
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dle Beſtimmung des Zinsſatzes lediglich der Ver⸗ 
einigung der Intereſſenten uͤberlaſſen ſeyn. 

$. 693. Nach Verlauf der Sechs Monathe aber 
finden nur die geſetzmaͤßigen Zinſen ſtatt. 

$. 694. Wed auch noch waͤhrend der Sechs 
Monathe über des Schuldners Vermögen Concurs 
eröffnet: fo kann der Gläubiger nur die geſetzmäͤßi⸗ 
gen Zinſen aus der Ma ſſe fordern. 

§. 69 5. Von den Vorſchuſſen, welche ein Kauf⸗ 
mann, bey Gelegenheit eines demſelben ertheilten 
Auftrages macht, iſt er vom Tage der Verwen⸗ 
dung an, Sechs vom Hundert jährliche Zinſen zu 
fordern berechtigt. 

$. 656. Kaufleute untereinander koͤnnen in 
Handlungsgeſchaͤften, auch ohne austrückliche Ver⸗ 
abredungen, die am Orte zwiſchen Kaufleuten ge⸗ 
wöhnlichen Zinſen fordern. 

§. 697. Wenn Kaufleute ſich untereinander 
wegen wechſelſeitiger Forderungen an Capital und 
Zinſen berechnen: fo iſt der, welchem ein Webers 
ſchuß gebuͤhtt, von dem ganzen Betrage deſſel⸗ 
ben, wenn gleich darunter Jutereſſen mit begtif⸗ 
fen ſind, jen ſeit dem Tage des Abſchluſſes ans 
zuſetzen berechligt. 

698. Ein Kaufmann, welcher kaufmoͤnni ıx, 
ſche Geihäfte für einen andern, er ſey Kaufmann WW 
oder nicht, beſorgt, kann dafür, auch ohne aus⸗ 
druͤckliche Verabredung, Proviſion fordern. 

F. 699. Dieſe Proviſion wird bey dem Waa⸗ 
reneinkauf oder Verkauf, von dem Beteage des 
Kaufgeldes; bey Zahlungen oder Geldhebungen, 
von dem Betrage der zu zahlenden oder zu erhebens 
den Summe; und bey Verſicherungen von dem 
gezeichneten Verſicherungsquanto gegeben. 

H. 700, Sind Waaren bey einem Kaufmanne 
niedergelegt worden: fo kann derſelbe für deren 
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gene ausdrädliche Verabredung fordern. 

Jol. Der Satz der Proviſion und des fager- 
gelbes ug nach demjenigen beſtimmt werden, was 
unter Kaufleuten am Orte oder in der Provinz ges 
woͤhnlich iſt. 

F. 702. Kaufleute find ſchuldig, Aufmerkſam⸗ 
keit anzuwenden, daß nicht andere Kaufleute 
durch ihre Empfehlungen verleltet werden, ſich 
mit unſichern Perſonen in Handlungsgefchäfte 
einzulaſſen. 

$. 703. Hat ein Kaufmann jemanden von miff⸗ 
lichen Vermoͤgensumſtoͤnden, oder unziwerlaßt⸗ 
gem Charakter, einem andern Kaufmanne, wi⸗ 
der beſſeres Wiſſen, als einen ſichern guten Mann 
empfohlen: ſo muß er allen Schaden erſetzen, wel⸗ 
cher bey den durch dieſe falſche Empfehlung uns 
mittelbar veranlaßten Geſchaͤften, aus dem Un⸗ 
vermögen oder unzuverlaͤßigen Charakter des Ems 
pfohlnen entſteht. 

$ 704 Hat er von den mißlichen Vermögens⸗ 
umſtänden, oder dem un zuverlaßigen Charakter 
des Emple einen keine Wiſſenſchaft gehabt: fo iſt 
er den Schaden nur alsdann zu vertreten ſchul⸗ 
dig, wenn er den Irrthum bey Anwendung det 
gewohnlichen Aufmerkſamkeit hätte vermeiden 
können. 

$ 705. Iſt die Empfehlung auf vorhergegan⸗ 
gene Anfvage des andern Kaufmannes erfolgt: ſo 
haftet er mir für ein grobes Verſehen. 

F. 706. In allen Fällen iſt der Empfehlende 
von der Vertretung ſrey, wenn ausgemittelt mer: 
den kann, daß der Beſchaͤdigte durch die Emopfeh⸗ 
lung nicht bewogen worden, ſich mit dem Empfohl⸗ 
nen ein zulaſſen. 

$ Desgleichen alsdann, wenn die Uns 
ſicherheit oder Unzuverlaßiskeit bey dem Ems 

pfohlnen 
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pfohlnen erſt nach der geſchehenen Empfehlung ent⸗ 
ſtanden iſt. 

H. 708. Auch erſtreckt ſich die Vertretung alle⸗ 
mal nur auf diejenigen Geſchaͤfte, welche unmit⸗ 
telbar nach der Empfehlung mit dem Empfohlnen 
geſchloſſen worden. 

6. 709. Hat der Beſchaͤdigte in der Zwiſchen⸗ 
zeit Gelegentzeit gehabt, von den Vermoͤgensum⸗ 
ſtoͤnden oder Charafter des Empfohlnen ſich ſelbſt 
zu überzeugen: fo füllt die Vertretung hinweg. 

F. 710. Wenn ein Kaufmann einem andern 
Kaufmanne ſchriftlich oder mündlich erklart, daß 
derſelbe einem Dritten auf ſeine Gefahr Credit ge⸗ 
ben konne: fo iſt er als Bürge zu betrachten. 

$. 711. Sowohl wegen einer ſolchen Vuͤrgſchaſt 
überhaupt, als wegen der Dauer und des Umkan⸗ 
ges derſelben, finden die Vorſchriften des Erſten 
Theils Tit. XIV. §. 288, (ga; Anwendung. 

§. 712. Hat aber ein Kaufmann an jemanden 
einen Exeditbrief ertheilt, und feinen. Correſpon⸗ 
denten angewieſen, dem Ueberbringer auf feine 
Mechnung zu zahlen: fo wird er jenem als Haupt 
ſchuldner verhaftet. 
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F. 713. Die nach einer beſtimmten geſetzli, A 


chen Form abgefaßten Verſchrelbungen, wodurch 


ſemand verpflichtet wird, eine Summe Geldes 


bey Vermeidung des ſogleich erfelgenden per⸗ 


sönlichen Arreſtes zu bezahlen, werden Wechſel 
genannt. 

$. 714. Hat der Ausſteller die Zahlung ſelbſt 

zu leiſten verſprochen: fo iſt ein trockner oder 

eizner Wechſel; wenn aber die Zahlung einem 
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Dritten aufgetragen worden, ein gezogner Wech⸗ 
ſel vorhanden. 

F. 718. Wer überhaupt unfähig iſt, Vertrage 
zu ſchließen, kann ſich nicht wechſelmuͤßig verbin⸗ 
den. (Th. l. Tit. V. 5. 9 31.) 

$. 716. Wer in Anſehung der Fähigkeit, Dar⸗ 
fehnsverträge zu ſchließen, eingejchränft iſt, kann 
keine Wechſelveroflichtung übernehmen: (Th. I. 
Dit. XI. h. 675. lag.) 

$. 717. Selbſt in den Foͤllen, da die von ders 
gleichen Perſonen geſchloſſenen Verträge, oder auf- 
genommenen Darlehne, unter gewiſſen Umſtaͤn⸗ 
den guͤltig werden, findet gegen fie weder wechſel⸗ 
mäßiges Verfahren, noch Wechſelexecution ſtatt. 
(Tb. 1. Tit. XI. 9. 709. la.) 

F. 718. In der Regel iſt nur derjenige wechſel⸗ 
fähig, welcher die Rechte eines Kaufmannes bat. 

$. 719. Dieſe Wechſelfähigk'it hört, auch nach 
niedergelegter Handlung, nicht eher auf, als bis 
eine Veränderung des Standes vorgegangen iſt. 
(Tb. I. Li. J. F. 6.) 

$. 720. Die Inhaber der Fabriken, insleichen 
die Apotheker, find in Anſehung der Wechſelge⸗ 
ſchaͤfte den Kaufleuten gleich zu achten. 

$. 721. Eben dies findet in Abficht derjenigen 
ſtatt, welche nach den beſondern Verfaſſungen ei⸗ 
nes jeden Ortes, die Befugniß erhalten haben, 
für eigne Rechnung zur See oder auf Ströhmen 
Schſffahrt zu treiben. 

F. 722. Dieſen wird, bey Seeſchiffen, der 
Capitän, oder derjenige, welchem die Führung 
des ganzen Schiffes anvertrauet worden, gleich 
geachtet. 

F. 723. Auch Juden ohne Unterſchied find dem 
Wechſelrechte unterworfen. 

$. 724. Frauensperſonen, welche Kaufmann 
ſchaft treiben, bleiben wegen der in dieſer Quz⸗ 
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lität geſchloſſenen Wechſelgeſchäfte ihren Glaͤubi⸗ 
gern, auch nach niedergelegter Handlung, wechſel⸗ 
mäßig verpflichtet. 

„725. Alle übrige: Perſonen weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, obne Unterſchied, find an ſich nicht wech⸗ 
ſelfaͤhig. 

$. 726: Wirkliche Beſitzer adlicher Guter, fer⸗ 
ner die Haupt: oder Generalpächter Lau desherrli⸗ 
cher oder Prinzlicher Aemter, ſind für wechſelfaͤhlg 
zu achten. v 

K. 727: Wenn der Befigtitel eines adlichen Guts⸗ 
beſitzers im Hypothekenbuche gelöſcht worden; oder 
wenn die Pacht aufgehoben iſt; ſo erlöſcht die dar⸗ 
auf gegründete Wechſelfapigkeit. 

§. 728. Alle übrige kandeseinwohner, außer 
vorſtehend benannten Perſonen ($. 718.74. 726. 
können ſich in der Regel nicht wechſelmäßig ver⸗ 
pflichten. (9. 931.932.) 

H. 729. Auch dadurch, daß jemand ſich für ei- 
nen Wechſelfähigen ausgegeben, und dieſe Angabe 
ſogar eivlich bejtarft hat, erlangt der Gläubiger 
kein Wechſelrecht. (Th. 1. Dit. V. 9.35, 36.) 

H. 730, . Die von ſolchen nicht Weihfelfähigen 
Perſonen ausgeſtellten trocknen Wechſel werden als 
bloße Schuldſcheine angeſeben; und andre von ih⸗ 
nen übernommene Wechſelverbindungen werden 
nach der Matur des dahey eigentlich zum Grunde 
liegenden Geſchaͤfts beurtheilt. do. gab h Ken l. 

F§. 731, Wenn jemand, der nach den Geſetzen 
nicht twechielfähie iſt, zur Unterſtätzung oder Aus⸗ 
breitung seines Verkehrs oder Gewerbes, ſich die 
Wechſelfͤhigkeit verſchaffen will: fo muß er ſich bey 
feinem ordentlichen verſönlichen Richler melden, 
und die Beylegung der Befugniß, Wechſelverbin⸗ 
dungen einzugehen, nachſuchen. 


Algem. Seſenb. ul, Band. 5 F. 732. 
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F. 73a. Die Anmeldung muß entweder in Pers 
ſon geſchehen, oder es muß dazu eine gerichtliche 
Speclalvollmacht ausgeſtellt werden. 

F. 733. Dee Richter muß daben genau unterſu⸗ 
chen; vb der, welcher um die Wechſelfaͤhigkeit ſich 
meldet, die Eigenſchaften, Verſtandeskraͤfte, und 
Erfotderniſſe beſitze, die ein jeder haben muß, wel⸗ 
cher Vertrage zu ſchließen, und Darlchne aufzuneh⸗ 
men, befugt ſeon fell. 

$. 734. Eri muß ſich ferner, jedoch nur im Ale 
gemeinen, uͤberzeugen, daß derſelbe ein nuͤtzliches 
Gewerbe treibe, zu deſſen Beförderung die Wech⸗ 
ſelfähigkeit gereichen kann. 

F. 735. Auf eine genaue Unterſuchung uber den 
Umfang dieſes Gewerbes, und über die Vermb⸗ 
gensumftände des Anſuchenden, iſt der Richter ſich 
einzulaſſen weder befugt, noch ſchulelg. 

9. 736. Iſt der Anſuchende eimer Potrimonial⸗ 
Genichtsbarkeit unterworfen: jo muß ſich der er 
richtshalter die Genehmigung der Grundherrſchaft, 
oder deren Stellvertreters, beybringen laſfen. 

F. 737. Den Perſonen weiblichen Geſchlechts, 
ingleichen den Mannsperſonen vom Bauer: oder 
geringern Buͤrgerſtande, muß der Richter, bey 
Vermeidung nachdrücklicher Ahndung, die More 
ſchriften und Folgen des Wechſelrechts erklaren und 
bekannt machen. 

H. 738. Findet der Richter ben dem Antrage, 
nach berſtebend erfolgter Prufung deſſelben, kein 
Berichten: jo muß er dem Anſuchenden ein Certift⸗ 
car dahin ausfertigen: 

daß derſelbe ſich um die Befugniß, wechſelmäͤßl⸗ 
ge Verbindungen eimugeben, gebührend gemel⸗ 
der habe, und dazu hiermit für fühlg erkläre 
werde. 

$. 739. Ein ſolches Certiſicat macht denſenigen, 
der es erhalten hat, nicht nur für den Fall, bey 5 

en 
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fen Gelegenheit ſelbiges nachgeſucht worden, ſon⸗ 
dern auch. für alle Fünftige Faͤlle wechſelfäͤttig. 

$ 740. Bey Wechſelgeſchaͤften einer Frauens⸗ 

perſon, welcher ein ſolches Certiffcat ertheiſt wor⸗ 
den, iſt weder die Gegenwart eines Aſſiſten⸗ 
ten oder Geſchlechtsvormundes, noch eine nochma⸗ 
lige Erklörung der Strenge des Wechſelrechts noth⸗ 
wendig. 
. 741. Hat jemand, der entweder Verträge 
Überhaupt zu ſchließen, oder Darlehne aufzuneh⸗ 
men unfähig iſt, ein ſolches Certiſteat erhalten: jo 
beſtehen zwar die mit ihm auf den Grund deſſelben 
geſchloſſenen Wechſeloerbindungen; 

$ 742. Der Richter aber, welcher das Certiff⸗ 
cat aus geſtellt hat, haftet nach den allgemeinen 
Grundſaͤtzen vom Schadenserſotze, für allen dem 
Unfähigen daraus entſtandenen Nachtheil; und ſoll 
Überdies, wegen vorſätzlicher Ueberſchreitung oder 
grober Wernachläfigung feiner Amtspffichten, 
nach Vorſchrift der Eriminalgeſetze beſtraft 
werden. 

. 743. Das Certificat ſelbſt wuß dem Unfähis 
gen ſofort abgenommen und caſſirt werden. 

§. 744. Kann ſelbiges nicht wieder herbeyge⸗ 
ſchafft werden: fo muß eine gerichtliche Morkiſt⸗ 
eirung deſſelben, durch öffentliches Aufgebot, und 
Bekanntmachung in den Zeitungen und Intelli⸗ 
genzbloͤttern der Provinz erfolgen. (Th. I. Tit. XVI. 
$. 130. 132.) 

8 745. Wenn jemand, welcher die Wechſelfd⸗ 
bigkeit durch eine richterliche Beglaubiaung erhal⸗ 
ten hat, in der Folge die Befugniß, Vertrage zu 
schließen, oder Darſehzne frey aufzunehmen, vers 
liert: ſo muͤſſen, wegen Zurücknahme und Caſſa⸗ 


tion des Certiffcats, oder wegen deſſen Mortiffei⸗ 
rung, die obigen Vorſchriften (§. 743, 743. eben⸗ 
falls beobachtet werden. 

56a $. 746. 
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$. 746. Jedes Gericht muß von den bey ihm 
nachgeſuchten und ertheilten Eertiſſcaten ein ge 
naues und vollſtändiges Verzeichniß fuhren; da⸗ 
mit in jedem Falle ohne Weitläuftigkeit ausgemit⸗ 
telt werden konne: ob jemand, welcher zu den 
$. 718. 720 724. und 726. benannten Perſonen 
nicht gehört, die Wechſelfaͤhigkeit beſonders erhal⸗ 
ten habe. 

H. 747. In dieſem Verzeichniſſe müſſen die nach 
$. 743 748. zuruͤckgenommenen oder mor⸗ 
tifſelrten Certificate ſogleich wiederum gelbſcht 
werden. 


F. 748: Ein Inſtrument, welches Wechſelkraft 
haben ſoll, muß in dem Contexte ausdrücklich als 


ch Wechſel, oder Wechſelbtief, benannt ſeyn. 


H. 749. Iſt dies gefchehen: fo kommt es nicht 
darauf an: ob außerdem noch der Ausdruck: „nach 
. gebraucht worden. 

b. 750. Sowohl eigene, als gezogene Wechſel, 
können nur auf beſtinunte Geldzahlungen, nicht 
auf Waarenlteferungen, oder Dienſtleiltungen, ges 
richtet werden. 

J. 751. Verſchreibungen, worin dem Schuld⸗ 
ner die Wahl, entweder Geld zu zahlen, oder 
Waaren zu ſiefern, gelaſſen wird, ſollen nicht als 
Wechſel gelten. 

9. 752. Die zu verſchreibende Geldſumme muß 
in jedem Wechſel beſummt t ausgedrückt werden. 

§. 753. Die Bezedinung der Summe kann mit 
Buchſſaben, oder Ziffern, oder durch beyde zu⸗ 
gleich geſchehen, 

F. 754, Iſt die Summe bloß mit Ziffern ausge⸗ 
drückt, und an dieſen eine Correctur erfichtlich: fo 
hat das Inſtrument keine Wechſelkraft. 


8.755 


1 
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d. 788, Eben dieſes findet ſtatt, wenn die 
Summe bloß mut Buchſtaben ausgedruckt worden, 
und ſich an diefen eine Correctur findet. 

H. 756. Iſt die in der Ueberſchrift oder unter 
dem Wechſel vermerkte. Summe von der im Con⸗ 
texte ausgedruckten verſchieden: ſo wird nur auf die 
letztere Rüͤckſicht genommen. 

9.757. Weicht im Wechſel ſelbſt, die mit Zif⸗ 
fern bezeichnete Summe von der mit Buchſiaben 
geſchriebenen ab: ſo iſt letztere für. die richtige zu 
achten. 

9.786. Bebauptet jemand, daß in den biernach 
. 756. 757. anzunehmenden Summen ein Jerthum 
vorgefallen ſen e ſo bleibt ihm der Nachweis dieſes 
Jrtbums, jedoch außer dem Wechſelprozeſſe, un⸗ 
benommen. 

F. 759. Die Munzſorte, worin die Zahlung zu: 


kannten Mechnungsmünzen, oder in klingendem. 
Gelde, beſtimmt werden. 

H. 260. Lautet jedoch ein in hieſigen landen Zahl; 
barer Wechſel auf Scheidemͤͤnze, oder auf eine 
zur Zeit der Ausſtellung ſchon verrufene. Geldſorte; 
ſo hat er keine Wechſelkraft. 


Mine 
leiſten iſt, kann nach Bancopfunden und andern be⸗ Mit 


. 261. Auch derjenige, an welchen, oder auf h Nane 
deſſen Ordre die Zahlung geſcheben ſoll, muß der I, cmmtin 


Regel nach im Wechſelbriefe benannt fenn. 

. 762. Doch koͤnnen auch die Wechſel folcher 
Perſonen, welche kaufmaͤnniſche. Rechte haben. 
(F. 71874.) an jeden Briefsinhaber geſtellt ſeyn. 

$. 76g. Wer ſich aber einen ſolchen Wechſel aus⸗ 
ſtellen laßt, muß es lediglich ſich ſelbſt beumeſſen, 
wenn dieſer Wechſel von einem unrechtmͤͤßigen Be⸗ 
ſiter, von dem er keine Schadloshaltung erlangen 
kann, eincaſſirt wird. 

H. 764. Iſt jedoch ein ſoſcher auf jeden Inha⸗ 
ber lautende Wechſel an einen Dritten nawent⸗ 

Ob 3 lich 
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lich indoſſirt worden: fo kann die Zahlung nur an 
den durch dergleichen Indoſſament berechtigten In⸗ 
haber geſchehen. 

9.769. Jeder Wechſel muß das Bekenntniß des 
Ausſtellets von dem Empfange der Valuta, oder 
des Werths, enthalten. 

9. 766. Iſt nur der Ausdruck: „Valuta oder 
„Werth,“ gebraucht: jo kommt es übrigens auf 
die Worte, womit das Empfangsbekenntniß aus⸗ 
gedrückt worden, nicht an. 

F. 767. Die Beſtimmung, worin oder von wem 
Voluta gegeben worden, iſt zur Gültigkeit eines 
Wechſels nicht nothwendig. 

9. 768. Auch der Ausdruck: „Valuta in Rech⸗ 
„nung,“ oder: „den Werth in Rechnung,“ iſt hin⸗ 
reichend. 

9. 769. Doch find die Wechſel der d. 726. ber 
nannten Perfenen nur in fo fern als Wechſel gäl⸗ 
tig, wenn darin ein Bekenneniß des Ausſtellers, 
die A baar empfangen zu haben, enthal⸗ 
ten iſt. 

$. 750. Jeder Wechſel muß auch den Ort der 
Ausstellung, ingleichen die Zeit derſelben, nach 
Tag, Monath, und Jahr beftimmt, enthalten. 

K. 771. Es iſt gleichgültig, ob dieſer Vermerk 
am Anfange oder an einer andern Stelle des Wech⸗ 
8 ſich befinde. 

F. 772. In dem Wechſel muß ferner die Zah: 
lungszeit genau beſtimmt werden. 

9.773. Dieſe Beſtimmung kann durch Benen⸗ 
nung eines gewiſſen Tages, Monaths und Jahres; 
oder eines gewiſſen Marktes, oder einer Meifez 
oder durch Angebung eines nach Tagen, Wochen, 
Monathen, oder Jahren ausgemeſſenen Zeitraus 
mes, geſchehen. 

F. 774. Auch iſt die Beziehung auf eine ber 
fimmre Handlung, oder Begebenheit, von u. 

85 
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Erfüllung oder Wirklichkeit die Verbindlichkeit zur 
Zahlung abhängen ſoll, hinreichend. 

F. 775 Ein Wechſel kann auch auf Sicht, oder 
auf Uiſo geſtellt werden. ($. 849. l 9.) 

$. 776. Endlich muß jeder Wechſel von dem 
Ausſteller unterzeichnet ſeyn. 


h, unter; 
zeichnung. 


. 777. Bey Kaufleuten, die als Eigenthuͤmer, 


Geſellſchafter, oder Diſponenten einer Handlung, 
eine gewiſſe bekannt gemachte Firma führen, muͤf⸗ 
fen Wechſel, durch welche die Handlung berpflich⸗ 
tet werden ſoll, unter dieſer Firma ausgeſtellt 
werden. 

K. 778. In allen übrigen Fällen muß entweder 
der Vor und Geſchlechtsname, oder der Geſchlechts⸗ 
name und Charakter des Ausſtellers, oder ein an⸗ 
deres deutliches Kennzeichen, zur Unterſcheidung 
deſſelben von andern Perſonen gleiches Namens, 
beygefögt werden. 

9. 779. Wird jemand durch Zufall außer Stand 
geſezt, felbſt zu ſchrelben: ſo kann er einem Andern 
zur Unterzeichnung ſeiner Wechſel Procura geben. 

F. 280. Dergleichen Procura muß wie jede 
andre Specialvellmacht ausgeftellt werden. (Th. I. 
Alt. XII. C rar. 10.) 

$. 787. Wechſel, die bloß mit Kreuzen oder 
andern Zeſchen unterſchrieben ſind, haben keine 
Gaͤltigkeit. 

. 782. Daß der Ausſteller den Contert des 
Wechſels eigenhändig ſchreibe, ißt nicht noth⸗ 
wendig. 

$ 783. Bey anerkannter Unterſchrift, kann ſich 
der Ausſteller mit dem Einwande, daß der Wech⸗ 
ſel ſelbſt ohne feine Genehmigung geſchrieben wor⸗ 
deu, im Wechſelprozeſſe nicht ſchützen. 

. 784 Das Vorgeben des Ausſtellers, daß er 
der Sprache, worin der Wechſel abgefaßt iſt, nicht 

H 9 4 kundig 


488 Zweyter Theil. Achter Titel. 


kundig ſey, benimmt dem Inſtrumente nichts an 
ſeiner Wechſelkraft. 

H. 85. Iſt ein Wechſel in der einfachen Zahl 
ausgeſtellt, und von mehrern unterſchrieben: ſo 
wird der zuerſt Unterzeichnete als Hauptſchuld⸗ 
ner betrachtet, und die ubrigen haften nur als⸗ 
Buͤrgen. 

H. 786: Lautet aber der Inhalt des von mehrern 
unterſchriebenen Wechſels in der mehreren Zahl: fo 
iſt anzunehmen, daß ſie einer für alle und alle fuͤr 
Einen baften. (Th. J. Tit. V. H. 430. lag.) 

d. 787. Wer alſo bey einem ſolchen Wechſel, den 
er mit unterzeichnet, nur als Buͤrge, Aſſiſtent, 
oder Zeuge betrachtet fenm will, muß dieſe Eigen⸗ 
ſchaft feiner Unterſchrift ausdrücklich beyfuͤgen. 

H. 788. Ein Faktor oder Diſponent, der nicht 
zugleich Miteigenthuͤmer der Handlung iſt, kann 
wegen der von ihm unter der Handlungsfirma über⸗ 
nommenen Wechſelverbindlichkeiten, fuͤr ſeine Per⸗ 
fon nicht in wechſelmaßigen Anſpruch genommen 
werden. 

. 789, Er iſt aber dieſem Anſpruche unterwor⸗ 
fen, wenn er ſich ausdrücklich für feine Perſon ver⸗ 
pflichtet, oder die Schranken feines Auftrages über: 
ſchritten hat. 

$ 790. Hat ein Faktor oder Diſponent das 
Wechſelgeſchaͤft nicht unter der Firma, ſondern 
bloß in ſeinem Namen geſchloſſen: ſo iſt nur er 
1 75 nicht aber die Handlung, wechſelmaͤßig ver⸗ 

aftet. 

$. 791. Die Erfüllung der von einer Firma 
übernommenen Wechſelverbindlichteit, muß von 
dem gefordert werden, welcher det Handlung 
vorſteht. 

. 792. Wird fie von dieſem nicht geleifterz ſo 
halt ſich der Wechſelgläubiger an den Eigenthümer 
der Handlung wechſelmäßig. 

9.793. 
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F. 793: Iſt es eine Socletätshandlung: fo kann 
der Wechſelglaubiger ſich an ſämmliche Geſellſchaf— 
ter, oder auch nur an Einen oder etliche derſelben 
alten. 

§. 294. Keiner darf vorſchuͤtzen, daß die zu zah⸗ 
lende Summe ſeinen Antheil an der gemeinſchaft⸗ 
lichen Zahlung uͤberſteige. 

F. 795) Ein ſtiller Geſellſchafter (Afoeieen com. 
mandite $. 651. 652.) wird aus einer unter der Fir⸗ 
ma der Geſellſchaft übernommenen Wechſelverbind⸗ 
lichkeit niemols wechjelmäfig verhaftet. 

9. 796. Iſt der Eigenthuͤmer einer Handlung, 
oder der Eine von den Geſellſchaftern für ſeine Per⸗ 
fon nicht wechjelfäbig: fo hat dies weiter keinen Ein⸗ 
fluß, als daß der eigentliche Wechſelarreſt wider ihn. 
nicht ſtatt findet. 

9. 797. Sind außerdem mehrere wechſelfͤͤhige 
Perſonen aus einem Wechſelgeſchäfte Selbſiſchuld⸗ 
ner: fo hat der Gläubiger die Wahl, von welchem, 
unter ihnen er Zahlung fordern wolle. 

. 798. Dieſer muß die Zahlung vollſtaͤndig 
leiſten; wenn auch das Geld, ganz oder zum Theil, 
1255 Beſten feiner. Mitſchuldner verwendet ſeyn 
oollte. 

. 799. In wie fern er fich, nach gelelſteter Zah⸗ 
lung, an ſeinen Mitſchuldner halten konne, iſt nach 
den Vorſchriften des Erſten Theils Tit. V. H. 443. 
faq. zu beurtheilen. r 1 5 

$. 800. Jhm ſtehen in ſo weit alle Rechte eines 
Buͤrgen zu. N 5 

$. 801. In wie fern derſenige, welcher aus er 
nem Wechſel als Buͤrge verhaftet iſt, wechſelmäͤßig 
belangt werden kann, iſt im Erſten Theile Tit. XIV. 
g. 296, leg. beſtimmt. 

F. 802, Der Buͤrge, welcher ſtatt des Haupt⸗ 
ſchuldners einen Wechſel einlöͤſet, tritt ohne Ceſſion 
in alle Rechte des Wechſelglaubigers. 
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F. 803. Iſt ein Wechſelbürge nicht mechfelfähig: 
fo haftet er nicht wechſelmaͤßig, ſondern nur gleich 
einem gemeinen Buͤrgen. 

F. 804. Eben dies findet ſtatt, wenn die Buͤrg⸗ 
ſchaft nicht im Wechſel ſelbſt, ſondern auſſer dem⸗ 
ſelben, in einer andern Verſchreibung übernommen 
worden. 

H. 805. Wenn der in, oder auf dem Wechſel 
benannte Inhaber, denſelben einem andern übers 
tragt; fo wird dieſes ein Indoſſament genannt. 

F. 806. Geſchiehr die Uebertragung in der Ab⸗ 
ſicht, den Andern zum Eigenthümer oder Herrn des 
Wechſels zu machen: fo iſt ein eigentliches Indoſſa⸗ 
ment; wenn aber dem Andern bloß die Einforderung 
der verſchriebenen Schuld aufgetragen wird, ein 
Indeſſament pro cura vorhanden. 

$. 807. Bey einem Indoſſament pro cura gelten 
zwiſchen dem Indoſſanten, und dem Fudoffatarıus, 
die Grundſätze von Vollmachtsaufträgen. (Te. I. 
Dit. XIII. $. 49: (gg.) 

F. 8080 Im zweifelhaften Felle wird angenom⸗ 
men, daß ein eigentliches Indoſſament, durch 
welches dem Indoſſatarius das Eigenthum des 
Wechſels hat Übertragen werden ſollen, vorgegan⸗ 

en fen, 

he H. sog. Durch den bloßen Befiß eines Wechſels 
wird jemand, der in oder auf dem Wechſel ſeſbſt 
nicht benannt iſt, zur Einziehung der darin vers 
ſchriebenen Summe nicht berechtigt. 

$. 810. Iſt jedoch der Wechſel auf jeden Briefs ⸗ 
inhaber gestellt, und es befindet ſich darauf kein Ins 
doſſament: fo ib jeder Beſitzer zur Ettzebung der 
verſchriebenen Summe leaitimirt. H. 7630) 

F. grr. Das Indoſſament muß auf dem Wech⸗ 
fel felöft verzeichnet werden. 


F. 812. 
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F. 812. Iſt jedoch bey langen auf entfernte 
Plätze gezogenen Wechſeln, wegen Mangels des 
Raumes, die Fortſetzung des Indoſſaments auf 
den Wechſel ſeloſt nicht möglich: je kann dieſelbe 
auf einem eingeklebtem Blatte gültig geſchehen. 

$. 823: Außer dieſem Falle hat die nicht auf 
dem Wechſel ſelbſt geſchehene Uebertragung deſſele 
ben nur die Wirkungen einer Ceſſion. (Th. I. Tit. XI. 


402. lad 3 5 

FH. 814. Iſt dabey der Wechſel dem Ceſſionarius 
nicht überliefert; ſondern einem Dritten gehörig 
indoſſirt worden; fo geht letzterer, wenn ihm dis 
frühere Ceſſion nicht bekannt geweſen iſt, dem er⸗ 
ſtern vor. (Th. I. Tit. X. f. 23. 25. 

$.815. Der Regel nach muß das Indoſſamene 
den Namen desſenigen, welchem der Wechſel über: 
tragen wird, enthalten. 

. 816. Doch kann daffelbe ausdrücklich auf je⸗ 
den Briefsinhaber gerichtet werden; es findet aber 
alsdann die Vorſchrift des H. 763. und gro, An; 
wendung. 

$ 817. Die bloße Mamensunterſchrift des vo⸗ 
rigen Inhabers iſt nicht hinreichend, den gegenwoͤr⸗ 
are zu Verfügungen über den Wechſel zu berechs 
ligen. 

9.878. Wenn aber ein gehdrig ausgefälltes Ins 
doſſament vorgezeigt wird: ſo kann der vorige In⸗ 
baber, welcher feine Namensunterſchrift anerkennen 
muß, ſich mit dem Einwande, daß er den Wechſel 
bloß in Blanco indoſſirt habe, und die Ausfüllung 
obne fein’ Vorwiſſen geſchehen ſey, im Wechſelpro⸗ 
zeſſe nicht ſchͤͤtzen. > 

| $. 819. Das Indoſſament muß ferner ein Ems 
pfangsbefenntniß der Valuta oder des Werths eben 
fo enthalten, wie bey den Wechſeln ſelbſt vorge 

ſchrleben if, (5. 768.769.) 


J. 820. 
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d gao, Iſt dergleichen Bekenntniß aus dem In⸗ 
doſſament nicht zu erfehen: ſo wird derjenige, auf 
welchen daſſelbe lautet, nur als Spetlalbevollmäch⸗ 
tigter des Indoſſanten betrachtet. ($- 807.) 

F. 821. Auch muß beym Indoſſament die Zeit, 
wann es geſchetzen iſt, nach Tag, Monarch, und 
Jahr ausgedruckt werden, 

9 822. Fehlt dies Erforderniß: fo wird ange⸗ 
nommen, daß nur ein Indoſſament pro cura vor⸗ 
handen ſey. 

H. 823. Die Beſtimmung des Orts, wo das 
Anvoffamant ausgeſtellt worden,, iſt nicht noth⸗ 
wendig. 

F. 824. Hingegen muß das Indoſſament von 
dem Judoſſanten eben fo unterſchrieden ſeyn, wie 
es bey Wechſeln verordnet iſt. (5. . lad.) 

de K. 825. Das Indoſſament eines Wechſels kann 

60 5 ſo lange geſchegen, als die Wechſelkraft nicht er⸗ 

Bae loſchen iſt. 

bet H. Sas. Ein nach erloſchner Wechſelkraft erfolge 
tes Indoſſament hat nur mit der Seflon eines, 
Schuldſcheine gleiche Wirkung. (Tg. I. Tit. XI. 
H. 40a. (99.) 

$: 827. Eben das findet ſtatt, wenn das indoſ⸗ 
ſirte Inſtrument, wegen darin vorhandener Maͤn⸗ 
gel, nicht für einen Wechſel gelten kann. 

Wirkungen. H. 828. Der Indoſſatarlus tritt in alle Rechte 
daes, des Indoſſanaen gegen ben, Wechſelſchudner, und. 
die ubrigen Wechſelverpflichteten. 

$ 829. Ein Indoſſatarius, welcher Herr des 
Wechſels iſt, kann denſelben, ohne Unterſchied, ob. 
er auf Ordre lautet, oder nicht, weiter indoſſiren. 

H. 830. Iſt er aber nur als. Specialbevollmaͤch⸗ 
tigter anzuſehen, ſo kann er nur weiter indoſſiren, 
wenn das Indoſſament, vermoͤge deſſen der Wech⸗ 
ſel an ihn gediehen iſt, auf Ordre lautet. 


$. 831. 
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$.837. Der Indoſſant haftet dem Indoſſataris 
wechfelmäfig, ſowohl für die Richtigkeit des Wech⸗ 
ſels, als für die Bezahlung der verſchriebenen 
Summe zur beſtimmten Zeit. 

$. 832. Ethellet jedoch feine Eigenſchaft als 
bloßer Bevollmächtigter aus dem Indoſſament; 6 
wird er für feine Perſon den Hintermännern nur 
zur Enſſchävigung, gleich jedem andern Bevall⸗ 
mächtigten, im gewöhnlichen Prozeſſe verhaftko 
(To. I. Tit. XIII. . 250, faq.) 5 

H. 833. Iſt ein Inſtrument in gehöriger Wech⸗ 
ſelform abgefaßt, der Ausſteller aber zu Wechſel⸗ 
geſchaften nicht fähig: fo haftet dennoch jeder wech⸗ 
felfäbige Indoſſant feinen Hintermannern wechſel⸗ 
mäßig. 

H. 834. Auch dadurch, daß der Wechſel an ſich 
falſch iſt, wird die durch richtige Indoſſamente ent⸗ 
ſtandene Verbindlichkeit der Indoſſanten gegen ihre 
Hintermaͤnner nicht verandert. : 

F. 838. Eben das gilt, wenn ein an ſich richti⸗ 
ger Wechſel durch ein falſches Indoſſament an einen 
Inhaber gekommen ift, der damals von dieſer Bere 
faͤlſchung keine Wiſſenſchaft gehabt hatte. 

. 836. Indoſſanten, die ſich wechſelmaͤßig 
nicht verbinden konnen, haften zwar jelbft ihren 
Hintermaͤnnern nur im ordentlichen Progeffe+ 
nach der Beſchaffenzeit des dey der Lebertras 
dung des Wechſels zum Grunde gelegenen Gr 
ſchaftes 

H. 837. An ihre Vormaͤnner aber konnen auch 
fie ſich wechſelmͤͤßig hatten. 

F. 838. Hat jemand, welcher (ich überhaupt 
rechtlich verbinden, und glg Darlehne aufneh⸗ 
men kann, aber nur von Wechſelgeſchaͤften aus! 
ſchloſſen geweſen iſt, in der Folge die Wechſel⸗ 
fahigkeit erlangt: ſo iſt er auch aus ſeinen 7175 
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bern noch nicht verjahrten Indoſſamenten wechſel⸗ 
anäfig verhaftet. 

H. 839. Iſt ein Wechſel mehrmals indoffirt: jo 
bat der Inhaber die Wahl, auf welchen von den 
wechſelmaßig verpflichteten Vormoͤnnern er zuruͤck⸗ 
gehen will. 

840. Auch wenn er gewählt hat, kann er 
dennoch innerhalb der unten (§. 1047. 1211.) ber 
ſmmten Friſten von dieſer ahl wieder abgehen, 

und nach feinem Gutfinden einen andern feiner 
Vormanner in Anſpruch nehmen, ohne ſich an die 
Ordnung zu binden. 

H. S4 r. Der in Anſpruch genommene Vormann 
muß dem Inhaber alles leiſten, wozu der eigentli⸗ 
che Wechſelſchuldner verpflichtet iſt; auch demſelben 
die nothwendig geweſenen Koſten erſtatten. 

F. 842. Sobald der in Anſpruch genommene 
Vormann dieſer Verbindlichkeit ein Genäge leiſtet, 
hat er gegen feine Vormaͤnner, und gegen den eigens 
lichen Wachſelſchuldner, die Rechte des von ihm bes 
ar Inhabers. 

F. 843. Auch muß ihm letzterer den Original; 
wechsel anshändigen. 

844. Der befriedigte Inhaber hat ſedoch das 
Recht, vor der Auelieferung des Wechſels, ſein 
eignes und feiner Hintermänner Giro aus zu⸗ 
ſtreichen. 

F. 845. Vor der Berfallzeit kann aus Wechſeln 
nicht Zahlung, wohl aber, wenn geſetzmaßige 
Gründe zum Arteſiſchlage eintreten, Sicherheit, 
gefordert werden. 

F. 845. Von Erfüllung der Wechſelverbindlich⸗ 
keiten gelten die allgemeinen Grundſͤͤtze von Erfuͤl⸗ 
lung der Verdindlichkeiten überhaupt (Th. I. 
Tir. XVI. F. 11. (.) in fo fern nichts abweichen⸗ 
des in gegenwärtige Abſchnitte verordnet iſt. 


9. 847, 
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F. 847. Der Wechſelinbaber iſt, die Zahlung c Ven 
vor der Berfallzeit wider feinen Willen anzunehmen, Pleite 


nicht ſchuldig. 

F. 848. Iſt in dem Wechſel ein Zahlungstag bes 
ſtimmt; ſo tritt die Verfallzeit noch an demſelben 
Tage ein. 

$. 849. Ein auf Sicht, ohne weitern Benfaß, 
gerichteter Wechſel iſt Vier und zwanzig Stunden 
nach der Vorzeigung zahlbar. 

F. 850. Iſ der Wechſel nach Sicht, mit Ber 
ſtimmung gewiſſer Tage, geſtellt: fo werden dieſe 
von dem Tage an gerechnet, da der Wechſel vorge⸗ 
zeigt worden. 

. 881. Die Verfallzeit eines Uſowechſels wird 
eiu die Handlungsgeſeze des Zahlungsortes ber 

immt. 

F. 852. Der Regel nach wird ein Uſowechſel eis 
nem vierzehn Tage nach der Vorzeigung zahlbaren 
Wechſel gleich geachtet. 

F. 883. Bey Dam: und ſolchen Uſobriefen, de⸗ 
ren Verfallzeit vom Tage der Praͤſentatlon läuft, 
wird der Tag der Praͤſentation nicht mitgerechnet. 

d. 854 Iſt die Verfallzeit nach Wochen bes 
ſtimmt: to tritt fie in der letzten Woche an eben 
dem Tage ein, an welchem der Wechſel ausgeſtellt 
worden. 

J. 855. Sauter der Wechſel auf Monathe: fo 
wird jeder Monath, ohne Ruͤckſicht auf die Zahl ſei⸗ 
ner Tage, mit dem Monarhstage geendigt, an 
welchem die Ausſtellung geſchehen iſt. 

F. 856. Iſt ein ſolcher Wechſel am Ichten Tage 
eines Monaths ausgeſtellt, und der Monarh, worin 
die Zahlung geſchehen ſolle, hat weniger Tage: ſo 
trier die Verfallzeit am letzten Tage des Zahlungs⸗ 
monaths ein. 

$ 857. War die Zahlung in der Mitte eines 
beſtionnten Monats feitgejeht: fo wird der gr 

zehnte 
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zehnte für den Verfalltag geachtet; wenn auch der 
ae mehr oder weniger als Dreyßig Tage 
itte. 

F. 888. Iſt die Verfollzeit des Wechſels nach 
Jahren beſtimmt: ſo iſt ſelbiger an eben den Mo⸗ 
nathstage des Zahlungsjaßres verfallen, an wel⸗ 
chem er ausgeſtellt worden. 

H. 859 Sollte in vieſem Falle der Wechſel in 
einem Schaltjahre am Neun und zwanzigſten Fe⸗ 
bruar ausgestellt ſeyn: ſo tritt im Zahlungs jahre, 
wenn daſſelbe kein Schaltjahr iſt, der Acht und 
zwanzigſte Februar an deſſen Stelle. 

F. 860. Der Ausdruck eines halben oder Vier⸗ 
teljahres iſt dem von Sechs oder Drey Monathen 
gleich zu achten. 

9. 861. Iſt in dem Wechtl auf eine gewiſſe 
Handlung oder Begebenheit, von deren Erfuͤl⸗ 
lung oder Wirklichkeit die Verbindlichkeit zur 
Zahlung abhängen ſoll, Bezug genommen: ſo 
tritt der Verfalltag ein, ſobald die beſtimmte 
Handlung oder Begebenheit wirklich gewor⸗ 
den iſt. 

K. 862. Bey Meß und Marktwechſeln beſtim⸗ 
men die Handlungsgeſetze jedes Orts den Ver⸗ 
falltag. 

F. 863. Köͤniasbergiſche Wechſel muſſen, nach 
der Wahl des Schuldners, am Vietten oder Fünf | 
ten Tage der Zahlwoche, bis Abends um Steben Uhr 
berichtigt werden. 

F. 864. Wechſel auf Elbingiſchen Märkten zahle 
bar, ſind am Sechſten, Siebenten und Achten 
Tage, wenn ausgelautet worden, bis um Zwölf 
U Mittags zu berichtigen. 

F. 863. Wechſel auf Breslauet Meſſen oder 
Markten, müſſen vom Montage in der Zweyten, 
bis zum Donnerſtage in derſelben Woche, Voß 
mittags um Dieun Uhr, eingelöſt werden, wenn der 

Schuldner 
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Schuldner ein Chriſt iſt; Juden aber mäffen den 
Tag vor der Auslautung der Meſſe Zahlung leiſten. 

F. 866. In Magdeburg, und Frankfurt an der 
Oder, muß die Eialdſung der Wechfel laͤngſtens 
den Vierten Tag der Zahlwoche erfolgen. 

$. 867. Der Verfallcag iſt in der Regel auch 
der Zahlungstag eines Wechſels. 

F. 868. Nur in ſo weit findet eine Ausnah⸗ 
me ſtatt, als bey gezogenen Wechſela, noch Mes 
fpit = oder Discretionstage zugelaſſen werden. 
( 1092. faq.) 

H. 869. Am Zaßlungstage kann in der Regel 
nach Zwolf Ute Mittags, bis Sieben Uhr Abends, 
die Zahlung gefordert werben. (h. 863. 865.) 

F. 870. Feifft der Zohlungskag auf einen Sonn⸗ 
hoben Feſt⸗ oder Bußtag, wohin auch der Meu⸗ 
ſabrs und Charfrencag gehören; fo muß der G.äus 
diger den naͤchſten Wirfeltag abwartel 

$. 651.“ Es macht keinen Un 
auch der Schuldner einer andern als der christlichen 
Religion zugethan waͤre. 

H. 872. Teifft aber der Zazlungstag auf einen 
Sonnabend oder juͤdiſchen Feyertag: jo muß ein 
Jude, wenn er auch ſonſt christliche Rechte erhal⸗ 
tn hat, ſchon an dem zunächt vorhergehenden 
Werkeltage Zahlung leiſten. 

$. 873. Iſt wegen des Zahlungsortes im Wech⸗ 
ſel nichts deſonderes beſtimmt: fo muß, bey gezo⸗ 
genen Wechſeln, der Gläubiger das Geld in der 
Wohnung des Acceptanten abholen. 

F. 874. Bey trodenen Wechſeln hingegen ſin⸗ 
den die Vorſchriften des Erſten Theils, Tit. XI. 
H. 769. lag. Anwendung. 

F. 875. Zahlungen an die Bank muß der Schuld⸗ 

ner in allen Fallen auf das Bankokomtoir des Orts 
bringen. 
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F. 876. Alle Wechſelzahlungen innerhalb Landes 
ſollen nur in Gold- oder Silbermͤnzen, welche 
duch die kandesgeſetze Curs erhalten haben, gelei⸗ 
ſtet und angenommen werden. 

$. 877. kautet der Wechſel auf eine andere 
Muͤnzſorte, oder auf eine Rechnungsmuͤnze: fo 
wird das Verbälenjß derſelben gegen die zu zah⸗ 
lende, nach dem Curs des Zahlungsort:s am Vers 
falltage berechnet. 1 

. 878. Iſt keine Muͤnzſorte im Wechſel ber 
ſtimmt; letzterer aber in hieſigen fanden zahlbar: 
fo wird angenommen, daß das Wechſelgeſchäft 
auf Preußiſches Silber Courant geſchloſſen fen. 

$ 879. If in einem ſolchen Wechſel die Zah⸗ 
lung in Golde, ohne Beſtimmung einer gewiſſen 
Sorte, verſchrieben: fo werden Preußiſche Gold⸗ 
muͤnzen, die zu Fuͤnf Thalern ausgeprägt find, 
verſtanden. 

F. 880. Sind Dukaten obne weitere Beſtim⸗ 
meng verſchrieben: jo werden vollwichtige Duka⸗ 
ten nach Preußiſchem oder Hollaͤndiſchem Muͤnzfuße 
verſtanden. 

d. 88 1. Iſt der Wechſel auf eine gewiſſe Anzahl 
von Stuͤcken an Friedrichsd' or oder Dukaten geſtellt: 
ſo muß genau dieſe Zahl entrichtet werden. 

$ 882. Sauter der Wechſel nur auf eine ger 
wiſſe Summe in Friedrichsd or oder Dukaten, ohne 
Beſtimmung der Stucke: fo wird bey der Berech⸗ 
nung: wie viel Stucke zu zahlen find, der Frie⸗ 
drichsd'or zu Fuͤnf Reichsthalern, der Dukaten 
aber zu Zwey Drey Viertel Reichsttzalern ange⸗ 
ſchlagen. 

H. 883. Iſt der Wechſel außerhalb Landes zahl⸗ 
bar geweſen: ſo wird, bey ermangelnder Beſtim⸗ 
mung der Münzforte,, das ‚gewöhnliche Silber⸗ 
Courant des Zaglungsortes verſtanden. 


9. 884. 
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$. 884. Eben dies gift von dem gewohnlichen 
Gold Eourant des auswärtigen Zahlunasortes, 
wenn der Wechſel in Golde, ohne weitere Beſtim⸗ 
mung, geſtellt ift. 

K. 885. War der Wechſel an mehrern Orten 
wahlswerſe (alternative), oder aller Orten, wo der 
Schuldner anzutreffen, zahlbar: fo muß die unbe⸗ 
flinme gelaſſene Muͤnzſorte nach dem Orte der Aus⸗ 
ſtellung feſtgeſetzt werden. 

$. 986. Außer der im Wechſel verschriebenen, 
nach vorſtehenden Grundsätzen zu beſtimmenden 
Summe, kann der Wechſelinhaber in det Regel 
keine Zinſen fordern. 

F. 887. Sind Zinfen im Contexte des Wechſels 
mit verſchrieben: fo müſſen dieſelben, jo weit fie 
zulaͤßig find, mit dem Capitale zugleich bezahlt 
werden. (F. 684. (gq.) 

$. 888. Sind keine Zinfen verſchrieben: fo lau⸗ 
fen, vom Verfalltage an, nur die geſetzmäßigen 
Zoͤgerungszinſen. (Th. I. Tit. XI. $ 827. (.) 

K. 889. Wo ein Wechſelregreß ſtatt findet, muͤſ⸗ 
ſen dem Wechſelinhaber auch die ohne ſeine Schuld 
entſtandenen Koſten erſtattet werden. 

F. 990, Meldet ſich der Gläubiger am Zahlungs 
tage nicht: fo kann der Schuldner, nach Anleitung 
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ſung zur Deposition nachſuchen. 1 

$: 89 . Iſt Über das Vermögen des Wechſelin⸗ 
babers vor eingetretenem Zahlungstage Cencurs 
entftanden: fo muß der Schuldner die Zahlung in 
das gerichtliche Depoſitum leiſten. 

F. 892; Die deponirte Valuta gehört alsdann 
der Maſſe des in Concurs verſunkenen Wechſelinha⸗ 
bers, wenn nicht ausgemittelt wird, daß derſelbe 
bloß Bevolimächtigter geweſen fen. 


Ji 2 $. 393. 
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6. 893. If der Wechſelinhaber vor der Zahlung 
gefiorben: ſo muß der Schuldner von den ſich mel⸗ 
denden Erben legitimation fordern. 

§. 894. Er iſt jedoch auf Verlangen der Erben 
verbunden, bis zur Beybringung der Legitimation 
die ſchuldige Summe auf ihre Koſten gerichtlich nies 
derzulegen. 

F. 893. Eben dazu iſt er berechtigt, wenn er ſich 
auf die Unterſuchung einer nicht fofore klaren legl⸗ 
timation der Erben nicht einlaſſen will. 

F. 896. Iſt der Wechſelſchuldner vor der Vers 
fallzeit verftorben: ſo kann der Inhaber deſſen Erben 
wechſelmoͤßig in Anfpruch nehmen. 

H. 897. Berufen ſich die Erben auf die geſetzliche 
Bedenkzeit, oder tragen gar auf Eröffnung des li⸗ 
quidationsprozeſſes an: fo kann wider ſie nicht wech⸗ 
felmäßig verfahren werden. 

F. 896. Doch kann der Juhaber inzwiſchen durch 
Arreſtſchlag, oder gerichtliche Siegelung des Nach⸗ 
laſſes, für feine Sicherheit ſorgen. 

$. 899. Was er außerdem bey gezogenen Wech⸗ 
deln zur Erhaltung feines Regreſſes zu beobachten 
bat, iſt h. 980. 1045. q, verordnet. 

$. 900. Nach gehörig geleiſteter Zahlung 
muß dem Schuldner der Wechſel ausgehändigt 
werden. 

F. 901. Auch kann er verlangen, daß über bie 
Zohlung auf dem zuruͤckgegebenen Wechſel qulttirt 
werde. 

F. 902. Was zu beobachten fen, wenn der Wech⸗ 
ſel verloren gegangen iſt, wird unten $. 1159. (qq. 
und 1199 (aq. vorgeſchrieben. 

A. Ven $: 903. Die Wechſelverbindlichkeit erlöfcht nach 

1 Ablauf Eines Jahres, vom Verfalltage an ges 
Wache“ rechnet. 

ia. dich F. 904. Hierben wird nur auf den Berfalltag 

gejehen, welcher in dem Wechſel ſelbſt, oder 

durch 
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burch die neueſte ſchriftliche Verlängerung feſtge⸗ 
ſetzt worden. 

$. 905. Durch den Vermerk einer Abſchlagszah⸗ 
lung, oder durch außergerichtliches Ein n, 
wird die Verjährung der Wechſelkraft nicht unter 
brochen. 

F. 906. Ein dem Schuldner bewilligter Indult 
unterbricht nur die Berjährung der Wechſelverbind⸗ 
lichteit ſoſcher Perſonen, die nicht kaufmänniſche 
echte haben. ($. 726.) 

$.909. Bey diefen nimmt eine nene einjährige 
Pröferiptionsftift mit dem Tage des aufgehobenen 
Indults ihren Anfang. 

F. og. Durch gerichtlich angeſtelle Klage 
wird die Wechſelkraft gegen den beklagten 
Schuldner fo lange erhalten, bie das Instrument 
auch als Schuldſchein verjährt iſt. (Te. 1. Dit. XI. 
9. 782. fag.) 

„909. Dies findet ſtatt, ſobald dem Schud⸗ 
ner die gerichtliche Vorladung eingehaͤndigt worden: 
wenn auch demnächſt der Prozeß aicht fortgeſet 
wäre. 


oro, Doch muß die geſchehene Inſinuation 
der Wechſelladung auf die in der Prozeßordnung 
vorgeſchriebene Art hinlänglich nachzewieſen ſeyn. 

$. pr. Auch durch einen gehörig aufgenomme⸗ 
nen Proteſt wird die Verjährung der Wechſilver⸗ 
bindlichkelt unterbrochen. 

„ 912. Sind mehrere Perſonen als Seſbſt⸗ 
ſchuldner verhaftet: ſo kann durch den Proteſt 
die Wechſelkraft nur in Abſicht derjenigen, gegen 
welche ſelbiger aufgenommen worden, erhalten 
werden. 

F. 913. Die Form und die übrigen Wirkungen 
des aufgenommenen Proteſtes bey gezogenen und 
trocknen Wechſeln find $. 1035. (gg. und 1204. ad 
beſtimmt. 

iz $ 914 
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8.914. Das bey Wechſelklagen zu beobachten⸗ 
de Verfahren iſt in der Prozeßordnung vorge⸗ 
ſchrieben. 

9.915. Gehoͤrt der Beklagte nicht zu den nach 
$. 718,727. an und für ſich wechſelfͤhigen Perſo⸗ 
nen: fo kann die Wechſeltlage nicht eber angenom- 
men werden, als bis der Kläger nachgewieſen hat, 
daß dem Beklagten durch ein Eertifcat die Wech⸗ 
felfäbigfeit bepaelegt ſey. 

F. 916. Der Wechſelbeklagte kann, außer dem 
Einwande der dem Kläger bereits geleiſteten Zah⸗ 
lung, nur ſoſcher Einwendungen, die aus gegen⸗ 
wartizem Wechſelrechte hergenommen find, ſich bes 
dienen. 

. 917. Dergleichen Einwendungen muͤſſen je⸗ 
doch ſofort durch Urkunden, Eideszuſchlebung, 
oder Ausſagen ſolcher Zeugen, die ſogleich zur 
Stelle gebracht ſind, dargethan werden. 

$. 918. Ausmärtige Zeugenberhöre, wenn fie 
leich im Termine beygebracht worden, gelten nur 
50 weit, als fie mit Zuziehung des Gegentheils, 
oder eines von ihm ſelbſt dazu beſtellten Bevollmäch⸗ 
tigten aufgenommen worden. 

$. 919. Aus der bloßen Unterſchrift kann, bey 
erbotener eidlichen Diffeffion derſelben, keine Vers 
gleichung der Handſchriften angeſtellt werden. 

H. 920. Hat der Wechſelbeklagte, außer feinem 
Bor: und Geſchlechtsnamen, auch feinen Charak⸗ 
ter oder Wohnort beygeſetzt: ſo findet die Verglei⸗ 
chung nur wider deſſen Erben, und zwar bloß zur 
Unrerflüßung anderer vorhandenen Beweismittel 
ſtatt. 

H. 92. Hat er aber mehrere Worte oder Zeilen, 
zur Bekräftigung des Inhalts, oder der Unterſchrift, 
eigenhändig bengefügt: jo kann aus dieſen die Ver⸗ 
gleichung der Handſchrſft mit voller geſetzmaͤßigen 
Wirkung gejchehen. 

$. 922. 
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F. 922. Wie weit der Einwand der nicht erhalt⸗ 
nen Valuta bey gezogenen und trockenen Wechſeln 
ſtatt finde, iſt unten naͤher beſtimmt. (1078. 
1242: (gq.) 

. 923. Abrechnungen und Gegenforderungen 
finden nur in ſo weit ſtatt, als ſie aus Wechſelge⸗ 
ſchoͤften entſoringen, und auch ſonſt mit den geſetz⸗ 
mäßigen Erforderniſſen zur Compenſation verjchen 
find. (Th. I. Tit. XI. $. 302. 10.0 

H. 924. Sind jedoch Einwendungen oder Grgen⸗ 
forderungen, welche an ſich im Wechfelprozeſſe zu⸗ 
läßig wären, aber nur nicht fotort dargethan were 
den fünnen, fo beſchaffen, daß fie einen Arreftichlag 
begründen: ſo iſt der Wechſelbeklagte nur in das 
gerichtliche Depofitorium zu zahlen verbunden. 

$. 925. In allen Fallen, da gerichtliche Depo⸗ 
ſition ſtatt findet, kann dem Kläger die Auszah⸗ 
lung gegen hinlängliche Caution nicht geweigert 
werden. 

H. 926. Iſt der Kläger bloß Bevollmoͤchtigter, 
oder nach §. 820. und $. 822. dafür zu achten: fo 
muß er alle zuläßigen Einwendungen und Gegen⸗ 
forderungen, weſche dem Beklagten gegen den 
Herrn des Wechſels zuſtehn, wider ſich gelten 
laſſen. 5 

F. 927. Außer dieſem Falle kann der Beklagte 
in der Regel ſich nur ſolcher Einwendungen und 
Gegenforderungen bedienen, welche ihm wider den 
klagenden Wechſelglaͤubiger ſelbſt zukommen. 

F. 925 So bald der Kläger Herr des Wechſels 
iſt, findet die Vorſchrift F. 926. ſtatt, auch wenn 
der Wechſel nicht auf Ordre ſautet. 

F. 929. Was wegen der Klauſel auf Ordre, 
bey trocknen Wechſeln ſtatt finde, wird unten ver⸗ 
ordnet. (F. 1244. 1247.) 


Sig $. 930. 
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F. 930. Die ſewohl bey gezogenen als trockenen 
Wechſeln entſtandenen wechſelmaͤßigen Forderun⸗ 
gen gehören, nach ausgebrochenem Concurſe über 
das Vermoͤgen des Schuldners, in die Sechſte 
Sch 

931. Fremde Reiſende find in Anſehung der 
8 bb Wechſelverbindlichkeiten zu übernehmen, 
den Einſchränkungen des hiefigen Wechſelkechts 
nicht unterworfen. 

H. 932. Uebrigens aber werden die von ihnen in 
hieſigen kanden vorgenommenen Wechſelgeſchaͤfte, 
nach der Vorſchrift der Einleitung $. 39. 39. beur⸗ 
theilt. 

F. 933. Auswärtige Gläubiger follen in Wech⸗ 
hen eben die Rechte genießen, welche in gegen; 
ger Ordnung fuͤr die Sandeseinwohner feſtge⸗ 
ſetzt ſind. 

H. 934. Hiervon find allein die Falle ausgenom⸗ 
men, da nach rechtlichen Grundſatzen eine Retor⸗ 
ſion ſtatt findet. Einleit. H. 47. 

d. 935, Doch fellen die Gerichte, wenn der Fall 
zur Ausübung des Retorſionsrechts nicht ganz klar 
iſt, zupbrderſt bey dem Juſtizdepartement darüber 
anfragen. 

6. 936. Außerhalb Landes vorgenommene Wech⸗ 
ſelgeſchäfte, find nach den Geſetzen des Orte, wo 
fie verhandelt worden, zu beurtheilen. 

9.937. Beſonders muͤſſen die Erforderniſſe eines 
göltſgen Wechſels, oder Indoſſaments, nach den 
Geſetzen des Orts der Ausſtellung beſtimmt werden. 

$. 938. Hat aber ein landeseinwohner mit 
einem andern »Landeseinwohner, welcher nicht 
wechſelfaͤhig iſt, außerhalb Landes ein Wechſelge⸗ 
ſchäft geſchloſſen: fo iſt ſelbiges nur eben fo zu ber 
urtheen, als wenn es innerhalb Landes geſchlof⸗ 
‚sen wäre, 


fein 


$. 939. 
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F. 939. Zu gezogenen Wechſeln iſt der Gebrauch v Don am 
des Steipelpapiers nicht erforderlich. a 

H. 940. Außer den allgemeinen Erforderniſſen 
eines Wechſels ($. 749. [ g.) muß der Name des 
zogenen, welcher die Zahlung leiſten foll, im Co Bei 
terte des Wechſels, oder unter demſelben deutlich benen. 
ausgedrückt ſeyn. } 

F. 941. Deſſen Vornamen oder Charakter bey⸗ 
äufügen iſt nicht nothwendig; wohl aber zur Ders 
meidung beſorglicher Irrungen rathſam. 

H. 942. Soll die Zahlung an einem andern Orte, 1) Ort der 

als wo der Bezogene wohnt, geſchehen: ſo muß Fabluug. 
zu der Ort der Zahlung im Wechſel ausgedruckt 
ſeyn. 
F. 943. Etmangelt eines der vorgeſchtiebenen 
Erforderniſſe; ſo kann ein dergleichen gezoge⸗ 
ner Wechſel allenfalls nur als Aſſignation gelten. 
(Abschn. IX.) 

$ 944. Werden mehrere Exemplore als Prima, Il. Ven 
Secunda u. ſ. w. Wechſel ausgefertigt: fo muß in mıbrern 
jedem Exemplare ausgedrückt werden, ob ſolches r 
Prima, Secunda u. ſ. w. fen. N 

F. 945. Iſt dieſerhalb im Wichſel nichts be⸗ 
merkt: ſo wird angenommen, daß ſelbiger nur ein 
Sola. Wechſel fir. 

F. 946. Hat der Traſſant ohne dieſe Bemer⸗ 
kung mehrere Exemplare ausgeſtellt: fo haftet er 
für jedes Exemplar, gleich einem Gola: Wechſel, 
mit Vorbehalt des Rechts an den Nemiitenten, 
und die übrigen Theilnchmer eines vorgefallenen 
Betruges. 

$. 947. Die Verabredung wegen eines gezoge⸗ 


nen Wechſels, kann zwiſchen dem Traffanten und Troßfagten 
dem Memistenten unmittelbar, oder durch einen uud? 
Makler geſchloſſen werden. — * 


Schl I 
F. 048. IM das Gefehäft durch einen Möker de 0 > 


geſchloſſen worden, fo beweiſet das von dieſem lte, 
Ji 5 aus 


506 Zweyter Theil. Achter Titel, 


aus ſeinem Journal gegebene Atteſt die Bedingun⸗ 
gen des getroffenen Handels. 

F. 949. Haben der Traſſant und Remittent den 
Handel unmittelbar geſchloſſen: ſo vertreten, bey 
Perſonen, welche kaufmänniſche Rechte haben, 
die Handlungsbücher die Stelle des ſchriftlichen 
Contrakts. 

§. 950. Bey Perſonen, welche nicht kaufmaͤn⸗ 
niſche Rechte haben, finden die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften von ſcheiftlichen Verträgen Anwendung. 
(Tb. J. Tit. V. F. 155. lad.) 

$ 951. Der Traſſant muß, nach dem Verlan⸗ 
gen des Remittenten, entweder einen Gola: Wech⸗ 
ſel ausſtellen, oder denſelben in mehrern Exem⸗ 
plaren, als Prima, Secunda u. ſ. w. Wechſel aus⸗ 
fertigen. 

H. 952. Soll das eine Exemplar zur Praͤſenta⸗ 
tion verſendet; das andere aber indoſſitt werden; 
ſo iſt auf letzterem zu bemerken, in weſſen Händen 
I das zur Präjenration verſendete Exemplar ber 

det. 

. 953. Der Traſſant muß dem Bezogenen bey 
Zeiten Nachricht geben, damit die Annahme des 
Wechſels nicht verweigert werde. 

$. 954. Den Avis: Brief kann der Traſſant un: 
mittelbar abſenden, oder ihn dem Remittenten, auf 
deſſen Verlangen , zur Beſtellung einhändigen, 

$. 955. Im letztern Falle haftet er jedoch gegen 
den dritten Inhaber fuͤr Schaͤden und Koſten, wenn 
der Avis Brief dem Be zogenen nicht gehörig zuge⸗ 
ſtellet wird, und kann ſich bloß an den Remittenten 
halten. 

. 956. Verzögert der Traffant, nach Empfang 
der Valuta, die Aushändigung des Wechſels laͤn⸗ 
ger, als Vier und zwanzig Stunden über die be⸗ 
dungene Zeit: ſo kann ihn der Remittent dazu im 
executiven Prozeſſe anhalten. 


$ 957. 
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$. 987. Wie und zu welcher Zeit die Valuta 
vom Remittenten berichtigt werden ſolle, hangt von 
dem Ulebereinkommen der Intereſſenten ab. 

F. 958. Der Remittent iſt dem Traſſanten, für 
die verabredete Berichtigung der Valuta des. erhal 
tenen Wechſels, bis zu Ablauf Eines Jahres, vom 
Tage des geſchloſſenen Handels an gerechnet, im 
erecutiven Prozeſſe verhaftet. 

$.959. ‚Entfteht binnen dieſer Jahresfriſt Con⸗ 
curs über das Vermögen des Remüttenten: fo hat 
der Traſſant, wegen der ruͤckſtaͤndigen Valuta, 
das Vorzugsrecht der privilegirten Schuldinſtru⸗ 
mente. 

H. 960, Hat er aber die beſtimmte Einjährige 
Friſt ablaufen laſſen, ohne die Klage gehörig anzur 
fiellen: ſo hört ſowohl der ſchnellere Prozeß, als 
das Vorzugsrecht im Concurſe auf; und es iſt bloß 
die Klage im ordentlichen Prozeſſe zuläfig. 

$. 96 1. Hat der Traſſant den Wechſel für fremde 
Rechnung gezogen, und denſelben, ohne ausdruͤck⸗ 
liche Ordre, vor Berichtigung der Valuta ausge⸗ 
baͤndigt: fo muß er demjenigen, für deſſen Rechnung 
er traſſiet bat, wegen alles daraus entſtehenden 
Nachtheils gerecht werden. 

962. Die Accceptation eines Einmal ausge⸗ 
haͤndigten Wechſels kann der Ausfteller dem Bes 
zognen, wegen nicht erhaltener Valuta, nicht un⸗ 
lagen; ſelbſt wenn der Wechſel auf Ordre 
lautet. . 

F. 963. Der Inhaber des Wechſels iſt ſchuldig, v. 
dafür u ſorgen, daß der Wechſel dem Bezognen n 


ion des 


1. Von 
I Äfentas 


zur gehörigen Zeit zur Annahme vorgezeigt werde. Wechſels. 


F. 964. Bey Meßwechſeln beſtimmen die Hands 
lungsgeſetze und Gewohnheiten jedes Orts, an wel 
chem Tage die Proͤſentation geſchehen müffe. 


$. 965. 
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8. 955. Zu Königsberg in Preuſſen muß die 
räſentallon am erſten oder andern Tage des einge⸗ 
treinen Marktes geſch. ben. 

9. 966. Zu Front urt an der Oder, und Mag⸗ 
deburg, müſſen Meßwechſel am dritten oder vier⸗ 
ten Tage der Zahlwoche präjentirt werden. 

9.957. Zu Breslau kann die Präfentation vom 
Morrage der erſten Meßwoche, bis zum Frey⸗ 
tage in eben berjelben Vormittags um zehn un, ers 
felgen. 

9 968. Wechſel, auf Elbinger Muͤrkten zahl⸗ 
bar, ſind am erſten, zweyten, oder dritten Tage 
zu präfentiten, 

F. 959. Bey Dato und ſolchen Uſowechſeln, 
deren Verfallzett vom Tage der Ausſtellung an ges 
rechnet wied, muß die Präfentation ſpateſtens an 
dem Tage geſchehen, da der Wechſel zahlbar iſt. 

$. 970. Bey Sicht- und ſolchen Uſowechſeln, 
deren Verfallzeit vom Tage der Pröͤſentation berech⸗ 
net wird, kann der Ausſteller die Zeit, innerhalb 
welcher fie zur Präfentation gebracht werden ſollen, 
in dem Wechſel ſelbſt beſtimmen. 

F. 971. Iſt dieſes nicht geſchehen: fo muß der 
Inhaber die Praͤſentation binnen Achtzehen Mo⸗ 
naten nach dem Tage der Ausſtellung, bey Ver⸗ 
luſt ſe Rechts, beſorgen. 

. 97. An den hiernach zu beſtimmenden Tas 
den, kann die Präfentation von acht bis zwölf Uhr 

Vormittags, und von zwey bis ſieben Uhr Nach⸗ 
mittags geſchehen. 

9.973. Sind dieſe Präſentatlons⸗ Friſten, 9.955. 
fgg. von dem Inhaber verabfaume: jo kann er, bey 
verweigerter Annahme oder Zahlung, weder an den 
Ausſteller, noch an die Indoſſanten wechſelmaßis 
zurück gehen. 

H. 974. Doch bleiben ihm, wegen der ger 
zahlten Valuta, feine Rechte gegen den Aus⸗ 

ſteller g 
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ſteller und die Indoſſanten, in fo fern ſich der 
Eine oder Andre ſonſt mit feinem Schaden bereis 
chern wuͤrde, im ordentlichen Prozeſſe vorbe⸗ 
kalten. 
. 975. Zur Präfentation iſt ein jeder für bevoll⸗ 55 


maͤchtigt zu achten, der ſich im Beſitze des Original, }} 
wechſels befindet, 

. 976. Der Wechſel muß dem Bezogenen ſelbſt, „ Wen 
oder demjenigen. vorgelegt werden, der von ihm Ne, Felle 
mit Procura verfchen iſt. ſche den 

. 977. Hat ſich der Bezogne von feinem Wohn alle. 
orte entfernt, und keine Procura zurück gelaſſen; 
oder iſt er in den gefeklichen Präſentattonsſtunden 
an dem Orte, wo er ſouſt feine Geſchsfte treibt, 
nicht anzutreffen: fo iſt der Inhaber zur Aufnahme 
des Prot iſtes berechtigt. 

F. 978. Ein Gleiches finder ben Miß wwechſeln 
ſtatt, wenn der Bezogene die Meſſe weder ſelbſt, 
noch durch Procurg beſucht; oder ſich vor Ablauf 
der beſtimmten Praſentatlonsftiſten wieder ent⸗ 
fernt hat. 

$ 9-9, Iſt der Bezogene verfiorben, jo. muß 
ſich der Inhaber des Wechsels damit in feinem Come 
toir, oder im Sterbehauſe melden. 

$. 980. Findet ſich daſelbſt niemand, der zur 
Acceptation befugt und bereit (ft: ſo muß mit Auf⸗ 
nehmung des Proteſtes verfahren werden. 

§. 981. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die 
Erben von der geſetzlichen Bedenkzeit zur Erbeser⸗ 
klarung Gebrauch machen wollen. 

F. 982. Wird über das Vermögen des Bezoge⸗ 
nen vor der Praͤſentation Concurs eröfn fo muf 
ſefort, nach erbalsener Wiſſenſchaft davon, der 
Proteſt aufgenommen werben 
die Angahm des präfentirte v. Won der 
ſich der Bizogene wech lle 10. 

maßig/ 
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mäßig, die beſchriebene Summe zur beſtimmten 
ES zu berichtigen. 

$.984. Das außer dem Wechſel geſchehene Vers 
ſpprechen, für Rechnung eines Dritten eine beitimmte 
Summe zu acceptiren, iſt bloß nach den Vorſchrif⸗ 
ten von Bürgſchaften zu beurtheilen. (Th. I. 
Tit. XIV. §. 257. ad.) 

$. 985. An Sonn: hohen Feſt und Bußtagen, 
ingleichen am Meujahrs und Charfrenzage, kann 
„ die Annahme eines praͤſentirten Wechſels nicht vers 
langt werden. 

$: 986. Der Praͤſentant muß vielmehr den 
nöchſfebenden Werkeltag abwarten. 

$. 987. Auch wenn der Bezogene ein Jude, und 
der Praͤſentant ein Ehrift iſt, kann lehterer den 
Wechſel an einem Sonn, hoben Feſt oder Buße 
tage zu praͤſentiren, nicht verpflichtet werden. 

H. 988. Er kann vielmehr, ohne Nachtheil ſei⸗ 
nes Rechts, den naͤchſtfolgenden Werkeltag abs 
warten. 

$. 989. Dagegen kann auch von einem Juden, 
während eines Sabbaths, oder ſolchen jüdiſchen 
Feſtes, an welchem er keine Handlungsgeſchoͤfte 
treiben darf, die Acceptation eines auf ihn gezoge⸗ 
nen Wechſels nicht verlangt werden. 

$. 990. Jedoch iſt er an dem naͤchſt vorhergehen⸗ 
den Werkeltage ſich darüber , auf Verlangen des 
Praͤſentanten, zu erklären ſchuldig. 

$ 991. Die Annahme muß von dem Bezognen 
ſelbſt, oder von demjenigen, welcher dazu mit ges 
boͤriger Procura verſehen iſt, eigenhändig auf dem 
Wechſel verzeichnet werden. 

. 992. Bloß mündlich geſchehene Acceptatios 
nen follen in Königlichen kanden kein Wechſelver⸗ 
fahren begruͤnden. 

9. 993. Behält aber ber Belogene den ihm ſelbſt 
vorgezeigten und eingehaͤndigten Wechſel, ae 

ine 
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Erinnerung, über Nacht bey ſich: fo wird dieſes 
für eine ſtillſchweigende Acceptation geachtet. 

$ 994. Die Vermertung der Annahme iſt an 
keine Form gebunden. 

$. 945. Der Bezogne iſt nicht berechtigt, das 
Gegenthell, nähmlich, daß er nicht acceptiren wolle, 
auf den Wechſel zu verzeichnen. 

$. 996. Thut er es dennoch: fo iſt er dem Proͤ⸗ 
ſentanten, und allen ubrigen Intereſſenten, wegen 
des daraus entſtehenden Nachtgeils verhaftet. 

„997. Die einmal geſchehene Accrptation kann 
der Bezogene nicht wieder zuruck nehmen, noch 
auf dem Wechſel ausſtreichen. 

F. 998. Auch wenn er das letztere gethan hat, 
bleibt er dennoch aus der Acceptatlon verhaltet. 

$. 999. Sell nach dem Inhalte des Wechſels 
die Zahlung nicht an dem Wohnorte des Bezognen 
erfolgen (h. 942): fo muß derſelbe bey der An⸗ 
nahme vermerken, wo ſich der Inhaber feiner Be⸗ 
frievigung wegen zu melden habe. 

d. 1000. Iſt dieſes unterblieben: fo haftet der 
Acteptant tuͤr den daraus entftchenden Schaden, 
und kann an feinem Wohnorte zur wechſelmͤßigen 
Zahlung angehalten werden. 

g. kool: Nur bey Sicht- oder ſolchen Uſobrie⸗ 
fen, deren Zahlungszeir don der Präſentation luft, 
iſt der Bazogne zur Bemerkung des Tages der Anz 
nahme verbunden. 

$. 1002, Auch muß das Datum der Praͤſenta⸗ 
tion beygefuͤgt werden, wenn die Zeit der Präs 
sentation und der Annahme verſchieden find. 
($.985. 990.) 5 Bun 

F. 1003. Doch wird auch in dieſen Fällen die 
Annahme ſelbſt durch den Mangel des Datum 
nicht entkroͤftet. 


$. 1004. 
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$. 1004. Nur muß der Inhaber, wenn über den 
eigentlichen Verfalltag Streit entſteht, die Zeit 
der Proͤſentation auf andere Art nachweiſen. 
$. 1005. Ergiebt der Juhalt des Wechſels, daß 
davon mehrere Exemplare ausgeſtelt worden; fo 
iſt der Bezogene nur das erſte Exemplar, welches 
ihm präfeneiet wird, zu geceptiren ſchuldig. 

v. Vom $. 1006. Weigert der Bezogene die Annahme 

werte ec des Wechſels: jo muß fofort mit Aufnehimung des 

a Proleſſes berfahren werden. 

Lahme. $. 1007. Die Aufnahme des Proteſtes muß der 
Regel nach am Tage der Präſentation noch vor 
Sonnenuntergang geſc 

N $. 1008. Doch kann der Präfentant, ben Meß⸗ 
wechſeln, mit dem Proteſte jo lange Anſtand neh⸗ 
men, bis die an jedem Orte beſtimmten Präfentas 
tionsfriſten zu Ende gehen. 

F. 1009. Auch bey Dato⸗ Sicht; und Uſo⸗ 
Wichſeln kann die Aufnahme des Proteſtes fo lange 
verſchoben werden, daß ſelbiger noch mit naͤchſter 
Poſt abgehen könne. 

$. 1010. Sit jedoch in dieſem Falle der Eigen: 
thuͤmer, Ausſteller, oder Girant, am Orte wohn; 
haft: jo kann der Präſentant ohne deſſen Einwil⸗ 
ligung die Aufnahme des Proteſtes nicht ver⸗ 
ſchieben. 

1101, Will der Bezogne den Wechſel nur auf 
einen Theil der darin verſchriebenen Summe an; 
nehmen: fo iſt der Praͤſentant nicht ſchuldig, ſich 
dieſes gefallen zu laſſen; ſondern er kann, wegen, 
der ganzen im Wechſel verſchriebenen Summe, mit 
Einlegung des Proreſtes verfahren. ö 

9. zor2. Will er aber die Acceptation auf einen 
Theil geſchehen laſſen: fo muß er dennoch den Proz 
teſt wegen des Uleberreſis beſorgen. 

§. torz. Es macht keinen Unterſchied: ob 
der Pröſentant Eigentkümer des Wechſels, oder 

nur 
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nur Bevollmächtigter iſt, wenn er in dem lebten 
Falle keine ausdrückliche Ordre hat, ſich die An⸗ 
nahme auch nur auf einen Theil der verſchriebe⸗ 
nen Summe gefallen zu fallen. 

H. 1014. laßt der Präjentant die Annahme 
mit einem Vorbehalte, unter einer Bedingung, 
oder auf einen ſostern Z blungetermin geſche⸗ 
ben: ſo verliert er das Wechſelrecht gegen ſeine 
Vormaͤnner. 

F. 1015. Doch kann er fh, wenn der Accep 
tant nicht Zahlung leiſtet, an diejenigen unter Dies 
fen Vormaͤnnern, welche ſich ſonſt mit feinem 
Schaden bereichern würden, im Wege des ordent⸗ 
lichen Pro zeſſes halten. 

F. 1016. War der Praͤſentant bloß Bevoll⸗ 
mächtiger :- ſo bleibt er dem Eigenthumer des 
Wechſels, wegen alles aus dieſer feiner, Einwilli⸗ 
gung (F. 1014.) entſtandenen Schadens verhaftet. 

F. 101. Wird alſo von dem Bezogenen der 
Annahme ein Vorbehalt oder eine Bedingung bey⸗ 
gefäat; oder geſchieht die Aun ahme auf eine ſpä⸗ 
tere Zahlungszeit: fo muß der Praͤſentant eben⸗ 
falls, zur Wahrnehmung ſeines Rechts, mit Ein⸗ 
legung des Pioteſtes gehörig verf hren. 

$ 1028. Iſt auf dem Waechfel jemand benannt, 
bey welchem ſich der Fnhaber , im Fulle verwei⸗ 
gerter Annahme, melden ſolle: ſo iſt letzterer 
ſchaldig, ſobald der Proteſt gegen den Bezoge⸗ 
men aufgenommen worden, ſich an die Addreſſe 
zu wenden. 

F. 1019, Wird auch von der Addreſſe die Anz 
nahme verweigert: ſo muß der Inhaber deshalb 
von neuem Proteſt aufnehmen laſſen. 


$. 1020. Meldet ſich jemand, der auf dem vi). Dea, 


Wechſel nicht benannt iſt, zur Aceeptation: ſo iſt 
ber Inhaber dieſelbe nur gegen baare Zahlung zu 
geſtatten verbunden 

Agent. Oeſezb. Ul, Band. Kt $. 102 f. 


der ee 
knen per 
honor. 
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F. rat. Will aber der Bezogene ſelbſt den 
Wechſel zur Ehre des Ausſtellers, oder Eines der 
Indoſſanten accepriren: fo muß der Suhaber ſich 
dieſes gefallen laſſen. 

$. 1022. Wer einen Wechſel per honor actepti⸗ 
ren will, muß zuvörderſt den Proteſt aufnehmen, 
und ſich denſelben von dem Inhaber, gegen Erz 
ſtattung der Koſten, ein bändigen laſſen. 

$. 1023. Die Acceptation per honor muß noth⸗ 
wendig Ichriftfich und ausdrücklich geſchehen; und 
kann weder zuruͤckgenommen, noch aus geſteichen 
werden. 

$. 1024. Die der Acceptation hinzu zefͤͤgten 
Buchſtaben 8. b. (ſopra proteito) find dazu nicht 
hinreichend; und es macht keine Ausnahme, wenn 
gleich der Eine oder Andere von den Indoſſan⸗ 
ten fein Giro dem Acceptanten recommandirt has 
ben ſollte. 

$. 1025. Ein befondeer Auftrag iſt dazu nicht 
noͤthig. 

$. 102%. Der Aeceptant per honor tritt in alle 
Verbindlichkeiten, welche der Bezogene durch die 
gewöhnliche Annahme eingehen würde. 

F. 1027. Dagegen tritt er auch, nach geleifter 
ter Zahlung, in die Rechte des Inhabers gegen 
denjenigen der Wechſeſverpffichteten, zu deſſen Chr 
ren er den Wechſel angenommen hat. 

$. 1028. Iſt bey der Annahme nicht ausdrück⸗ 
lich bemerkt, zu weſſen Ehren dieſelbe geſchehen 
fen: fo wird angenommen, daß fie nur zu Egren 
des Ausſtellers erfolge; und der Acceptant kann 
alſo auch nur an dieſen ſich halten. 

H. 1029. Eben das, was dem Inhaber wegen 
Remiſſion des Proteſtes vorgeſchrieden iſt, muß 
auch der Acceptant per honor beobachten. 

F. 1030. Iſt etwas davon verabſaumt: ſo er 
hält der Acteptant per honor nur die Rechte, welche 

dem 
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dem Bezogenen, wenn er Zahlung geleiſtet hätte, 
gegen den Ausſteller zugekommen ſeyn würden. 

H. 1031. Hat der Beiogene r honor ars 
ceptirt: ſo erhalt er mit ei ſolchen fremden Ar 
ceptanten völlig aleiche Rechte. 

$. 1032. Ee wird dadurch von der Verbind⸗ 
lichkeit frey, ſich die im Avis Briefe von dem 
Ausſteller, wegen der Deckung, oder ſonſt, ger 
troffenen Verfuͤgungen gefallen zu laſſen. 

$ 1033. Hat derjenige, an welchen der Wech⸗ 
ſelinbaber don dem Ausſteller bey Ermangelung 
des Bezogenen addreſſirt worden (F. 10180, den 
Wechſel acceptirt: ſo Stehen“ ihm mit einem Accep⸗ 
tanzen per houor gleiche Rechte zu. 

$. 1034. Unter mehrern Addreſſen hat derje⸗ 
nige den Vorzug, welcher zu Ehren des Traſſan⸗ 
ten, oder eines frühern Indoſſanten, accepti⸗ 
ren will. 


d. 1035. Die Proteſte ſollen in Koͤniglichen vin Form 


Landen, entweder von einer Ge 
von einem Juſtizcommiſſario oder Motatio aufge: 
nommen werden. 

g. 1036. Eine Gerichtsperſon bedarf dazu fo 
wenig eines beſondern Piorotoltährers „als ein 
Notarius, der bey andern Motatlatshandlungen 
erforderlichen Zeugen. 

F. 1037, Derjenige, welcher den Proteſt auf 
nimmt, muß ſich von den bey der Sache vorkom⸗ 
menden Hauptumſtanden, beſonders denjenigen, 
welche die Perſon des Bezogenen betreffen, die 
erforderliche Gewißheit veeſchaffen; über den gan⸗ 
zen Vorgang ein ordentliches Protokoll aufneh⸗ 
men; und nach deſſen Inhalte biernachſt den Pro⸗ 
teſt ausfertigen. 

$ 1038. Daß dergleichen beſon derer Proto- 
Koll nicht aufgenommen worden, be 
dem Proteſte nichts an feine ©: 

7 Kt 2 


verſon, oder Der Wöte 
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F. 1039. Die Gerichtsperſon aber, der Juſtiz⸗ 
commiſſarius, oder der Notarius, welche ein ſol⸗ 
ches Verſehen begangen haben, haften den Inte 
eſſenten für allen daraus etwa entſtandenen Nas 
theil; und ſollen Überdies um den vierfachen Ber 
trag der erhaltenen Proteſtgebühren ſiskaliſch bes 
ſtraft werden. 

F. 1040. Wer ſchon einmal wegen einer der⸗ 
gleichen Vernachlaßigung beſtraft worden, iſt im 
Wieverholungsfalle für unfuͤhig zur Aufnehmung 
eines Wechſelproteſtes zu erklären, und dieſes der 
Kaufmamaiſchaft des Orts bekannt zu machen. 

F. 1041. Außer den allgemeinen Erforderniſſen 
eines Protokolls, oder Motariatsinſtruments, muß 
ein Wechſelproteſt enthalten: 

1) eine genaue Abſchrift des Wechſels; 

2) die vollſtaͤndige Bemerkung der Umfände, 
weshalb die Annahme oder Zahlung nicht 
erfolgt iſt. 

F. 1042. Iſt der Bezogene anweſend: fo muß 
die Anfrage an denſelben: ob, und in welcher Art 
er den Wechſel acceptiren oder zahlen wolle? mit 
der beſtimmten wörtlich niederzuſchrelbenden Ant⸗ 


Folie 5 daß in dem W Laden, Ge 
woͤlbe, und Behauſung des Schuldners Erkundi⸗ 
gung eingezogen, und niemand angetroffen wor⸗ 
den, welcher acceptiren können und wollen. 

H. 1044 Ein Gleiches findet bey Meßwechſeln 
Kart, wenn der Ausſteller nicht zur Wreſſe gekom⸗ 
men, oder ver der ei oder Verfall⸗ 
zeit wieder abgerelſet iſt. 

$. 1045. 
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$. 1045. Ferner alsdann, wenn der Proteſt, 
wegen erfolgten Abſterbens des Bezogenen, oder 
wegen des über fein Vermögen eröffneten Con⸗ 
curſes, nach §. 976 7 983. aufgenommen wer⸗ 
den muß. 

F. 1046. Iſt der Präfentane nur Bevollmaͤch. p. 
tigter; fo muß er den aufgenommenen Proteſt un: 
feblbar mit näher Poſt an feinen Machtgeber 
uberſchicken; widrigenfalls er demſelben für allen! 
daraus entſtehenden Schaden haftet. 

$ 1047. Iſt er aber Eigenthümer des Wech⸗ 
fels: jo muß er denjenigen von den Vormännern, 
an welchen er ſich wechſelmaͤßig halten will, mit 
nͤͤchſter Poſt von dem aufgenommenen Proteſte 
benachrichtigen. 

9. 1048. Es hänge von ihm ab, dieſer Made 
richt den Originaſproteſt beyzufuͤgen; oder letzte⸗ 
ren einem Bevollmächtigten, zur Vorzeigung an 
den Vormann, gegen welchen der Regreß gerich⸗ 
tet wird, zu uͤberſenden. 

F. 1049. Hat er letzteres gethan: ſo haftet er 
für das von dem Bevollmächtigten bey der Vorle⸗ 
gung etwa begangene Verſehen eben fo, als ob er 
den Proteſt ſelbſt nicht remittitt, und den Vormann 
nicht benachrichtigt hatte. 

$. 1050. Die Zurückſendung des Wechſels ſelbſt 
kann der Präfencant noch einen Poſttag verſchie⸗ 
ben, und abwarten, ob der Bezezne ſich bis dar 
bin zur Annahme noch entſchließen werde. 

H. 1081. Auch kann dieſe Ruͤckſendung, bey 
Dato und Uſowechſeln, bis zum letzten Reſoit⸗ 
toge ausgeſetzt werden, wenn keine Gegenordre 
vorhanden iſt. 

F. 1052. Will der Bezogene nach aufzenom. 
menem Proteſte den Wechſel noch acceptiren: ſo 
muß es der Präſentant gegen Erſtattung der Ko⸗ 
ſten geſcheten laſſen. 

233 $ 1053. 
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$. 1053: Auch alsdann, wenn der Bezogene 
die Erſtactung der Proteſtkoſten verweigert, muß 
der Proſentant die Aecceptation zulaſſen; jedoch, 
zur Erhaltung, ſeines Rechts wegen der Kofien, 
einen o ſondern Proteſt aufnehmen laſſen. 

F. 105%. Stud die geſetzlichen Vorſchriften bey 
Aufnahme und Verſendung des Proteſtes wegen 
nicht geſchehener Annahme verabſäumt: ſo ver⸗ 
liert der Eizenttuͤmer des Wechſels den Wechſel⸗ 
regreß an die Vormaͤnner , und kann nur ſeinen 
etwanigen An pruch an einen oder den andern uns 
ter ienen, nach H. 974. im ordentlichen Prozeſſe 
aus fü ron. 

§. 1085%8 Es entſchuldigt den Praͤſentanten 
nicht, wenn gleich der Poſttag zur Vetſendung 
des Poteſtes auf einen Sonn⸗, Feſt⸗ oder Buß⸗ 
tag, oder key Juden auf einen Sonnabend, oder 
andern juͤdiſchen Zeyertag fällt, ſobald es ihm nur 
möglich geweſen iſt, zur Beförderung des Brie⸗ 
fes auf die Poſt noch vorher die noͤchigen Anſtal⸗ 
ten zu troffen. 

§. 1085. Sind aber die geſetzlichen Voꝛſchrif⸗ 
ten bey Aufnah und Verſendung des Proteſtes 
ehr nicht beobachtet worde ſo iſt der Eigenthümer eines 
eg wegen, nicht geſchehenek Annahme proteflirten 

1 außer der darin verſchriebenen Sum⸗ 
me, ingleichen außer den durch den Proteſt ver⸗ 
urſache In Koſten, auch ſuͤr Proviſion, Courtage, 
und Brieſrorto, ein hald Prozent zu fordern 
berechtigt. 

9. 1037. Die verſchriebene Summe muß nach 
dem Curſe am Zahlungstage des proteſtirten Wech⸗ 
ſels berech net werden. 

F. 1058. Von dieſer Zeit an laufen auch die 
Zinfen, und die Reſpittage kommen dabey nicht in 
Betrachtung, 


$. 1059. 
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$ 1089, Iſt der Wechſel mehrmals indoſſirt: 
ſo bat der letzte Ingabet die Wahl: ob er ſofort 
auf den Ausſteller, oder an welchen der Jndoſſan⸗ 
ten er zuruͤckgehen will. 

$. 1060. Hat er. gemähltz aber binnen Vier 
und zwanzig Stunden keine vollſtaͤndige Befrie⸗ 
digung erhalten: ſo muß er gegen einen ſolchen 
Vormann auf eben die Act, als gegen den Beze⸗ 
genen, ſofort Proteſt einlegen. 

H. 1061. Alsdann kann er binnen der $. 1047. 
aq. beſt mmten Friſt wiederum von einem andern 
Indoſſanten, oder von dem Ausſteller, nach eig⸗ 
nem Gu finden, Zahlung fordern, und ſo weiter 
bis zu ſeiner gaͤnzuchen Befriedigung fortfahren, 
ohne ſich an die Oronung. wie feine Vormaͤnner 
auf einander folgen, zu binden. 

$. 1062. Dadurch erlangt er die Befugnif, ſe⸗ 
den der Vormoͤnner binnen Jihresfriſt, von Zeit, 
des wider denſelben aufgenommenen Protefteg,, 
wegen desjenigen, was an feiner volligen Bes 
friedigung fehle, wechjelmäßig in Auſpruch zu 
nehmen. 

H. 106g. Hat er jedoch bey Aufnahme oder 
Verſendung des Proteſtes etwas verfaumt: jo geht 
das Wechſelrecht gegen denjenigen Indoſſanten, 
bey welchem das Verſehen vorgefellen iſt, fo wie 
gegen alle übrigen, gegen welche die geſetzlichen 
Vorſchriften nicht beobachtet worden, verloren; 
und es findet nur der Anſpruch im ordentlichen 
Prozeſſe nach F. 974. Hate. 

F. 1083. Gegen diejenigen Indoſſanten aber, 
gegen weſche er die. elbe Vorſchriften we⸗ 
gen Aufnahme und Remiſſion des Proteſtes be⸗ 
folgt, und dieſelben dadurch in den Stand geſetzt 
hat, weiter auf ihre Vormäͤnner zuruck zu gehen, 
bleibt ihm fein Wechſelrecht nach H. 1062. vorbe⸗ 
halten. ($. 1067.) 

Ke 4 F. 1065, 
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$. 1065. tft der Inhaber einen der Indoſ⸗ 
fanten fein Giro ausſtreichen: fo verliert er ſein 
Recht gegen alle Hintermaͤnner deſſelben; im Uer 
brigen aber bebaͤlt der Wechſel, und der Pros 
tft, gegen alle Vormaͤnner des Ausgeſtrichenen 
feine Kraft. 

$ 1066. Hat der Wechſelinhaber von dem Bes 
zogenen, oder von dem zuerſt in Anſpruch genom⸗ 
me en Indoſſanten, Aoſchlagszaßlung erhalten: 
fo kann er dennoch den Ueberreſt von einem der Gi⸗ 
ranten, oder von dem Ausſteller fordern, wenn 
mit Aufnahme und Verſendung des Proteſtes ge⸗ 
höͤrig verfahren worden. 

9. 1067. Will der in Anſoruch genommene 
Indoſſant ſich wieder an Einen feiner Vormänner 
halten: fo muß er den von dem Wechſelinhaber 
erhaltenen Proteſt, binnen der $. 1047. (g. be: 
1 52 Friſt nach deſſen Empfang, gehörig ver⸗ 

nden. 

F. 1068. Ein ſolcher Indoſſant hat, gleich dem 
auf ihn zurückgehenden Praſentanten, die Wahl, 
an welchen ſeiner Vormaͤnner er ſich halten wolle. 

H. 1069. Hingegen kann er die von dem vori⸗ 
gen Inhaber einmal Uebergangenen, die ſeine Hin⸗ 
termaͤnner find, nicht in Anſpruch nehmen. u 

H. 1070. Hat ein Indoſſant nur Abſchlags zah⸗ 
lung geleiſtet: fo kann er dieſelben auf dem Origt⸗ 
nalwechſel verzeichnen, und eine beglaubte Ab⸗ 
ſchrift des Wechſels anfertigen laſſen. 

$. 1071, Alsdann hat er gegen feine Vormäͤn⸗ 
ner, und gegen den Wechſelſchuldner, wegen der 
bezahlten Summe, die Rechte des Inhabers einer 
kaufmänniſchen Aſſignarion. (Abschn. IX.) 

. 972. Die Wechſelklage kann in den Fal 
len des F. oss 1068, ſogleich angeſtellt werden, 
wenn derſenige, an welchen der Inhaber feinen 
Megreß zu nehmen hat, nicht binnen Vier und 

man: 
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zwanzig Stunden nach Vorzeigung des Proteſtes 
und Wechſels Zahlung leiter, 

F. 4073. Der Präſentant iſt weder ſchuldig, 
die Zohlungszeit abzuwarten, noch alsdann, we⸗ 
gen Michrbezahlung , gegen den Bezogenen von, 
neuem proteſtiren zu laſſen. 

F. 1074. Mur alsdann, wenn aus dem Proteſte 
erhellet, daß die Accptation wegen Mangels des 
Avis, oder wegen fehlender Remeſſe verweigert 
worden, und der Wechſel noch nicht verfallen iſt, 
muß zuvörderſt der Zahlungstag abgewartet, und 
der nochmalige Proteſt wegen Nichtbezablung, ger 
hoͤrig aufgenommen, und verſender werden. 

H. 1075, Doc kann der Wechſelinhaber im⸗ 
mittelſt auf bloße Vorzeigung des Proteſtes, die 
Beſtellung hinlänglicher Sicherheit bis zum Zah? 
lungstage fordern. 

$. 1076. Der Wechſelregreß findet auch wider 
den Ausſteller einer für Rechnung eines Dritten 
gezogenen Tratte ſtatt. 

$. 1077. Es kann alſo auch ein ſolcher Anaſtel⸗ 
ler den Jubaber an denjenigen, für deſſen Rech⸗ 
nung gezogen worden, nicht verweiſen; ſondern 
es it lediglich feine Sache, fi mit leßterm aus 
einander zu ſetzen. 

$. 107%, Des Einwandes der nicht erhaltenen 
Valata kann derjenige, gegen weſchen der Mech: 
ſelregreß gerichtet wird, ſich im Wechſelprozeſſe 
nicht bedienen. 

$ 1079. läßt der Wechſelinhaber Ein Jahr, 
vom Zahlungstage des Wechſels an getechuet, ver⸗ 
ſtreichen, ohne die Klage anzumelden: ſo verliert 
er ſein Wechſelrecht. 

F. 1080. Es bleibt ihm alsdann nur wegen der 
gezahlten Valuta, der Zinſen, Schäden und Kos 
fen, die Ausführung ſeiner Rechte im ordentlis 
chen Prozeſſe nach H. 974: vorbehalten. 

Kfz K. 1051, 


RI. Rechte 
und Pflach, 
unbe = 
ab. 4s I 

der Aecep⸗ 

tation. 
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F. 1087. Ueber die nach F. 1056. faq. zu be⸗ 
ſtimmende Schadlos haltung, kann der jedesma⸗ 
lige Inhaber, ſtatt der Klage, einen Rückwechſel 
auf denjenigen von den Vormännern ziehn, am 
welchen er feinen Regreß zu nehmen hat. 

$. 1082, Ein ſolcher Rückwechſel muß unmit⸗ 
telbar (a drktura) geſtellt werden, wenn zwiſchen 
beyden Platzen Wechſelverkehr it. 


H. 1083. Findet aber von dem Woßnorte des 
Inhabers, nach dem des Vormannes, gegen wel⸗ 
chen der wechſelmaͤßige Regreß gerichtet wird, kein 
Wechſelberkehr fett, fo muß der Röck wechſel 
auf denjenigen Platz gezogen werden, über wel⸗ 
chen beyde Deuter gewötznſich ihre Wechſelgeſchoͤfte 
machen. 

F. 1084. Iſt der Wechſel acceptirt worden: fo 
muß der Juhabee die Verfallzeit abwarten. 

F. logs. Srdoc kann er, wenn in der Zwi⸗ 
ſchenzelt ſolche Umſtände eintreten, welche nach 
geſetzlichen Verſchriften den Axreſtſchlag begrun⸗ 
den, von dem Acceptanten Sicherheitsbeſtellung 
ferdein. 

$: 1086. Er wird aber, im Falle der Unters 
laſſung, den Vormännern nur alsdann verant⸗ 
wortlich, wenn er dabey ein grobes Verſehen bes 
gangen hat. 

J. 1087. Kann oder will der Acceptant die Si⸗ 
cherheitsbeſt' ung nicht leiſten: fo iſt der Inhaber 
Arreſt aus zubtingen berechtigt. 

H. 1088. Hat er Realarreſt ausgebracht, und 
will nach eingetretener Verfallzeit die Wechſelexe 
eution ſuchen: fo muß er dem Realarreſte wieder 
entſagen. ö 

$ 1089. Wird vor der Verfallzeit über des 
Acceptanten Vermögen Concurs eröffnet; ſo muß 
aber ſofert nach erhaltener Wiſſenſchaſt 

davon, | 
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davon, mit der Aufnahme und Verſendung des 
Proleſtes verfahren. 

g. 1090. Wegen Berechnung des Verfalltages 
treten die Vorſchriften des H. 847. (qq. uberall ein. 

$. 1091. Bey Dato und ſolchen Uſowechſeln, 
deren Verfallzeit vom Tage der Präſentation läuft, 
muß die Verfallzeit nach dem Dato der Peaſenta⸗ 
tion berechnet werden; wenn gleich die Acrepta⸗ 
tion, wegen eines dazwiſchen gekommenen Feſtta⸗ 
ges, erſt am folgenden Werkeltage geſchehen wäre. 
G. 95, fg) 

9. 09. Bey Meß und Marktwechſeln finden 
keine Reſpit⸗ oder Discretionstage ſtatt. 

$ 1093, Auch bey Sicht: und ſolchen Briefen, 
die auf halb Ufo oder weniger geſt'llt find, kann 
der Acceptant dergleichen nicht verlangen. 

$. 1094. Bey andern gezogenen Wechſeln, 
kommen in Königlichen fanden dem Atceptanten, 
nach dem Verfalltage, noch Drey Reſpittage zu 
ſtatten, an deren Dritten er erſt zur Zahlung an⸗ 
gehalten werden kann. 

H. 1098. Iſt der Dritte Riſpittag ein Sonn⸗ 
Feſt oder Buftag: fo muß die Zahlung am Zwey⸗ 
ten Reſpit age erfolgen. 

H. 1096. Ein Gleiches gilt, wenn der Wech⸗ 
ſclackeptant ein Jude if, und der Dritte Neſpit⸗ 
tag auf einen Sonnabend oder jüͤdiſchen Feyer⸗ 
tag fällt 

H. 109% Sind alle Drey Nefpittage Sonn⸗ 
und Fenertage: ſo muß die Zahlung am Verfoll⸗ 
tage ſelbſt geleſſtet werden. 

F. 10%. Iſt gleich der acceptirte Wechſel erſt 
nach dem Verfalltage zur Zahlung praͤſentirt wor⸗ 
den: ſo werden dennoch die Reſpittage von der 
Wirfallzeit an gerechnet. 


$. 1099. 
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§. 1099. Sind daher, von dieſem Zeitpunkte 
an gerechnet, ſchon Drey Tage verftrichen: fo fin⸗ 
den weiter keine Reſpittage ſtatt. 

F. 1100. An dem hiernach zu beſtimmenden 
Zahlungstage, kann von Zwölf Uhr Mittags, bis 
Sieben Uhr Abends, Zahlung gefordert werden. 

F. 1101. Wegen der Zahlung treten die Vor⸗ 
ſchriſten des 9. 873. leg. Überal ein. 

$- 1102. Ergiebt der Wechſel, daß davon meh⸗ 
rere Exemplare ausgefertigt worden: fo müffen 
wenigſtens diejenigen, worauf die Acceptarion, 
und die ganze Folge der Indoſſamente beſiadlich iſt, 
bey der Zahlung ausgeliefert werden. 

H. 1103. Kann dies nicht geſchehen: ſo iſt 
der Acceptant nur zur gerichtlichen Depoſition 
verbunden. 

Tun ge, F. 1104. Durch die Zahlung des Wechſels er; 

ahlung, langt der Bezogen dem Falle einer von 
ihm geſchehenen Ace wiatton per honor (K. 10a. 
1028.) gegen den Ausſteller kein Wechſelrecht. 

$. 1105. Hat er ohne binlängliche Deckung 
gezahlt: ſo kann er dieſe, nebſt kaufmoͤnniſchen 
Zinſen, ſeit dem Tage der Zahlung, von dem Aus- 
ſteller nur in dem Wege des ordentlichen Prozeſ⸗ 
ſes fordern. 

$. 1106, Hat der Bezogene gewußt, daß der 
Wechſel von dem Ausſteller fuͤr Rechnung eines 
Dritten gezogen worden: ſo kann er, außer dem 
Falle einer Annahme per honor, ſich nur an dieſen 
Dritten Committenten halten. 

Fr $. 1107. Iſt der Aeceptant vor der Zahlung 

Ag verſtorben: fo finden die Vorſchriften des H. 979. 
N fag. Anwendung 2 

dung. F. 110g. fe die Erben nicht gehörige 

wechſelmaͤßge Zahlung, und der Juhaber will 

ſich an den Ausſteller, oder die Vormänner res 

grefirenz fo muß er ſofort, wegen nicht geleiſte⸗ 

ter 
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ter Zahlung, Proteſt einlegen, und denſelben 
binnen der §. 1047. fg. vorgeſchriebenen Friſt 
verſenden. 

$. 1109. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn 
kein Handlungsfaktor vorhanden iſt, und bie Er⸗ 
ben ungewiß, unbekannt, oder an einem andern 
Orte wohnhaft ſind. 

F418. Ueberhanpt muß der Inhaber, wenn 
die Zahlung zur beſtimmten Zeit nicht richtig ers 
folgt; und er ſich an die Vormaͤnner, oder an den 
Ausfteller wechſelmäßtg halten will, ſofott den 
Proteſt aufnehmen laſſen. 

$. 1111. Er kann jedoch den nach $. 846. (ag. 
zu beſtimmenden Zahlungstag abwarten, wenn 
auch der Acceptant vorher erklart haben ſollte, daß 
er nicht zahlen werde. 

$. 1112. Iſt in dem Falle des $. 999. der Praͤ⸗ 
ſentant an eine Addreſſe verwieſen, und dieſe lei⸗ 
ſtet die Zahlung nicht: ſo muß ebenfalls Proteſt 
aufgenommen werden. 

$. 1113. Asbann iſt der Acceptant, welcher 
den Wechſelinhaber an die Addreſſe verwieſen hat, 
wechſelmaͤßig verhaftet. 

. 1114. Gegen den aber, welchem die Zah: 
lung von dem Acceptanten aufgetragen worden, 
finder kein Wechſelanſpruch von Seiten des Ins 
babers ſtatt; ſondern es treten nur die Vorſchrif⸗ 
ten von kaufmaͤnniſchen Aſſignationen ein. (Abs 
ſchnitt IX.) 

H. 11186. Iſt auf dem Wechſel jemand benannt, 
bey welchem ſich der Inhaber, im Falle der Nicht⸗ 
zahlung, melden ſolle; jo finden die Vorſchriften 
des F. 1018. 1019. Anwendung. 

$. 1116. Die abfchläglihe Zahlung eines 
Theils der verſchriebenen Summe iſt der Inha⸗ 
ber nur alsdann anzunehmen ſchuldig, e 
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bloß Bevollmächtigter, und zur Annahme von Abs 
ſchlags zahlungen ausdruͤcklich angewieſen iſt. 

$. 1117. Hat er Abfchlagsjahfungen angenom⸗ 
men, und will ſich wegen des Ueberreſtes wechſel⸗ 
maͤͤßig regreſſiren: ſo muß er deshalb Proteſt auf⸗ 
nehmen laſſen. 

§. 1116. Statt baarer Zahlung Aſſignation an⸗ 
zunehmen, iſt der Präſentant nicht ſchuldig. 

$. 1119. Hat er dergleichen angenommen, 
und iſt darüber die Zeit zür Aufnahme des Pro 
teſtes verſtrichen: fo geht der mechielmäfige Re⸗ 
greß an die Vormaͤnner und den Ausſteller ver⸗ 
loren. 


Iſt in ſolchem Falle der Praͤſentant 
nur Bevollmaͤchtigter: fo wird er dem Eigenthü⸗ 
mer zur volligen Schadloshaltung verhaftet. 

§. 1121. Wegen Aufnahme und Verſendung 
des Proteſtes uber Nichtbezahlungz ingleichen we⸗ 
gen des wechſelmaßigen Regreſſes an die Vormän: 
ner, und an den Ausfteller, finden die Vorſchrif⸗ 
ten $ 1056, faq, überall Anwendung. 

. 1122. Auch hat der Inhaber die Wa 
er ſogleich von den Vormaͤnnern Zahlung fordern, 
oder zuvor den Acceptanten wechjelmäfig belan⸗ 
gen wolle. 

§. 1123, Will der Inhaber zuerſt den Accep 
tanten in Anſpruch nehmen: fo iſt er nicht ſchul⸗ 
dig, mit dem Proteſte zugleich den Wechſel zu 
verſenden. 

$. 1124. Er kann jedoch alsdann von den Vor⸗ 
maͤnnern, und dem Ausſteller, weder Zaglungs⸗ 
noch Sicherheitsbeſtellung eher fordern, als wenn 
der Wechſel bey zebracht wird. 

§. 1125. Will aber der Juhaber, mit Ueber 
gehung des Acceptanten, ſich Valeich an Einen der 
Vormaͤnner, oder an den Ausſteller halten: ſo 
mu 
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muß der Wechſel zugleich mit dem Proteſte verſen⸗ 
det werden. 

$ 1126. Alsdann iſt der Vormann, oder Aus⸗ 
fteller, zur leiſtung der im $. 1056; (0d. beſchrie⸗ 
benen Zahlung, binnen Vier und zwanzig Stun⸗ 
den von Zeit der geſchehenen Vorzeigung des Pro⸗ 
teſtes und Wechſels, verbunden. 

K 1127. Wegen Veränderung der Wahl hat 
der Inhaber die Nichte des $. 1059. fg: 

F. 1128. Auch kann er nach F. 1081. (gg. einen 
Ruͤdkwechſel ziehen. 

g. 1129. Wegen der Rechte des in Anſpruch 
genommenen Indoſſanten gegen feine Vormaͤn⸗ 
ner, finden aleichtalls die Vorſchriſten des . 1067. 
bis 1072. Anwendung. 

$.. 1730. In allen dieſen Foͤllen (. 1128. 1127. 
1129.) verliert jedoch der Intaber fein Wechſel⸗ 
recht, wenn er binnen Jahresfriſt, von Zeit des 
aufgenommenen Proteſtes, wider denjenigen, an 
welchen er zum Behufe des Regreſſes den Pro⸗ 
teſt geſendet hat, die Wechſeltlage nicht gehö⸗ 
rig anſtellt. 

$. 1131. Iſt aber dies geſchehen, und die 
Klage gehörig ‚einächändıgt worden: ſo wird das 
durch das Wechſeltecht gegen den Beklagten fo 
lange, bis der Wechſel auch als Schalsſchein ver⸗ 
Jaͤhrt iſt, erhalten. 

. 1132. Der Ausſteller, welcher einen aetep 


kirten Wechſel eintſet, erlangt dadurch gegen den! 


Acceptanten kein Wechſelrecht. 


H. 33. Er kann ſich auch von dem Inhaber,! 


zum Nachtheile des Accevtanten, feine Rechte ges 
gen letztern nicht abtreten ſaſſen. 
H. 1134. Dagegen bleibet dem Ausfteller ge⸗ 
gen den Bezogenen, wegen bereits erhaltener 
eckung, oder ſonſt, ſein Recht im gewohnlichen 
Prozeſſe vorbehalten. 1 
$. 1135. 


nicht zo 
erde u. 


0 
cep kanten. 
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H. 1135. Wird in dieſem dargethan, daß der 
Acceptant von dem Ausſteller wirklich Deckung er⸗ 
halten habe: ſo hat der Ausſteller, bis zum Be⸗ 
trage der am Zahlungstage in des Acceptanten 
Hönden befindlich geweſenen Deckung, bey entſte⸗ 
bendem Concurs über deſſen Vermoͤgen, das Vor⸗ 
zugsrecht der Sechſten Claſſe. 

$. 1136. Einer gegebenen Deckung iſt gleich 
zu achten, wenn der Acceptant am Zahlungstage 
Schuldner des Ausſtellers geweſen iſt. 

$. 1137. Jedermann, welchem ein gezogener 
Wechſel zur Annahme oder Zahlung: präjentirt 
wird, iſt ſchuldig, denſelben zu unterſuchen, und 
ſich von deſſen Richtigkeit zu überzeugen. 

F. 1138. Wer einen falſchen Wechſel bezahlt, 
kann ſich nur an den Urheber des Betrugs, und 
an die Theilnehmer halten. 

F. 1139. Wird ein Wechſel praͤſentiet, an wel⸗ 
chem fi ſcheinbare Spuren der Verfälſchung fin⸗ 
den: fo kann der Bezogne denſelben an ſich behal⸗ 
ten; muß aber auch ſofort dem gehörigen Richter 
davon Anzeige machen, und das verdächtige In⸗ 
ſtrument gerichtlich niederlegen. 

$. 1140. Eben dies findet ſtatt, wenn der Ber 
zogene durch den angeblichen Traſſanten von der 
Verfaͤlſchung benachrichtigt, und der Praͤſentant 
eine unbekannte oder verdächtige Perſon iſt. 

$. 1141. In beyden Fällen bleibt dem Ermeſ⸗ 
ſen des Richters uͤberlaſſen, nach Vorſchrift der 
Prozeß ⸗ Ordnung, je nachdem der Verdacht der 
Unrichtigkeit mehr oder weniger beſcheinigt iſt, zu 
beurtheilen: ob und auf wie hoch von dem Bezog⸗ 
nen, wegen Schoͤden und Koſten, Caution zu be⸗ 
ſtellen ſey. (Th. l. Tit. XIV. §. 186. (gq.) 

$ 1142. Wird gleich der Wechſel bis zur wei⸗ 
tern Unterſuchung in gerichtliche Verwahrung 
genommen: jo kann det Inhaber dennoch mit 

Auf: 
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Aufnahme und Verſendung des Proteſtes wegen 
Michtaeceptation verfahren. 

K. 1143. Der Richter muß ihm zu dieſem Per 
huf ſchleunig eine beglaubte Abſchriſt des Wech⸗ 
ſels ertheilen, und einen Depoſttalſchein darüber 
ausfertigen laſſen. 

K. 1144. Dadurch erlangt der Inhaber das 

Recht, binnen der gefeßmäßigen Frist auf ſeine 
Vormänner zuruck zu gehen, und bis zur ausge⸗ 
machten Sache Sicherheitsbeſtellung von ihnen 
zu fordern. 
S. 1745. Nach einmal geſchehener Akcepta⸗ 
tion kann der Bezogene unter dem Verwande, 
daß der Wechſel falſch Fehr, die Zahlung nicht 
weigern. 

$. 1145. Es muß aber die Zatzlung in das ge: 
richtliche Depoſſtorium göͤſchehen, fo bald der 
Acerptant einen ibm zukommenden Avis von der 
vorgeblichen Falſchgelt des Wechſels vorzeigen 
kann, 

§. 1149. Eben dahin muß auch der angeblich 
falſche Wechſel abgeliefert werden. 

. rig. Der In habet muß alsdann den Eis 
folg des gerichtlichen Verfahrens abwarten, und 
iſt nicht befugt, ſich vocher an die Vormäanner 
wechſelmaͤßig zu regreſſtren. 

9 1149. Jedoch kann ihm die Auszahlung der 
devonitten Valuta gegen hinreichende Caution 
nicht verſagt werden. 

1150, Iſt in einem an ſich richtigen Wechſel 
die Summe verräliht worden; und der Bezogne 
dat mehr bezahlt, als im Avisbriefe enthalten war: 
e kann er ſich wegen des daraus entfianbenen 
Schadens nur an denſenigen halten, der die Ver⸗ 
faͤſſchung vorgenommen hat. 

$ 1181. War die Summe im Wechſel nur 
mit Ziffern ausgedrückt, und ſind dieſe unmerk⸗ 

Allgem. Orſegb. ul. Band. 11 lich 
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lich verfaͤlſcht: ſo iſt der Ausfteller einem Dritten 
dadurch hintergangenen Inhaber zum Schadeus⸗ 
Erſatze verhaftet. 
9. 1152. Iſt die mit Buchſtaben ausgedruͤckte 
Summe verfäliht: fo muß jeder Inhaber ſich an 
ſeinen Vormann ſo lange halten, bis man auf den 
zurückkommt, der nur die wahre Summe empfan⸗ 
gen hat. 
© falsches H. 1153. Auch die Richtigkeit des letzten Indoſſa⸗ 
Ant ments muß der Bezogne gehörig unterſuchen. 
hi F. 1154. Wer aus grobem Verſehen auf ein fal⸗ 
ſches Indoſſament Zahlung leiſtet; oder mit einer 
verdaͤchtigen Perſon (Th. I. Tit. XV. f. 19.), von 
der es ſich in der Folge findet, daß ſie unredlicher 
Inhaber geweſen ſey, auf dergleichen Zahlung ſich 
einlaͤßt, bleibt dem Eigenthuͤmer des Wechſels im 
ordentlichen Prozeſſe verhaftet; und kann ſich nur 
an den Urheber des Betrugs, und die Theilmehmer 
deſſelben halten. 
$. 1155. Iſt jedoch ein Wechſel in blanko indoſſirt 
worden finden die Vorſchriften des $. 815. lag · 
Anwendung. 
$. 1186. Die etwanige Verfoͤlſchung eines vor⸗ 
hergehenden Indoſſaments iſt dem Bezogenen un⸗ 
schad. wenn nur der letzte Inhaber redlicher Ber 
ſiter geweſen iſt. (Th. I. Tit. VII. . 10. 44.) 
$ 1157. Sind gegen den leßten Inhaber ſchein⸗ 
bare Spuren des Verdachts vorha anden: fo finder 
eben das ftatt, was $. 1139. (gg. von falſchen Wech⸗ 
ſeln verordnet iſt. 
$, 1158. Kommen die Spuren der Verfälihung 
erſt nach der Acteptotion zum Vorſchein: fo muß | 


Ei der Acceptant die Vorſchriften des . 1146. 1147. 
beobachten. 

RVM, Von $. 1159. Geht ein geiogner Wechſel verloren: 

1 fo imuf, der bisherige Jahaber dieſen En 

em 
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dem Ausſteller und dem Bezogenen unverzüglich nen Wech 
melden. . 

$. 1160. Hat der Besogne von dem Verluste 
des Wechſels keine Nachricht erhalten, und da⸗ 
her denselben zur Verfallzeit einem unverdöchti⸗ 
gen Jutaber bezahlt: jo muß der Eigenthüͤmer, 
der den Wechſel angeblich berloren hat, den Scha⸗ 
den tragen, und kann ſich nur an denjenigen, wel⸗ 
cher unredlicher Weiſe zum Befiße der Tratte ge: 
lange iſt, halten. 

$ 1161. Hat aber der Bezogne vor dem Ver⸗ 
falltage Zahlung geleitet: ſo darf ihm der Aus⸗ 
ſteller dafür nicht gerecht werden. 

$. 1162. Der Eigenthuͤmer bingegen, welcher 
den Wechſel verloren hat, kann alsdann von dem 
Ausſteller im ordentlichen Prozeſſe Entſchaͤdigung 
fordern; und hat bey entſtehendem Eoncurſe über 
deſſen Vermögen das Vorzugsrecht der Sechſten 
Claſſe. 

. 1163. Kommt die Nachricht vom Verluſte 
des Wechſels dem Bezogenen noch vor ver Accoptas 
tion zu; und der Wechſel wird demſelben praͤſen⸗ 
fire; jo muß nach der Vorſchtift $. 1139. Id. ver; 
fahren werden. 

$- 1164. Dem ſich melbenden Inhaber kommen 
alsdann gegen die Vormänner die Vorſchtiften des 


b nicht präfentigt; ſo kann ſich derjenige, 
welcher den Wechſel verloren hat, nur an den Aus⸗ 
ſteller halten. 

$. 1766. Es finder quch hier weder Wechſelpro⸗ 
sh, noch Wechſelexecution h wird der 
Vorzug im Concurs nicht vera 


$. 1167. Kommt die Nachricht von dem Ver⸗ 
luſte des Wechſels dem Bezogenen erſt nach der 
1 2 Accep⸗ 


| 
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Acceptatiom, jedoch vor der Zahlung zu: fo muß 
er letztere in das gerichtliche Depoſitorium leiſten. 

§. 1168. Alsdann iſt zwiſchen dem letztern In⸗ 
baber, und demjenigen, welcher den Wechſel an⸗ 
geblich verloren hat, auszumachen, wem von ih⸗ 
nen die deponirte Valuta zukomme. 


$. 1169. Kann der letzte Inhaber darthun, daß 
er redlicher Beſitzer des Wechſels fen: fo wird ihm 
das Geld verabfolgt; und derjenige, welcher den 
Wechſel verloren hat, kann ſich nur an den vor⸗ 
maligen unredlichen Beſitzer halten. 

$. 1170. Es ſteht in dieſem Falle weder dem 
Wechſelinhaber, noch demjenigen, welcher den 
Wechſel angeblich verloren hat, der Werhfelregreß 
gegen die uͤbeigen Vormaͤnner und gegen den Aus: 
ſteller zu; und die Aufnahme eines Proteſtes iſt 
unwirkſam. 

§. 1171. Wird ein ſchon ackeptirter nachher 
verloren gegangener Wechſel zur Zahlungs zeit 
nicht zum Vorſchein gebracht; und der Bezogne 
iſt der Atceptation geſtaͤndig, oder kann deren ſo⸗ 
fort überführt werden: ſo muß er wechſelmaͤßig 
Zahlung leiſten. 

9. 1172. Dieſe Zaßlung darf jedoch nur in das 
gerichtliche Dipoficorium geſchehen; und es muß 
auf Koſten desjenigen, der den Wechſel verloren 
bat, ein Öffentliches: gel ſchmößiges Aufgebot ver⸗ 
anlaßt werden. 

§. 1173. Meldet ſich dabey kein andrer Inha⸗ 
ber: fo iſt der Praͤſentant die deponirte Valuta zu 
erheben berechtigt, und der veelorne Wechſel wird 
für mortifreire erklärt. 

$ 1174. Meldet ſich hingegen ein andrer Inha⸗ 
ber, fo finder die Vorſchrift H. 1268. Anwendung. 

H. 1775. Iſt die Acteptatlon weder zug 


den, noch ſofort erwieſen: fo kann derjenige, 
woch 
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welcher den Wechſel verſoren hat, auf ſeine Ko⸗ 
ſten ein Öffentsiches Aufgebot veranſtalten. 

F. 1176. Meldet ſich daben kein Jußaber: fo 
wird der Wechſel mottifielrt, und der Verlierer 
hält ſich nach Vorſchrift $. 1162. an den Mustieller, 

$. 1177. Dem Verlierer ſteht jedoch fren, in 
der Zwiſchenzeit die Acceptation gegen den Des 
zognen im Wege des ordentlichen Prozeſſes nach⸗ 
zuweiſen. 

$. 1778. Erſtreitet er dorͤͤber ein techtefräftie 
ges Urtel: jo finder die Wechſelexeruton gegen 
den Acceptanten ſtaet; doch muß die Zahlung 
fo lange, bis der Wechſel mortiſieirt iſt, in das 
ae Depoſſtum gelelſtet werden. ($. 1172. 
1173. 

F. 1179. Obige Vorfhriften ($. 8167. füg.) find 
auch auf den Fall anzuwenden, wenn ein Wechſel 
nach aufgenommenem Proteſte verloren geht. 


$. 11804. Jedoch wird durch eine beglaubte Ab⸗ 
ſchrift des bey dem Proteſte aufgenommenen Pres 
tokolles, der darin benannte rechtmaͤßige Inhaber 
berechtigt, von demjenigen Vormann, an welchen 
er ſich halten will, Caution zu fordern. 

1181. Auch bey trocknen Wechſeln find C. Bar tro 
die F. 748. bis 784. beſtümmten Eigenschaften Sega; 
erforderlich. * 

9. 1182. Ein Inſtrument wird bloß dadurch, dernifes 
daß darin die Zahlung nach Wechſelrecht verſpro⸗ 
chen worden, kein guͤltiger Wechſel. 

F. 1183. Wie bey trockenen Wechſeln der Ems 
pfang der Valuta ausgedrückt werden mͤſſe, it 
$. 765769. beſtimmt. 

K. 1184. Iſt in trockenen Wechſeln der F. 726. 
benannten Perſonen der Empfang der Valuta 
nicht in baarem Gelde ausgedrückt; oder kann 
ſofort nachgewieſen werden, daß der Austeller 
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die Valuta nicht baar erhalten habe: ſo findet ge⸗ 
gen ihn kein wechſelmaͤßiges Verfahren ſtatt. 

d. 1188. Vielmehr ſoll die Sache im Wege des 
ordentlichen Prozeſſes eroͤrtert, und dabey das⸗ 
jenige Geſchaͤft, aus welchem die Zahlungsver⸗ 
bindlichkeit des Ausſtellers entſprungen ſeyn ſoll, 
zum Grunde gelegt werden. 

$. 1186. Auf die Indoſſamente ſolcher Perſo⸗ 
nen findet obige Vorſchrift (F. 1184. 1185.) eben⸗ 
falls Anwendung. 

$. 1189. Bey trockenen Wechſeln kann auch 
der Ablauf einer beſtimmten Aufkuͤndigungsfriſt, 
als Zahlungstag feſtgeſetzt werden. 

H. 1188. Alsdann muß bey Anftellung der 
Klage, entweder dle ſchriftliche Annahme des 
Schuldners, oder ein Atteſt über die gerichtlich 
oder durch einen Juſtizcommiſſarius und Notarius 
geſchehene Aufkuͤndigung, beygebracht werden. 

$. 1189. Der Name desjenigen, welcher die 
Zahlung erhalten fol, muß in einem trockenen 
Wechſel, bey Verluſt der Wechſelkraft, angege⸗ 


ben ſeyn. 

$ „Nur Perfonen, welche in Abſicht der 
Wechſelfaͤhlgkeit kaufmaͤnniſche Rechte haben 
($. 71874), können auch trockene Wechſel guͤl⸗ 
tig auf jeden Briefsinhaber ausſtellen. 

$. 1191. Trockene Wechſel, denen die Wech⸗ 
ſelkraft mangelt, gelten als Schuldſcheine, in ſo 
fern fie die nach den Vorſchriften des Erſten Theils, 
Tit. XI. §. 730. ſag. erforderlichen Eigenſchaf⸗ 
ten haben. 

H. 1792. Der unterlaſſene Gebrauch des vor⸗ 
geſchriebenen Stempeſpapiers benimmt der Kraft! 
des Wechſels nichts; ſondern verbindet nur den 
Aus ſteller zur ediktmaͤßigen Strafe, 

§. 1193. Vor der Verfallzeit kann aus trocke⸗ 
nen Wechſeln ebenfalls keine Zahlung; ſondern 

nur, 
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nur, nach Anleitung des F. 108. (gg. Sicherheit 
gefordert werden. 

$. 1194. Wird von der Verfallzeit über den 
Ausſteller Concurs eröffnet: fo kann der Inhaber 
feine Forderung dabey liguidiren. 

$. 1195. Er kann jedoch auch, wenn der Wech⸗ 
ſel inpoffier iſt, ohne Aufnahme eines Proteſtes, 
6200 an die Judoſſanten wechſelmoͤßig zuruͤck⸗ 
gehen. 

F. 1196. Doch muß alsdann der Klage ein ge⸗ 
richtſiches Atteſt über die geſchehene Concurserdff⸗ 
nung beyg fügt werden. 

$. 1197. Wegen der Zahlung finden die Vor⸗ 
ſchriſten des $. #67- 924. Anwendung. 

$. 1198. Befindet ſich der Wechſel nicht mehr 
in den Händen des erſten Inhabers: ſo muß der 
Schuldner die Richtigkeit des lezten Indoſſaments 
nach Borſchrift des F. 1137. 00d. gebörig unter⸗ 
ſuchen. 

K. 1199. Iſt der Wechſel verloren gegangen: 
fo finder nicht eher wechſelmaͤßſge Execution 
ſtatt, bis die Eriſtenz, der Betrag, und übrige 
Inhalt deſſelben im ordentlichen Prozeſſe ausge⸗ 
mittelt iſt. 

$. 1200, Alsdann muß der Wechſelglaͤubiger 
über die erhaltene Zahlung eine beſondere Quit⸗ 
tung ausſtellen, und darin zugleich den Wichſel 
für erloſchen erflären. 4 

$. 1201. In wie fern außer dieſer Quittung ein 
gerichtliches Aufgebot, und die Mortificarion des 
verlornen Wechſels nöthig fen , iſt nach den Vor⸗ 
ſcheiften des Erften Theis, Dit. XVI. . 128. faq. 
zu beurtheilen. 

$. 1202. In dieſem Falle kann der Schuldner, 
bis zum Erfolge der gerichtlichen Maortification, 
nur gegen hinlaͤngliche Caution wegen feiner 
Schadloshaltung, wenn der Wechſel in der Folge 

91 4 wie⸗ 
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wieder zum Vorſchein kaͤne, Zahlung zu leiſten 
angepalten werden. 

H. lo. Von dem Falle, wenn der Wechſel⸗ 
ſchuldner verſtorben iſt, gilt bey trockenen Wech⸗ 
fein alles das, was bey gezogenen §. 1107: ſaq;. 
verordnet worden. 

H. 1204, Auch iſt bey trockenen Wechſeln, zum 
Behufe des Megreffes gegen die Indoſſanten, in 
den Fällen des . 1043 1045. die Aufnahme eines 
Peoteſtes nothwendig. 

H. 1205, Iſt in dem Wechſel kein Zahlungsort 
beſtimmt: ſo kann die Aufnahme des Proteſtes 
an dem Orte gefchrhen, wo der Schuldner zuletzt 
bekanntlich gewohnt, oder wo er den Wechſel aus; 
geſlellt hat. 

F. 1206. Ein ſolcher Proteſt (F. 12035 12 05.) 
kann nur vor Gerichten, oder von einer dazu des 
putirten, zum Protokolle veteideten Gerichtsper⸗ 
ſon, aufgenommen werden. 

$. 1207 We der Aufnahme ſelbſt, und 
der Verſendung, finden die Vorſchriften des 
81047. (ag. Anwendung. 

$ 1208. Durch einen ſolchen Proteſt wird die 
Beſugniß zum Wechſefregreſſe auf Ein Jahr, von 
Zeit des aufgenommenen Proteſtes am gerechnet, 
aalen 

$- 1209. läßt der Inhaber dieſe Einjoͤhrige 
Fiiſt verſtreichen, ohne gerichtliche Klage anzu⸗ 
ſtellen: ſo verliert er den wechſelmͤͤßigen Regreß, 
und behält nur den Anſpruch im ordentlichen. 
Prozeſſe. (F. 974.) 

H. 1210. Außer dieſen Fällen (F. 1194. 1195. 
$. 1204. 1205.) findet bey trockenen Wechſeln 
der Regreß gegen die Indoſſanten nicht eher ſtatt, 
als wenn zuvor der Wechſelſchuldner zur Ver⸗ 
fallzeit ausgeklagt, und zum Perſonalarreſt ge⸗ 
bracht worden. 


$. 1211. 
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. zart. IR dies geſchehen; und die Zahlung 
nicht binnen Orey Tagen, nach Ablieferung des 
Schuldners ins Gefaͤngniß, erfolgt: ſo muß der 
Wechſclinhaber ſich darüber von dem Gerichte ein 
Atteſt ertheilen laſſen; und ſolches, nebſt dem 
Wechſel, nach Vorſchrift des $. 1047. dd. vers 
ſenden. 

H. 1212. Alsdann treten die Votſchriſten des 
K. 1056. (gg. uberall ein. 

K. 1213. Zur Erhaltung der Wechſelkraft ges 
gen den Schuldner ſelbſt, iſt die Aufnahme eineg 
Proteſtes nur alsdann wirkſam, wenn ſolche Um⸗ 
fände, eintreten, daß die an ſich zuläßine Wech⸗ 
ſelklage, vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt wider 
ihn nicht ſogleich angeſtellt werden kann. 

$. 1214. Dahin iſt beſonders der Fall zu rech⸗ 
nen, wenn der Wechſelinzaber von dem Sitze 
des Gerichts, wo dle Klage angeſtellt werden 
muß, fo entfernt ſich aufhaͤlt, daß vor Anſtellung 
der Klage die Verjäͤhrungsfriſt beſorglich ablau⸗ 
fen möchte. 

F. 1218, Ein ſolcher Proteſt kann auch von 
einem Juſtizcommiſſario oder Notario aufgenom⸗ 
men werden. 

F. 1216, Alsdann aber muß, bey Verluſt des 
Wechſelrechts, binnen Acht Tagen, von Zeit des 
aufgenommenen Proteſtes, die Klage bey dem 

zuſtändigen Richter des Wechſelſchuldners ange: 
meldet werden. 

F. 1217. Finden ſich Umſtaͤnde, weshalb die 
Wechſelladung nicht eingehaͤndigt werden kann: 
fo wird dem Kläger darüber ein Atteſt ausgeferti 

K. 1218. Ein ſolches Atteſt erhält die Wechſel 
kraft fo lange, bis das Inſtrument auch als Schuld⸗ 
ſchein verjaͤhrt iſt. 


15 $ 1219. 
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$. 1219. Mit Einſtimmung des Wechſelgläu⸗ 


5 bigers, und des Wechſelſchuldners, kann feder 


trockene Wechſel verlaͤngert werden. 

$. 1220. Iſt der Schuldner zur Zeit der Pro⸗ 
longation nicht mehr wechſelfaͤhig: fo hat dieſelbe 
keine Wirkungen. 

F. 1221. Die Verlängerung kann vor, bey, 
oder nach der Verfallzeit, fo lange die Wechſel⸗ 
kraft noch dauert, erfolgen. 

$. 1222. Eine nach erloſchener Wechſellraft 
geſchehene Prolongation iſt der Ausſtellung eines 
neuen trockenen Wechſels gleich zu achten, wenn 
die Zahlungszeit gehdrig beſtimmt, und bie Un: 
terzeichnung nach Vorſchrift des $. 776. fgg. ge: 
ſchehen iſt. 

$. 1223. Im Zweifelhaften Falle wird ange⸗ 
nommen, daß die Verlangerung nach erloſchener 
Wechſelkraft geichehen fen. 

$. 1224. Der Regel nach muß die Verlänge⸗ 
rung auf den Wechſel ſelbſt vermerkt werden. 

$. 1225. Doch kann fie auch auf einer Abſchrift 
des Wechſels geſchehen, welche der Glaͤubiger dem 
Schuldner zu diefem Behufe zuſchickt. 

d. 1226. Die Verlängerung muß von dem 
Schuldner eigenhänbis unterſchrieben werden. 

$. 1227. Der Ort und das Datum iſt dabey 
nur alsdann nothwendig, wenn die Profongation 
der Ausſtellung eines neuen trockenen Wechſels 
gleich geachtet werden ſoll. ($. 1222.0) 

$. 1228. Von der Unterzeichnung gilt eben 
das, was von der Ausſtellung ſelbſt verordnet iſt. 
G. 775. faq.) 

$. 1229. Zum Vermerke der Verlängerung, 
wenn fie nicht der Ausſtellung eines neuen Wech⸗ 
ſels gleich geachtet werden ſoll, wird keine beſondre 
Form erfordert. 


$. 1230. 
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F. 1230. Es iſt genug, wenn daraus erhellet, 
daß die Zahlungszeit verſchoben ſeyn olle. 

H. 1231. Iſt die Dauer der Prolongationszeſt 
nicht ausgedruckt: ſo wird fie auf fo lange gerech⸗ 
net, als der Wechſel zuerſt ausgeſtellt worden; 
oder wenn ſchon vorher Prolongatlonen erfolgt 
ſind, auf den Zeitraum der naͤchſt vorhergehenden 
Prolongation. 

F. 1232, Wenn zwar die Prolongationszeit 
beſtimmt, aber nicht ausgedruckt iſt, von wel⸗ 
chem Zeitpunkte ſie anfangen ſolle; ſo muß die⸗ 
ſelbe vom Verfalltage des Wechſels an gerechnet 
werden. 

9.1233. Dies findet ohne Ausnahme ſtatt, die 
Prolongation mag vor, oder nach dem Verfalltage 
geſchehen ſeyn. 

F. 1234. Eben fo wird die Friſt berechnet, wenn 
der Prolongatlonsvermerk ohne Datum iſt. 

. 1235. Bey wiederholten Verlängerungen 
wird auf die Verfallzeit geſehen, welche nach der 
zunächft vorhergehenden Prolongation eingetreten 
ſeyn wurde. 

$. 1236, Die Prolongation eines Wechſels, 
woraus mehrere als Selbſtſchuldner verpflichtet 
find, kommt, wenn fie auch nur von Einem uns 
terzrichnet iſt, allen zu ſtatten, und erhält gegen 
Alle die Wechſelkraft. 

$. 1237, Soll die Wirkung der Prolongation 
ſich nur auf Einen Wechſelſchuldner einſchroͤnken : 
fo muß dieſes in dem Vermerke ausdruͤcklich bes 
ſtimmt ſeyn. 

9. 1238. Verlängert der Wechſelinbaber dem 
Schuldner die Zahlungsfriſt ohne ſchriftliche Eins 
willigung des Bürgen: fo enelaßt er dadurch dies 
ſen letztern ſeiner Verpffichtung. 

H. 1239. Auf gleiche Art geht der Regreß ger 
gen die Vormaͤnner verloren. 


$. 1240, 


540 Zweyter Theil. Achter Titel. 


$. 1240. Dies findet auch alsdann ſtatt, wenn 
die Anmeldung der Klage gegen den Wechſelſchuld⸗ 
ner langer als Orey Tage nach der Verfallzeit ver⸗ 
ſchoben wird. 

F. 1241. Wegen der bey trockenen Wechſeln zus 


laͤßigen Einwendungen und Gegenforderungen, 
gelten die H. 916. [ag. gegebenen Vorſchriften. 

9. 2243. Der Einwand der nicht erhaltenen 
Valuta kann nue in fo fern ſtatt finden, als ders 
ſelbe von dem Aus ſteller nach Vorſchrift des 
F. 917. 00, ſofort dargethan wird. 

H. 1242. Es macht daben keinen Unterſchied, ob 
ein Ehtiſt oder ein Jude Inhaber des Wechſels iſt. 

L. 1244. Der S der nicht gezahlten 
Valuta kann auch dem Dritten Inhaber, in allen 
Fillen entgegen geſetzt werden, wenn der Wech⸗ 
ſel nicht auf Ordre lautet, und der Ausſteller das 
Indoſſament nicht ſchriftlich ohne Vorbehalt ge⸗ 
nehmigt bat. 

H. 1243. Sauter der Wechſel auf Ordre, und 
gehört der Ausſteller unter die H. 718724. bei 
nannten Perſonen: fo kann er von Diefem Eins 
wande gegen einen Dritten Inhaber keinen Ge: 
brauch machen. 

H. 1246. Iſt aber der Ausſteller nur nach 
F. 726. oder vermöge eines erhaltenen Certiftcats, 
zu Wechſelgeſchaͤften faͤhig: fo kann er den Ein⸗ 
wand der nicht erhaltenen Valuta auch einem Drit⸗ 
ten Inhaber entgetenſetzen, wenn gleich der Wech⸗ 
ſel auf Ordre lautet. 

$. 1247. In allen Fällen, wo dieſer Einwand 
an ſich ſtatt finder, wird er weder durch wleder⸗ 
boltes Anerkenntniß des Wechſels, noch durch ges 
ſchehene Prolongatſon, noch durch geleiftete Ab⸗ 
ſchlagszaßſung ausgeſchloſſen. 

F. 1248. Will, bey einem trockenen Wechſel, 
der Schuloner ſich durch Einwendungen oder Ge⸗ 

gen⸗ 
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genfotderungen, die einer weitlauftige! 
zung bedürfen, gegen die Zahlung Ich A 
muß er Diefelben ben den Gerichten dergeſtalt zei⸗ 
tig anbringen, daß er vor Eintritt der Verfallzeit 
ein rechtafräftiges Uttel erhalten koͤnne. 

9. 1249. Hat er zur Verfallzeit, wegen dieſer 
Einwendungen, ein obſiegendes, aber nech nicht 
rechtskraftiges Urtel erhalten: fo berechtigt ihn dal 
ſelbe, die verſchriebene Wechſelſumme gerichtlich 
iu deponlcen. 


Neunter Abſchnitt. 
Von Handelsbillets und Aſſignationen. 


Schuldſcheine, welche ein Kaufmann 

trag der auf Zeit erkauſten Waaren 
ausſtellt, werden Handelsbilkets geng 

$. 1251. Kaurnännifhe Afftanationen find fol: 
che, welche ein Kaufmann in Handfungsgefchäf 
ten ausgeſtellt hat. 

. 1252, Wo ſolchen Harndelsbillets und Al 
ſianationen durch beſondere Geſche das Wechsel; 
recht beygelegt worden, bat es ferner dabey ‚fein 
Bewenden. 

F. 1263. Wegen der Verfallzeit, und der Muͤnz⸗ 
Torten, findet alles das Anwendung, was bey Wech⸗ 
ſeln verordnet iſt. 

F. 1254. In einem Handelsbillet muß bie 
Summe der Schuld und die Zeit der Bezahlung 
enthalten ſeyn. 

$. 1255. Alsdann iſt es hinreichend, wenn der 
Waarenverfauf, woraus die Schuld entſtanden 
iſt, nur allgemein darin bemerkt worden. 

$. 1255. Aus ſolchen Handelobillets oder Han⸗ 
befeobfigarionen foll auch an denfenigen Otten, 
wo ihnen die Wechſelkraft nicht bepgelegt iſt, 
bin⸗ 
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binnen Jahresfriſt vom Zahlungstage an gerechnet, 
der executiviſche Prozeß ſtatt finden. 

$. 1257. Im Concurſe haben fie binnen dieſer 
Zeit mit den Wechſeln gleiches Recht. 

F. 1258, Wegen Verlängerung dieſer Friſt tre⸗ 
ten die Vorſchriften des H. 1219. und $. 908. ein. 

$. 1259. Iſt jedoch die Summe der Schuld, 
oder die Zeit der Bezahlung nicht gehörig beſtimmt; 
oder die Forderung nicht unmittelbar aus einem 
Waarenverkehre eutſtanden: fo if dae Jaſtrument 
nur als ein gewöhnlicher Schüloſcheln zu bes 
trachten. 

9. 1260. Wegen der an einigen Orten uͤblichen 
ſogenannten Mamres und Starches, und an⸗ 
drer juͤdiſchen Geloſch. eibt es bey den Vor⸗ 
ſchriften der Propinzialgefehe, 

$. 1261. Auch unter Kaufleuten iſt Anweiſung 
keine Zahlung. 

$. 1262. Nimmt jedoch ein Kaufmann von dem 
andern ſtatt Zahlung, eine Aſſignation ohne Vor⸗ 
behalt an: fo wird das Gefchäft durchgehends als 
eine Ceſſion angeſehen. (Ih. 1. Tit. XI. $. 402. lad.) 

. 1253, Konimt alsdann auch die Einwilligung 
des Aſſignaten hinzu: fo iſt eine Delegation vor⸗ 
handen. (Th. l. Tit. X I. 5. 264. faq.) 

$. 1264. Ein Gbeiches findet flott, wenn mit 
Einwilliaung fümmtlicher Intereſſenten durch Abe 
und Zuſchreiben in ihren Büchern, eine Ueberwei⸗ 
ſung (Seontration) geſchehen ift 

H. 1265. In allen dieſen Hälım haftet der An⸗ 
weiſende nicht für die Sicherheit di gnaten. 

$. 1266. Außer dieſen Folen, find, bey kauf, 
maͤnniſchen Aſſignationen, die R und Pflich⸗ 
ten zwiſchen dem Ausſteller und pfanger, in 
der Regel nach den Vörſchran der Geſetze von 
Aſſignationen überhaupt zu be ien. (Th. J. 
Tit. XVI. $ 268. faq.) 

9. 1267. 
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$. 1267. Zur Galtigkeit kaufmänniſcher Aſſegna⸗ 
tionen iſt hinreichend, wenn nur daraus erbellet, 
wer Zahlung leiſten, und empfangen ſolle; inglei⸗ 
chen auf wie hoch, und von wem die Aſſignatlon 
ausgeſtellt worden 

F. 1268. Der Empfänger eit 
Aſſignation muß vorzüglichen Fle 


anwenden, daß d 


5 ana- 
ihm in deren Einziehung keine Saumſeligkeit zur karte 


sat falle, 

H. 1269. Iſt in der Aſſignation Feine Zahlungs 
zeit beftimme; und der Inhaber findet ſich mit dem 
Aſſignaten an Einem Orte: fo muß derſelbe ſich ſpa⸗ 
teſtens binnen Acht Tagen nach dem Empfange bey 
dem Aſſignaten melden, und Bezahlung fordern. 

F. 1270. Befindet der Inhaber ſich nicht an Ei⸗ 
nem Orte mit dem Aſſignaten; fo muß die Aſſigna⸗ 
tion mit der naͤchſten Poſt zur Einkaſſirung abge⸗ 
ſchickt werden. 

F. 1271. Sell die Aſſignation wahrend einer 
Meſſe oder eines Marktes bezahlt werden: fo finden 
wegen der Präſentation die Vorſchriſten des H. 964. 
fag. Anwendung. 

$. 1272. Iſt ein Zahlungstermin beſtimmt: fo 
muß die Anmeldung ſpäteſſeus den erſten Tag nach 
der Verfallzeit erfolgen. 

$. 1273. Wird die Aſſignation von dem Aſſigna⸗ 
ten nicht angenommen: fo kann und muß der Inha⸗ 
ber dieſelbe jpäteftens innerhalb Vier und zwanz 
Stunden dem Aſſignanten, wenn dieſer an demſel⸗ 
ben Orte wohnhaft iſt, zurͤckgeben. 

$. 1274. Wohnt der Aſſignant an einem andern 
Orte: fo muß der Inhaber ſofort Proteſt aufneh⸗ 
men faſſen, und denſelden mit naͤchſter Poſt vers 
ſenden. 


6. 127 5. 


r kaufmäͤnniſchen Obllegeu, 
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F. 1275. Beh Aufnahme und Remiſſion eines 
ſolchen Proteſtes muß alles beokachtet werden, was 
im vorigen Abſchnitte von Wechſelproteſten vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

$. 1276. Auch wegen der Fälle, wenn die obi⸗ 
gen Fristen auf einen chriſtlichen oder jüdifchen 
Febertrag treffen, finden die wegen der Wechſel 
gegebenen Votſchriften Anwendung. 

127 at der Inhaber die Präfentation 
in den ge hen Friſten verabſaͤumt: ſo haftet 
er für allen daraus entſtezenden Schaden, und 
bat den Regreß nur im ordentlichen Prozeſſe. 
G.9749 

$. 1278. If die Affignation acceptitt: fo tre⸗ 
ten die Vorſchriſte n des N. 1084. ein. 

$ 1279. In den Fallen, da bey wechfelmäfis 
gen Zahlungen Nefpie: oder Diſcretionstage zu⸗ 
gelaſſen find, finden dieſelben auch bey kaufmaͤn⸗ 
niſchen Afignationen ſtatt. 

d. 1280. Erfolgt die Zahlung der arkeptirten 
Aſſignation nicht zu der nach F. 867. [ag. zu be⸗ 
ſtimmenden Verfallzeit; fo muß der Inhaber eben⸗ 
fals, wie bey acceptirten und nicht gehörig be 
zahlten Wechſein, nach Vorſchriſt H. 1107: lad 
verfahren. 

. fag. Er iſt aber, wenn der Afianant nicht 
an demſelben Orte wohnt, außer der Aufnahme 
und Verſendung des Proteſtes, bey Verluſt feines 
Rechts an den Aſſignanten, ſchuldig, auf deſſen 
Koſten die Klage wider den Aſſignaten fogleich ans 
zuſtellen, und den Prozeß fo lange gehörig fortzu— 
ſetzen, bis dee Aſſignant dazu, nach dem gewöhn⸗ 
lichen laufe der Poſten, ſelbſt die noͤthigſten Ver⸗ 
fügungen treffen kann. 

„ 1282. Kommt der Proteſt innerhalb der bes 
e ſtimmten Sriſten zurück: ſo muß der Affignant dle 
Aſſignanion unweigerlich wieder zurück nehmen, 

9. 1283 
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$. 1293. Hat er die Aſſignation zur Tilgung eis 
ner Schuld, womit er dem Empfänger verhaftet 
war, ertheilt: fo ſteht letzterem frey, ſeine Schuld 
eden fo einzufordern, als ob das Afjıgnationsges 
ſchaͤft gar nicht geſchehen wäre. 

$. 1284. Hat aber der Empfänger die Aſſigna⸗ 
tlon von dem Ausſteller gekauft: jo kann et, gegen 
Mück gabe derselben, die Erſtattung der bezahlten 
Summe nebſt Zinſen und Koſten fordern. 
S. tags. Enthält in dieſem Folle die Aſſignation 
ein Empfongsbetenntniß der ban bezahlten "Mar 


luta: ſo findet gegen den Ausſteller, binnen Jah⸗ 


resſriſt nach dem Verfalltage, der erecutivifche Pro⸗ 
zeß ſtatt. 

. 1286. Auch wegen des Vorzugs bey eniſte⸗ 
hendem Concurſe finder binnen biefer Friſt die Vor⸗ 
ſchrift des F. 12 50 Anwendung. 

$. 1287. Iſt dergleichen Einpfangsbifennts 
niß (F. tag g.) im Inſtramente ſeibſt nicht euthal⸗ 


ten: jo muß der Empfänger feine Scadloshaltung“ 


von dem Ausſteller mittelſt ordentlichen Proz 'ſſes 
ſuchen. 

$ 1298. Hat der Fuhaber die Friſten zur Auf⸗ 
nahme und Verſendung des Proteſtes wegen Nichts: 
zahlung verſäumt; oder dem Affignaten nach der 
Aceeptation irgend eine Machſicht geſtattet: ſo haf⸗ 
tet ihm der Aſſignant nur als Bärge im ordentlis 
chen Prozeſſe, für den ohne fein Verſchulden ent⸗ 
ſtandenen Ausfall. 


$ 1289. Derſenige, auf welchen aſſignirt wor Optiegens 
des 
wenn Yignaten 


den, iſt dem Inhaber nur alsdann verhaftet, 
er die Aſſignation ſchriftlich acceptirt hat. 
H. 1290. Es treten hier die Vorschriften von Ae⸗ 
1 eines gezogenen Wechſels $. 984. Übers 
all ein. 
$. 1291. Vor der Ackeptation kann der Aſ⸗ 
fionat an den Ausſteller ſicher zahlen, wenn er 
Allgem. Oeſetb. Ill. Band. Mm gleich 


— ., 
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un ſonſt von der Aſſignation Wiſſenſchaft ge 
abt hat. 

F. 1292. Auch kann der Ausſteller dem Affianaten 
die Zahlung an den Inhaber vor der Acceptation 
unterſagen. 

H. 1293. Hat der Aſſignat die Anweiſung acceb⸗ 
tiet: fo muß er dem Inhaber Zahlung leiſten, und 
kann ſich mit einer ſchon erfolgten Befriedigung des 
Ausſtellers nicht ſchuͤtzen. 

K. 1294. Auch andre Einwendungen, die dem 
Aeceptanten gegen den Ausſteller zuſtehn, kann er 
dem Inhaber nach der Acceptation nicht mehr ent⸗ 
gegen ſetzen. 

F. 1295. Iſt jedoch über das Vermögen des 
Ausſtellers vor eingettetenem Verfalltage Concurs 
entſtanden: fo iſt der Aſſignat dem Inhaber, auch, 
auf eine ſchon acceptirte Aſſignation Zahlung zu 
leiſten weder ſchuldig, noch berechtigt. 

H. 1296. Hat er nach eingetreinem Verfalltage 
die Zahlung geleiſtet, ehe die gerichtliche Bekannt⸗ 
machung der Concurseröfnung zu ſeiner Wiſſenſchaft 
gelangt iſt: fo wird er dadurch von feiner Verbind⸗ 
lichkeit gegen den Ausſteller, und deſſen Maſſe, ale 
lerdings befrehet. 

H. 1397. Aus einer acceptirten Aſſignation kann 
gegen einen Kaufmann zwar nicht wechſelmaͤßig, 
aber doch, binnen Jahresfriſt vom Verfalltage an 
gerechnet, exetutiviſch geklagt werden. 

F. 1298. Binnen gleicher Friſt hat eine ſolche 
kaufmänniſche Aſſianation mit einem Wechſel im 
Concurs gleiche Rechte. (H. 12 87.0 

F. 1299. Der Juhaber eines Handelebillets, 
oder einer kaufmaͤnniſchen Aſſignation, iſt dieſelbe 


und kauf zu indoſſiren berechtigt. 


$. 1300. Zur Gültigkeit eines ſoſchen Indoſſa⸗ 
ments wird eben das erfordert, was bey Wechſeln 

vorgeſchrieden iſt. 
9. 1301 
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F. 1301. Der Indoſſant ſteht mit dem Jndoſſa⸗ 
tario in eben dem Vertaltniſſe, wie der Ausſteller 
mit dem erſten Inhaber 

$. 1302. Sind mehrere Indoſſamente geſchehen: 


fo treten an folchen Orten, wo den Handelsbillets 
oder kaufmänlſchen Affıgnationen durch beſondere 
Geſetze das Wechſelrecht beygelegt worden, in Abe 
ſicht des Regreſſetz gegen die Vor männer, und den 
Ausſteller, die Vorſchriften, wie bey Wechſeln, 
überall ein. 

H. 1303. An ſolchen Orten aber, wo den Hans 
delsbillets, oder kauf nänniſchen Afftanatienen das 
Wechſelrocht nicht beygelegt iſt, hat der Inhaber 
bloß die Wahl, ſich entweder an fernen -unhiitcelbas 
ren Bormann, oder an den Aussteller zu halten. 

$. 1304. Er muß jedoch auch aledann die Vor⸗ 
ſchriften des Wechſelrechts, wegen Aufnabme und 
Remiſſion des Proteſtes, gehörig beobachten; auch 
wenn die Aſſignation acceplirt worden, nach Vor⸗ 1 
ſchrift F. 1281. einſtweilen die Klage gegen den Ars 
keptanten anſtellen und fortſetzen. 


Zehnter Abſchnitt. 
Von Maͤklern. 


—— nee ante gene 


$. 1308. Den Kaufleuten fteht frey, ihre He⸗ 
ſchäfte ohne Mäffer, ſelöſt, oder durch ihre Hand⸗ 
lungsbedienten, mit einander zu verhandeln und 
abzuſchließen. 2 

$. 1306. Wer ein Geichäft durch einen Mäffer 
abſchließt, muß die Handlungen deſſelben eben fo 
vertreten, wie der Vollmachtgeber die Handlungen 
des Bevollmächtigten. (Tb. I. Sit. KIll. §. 85.) 


$. 1307, Geſchaͤfte und Verträge, die durch Von under 
unbefugte oder unvereidete Makler geſchloſſen Mullen. 
Mm a worden, 


(4 
N 
1 


Behettung 
der Miller. 


Erforbers 
wiſſe. 
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worden, ſind fo zu betrachten, als ob dabey lein 
Moͤkler zugezogen wäre. 

9. 1308. Wer ſich ohne gefeßmäfine Boſtellung 
und Verpflichtung in kaufmaͤnnlͤche Geſchaͤfte als 
Makler einmiſcht, ſell den doppelten Betrag des 
geſetznaͤßigen Mätlerlohns zur Strafe erlegen, und 
des bedungenen Maͤklerlohns verluſtig ſeyn. * 

F. 1309. Bey der Wiederholung iſt die Strafe 
jedesmal zu verdoppeln. 

F. 1310. Das Zeugniß eines unbefugten Muͤr⸗ 
lers über das durch ihn geſchloſſene Geſchaͤft hat in 
keinem Falle Beweiskraft. 1 

K. 1312, Wer ſich der Vermittelung und Unter⸗ 
handlung bey kaufmänniſchen Geſchoͤften wid⸗ 
An will, muß dazu gehörig beſtellt und vereidet 
ſeyn. 

H. 1312. Ob die Beſtellung von der Kaufmann⸗ 
ſchaft ſelbſt, oder auf deren Vorſchlag durch ihre 
Aelteſten, von der Obrigkeit geſchehe, beſtimmt ei⸗ 
nes jeden Orts Verfaſſung. a 

N 1313. Wenn beſondre Vetfaſſungen keine 
Ausnahme machen: fo müffen dazu jedesmal von 
der Kaufmannſchaft wenigſtens Zwey Subjekte in 
Vorſchlag gebracht werden, von welchen die Obrig⸗ 
keit Einen wählt. 

F. 1314. Es ſoll aber in keinem Falle der 
Kaufmannihaft eine Perſon, zu welcher fie kein 
Vertrauen hat, zum Makler aufgedrungen 
werden. 

$. 1315. Ein Mäfler muß von unbeſcholtnem 
Ruf, uber Vier und zwonzig Jahr alt, und der 
Handlungsgeſchaͤfte des Dres ſattſam kundig ſeyn. 

$. 1316, Bosbafte und muthwillige Bankeru⸗ 
tiers ſollen nicht zu Mäklern genommen werden. 

. 137% Von einem Wechſelmaͤkler und Seite 
ſal wird außerdem erfordert, daß er ſich eine ger 
naue Kennt aller im Handel vorkommenden 

Muͤnz⸗ 
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Münzforten, ihrer Verhöleniſſe, der Urſachen des | 
‚steigenden oder fallenden Eurſes, und des Wechſel⸗ | 
rechts, erworben habe. 0 

9. 1319. Ein Worrenmäfler muß ſich auf die 
Waaren ſelhſt, ihre Kennzeichen, Elgenſchaften, 
regelmäßige länge, Breite oder Glͤße, ihre Gate, 
Fehler, und Verfälſchungen, wohl verſtehn. 

$ 1319. Em Schiffsmäͤtler muß en fremden 
Sprachen und un Rechnungsweſen geübt ſeyn, 
auch die Bauart eines Schiffes, die Seerechte, ie 
gleichen die Aeriſe = und Zollgefche hinreichend 
kennen. N 

$. 1320, Ob der Mikfer Caution, und wie hoch 
leiſten müſſe, bfeiöt dem Gutfinden der Kaufmanns 
ſchaft des Orts uͤberlaſſen. 

9. 1321. Sind an einem Orte zum Wagren⸗ 
und Wechſeſbandel eigne Makler beſtellt: ſo muß 
jeder auf dir ihm angewieſene Art von Geſchaͤften 
ſich einſchraͤnken. 

H. 1322. Kein Makler darf, mittel = oder un⸗ uarchtiep 
mittelbar, für eigne Rechnung Waarenhandlung ker ben 
aber Wechſelgeſchäfte treiben, gen, 

9. 1323. Eben, fo wenig iſt einem Makler er: Wirkahr. 
laubt, in Handlungegeſellſchaften zu kreten, oder 
a ſich Schiffsparten oder ſonſt, Antheil an dem Ges 
winne oder Gewerbe Andrer zu bedingen. 
F. 1324. Es macht hiervon keine Ausnahme, 
wenn er gleich nur zu elner beſondern Art von Ge⸗ 
ſchaͤften als Muͤkler angeſtellt ſeyn ſollte. 


H. 1325. Commiſſionen, Speditionen, oder 
Folforeven für auswaͤrtige Kaufleute darf kein Maͤk⸗ 
ler übernehmen. 


1 F. 1326. Auch auf Verſicherungen, Bodmerey, 
und Buͤrgſchaften für Kaufleute ſoll er ſich nicht eins 


laſſen. 


Mm 3 8. 1327. 
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F. 137. Desgleichen muß ſich ein Moͤkler des 
Treibens der Gaſtwirthſchaft, Wein-, Kaffe, 
Branntwein und Bierſchanks gänzlich enthalten. 
F. 1328. Welcher Makler wider vorſtehende 
Verordnungen H. 1322. [q. handelt, der ſoll feines 
Amtes entſitzt, und mit willkührlicher Geld = oder 
Lelbesſtrafe belegt werden. 
fi H. 329. Die von einem Mäffer wider das Ver⸗ 
bot des F. 1327, unternommenen Geſchäfte find null 
0 5 und er muß demjenigen, welcher das 
4 durch ohne ſeige eigne Schuld Nachcheil erleidet, 
! dafur gerecht werden. 
| 9. 1330, Wenn ein Mäffer, bey öffentlichen 
Verſteigetungen, oder fonft, Waaren erſteht, muß 
er auf Frfordern des Verkäufers, oder des Gerichts, 
feinen Gommirtenten fogleich nahmhaft machen. 

H. 1331. Kang er keinen Käufer anzeigen, der 
binnen Drey Tagen, Waren empfängt, und die 
Ber ingungen des Kaufes erfüllt: fo find die Waa⸗ 
ren, auf Gefahr und Koſten des Moͤklers, anders 
weit öffentlich zu verkaufen. 

H. 1332. Bey langwierigen Krankheiten ober 
„ Reiſen, kann ſich ein Mäffer einen andern vereides 
ten Möfler zum Subſtltuten wählen. 

b. 1333. Iſt ein ſolcher am Orte nicht vorhan⸗ 
den: jo muß dazu ein der Kaufmannſchaft annehm⸗ 
liches Subjekt ausgeſucht, und der Obrigkeit zur 
I Vereidung dargeſtellt werden. 


Verrich . $. 1334. Unerfordert darf ſich kein Maͤkler in 
Willner Wechſele oder Handlungsgeſchͤfte mischen, noch 
"feine BR: jemanden aufdringen. 

335. Wechſelmaͤkler muͤſſen jedoch täglich 

die I * aufe, fo wie auch die Banguiers und angeſe⸗ 

benſten & Waufteute im Haufe beſuchen, und fich von 

dem Zuſtande der Geſchäfte, von deren Confunk⸗ 

turen, und dem Steigen oder Fallen der Preife un⸗ 
terrichten, 

$. 1336. 
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F. 1336. Iſt an dem Orte eine Bankodireetion; 
fo find fie gehalten, derſelben an jedem Poſttage 
die Curs zettel gehörig ein zuliefern. * 

F. 1337. Der Maͤkler muß demjenigen, der ſei⸗ 
nen Dlenſt zuerſt verlangt, allein dienen. 

$. 1338. Er muß, bis zum Abſchluſſe des über 
nommenen Geſchaftes, alle Anträge von ſich ableh⸗ 
nen, woraus ſeiner Partey ein Nachtheil entftchen 
koͤnnte. 

. 1339. Den Nutzen feiner Partey muß er 
durch erlaubte Mittel, mit Redlichkeit, Aufmerk⸗ 
ſamkeit, und Fleiß zu befördern ſuchen und für je⸗ 
den durch ein mäßiges Verſehen entſtandenen Scha⸗ 
den haften. 

$. 1340. Wegen beſorglichen Nachtheils muß 
der Makler, auf erhaltene glaubwürdige Macheicht, 
die an ihn ſich wendenden Intereſſenten unverzüglich 
warnen. \ 

$. 1341. Doch muß er auch, bey Verluſt feines 
Amtes, ſich ſorgfaltig hüten, auf leere Gerüchte, 
oder gar aus gefaͤhrlichen Abſichten, den Credit der 
Kaufleute zu ſchwaͤchen, und ihnen das Vertrauen 
im Handel zu entziehen. 

H. 1342. Beym Wechſelhandel muß der Moͤkler 
die Briefe bloß antragen, ohne ihre Guͤte zu beur⸗ 
theilen, noch fie anzupreiſen, oder zu verachten z 
auch wenn ſie von der Hand gewieſen werden, ohne 
die Urſachen der Verweigerung erforſchen zu wollen, 
oder die Partey zur Annahme zu uͤberreden. 

$. 1343. Schiffsmäfler find, bey Verluft ihres 
Amtes, ſchuldig, innerhalb Vier Tagen nach der 
Ankunft eines jeden Schiffes, das Manifeft der la⸗ 
dung der Zoll: und Accifebehörde einzullefern; auch 
daſelbſt binnen Vier Tagen nach der Entladung ei⸗ 
nes Schiffes, ein genaues Verzeichniß jedes Em⸗ 
pfängers ſolcher Waaren, woruͤber die Connoiſſe⸗ 
mente an Ordre lauten, einzureichen. 

Mm 4 9. 1444. 
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§. 1344 Bey gleicher Strafe find ſie verbunden, 
keinem ab gehenden Schiffer feine Connoiſſemente 
und Schifenopire einzuhaͤndigen, bevor nicht die 
Eutrichtung der Zoll und Aceiſegefälle, ingleichen 
der Haſen und Pllotagegelder, gehoͤrig nachge; 
wielen worden. 
1345 Von jedem abgehenden Schiffe muͤſ⸗ 
ſen ſie, innerhalb Vier Tagen nach dem Abgange, 


das Mranifeſt bey der Zoll- und Acciſebehörde ein⸗ 


reichen. 

$. 1346, Es ſteht ihnen frey, die Gefaͤlle für 
das Schiff oder die Waaren ſelbſt vor zuſchießen; 
da fir denn, bi Sechs Wochen vom Tage jedes 
en Verihufes, alle die Rechte genießen, 
welche der öffentlichen Cafe ſelbſt wegen der vorge⸗ 
ſchoßfnen Ger öͤlle zuſt xen würden. 

$. 1347 Aubere beſondere Pflichten der Schiffs⸗ 
mͤͤkler beſtimmen die Hafen ⸗ Ordnungen jedes 
Orts. 

F. 1348. Bey Aſſeeuranz Aufträgen iſt ein Maͤk— 
ler verbünden, dem Verſicherer, bey Schließung 
des Contrafts, alle ihm bekannten, die Aſſecuranz 
betreffenden Nachrichten, aufrichtig anzuzeigen, 
und keine Aſſzcuranz zu ſchließen, wenn er ſchon 
eine bedenkliche oder böſe Nachricht darüber weiß, 
ohne fie in die Police zu ſehen. 


F. 1349. Jeder Moͤkler muß die ihm anvertraue⸗ 
ten Geh imwiſſe treulich bewahren; und fell, wenn 
er dieſer Pflicht zuwider handelt, allen daraus ent⸗ 
ſtebenden Schaden vertreten: im Widerholungs⸗ 
falle aber, noch außerdem, feines Dienſtes entſetzt 
werden. 

§. 1350. Jidoch, darf kein Maͤkler Schleichhan⸗ 
del und Beeinträchtigung landesherrlicher und 
öffentlicher Gefälle begünſtigen, vielmehr muß 
er die Parteyen an die geſetzlichen Vorſchriſten 

erine 
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erinnern, und vor deren Uebertretung ernſtlich 
warnen. 7 

$. 1351. IE dieſe Warnung ſtuchtlos: ſo muß 
er, bey eigner Verantwortung, wenn das Verge⸗ 
hen noch verhuͤtet werden kann, gehörigen Orts 
ſchleunige Anzeige thun; und ſoll alsdann ſein 
Name verſchwiegen werden. 

$. 1352. Auch muß kein Makler einen in den 
Geſetzen verbotenen Handel, Wechſel, oder andres 
kaufmänniſche Geſchäft ſchließen, noch dazu bey⸗ 
rͤͤthig oder behüͤlſlich ſeyn. 

$. 1353. Tut er es dennoch: ſo ſoll er kaßßirt, 
und als Theilnehmer an der unerlaubtan Hand! ung 
beſtraft werden. 

F. 1354. Eben dies findet ſtatt, wenn einem an 
ſich erlaubten Geſchaͤfte verbotene Nebenabreden bey⸗ 
gefuͤgt werden. 

K. 1355. Bey gleicher Strafe darf kein Mäfter 
zu unerlaubtem Vor und Aufkaufe, oder ſonſt 
zur Steigerung des Preifes der gemeinen lebe 
duͤrfniſſe, ſich gebrauchen laſſen. 

$ 1356. Wenn er einen Wagrenbandel ſchleßt, 
muß er von den verhanpelten Waaren, auf? 
langen der Intereſſenten, eine von dem Verkäu 
verſtegelte Probe jo lange behalten, und aufbe⸗ 
wahren, bis die Waare geliefert, und von dem, 
Käufer ohne Einwendung gegen ihre Qualität ans 
genommen worben. 

$. 1357, Eben dergleichen Probe muß er dem 
Käufer, auf deffen Verlangen, unter ſeinem eigenen 
Siegel zuſtellen; auch die bedungenen Preiſe und 
Lieferungstermine eigenhändig darauf bemerken. 

$. 1358. Dergleichen Proben werden dem Köus 
fer, ben der lieferung, am Gewicht oder Maaße 
mit angerechnet. 


F. 1389. Jeder Makler muß die von ihm ge⸗ aneh 
tacho Geſchäͤfte, in Gegenwart der beyden la Na“ 


Mm 5 ſchließen⸗ 
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ſchlleßenden Theile, in fein Taſchen -oder Hand⸗ 
buch aufzeichnen, und hiernaͤchſt ſelbige in ein dazu 
beſtimmtes paraphirtes Journal eintragen. 

$. 1360. Dieſe Eintragung muß allemal an dem 
Tage, da das Geſchaͤft geſchloſſen worden, oder 
laͤngſtens am folgenden Tage bewerkſtelligt 
werden. 

$. 1367. Sie muß dergeſtalt vollſtändig geſche⸗ 
ben, daß daraus ſowohl das Hauptgeſchoͤft, als 
die dabey verabredeten Bedingungen zu entneh⸗ 
men ſind. 

9. 1362. Inſondetheit muͤſſen auch Frachtſchlieſ⸗ 
ſungen, Bodmereyen, und Aſſekuranzen, in dies 
Journal eingetragen, und dabey alles vermerkt 
werden, was ſonſt zum weſentlichen Inhalt einer 
Chgartepartie oder Police gehört. 

$ 1363, Auch jüdische Muͤkler muͤſſen ihr Jour⸗ 
nal in deütſcher Sprache führen, 

$. 1364. Jedem Intereſſenten muß der Makler 
einen Auszug dieſes Journals, fo weit es das Ges 
ſchaͤft betrift, unter feiner Unterſchrift, laͤngſtens 
am folgenden Tage, ohne beſondere Bezahlung aus⸗ 
hoͤndigen. 

$. 1365, Andern, welche an dem eingetragenen 
Geſchaͤfte keinen Theil haben, darf er dergleichen 
Extrakt, ohne Einwilligung, wenigſtens von Eis 
nem der Intereſſenten, oder ohne Verfuͤgung des 
Richters, nicht verabfolgen. 

$. 1366. Die im Journale des Mäflers , er ſey 
Ehrit oder Jude, eingetragnen Vermerke machen, 
wenn deren Richtigkeit von ihm eidlich beſtärkt 
worden, einen vollen Beweis. 

$. 1367. Sind bey einem Gefchäfte mehrere 
Mäötler gebraucht, und die darüber in ihren Jour⸗ 
nalen gemachten Vermerke in dem einen oder 
andern Punkte nicht uͤbereinſtimmend: fo . 

eben 
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eben das ſtatt, was $. 570. faq. bey Handlungsbtr 
chern verordnet worden. 

9. 1368. Iſt der Mäkler geſtorben, oder fein 
gegennärriger Aufenthalt unbekannt: fo haben die 
in fein Journal eingetragenen Vermerke fo viel Ger 
wicht, als die Ausſage Eines vereideten glaubwuͤr⸗ 
digen Zeugen. 

F. 1369. Es muͤſſen daher die Bücher des Mäfs 
lers, wenn er ſtirbt, oder fein Amt niederlegt, ver⸗ 
ſtegelt, und zur gerichtlichen Aufbewahrung ‚abge: 
liefert werden. 

. 1370. Die Bücher eines Mäͤklers verlieren 
ihre Glaubwürdigkeit, wenn derſelbe wegen Betrüͤ⸗ 
gereyen feines Amts entſetzt worden. 

F. 1371, Was die Glaubwürdigkeit der Hand⸗ 
lungsbuͤcher fhwächt, hat eben die Wirkung auch 
bey den Büchern der Makler. 

. 1372. Erhellet aus den Büchern, daß ein 
Geſchaͤft nicht binnen der $. 1360. vorgeſchtiebe⸗ 
nen Zeit eingetragen worden: ſo hat der Ver⸗ 
merk, in Anſehung dieſes Geſchaͤftes, keinen 
Glauben. 

$. 1373. Der Makler, welcher ſich einer ſolchen 
verſpaͤteten Eintragung ſchulvig gemacht hat, ſoll 
das erſtemal mit einer willführlichen Geldbuße bes 
legt; bey der Wiederholung aber feines Amts ent⸗ 
fest werden. 

$.1374. Doch kann der Richter ſich der Ber 
merke auch in ſolchen Fallen (. 1370. 40, zu Huͤlfs⸗ 
mitteln bedienen, um näher auf den Grund der 
Sache 5 kommen. 

9. 1 Es muͤſſen daher auch die Bücher eines 
Kaffiren Meitlets zur gerichtlichen Verwahrung ab⸗ 
geliefert werden. 

§. 1376. In allen Fällen, da Mäfferjournale 
im Gerichte vorzulegen find, wuſſen die Sa 

we 
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welche das fireitige Geſchöft nicht betreffen) verſie⸗ 
gelt werden. 
9: 1377. Muͤſſen dergleichen Blätter entſiegelt 


werden, um bey beſtrittener Glaubwürdigkeit des 
terſuchen: ob ſelbiges vorſchrift⸗ 
mäßig geführt fen: fo iſt eben ſo zu verfahren, als 
für den Fall, wenn ein Dokument mehrere auf den 
Prozeß keinen Bezug habende Stellen enthält, in 
der Prozeßordnung vorgeſchrieben iſt. 

$ 1378. Ein von einen vereideten Makler atte⸗ 
ſtirter Wechſel kann nicht eidlich diffitirt werden. 

9.1359. Die Gebühren der Mather ſind, nach 
Unterſchled der Geſchöfte, jeden Orts beflinimt, 

9.180 Wo vergleichen Beſtimmungen fehlen, 
kann beym Waarentandel nur Eins, bey Darleh⸗ 
nen und Verſicherungen Ein Viertel vom Hundert; 
bey Geſdwechſelungen Eins vom Tausend; und 
beym Wechſelhandel Zwey vom Tauſend gefordert 
werden. 

9. 1881. Wenn weder durch besondere Giefsfe, 
noch durch Verabredung der Partenen, etwas feft 
gehst ill: ſo bat der aller feine Gebühren, bey 
d handel von dem Verkzufer, und bey 
ungen von dem Verſicherten allein, zu er⸗ 


Dirt 
halten. 

. 1882. Be ondern Gefhäften muͤſſen ihm 
dieflben von jedem beyder Theile zur Hälfte ent⸗ 
richtet werden. 

1383. Hat jede Partey ihren beſondern Mak 
ler: fo erholt jeder Makler von feiner Partey die 
Hälfte des vordeichriebenen Soßes. 

9.1384. Wir an Mäklerlohn mehr, als die er⸗ 
laubten Soͤtze, fordert oder annimmt, ſoll zum er’ 
ſtenmale um den doppelten Vetrag der rechtmaͤßigen 
Grbähren bestraft, und im Wiederholungsfalle ſei⸗ 
nes Dienſtes entſetzt werden, 


9. 1385: 
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F. 1385. Mehrere Makler follen, bey nambaf⸗ 
ter Strafe, keine Geſellſchaften unter ſich errichten, 
und keine Thellungen des Verdtenſtes verabreden. 

. 1386. Wird ein Makler begangener oder bez 
guͤnſtigter Betruͤgerenen überführt; fo ſoll er den 
Schaden erſetzen, laſſirt, und noch außerdem, nach 
Beschaffenheit des begangenen Verbrechens, und 
Vorschrift des Criminalrechts, beſtraft werden. 

$. 1387. Will ein Makler feinen Dieuſt niederle⸗ 
gen: fo muß er die Entlaffung bey der Obriakeit 
ſuchen, weſche ihn beſtellt hat; damit ſein Poſten 
ſogleich wieder beiegt werden könne. 

9. 1388. Die Dienſtentſetzung, oder auch frey⸗ 
willige Ardankung eines Maklers, ſoll an der Börſe, 
und durch die Ze tungen und Intelligenzblaͤtter der 
Provinz bekannt gemacht werden. 


Eilfter Abſchnitt. 


Von Rhedern, Schiffern, und 
Befrach tern. 


F. 1389. Jeder, welcher gültige Verträgen! Ven 
ſchließen dann, ii befugt, Srachtſchiff. bauen und Schale“ 
austüſten zu laſſen. averbaupt, 

d. 1390. Ee mufi jedoch zuvor die Erlaubniß 
der Obrigkelt dazu nachſuchen, und dahin ſehen, 
daß bey dem Baue des Schiff s die wegen der 

röße deſſelben, der Beſchaff nteit der Materialien, 
ber Regelmaßthkeit und Feſtlakeit des Baues, oder 
nf ergangenen Verſchriften, genau beſolgt 
erden. 

$. 1391. Iſt das Eine oder Andere verſäumt: 
fo muß die Odrigkeit, ſobald fie gegen die Eins 
Üihrung des Baues, und ob ſelbiger vorfchrift 
mäßig gefuhrt ey, ein erhebliches Bedenken fü 
et, das Schiff auseinander nehmen, und die M. 

terialien, 
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terialien, für Rechnung des unbefugt Bauenden, 
an den Meiſtbietenden verkaufen laſſen. 

$. 1392. Kein Schiff ſoll zum Transport der 
Frachten gebraucht werden; wenn es nicht mit eis 
nem Atteſte der Obrigkeit über den vorfchriftsmäfs 
ſigen Bau deſſelben (Beyl⸗ Brief) verſehen iſt. 

$, 1393. Derjenige iſt fur den E genthuͤmer des 
Schiffes zu halten, auf deſſen Veranſtaltung ſelbi⸗ 
ges erbauer worden, wenn gleich die Materialien 
einem Dritten gehört haben. 

$. 1394. Er muß aber, im letzten Falle, den 
Dritten nach Vorſchrift des Erſten Theils, Tit. IX. 
H. 308. und 308. entichänigen. 

H. 1395. Beym Verkaufe eines Schiffes finden 


die Grundſäze des Erſten Theils, Dt. XI. . 12. 


fgg. ſtatt. 

9. 1396. Wenn nicht das Gegentheil ausbräd 
lich bedungen worden: ſo wird angenommen, daß 
die Uebergabe durch Vollziehung des Contrafts ges 
ſchehen ſey. 

§. 1397. Welche Stücke als Zubehoͤr eines 
Schiffes anzufehen find, if im Erſten Theile, 
Tit. II. $. 91. verordnet. 

$. 1398. Auch das Boot wird als Zubehör des 
Schiffes betrachtet. 

F. 1399. So oft ein Schiff verkauft, oder ſonſ 
von einem Eigenthümer auf den andern gebracht 
wird, fol ein ordentliches Inventarium aller dar⸗ 
auf vorhandenen Geräthſchaften aufzerichtet, und 
von beyden Theilen unterſchrieben werden. 

F. 1400. Iſt kein ſolches Inventarjum verhart 
den: fo werden nur diejenigen Stuͤcke, welche im 
Contrakte ausdruͤcklich benannt , oder nach Bor 
ſchrift des Erſten Tbeils, Tit. Il. $. 91. für Zube 
hör zu achten find, für mitoerfauft geachtet. 

H. 1401. Befindet ſich das Schiff zur Zeit des 
Berkaufe auf der Reife: ſo werden die Sachige 


— TARERDER. 
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der fuͤr dieſe Reiſe, bey dem Mangel beſonderer 
Verabredungen, als ein Vorbehalt des Verkäufers 
angeſehen. 

„ 1402. Der Verkäufer eines Frachtſchiffes iſt 
ſchuldig, das Schiff frey in alle Höfen und Strög⸗ 
men zu gewähren. (Ty. J. Tit. Nl. §. 135. faq.) 

$ 1403. Wer von einem Boots: oder andern 
Schiffsmanne einiges Schiffsgeräthe, als Tauwerk, 
Segel, Ruder, und dergleichen, ohne Vorwiſſen. 
des Schiffers kauft, oder ſonſt an ſich heingt, ſoll 
nicht allein ſelbiges ohne Entgelt wieder herausge⸗ 
ben, ſondern auch überdies, gleich demjenigen, 
der von verdächtigen Perſonen gekauft bat, beſtraft 
werden. (Tit. XN. Abſchn. XIII.) 
F. 1404 Bey Vermiethung eines ganzen Schif⸗ 
| 

1 

1 


ſes gelten die Geundſaße des Eiſlen Theis, 
Sit. X Nl. 5, 234. füge 

F. 1405. Hat jemond ein Schiff auf den gan⸗ 
zen Sommer gemiethet: jo lauft der Contrakt bis 
Diarrini, 

F. 1406. Wird der Miether, ohne feine Schuld, 
durch Unatichsfülle gen „ über die bestimmte | 
Zeit in See zu bleiben; ſo iſt er zu keiner Erhö⸗ il 
hung der Miethe verbunden, I 

$ 1407 Wegen Verpfändung der Schiffe und 
Schiffsgefaße treten die Vorſchriften des Erſten 
Theils, Tit. XX. F. 300. füg. ein. 

F. 1408. In jedem Falle, da ein Pfandrecht 

ſich nur auf Eine oder mehrere Schiffsparten er⸗ 
ſrreckt, ſind die fibrigen Mirrhever befugt, von ! 


dem Pfandgläubiger, gegen Bezahlung der Schuld, 
die Abtretung ſeiner Rechte zu fordern. 

H. 1409. Weder ein zum Auslaufen fertiges und Ven 
beladenes, noch ein im laden begriffenes Schiff, ae f 
kann wegen Schulden mit Arreſt belegt werden. 2 


H. 1410, 
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$. 1410. Sind folche Uimſtaͤnde vorhanden, daß 
ſonſt nach Vorſchriſt der Prozeßordnung der Real⸗ 
arteſt zulaͤßig ſeyn würde: jo muß der Richter ſtatt 
deſſen dem h gutiger, nach Anleitung des Erſien 
Theils, Sit. XX. H. 303, faq, ein vorfaufiges Pfand⸗ 
recht auf das Schiff beſtellen, und den Schüiffer als 
Seaqueſter verelden. 

F. 1411. Eben dieſes findet ſtatt, wenn Waa⸗ 
ren, welche ſich ſchon uͤber den Bord des Haupt⸗ 
ſchiffes befinden, wegen Schulden mit Arreft 
Teat werden, und it alsdann ben deten Verpfün⸗ 
dung nach Vorſchrift des Eiſten Theile,‘ Tit. XX. 
9. 374. (aq, zu verfahren. 

1412. Alsdann baftet demſenigen, welcher 
den Arreſt aufgebracht hat, das Schiff oder die 
Waare bis zum Betrage desjenigen, was er dem⸗ 
nathſt an Capital, Zinſen und Koſten rechtskräftig 
erſireitet. 

9. 1473. Iſt das Schiff oder die Waare entwe⸗ 
der gar nicht, oder nicht bis zum vollen zu beſtim⸗ 
menden Werthe verſſchert: fo kann der Arreſtleger 
die Verſicherung ergänzen. 

$ 1414 Er muß zwor alsdann die Prämie vor⸗ 
en; kann aber dieſen Vorſchuß, nach rechts⸗ 
kröfug erſtrittener Hauptforderung, unter den üb: 
gen vermdae $, 1412. ihm zukommenden Erſtattun⸗ 
gen zurückfordern. 

$. 1415. Wenn ein Schiff ſegelfertig liegt: fo 
kann kein Schuffsmann wegen Schulden oder andrer 
bürgerlichen Ansprüche, ohne Genehmigung des 
Schiffers, daraus genommen, und zur perſonli⸗ 
chen Haft gebracht werden. 

$. 1416. Wird aber dem Schiffer ſofort ein an⸗ 
derer tuchtiger und annehmlicher Schiffsmann für 
die ſelbige Heuer geſtellt: fo muß et ſich den Atteſt 
gefallen laſſen. 


90 3417: 
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$. 2417. Dogegen kann in jedem Falle der Glaͤu⸗ 


biger eines Schiffsmannes deſſelben bewegliche Sa⸗ 
chen und Effekten, in fo fern ſelbige nicht zur Korte 
feßung der Reiſe unentbehrlich find, in Beſchlag 
nehmen laſſen. 


9. Auch auf die ruͤckſtoͤndige Heuer kann 
bis zur Halfte Arreſt angelegt werden; nicht aber 
auf die kuͤnftige Heuer. 


$. 1419. Wird ein Arreſt auf Schiff oder la⸗ 
dung nicht wegen Schulden, ſondern wegen Eigen⸗ 
thumsanfprüche, oder aus andern Gründen ange⸗ 
legt: fo treten die allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften von Arreſten ein. 


$. 1420. Wer unter dem Schutze des Staats, 
den Transport der Frachten mit Seeſchiſfen als N 


Hauptgeſchaͤft treibt, wird Schiffsrheder genannt, 
H. 1421. Wer Mhederey treiben könne, muß 


42, Wo dieſe keine deutliche Entiheidsung 
enthalten, findet eben das ſtatt, was im Sieben⸗ 
ten Abſchnttte $. 476. agg. von der Befugniß, Kauf 
mannſchaft zu treiben, verordnet worden. 

H. 142 3. Wer die Rechte eines Kaufmanns ger 
Lorig erlangt hat, iſt dadurch in der Regel zur Rbe⸗ 
deren befugt. ; ; 

$. 1424. Die Rheder find verbunden, ihr Schiff 
mit tüchtigen Beyl⸗, See und Kaufbriefen und 
Paſſen zu verſehen; widrigenfalls fie, wenn we⸗ 
gen Mangels derſelben, dem Schiffer und Volke, 
oder andern Intereſſenten, Schaden entſteht, das 
für verhaftet find. 

„ 1425. Die Schiffspaͤſſe und Beylbriefe, des⸗ 
gleichen in Seeſachen gewöhnlichen Proteſta⸗ 
onen, Verklärungen der Schiffsleute, oder an⸗ 
dere bergleichen öffentliche und gerichtliche In⸗ 
ſteumente, welche in hieſizen fanden aufgenom⸗ 

Ülgem. Gefegb. iu. Band. Nu men 


Il. Bon 
Ab. der, 
überhaupt, 


Verhättri F. 1426. Mehrere Mi 
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men werden, ſollen von keiner Kraft ſeyn, wenn 
fie nicht ben der Königlichen Admiralitaͤt, oder bey 
der Sicent- Sammer, oder wohin ſonſt an jeden Ort 
die Schiffs und Seeſachen gewieſen find, in glaub⸗ 
wuͤrdiger Form ausgefertigt worden. 

jeder ſtehen unter einan⸗ 
"der in eben dem Verbelcnuſſe, als die Intereffenten 
einer auf beſtimmte Geſchäfte gerichteten Geſellſchaft. 
(Tb. l. Tit. X . §. 156: leg) 

$. 1427: Die Vertheilung des Gewinns und 
DVeriuftes geschieht, ben dem Mangel beſondrer Ab: 
reden, nach Verhältniß der Schiffsparten. 

$. 1428. Darnach werden auch die Stimmen 
berechnet, wenn uber gemeinſchaftliche Angelegen⸗ 
heiten ein Schluß abgefaßt werden ſoll. (Tg. I. 
Tit. XVII. H. 12. faq.) 

F. 1429. Sit jedoch von einer Ausbeſſerung des 
Schiffs die Rede, welche der Schiffer und ein ver⸗ 
eideter Schiffsbaumeiſter nothwendig finden: fo 
muß damit, ohne Ruͤckſicht auf die Mehrheit der 
Stimmen, verfahren werden. 

F. 1430. Will der größere Theil der Rheder 
ſich dieſes nicht gefallen laſſen: fo fleht denſelben 
frey, auf den öffentlichen Verkauf des Schiffes an⸗ 
zutragen. 

$. 1431. Ein von den Rhedern zur Verwaltung 
ihres gemeinſchaftllchen Intereſſe beſtellter Schiffs⸗ 
Direktor, hat olle Rechte und Pflichten eines Hands 
lungsfaktors oder Dil ponenten. (H. 497. [ag. 

$. 1432. Fit die Beſtellung eines jolhen Schiffs⸗ 
Direktors von ſämmtlichen Nhedeen dem Schiffer 
berannt gemacht worden: fo iſt dieſer ſchuldig, fo 
lange bis fammtliche Rheder ihm andere gemeſſene 
Auweiſungen erıheifen, den Verfügungen deſſelben 
allein Folge zu leiſten. 


H. 1433. 
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K. 1433. So lange ein Schiff auf der Fahrt be⸗ 
griffen iſt, kaun keiner der Jutereſſenten die Aufhe: 
bung der Geſellſchaft verlangen. 

F. 1434. Wird jedoch uͤber das Vermögen eines 
Rheders Concurs eröffnet: fo find die übrigen Mit⸗ 
rheder ſogleich befugt, ſich nach näherer Vorschrift 
der Concursordnung, mit feiner Ereditmaffe aus⸗ 
einander zu ſetzen. 

$. 1435. Eben dies findet ſtatt, wenn der Fall 
eintritt, daß ein Mitrheder von den übrigen aus⸗ 
geſchloſſen werden kann. (Th. I. Tit. XVII. 
9.273. 2740 

$. 1436. Nach Endigung einer Fahrt ſteht einem 
jeden ſrey, auf den Öffentlichen Verkauf des Schif⸗ 
fes anjutragen, wenn der Contrakt nicht das Gegen⸗ 
theil enthält. 


Vom Als 
keiten dus 
der Rhede 
rey. 


$. 1437. Will ein einzelner Rheder nur feine Lem Tor 


Schiffspart verkaufen: fo ſteht den Mitgliedern ag 2 
ein geſetzliches Vorkaufsrecht zu. (Th. I. Dit. XX. uns 
res 


9.873.) 

. 1438. Sie muͤſſen ſich aber, bey Verluſt ih⸗ 
res Rechts, binnen Drey Tagen, nachdem ihnen 
die gehörige Bekanntmachung geſchehen iſt, erfläs 
ren: ob jie den Vorkauf ausüben wollen, oder nicht. 
(b, I. Lit. XX. $. 610. tg.) 

$. 1439, Haben die Rheder einen Schiffsdirek⸗ 
tor beftellt: fo ift es hinreichend, wenn die Bekannt⸗ 
machung nur an dieſen geſchieht; und die Mirche⸗ 
der verlieren durch feine Verſaͤumniß ihr Vor⸗ 
kaufsrecht. 

F. 1440. Iſt der Verkauf ohne gehörige Be⸗ 
kanntmachung, oder vor Ablauf der dreytägigen 
Friſt gefihehen: fo ſtehet den Mitrhedern das Rüͤck⸗ 
forderungsrecht binnen Vier Wochen zu. (Th. I. 
Tit. XN. H. 631. 400) 

$. 1441. Wollen mehrere Mitrheder zur Aus⸗ 
Übung des Vorkaufs⸗ oder Naßzerkechts gelaſſen 

Nu 2 ſeyn? 


Lack 


80 


ace F. asp. 
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ſeyn: ſo har derjenige den Vorzug, welcher ſich 
dazu bey dem gehörigen Gerichte zuerſt gemel⸗ 
det hat. 

F. 1442. Haben ſich mehrere zusleich gemeldet: 
fo ſteht dem bisherigen Beſitzer die Watzl ftes, nt 
welchem unter ihnen er ſich einlaſſen wolle. (Erſter 
Theil, Tit. XVII. §. 62.) 

$ 1443. Ein N welcher zugleich zum 
Schiffer beſtellt worden, erlangt dadurch, weder 
in Anfchung des Vorkaufs, noch ſonſt, ein beſon⸗ 
deres Vorrecht vor den ubrigen Rhedern; und wied 
in allem, was die Führung des Schiffes betrifft, 
nur einem andern Schiffer gleich geachtet. 

$ 1444. Es macht dabey keinen Unterſchied, 
wenn er auch die rung des Schiffes, bey ſei⸗ 
nem Eintritte in die Mhederep, ſich zur beſondern 
Bedingung gemacht hätte, 

leriß F. 1445. Derjenige, welchem die Aufſicht und 
Führung des ganzen Schiffs von den Rhedern über: 

ß tragen iſt, wird, ohne Ruͤckſicht auf den ihm etwa 
beygelegten beſondern Namen, als Schiffer ber 
trachtet. 


Es ſoll niemand in hieſigen fanden zum 


sag a S chiſſer angenommen werden, der nicht zuvor von 
dem Sch Alten mit Zuziehung eines geſchickten 
Mathematikers geprüft, und mit einem Artefte ver⸗ 


fehen worden: daß er in der Steuermannekunſt ers 
fahren ſey; durch Reiſen ſchon die noͤchigen Land⸗ 
und Revlerkenneniſſe erlangt habe; den Schiffbau 
verſtehe; auch inden Seerechten und Gebräuchen 
hinreichend bewandert ſey. 

. 1447. Die Rheder muͤſſen bey eigner Ver⸗ 
zum Schiffer beftellen oder behal⸗ 
chifffahrt nicht vekſteht, oder ſolche 
ſich hat, die 85 zur Wahrneh⸗ 

mung 


ten, der die E 
grobe Fehler ai 
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mung feiner Pflichten untüͤchtig machen. (Th. I. 
Tit. VI. H. 62. 40.) 

$. 1448. Auch dürfen fie einen Schiffer, der ber 
reits ein Schiff geführt hat, nicht eher annehmen, 
als bis die geſchehene Entlaſſung aus feinem vori⸗ 
gen Dienfle gehörig nachgewieſen iſt. 

5.1449. Das Verhältniß zwiſchen Rhedern und 

n iſt, im Allgemeinen, nach den Geſeten 

von Verträgen über Handlungen zu beurtheilen. 
(Tb. I. ir. XI. Abſchn. VIII.) 

H. 1450. Zu Verhütung alles Streites muß mit 
dem Schiffer, wegen der Heuer und anderer Con⸗ 
ditionen, ein ſchriftlicher Contrakt geſchloſſen 
werden. 

F. 1451. Unter Abweſenden vertritt die zwiſchen 
den Schlffern und den Rhedern, oder deren Bevoll⸗ 
mächtigten, gepflogene Correſpondenz die Stelle 
des Contrakts. 

F. 1452. So weit aus dieſer ein Anderes nicht 
erhellet, wird angenommen, daß der neue Schiffer 
in den Contrakt des vorigen getreten ſey. 

§. 1453. Bey dem Mangel eines ſchriftlichen 
Eontraftes finden die Vorſchriften des Erſten Theils, 
Tit. V. $. 155. (gg. Anwendung; und in fo weit es 
dabey auf eine mündliche Abrede ankommt, wird 
der Schiffer zu deren eidlichen Beflärkung gelaſſen. 

$. 1454. Hat ſich jemand zu einem Schiffer an⸗ «utiafung 
nehmen laſſen, der die zur Schifffahrt noͤthigen deſſelben. 
Kenntniſſe nicht befißt: fo find die Rheder an den 
geſchloſſenen Contrakt nicht gebunden. 

$. 1458, Vielmehr ſoll dergleichen Schiffer zur 
Rückgabe alles Empfangenen, und zum Erfaße des 
verurſachten Schadens, durch rechtliches Erkennt: 
niß angehalten, auch noch überdies mit will 
käbrlicher Geld oder Geföngnißſtrafe belegt 
werden. 5 


Nu 3 9.1436. 


Pflichten 


een 
aber 
erhaupt, 
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ö. 1456. Finden, außer dieſem Falle, die Rhe⸗ 
der noͤthig, den Schiffer vor Ablauf der im Con⸗ 
trakte beſtimmten Zeit zu entlaſſen: ſo it derfelbe 
zwar ſchuldig, ſobald ihm dieſe Entſchließung der 
Nieder bekannt wird, ſich aller Verfügungen über 
das Schiff zu enthalten; 

§. 1457. Wird aber hiernächſt ausgemittelt, 
daß die Köder den Schiffer ohne genugſam erheb⸗ 
liche Urſache zu frühzeitig entlaſſen haben: fo muͤſ⸗ 
ſen ſie denſelben vollkommen ſchadlos halten; und 
es ſoll ihm auf Koſten der Rheder ein gerichtliches 
Atteſt über feine Unſchuld ertheilt werden. 

K. 1458. Sobald dem Schiffer das Schiff über 
geben iſt, muß er die Beſchaffenheit deſſelben und 
der Schiffsgeräche genau unterſuchen, die daran 
entdeckten Mängel den Rhedern anzeigen, und 
wenn fie nicht am Orte gegenwärtig find, deren 
ſchleunige Aohelfung deſorgen. 

d. 1459. Wird von den am Orte gegenmärtis 
gen Rhedern die noͤthige Ausbeſſerung entweder 
gar nicht, oder nicht hinreichend vorgenommen: 
fo muß er der Admiralität oder Licentcammer, 
oder wohin fonft jedes Orts die Schiffs - und See 
ſachen gewieſen find, davon ſchleunige Anzei⸗ 
ge thun. 

$. 460. Unterläßt er das Eine oder Andere: 
fo wird er für allen dadurch entſtehenden Schaden 
mit verhaftet. 

F. 1461. Der Schiffer iſt ſchuldig, der Rheder 
Vortheil in allen Schiffsgeſchaͤften moͤglichſt zu ber 
fordern, und allen beſorglichen Nachthell nach ſei⸗ 
nen Kraͤften abzuwenden. 

$. 1462. Dabey muß er die Verſehen vertreten, 
die ein vorſichtiger und erfahrner Schiffer ſich nicht 
würde zu Schulden kommen laſſen. 

H. 1463. Bey wichtigen und bedenklichen Fäk 
len, da Schiff, ladung, und Menſchen in 9 

ſtehen, 
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ſtehen, ſowohl im Hafen, als auf der See, muß 
er mit feinen Schiffsleuten Seemannſchaft oder 
Schiffsrath halten. 

$. 1464. Es iſt jedoch zur Deckung des Schif⸗ 
fers hinreichend, wenn zu einem ſolchen Schiffsra 
the nur der Steuermann, Hochbootsmann, und 
Zimmermann gezogen werden. 

F. 1465. Fehlt einer von biefen: ſo muß der 
Schiffer an deſſen Stelle wenigſtens einen andern 
erſohrnen Schiffsmann zuziehen. 

H. 1466. An die Meinung des Schiffsraths ift 
der Scheffer zwar nicht gebunden; wenn er aber 
demſelben ohne erhebliche von ihm klar zu erwei⸗ 
ſende Grunde zuwider handelt: fo macht er ſich 
wegen des daraus entſtegenden Schadens verant⸗ 
wortlich. 

H. 1467. Der Schiffer darf das Schiff, vor be⸗ 
endigter Reiſe, ohne der Rheder Einwilligung, un⸗ 
ter keinem Voꝛwande verlaſſen. 

$. 1468. Selbſt in dem Falle, wenn der Schif⸗ 
fer nur auf eine beſtimmte Zeit gedungen worden, 
und die Reiſe binnen dieſer Friſt nicht geendigt wer⸗ 
den kann, muß er dennoch das Schiff an den Ort 
ſeiner Beſtimmung abliefern. 

$. 1469. Wird der Schiffer durch Krankheit 
oder andern Zufall verhindert, die Reife fortzuſetzen > 
fo muß er den Rhedern, oder deren Bevollmäcrig: 
ten, davon Nachricht geben, und ihre Verfügung 
abwarten. x 

$. 1470. Kann die Fortſetzung der Reife bis 
zum Eingange dieſer Verfügung nicht verſchoben 
werden: ſo iſt er berechtigt, einem andern an fei 
ner Stelle die Fuͤhrung des Schiffes aufzutragen. 

1471. Für die Handtungen eines in ſolchem 

Falle beſtellten Subſtituten haftet er nur in fo fern, 

als er bey der Auswahl deſſelben nur ein maͤßiges 
Verſegen begangen bat. 

Nu 4 FK. 147% 
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$. 1472. Ehe ein Schiffer ladung einnimmt, 
muß er, allenfalls mit Zuziehung der noͤthigen 
Sachverſtandigen, das Schiff zenau unterſuchen, 
und ſich hinreichende Gewißheit verschaffen, daß 
ſelbiges zu der vorhabenden Reife tuͤchtig und ges 
nugſam ausgeräfter fen. 

$. 1473. Finden ſich bey dieſer Unterſuchung 
Maͤngel am Schiffe, oder an der Ausrüftung: fo 
Su de Schiffer nach Borſchrift des . 1458. 1459. 


g. 1474. Wird ausgemittelt, daß ein Schiffer 
kadung eingenommen babe, obgleſch das Schiff 
nicht tuͤchtig und genugſam ausgerüͤſtet geweſen: 
fo ſoll er ſewohl den Rhedern und Befrachtern, als 
den Verſicherern fuͤr allen Schaden haften; und 
außerdem, wegen der durch dieſe feine Fahrlaͤßig⸗ 
keit irgend jemanden an kleben, eib oder Vermd⸗ 
gen zugeſtoßnen Verletzungen, nach Vorſchrift des 
Criminalrechts beſtraft werden. 

§. 1475. Für die gehötine Beladung des Schif⸗ 
fes muß der Schiffer vor zuͤgliche Sorgfalt anwen⸗ 
den; und beſonders darauf ſehen: das das Schiff 
nicht zu leicht geladen, ſondern allenfalls mit dem 
noͤthigen Ballaſte verſehen, auch weder im Grunde, 
noch oben, noch auf Einer Seite zu fehr belaſtet 
werde, ſondern eine begueme Fahrt habe. 

$. 1476. Er muß ferner leckende Güter nicht auf 
trockene ſtauen; keine ſchwache Packlage unterlegen; 
und die Guͤter gut garniren. 

$: 1477. Nimmt er eine fofe ladung ein, oder 
fährt er mit Ballaſt: fo ſoll er in der Mitte ein 
tuͤchtiges Schloß machen, damit die ladung nicht 
uͤbergehen koͤnne. 

$. 1478. Auch muß er die Ladung feſte ſtauen, 
und fie gehörig mit Holz unterſchlagen. 

H. 1479. Bedient er ſich bey dem Stauen der 
Schrauben oder Wagewinden: fo muß er Bretter 

vor 
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vor die Schraube, oder Holz zwiſchen die Klau 
legen, damit er nicht die Packlage verderbe. 

H. 1480. Sind dieſe Borſchriften ($. 1475 bis 
1479.) von ihm oder feinem Volke verabſaumt wor 
den: jo haftet er für allen Schaden. 

§. 1481. An ſolchen Orten, wo verordnete 

Stauer find, muß er dahin fehen, daß dieſe feinen 
Fehler an der Stauung begehen; und wenn ſie ſich 
nicht abhalten laſſen wollen, dagegen Proteſt auf⸗ 
nehmen laſſen. 

$. 1482. Hat er dies verabfäumt: fo ſoll ihm 
die Entſchuldigung, daß der Fehler durch dle 
Stauer veranlaßt feo, nicht zu ſtatten kommen. 

K. 1483. Die Ueberladung des Schiffes muß 
der Schiffer mir gleicher Sorgfalt vermelden, und 
kann, bey dadurch entſtehendem Schaden, ſich mit 
dem Verlangen der Beftachter oder Spediteurs ge⸗ 
gen die Vertretung nicht ſchutzen. 

F. 1484. In allen Foͤlen, wenn auch kein Scha⸗ 
de geſchehen iſt, muß der Schiffer den doppeſten 
Betrag der bedungenen Fracht, fuͤr jede zu viel ein⸗ 
genommene kaſt, zur Schiffer = Armencaſſe als 
Strafe entrichten. 

K. 1485. Ein Schiffer, der von einem unbe: 
kannten oder unſichern Befrachter Guter an Bord 
nimmt, deren Qualitat er nicht genau kennt, haf⸗ 
tet für den Schaden, welcher aus der verborgenen 
nalität entſteht. 

F. 1486, Eben dieſes findet ſtatt, wenn er, ohne 
der Rheder und Beftachter Einwilligung, Contre⸗ 
bande, oder andre dergleichen Guͤter ladet, welche 
das ganze Schiff und die uͤbrige ladung in Gefahr 
ſetzen. 

5 F. 1487. Ferner, wenn er in Rriegeszeiten Guͤ⸗ 
ter einnimmt, deren äußere Beichäffenbeit eine un. 
richtige Angabe des Befrachters vermuthen la 
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F. 1488. Der Schiffer darf nach beendigter ka⸗ 


Fi deſſck dung nicht ohne Noth vom Schiffe gehn, vielweni⸗ 


ger auf dem Lande Übernachten. 

Wied er durch vorfallende Umſtaͤnde 
gt: fo muß er die Aufſicht Über. das 

Schiff wahrend feiner Abweſenheit dem Steuer⸗ 

manne auftragen. 

$. 1490. Schiffer und Steuermann durfen ſich 
alſo niemals zu gleicher Zeit vom Schiffe entfernen. 

$. 1491. Der Schiffer darf ohne Noth den ihm 
vorgeſchriebenen Curs nicht Ändern, noch in andre 
als die ihm mmten Häfen einlaufen; widrigen⸗ 
falls er den Rhe dern und Befrachtern für allen dar⸗ 
aus entſtehenden Schaden haftet. 

F. 1492. IR ihm kein Curs vorgeſchrieben: fü 
muß er den nachſten und ſicherſten Weg zum Orte 
feiner Beſtimm us nehmen, 

F. 1493, Wird er durch Morhfälle den Curs zu 
ändern, oder einen andern Hafen zu ſuchen veran⸗ 
laßt: fo muß er den Rhedern baldmöoͤglichſt davon 
Nachricht geben. 

F. 1494. Scegelt der Schiffer unter Conboy 
oder errichteter Admiralſchaft? fo muß er dieſelbe 
nicht vorſetzlich brechen, noch ſich von den uͤbrigen 
Schiffen ohne Noth entfernen. 

H. 1498. Hat er dieſem zuwider gehandelt: fo 
haftet er den Rhedern und Beftachtern wegen eines 
jeden Verlustes „der durch (tung der Admiral: 
ſchaft wäre vermieden worden; fo wie den Übrigen 
Schiffen wegen, feines etwanigen Koſtenbeytrages. 

$. 1496. Jeder Schiffer iſt bey eigner Vertre⸗ 
tung ſchuldig, er mag unter Segel oder vor Anker 
ſeyn, die Schiffsleuchte bey Macht aufzuſtecken; 
auch wenn er vor Anker liegt, über demſelden den. 
1 Wächter befefligen, und ſchwimmen 
zu laſſen. 


$. 1497. 
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$. 1497, Außer dem hoͤchſten Nothfalle muß er, 
bey gleicher Verantwortung, nicht ohne die dazu 
beſtellten Piloten oder Footfen ein: und aus ſeegeln; 
dem Piloten im Ein und Ausbringen des Schiffes 
das Commando leviglich überlaſſen; auch ſein 
Schiffsvolk anhalten, demſelben in allen Stücken, 
beſonders bey Regierung des Nuders und der Ger 
gel, genau zu folgen. 


$. 1498. Süuft er nach der Abfahrt vom Ladungs⸗ Der der 
platze in einen Hafen ein, wo ein ihm bekannt ge ae 


machter Bevollmächtigter der Rheder ſich befindet; nen Hafen.] 


ſo muß er ſich bey dieſem unverzüglich melden, und 
ohne Vorwiſſen und Einwilligung deſſelben nichts 
von Erheblichkelt unternehmen. 


$. 1499. Iſt der Schiffer an einem fremden Beo Aufs 


Otte, wo keine Bevollmöchrigte der Rheder ſich der 


hin 
befinden, Gelder zur Fortſetzung der Reiſe aufzu⸗ ven Selen 


nehmen genöthigt: fo muß er dleſelben darlehns⸗ 
weiſe auf die moͤglichſt beſten Bedingungen zu er 
halten ſuchen. 

H. 1800. Kann er dergleichen Darlehn nicht 
aufbringen: fo muß er ſich die benoͤthigten Gek⸗ 
der auf Bodmerey zu verſchaffen bemüht ſeyn. 

F. 1801. Findet weder das eine noch das andere 
ſtatt: fo ſteht ihm frey, von den geladenen Waa⸗ 
ten, oder von den entbehrlichen Schiffsgerͤͤthſchaf⸗ 
ten, ſo viel als zur Beſtreitung ſolcher Ausgaben 
unumgänglich nothwendig iſt, zu verpfaͤnden, oder 
zu veräußern. 

F. 1502. Er muß aber in allen vorfichenden Fäl- 
len (F. 1499. 1500. 1501.) die Umſtaͤnde, welche 
ihn in Verlegenheit ſezen, dem Seegerichte des 
Orts, wo er vor Anker liegt, anzeigen, dieſelben, 
nebſt dem Steuermanne und zmeyen Schiffsleuten, 
eidlich erhaͤrten; und ein Inſtrument daruber ec⸗ 
richten laſſen. 


N. 1888 
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F. 1503. Vernachlaßigt er dieſe Vorſchrift: fo 
muß er, wenn demnächſt die Rheder oder Befrach⸗ 
ter die Nothwendigkeit des Darlehns oder der Ver⸗ 
aͤußerung nicht anerkennen wellen, dieſelbe voll⸗ 
ſtaͤndig erweiſen; und ſoll zum Erfüllungseide dar: 
Über nicht gelaſſen werden. 

Wegen der F. 1504. Der Schiffer iſt ſchuldig, die Rheder, 
. fo viel als möglich, von allen auf der Reiſe ſich er⸗ 
del dhe eignenden erheblichen Vorfällen zu benachrich⸗ 
dern. tigen. 
F. 1505. Inſonderheit muß er ihnen die Ankunft 
und Abreije, Frachtſchließung über Waaren und 
Perſonen, Ablieferung der Fracht und Frachtgel⸗ 
der, das Einlaufen in einen Nothhafen, u. d. m. 
bey erſter Gelegenheit melden. 
Wegen F. 1506. Außerdem muß er ein richtiges und 
Aa vollſtändiges Tagebuch über die ganze Reiſe entwe⸗ 
de der ſelbſt führen, oder durch den Steuermann füh: 
ren laſſen. 

$. 1507. In dieſem Tagebuche muͤſſen alle merk⸗ 
wuͤrdige, vor, während, und nach der Reiſe ſich 
ereignete Vorfälle verzeichnet werden. 

$. 1508. Beſonders gehören dahin die bedun⸗ 
gene Fracht; die Annahme oder Abdankung des 
Volkes; der Empfang und die Ablieferung der 
Waaren; die Abfertigung bey den Zollen und 
kicenten; die während der Reiſe vorgefallenen Ber 
aͤnderungen des Windes und Wetters, und ders 
gleichen. 

$. 1509. Auch die während der Reiſe ſich auf 
dem Schiffe ereigneten Todesfälle, ingleichen die 
vorgefallene Beſchödigungen an Schiff oder far 
dung, muͤſſen in das Tagebuch genau eingetragen 
werden. 


§. 1510. Der Schiffer und Steuermann müffen 


dieſes Journal dergeſtalt getreulich führen, daß fie 
die 
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die Richtigkeit deſſelben auf Etfordern eidlich ber 
flärfen konnen. 

$. 1511. Sie muͤſſen daſſelbe innerhalb Vier 
und zwanzig Stunden nach ihrer Ankunft dem See⸗ 
gerichte des kooſungsplaßes, wenn aber die Beſchaf⸗ 
fenheit der Gewoͤſſer eine frühere Brechung der la⸗ 
dung nothwendig macht, dem Gerichte des Vorba⸗ 
fens im Original uͤbergeben. 

$. 15a. Iſt das Tagebuch nicht gehalten, oder 
nicht gehörig fortgeführt worden: fo ſollen der Schif⸗ 
fer und Steuermann, außer der Verhaftung für 
allen daraus entſtehenden Schaden, wenn der Fehr 
ler aus bloßer Nachläßigkeit entſtanden iſt, den 
Vierten Theil der verdienten Heuer zur Strafe ent: 
richten; bey ausgemitteltem böfen Borſate aber als 
Verfoͤͤlſcher beſtraft werden. 

$. 1513. Außerdem muß der Schiffer eine jede 
feiner Angaben, worauf er für ſich einen Anfpruc) 
oder DVertheibigung gründen will, durch andre 
rechtliche Beweismittel vollſtaͤndig darthun, und 
kann daruber zum Erfüllungseide nicht gelaſſen 
werden. , 

. 1874. Der Schiffer muß an der mit den Nhe⸗ Wesen der 
dern bedungenen Heuer ſich begnuͤgen, und darf, Fracht. 
ohne deren Genehmigung keine Waaren für eigne 
Rechnung, weder in dem Raume, noch auf der 
Decke, noch in den Kellern, auch nicht in der Cajüte 
mitnehmen. 

$. 1515. Handelt er dieſem Verbote zuwider: 
ſo ſoll er den Vierten Theil des Werths der mit⸗ 
genommenen Waare den Rhedern zur Strafe ent⸗ 
richten. 

$. 1816. Iſt aber der Schiffer zngleich Mitrhe⸗ 
der, oder har er für einen der Rheder, ohne die 
Fracht zu bedingen, Waaten einladen laſſen: fo 
muß er den mittlern Satz des zu derſelben. Zeit 

am 
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am ladungeplatze gewöhnlichen Frachtlohnes ber 
zahlen. 

. 1519. Ferner muß er bey Annehmung der 
Fracht, vornehmlich ſeiner Rheder Mutzen zu 
fördern ſuchen, und um der Kaplaken, Schreibe 
geldes, oder andres eigenen Vortheils willen, krine 
gute Fracht ausſchlagen 

F. 1518. Auch darf er an Kaßlaken, Schreibe⸗ 
geld, oder ſonſt, wenn ihm dergleichen Vortheile 
von den Rhedern zugeſtanden wokden, nicht mehr 
als den Dreyßigſten Theil der Fracht nehmen, wi⸗ 
drigenfalls er den doppelten Betrag des ganzen ers 
haltenen Kaplakens, Schreibegeldes, oder andern 
Vortheils, der Schiffer Armencaſſe zur Strafe ers 
legen ſoll. 

Wegen der F. 1519. Bey Endſgung jeder Neife muß der 

N Schiffer den Rhedern genaue Rechnung ablegen, 

auch während derſelben, fo. oft es von den 2 
dern, oder demjenigen, welchem fie dazu Auf⸗ 
trag ertheilt haben, verlangt wird, Auskunft über 
5 vorgefallenen Einnahmen und Ausgaben ers 
theilen. 

$. 1520. Hat der Schiffer von der Fracht oder 
Schiffsproviſion etwas unterſchlagen: fo ſoll er zum 
doppelten Erſatze angehalten, und außerdem als 
ein Bettuͤger geſtraft werden. 

H. 1527. Eben dies findet ſtatt, wenn der Schif⸗ 
fer, zum Nachtheile der Rheder oder Verſicherer, 
mit den Schiffshandwerkern und lieferanten ſich 
einverſteht. 

dun de“: F. 1822. Zum Verkaufe des ganzen Schiffes 

Aicher aus freyer Hand, iſt der Schiffer ohne ausdrückli⸗ 

durch Se che Einwilligung der Reeder, oder Ihrer Bevoll⸗ 

Hindlun⸗ Ie 5 9 

een des —mächtigren, nicht befugt. 

Sciras F. 1523. Sollten beſondre Umſtaͤnde den ſchleu⸗ 
nigen Verkauf deſſelben nothwendig oder für die, 
Rheder nützlich machen: jo muß der Schiffer 

dieſe 
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dieſe Umſtaͤnde den Gerichten des Orts anzeigen, 
eine Taxe durch vereidete Sachverftändige aufneh⸗ 
men laſſen, und den Verkauf durch Öffentliche liei⸗ 
tation veranſtalten. 

F. 1524. Unterläßt er dies: fo muß er den 
Werth des Schiffes zur Zeit der Abfahrt bezahlen, 
wenn er nicht die Nochwendigkelt oder Müͤtzlichkeit 
des vorgenommenen Verkaufes vollſtaͤndig darthun 
kann. 

$. 1525. Durch andre von dem Schiffer, waͤh⸗ 
rend der Reiſe, wegen des ihm untergebenen Schif⸗ 
fes eingegangene Verbindlichkeiten, werden die 
Rheder eben fo, als ein Handlungseigenthümer 
durch die Unternehmungen feines Faktors oder 
Disponenten verhaftet. (5 497. (ug) 

$. 1526. Gegen dieſe Brrbindlichfeiten können 
die Rheder durch den Vorwand, daß der Schiffer 
die ihm ertheilte Vollmacht überfchriiten babe, ſich 
nicht ſchuͤßen. 

F. 1527. Auch werden die Rheder von dieſer 
Vertretung nicht fren, wenn gleich der Schiffer 
ſelbſt das ganze Schiff gemiethet 9 ſollte. 

$. 1828. Den durch die Schuld des Schiffers 
oder der Schiffsleute an der kadung oder den Rei⸗ 
ſenden verurſachren Schaden, miſſen die Rheder 
in fo weit vertreten, als der Beſchädiger ſelbſt zun 
Erſatze unvermögend iſt. 

x 1529. Doch können die Rheder von dleſen 
durch die Handlungen des Schiffers ihnen zur tafk 
fallenden Verbindlichkeiten, mittelſt Abtretung ih⸗ 
ver Schiffsparte, und aller während der Reiſe davon 
gehabten Vortheile, ſich befreyen. 

$: 1530. Iſt das Schiff verſichert geweſen: ſo 
möſſen den Gläubigern auch die Rechte gegen den 
Verſicherer abgetreten werden. 

$. 1531, Haben die Rheder nach Endigung 
der Reiſe, wahrend welcher eine ſolche ihnen be⸗ 

kannt 
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kannt gewordene Forderung entſtanden iſt, das 
Schiff aufs neue in See gehn laffen: fo können fie 
ſich durch Abtretung ihrer Schiffsparte nicht mehr 
davon lesmachen; ſondern haften auch mit ihrem 
Übrigen Vermögen. 

$. 1532. Fur die Vergehungen des Schiffers 
find die Rheder nur ſo, als ein Prinzipal für die 
Wergchungen ſeiner Faktore vergaftet. (H. 515. [.) 

9. 15 findet aber auch alsdann die Ab⸗ 
tretung d. Schiff ffes nicht ſtatt. 

$. 1834. Das Se olk ſteht gegen den Schif · 
fer in eben dem Verhaͤltniſ mie das Geſinde ger 
rſchaft. (Th. II. Tit. V.) 

9. 1535. Der Schiffer iſt ſchuldig, che er in 
See geht, mit dem Volke einen ſchriftlichen Ver⸗ 
s dung, oder ſogenannte Muͤſtertolle zu errichten. 

F. 1536. Die Heuer des Volkes kann entweder 
monathweiſe, oder für die Reiſe uͤberhaupt in 
Pauſch und Bogen, bedungen werden. 

$. 1537. Dadurch, daß der Verdung monath⸗ 
weiſe geſchehen iſt, wird keiner von deyden Theilen 
berechtigt, vor beendigter ioſung von dem Con⸗ 
ttatte einſeitig abzugeben, 

F. 1538. Muß, wegen Kurze der Zeit, ein oder 
andrer Schiffsmann ohne vorher errichteten ſchrift⸗ 
lichen Contraft angenommen werden: ſo iſt die 
Heuer nach Verhältniß derjenigen zu beſtimmen, 
die der Schiffer ſelbſt von den Rhedern empfaͤngt. 

F. 1839, Ein Steuer- und Schiffszimmermann 
erhalten alsdann jeder Zwey Driltel; ein Koch 
und Hochbootsmann jeder die Halfte; ein Matroſe 
Ein Drittel; und ein Schiffsjunge Ein Sechſtel jo 
viel, als dem Schiffer von den Rhedern ausges 
ſegt if. 

$. 1840. Ein Schiffemann, der ſich an zwey 
Schiffer zugleich verteuert, ſoll die Hälfte der 

vom 
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vom letztern verſprochenen Heuer als Strafe, zum 
Beſten der See Armen, entrichten. 

H. 1541, Auf gleiche Art iſt der Schiffer zu bes 
ſtrafen, der einen ſchon von einem Andern gemie⸗ 
theten Schiffsmann, ungeachtet ihm ſolches bes 
kannt iſt, in Dienſte nimmt. 

H. 1542, Ein Schiffsmann, der mit der empfan⸗ 
genen Heuer entlaͤuft, oder ſich verborgen hal, um 
dem übernommenen Dienſte ſich zu entzietn, fell 
als ein Dieb angeſehen und beſtraft werden. 

$. 1843. Wer ſich für einen Steuermann, Zim⸗ 
mermann, oder andern Schiffs Officianten ver⸗ 
heuert, nachgehends aber untüͤchtig dazu befunden 
wird, gegen den finden die Vorschriften F. 1454 
1455. Anwendung. 

F. 1844. Ein Matroſe, oder andrer gemeinen 
Schiffsmann aber, der auf der Reiſe untuͤchtig be 
funden wied, ſoll feiner noch ruͤckſtaͤndigen Heuer 
verluſtig ſeyn, und mit einer nach Beſchaffentzeit 
der Umſtaͤnde zu beſtunmenden willkuͤhrlichen teis 
besſtrafe belegt werden. 

H. 1545: Muß ein Schiffsmann vor vollendeter 
Reife entlaſſen werden, weil er ſich zum Dienſte uns 
tuͤchtig gemacht hat; oder weil er mit einer veneri⸗ 
ſchen Krankheit behaftet it: jo kann er nicht mehr 
an lohn fordern, als er bis dahin wirklich ver⸗ 
dient hat. 

$. 1546. Sollte ein Schiffsmann vor vollende⸗ 
ter Reiſe eigenmächtig aus dem Dienſte treten: fo 
kann er zu deſſen Fortſezung durch Zwangsmittel 
angehalten werden. 

9. 1547. Will der Schiffer einen ausgetretnen 
Schiffsmann nicht wieder annehmen: jo muß der 
letztere alles Empfangene an Handgeld und Heuer 
zuruͤck geben; auch wegen feines Unfugs, mit einer 
nach Bewandniß der Umſtande zu beſtimmenden 
leibesſtrafe belegt werden, 

Aulgem. Geſchb. l. Band. Oo H. 1848. 
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$. 1548, Findet ein Steuer- oder andres 
Schiffsmann Gelegenheit, ſelbſt als Schiffer ans 
geſetzt zu werden: ſo muß ihn ſein bisheriger Schif⸗ 
fer, auch noch vor vollendeter Reiſe, des Dienſtes 
entlaſſen. 

$. 1349. Der Abgehende iſt aber alsdann ſchul⸗ 
dig, einen andern tuͤcheigen Mann an feine Statt 
zu ſtellen, und ſich mit demſelben wegen des Sol 
des ohne des Schiffers Schaden zu vereinigen. 

H. 1550. So lange dieſes nicht gefcheben iſt, 


muß auch ein ſolcher Schiffsmann ſeinen bisherigen 


b) durch 


en 


Krank, 
belt; 


Dienſt nothwendig fortsetzen. 

F. 1551. Eben dies findet ſtatt, wenn ein Steuer⸗ 
oder anderer Schiffsmann vor der Abreiſe Gelegen⸗ 
beit erhalt, fich zu verheirathen; und er Diele Ge⸗ 
Rafe durch feine Reiſe zu verabſaͤumen Gefahr 
lauft. 

F. 1552. Verabſchiedet der Schiffer einen 
EN ohne rechtlichen Grund, noch vor 
dem Antritte der Reiſe: fo muß er demſelben, 
wenn in Pauſch und Bogen gedungen worden, 
die halbe Heuer, und wenn monathweiſe ge⸗ 
dungen iſt, einen doppelten Monathſold ent⸗ 
richten. 

$. 1553. Geſchießht aber die Verabſchiedung 
wahrend der Reiſe: fo gebuͤhrt dem Verabſchiede⸗ 
ten, außer den Retourkoſten, nach Verſchiedenpeit 
des Verdungs, die ganze Heuer, ober ein Bier 
monathlicher Sold. 

$. 1884. Muß ein Schiffsmann, noch vor ange⸗ 
tretener Reife, wegen eines Zufalls apgedankt wer⸗ 
den, der ihn ohne feine Schuld zum Dienfie uns 
tauglich macht: fo kann er, nach Verſchiedenheit, 
des Verdungs, den Vierten Theil der Heuer, oder 
Einen Monathsſold fordern. 

K. 1555. Ereignct der Fall ſich während der 
Reife: ſo muß der Schiffer die Verpflegungs e, 

Heuungs⸗ 
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Heilungs⸗ und Retourkoſten für den Schiffsmann 
bezaglen. 

F. 1556. Hat jedoch der Zufall ſich außer dem 
Dienſie ereignet: fo. fällt dem Schiffer an ſolchen 
Koſten zuſammen, nach Verschiedenheit des Ver⸗ 
dungs, nicht r, als der Betrag der halben 
Heuer, eder eines Zweymonathlichen Soldes, außer 
dein ſchon verdienten kohne, zur kaſt; und das 
mehr Ve muß von dem Beſchäͤdigten dem⸗ 
nach erſtattet werden. 

1557. Einen in Geſchͤͤſten feines: Dienſtes 
verwundeten oder beſchädigten Schiffs mann, muß 
der Schiffer, auf ver Reeder Koſtea, heilen und 
berpflegen laſſen. 


558. Auch für einen durch eiane Schuld er⸗ 
n ober ſonſt beſchad⸗ Schiff mann, muß 
chiffer jo länge ſorgen, bis er ihn an ein be⸗ 
zutes Jand ausſetzen kann. 

9. 1559. Doch iſt der Schiffer alsdann berech⸗ 
tigt, die gemachten Auslagen von der dem Kran⸗ 
ken etwa noch zukommenden Heuer in Abzug zu 
bringen. 9 

$. 1560. In keinem Falle kann ein kranker 
Schiffs mann verlangen, daß der Schiffer um ſei⸗ 
netwilen die Reiſe verzoͤgern, oder an einem Orte, 
wohin er nicht beſtimmt iſt, landen ſolle. 


$. 1561. Stirbt ein Schiffsmann, bevor mit der 4) Aber. 


ladung angefangen worden: ſo konnen deſſen ben. 
Erben, nach Verſchiedenzeit des Verdungs, den 
Vierten Teil der Heuer, oder Einen Monathſold 
ferdern. 

$. 1562. Stirbt er während der Hinreiſe: fo 
gebührt den Erben, nach Verſchiedenheit des 
Verdungs, die halbe Heuer, oder ein doppel⸗ 
ter Monathsſold; und wenn er auf der Rüͤckreiſe 
flieht, die ganze Heuer, oder ein Viermonachli⸗ 
cher Sold. 


O0 2 $. 1563. 
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§. 1863. Der Schiffer aber kann davon die dem 
Verſtorbenen gegebenen Vorſchuͤſſe, und die aus: 
gelegten Begraͤbnißkoſten, in Abzug bringen. 

$ 1864. In allen vorſtehenden Fällen wird der 
Anfang der Hin oder Rackreiſe nach Vorſchrift 
des Vierzehnten Abſchnitts berechnet. 

H. 1865. Der Wittwe oder den Kindern eines 
bey Werbeideen des Schiffs getöͤdteten, oder an 
ſeinen Wunden geſtorbenen Schiffsmanns, muß 
in jedem Falle doppelte, andern Erben hingegen 
die einfache Heuer gezahlt werden. 

8. 1566. Davon wird bloß in Abzug gebracht, 
was der derſtorbene Schiffsmann auf die bedungene 
Heuer ſchon bey ſeinem leben erhalten hat. 

Rechte des $. 1567. Wird die Reife, wozu das Schiffsvolk 
belt een gebungen worden, auf Beranlaſſung der Rgeder 
der Heuer; ganz ruͤckgaͤngig; fo gebührt dem Volke die halbe 
2m lg euer; oder wenn monathsweiſe gedungen iſt, 
angetreten, Zweymsnathlicher Sold. 

1568. Ein Gleiches findet alsdann ſtatt, 
wenn die Reiſe durch einen auf das Schiff gericht: 
lich angelegten Arreft räcgängig wird. 

F. 1569; Wird aber das Schiff, ohne Verſchul⸗ 
den der Rheder, oder des Schiffers, durch höhere 
Macht, oder unvermuthete Kriegs- oder Raͤuber⸗ 
gefahr, in See zu gehn verhindert: ſo kann das 
Volt, außer dem Handgelde, nur die Heuer des 
laufenden Monaths, oder wenn die Heuer für die 
ganze Reiſe in Pauſch und Bogen bedungen wor⸗ 
den, eine verhältnifmäßige Verguͤtung für die 
ſchon wirklich geleiſteten Dienſte fordern. 

$. 1570. IR in vorſtehenden Fallen ein Schiffs: 
mann von einem fremden Orte verſchrieben worden: 
fo muß ihm die Hin: und Ruͤckreiſe noch beſonders 
verguͤtet werden. 

b) men $ 1571. Wird die Antretung der Reiſe über 
ite die verabredete Zeit, ohne Zuthun des Schiffers 
aber 
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oder Rheders verzögert; und der Schiffer will das 
Volk beybehalten: fo darf er deinſelben, während 
dieſes Aufenthalts, nur den halben Monathsſold, 
oder wenn es auf die ganze Reiſe gedungen iſt, eine 
billige Verbeſſerung entrichten. 

9. 1872. Wird die Antretung der Reiſe durch 
der Rheder oder des Schiffers Zuthun verzßgert: 
fo kann dem Volke an feinem Monathsſolde nichts 
gekuͤrzt werden; und wenn es in Pauſch und Bogen 
gedungen iſt, gebührt demſelben eine verhoͤltniß⸗ 
mäßige Zulage. 

F. 1573. Wird die bereits angetretene Reiſe aus 
Veranlaſſung der Rheder nicht vollendet: ſo muß 
das Volk, auf Koſten der Rheder, frey nach dem 
beſtimmten Netourplatze zurüͤckgeſchafft, und dem: 
ſelben die Heuer entrichtet werden. 

$. 1574. It monathsweiſe gedungen, und die 
Abbrechung der Reiſe geſchieht ſenſeits des Canals : 
fe hat das Volk, außer der bereits verdienten, eine 
dreymonathliche; dieſſeits des Canals aber nur eine 
zweymonathliche Heuer zu fordern. 


$. 1575. Wird die Reife durch einen bloßen Zu: 
fall abgebrochen: fo muß das Volk, außer der 
freyen Ruͤckreiſe, wenn monathwelſe gedungen wor⸗ 
den, ſich mit der Heuer des laufenden Mronaths, 
und wenn in Pauſch und Bogen gedungen iſt, mit 
fo viel an Heuer begnügen, als im Verhoͤleniß ger 
gen die ganze Reife für verdient zu achten iſt. 

$. 1576. Wird das Schiff von Feinden oder 
Räubern genommen; oder geht es ſonſt durch Zur 
fall ganz verloren: ſo kann das Volk weiter keinen 
Anſpruch machen. 

9 177 Wied jedoch das Schiff, oder ein 
Theil der ladung wieder frey gegeben; oder 
von dem verunglückten Schiffe, deſſen Geräch⸗ 
ſchaften, oder Waaren etwas geborgen: ſeo 


Oo 3 muß 
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muß davon zuvörderſt das Bergelohn abgezogen 
werden. 

§. 1878. Von dem, was alsdann noch übrig 
bleibt, iſt das Volk, nach Anleitung des §. 1573. 
ſaq. zu befriedigen. 

9.1579. Es macht keinen Unterſchied: ob das 
Scheff und die Ladung verſichert iſt, oder nicht. 

H. abge §sso. Wird die Reife durch eine Veraͤnde⸗ 

rü, rung des Eurs, oder der Bellimmung des Schiffes 
abgefäritz fo muß dem Volke die in Pauſch und 

n bedungene Heuer dennoch volftändig bezahlt 

werden. 5 

peri- F. 1581. Wird die Reiſe ohne Schuld und Zus 

tert witd. thun des Schiffers verlaͤngert: ſo kann das in Pauſch 
und Bogen gedungene Volk, außer der gewöhnli⸗ 
chen Verpflegung, keine Vermehrung der Heuer 
fordern. 

§. 1882. Dahin gehört beſonders, wenn das 
Schiff durch widrige Winde aufgehalten, oder einen 
Horbhafen zu ſuchen, oder Winterlage zu machen 
gendtgigt wird. 

§. 1583. Wird jedoch ein ſolcher Ungluͤcksfall 
als aroß: Haverey vergütet: ſo muß auch dem 
Schyeffsvolke eine billige Entſchaͤdigung gegeben 
werden. 

9. 1889. Iſt das Schiff von Feinden oder Raͤu⸗ 
bern genommen, und nachher wieder befreyet 
worden: fo kann das Volk, wegen des daraus 
entſtandenen Aufenthaltes, dennoch keine Eros 
hung der in Pauſch und Bogen bedungenen Heuer 
fordern. 

F. 1595. Wird die Reiſe durch Zuthun des Schik 
fers verlängert: jo iſt das Volk eine verhältnife 
mäßige Erhöhung der in Pauſch und Bogen bedun⸗ 
genen Heuer zu fordern berechtigt. 

§. 1586. Dies gilt beſonders in den Föllen, 
wenn der Schiffer in einen weiter entlegenen Ha⸗ 

fein 
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fen geht; over ohne Moth in einen nicht verabrede⸗ 
ten Hafen einlaͤuft: oder zum Beſten der Rheder, 
oder Befrachter, freywillig Winterlage macht. 

F. 1587. Die alsdann dem Volke gebührende 
Zulage muß nach dem Verhaͤltniſſe der zu der ver⸗ 
abrebeten Reiſe, nach gewohnlicher Rechnung, er⸗ 
forderlichen Zeit, gegen dieſenige, um welche die 
Reiſe durch einen ſolchen Vorfall verlängert wor 
den, berechnet werden. 

F. 1588. Auf den erſten Befehl des Schiffers Michten 


muß das Volt ſſch auf das Schiff, zu welchem es gelte zer 
gedungen worden, begeben. Feige der 


$. 1589. Sobald und ſolange dem Volke die 
Schiſfokoſt gereicht wird, darf felbiges, bey nach⸗ 
druͤcklicher Geld oder Leibesſtrafe, außer dem 
Schiffe nicht übernachten. 

$. 1590. Iſt das Schiff ſegelfertig: fo darf, auch 
bey Tage, feiner von den Schiffsleuten, ohne des 
Schiffers ausdruͤckliche Etlaubniß, von dem Schiffe 
ans land gehen, oder wegbleiben. 

F. 189 1. Vielweniger darf einer der Schiffs⸗ 
leute das Boot, ohne des Schiffers Befehl, vom 
Schiffe wegführen. 

$. 1592. Ohne des Schiffers Genehmigung 
darf kein Schiffmann irgend jemanden, er ſey ein 
Anverwandter oder Fremder, das Schiff beſteigen 
laſſen. 

il F. 1893. Das Schiffsvolk ift ſchuldig, nach Er⸗ 
ferdern und Befehl des Schiffers, jederzeit, es fen 
im Hafen oder auf der See, bey Tage oder bey 
Micht, auf dem Schiffe fleißige Wache zu halten, 
und dabey auf das licht in der Laterne genau Acht 
zu geben. 

§. 1594. Wer dabey ſchlafend oder unacht⸗ 
ſam befunden wird, oder von ſeiner Wache ab⸗ 
geht, ehe und bevor er von einem Andern abge⸗ 
löfer worden, ſoll fuͤr alen dadurch entſtandenen 
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Schaden haften, und noch uͤberdies mit einer nach 
druͤcklichen beibesſtrafe belegt werden. 

F. 1595. Ohne Etlaubniß des Schiffers dürfen 
die Schiffsleute nicht das Geringſte an Waaren 
oder Gütern ein: oder ausladen. 

g. 1596. Für eigne Rechnung duͤrfen fie nur ſo 
viel unverbotene Waaren oder Sachen mitnehmen, 
als ſie in ihrer Schlafſtelle und Kiſte bergen 
konnen. 

$. 1597. Bey Empfang, Einladung, und oo: 
fung der Güter, ſoll das Schiffsvolk, inſonderheit 
der Hochbootsmann, oder in deſſen Ermangelung 
der Steuermann, alle Vorſicht gebrauchen, daß 
kein Schade daran geſchehe. 

$. 1598. Bemerken ſie einen Mangel an dem 
Dakelwerke, oder den andern dazu gehbrenden Ge⸗ 
raͤchſchaften: fo muͤſſen fie es dem Schiffer ſogleich 
anzeigen, oder ſelbſt fuͤr die Ausbeſſerung ſorgen; 
widrigenfalls fie, beſonders aber der Steuer- und 
Hochbootsmann, den dadurch entſtandenen Scha⸗ 
den vorzüglich verantworten müͤſſen. 

$. 1599. Ferger iſt das Schiffsvolk ſchuldig, die 
eingeladenen Waaren, fo oft es vom Schiffer oder 
Steuermanne erfordert wird, zu flauen, umzule⸗ 
gen, auch bey vorfallenden Unglücksfällen, ſo viel 
als möglich, Schiff, Geraͤchſchaft, und Güter zu 
bergen, und in Sicherheit zu bringen. 

$. 1600, Zur Aufficht über die Waaren iſt bes 
fonders der Steuermann und Hochbootsmann ver⸗ 
pflichtet. 

H. 1601. Allen, zum Dienſte des Schiffes, und 
zut Erhaltung guter Ordnung, von dem Schiffer 
getroffenen Verfuͤgungen, muß das Schiffsvolk un⸗ 
geſaumte und willige Folge leiſten. 

d. 1602. Iſt der Schiffer abweſend, oder ſonſt 
verhindert; ſo muß das Volk den Befehlen des 

Steuer 
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Steuermannes gehorchen; und dieſer iſt verbunden, 
die gehörige Aufſicht auf das Schiff und Volk zu 
haben. 

$. 1603. Erfolgt whrend der Reiſe in der Per⸗ 
fon des Schiffers eine Veränderung; ſo muß das 


Volk dem neuen Schiffer eben den Gehorſam leiſten, 
als dem vorigen. 


$. 1604. Der Schiffer iſt befugt, das Volk Mechte des 


durch die erforderlichen Zwangsmittel und Strafen, en az 


welche ſich jedoch über mäßige Schläge, achttaͤgi Schiffs 


ges Gefaͤngulß, oder Fuͤnf Thaler Geldbuße nicht volk. 
erſtrecken dürfen, zu feiner Schuldigkeit anzu⸗ 
halten. 

F. 1605. Er muß dahin ſehen, daß fie fried⸗ 
lich unter einander leben, und keiner den andern 
beleidige, ſchimpfe, oder ſonſt ungebührlich be⸗ 
handle. 5 

. 1606. Macht ein Schiffsmann ſich auf der 
See einer Gewaltehätigkeit, Aufſtands, oder Meu⸗ 
terey gegen den Schiffer, oder eines andern ſchwe⸗ 
ren Verbrechens ſchuldig: fo iſt der Schiffer bey 
nachdruͤcklicher Strafe verpflichtet, einen ſolchen 
Mifferhäter in Verhaft bringen zu laſſen. 

. 1607. Er muß alsdann, mit Zuziehung des 
Schiffsraths, und anderer auf dem Schiffe beſind⸗ 
licher vernünftiger deute, alles dasjenige genau 
aufzeichnen, was auf die kuͤnftige Beſtrafung des 
Verbrechers Einfluß haben kann. 

$. 1608. Inſonderheit muͤſſen, wenn ein Todt⸗ 
ſchlag gefchehen iſt, und die eiche vor der fat: 
dung uͤber Bord geworfen werden muß, die Stelle 
und Beſchaffenzeit der Wunde; die Zeit, wie 
lange der Verwundete noch gelebt: die Speiſe, 
die er genoſſen hat; und die Mittel, die zu ſeiner 
Heilung angewendet worden, genau verzeichnet 
werden. 


Oo 5 $. 1609. 
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F. 1609. Iſt auf dem Schiffe ein Arzt, oder 
Wundarzt? fo muß dieſer, in Gegenwart des 
Schiffrachs, die Beſichtigung vornehmen, und 
darüber ſein ausführliches Gutachten dem Schiffs⸗ 
journale fo beyfüͤgen, wie er es ewlich beftärs 
ken kann. 

$. 1610. Den in Verhaft genommenen Ver⸗ 
brecher muß der Schiffer, wenn er auf der Relſe 
nach einem inländiſchen Hafen begriffen iſt, 
am Beſtimmungs , ſonſt aber an dem Orte, 
von welchem er abgeſegelt iſt, den Gerich⸗ 
ten zur fernern Unterſuchung und Beſtrafung 
ausliefern. 

$. 1611. Doch ſtetzt ihm frey, wenn er die laͤn⸗ 
gere Aufbewahrung eines ſoſchen Verbrechers be⸗ 
denklich oder gefährlich findet, ihn den Gerichten 
des erſten kandungsortes zur gebührenden Beſtra⸗ 
fung zu überliefern. 

$. 16712. Mit dem Verbrecher zugleich muͤſſen 
dem Gerichte die vorbeſchriebenen Vermerke zuge⸗ 
ſtellt werden. ($. 1607 1609.) 

$. 1613. Wenn bey einer vorgefallenen Meute⸗ 
rey, der Schiffer einen oder etliche unter den 
Schiffsleuten als die Raͤvelsführer angiebt; und 
ſeine Angabe mit wahrſcheinlichen Gründen unter⸗ 
fügt: ſo ſoll, falls die Wahrheit nicht anders aus⸗ 
gemittelt werden kann, und der Schiffer überhaupt 
die Eigenſchaften eines glaubwuͤrdigen Zeugen hat, 
die Ausſage deſſelben für einen vollen Beweis gelten. 

$. 1614. Doch kann, auf den Grund eines fol 
chen Beweiſes, immer nur eine geringere, als Zehn⸗ 
jährige Feſtungs⸗ oder Zuchthausftrafe, erkannt 
werden. 

8. 1615. Alles Schiffsvolk iſt ſchuldig, dem 
Schiffer zur Beſtrafung eines ungehorſamen Schiffs’ 
mannes, ſo wie zur Verhaftnehmung eines je 

den 


Von Schiffern, Rhedern u. Befracht. 587 


100 Verbrechers im Schiffe, huͤlfreiche Hand zu 
eijten. 

. 1616. Wer ſich deſſen weigert, ſoll der gan⸗ 
zen Heuer verluſtig ſeyn, und noch außerdem, nach 
den Grundfäßen von der Theilnehmung an dem Ver⸗ 
brechen Anderer, beſtraft werden. 

9.1617. Nach geendigter Reife darf das Schiffs ge 
voſt nicht cher abgehn, als bis die Waaren aus, dez Schi 
geladen, die Segel abgenommen, das Schiff an voltes nach 
Ort und Stelle gebracht, auch waſſerfeſt gemacht Fefe er 
worden. 75 

$. 1618. Verzögert der Schiffer die fofung zur 
Ungebühr: fo muß er dem Volke die Koft, und 
0 am leſungsorte gewöhnliche Wartegeld ent: 
richten. 

H. 1619. Eben dazu iſt er verpflichtet, wenn die 
Zahlung der ruͤckſtändigen Heuer von ihm verzö⸗ 
gert wird. 

$. 1620, Wer ein ganzes Schiff betrachtet, muß IV. 
mit dem Schiffer eine Chaite Partie, oder schrift- Ja 
lichen Contrakt errichten. 

g. 1621. Darin moͤſſen alle wegen der Beftach⸗ 


5 den Der 
tung getroffenen Abreden, genau und beſtimmt ent, frachtern. 
halten ſeyn. 

$. 1622. Wird das Schiff nach faften, Packen 
oder Faͤſſern, Stuͤckweiſe beladen, und der Schif⸗ 


fer hat die Fracht mit den Befrachtern unmittel⸗ 
bar geſchloſſen: ſo muß er ebenfalls einen ſchriſt⸗ 
lichen Contrakt darüber mit jedem von ihnen ers 
richten. 8 
K. 1623. Iſt die Fracht durch einen Möller ne 
ſchleſſen worden: jo muß dieſer die Bedingungen 
in fein Journal eintragen, und daraus ein Akteſt 
oder ſogenanntes Manifeft ertheilen. 
F. 1624. Die Charte Partie, oder das Mani- 
, außer dem Namen des Schiffers und 
schlich enthalten: die B. 
ſcheci 
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fchreiöung des Schiffes nach feiner Benennung und 
Größe; die Zeit und den Ort der ladung und. for 
fung; ein genaues Verzeichniß der geladenen Guͤ⸗ 
ter; die bedungenen Fracht⸗, Liege⸗, und Uns 
gelder. 

$. 1625. Mach diefen ſchriftlichen Verabredun⸗ 
gen muͤſſen die Berbältniffe zwiſchen den Schiffern 
und den Beftachtern vorzüglich beurtheilt werden. 

was ben $. 1626. Iſt wegen der Einladungs⸗ oder Aus⸗ 

au deen ladungskoſten nichts verabredet; ſe muß der Der 

ken. frachter die Waaren an Bord liefern, oder von da 
abholen laſſen; der Schiffer aber das Gut durch 
feine Leute vom Bord bis in den Schiffsraum, oder 
von dieſem bis an den Bord bringen laſſen. 

F. 1627. Soll die Waare frey ins Schiff gelie⸗ 
fert werden: fo bezahlt der Beftachter auch das 
Arbeitslehn, um die Waare in den Schiffsraum 
zu bringen. 

F. 1628. Hat ein Schiffer Ladung angenommen, 
ohne ſchriftlichen Contrakt oder Manifeſt darüber 
zu errichten: ſo muß er mit dem niedrigſten zur 
Zeit der ladung geſtandenen Frachtlohne ſich ber 
gnuͤgen. 

1629. Hat aber jemand ohne des Schiffers 
Vorwiſſen Waaren an Bord gebracht: ſo kann 
der Schiffer dieſelben, auf des Einladers Gefahr 
und Koſten, wieder ans Sand ſetzen; oder wenn 
er fie zum Transport behält, davon die hoͤchſte am 
tofungsorte übliche Fracht für die Rheder ein 
fordern. 

F. 1630. IR in dem ſchriftlichen Contrakte eine 
gewiſſe Zeit beſtimmt, binnen welcher die Ladung er“ 
folgen folle: fo müſſen beyde Theile dieſelbe genau 


einhalten. 
F. 1631. IR dergleichen Zeit nicht ausdrück⸗ 
1 lich beſtimmt: ſo muß der Befrachter das Gut, 


auf des Schiffers Verlangen, ſpäteſtens am Delt⸗ 
ten 
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ten Tage an Bord, oder wenn es ſo bedungen wor⸗ 
den, ins Schliff liefern. 

$. 1632. Der Beſrachter iſt ferner ſchuldig, das 
Gut, nach feiner verſchtevenen Beſthaffenheit, in 

Faͤſſern, Packen, Kſſten, oder ſonſt, zu der bes 
ſtimmten Reiſe gehörig zu verwahren. 

$. 1633. Findet der Schiffer dabey einen Man⸗ 
gel: fo muß er ſelbigen den Befrachtern ſogleich ans 
zeigen, und die Wasen nicht cher einladen, bis 
der Erinnerung abgeholfen worden. 

$. 1634. Hat er die Waaren eingeladen; fo iſt 
die Vermuthung gegen ihn, daß felbige gehörig 
verpackt und verwahrt geweſen ſind. 

H. 1635. Sobald mit der Ladung wirklich det 
Aufang gemacht worden, muß ein Schiff von Funfſig 
laſten und darunter, bey ermangelnder andern Mer: 
abredung, binnen Acht Tagen; und Eins von Funf⸗ 
zig bis Hundert laſten binnen Vierzehn Tagen vol⸗ 
lig zugeladen ſeyn. 

§. 1636. Iſt das Schiff uͤber Hundert Laſten 
groß: fo werden auf jede Funfzig laſten Acht Taze 
zum laden gerechnet. 

$. 1637. Unter faften werden hier Commerz⸗ 
laſten, ſo wie ſie am Orte der ladung gebräuchlich 
ſind, verſtanden. 

F. 1638. Hinderungen, welche Wind und Wer 
ter im laden verurſachen, dürfen weder vom 
Schiffer noch von den Beftachtern vertreten 
werden. 

$. 1639. Wird binnen der contrakt- oder geſetz⸗ 
mäßigen Zeit dem Schiffer die Sadung nicht ange 
wieſen: fo muß er Proteſt aufnehmen laſſen. 

F. 1640. Von diefem Zeitpunkte an iſt der Be 
frachter ſchuldig, dem Schiffer alle Verſaumniß⸗ 
koſten zu erſtatten. 

H. 1641. Es macht keinen Unterſchied, wenn 
gleich die Ausfuhre der zum Einladen beſtimm⸗ 

ten 


Was diech / 
tens fin, 
penn fie 
Ladung 
nicht zu 
recheer geit 
annewisien 
wird, 
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ten Waaren verboten, oder der Befrachter ſonſt 
durch einen Zufall verhindert ſeyn ſolte, die vers 
ſprochene ladung anzuweiſen. 

$. 1642. Kann hiernächſt der Schiffer andere far 
dung erhalten; fo muß der erfle Befrachter, außer 
den Verſaumnißkoſten, auch den etwa durch die nie⸗ 
1 7 Fracht entſtandenen Verluſt dem Schiffer er⸗ 
Bent. 

® F. 1643. Hat der Befrachter das ganze Schiff 

bedungen, aber gar keine dadung augewieſenz und 
der Schiffer kann innetbald Vierzehn Tagen von 
Zeit bes eingelegten Proteſtes keine andere kadung 
erhalten: fo muß ihm der Befrachter die Halfte der 
verſprochenen Fracht entrichten. 

F. 1644. Hat der Beftachter nur einen Theil 
der ladung angewieſen; und der Schiffer das Schr 
lende binnen Vierzehn Tagen von Andern nicht er⸗ 
haften können: fo muß die ganze ver/prochene Fracht 
bezahlt werden. 

F. 1645. Iſt jedoch bey Schließung der Frocht 
bedungen worden, daß der Schiffer, gegen Ent⸗ 
richtung eines gewiſſen Warte oder Kegegeldes, 
auch nach Verftießung der in der Charte Partie, 
oder nach H. 1635. und 1636. brflimmten kabungs⸗ 
zeit, liegen bleiben, und die Einlieferung der far 
dung abwarten ſolle: fo iſt er ſchuldig, fo lange zu 
liegen, bis entweder der Befrachter die fehlende 
Ladung angewieſen hat, oder die dazu vom Richter 
zu beſtimmende Friſt verlaufen iſt. (Tg. 1. Tit. V. 
H. 234.) 

$. 1646. Hat der Schiffer aufs Stöck angelegt, 
und einer oder etliche der Befrachter bisiben mit 
Anweiſung der versprochenen dadung zur ack: fo iſt 
der Schiffer, nach aufgenommenem Proreh 


ger zu warten, und darüber günſtigen Wind ud 
17 zu verſäumen, weder beugt noch 
uldig. 


. 1647. 
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$. 1647. Vielmehr muß ihm, wenn er die aus⸗ 
gebliebene kadung nicht noch vor dem wirklichen 
Auslaufen erhalten kann, die ganze bedungene 
Fracht verguͤtst werden. 

H. 1648. Die Krankheit oder das Abſterben des Wenn der. 
Schlffers wahrend der ladung, ändert in dem Ver- 50 alen, 
haͤltniſſe der Rheder und Befrachter nichts, ſon dater ar 
dern es iſt die Sache der Roeder, oder deren Be und der 
vollmaͤchtiaten, auf dieſen Fall, wegen Führung kirdi. 
des Schiffes die noͤthige Verauſtaltung baldmög⸗ 
lichſt zu treffen 

9. 1649. Wird das Schiff auf eine oder die an⸗ Wenn die 
dre Art, durch Veranlaffung des Schiffers, oder dagen 
der Rheder, verhindert, die bedungene Reiſe zu wird. 
thun: ſo mäſſen letztere den Befrachtern allen dar⸗ 
aus entſtehenden Schaden vergüten. 

$. 1650. Verunglückt das Schiff, ehe mit Eine 
gebung der Güter der Anfang gemacht worden: fo 
hören alle wechſelſeitige Verbindlichkeiten zwiſchen 
dem Schiffer und den Befrachtern auf. 

$ 1651. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn bie 
verdungenen Güter vor dem Anfange der Einla- 
bung verunglüden; es woͤre denn, daß der Befrach⸗ 
ter andre Waaren ſtatt der verlornen einſchiffen 
wollte. 

9. 1652. Will der Beftachter die eingeladenen 
Guter ganz oder zum Theil wieder zurück nehmen: 
fo findet eben das ſtatt, was auf den Fall verordnet 
iſt, wenn die Ladung ganz oder zum Theil nicht ger 
liefert werden kann. 1643. 49.) 

$. 1653. Erhält in ſolchem Falle der Schiffer 
andre ladung: jo kann er von dem erſten Befrach⸗ 
ter noch insbeſondre ein billiges Arbeitslohn fuͤr 
das Aus- und Einladen fordern. 

H. 1684. Wollte jemand aus einem Schiffe, 
welches von mehrern Befrachtern beladen iſt, 
kin eingegehenes Gut wieder bergusnehmen: 6 

mu 
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muß er, außer der vorſtehenden Abfindung des 
Schiffers, auch den Mitbefrachtern für allen durch 
die Verſüumniß, oder ſonſt, erwachsenden Nach⸗ 
theil haften, und auf Erfordern annehmliche Sicher⸗ 
heit deshalb leiſten. 

$. 1655. Auch darf der Schiffer, wenn die Con⸗ 
noiſſemente bereits ausgefertigt find, die Zuruͤck⸗ 
nahme ber eingeladenen Güter weder ganz, noch 
zum Theil eber geſtatten, als bis alle Exemplare 
der Connoſſſemente herbeygeſchafft und kaſſirt 
worden. 

F. 1656. Hat er dieſer Vorſchrift zuwider ge⸗ 
handelt: jo haftet er jedem dritten redlichen Inha⸗ 
ber eines ſolchen Connolſſements eben fo, als wenn 
die eingeladenen Guͤter nicht wären zurück gegeben 
worden. 

Wenn die $. 1657. Hat der Schiffer das ihm uͤberlieferte 
aue e, Gut, ohne des Beſrachtere Einwilligung, am far 
deres Schiff dungsorte auf ein andres Schiff geladen: fo muß 
ungen, er allen Schaden, welcher den Wagren auf dieſem 
andern Schiffe zuſtöͤßt, fo weit als ſelbiger den Bes 
frachter trifft, vertreten. 
K. 1658. Von dieſer Vertretung wird er nur 
alsdann frey, wenn fein Schliff auf der beſtimmten 
Reise ganz verloren geht. 
rackgelaſ $. 1659. Hat der Schiffer, aus Mangel an 
fen worden. Raum, oder ſonſt durch feine Schuld, einen Theil 
des verdungenen Guts zurück gelaffen: fo kann der 
Befrachter entweder fein Gut zur eignen Diſpoſt⸗ 
tion zurücknehmen; oder ſelbiges auf Gefahr und 
Koſten des Schiffers nachſenden. 

$. 1660. Nimmt der Befrachter fein Gut zur 

eignen Difpofition zurück: ſo werden dadurch die 

BVerbindlichkeiten zwiſchen ihm, und dem Schif⸗ 

fee, in Anſehung dieſes Theils der Ladung aufs 
gehoben. 


er 


F. 1661. 
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§. 1667. Will der Befrachter fein Gut nicht zur 
eignen Difpofition zurücknehmen: fo muß et bin⸗ 
nen Dice und zwanzig Stunden, nach erhaltener 
Nachricht, Proteſt einlegen, und zugleich die nö⸗ 
chigen Vorkehrungen treffen, um die Woaren für 
Schaden moͤglichſt zu ſichern. 

§. 1662. Melver ſich nach aufgenommenem Pro⸗ 
teſte niemand, dem der Schiffer die Nachſendung 
der zurückgebliebenen Waaren aufgetragen bat; jo 
muß der Befrachter felbige, fo wie auch die ander⸗ 
weilige Berſicherung, auf des Schlffers Koſten, 
nach Mögllehkeir beſorgen. 

F. 1663. Nach der Ankunft am Loſungsplatze 
muß der Schiffer die Verſäumnißkoſten, höhere 
Fracht, und den Ausfall em Preiſe wegen ſpate⸗ 
rer Ankunft der Wagren, desgleichen dle Koſten 
wegen veränderter Aſſekuranz, Miſtorno u. 
erſetzen. 1 

9. 1664. Von dieſem Erſaße wird er nur als⸗ 
dann frey, wenn das von ihm ſelbſt geführte Schiff 
auf derſelben Reſſe verloren geht; jedoch muß er 

die Koſten wegen der veränderten Aſſekuranz in je⸗ 
dem Falle tragen, 

$. 1665. Wird ein Schiffer durch Sturm, oder 
e ſeine Schuld, genöchlat, vor eingenom⸗ 
mener vollen ladung in Ste zu gehn: fo kaun der 
Eigenthuͤmer der zurädgelaffenen Güter keine 
Schadlosbaſtung fordern, ſondern Die bedungene 
Fracht wird alsdaun nur verbältnißmäßig ver⸗ 
mindert. 

F. 1566. Auf das Verdeck darf der Schiffer, 
ohne des Beftachters ausdrückliche Einw ill. ung, 
feine Wagren logen, noch an die Selten des Schif⸗ 
fes anhängen laſſen. 

F. 1567. Ueber die geladenen Waaren oder 
Stüͤckgoter muß der St 
mit deullſcher Verzeichnung der Anzahl, 

Allgem. Grieyd. u, Band, Y 


Pflichten, 
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chen der Nummern und Merkzeichen von allen 
und jeden Packen, Kaſten, Faͤſſern und derglei⸗ 
chen Stücken verfektigen, und im Schiffe auf⸗ 
behalten. 

F. 1668. Nich geindigrer kadung muß jedem 
Befrachter ein Embpfaggſchein, oder ſogenanntes 
Connoſſſement, unter des Schiffers Unterſchrift zu 


ſe gestellt werden. 


$. 1669. Darin maſſen die Wagten und deren 
Qualität, mit ihren Zeichen und Nummern; der, 
Ort ihrer Beſtimmung'; der Name des Befrach⸗ 
teis und Empfängers; die bedungene Fracht; auch 
ob und was darauf ſchon bezahlt worden, aus ge⸗ 
drückt ſeyn. 

H. 1670. Von jedem Connoiſſement muß der 
Schiffer Drey Exemplare, und menn der Befrach⸗ 
ter es verlangt, auch das Vierte unterzeichnen; zus 
gleich aber dahin fehen, daß fie völlig gleichlautend 
ſind; und daß in jedem die Zahl der ausgefertigten 
Ei; bemerkt werde. 

71. Hat der Schiffer dieſe Vorſicht unter: 
und 52 bleibt er für den Schaden, welcher dar⸗ 
aus in der Folge einem Dritten redlichen Inhaber 
des Connoiſſements, oder auch dem Verſicherer ent⸗ 
feht, verantwortlich. 

F. 1572, Die Anzahl der Collis fell in den Con⸗ 
noiſſemenes mit Buchſtaben geschrieben, und 
die leer gebliebenen Plätze join durchſtrichen 
werden. 

8. 1673. Das Eine beſonders zu bezeichnende 
Eremolar behält der Schiffer; die ubrigen find dem 
Befrachter zum Gebrauche n 

F. 1674. Werden diefe Exemplare nachher nicht 
gleichlautend befunden: jo beweiſt das dem Schlf⸗ 
fer zugeſtellte Exemplar jo lange wider ihn, bis 
die Richtigkeit der Abweichung von einem der 
übrigen Exemplare auf andre Art dargethan mo 

ent 
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den; zu ſeinem le aber nur in ſo weit, als 
es mit den andern uaſtreinig richtigen Exemplaren 
vollig uͤbereinſtemmt. 

9. 1875. Sooald der Schiffer feine Abfertigung 
erhalten dat, muß er mit dem erſten gͤnſtigen 
Winde in See gehen. 

$. 1676. Unterläßt er 


ieſes; fo muß er den Bes 


frachtern Für alten aus feiner Nachlaͤßigkeit entſtan⸗ 
denen Schaden haften. 


$. 1677. Wird vor dem Auslaufen des Schiffs . Rech⸗ 


der Handel mit dem Beſtimmungsplaße vom lan, 
besheren verboten? fo hören alle gegenſeitige 
binplichfeiten zwiſchen dem Schiffer und den Beftache 9 
tern auf. 

$. 1678. Die Befrachter find in dleſem Falle 
nur die Koſten des Ein > und Ausſadens zu erſtar⸗ 
ten ſchuldig. 

H. 1679. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der 
Hafen, nach welchem das Schiff beflimme war, ges 
sperrt; oder die Fahrt dahin durch einen erſt nach 
Schließung des Frachtrontralts ausgebr 
Krieg unſicher gemacht, oder die im Hafen befin 
lichen Schiffe zum zandesherrlchen Dienfte in B. 
ſchlag genommen worden. R 

F. 1880. Ferner alsdann, wenn das Schiff, we 
gen widrigen Windes und erlittener Beſchädigu. 
gen, gendttzigt wird, zurück zu laufen, und d 
ganze Ladung geloſt werden muß, um vas Schiff 
aus zubeſſern. 

9. 1681. Wied bingegen die Abtretung der 
Oeiſe durch dergleichen odet irgend einen andern 
Zufall, obne Zuthun des Schiffers oder der Ber 
frachter, nur verzögert; fo bleibt der gtoiſchen ih⸗ 
nen errichtete Contrakt bey Kräften, und kein Theil 
Kann wegen eines ſolchen Verzugs von dem andern 
Entſchaͤdigung fordern. 


3 


b 2 6. 1682. 


7 
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F. 1682. Entſteht der Aufenthalt dadurch, weil 
ein Theil der kadung, wegen verbotener Ausfuhr, 
oder aus andern Urſachen, wider Willen des Bes 
frachters herausgenommen werden muß: fo iſt dies 
1 ſer ſchuſdig, den Schlffer nach $. 1645. faq. ſchad⸗ 
los zu halten; zugleich aber auch den ubrigen hir: 
befrachtern nach Werfheift F. 1654. gerecht zu 
werben. 
| H. 1683. Wenn durch einen nach Schließung 
1 des are ausgebrochenen Krieg ein 


0 Theil unfeen geworden if: ſo hat 
auch je das Recht, die 

I aus nahme nei ing derſelben zu ver⸗ 
langen. 


eheien 


$ Der Schiffer muß auch in dieſen Si 
len die Vor ſchrift des H. 1645. beobachte 5 
wenn die⸗ F. 1686. Iſt das Schiff ſchon auf der Reife des 
kunden “ geiff; n, und die Handlung oder Fahrt nach dem 
wird. Beſtimmungsplatze wird durch dergleichen Zu⸗ 
fall ganz unterbrochen: fo muß der Schiffer in den 
naͤchſten ſichern Hafen einlaufen, und den Rhe⸗ 

dern, oder dem nächſten Correſpondenten derſelben, 

fo wie auch den Befrachtern, davon ſchleunige Nach⸗ 

richt ge 

$ 1697. Dieß muß befonders geſchehen, wenn 

wegen eines während der Reiſe ausgebrochenen 

N er die ladung, oder ein Theil 

„alle, daß bey Fortſetzung 


N zu Lese 115 

$. 1688. Iſt nur ein Theil der ladung unfrey 
gewötden: fo muß der Schiffer ſelbigen auf Ge⸗ 
fahr und Koſten des Eigenthümers loſen; dieſen, 
fo wie den im Connoiſſement benannten Empfaͤn⸗ 
ger, 
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ger, davon benachrichtigen; und mit der uͤhrigen 
Ladung die Relſe fortſetzen. 

9.1689. If das Schiff unfrey geworden; die 
ladung aber ganz oder zum Theil frey geblieben: 
fo finden die folgenden Vorſchelften F. 1696. 1697. 
Anwendung. 

„1690. Iſt die ganze ladung unfren geworden: 
fo muß der Schiffer die weiteren Verfügungen der 
Beftachter oder ihres Corteſpondenten abwarten, 
und in der Zwiſchenzelt für die Erhaltung der Waa⸗ 
ren ſorgen. 

9.1691. Wird er alsdann zurückberufen, oder 
ihm ein andrer loſungsplatz beffimmt: fo muß die 
Fracht, nach Verhältniß der bedungenen, gegen 
die wirklich zurͤckgelegte Reiſe, Aligmäßig erho⸗ 
het, oder e rgeſetzt werden. 

9. 109. Wird die Reife durch einen untere. Wenn ihre 
ges, aus Sch des Schiffers, auf das Schiff dun * 
gelegten obrfgkeitlichen Beſchlag verzögert, oder gert wird. 
ganz verhindert; fo iſt der Schiffer den Befrachtern 
zum Exjah des aus dieſer Verſaumniß entſtandenen 
Schadens verhaftet. 

$.1693. Auch ſteht den Befrachtern in dieſem 
Falle frey, die ladung auf Gefahr und Koſten des 
Schiffers loſen, und durch ein anderes Schiff an 
den Beſtimmungsort bringen zu laſſen. 

$. 1694. Iſt dergleichen Aufenthalt durch bie 
Schuld des einen oder andern der Beft 
fanden: fo muß dieſer dem Schiffer, außer der ber 
dungenen Fracht, alle Verſaumnißkoſten erſetzen; 
und den uͤbeigen Mitbefrachtern nach Vorſchrift 
F. 1654 gerecht werden. 

. 1698. Iſt das Schiff von der Obrigkeit, obne 
Schuld des Schiffers und der Befrachter, in Be⸗ 
schlag genommen, oder aufgehalten worden fo 
muͤſſen beyde Theile die Befreyung abwartenz 

P 3 ohne 


? 
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ohne daß einer von dem andern deshalb Entſchädi⸗ 
gung fordern kann. 

H. 1696. Sollten jedoch in dieſem Falle die 
Wasren im Schiffe leicht verde oder ©: 
den leiden konnen; je ſteht den Befrachtern frey, 
dieſelben auf ihre Koſten loſen,, und durch eln 
anderes Schiff an den Beſtimmungsott bringen zu 
laſſen. 

1697. Alsdann find fie nur schuldig, den 
fer nach aͤttaiß der zurückgelegten Reife 
zu befriedigen 

§. 169. Iſt das Schiff ſchon bey dem Auslau⸗ 
fen nicht in gehörigem Stande geweſen; und die 
Fortſetzung der Meife muß wegen erforderlicher 
sbeſferung eine geraf Zeit hindurch unter⸗ 
oder gar eingeſtellt werden: fo wird 
ſeiner ganzen Fracht verluſtig; und 
den Befrachtern allen an der 
Waare, oder ſonſt, wirklich erlittenen Schaden 
erjeßen, 

$. 1699. Verlangen die Befrachter, daß er auch 
den Vortgeil erſetzen ſolle, der ihnen dadurch, weil 
die Waaren an dem koſungsplatze nicht zu rechter 
Zeit angekommen find, entgangen iſt: jo müffen 
ſie ſich darauf die bedungene Fracht abrechnen 
laſſen. 

H. 1700. Alles Vorſtehende (5. 1698. 1699.) 
gilt auch alsdann, wenn das Schiff erſt auf 
dem Wige durch Schuld des Schiffers ſchad⸗ 
baft, und dadurch die Ausbeſſerung nothwendig 
geworden iſt. 

rot., Iſt aber der Schade ohne Schuld des 
Sch 'ffers entſtanden: ſo kann der Befrachter we⸗ 
gen des Aufenthaltes keine Vergütung fordern. 

$. 1702. Will alsdann der Befrachter die Aus⸗ 
beſſerung nicht abwarten; und feine Wagren 
auf ein anderes Schiff bringen laffen: fo muß er 

die 


* 
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die Fracht nach Verhältniß der zurückgelegten Reife 
bezahlen. 

F. 1703: Kann das Schiff gar nicht, oder erſt 
in einer ſo langen Zeit ausgebeſſert werden, daß 
darüber die zur Schifffahrt bequeme Witterung 
verſtreichen, oder die ladung verderben wurde: 
fo muß der Schiffer, wenn Gefahr beym Berzage 
iſt, die kadung auf Koſten der Beftachter, durch 
ein anderes Schiff nach dem koſungsplatze baldindg⸗ 
lichſt befördern. 

$. 1704. Kann der Schiffer keine Geſegenheit 
zu ſolcher Nachſendung finden: fo muß er die Waa⸗ 
ren an dem Orte, wo er gelandet iſt, in ſichere Ge⸗ 
wahrſam bringen, und den Befrachtern davon Nach⸗ 
richt geben. 

F. 1705, In beyden Fällen, (F. 1703. 1704.) 
muß der Schiffer mit der nach DVerhältmiff der zu⸗ 
rͤckgelegten gegen die bedungene Reiſe ihm gebuͤh⸗ 
renden Fracht ſich begnügen. 

$. 1706. Eben dies ($. 1703. (gq.) findet ſtatt, 
wenn ein Theil der kadung, nach der in der Eharte 
Partie angegebenen Beſchaffenheit während des 
durch die Ausbeſſerung des Schiffes entfichenben 
Aufenthaltes verderben könnte. 

$. 1707. Während der Reife muß der Schiffer a 
nicht nur dahin ſehen, daß der Steuer und Ober 1, Ci 
bootsmann die nach H. 1600. ihnen obliegende Auf die Was 
ſicht über die geladenen Waaren gehdrig führen; ren. 
ſondern auch ſelbſt Sorge tragen, die Waaxen in 
gutem Stande zu erhalten. 

F. 1708. Zu dieſem Behufe muß er auch, wenn 
ſich Güter im Schiffe befinden, die durch das A 
freſſen und Zernagen der Mäufe oder Ratten Sch 
den leiden können, eine hinreichende Zahl von 
Katzen an Bord nehmen und unterhalten. 

$. 1709. Wenn er an flͤͤßtgen Gütern Leckage 
bemerkt, muß er das weitere lecken zu verhin⸗ 

P y 4 dern z 


Wenn ve 


600 Zweyter Theil. Achter Titel. 


dern, auch andere verderbliche. Sachen durch Oeff⸗ 
nung der kucken, durch Umſtechen u. ſ. w. für Scha⸗ 
den zu verwahren ſuchen. 
up der Schiffer, während der Reiſe, 
einen Theil der RR ‚aaten zu feinen, oder des 
les, oder des Schiffes Beduͤrfniſſen, aus 
Noth verwenden, oder 1 ſo iſt er den Be⸗ 
frachtern, nach deren Wahl, entweder das ethal⸗ 
tene Kaufgeld, oder den zur Zeit ſeiner Ankunft 
am bofungsorte gangbaren pütktleren Preis zu er⸗ 
ſeß en schuldig. 

9.1711. 85 kommt ihm aber auch dle 
volle Fracht für hen Güter oder Min 
ren zu. 

$. 1712. Hat de fer, ohne unverſchuldete 
Neth, Waaren an einem andern, als dem Beſtim⸗ 
mungserte, gelandet; ſo kann der Befrachter die 
Bezahlung des Mitte reife am loſungsorte, zu 
der Zeit, als das Schiff vaſelb ft nach dem gewohn⸗ 
lichen wur 15 ngt ſeyn wurde, fordern. 

. 1 agegen muß er die Wagren dem 
Sch ar aber, und demſelben die volle Fracht 
verguͤten. 

$ 1714. Will er bieſts nicht, „fa ſtegt ihm fren, 
dem Schiffer noch eine angemeſſene Friſt zu ſeßen, 
Er welcher er die MWoaren, euf eigene Gefahr 
vi Koſten, an den Ort ihrer Beſtimmung ſchaffen 
olle. 

F. 12715, Wird dies von dem Schiffer niche be⸗ 
werkſtelligt? fo muß derſelbe für allen erw. 
chen Schaden und entgangenen Vortheil haften; 


Wodon ihm aber die volle Fracht gut gerech⸗ 


alen 


duft am 
fin 
mufgserte. 


net wird. 
8 1716, Sobald der Schiffer an den Ort fl: 
Beſtimmung gelange ift, muß er die ace, 


na ch der in der Charte Partie und in dem Con⸗ 


noiſſement enthaltenen Auweiſong abliefern 3 je⸗ 


doch 


Von Rhedern, Schiffen, u. Befracht. Kor 


doch dabey, wegen Aushaͤndigung aller Exemplare 
der unterzeichneten Connoiſſements, die Vorſchrift 
des H. 1655; 5 genau. beobach) n. 

F. ar Die Ablieferung und ‚Einpfangneh- 
mung muß, wenn Wind und Wetter es nicht ver⸗ 
binden binnen der in dem Frachlcontrakte verab⸗ 
redeten Zeit gel 

§. 1718. . IE keine Friſt verabredet; fo findet bey 
dem looſen eben das 22885 was wegen des Einla⸗ 
dens oben verordnet iſt. 1635. 1636.0) 

§. 1719. Wird die Et wfangnehmung der Waa⸗ 
ren verweigert, oder verzögert: fo muß der Sch 
fer deshalb Proteſt einſegen; den Beftachter davon 
unverzüglich benachtichtigen: und das Gut auf de 
ſen Gefahr und Koften in ſichere Verwahrung bri 
gen laſſen. 

9. 1720. Dazu iſt er auch befugt und verpflich⸗⸗ 
C 
bey geſchafft, und deshalb keine hinreichende Sicher⸗ 
heit Lee worden 

$. 1781. Von folhem Gute kann der Sch 
ſo viel gerichtlich verkaufen laſſen, als zu ſeiner B 
friedigung wegen Fracht, Zoll, und anderer Aus⸗ 
lagen erforderlich if. 

$. 1722, Die Zahlung der Fracht iſt der Shi: Rechte des 
fer, ſoglelch nach Ablieferung fanmilicher Waaren, © 18 
von dem im Connoiſſement beſtimmten "Empfänger Hach, 
derſelben zu fordern berechtigt. 

H. 1723. Hat er gegen den Empfänger erhebli⸗ 
chen Verdacht, daß dieſer die Fracht nicht werde be⸗ 
zahlen konnen, oder wo! ſo iſt er befugt, von 
der Waare fo viel zurück zu behalten, als zu feinen 
Deckung noͤthig iſt. 

$. 1724. Bleibt der Empfänger, nach ſchon 
erfolgter Abi mit Bezahlung der Freche 
zurück : ſo kaun der Schiffer von den geli 
Wacken ſo viel, als zu ſeiner Bef 

vos 


Vertretung 
der Schi, 


2 Fachl. 
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forderlich iſt, in gerichtlichen Beſchlag nehmen 
laſſen. 

li 1725. Von diefer Befugniß kann er auch ge⸗ 
gen den dritten Befier der Waaren, binnen Sechs 
Tagen nach der dem erſten Empfängreͤgeſchehenen 
Ablieferung, Gebrauch machen. 

$, 1726. Hat jedoch der dritte Beſitzer die Waa⸗ 
a Empfänger baar bezahlt, ehe er von 
Unſpruch Wiſſenſchaft bekommen: fo 
h der Schiffer nut an den erſten Empfänger 
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$.,1727: Für Guter, welche auf der Reiſe, oder 
vor der Ablteferung verloren gegangen find, kann 

Schiffer nur in ſo weit die Fracht fordern, als 
der Werth ſolcher Güter durch die große Haverey⸗ 
rechnung verguͤtet wird. 

$. 1728. Hat ſich jedoch der Verluſt durch einen 
Unglücksfall in der Zeit ereignet, da der Empfan⸗ 
ger mit Uebernehmung der Waaren ſaͤumig gewe⸗ 
fen it: fo muß derſelbe die Fracht bezahlen. 

$. 1729. Einen Theil der Ladung für die Fracht 
an Zahlungsſtatt anzunehmen, iſt der Schiffer 
nicht ſchuldig. 

He 1730. Werden aber bey der Sofung die Säffer 
und Behaleniffe flieſſender und leckender Waaren 
ganz oder zum Theil ledig befunden: fo ſteht dem 
Empfänger ſrey, dieſelben dem Schiffer ſtatt der 
davon zu bezahlenden Fracht zu überlaſſen. 

F. 1731. Darüber muß er ſich jedoch erklaͤ⸗ 
ren, ehe er noch dieſe Güter in Empfang genom⸗ 
men hat. 

F 1732. Haben ſich während ber Reife ſolche 
fälle ereianet, woraus zu vermuthen iſt, daß 
r ein Theil der kadung verdorben oder befchäs 
digt ſey: ſo muß der Schiffer dieſe Vorfälle 
den 
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den Empfängern binnen den erſten Vier und 
zwanzig Stunden nach ſeiner Ankunft bekannt 
machen. 3 

§. 173. Dieſe können alsdann darauf antra⸗ 
gen, daß der Schade, noch vor der Uebernahme, 
in Beyſeyn des Schiffers, durch Sachverſtoͤndige 
gerichtlich unterſucht und gewuͤrdigt werde. 

$. 1734: Den aus gemittelten Schaden muß der 
Schiffer erſetzen, wenn er nicht nachweiſen kann, 
daß ſelbiger durch innern Verderb der Waare, 
oder dur) einen äußern Zufall entſtanden fen, deſ⸗ 
fen Abwendung er nicht in feine Gewalt ge 
habt. 

$. 1735. Auf gleiche Art muß der Schiffer auch 
fuͤr gänzlich verlorne Waaren und Güter haften, 
wenn ee einen äußern unvermeidlich geweſenen Zur 
fall, durch welchen der Verluſt entſtanden fen, 
nicht nachzuweiſen vermag. 

$. 1736. Sind dem Schiffer Kitten, Faſſer, oder 
Packen, verſchloſſen oder verſiegelt zugeſt et wor⸗ 
den; fo findet die Vorſchrift vom Verwahrungsver⸗ 
trage Anwendung. Th. I. Tit. XIV. H. 25⸗ 340 
1737: SR aber die Verſiegelung oder Ver: 
ſchließung in Gegenwart des Schiffers geſchehen: 
nachdem ihm zuvor der Inhalt der Behaͤlt⸗ 
niſſe vorgezeigt worden: fo haben dergleichen 
Waren mit andern, die der Schiffer under 
ſchloſſen oder unverſiegelt uͤbernommen hat, glei 
Rechte. F 

9.1738. Die von dem Schiffer zu leitende Ber 
güͤtung, it nach den Vorſcheiften des Erſten Theils 
Tit. VI. H. 82. 00. zu beſtimmen; nur treten in Ab⸗ 
ſicht der Quantitat und des Werths der Wagken, 
die Vorſchriften des folgenden Abſchnittes ei 

F. 1739. It mit dem Schiffer bey feiner Ab⸗ 
fendung auch die Nädfracht bedungen worden: z 
jo gilt, wegen deren Anweiſung und Einnehimung, 

alles 


VBerhält: 
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alles das, was wegen der erſten Ladung feftgefegt 
iſt. ($. 1630, 199.) 

F. 1740. Auch muß in dieſem Falle, wenn der 
Schiffer mit dem ledigen Schiffsraume zurͤckzugehn 
genörhigt wird, demſelben die volle Müͤckfracht, 
nebſt den Verſoumnußeoſten, erſtattet werden. 

$ 1741. Von dieſer Verbindlichkeit der Befrach⸗ 
ter macht es keine Ausnahme, wenn das Schiff, 
nach e Abwartung der geſetzmaͤßigen Frist, 

fe verunglückt. 
in Schiffer ſoll, bey nachdrüleklicher 
finden annehmen, der ihm nicht 


chen Pi 1 eigt hat. 

$. 1743. Iſt das Schiff nicht ausdrücklich als 
ein Poſtſchiff oder Paketboot zum Tran port der Rei⸗ 
ſenden beſummt: jo kann dem Schiffer wider ſei⸗ 


en. 


nen Willen nicht angemuthet werden, Reiſende 
mitzunetzmen, die kein Intereſſe bey, der Ladung 
haben. 


9.1744. Das Verhöltniß zwischen Schiffer und 
Meiſenden, muß hauptfächlich nach dem unter ihr 
nen errichteten Contrakte beurtthellt werden. 

$. 1745: Iſt kein schriftlicher Contrakt errichtet 
worden, die Ueberfahrt aber wirklich geſchehen; fo. 
muß der Schiffer ſich mit einer nach dem Gutachten 
der Sachverſtaͤndigen, und dem Ermeſſen des Ges 
richts zu beſtimmenden Fracht begnuͤgen. 

F. 1746. Die Reifenden mäffen ſich auf das erſte 
Verlangen des Schiffers an Bord begeben, und 
wenn das Schiff ſchon ſegelfertig iſt, ſich nicht 
ohne des Schiffers Genehmigung, auch nur auf eine 
Zeitlang, davon entfernen. 


9. 1747 


1747. Handeln fie dem zuwider: 
Schiffer, ohne auf ſie zu warten, in See ſtechen, 
und dennoch die Fracht fordern. 

$. 1748. Der Regel nach muͤſſen die Relſenden 

ſich ſelbſt beköſtigen. 
F. 1749, Iſt die Koſt ohne weitere Beſtimmung 
in die Fracht mit eingedungen: fo können Rei 
ſende nur die gewöhnliche Koſt der Schiffsleute ver⸗ 
langen. 

H. 1750. Am Ladungsorte darf kein Schiffer, 
ohne Vorwiſſen und Einwilligung der Rheder, 
Reiſende in Koſt ubernehmen. 

$. 1751, Hat er es gethan; fo muß er den Rhe⸗ 
dern, nach deren Wahl, die den Reiſenden gege⸗ 
bene Proviſſon vergüten, oder ihnen das von den⸗ 
ſelben außer der Fracht bezahlte Koſtgeld be, 
rechnen. 

$. 1752. Nimmit der Schiffer auf der Muͤckreſſe 
Paſſagiets ein; fo kann er mit ihnen wegen der 


Keſt Verabredung, treff 
H. 1 Iſt der Vorrath ſoſcher Reiſenden, 


welche ſich ſelbſt beköͤſtigen follen, durch Unglücks⸗ 
fälle, oder unvermuthete Verlangerung der Meife, 
unzureichend geworden: ſo konnen ſie von dem Schif⸗ 
fer nothduͤrftigen Lebensunterhalt fordern. 

H. 1754. Sie muſſen aber die ihnen gereichte 
Proviſton, noch außer der Fracht, nach einer bllli⸗ 
gen Taxe bezahlen. er 

$. 1755. Dagegen muͤſſen auch Reiſende, wenn 
auf dem Schiffe Mangel entſteht, dem Schiffe mit 
ihrem entbehrlichen Vorrathe gegen billige Bezah⸗ 
lung zu Hülfe kommen. 

F. 1756, Um der Reiſenden ollen iſt ber Schif⸗ 
fer feinen Jauf zu unterbrechen, und andre als die 
verabredeten Hafen anzufegelm, weder ſchuldig noch 
befugt. 


9. 757. 
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§. 177. Es muß daher auch ein krank gewor⸗ 
dener Reiſender, der ans land geſezt fenn will, fo 
lange warten, bis ſich dazu, ohne Unterbrechung 
der Reiſe und Veränderung des laufes derſeſben, 
eine Gelegenheit findet. 

$. 1758. Dagegen muß ein mit anſſeckender 
Krankheit befallener Reisender ſich, auch wider ſei⸗ 
nen Willen, an den nöchſten bewohnten Ort, wo 
der Schiffer landet, ausſetzen laſſen. 

F. 1759, Ein Reisender, welcher Krankheits⸗ 

ober anderer Urſachen wegen, das Schiff noch vor 
vollendeter Reiſe verlaͤßt, muß dennoch die ganze 
bedungene Fracht entrichten, ſobald ihm dabey 
auch nur das geringſte Verſchulden zur laſt 
fallt. 
f F. 1760. Hat der Reiſende die bey ſich habenden 
Effekten dem Schiffer zur Aufbewahrung über! 
fert: ſo hat er in Anſehung derſelben mit eine 
Beffachrer gleiche Rechte. 

$. 1767. Hat er aber felbige dem Schiffer nicht 
übergeben, und fie alſo in eigner Gewahriam behats 
ten: fo haftet der Schiffer nur für einen dutch feine 
oder feiner Leute Schuld entſtandenen Verluſt und 
Schaden. 8 

$. 1762. Die Reiſenden müffen allen Anweiſus 
gen des Schiffers Folge leiſten, welche auf Beob⸗ 
achtung guter Ordnung im Schiffe, oder auf Ergal⸗ 
tung des Schiffes und der ladung abzielen. 

$ 1763. In dringenden Morhfällen müffen Rei⸗ 
ſende, zur Rettung des Schiffes, nach ihren Kraf⸗ 
ten hülfreiche Hand leiſten, 

$. 1764. Hat ein Reiſender auf dem Schoff“ ein 
Verbrechen begangen: ſo muß der Schiffer mit 
ihm eben fo Le fabten, als wegen elnes ein Der: 
brechen begehenden Schiffmannes vorgeſchrleden if. 
(F. 1606. ldd.) . 


$. 1763. 
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. 1765, Wird während 
ein Reiſender vor der Einichiffung ſich eines wi 
chen Hochverrachs oder Aufruhres ſchuldig gemacht 
babe: jo muß ibn der Schiffer in Verka 
und im nächſten inlandiſchen Hafen den Gerichten 
ausliefern, oder auf andere ſichere Art dahin 
hoffen. 


Zwoͤlfter Abſchnitt. 
Von Haverey und Seeſchäden. 


der Riiſe entdeckt, daß 


nehmen, 


$. 1766. Zwiſchen einem Schiffe und ſeiner la⸗ Ben 
dung beſtetzt eine Gemeinſchaft, zur llebertragung 
der bepde zugleich treffenden Gefahr und Koſten. 

$: 1787. Diefe Gemeinschaft nimmt, in Anſe⸗ 
hung eines jeden Stücks der Waare, ihren Anfang, 
ſobald baffelbe über den Bord des Hauptfchiffes ges 
bracht iſt. 

„176g. Wenn, anch während der Reiſe, ge 
5 oder ſonſt verloren gegangenes Gut von 
dem Befrachter dutch anderes erfeßt, oder von dem 
Schiffer zur Vollſtändigkeit der ladung Waare ein⸗ 
genommen wird; fo treten auch dieſe von Zeit der 
Einladung in die Haverengemeinſchaft. 

F. 1769. Wenn wätrend der Reiſe ein Theil 
der geladenen Waaren, auf Veranſtaltung des 
Schiffers, in ein kleineres Fahrzeug gebracht, oder 
gar gelandet werden muß: fo wird dadurch die Ber 
meinſchaft nicht unterbrochen. 

$. 1770. Dagegen endigt ſich die Gemeinſchaft, 
in Anfehung eines ſeden geladenen Guts, ſobuld 
daſſelbe, am Orte feiner Beſtimmung, vom Borde 
des Hauptſchiffes gebracht worden. 

F. 1771. Wenn Waaren zum Behufe des Eine 
und Ausſchiffens in kleine Fahrzeuge, als 5 

Bor. 
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Bordings, und dergleichen mehr, geladen werden: 
ſo aue zwiſchen dieſen Waaren eine Gemein? 
ſchaft für die Zwiſchenzelt, da jede derſelben über 
den Bord des Fahrzeuges ein⸗ und wieder herausge⸗ 
bracht worden. 

F. 1778. Zwiſchen dem Fahrzeuge ſelbſt aber, 
und den darin geladenen Waaren, iſt keine Gemein⸗ 
ſchaft vorhanden. 

$. 1773. Mur in dem einzigen Falle, wenn zur 
Rettung eines ſolchen Fabrzeugs, und der Ladung 
deſſelben, eln Theil der letztern geworfen werden 
muß, iſt der Eigenthümer des Fahrzeuges den Bi 
luſt mit zu uͤbertragen verbunden. 


1. Bon der H. 1774. Die Ungelder, und andere Ausgaben, 
aber ed welche zum gemeinen Beſten des Schiffs und feiner 
nen Habe, ladung verwendet werden müffen, um die Schiff⸗ 
dev. fahrt und Reiſe zu befördern, werden die ordinaire 
oder kleine Haverey genannt. 
§. 1978, Es macht keinen Unterſchied, ob der⸗ 
gleichen Ausgaben am fadungs oder koſungsplatze, 
oder auf der Reiſe vorgefallen find. 
$ 1776. Jedoch muͤſſen die zur kleinen Haverey 
gehörenden Ausgaben, welche an dem Orte der La⸗ 
dung geſchehen, und daſelbſt berechnet werden koͤn⸗ 
nen, auch allda wieder bezahlt und abgemacht 
werben. 
§. 1777. Es kann alſo weder der Schiffer dem 
Empfänger der Waaren, noch dieſer jenem, des⸗ 
balb in der Regel eiwas anſchlagen oder abfordern; 
ſendern es werden nur ſolche Koſten, die ſich er⸗ 
weislich nach der Abſegelung, oder am fojungeorte 
ereignet haben, in Rechnung gebracht. 
Was dal 9. 178. einen Haverey gehoren vor⸗ 
bebte. nehmlich Anker, Pilerage: , Sootfen:, Grund⸗ 
Jeuer⸗, Back⸗, Prahmen-, lichter, Pfahl‘, 
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Brücken- und ordinaire Quarantainegelder, und 
dergleichen mehr. > 

H. 1779: Ferner die Ausgaben an die Admira⸗ 
firären der zodüngs oder lofungsplaße, und an 
die Caſtelle, bey weſchem das Schiff vorbep ſegeltz 
fo wie auch 25 welche nicht für das Schiff al⸗ 
lein, oder für die kadung allein entrichtet werdenz 
desgleichen die Koſten der Convoyen und Seyn⸗ 
briefe. 

$. 1790. Ferner die Afeifungsfoften eines eine 
gefrornen Sch „wenn ſelbige zur Bergung des 
© und der Güter verwendet worden, und 
Einen ‚Thaler oder weniger auf die laſt ber 


§. 179 f. Wie die kleine Have rey von den Inter⸗ Wi 
tem zu tragen fen, iſt bauptſäch 


Wenn keine Abrede daruber getroffen 
e geber Ein Drittel, und die Em⸗ 
pfaͤnger der Waare Zwey Drittel Übernehmen. 

$. 1783. Der Beytrag der Einpfänger wird uns 
ter fir nicht nach dem Withe der Wagren, ſondern 
nach der Zahl der Schiffslaſten vertheilt. 

F. 1794. Reiſende ſind, für ihre, Perſon und 
Neifsgerärkfchaften, zur kleinen Havereh beyzutra⸗ 
gen nicht ſchuldig. 


von den J. 
5 lich nach der deff 
n ihnen daruber getcoffenen Abrede zu beur⸗ . 


„ 


$. 1768. Alles, was bey vorhandener Noth 11. Von der 


und Gefahr des Schiffes und der Ladung, zur e 


0 R a halten oder 
wendung oder Verminderung derſelben aufgeopfert großen Has 


oder verwendet wird, iſt für große oder extraordi⸗ verep. 


naire Havered zu achten. 

H. 1786. Es gehören dahin alle Verwendungen 
an Geld oder Geldeswerth, welche zur Vermei⸗ 
dung oder Minderung, einer folhen Gefahr ges 
macht worden; ingleichen die Beſchädigungen, 
welche zu einem fe de am Schiffe oder 

Algen, Oeſchb. I. Band. Ag der 
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der kadung abſichtlich verurſacht worden, oder eine 
natürliche Folge der dazu getroffenen Anſtal⸗ 
ten ſind. 

F. 1787. Dazin gehöͤret beſonders, wenn ein 
Schiff bey Sturm oder Serſturz fo viel Waſſer eine 
genommen bar, daß bocher im Veedeck gemacht, 
oder in die Seiten des Schiffs gehauen, oder ſenſt 
der Körper des Schiffe beſchävigt werden muſſen, 
um das Waſſer zu den Pumpen zu leiten; ingleichen, 
wenn dadurch Waaren beſchäͤdigt, oder verdorben 
wor den. 

F. 178 8. Ferner, wenn z 
fes oder Guts, Maſten, Segel, S 
werk, Anker, oder andere Shifisnt 
abſichtlich gekappt, geſchlitzt, verſchlh 
ſonſt beſchaͤdigt, oder über Bord geworfen worden; 
ingleichen, wenn zu ſolchem Endzwecke das Boot 
von feiner Befeſtigung auf dem Verdecke gekappt, 
und uͤber Bord geſetzt werden muß. 

F. 17%. Schaͤden, welche zwar bey Gelegen⸗ 
heit einer gemeinſchaftlichen Gefahr, aber durch 
bloßen Zufall, oder durch jemandes Schuld entſtan⸗ 
den find, konnen nicht zur großen Havereh gerech⸗ 
net werden. 

H. 1790. Bey der Verbindlichkeit zur gemein⸗ 
ſamen Uebertragung wird aber auch vorausgeſetzt, 
daß durch die Verwendung oder Beſchädigung der 
Zweck der Rettung wirklich, ganz oder zum Theil, 
erreicht worden. 

$. 179 1. Ein Schiff muß zur großen Haveren 
beytrogen, wenn daſſelbe nach uͤberſtandener Gefahr 
einen Hafen erreicht hat; ſollte es auch für unruͤch⸗ 
tig zum Dienste erklärt werden, 

F. 1792. Iſt aber nach uͤberſtandener Gefahr 
Schiff und ladung durch neue Ungläcksfölle verlo⸗ 
ten gegangen: ſo findet keine Verthellung ſtatt, 
ſondern ein jeder träge feinen Schaden. 


Rettung des SHE 
gen, Tafel 


bſchaften 


K. 1793. 
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$ 1793. Wird hingegen ein Theil der ladung 
geborgen, oder frey gegeben: fo mäͤſſen deſſen Ei 
geuthämer davon zu der bey dem vorigen Ungläcks⸗ 
falle entſtandenen großen Haverky eben ſo beytra⸗ 
gen, als ob der neue Unglücksfall ſich nicht ereignet 
hätte, 
F. 1794. Ein Gleiches gilt von den Rhedern, 
wenn das genommene Schiff wieder frey gegeben, 
odet ausgelöſt wird; ferner, wenn zwar das Schiff 
durch Wind und Wetter neue Unfälle erlitten hat, 
jedoch nicht ganz verloren gegangen, ſondern da⸗ 
von mehr gerettet iſt, als die Bergungskoſten be⸗ 
tragen. 
$. 1795: Der Seewurf kann nur alsdann ge⸗ Bon den, 
ſchehen, wenn Slurm, Seenolh, oder feindliche 25 0 
Verfolgung es nothwendig machen, das Schiff zu melde nur” 
erleichtern, Kassa 
F. 176. Nur ein auf Veranlaffıng oder Befehl ken. ved 
des Schiffers, oder deſſen, der ſeine Stelle ver. ne 
tritt, erfolgter Seewurf, kann zur großen Have⸗ u 
rey gezogen werden. 
$. 1797. Ege der Schiffer dazu ſchreltet, muß 
er mit den an Bord befindlichen Befrachtern, oder 
deren Bevollmächtigten, ingleichen mit dem Schiffs 
volke Serrarh halten. 
F. 1798. keidet die dringende Gefahr dieſes 
nicht: fo muß er wenigſtens den Steuer, Hoch⸗ 
boots⸗ und Zimmermann mit ihrem Gutachten vers 
nehmen. je 5 = 
$. 1799. Reiſende und Beſrachter können ſich 
weder der vom Schiffer beſchloſſenen Werfung wi⸗ 
derſeßen, noch den Schiffer wider ſeinen Willen 
zum Scewurfe nöthigen; ſondern in jedem Falle 
nur verlangen, daß darüber Seerath gehalten 
werde. 
$. 1900. Bey der Werfung ſelbſt muß mit den 
Waaren, die auf dem Verdecke, leberlaufe, £ 
Q 2 Back 
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Back und Schanze liegen, oder an den Seiten des 
Schiffs angehängt: ſind, der Anfang gemacht 
werden. 

$ 101. Ein Gleiches gilt von den Waaren, 
die in das Boot oder die Schaluppe geladen 
worden. 

$. 2802. Sodann mäfen, ſo viel als möglich, 

nut Stuͤcke, Faͤſſer, Kasten, oder Packe von Waa⸗ 
ren, welche die geringsten am Werthe find, und 
das Schiff am meiſten beſchweren, geworfen 
werden. 
. 1803. Dagegen find ſolche Begzoͤltniſſe vor⸗ 
zuͤglich zu ſchonen, in welchen Edelſteine, Perlen, 
gemuͤnztes oder ungemünztes Gold oder Silber, 
oder ſonſt Koſtbarkelten und Kleinodien ſich bes 
finden. 

§. 1804. Hat jemand dergleichen Sachen unter 
andere ABaaren gepackt, und dieſes bey der Ein⸗ 
schiff ung verſchwiegen: ſo muß er den Schaden, 
der ihm aus der Verheimlihung entſtanden iſt, als 
lein tragen. 

$. 1805. Zeigt er aber dem Schiffer die ver⸗ 
ſchrolegene Beſchaffenheit noch in Zeiten an: fo 
muß ein ſolches Pack mit dem Wurfe verſchont 
werden. 

H. 1806, Findet ſich hiernächſt, daß die Anzeige 
unrichtig geweſen: fo fell eine ſolche verſchonte 
Ware nach ihrem vierfachen wirklichen Werthe in 
Havereyrechnung gebracht werden. 

H. 1807. Auch Mund: und Kriegesbeduͤrfniſſe, 
Kleider und Gerathſchaften des Schaffers, des 
Schiff volfs, und der Paſſagiers, kommen, wenn 
fie geworfen worden, bey der großen Habcrey mit 


in Anſchlag. 


1808. Ein Gleiches gilt von Waaren, die 
das Schiffsvolk für eigne Rechnung mitzunehmen 
befugt iſt. 


$. 1809. 
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§. 1809. Auch Waaren und Sachen, die zwar 
nicht geworfen, aber durch die bey Gelegenheit des 
Wurffs getroffenen Anſtalten beſchädigt, verdor⸗ 
ben, oder in eine ſoſche Lage gekommen find, daß 
fie von den Wellen weggeſpuͤlt worden, muͤſſen ver⸗ 
gütet werden. 

H. gro. Wenn das Schiff zwar in eben der 
Noth, da der Wurf geſchehen iſt, durch Wind und 
Wellen Schaden gelitten hat; dieſer Schade jedoch 
weder abſichtlich zu Rettung des Schiffes und ber 
dung verurſacht worden, noch eine natürliche 
Folge der dazu getroffenen Anſtalten geweſen iſt: 
ſo konnen die Rheder in fo welt von den Beftachtern 
keinen Havereybeytrag fordern. 

Ye 1911. Eben dies findet von der auf ſolche Art 
ſich ereignenden Beſchuͤdigung der geladenen Güter 
Anwendung. 8 

b. 1813. Wenn zur Erleichterung des Schiffes 
MWaoren in ein kleineres Fahrzeug geladen, und 
daſelbſt verdorben find, oder verloren worden: fü ger 
hort dieſer Schade zur großen Haverey. 

H. 1813. Iſt der Schade durch Untauglichkeit des 
kleineren Fahrzeuges geſchehen :. ſo können ſich die 
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Übrigen Intereſſenten, wegen ihres Havereybehtra⸗ 
ges, an den Eigerchämer deſſelben galten. 
§. 1814. Ein Gleiches finder ſtatt, wenn der 


Schade aus Verwahrloſung oder Untreue der 
Mannſchaft des kleineren Fahrzeuges entſtan⸗ 

den iſt. 
§. 181 
alsdann vel 
zeug ohne Noth 
$. 1816. Hat von der in ein kleineres Fahrzeug 
Während der Reiſe geladenen Waare, zur Ret⸗ 
tung deſſelben und feiner kadung, etwas gewor⸗ 
fen werden muͤſſen: fo wird dieſer Schade von dem 
Bording, und ſeiner ubrigen Ladung, als große 
Qg 3 Haveren 
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Haverey getragen; und was die Bordingsladung 
dazu beyträgt, wird alsdann vom Hauptſchiffe und 
deſſen uͤbriger ganzen Ladung vergütet. 

F. 1817. Sobald ein Seewurf nach Vorſchrift 
des H. 1795. geſchehen iſt, muß die Vergütung als 
große Haverey ohne Widerrede ſtatt finden, 

F. 1818. Mit dem Vorwande, daß bey dem 
Wutfe ſelbſt, oder bey der Auswahl der zu werfen⸗ 
den Sachen, uͤbereilt oder ſonſt vorſchriftswibrig 
verfahren worden, kann ſich kein Inkereſſent gegen 
den Beptrag ſchutzen; ſondern nur den Regreß an 
den Schiffer, oder andern Urheber des Schadens 
nehmen. 

F. 1819. Hat jedoch der Schiffer das Schiff 
überladen; und muß zu deſſen Erleichterung die 
auf dem Verdecke liegenden Güter werfen: fo koͤn⸗ 
nen die Eigentguͤmer dieſer letztern ſich nur an den 
Schiffer halten; und es findet alſo die Verguͤtung 
als große Haverey nicht ſtatt. 

I berſctll⸗ F. 1820. Hat der Schiffer, um die Ladung zu 

du ketten, das Schiff ablichelid) um Stranden ges 

bracht: fo gehöre der dabey am Schiffe und an der 
kadung entſtandene Schade, nebſt allen dadurch vers 
urſachten Koſten, zur großen Haverey. 

$. 1821. Erhellet aus den Umſtaͤnden klar, daß 
die Strandung bloß in der Abſicht geſchehen iſt, 
um das leben oder die Freyheit der Egutpage zu ret⸗ 
ten: ſo wird der entſtandene Schade ſelbſt alsdann, 
wenn die ganze Ladung gerettet worden, nur für 
partlculaire Haveren geachtet. ($. 1900. lag.) 

©) eErleich⸗ K. 1822. Iſt ein Schiff durch Zufall auf den 

zern des Grund oder auf eine Klippe gerachen; und weird 

Allee oder durch das Abbringen beſchädigt? fo muß die Ver⸗ 
gütung als große Haverey geſchehen. 

„ . 1823. Dahin gehören auch die bey ſolcher 
Gelegenheit der Ladung zugefuͤgten Beſchädi⸗ 
gungen; die Aus und Einladun⸗ en; inglei⸗ 

chen 
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chen die Koſten, wodurch das Schi beſreyet 
worden. 
$ 1824. Wird ein Sch ffer, um Strand und ay Dean 
en zu vermeiden, genöthigt, das Schiff zur gen; 
chaftlichen Erhaltung zu prangen: ſo iſt 
der dadurch am Schiffe und deſſen Getärbichaften 
dene Schade ebenfalls als große Haverey zu. 


. 1925. Muß ein Schiff, wegen ert 
oder audrer Gefahr, in einen 
ſo gehören alle Koſten des Ein⸗ 
ingleſchen der Unterhalt des Schiffsvoſks 
während des Aufenthalts in Nochbafen, fo wie die 
Hemer doſſelben, in jo fern ihr Betrag durch eine 
jeche, Verlangerung der Reiſe vermehrt wird, zur 
großen Haverei 

H. 1825, Ein Gleiches gilt von den Aus fo wle 
von den Einladungekoſten, wenn zum Behufe-der. 
Schiffes, ader fonft aus erhebli⸗ 
chen Gründen, die kadung im Nochhafen geloſet 
wird: 


tenen e) Einlanı 
fen in einen 
bh 


und Ku 


uß ein Schiff auf Convon warten, 6) & 
wegen beſorglicher Feindesgefahr, in Canes, 
einem neutralen Hafen eine Zeitlaug liegen bleiben: 

fo werden die Heuer und der Unterhalt des Schiffe 

volks für dieſen Zeitraum, nach näherer Beſtim⸗ 

mung des . 1828, als große Haverey verguͤtet. 

§. 1828. Es macht keine Ausnahme, wenn 
gleich zue Zeit des Auslaufens die Gefahr ſchen be: 
kannt geweſen, und wegen der Convoy nichts ver⸗ 
abredet ſeyn follte, 

H. 1829. Hat der Schiffer feindlichen Kapern g) Ranzio⸗ 
oder Seeräubern, um Schiff und Cut zu retten, Safes; 
gewiſſe Waaren oder Schiffsgeraͤthſchaften ange⸗ 
wieſen, oder uͤbergeben; fo wied deren Werth als 
große Haveren verguͤtet. 


9 4 F. 1930, 


h) Vertheis 
Digung des 
— 95 e 
sen feinli 
che Auflͤlle; 
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$. 1840. Iſt in Fallen dieſer Art ein bedungenes 
Loſegeld baar bezahlt worden: fo muß die Auslage 
auf gleiche Art erſtattet werden. 

$ 153 7. Haben die Feinde den Schiffer, oder 
andre am Word befindl he Perſonen, als Geiſel für 
das bedungene Löſegeld mitgenommen: fo müßfen, 
löſegelde, auch die dadurch den Geiſeln 
n Zeheungs und andere Koſten, als 
große Hav ch erjeßt werden 

F. 183 Von der Zahlung können die Rheder 
und Dekan / in dicke n beſondern Falle, durch 
Be 


dung ſich ee 
H. 1833. Sie f 


ft alsdann dafür 
Schiff oder die ladung 
le verloren gegangen 


durch nad perige Ang lückefd 
ſeyn fellte. 

H. 1834. Wenn auch ein nicht feindlicher Kaper 
den Schiffer genoͤthigt hit, ihm Prodifien,. Ges 
raͤchſchaften, oder Waren, gezen verſprochene 
aber nicht erfolgte Bezahlung zu überlaſſen: ſo ge: 
höre dieſer Berluſt zur großen Haverey. 

H. 1835. Wird bey der Pertheidigung gegen Ka: 
per oder Seeranber Schiff oder Gut beſchaͤdigt; 
fo geſchicht der Erſatz dieſes Schadens, nebſt det 
im: © echte verbrauchten Ammunition, als große 
Haverey. 

$. 1836. Sind bey einer ſolchen Gelegenhelt dem 
Sch ffevolke zur Aufmunterung Bel ohnungen ver⸗ 
ſprochen oder gegeben worden: ſo wird eine ſolche 
Auslage gleichfalls verguͤtet. 

$. 1837. Eben dahin gehören alle Koſten zur 
Heilung und beſſeren Berpfiegüng der Verwundeten, 
zum Begraͤbniß der aetöbteten, und zur Abfindung 
der untauglich gewordenen Schiffsleute. 

1838. Auch dasjenige, was den Witwen 
und Kindern der getdoteten, oder an ihren Wun⸗ 
den 


Ps 
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den geſtorbenen Schiffsleute gereicht werden muß, 
iſt in Rechnung zu bringen. 
. 1839. Außer dieſen Füllen gehören auch alle ) von anf 
auferorbentliche Koften, tele zur Fereſehung der gen geen 
Reife verwendet werden müffen, und Einen Thaler überdaupı, 
auf die Schiff lot gerechnet, überfteigen, ebeufalls 
Habverey. ($, 1774. lad.) 
$. 1840. Jeden zur großen Habderey gehörenden Mo die Has 
Fall muß der Schiffer, ſobald er fich ereignet, und naa au 
es die Umſtände geflatten., in fein Tagebuch um- legen. 
ſtändlich verzeichnen, und den erlittenen Schaden 
fo genau als möglich bemerken. 

H. 1841 Iſt der Fall eines Seewurfs vorhan⸗ 
den: jo. muß der Schiffsſchreiber, oder wer ſonſt 
feine Stelle vertritt, oder auch der Schiffer oder 
Steuermann ſelbſt, die verwaltenden Umftinde, 
die Meinungen der Schiffsleute und Eigenthämer, 
ingleichen die gewörfenen, oder auch durch die Wer⸗ 
fung beſchädigten Waaren, nach den Packen, Kſſten, 
Tonnen, mit ihren Nummern und Zeichen, genau 
aufſchreiben. 


42. Wenn Zeit und Giefahr dergleichen 
pünktliche Aufzeichnung nicht erlauben: ſo ſoll ſo 
glich bemerkt; der Beweis des übrigen 
aber durch die etdlichen Ausſagen und Angaben der 
Schiffsleute geführt, werben, 

H. 1943. In dem erſten Hafen, wo der Schiffer 
landet, muß er den Hapereyfall und entſtandenen 
Schaden den dortigen Seegerichten, oder dem 
Conſul der Nation umfändlich, anzeigen, und ſich 
darüber ein Atteſt ausſtellen laſſen. 

§. 1844. Auch muß er den Rhedern und Beftach⸗ 
tern, ingleſchen den Correſpondenten derſelben am 
Beſtimmungsprte, ſobald als moglich davon Nach⸗ 
richt geben. 

9.18. Wenn er am Orte der Beſtimmung ans 
langt, muß er den erlittenen Havereyfall den, 

Qq 5 Gerich⸗ * 


Wie der 


. 


„den Schadens -mäffen zuvörderſt dit jenigen Ga 
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Gerichten, den Empfängern der Waaten, und den 
etwa daſelbſt befindlichen Bevollmächtigten der Nhes 
der, noch vor der loſung anzeigen. 

F. 1846. Er muß zugleich den Seegerichten fein 
Tagebuch vorlegen, und nebſt den Vornehmſten 
des Schiffsvolts den Inhalt deſſelben, fo wie die 
Wahrheit ſeiner Angabe, eidlich beſtaͤrken. 

9.1847. Beh der Unterſuchung des zu verguͤte 


u abgeſendert werden, welche, wenn ſie auch bey 
u einem Haverey beſchaͤdigt worden, dennoch 
keine Vergütung erhalten. 

F. 1848. Dabin gezoͤren vornehmlich die Gäter, 
welche der Schiffer als Ueberfracht eingenom⸗ 
men hat. 

H. 1849. Ferner die Waaren, welche auf dem 
WVerdecke, Ueberlauf, Back, oder Schanze gelegt, 
in das Schiffsboot gepackt, oder an die Seiten des 
Schiffes gehängt worden. 

H. 18 50. Der Eigenrkämer ſolcher Waaren 55 
keine Verguͤtung durch Havereyrechnung zu for 
dern, wenn gleich dieſe Art der Unterbringung 
($. 1848. 1849.) ohne fein Borwiſfen geſchehen itz 
ſondern er kann ſich deshalb nur an den Sch 
und das Schiff halten. 

$. 1851. Güter, wovon gar kein Connolſſement 
vorhanden iſt, ingleichen heimlich ins Schiff ge⸗ 
brachte Waaren, erhalten keine Vergütung. 

$. 1852. Eben dies findet von ſolchen Gütern 
ſtatt, welche der Eigenthuͤmer, oder deſſen Bevoll⸗ 
maͤchtigter, bey entſtehender Seegefahr, ohne des 
Schiffers und Schiffsvolks Einwilligung, wegneh⸗ 
men und anderwo hinbringen laßt. 

F. 1853: Eben fo wird auch der Schade am 
Schiffsbodte nicht vergütet, wenn daſſelbe nicht auf 
dem Verdecke befeſtigt gewiſen. 


8 


$ 1854. 
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$. 1854. Der Betrag des zu vergütenden Scha⸗ 
dens ſelbſt muß entweder durch Vereinigung ſaͤmmt, 
licher Intereſſenten, oder durch die in den Geſe 
vorgeſchriebenen Beweismittel feſigeſetze werden. 

$- 1855. Schiffsproviſſonen, Geräthſchaften 
oder andre zur eigentlichen kadung nicht geßörende 
Sachen, werden nach dem gemeinen Werthe des 
Orts, wo fie wieder angeſchaft werden müſſen, ge⸗ 
ſchaͤhtz jedoch werden bey Geraͤthſchaften, und ſol⸗ 
chen Sachen, die durch den Gebrauch abgenutzt 
werden, nur Zwey Drittheile dieſes Werths in 
Rechnung gebracht. 

. 1856. Iſt der Körper des Schiffs ſelbſt be⸗ 
ſchaͤbdigt? fo mäffen die Ausbeſſerungskoſten durch 
den Anſchlag vereideter Sachverſtändigen feſtgeſetzt 
werden. 

. 1857. Eben dies gilt, jedoch unter der H. 1855. 
in Aufchung des Werths gegebenen Beſiimmung, 
wenn Schiffsgeraͤthſchaften nicht verloren, ſondern 
nur beſchaͤdigt worden. 

$. 1858, Sind Waaren verloren gegangen: fo. 
wird bey Beſtimmung ihrer Art und Quantität die 
Ebartepartie, das Connoiſſement, die Faktur, oder 
andere bey der Einſchiſfung geſchehene Declaration, 
zum Grunde gelegt. 

$. 1859. Kann dargethan werden, daß die An⸗ 
gabe bey der Einſchiffung zu boch geweſen jen: ſo 
iſt nur auf die erwieſene Art und Quantität zu 
ſehen. 

F. 1860. Dagegen weird auf die Behauptung 
des Eigenthümers, daß in dem verlornen Packe, 
Faſſe . f. w. mehrere oder beſſere Waare gewe⸗ 
fen, als angegeben worden, keine Rückſicht ges 
nommen. 


ie der 
das des 
9 
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§. 1861. Der Werth verlorner Waaren wird 
nach dem comptanten Marktpreiſe am Sofungsorte, 
zur Zeit der fofung, angeschlagen. 

F. 1852. Davon find jedoch die kleine Haveren, 
die Ausladungskoſten und andere Ungelder abzuzie⸗ 
ben, welche von der Waare, wenn fie wirklich an⸗ 
gelommen wäre, hätte entrichtet werden müſſen. 

gg. Die Fracht bingegen, wenn fie dem 
Scheffer bezahlt werden muß, kommt nicht in 
Abzug. 4 

$. 1864. Sind die verlornen Waaren, zur Zeit 
des Havereyfalls, durch Seeſturz oder andern Zu⸗ 
fall ſchon beſchaͤdigt geweſen; ſo werden fie nur nach 
dem Werthe, den ſie bey dem Verluste wirklich 
noch hatten, vergatet. 

$. 1855. Diefer Werth muß auf den Grund 

ü des Schiffets, und feiner beute, 
über den Z d der Waaren zur Zeit des Verluſtes, 
durch das Gutachten der Sachverſtaͤndigen billig be⸗ 
ſtimmt werde 

$. 1866. Sind Waaren nicht ganz verloren, ſon⸗ 
dern nur befcha fo werden fie auf g. 
me nſchaftliche Koſten öffentlich verkauft, und die 
daraus gelöferen Gelder dem Elgenthümer zugeſtellt; 
außerdem aber wird demſelben der Unterſchſed mit 
dem nach $. 1851: 1853. zu beſtimmenden Werthe 
vergütet. 

§. 1867. Iſt ſolchergeſtalt der Betrag der zu 


n pergütenden großen Haverey ausgemittet? fo muß 


derſelbe zwiſchen Schiff und ladung verhäͤltnißmäß⸗ 
ſig vertheilt werden. 

K. 1868. Zur Beſtimmung vieles Verhoͤltniſſes 
muß der W des Schiffes nebſt Zubehör nach 
demjenigen Zuſtande, in dem es aus der See ge⸗ 
kommen iſt, durch vereidete Sachverſlaͤndige ges 
ſchaͤtzt werden. 


9. 1869. 
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F. 1869. Die zur Fortſezung der Relſe oder zue 
Retour beſtimmten Mund: und Kriegbproviſionen 
kommen nicht in Anſchlag; wohl aber das durch die 
aurächselegte Reiſe verdiene Frachtzeld, nach Ab: 
zug desſenigen, was die Rheder daralls noch zu ber 
zaglen haben, beſonders der noch räckſtöndigen Heuer 
des Schuffers und des Volks, ingleichen des Bey⸗ 
trags zur kleinen Haverey. 

$- 1870. Nach dem ſolchergeſtalt ausgemittel⸗ 
ten Werthe des Schiffs wird deſſen Beytrag zur 
großen Haverey beſtimmt. 

H. 1971. In Abſicht der Ladung müſſen zuvhr⸗ 
derſt diejenigen Stucke abgeſondert werden, welche 
von dem Beytrage zur großen Haveren frey ſind. 

„ 7972. Dahin gehbren alle Waaren, w. 
erſt nach dem alte über den Bord des & 
ſchiffes gebracht worden. = 

§. 1873 diejenigen, welche zu der Zeit, 
da ſich der Have ereignet, am Beſtimmungs⸗ 
orte ſchon vom Borde des Hauptſchiſfes gebracht 
ſind. 

. 1874. Ferner die Heuer und Cauipage des 
Schiffers und Schiffsvolks; ſo wie auch diejenigen 
Waaren, welche duffelbe für eiane Richnung ver⸗ 
möge der ihm H. 1396. beygelegten Befugniß mit⸗ 
genommen bat. N 

H. 1875. Desgleichen die Kleidungsſtücke und 
Reiſebedürfniſſe des Paſſaglers. 

F. 1876. Hat ben einem Schiff 


pk 


H. 


ruche jemand 
nommen, und 


von kein Beytrag abge 

$. 1877. Ein Gleiches 
che Taucher, welche ein Beftachler für eigne 
Rechnung gedungen hat, herausgebrachten 
Waaren. 


$. 1878. 


Ton der 
Ladung. 
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6.1878, Außer vorſtehenden, müͤſſen alle im 
Schiffe befindlich geweſene Waaren und Effekten 
zur großen Haverey beytragen. 

§. 1899, Dieſes gilt ſowohl von den verloren 
gegangenen oder beſchädigten, und in der Berech⸗ 
nung als große Haverey vergäteten, als von den 
geretteten Waaren. 

§. 1880. Selbſt geworfene Waaren muͤſſen, auch 
bey der nachher wahrend der Meife ſich ereigneten 
Unglücksfällen, den Beytrag zur großen Haderey 
erlegen. 

F. 1881. Die Art und Quantität der geretteten 
Waaren wird nach Vorſchrift des F. 1858. lag. am 
genommen. 

K. 1882. Kann bargerhan werden, daß die Qua⸗ 
lität oder Quantitat einer Waare zu niedrig ange⸗ 
geben worden: fo muß die durch gerichtliche Beſt 
tigung auszumittelnde wahre Beſchaffenteit in An⸗ 
ſchlag kommen. 

F. 1863. Eben dies findet von denjenigen Waa⸗ 
ren ſtatt, worüber keine Connoiſſemente verhanden 


ind. 2 
d. 1884. Auch die Beſtimmung des Werths der 
geretteten Waaren geſchieht nach Vorſchrift des 
9.1861 1866. 
$. 1888. Wegen der bey einem Seewurfe un⸗ 
richtig angezeigten und verſchonten Waaren findet 
die Vorſchrift des H. 1966. Anwendung. 
$. 1886. Wagren, deren Werth, woͤhrend der 
Reiſe, durch innern Verderb, oder andre zur gro⸗ 
ßen Haverey nicht gehörende Ungluͤcksfälle, verrin⸗ 
gert worden, dürfen nur nach demjenigen Werthe 
beytragen, den fle zur Zeit der Sofung noch wirklich 
haben. 
H. 1987, Effekten, welche keinen gemöhnfis 
chen Marklpreis haben, find nach ihrem 9 
en 
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5 Werthe zur Zeit der loſung, durch bereidete 
achverſtändige zu ſchätzen. 

9 2888. Heimlich eingebrachte, ingleichen die 
in Abſicht der Art oder Quantität uncichtig decla⸗ 
rirte Waaren, werden nach dem höchſten zur lo⸗ 
ſungszeit am boſungsorte geltenden Preiſen ber 
rechnet. 

5. 1889. Der Empfänger folcher Waaren, von 

welchen ein Beytrag zur großen Haverey zu entrich⸗ 
ten iſt, haftet nach geſchehener Andeutung, für den 
feſtzuſctzenden Beytrag als Selbſtſchuldner. 
H. 1890. Er iſt verbunden, läͤngſtens binnen 
Acht Tagen nach der Ablabung, den Werth derſel⸗ 
ben, vorſtehenden Grundſäßen gemäß, genau und 
richtig anzugeben, und auf Etfordern eiblich zu er⸗ 
Härten, 

F. 1891. Sind ihm die Waaren zur weitern Spe⸗ 
dition überſchickt: ſo muß er fie nicht eher verſen⸗ 
den, als bis die vorgeſchriebene Angabe des Werts 
geſchehen it. 

H. 1992. Wird die Richtigkeit des angegebenen 
Werths bezweifelt: ſo können die übrigen Intereſ⸗ 
ſenten, auf Koſten des verlierenden Theils, eine 
gerichtliche Taxe durch vereidete Sachverſtaͤndige 
verlangen. 


9. 1693. Wer überführt wird, berſätzlich, oder 
aus grobem Verſehen, den Werth einer empfan⸗ 
genen Waare zu nedrig angegeben zu haben, fell 
don dem wirklichen Werthe vierfachen Beytrag ent⸗ 
richten, und die Koſten erſtatten. = E 

F. 1994. Wenn tolchergefialt die Summe, nach 
welcher ein jeder Intereſſent zu dem Havereyſchaden 
beytragen muß, ausgemittelt worden: fo $ ſchieht 
die Vertheilung des Beyrages unter die ſaͤmmtli⸗ 
chen Intereſſenten nach der Socieräteregel, 


$. 1895. 


Mt. Pon. 


der Parti, 
culairbabe, 


rey. 
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F. 1895, Wer den Hrernach auf ihn fall 
Beytrag verweigert, den kann und muß der & 
ner Verboftung, zu Beſtellunng hint, 

Sicherheit anhalten, oder die Waaten mit 


uch kann der Schiffer auf öffentlichen 
gerichtliche uf der Waagren, fo viel dazu nd⸗ 
thig it, antragen. 

F. 1897/ Das iff darf nicht eher aus dem 
Hofe gelaffen werden, als bis die Rheder ihren 
Beytrag zur Haverey davon entrichtet, oder hi 
reichende Schetheit dafür beſtellt heben. 

$. 1998. Den Vorzug des rücftänbiaem Bey⸗ 
trages zur f Havere 9 5 entſtehe 


ſten Theils 
8 Abſſcht des Schiffes, und die 
Prozeßordnung in Abſcht der Waren. 

H. 1899. Werden geworſene, oder ſonſt vern 
gläckte Güter, nach ſchon geſchloſſener Hoveren⸗ 
rechnung gerettet: fo muß der nach Abzug der Bet⸗ 
gungs- und andern Koften übrig bleibende Werth 
den Intereſſenten, nach Verhältniß ihrer Beytraͤge, 
wieder zu gute kommen. 

$. 1900. Alle übrige nach vorſtehenden Geund⸗ 
fäßen weder zur großen 979 zur kleinen Haverey ge⸗ 
hörende Schäden und Koſten, welche bey Gelegen⸗ 
heit der Schlfffahrt und Reiſe, das Schiff oder die 
fabung treffen, werden für parkieulaire oder beſon⸗ 
dre Haberey geachtet; und müſſen von dem Eigen⸗ 
thuͤmer der Sache, über welche fie ergangen find, 
allein getragen werden. 

$. 1901. Wenn alſo ein Schiff auf den Grund 
oder auf eine Klippe getathen iſt, und nicht durch 
das Abbringen ſelbſt beſchaͤdigt wird: ſo gehört die 
daraus entſtandene Beſchädigung zur beſondern 
Haverey; die Koſten aber, durch welche das Schiff 
befceyet wird, find große Haverey. 


$. 1902. 
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$. 1902. Wenn ein Schiff, oder deſſen Gieröth⸗ 
ſchaften, durch, Gewalt des Windes verdorben, 
oder verloren worden: jo iſt die daraus entſte. nene 


Beſchaͤdig ung ebenf lis beſondre Haverey; es märe 
denn, d 1 iffer, um Strand und Klappen 
zu ber ſchigt wäre, das Schiff zu pran⸗ 
gen. (8. 5 


8 
"1903. Wenn Koper oder Sterzuber Schiffs: 


geroͤchſchaften, umunjtion, oder lebensmittel 
vom Schiffe wegnehmen: fo trägt das Schiff den 
Schaden all 


n. 

9.5 1904. Eben fo trifft, wenn von Kapern oder 
Seeraͤubern Waaren aus bem Schiffe entwendet 
worden, der Verluſt die Eigeuthuͤmer der Warren, 

H. 1905. Em Gleiches findet ſtatt, wenn Waa⸗ 
ren bloß durch Sturm oder Seeſturz beſchädigt, 
verdorben, oder weggeſpält worden. 
$. 1906. Sind in einem neut 


botne Waaren der Sachen 
gehört der aus der Confiscation entſtehende Schade 
nicht zur großen Haverev. 

. 1907: Weſche Waaren und Sachen für vers 
boten zu achten find, wird unten (F. 2034. 49.) bes 
er 

$. 1908. Schiffer und Rheder, welche wiſſent⸗ 
lich, oder aus grobem Verſchulden, verbotne Waa⸗ 
ren oder Sachen eingenommen haben, find den übri⸗ 
gen Beſrachtern zum Erfahe des dadurch verurſach⸗ 
ten Schadens verhaftet. 

9. 1909. Haben aber die ubrigen Befrachter 
von der verbotenen Oualitöt Wiſſenſchoft, base 
fo muß, wenn Schiff oder kad alb ie 
bracht worden, ein jeder ſeinen Schaden 05 
tragen. x 
9. 1916: Entſteht Verfuft oder Schaden daher, 
weil ein Schiff wit mit den gehörigen Paͤſſen, 
Algen. Erlegb. ddl. Band. Rr Char te- 


Bon We, 


chi nee 
fr 
des andern Schiffers, auf einander anſegeln, oder 


and leber 
digen. 
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Chartepartie, Connoiſſements, oder ſonſt nörßigen 
Btiefſchaften verfeben iſt; ſo muͤſſen der 
und diejenigen, welchen die Beſorgung dieſer Erz 
forderniſſe obgelꝛgen hat, dafur bafte 

$. 1911. Wenn zwey unter Segel ſich befindende 
Schiffe, ohne grobes Verſchulden des einen eder 


ſtoßen; dergeſtalt, daß eins oder das andere, oder 
bende Schaden leiden: fo muß der beyderſeitige 
Verluſt und Schade berechnet, und zuſammenge⸗ 
ſchlagen werden 

9.5 1912, Von der ganzen Summe trägt jedes 
Schiff die Bolte. 

$. 1913, Iſt das Anz oder Ueberſegeln von ei⸗ 
nem der Schiffer vorſätzlich, oder durch grobe Schuld 
verurſacht worden: jo muß derſelbe feinen Schaden 
allein tragen, und dem andern Schiffe den ganzen 
erlittenen Schaden verguͤten. 

9. 1914. So weit, als der Schade aus dem 
Vermögen des Schiffers, ingleichen aus dem Schiffe 
und deſſen Frachtgeldern nicht erſetzt wird, iſt er als 
Particularhaverey zu betrachten. 

$. 1915. Eben dies finder ſtatt, wenn das Schiff, 
welches durch Zufall, oder grobe Schuld des Schif⸗ 
fers, ein anderes auf gedachte Art beſchaͤdit hat, 
nicht ausgemittelt werden kann. 

$. 1916. Wird ein vor Anker liegendes, oder 
am fande feſtgemachtes Sch fi 
den Schiffe bifchädigr: fo muß des letztern Scheffer 
allen verurſachten Schaden erſtatten; er lönnte denn 
nachweiſen, daß er durch einen ganz undermeidli⸗ 
chen Zufall zum Uns oder Ueberſezeln gendchigt 
worden; in welchem Falle die Vorſchrift 9. 19 11. 
1912. Anwendung finder. 

$. 1917. Hat in dieſem Falle der feſtltegende 
Schiffer der Gefahr ausweichen können, und es 
vorſatzlich, oder aus grober Schuld unterlaſſen: jo 

iſt 
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äft derſelbe zum Schadenserſaße nach $. 1913. ver⸗ 
haftet. 


F. 1518 kiezen zwey oder mehrere Schiffe vor Antreiben 
Anker, und komen einander gefährlicher Weiſe zu 11 el 
nahe: ſo muß der voranlie rende Schiffer, auf des 
andern Zuruf, den Anker lichten und ablegen. 


9. 192 leiches muß geschehen, wenn 
Schiffe in ſteben, durch Ablaufen des Waſ⸗ 
ſers auf den Grund zu gerathen. 

F. 190. Hat der voranliegende Schiffer disſe 


Vorſchriften v ich oder aus grober Schuld un⸗ 
befolgt gelaı jo muß er den ganzen dadurch ver⸗ 
aniajten Schaden erſetzen. zer 

F. 1921. leidet der Schiffer, welcher auswel⸗ 
chen ſell, bey dem Vir uche dazu, ohne fein grobes 
Verſchulden, ſelbſt Schaden: ſo kann er von dem 
Zuruſenden Vergütung fordern. 

$. 2922. Sit der Zurufende, bey dem Auswei⸗ 
chen, ohne grobes Verſchulden des andern beſchä⸗ 
digt worden: ſo bleidt der Ausweichende, von der 
Verantwortung frey. 

$: 1923. Werden zwey feſtliegende Schiffe durch 
Gewalt der Wellen, oder des Windes, dergeſtalt 
zuſammen gestoßen, daß eines oder beyde gequerſcht, 
gedrückt, oder ſonſt beſchädigt worden: jo finden 
die Vorſchriften . 19 11. Anwendung. 

$. 1924. Eben das gilt, wenn zwey feſtliegende 
Schiffe zu Einer Zeit loskommen, an einander trei⸗ 
ben, und dadurch bey einem oder beyden Schaden 
entſteht. 

$. 1925. Sit aber ein vor Anker liegendes Schiff 
wegen Untauglichkeit feiner Taue, odet ſonſt 
durch grobes Verſchulden des Schiffers, los und 
treibend geworden: ſo muß der Schiffer allen an 

Rr 2 den 
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den feſtliegenden Schiffen verurſachten Schaden 
erſtatten. 

$. 1926. Iſt hingegen ein Schiff ohne grobes 
Verſchulden des Schiffers los und treibend gewor⸗ 
den;: jo muß der Schade des Anſtoßens, nach den 
Vorſchriften H. 1911. gemeinſchaftlich getragen 
werden. 

9. 1927. Hat der antrelbende Schlffet dem feſt⸗ 
liegenden zugerufen, den Tau ſchießen zu laſſen, und 
letzterer 12 es nicht gethan, da es doch die Um: 
ſtaͤnde gestattet hätten: ſo iſt erſteret zur Entſchadi⸗ 
gung nicht verbunden. 

F. 1928. Sind in den . 1911. 1916. 1921. 1922. 
1923. 1926 beſchriebenen Fallen, auch die gelaber 
nen Waaren zu Schaden gekommen: fo kann der 
daran erlutene Verluſt bey der Schadenberechnung 
nicht mit in Anſchlag kommen, jonvern wird als 
particulaite Haverey betrachtet. 

F. 1929. Fällt nach obigen Grundſaßen die Ver⸗ 
guͤtung einem der Schiffer zur kaſt: ſo möffen, bey 
feinem Unvermdgen, deſſen Rheder, jo weit ihre 
Schlſfsporten reichen, den Ausfall vertreten. 

$. 1930. Sind berde Schiffer an dem einander 
zugefügten Schaden „ſchuld, ſo findet die Vorſchrift 
des Erſten Theils, Tit. VI. H. 22. ſtatt. 

9. 19 1. Ein ſolcher durch An⸗ oder Ueberſe⸗ 
geln, Antreiben und Stoßen entſtandener Unglücks⸗ 
fall, wenn er im Hafen geſchehen iſt, muß binnen 
Acht und vierzig Stunden nach dem Ereigniß, bey 
Verluſt des Rechts, den gehörigen Gerichten ange⸗ 
zeigt werden. 

F. 19 32. Geſchieht der Unglöͤcksfall auf der 
jo muß von jedem Schiffer die Vorſchrift des 
beobachtet werden. 

8. 193 3. Bey Stromſchiffen finden gleicht 
Grandſaße ſtatt. 


© 


. 1934. 
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H. 1934. Bey einer Verſicherung, oder Aſſeku⸗ 
ranz, übernimmt der Verſicherer, gegen Erhaltung 
einer gewiſſen Abgabe oder Prämie, die Vergil⸗ 
tung des aus einer beſtimmten Gefahr die verſicherte 
Sache treffenden Schadens. 

9.1938, Sit keine Prämie bedungen worden; fo 
wird das Geſchaft nicht als eine Aſſekuranz, fon 
dern als eine Schenkung betrachtet. (Erſter Theil, 
Dit, XI. $ 1089. 40.) 

8. 19 36. Mäfter und Schiffsklariter ſollen we⸗ 
der Schiffe, noch Schiffsparten, noch Kaufmanns⸗ 
guͤter und Waaren, bey Vermeidung der $. 1328, 
ET Strafe, auf eigne Rechnung verſichern 
laſſen. 

F. 1937. Schiffer und Schiffsleute duͤrfen über 
ihre Heuer oder Sohn keine Verſicherung nehmen; 
bey Verluſt des Rechts und der Prämie, deren dop⸗ 
pelter Betrag von dem Verſicherer zur Strafe an 
die Caſſe der Seearmen erlegt werden ſoll. 

$. 1938. Verſicherungen ertheilen, ſetzt noth⸗ 
wendig die Befugniß voraus, einen läftigen Ver⸗ 
trag zu ſchließen. (Erſter Theil, Tit. V. H. 11.) 

$. 1939. Makler, Schiffsklarirer und Abrech⸗ 
ner; öffentlich beftellte Diſpacheurs, Schadenta, 
toren, und richterliche Perſonen in Aſſckuranz 
tigkeiten, Vorſteber und Bedlente der Bank; Vi 
ſteher und Bediente der Aſſekuranzkompagnie; Offis 
cianten, ſowohl bey Landesberrlichen, als andern 
offentlichen Caſſens ingleichen Zoll⸗ und Accıieber 
diente, durfen für eigne Rechnung, weder unmit⸗ 
telbar noch mittelbar, Verſicherungen ertheilen, 


Rr 3 $. 1940. 
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F. 1940. Wird diesem Verbote zuwider scham- 
delt: fo iſt der Vertrag nichtig; die bedungene Praͤ⸗ 
mie fallt dem Fiskus anheim; und der unbefugte 
Verſicherer ſoll ſeines Amts entſetzt werden. 

Hat in ſolchem Falle der Verſicherte, 
91 ein Brlhulden, die dem Verſtcherer entge⸗ 

& ſchaft nicht gewußt: ſo haftet ihm 
Ingtscer 5 Enie 

$. 1942. W. 
ten Be 
ſondere ©: 


trag hat, für einen Dit 
en, darf dleſelbe ohne bes 

Auftragenden nicht ſelbſt 
ubernehm ls er die Prämie heraus⸗ 
geben muß, und für die uͤbernommene Gefahr nichts 
deſto weniger verhaftet i 

F. 1943. Einem jeden ſtetzt frey, Verſichetun⸗ 
gen da zu nehmen, wo er es am rathſamſten 
findet. 5 

. 1944 Die Rechte einer zu Verſſcherungen 
beſonders privilegirten Geſellſchaft ſind aus dem 
ihr ertheilten Privilegio zu beurtheilen. 

. 1943. Wer für fremde Rechnung Verſiche⸗ 
zung nimmt, muß dazu mit Vollmacht oder 
Auftrag verfchen ſeyn; widrigenfalls die De 
rung unguͤleig, und die bedungene Prämie ve 
len ist. 

F. 1948. Jedoch können Handlungsfaktoee und 
Diſponenten, auch. ohne beſondere Vollmacht, für 
Rechnung ihtes Prinzipals Verſicherung nehmen. 

. 1947. Sell ihnen dieſe Befugniß nicht zuſte⸗ 
hen: fo muß eine ſoſche Einſchraͤnkung gehörig be⸗ 
kannt gemacht ſeyn. (F. 503. 10d.) 

1948. Wer für fremde Rechnung ohne 

Spocialvollmacht zeichnet, boftet nut für ſelne 
Perſon. 

9. 7949. Eben dies, findet auch von Hand⸗ 


lungsfültecen und Diſponenten ſtatt, wenn fie 
nicht 
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nicht durch Specialvollmacht, oder Ein für allemal 
in ihrer Pieturg, dazu legitimirt find. 
9.1930 So wie jeder ohne Vollmacht im Na⸗ 
men eines Andern geſchloſſene Vertrag, durch deſ⸗ 
felben nac her Hingufonmmende Genehmigung zu 
Kröten gelangt: jo finder ein Gleiches auch bey 
dem Verſicherungsvertrage ſtatt. 
9. 1951. Einer ſtillchweigenden Genehmigung 
iſt gleich Au achten, wenn derjenige, in deſfen Na⸗ 
men die Berſicherung genommen oder ertheilt wor⸗ 
den, nach davon erlangter Wiſſenſchaft, binnen 
den im erſten Theile, Ti“, V. §. 95. 100. beſtimmten 
Friſten, keinen gerichtlichen Proteſt dagegen 
einlegt. 
F. 1952. Ueber alles, was der Gegenſtand eines Sroenfän 
rechtsgültigen Vertrags ſeyn kann, können auch chern 


Berfiherungen geſchloſſen werden. (Tg. J. Sit. V. del. 
8.39. faq.) 
F. 1953. Ide künftige Gofahe, die nicht mit 


verbotnen Handlungen verknüpft iſt, kann der Ver⸗ 
ſicherer übernehmen, 

9. 1954. Iſt eine Verficherung uͤber die Gefahr bey 
verbotnen Handlungen geſchloſſen worden: fo muß fer 
der Theil die gezeichnete Summe zur Strafe erlegen. 

$. 1955. Sind Waaren und Güter, welche wi: 
der die Sandesgefehe aus, ein „ oder durchgeführt 
werden ſellen, verſichert; fo iſt der Werficherte aller 
Vortbeile aus dem Vertrage verluſtig, und der 
Fisfus tritt an feine Stelle. 

$. 1986. Hat der Verſicherer wiſſentlich auf 
ſoſche Waare gezeichnet: fo wird er als Theil⸗ 
nehmer beſtraft, und die Prämie verfällt dem. 

kus. 
& $. 1957. Iſt die Verſicherung nur zum Theil 
auf dergleichen Waaren gerichtet; ſo beſteht fie in 
Anſehung der unverbotenen. 


Nr 4 9.7988. 


632 


Zweyter Theil. Achter Titel. 

F. 1958. Werden jedoch dieſe mit der verbote⸗ 
nen zugleich Fonfileirt, oder zur Bezahlung der ver⸗ 
wirkten Strafe verwendet: fo iſt der Verſicherer 
zur Vergütung nicht ſchuldig. 

F. 1959. In Kriegszeiten darf kein Unterthan 
auf Kriegsbedüefniſſe, die feindlichen Unterthanen 
gehören, oder ihnen ſonſt ee werden ſollen, 
Berfiherung geben. ($. 2034. iq 

§. 1960. Ein Gleiches sie bon lebensmitteln 
aller Art, die in feindliche Magazine, für feindliche 
Armeen und Feſtungen gehoren, oder datzin gelie⸗ 
fert werden ſollen. 

$. 1961. Jugleichen von allen Waaren und 
Sachen, worüber der Handel mit feindlichen Uns 
terthanen während des Kriegs verboten iſt. 

$. 1962. Hat jemand, dieſen Vorſchriften zus 
1 auf ſolche Sachen Verſicherung gegeben: ſo 
iſt det Vertrag ungültig. 

9. 1963. Hat er es wiſſentlich gethan; fo muß 
er die gezeichnete Summe dem Fiskus zur Strafe 
bezahlen. 

F. 1964. ft aber dem Verſicherer die verbotene 
Qualität der Waare nicht bekannt geweſe ſo iſt 
er nur die erhaltene Prämie an den Fiskus heraus⸗ 
zugeben ſchuldi, g. 

$. 1965. Die Strafe des Verſicherten iſt nach 
Vorſchrift des Criminalrechts zu deſtimmen. 

H. 1966. Der Anfang eines Kriegs wird von der 
Zeit an gerechnet, da die Sand- oder Seemacht ſich 
zu Kriegsoperationen gegen den Feind in Bewe⸗ 
gung ſetzt. 

$. 1957. Mur mit Bekanntmachung der geſchloſ⸗ 
ſenen Friedenspräliminarien wird ein Krieg für be: 
endigt geachtet. 

H. 1958. Jedermann kann fein eignes leben vers 


ſichern laſſen. 


$. 1968. 
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$. 1969. Auf einen durch Verbrechen verwirk⸗ 
ten Verluſt des lebens kann jedoch eine ſolche Ver⸗ 
ſicherung weder gegeben, noch gedeutet werden. 

$. 1970. Hat aber jemand das leben eines Dit; 
ten verſichern ſaſſen: fo haftet der Verſicherer für 
jeden auch von dem Dritten ſelbſt verschuldeten Ver 
luſt des lebens; wenn nicht das Gegentheil feſtge⸗ 
ſetzt worden. 

. 1971. Aeltern, Kinder, Ehegatten, oder 
Verlobte, koͤnnen für, eigne Rechnung das leben ihr 
rer Kinder, Aeltern, des andern Egegatten oder 
Verlobten, verſichern laſſen. 

$. 1972. Unter Kindern werden eheliche Des 
feendenten in aufſteigender finie uberhaupt verſtan⸗ 
den. (Th. I. Tit. I. H. 40. 41.) 

H. 1973. Außer dieſen kann niemand, zu feir 
nem eignen Vorcheile, auf das leben eines Druten, 
ohne deſſen gerichtliche Einwilligung, Verſicherung 
nehmen. 

§. 1974. Iſt dies dennoch geſchehen: ſo mut 
jeder, ſowohl der Verſicherer, als der Verſicherte, 
die gezeichnete Summe, zum Beſten der Armen, 
als Strafe erlegen. 

F. 1978. Auch die Freyhelt eines Menſchen kann 
gegen See- und Tuͤrkengefahr, barbariſche S. 
raͤubereyen, feindliche Aufbringung, oder Gefan⸗ 
genſchaft, verſichert werden. a 

$. 1976. Wird auf ſolche Art die Frenheit eines 
Dritten verſichert: fo iſt deſſen Einwilligung dazu 
nicht nörhig. 

$. 1977. Verſicherungen der Freyheit auf an⸗ 
dre Arten des Verluſtes, find unguͤltig, wenn der 
Dritte, deſſen Freyheit verſichert worden, nicht 
feine Einwilligung dazu gerichtlich ertheilt hat. 

$. 1978. Bey erfolgter Einwilligung aber fin⸗ 
det die Vorſchrift des H. 1970. ſtatt. 


Res 9. 1979. 


Wie weit 
Berſiche⸗ 
zungen ge, f. 
nommen 
und dege⸗ 
ben werden 
können. 
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§. 1979. Derjenige, welcher die loskaufung ei⸗ 
nes von Feinden oder Seeräubern Gefangenen 
uͤbernommen hat, kann ſich das tjegeld nebſt den 
Koſten wieder berſichern laſſen. 

$. 1980. Ein Bodmereygeber kann, auf den 
Betrag ſeines Capitals, nebſt kaufmaͤnniſchen Zins 
fen davon, und dee Aſſekuranzptämie, Verſiche⸗ 
rung nehmen. 

$. 195 1. Auch auf das den Schiffsleuten gege⸗ 
bene Handgeld, und die vorausbezahlte Heuer, 
kann von dem Rheder Verſicherung genommen 
werden. 
> H. 1992. Eben dies findet von Frachtgeldern 
tatt. 

§. 1963. Durch Werſicherungen muß der Ver⸗ 

ſicherte ſich nur gegen Schaden decken, nicht aber 
Bereicherung dadurch ſuchen. 

H. 1984. Mie mand darf eine Sache höher ver. 
ſichern laſſen, als bis zum gemeinen Werthe derſel⸗ 
ben, zur Zeit des geſchloſſenen Vertrages. (Th. I. 
Tit. — $. 111. 

F. 1988. Bey Verſicherung auf das Cased eines 
Schiffes, werden in deſſen Würdigung alle Unko⸗ 
len der Ausrhedung und Auschftung; die Previ: 
ſion; die vorausbezahlte Polkshener; und die Aſſe⸗ 
furanzprämie mit und eingerechnet; und der Werdh 
des Schiffes wird fo beſtimmt, wie er zur Zeit der 
Abſegelung wirklich geweſen iſt. 

$ 1986. Werden aber die Frachtzelder beſou⸗ 
ders verſichert: fo darf die Verſicherung des Case 
nur bis zu demjenigen Werthe, welchen das Schiff, 
nebſt Geräthe, ohne die Ausrüſtungskoſten, beym 
Abgange gehabt hat, geſchloſſen werden. 

F. 1987. Verſicherungen auf Waaren follen den 
Einkaufspreis nicht uͤberſteigen. 


$ 1958. 
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8. 1988. Jedoch kann der Verſichette alle Zelle, 
Abgaben und Uinkoſten zuschlagen, die er darauf 
bis zu der Zeit, da ſie wirklich an Bord gebracht, 
oder ſonſt abgeſendet find, hat verwenden en. 

F. 1989. Auch die Berſicherungsprömie ſellſt 
kann er mit in Anſchlag bringen. 

$ 1990. Eine Berſicherung auf Frachtgeld 
darf den Betrag der durch Connoiſſemente 
Charte Partie feſtgeſetzten Fracht, und der kleinen 
Haverey, nicht uͤberſteigen. 

F. 1991. Verſicherungen auf gehofften oder fo: 
genannten imasinairen Gewinn find nur in fo weit 
gültig, als fie ausdrücklich darauf geſchloſſen, und 
zugleſch der Gegenſtand, von welchem der Gewinn 
erwartet wird, beſtimmt angegeben worden. 


$. 1992. Verſicherungen auf das Beſtehen, 


Steigen und Fallen der Waarenpreiſe, find nur den 
Kaufleuten erlaubt. 


9.1993. Es muß jedoch dadurch keine dem ges 
meinen Weſen nachtheilige Preissteigerung beab⸗ 
ſichtiget werden. 

F. 1994. liegt dieſe zum Grunde: fo iſt der Ders 
trag ungültig; die Praͤmie verfällt dem Fiskus; 
und die Contrahenten muͤſſen nach Vorſchrift des 
Eriminalrechts beſtraft werden. 

H. 1993, Verſicherungen auf Intereſſe oder 
Michtintereſſe ſind auf keine höhere Summe gäftig, 
als das in der Police angezeigte Intereſſe wirklich 


er 


zeich 


Verbot 
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zeichnete Summe, von dem Verſicherer niemals 
vertreten werden. 

$. 1998. In fo weit Schiffe oder Güter bereits 
verbodmet find, ſollen fie von dem Bodmerey⸗ 
nehmer, bey Verluſt der bedungenen Prämie, 
und Nichtigkeit des Vertrages, nicht verſichert 
werden. 

9. 1999. Diejenige Summe aber, welche an 
dem vollen Werthe fehlt, ſo wie auch die Art der 
Gefahr, welche der Bodmereygeber nicht uͤbernom⸗ 
men hat, kann beſonders verſichert werden. 

v. 2000. Niemand ſoll über einen und eben den⸗ 
ſelb en Gegenſtand, auf deſſen nach §. 1984. (gg. zu 
beſtimmenden Werth, mehrere Verſicherungen 
nehmen. 

$. 2001. Wer Verſicherung ſucht, muß gewif⸗ 


„ ſenhaft anzeigen: ob und in welcher Art er bereits 


an einem andern Orte Verſicherung genommen, 
oder zu deren Schließung Ordre ertheilet habe. 

H. 2002. Wer bey einer ſolchen Anzeige eine 
vorſͤtzliche Unrichtigkeit, zum Schaden des Der: 
ſicherers, oder eines Dritten begeht, ſoll außer 
dem Berlufte feines Rechts aus den beyden oder 
mehrern Verſicherungen, als ein Betruͤger geſtraft 
werden. 

$. 2003. Iſt die Anzeige aus grobem oder maͤſ⸗ 
ſigem Verſehen unterlaſſen worden: fo bleibt nur die 
ältefte Verſicherung bey Kräften, und es muß 
nichtsdeſtloweniger die bey der jüngeren Verſiche⸗ 
rung bedungene Prämie bezahlt werden. 

$. 2004. Das Datum der geſchehenen Zeich⸗ 
nung beſtimmt, welcher Contrakt der ältere ſey, 
i auch die Police ein anderes Datum enthalten 
ſollte. 

F. 2008. Dieſe Vorſchrift findet in der Regel 
auch alsdann Anwendung, wenn die eine Verſſ⸗ 

cherung 
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cherung von dem Prinzipale ſelbſt, und die andre 
von dem Faktor geſchleſſen worden. 

$. 2006. Hat aber jemand cinem © 
ten Ordre eriheilt, Merficherung fuͤr 
men, und nachher ſich ſelbſt dardber Verſicherung 
ertheilen laſſen: fo wird auf das Datum der ger 
N Ordre geſehen. (Exfter Theil, Tit. NUR 
„ 88%, 


ſponden⸗ 


F. 2097. Hat ein Correfpondent ohne Ordre Der 
ſicherung für jemand genommen; dieſer aber, well 
es ihm unbekannt geweſen, einen folchen Vertrag 
ebenfalls aefchloffen: fo wird diejenige, welche zu⸗ 
letzt gezeichnet worden, tiſtornikt, . 

$. 2608. Iſt in vorſteh enden ollen, . 2003. (qq. 
durch den ältern Contraft eine Summe verſſchert, 
die den vollen nach $. 1984. (c, zu beſtimmenden 
Werth der Sache noch nicht erreicht: fo der 
zweyte auf das an dleſem vollen Werthe noch fehe 
lende Quantum; und in Anſehung des Ueberreſtes 
findet die Ruͤckforderung der Prämie nur in dem 
Falle des $. 20:7. ftatt. 

$. 2009. Sft ein Gegenſtand nur auf eine ge⸗ 
wiſſe beſtimmte Zeit verſichert: fo kann derſelbe, 
wegen Verlustes und Schadens, welche fich vor 
dem Eintritte dieſer Zeit, oder nach deren Ablaufe 
ereignen, anderweitig verſichert werden. 

$. 2010. Wenn elne Sache nur bis zu einem 
gewiſſen Orte verſichert worden: ſo iſt die fernere 
Verſicherung derſelben von dieſem bis zu einem an⸗ 
dern Orte zuläͤßig. 2 

„2011, Es iſt auch etlaubt, über die Zahlungs⸗ 
fahigkeit feines Verſicherers Verſicherung zu 
netzmen. 

H. 2012. Wird über das Vermögen des Verſi⸗ 
cherers vor beendigter Gefagr Com eröffnet: jo 
ficht dem Verſicherer frey, anderweitige Verſiche⸗ 
rung zu nehmen. 


§. 2013 
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g. 2013. Alsdann kann er die Prämie von dem 
erſten Berfccherer ohne Abzug zurückfordern, wenn 
h die bey der anderweitigen Verſicherung bes 
aten Pb geringer fen ſelce 
$. aa Er muß aber, bey Vermeidung der 
„beſtimmten Strafe, ſogleich, als er die 
ande eh ge Verfiherung ſucht, oder dazu Ordre 
giebt, den Cutator der Maſſe des erſten Verſſche⸗ 
ters e benachrichtigen. 

$. 2013, Will er bey dem Betrage bleiben: fo 
kann er, wenn der Verſicherer Ruͤckverſicherung ge⸗ 
nommen hatte, gegen Erſtes ung der dafür bezahle 
ten Prämie und Koſten, verlangen, daß ihm alle 
Rechte gegen den Räckverſicherer abgetreten 
werden. 

$. 2016. Der Verſicherer kann ſich die gezeich⸗ 
nete Summe, ganz oder zum Theil, von einem 
Andern wieder verſichern laſſen. 

H. 2017. Er muß aber außer den $. 2014, Sag: 
vorgeſchriebenen Pflichten, bey Verluſt jrines 
Rechts, ausdrücklich anzeigen, daß er eine Ruͤck⸗ 
verſicherung verlange. 

$. 2018. Die Ruͤckverſicherung kann auf das 
ganze verſicherte Quantum, mit Einrechnung der 
Peömie für die Afßekuranz, genommen werden. 

$. 2019. Zwiſchen demjenigen, welcher die Rͤͤck⸗ 
verſicherung nummt, ſeinem Verſicherer, fi 
den eben die X Hart, als zwischen den⸗ 
jenigen, welche die erſte Berſicherung geſchloſſen 
haben. 

$. 2020. Die Rechte und Verbindfi 
zwiſchen dem erſten Veiſicheter und Verſicherten, 
werden durch die Rüͤckverſicherung in nichts ger 
ändert. 


2021. Eben fo wenig andert ſich das Ver⸗ 


$ 1 
boͤlrniß des erſten Verſichere rs gegen ſeinen Ruck: 
verſicherer, wenn jener, ohne Genehmigung des 
letztern, 
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lehtern, ſich mit ſeinem Verſicherten über das bey 
encſtandenem Unglückefalte zu vergätende Quantum 
vergleicht. . 

J. 2022, Iſt aber dem erſien Verſicheret von 
ver liguden Bergütſaungsſamme etwas erlaffenz 
ſo kommt dieſes auch dem Mäaverſicheter zu 
ſtatten. 

F. 20235, Wird über des erſten Verſicherers Ver⸗ 
mögen Coneurs eröffnet: So muß der Rouͤckverſiche⸗ 
zer nichts desto weutzer an deſſen Eredicmaſſe eben 
fo die volle Vergutung bezahlen, als ob kein Con⸗ 
curs entſtanden ware. 

$. ag., Bey Schließung des Verſecherungs⸗ 
vertrages ſind beyde Theile zu beſondrer Treue, 
Redlichkeit und Aut ich. verpflichtet; und es 
finden die Vorſchriften des Erſten Theils, Tit. XI. 
$ 539. lad, Ahwendung. 

§. 20 Hat der Verſicherer, vor Schließung 
des Contrakes, get oder waheſchrinliche Mache 
richt, daß die Sache bereits in Sicherheit, oder 
die Gefohr, fur welche die VBerſicherung erthellt 
werden ſoll, ſchon ganz aberftanden ſey, erhalten, 
und diefeibe dem Verſicherten verſchwiegent ſo muß 
er die ganze Prämie zurückgeben, und den doppels 
ten Betrag derſelben zur Strafe erlegen. 

aon. ſchweigt der Verſicherte Umſtaͤnde, 
welche, nach dem vernünftigen Ermeſſen der Sach⸗ 
kundigen, auf den Entſchtuß des Verſicherers, ſich 
in den Vertrag einzulaſſen, haͤtten Einfluß haben 
lönnen; ſo iſt die Aſſekuranz unverbindlich, und 
die Prämie verfallen. 

d. 20 % Dagegen ſoll dem Verſicherten die Ent⸗ 
ſchuldigung, daß die erhaltene und verſchwiegene 
Nachricht noch unzuverlaͤßig oder zweifelhaft gewe⸗ 
ſen ſey, nicht zu ſtatten kommen. 

F. 2028. Kann er überführt werden „ vor 
Schließung des Contrakts, von einem die Sache 

betroffe⸗ 


pflichten 
der Contra 
bend vor 
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Schlieſung 
der Ber 
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betroffenen Ungluͤcksfalle ſichere Nachricht gehabt zu 
haben: fo ſoll er noch außerdem als Betrüger ger 
ſtraft werden. 

$. 2029. Wird die Verſicherung durch einen Bes 
vollmächtigten genommen: fo muß der Verſicherte 
deſſen Feber als ſeine eignen vertreten. 

$. 2030. Soll ein Schiff verſichert werden: fo 
muß der Verſicherte, bey Vermeidung der $. 2026. 
feſtgeſetzten Strafe, die Bauart, Gröge, und den 
gegenwärtigen Zuftand deſſelben, nach feiner beſten 
Wiſſenſchaft angeben; auch anzeigen: ob es von 
anderem als eichnem Holze erbauet ſey; die wle⸗ 
vielſte Reiſe es thue; und ob es mit den erforderli⸗ 
chen Dokumenten vollſtäͤndig verſehen ſey. 

H. 2031. Der Verſicherte muß ferner, bey glei⸗ 
cher Strafe, dafür ſorgen, daß das Schiff zu 
der vorhabenden Meile in tuͤchtigen Stand geſetzt, 
und gehörig ausgeruͤſtet werde. 

$. 2032. Iſt das Schiff ein genommenes oder 
Priſenſchiff: ſo muß er, bey gleicher Strafe, dem 
Verficherer eröffnen, ob es ſchon auf einer freyen 
Rhede, oder in einem freyen Hafen geweſen iſt. 

F. 2033. Soll eine Cascoverſicherung zu Ke 
geszeiten geſchloſſen werden: fo muß der Ver 
cherte getreulich angeben: ob auf dem Schiffe Waa⸗ 
ren oder Sachen befindlich find, welche für verbo⸗ 
ten geachtet werden, eder von den kriegfuͤhrenden 
Maͤchten dafür erklaͤtt worden. 

$- 2034. Verbotene Waaren find grobes Che 
ſchuͤtz und die dazu gehörende Ammunition, "Gras 
naten, Bafſonette, Flinten, Karabinekt, Piſtolen, 
Kugeln, Flintenſteine, kunten, Pulver, Salpe⸗ 
ter, Schwefel, Picken, Söbel, Degen, Sättel, 
Hauptgeſtelle, Zelte, und was ſonſt durch beſon⸗ 
dere Verträge zwiſchen den verſchiedenen Nationen 
einzunehmen verboten iſt. 


F. 2035. 
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$. 2035. Bon Sachen dieſer Art darf in der 
Regel kein Kauffartheyſchiſk in Kriegszeiten mehr 
einnehmen, als zur eigenen Bedürfniß erfordert 
wird. 

H. goss. Maften, Schiffholh, Taue, Stgel⸗ 
tuch, Hank, Pech, Korn und andere Mehle, 
die in Kriegsbeduͤrfnuſſe verwandelt werden koͤn⸗ 
nen, ingleichen Pferde, gehören nicht unter die 
verbotenen Güter, 

F. 2037. fand: oder Geeofficiere und Solda⸗ 
ten der kriegfügrenden Machte ſollen von neutralen 
Schiffen nicht an Bord genommen werden. 

H. 2038. Von dem Schiffsvolke darf böchſtens 
nur der Dritte Theil zu einer der kriegfährenden 
Matlonen gehören. 

$. 2039. Jede ladung eines neutralen Schiffes, 
die in einen delagerten, blockleten, oder nahe ein⸗ 
geſchloſſenen Hafen gebracht werden ſoll, iſt für 
verbotenes Gin zu achten. 

H. 2040. In wie fern ein Platz vb 
eingeſchloſſen zu achten ſey, iſt nach Vorſchrift des 
Erſten Theils, Tit. IX, $. 219. zu beurtheilen, 

$. a0. Hat der Verſicherte von dergleichen 
Contrebandewaaren etwas verſchwiegen: ſo iſt der 
Vertrag, in fo welt als aus dieſer Qualität der 
Waaren ein Schade en'ſtetzt, für den Verſicherer 
unverbindlich, und der Verſicherte muß gleichwohl 
die Prämie bezahlen, 

$. 2042: Eben ſo muß, bey Waarenverſicherun⸗ 
gen, zu Kriegszeiten genau angezeigt werden: 
ob unter dem verſicherten Gute, oder ſonſt auf dem 
Schiffe, dergleichen verbotene Stücke befindlich 
ind. 

k F. 2043. Der Verſicherte muß ferner anzeigen: 
Diff mit oder ohne Bedeckung und Con⸗ 
auch wo es darunter kommen, oder dazu 


ſtoßen fe 
Augen. Gef 


Ss $. 2044 
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H. 2044. If die Anzeige unterblieben: ſo haf; 
tet der Verſicherer nicht, wenn das Schiff auf der 
Reife zur Convoy genommen wird. 

F. 2045. Sell ein bereits abgeſegeltes Schiff, 
oder deſſen kadung, verſichert werden; fs muß der 
Verſicherte den Ort und die Zeit der Abſegelung, 
ſo wie din Dre der Beſtimmung, fo weit ihm dieſe 
Umſtäͤnde bekannt ſind, rrealſch anzeigen; auch alle 
ihm davon zugekommene Nachrichten und Zeitun⸗ 
gen vollſtaͤndig mittheilen. 

$. 2048. Sollen Wagren gegen Seegefahr vers 
ſichert werden; und es befinden ſich ſoſche darunter, 
die leicht dem Verderben ausgeſeßt find: jo muͤſſen 
dieſelben nach ihrer Beſchaffenteit und Quantität 
genau angegeben werden. 

$. 2047. Fur verderbliche Waaren ſind zu ach⸗ 
ten, Getreyde und alle Saͤmercyen; alle Salze, 
als Zucker, Syrup, Vitriol, Alaun, Pot- und 
Weldaſche; e, getrocknete, und eingemachte 
Feuchte und Kräuter, Blumenzwiebeln und Wur⸗ 
zeln: alle getrocknete Gallerte, vornehmlich deim 
und batritzenſaft; alle Arten von Gummi; Roſi⸗ 
nen, Wein, Del, Flachs, Hanf, Kaͤſe, Welle, ger 
trocknete Fiſche, Heringe, Pelzwerk, ungechrertes 
Tauwerk und Kabelgarn, kaͤnſtliche Inſtrumente, 
Papier und Bücher. 

$. 2648. Siud dergleichen Waaren nur unter dem 
allgemeinen Namen von Kaufmannsgütern, Schiffs⸗ 
ladung, u. d. m. mit begriffen worden: ſo iſt der 
Verſicherer einen aus der verderblichen Quali⸗ 
rät entſtehenden Schaden zu verguͤten nicht vers 
bunden. 

$. 2049. Ein Gleiches gilt, wenn Sklaven oder 
lebendige Thiere nicht angegeben, ſondern nur unter 
allgemeinen Ausdruͤcken mit in die Verſicherung 
gezogen worden. 


9. 2050, 
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HK. 2050. Bey Versicherungen über das leben 
eines Menſchen muß vorzüglich deſſen Alter, Ge⸗ 
ſundheitszuſtand, und Gewerbe angejsiat werden. 

„2051. Soll jemandes Freyheit verſichert were 
den: fo ik beſonders die genaue Anzeige daniber 
nothwendig, ob er in einer für feine Perſon gefähr⸗ 
lichen Unternehmung begeiffen jen, oder dergleichen 
vorhabe. 

F. 2052, Wer die Fracht von Salz, oder ander 
ten dem Schmelzen unterworfenen fofe ins Schiff 
geladenen Waaren verſichern laßt, muß ausdrück⸗ 
lich anzeigen: ob die Fracht für das eingenommene, 
oder für das auszultefernde Maaß feſtgeſetzt ſeyz 
widrigenfalls das letztere angenommen, und nur 
darnach die Vergütung aeleiftet wird. 

F. 2053. Werden Waaren, Mobilien und Ef⸗ 
fekten gegen Feuersgefatr verſichert: fo muß der 
Verſicherte die Qualltaͤt dieſer Sachen getreulich 
anzeigen. 

$. 2054. Sind Schießpulver, Schwefel, Sal⸗ 
peter, Heu, Stroh, ungedroſchenes Getreyd' 
bafsblärter, Hanf, Flachs, Heede, get 
Tauwerk, Pech, Teer, Talch, Terdentindl und 
Thyran darunter befindlich: fo müſſen fie, bey Ver⸗ 
luſt des Rechts und der Plaͤmie, ausdrücklich bes 
nannt werden. - 

$. 2055. Gold, Silber, Gold und Gilserger 
fhire, Juwelen, Porkllain, Emallle, Spiegel, 
Glaſer, Gemäͤhlde, Kupferſliche, Cabinette vom 
Antiquitäten, Naturalien oder Kunſtſachen, Zeich⸗ 
nungen, Banknoten, Pfandbriefe, Wechſel oder 
andere Schuldverſchreibungen, Contrakte oder 
Schriften, Handlungsbuͤcher und Rechnungen, 
ingleſchen Moventien (Th l. Tit. II. §. 17.) find 
nicht für verſichert zu achten, wenn ſie nicht aus⸗ 
druͤcklich genannt, und die Verſicherung darauf mit. 
gerichtet worden. 


Ss 2 $. 2056. 
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| $. 2056. Ferner muß derjenige, welcher Ver- 
I ſicherungen gegen Feuersgefahr ſucht, gewiſſenhaft 
angeben: ob die Sachen in feuerfeſten Gebäuden 
II 1 werden, und ob fie gefährliche Nachbar⸗ 
ſchaft h. 
9. SIEH Feuerfeſte Gebäude find ſolche, wel⸗ 
che von allen Seiten maſſive Mauern und Schorn⸗ 
Reine haben. 
F. 2058. Ein Gebäude, welches ganz oder zum 
‘ Theil mit einer leicht brennbaren Materie, als 
Schindeln, Bretter, Stroh, Rohr, Schilf u. d. 
m. gedeckt iſt, kann für feuetfeſt nicht geachtet 
I werden. 
| d 2059. Für gefährliche Nachbarſchaft wird 
| gehalten, wenn im Gebäude ſelbſt, oder in einem 
der drey naͤchſten Höuſer, welche das verſicherte 
Gebaͤnde umgeben, gefährliche Gewerbe getrieben 
werden. 
$. 2060. Ferner, wenn in einem dieſer Gebäude 
feuerfangende Sachen in größerer Quantitat, als 
zum gewöhnlichen Wikthſchaftsgebrauche erforder⸗ 
lich iR, aufbewahrt find. 
Desgleichen, wenn eins der drey nähe 
e das Haus, worin ſich die vers 
befinden, umgeben, mit leicht 
n ganz oder zum Theil gedeckt 


Gefährliche Gewerbe find Puloermüh⸗ 
ieferepen, Vitriol⸗ und Salmiat Fa⸗ 
rehen, chemiſche laboratoria, 


müde, Rupferläuitede, Elk: 
de, Dehillareurs, Brauer, 
Bäcker, „Seifenſieder, 
100 lichtgießer und Töpfer. 


s leicht feuerfangende Sachen Mer, 
4. nannten betrachtet. 


9. 206 


\ K. 2064 
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F. 2064. Jeder Verſicherungsvertrag, welcher Korn des 
zwiſchen Königlichen Unterthanen, oder in hicfigen Coattatis, 
landen zwiſchen Königlichen Unterthanen und Fre 
den geschlossen wurd, muß bey -Strafe der Unzältige 
keit ſchriftlich abgefaßt werden. 


$. 2065. Wird eine Versicherung durch Mökler 
geſchloſſen: fo vertritt der aus ihrem Journale zu 
ertbeilende Auszug die Stelle des schriftlichen Con⸗ 
trakts. 

. 2066. Sobald ſolchergeſtalt der Contrakt ge⸗ 
ſchloſſen iſt, muß der Verſicherer, gegen Bezahlung 
der betungenen Prämie, ben Verſicherungsbrief, 
oder die Police, nach den feſtgeſeßten Bedingungen 
ausfertigen und unterſchreiben. 


8.2067. Verzögert der Verfiherte, nach Em: 
pfang der Police, die Aushändigung der Prämie 
über Vier und zwanzig Stunden: jo kann er dazu 
im Wege des executſviſchen Prozeſſes angehalten 
werden. 

$: 2068. Iſt keine beſondere ſchriftliche Verab⸗ 
redung vorbergegangen: fo wird der Contrakt in 
Anſehung eines jeden Verſicherers fuͤr geſchloſſen 
geachtet, ſobald derſelbe den Verſichetungsblief 
oder die Police unterzeichnet hat. 

$. 2069. In der Police muß der Name des Erforden 
Verſicherten ausgedrückt ſeyn. Allee 

$. 2070. Ein Commiſſionair, der Waaren auf ) Name 
fremde Rechnung verſendet, kann die Verſtcherung cherten; 
auf feinen, oder auf des Eigenthuͤmers Namen 
schließen. 

H. 2071. Nur Kaufleuten ift erlaubt, mit Ver⸗ 
ſchweigung ihres Namens, unter dem Ausdrucke: 
An Zeigern dieſes, oder fuͤr Rechnung des, dem es 
angeht, Verſicherung zu nehmen. 

$. 2072. Soll aber demnächft der Verſicherer 
Vergulung leiſten: fo kr verlangen, d 

S 
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cherte genannt, und vollſtändige Legitima⸗ 
beigebracht werde 

Die Police muß ferner den Gegen 
ne der Verſicherung nach denjenigen Kennzei 
chen, die ihn von audern hinlänglich unterſcheiden, 
enthalten. 

$.2074. Bey Sesverſſcherungen muß der Ma⸗ 
me des Schiffers und Schiffes genannt ſeyn. 

$. 2075. Wied aus Itethum der Name des 
Schiffes ganz unrichtig angegeben; fo iſt die Ver⸗ 
ſicherung ungültig, und die Prämie muß ohne Abs 
zug zuroͤck gegeben werden. 

9: 2076. Zi aber der Verſicherte durch eignes 
grobes oder mäßiges Verſehen in einen ſolchen Itr⸗ 
thum gerathen: jo kann der Verſicherer den bey 
dem Riſtorno ſtatt findenden Abzug machen. (Th. I. 
Tit. IV. §. 79.) 

$.2077. Ein Irtihum in Mebenbenennungen 
ſchadet nicht; auch hat es keinen Einfluß, wenn 
dem Schiffe nachher, ohne Betrug, ein anderer 

Name gegeben worden. 

$ 2078... Wird die Größe und Beſchaffenheit 
des Schiffes wneichtig angegeben; und dadurch 

Verſicherer veranlaßt, die Gefahr fuͤr geringer 
en, als fie wirklich iſt; fo tritt die Vorfchrift 
des $. 2076. ein. 

9. 2079. Eben dies findet flatt, wenn der Nas 
me des Schiffers unrichtig angegeben worden. 

$. 2080. Will jemand Waaren, die er aus 
weit entlegenen Gegenden erwartet, verſichern laſ⸗ 
ſen, bevor er den Namen des Schiffs und 
Schiffers erfahren hat: ſo kann zwar der Contrakt 
über Güter in ungenannten Schiffen geſchloſſen 
werden; 

$. 2087. Der Verſicherte muß aber in dieſem 
Falle dafur forgen, daß alle Umſtaͤnde, wodurch 
dieſe Beſtellung von andern gleicher Art che 

ie: 
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ſchieden werden kann, fo genau als möglich ausge⸗ 
drückt werden. 

$. 2082. Beſonders iſt die Qualität der Waare; 
wo möglich auch die Zahl der Packen, Kiten oder 
Fiſſer mit ihren : der Ort det Abſendung; 
der Name des Abſenders; das Datum der Beſtel⸗ 
lungsordre und des Advisbriefs, in der Police zu 
bemerken. 

. 2083. Sobald det Verſicherte, nach gezeich⸗ 
neter Police, von dem Namen des Schiſfers und 
Schiffis, welches die Wagren überbringen foll, 
Nachricht erhält, muß er, bey Strafe doppelter 
Prämie, dleſelbe dem Berſicherer unverzüglich mit⸗ 
fheilen. 

F. 2084. Bey Stromverſicherungen muß der 
Schiffer, und bey tandverficherungen der Fuhr⸗ 
mann, oder die Poſt, mit welchen die Mer: 
ſendung geſchehen iſt, in der Polizey benannt 
werden. 
$. 2085. Wird das leben, oder die Fteyheit 
s Dritten berfichere: ſo muß deſſen Vor- und 
ſchlechtsname, oder der Geſchlechtsname und 
Karakter deſſeben, oder ein anderes deutliches 
Kenazeichen, wodurch er ſich von anderen Perſonen 
gleiches Namens unterſcheidet, in der Police aus⸗ 
gedruckt werden. 

$. 2086. Bey Feuerverſicherungen iſt der Ort 
und die lage des Gebäudes, worin die verſicherten 
Sachen ſich befinden, zu benennen. 

J. 2087. Haben die Eontrahenten den Werth 
des verficherten Gegenſtands unter ſich beſtimmt: 
fo muß ſelbiger in der Police angegeben ſeyn. 

$. 2098. Es muß ferner die Verſicherungsſum: e) Betrag 
me genau beſtimmmt werden. 3 

F. 2089. In ollen Fällen, wenn das leben oder (name 
die Freyhelt eines Menſchen verſichert wird, muß 
im Contrakte genau feſtgeſetzt ſeyn, was der Ver⸗ 

Ss 4 ſicherer 


ei 
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1 ſicherer zu bezahlen oder zu leiſten habe; widrigen⸗ 
1 falls der Contrakt ungültig iſt. 

$. 2090. Zeichnen mehrere Verſicherer Eine und 

IN eben diefelbe Police: ſo muß jeder von ihnen bey 

1 ſeiner Unterſchrift bemerken: auf welches Quantum 
IN} er die Verſicherung übernehme: 

0 $. 2091. Iſt dies unterblieben, und von keinem 

das Verſicherungsquantum beſtimmt: ſo haften ſie 


dasjenige , was an der Verſicherungsſumme noch 
fehlt. 

| Dtm F. 2094, Sowohl die Art, als die Dauer der 
übernommenen Gefahr, muß nach iheem Ans 
fange und Ende genau beſtimmt werden. 


* > 
I $ 2095: Zu dem Ende muß bey See- und 
0 Strombsrfiherungen der Ort der Ein + und, Aus: 


| ſammtlich als Selbſtſchuldner. 
N $. 2092. Hat aber der Eine oder andere das 
DVerfiherungsquantum beſtimut: ſo haftet jeder 
il für das Duantım ſeines nächſten Vormannes. 

J. 2093. Wird dadurch die 
| ſumme uͤberſchritten: fo haftet der letzte nur für 


ladung oder Beſtimmung, desgleichen, ſo viel als 
Kan auch die Zeit der Abſegelung angegeben 
ſeyn. 

60 F. 2096. Uebernimmt der Verſicherer nur eine 

} gewiſſe Art der Gefahr! fo muß dieſelbe deutlich 

N angegeben werden, 

unter. $- 209. Zuletzt muß in der Police auch der 

zeichnung. Ort, wo fie gezeichnet worden, Ingleichen die Uns 

1 terſchrift des Verſicherers, beygefuͤgt werden. 

\ F. 2098. Haben Mehrere auf Eine Police ge⸗ 

t zeichnet; und Einer derſelben bat. das Datum nicht 
beygeſetzt; ſo wird derjenige Tag angenommen, 
weichen fein nächfter am Orts befindlicher Vormann 
deigefuͤgt hat. 


d 2099. 
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45 95 Besen Bm 1 Unterſchrift des Verficherers 
wa . 77. E je . 
eben aden, e ken kf. 
En 11 05 f 1 5 ien des Verficherers und Yrihten 
em C. kte fü ja 
VV 
F. 2101. Abweichung von der Regel, Neben⸗ 
bedingungen, und Einſchroͤnkungen, ſind nur in 
fo welt gültig, als fie in der Police, oder bey der 
Zeichnung, ausdruͤcklich bemerkt worden. 

9.2102. Iſt darin etwas dunkel oder zwey⸗ 
deutig: ſo wird jederzeit angenommen, daß die 
Contrahenten in fo weit von den allgemeinen ge⸗ 
wellen Vorſchriten nicht haben abweichen 

H. 2103. Die der Police eingeräcte Clauſel: 
frey von Haverey, bat die Wirkung, daß der 
Verſicherer, außer dem Beytrage zur großen Has 
vetey, für keine partikulaire Beſchaͤdigung, ſon⸗ 
dern nur alsdann haftet, wenn bie verficherte 
Sache ganz oder zum Thell verloren worden. 1 

F. 2104. Der Verſichette iſt hauptſöchlich zur Figiten 
Entrihtung der verſprochenen Prämie verbunden. Arne 

K. 2105. Ein Commiſſtonair, welcher nicht » in 
auf den Namen der Committenten, ſondern auf ME 
ſeinen eignen Verſicherung nimmt, haftet für die 
Prämie als Selbſtſchuldner. 

$ 2106. Der Verſicherer iſt aber auch befugt, 
die Prämie, wenn er will, von dem Committenten 
ſelbſt zu fordern. (Th. J. Tit. XIII. H. 88. faq) 

$ 2107 Die Prämie kann in Gelde, oder auch 
in andern erlaubten Vorthellen, die dem Verſicherer 
eingeräumt werden, beſtehen. 

H. 2108. Soll bey Seeverſicherungen, im Fall 
das Schiff mit Convon gienge, ein Theil der Prä⸗ 
mie zurückgezahlt, oder im Falle das Schiff ohne 
Convoy glenge, bie s e erhöͤbet werden 1. 8 
Se 5 muß 


de 


m — 
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muß dieſes ausdrücklich fefigeftgt ſeyn ; widrige 
falls weder Verminderung noch Erhöyung der Prö⸗ 
mie 5 att findet. 

F. 2109. Iſt keine fpätere Friſt Feftseieht: fo 
muß die Zahlung der Prämie bey Aushändigung 
der unterzeichneten Police erfolgen. 

$. 2110. Wird die Zahlung verzögert: ſo kann 
der Säumige dazu, binnen Dleoßtg Tagen nach 
der Zeichnung, im Eprkutinprogeffe angehalten 
werden; und muß zugleich von der Prämie Eins 
vom Hundert monathlich an Zinſen bezahlen 
G. 2067.) 

F. 2111. War die Prämie nicht in Gelde be⸗ 
dungen: fo wird ſtatt der Zinſen das volle Intereſſe 
vergütet. (Th. 1. Tit. V. §. 287.) 

$. arı2. Iſt die Verſicherung durch einen Mäk⸗ 
ler geſchloſſen worden: jo haftet dieſer fur die 
Prämie nur alsdann, wenn er fie ausgehändigt er⸗ 
halten hat, 

$. 2113. In dieſem Falle muß er die Prämie 
unverzuͤglich abliefern; und wird, wenn er damit 
zögert, außer der Verbindlichkeit zur Entrichtung 
der Zünfen, oder des Intereſſe, ſeines Moͤklerlohns 
für das Geſchaft verluſtig. 

Lu, Her der Werfherer in de Pole 
ſelbſt über den Empfang der Prämie quittitt : ſo 
fell ihm dieſe Quittung nicht im Wege ſtehn, wenn 
er die Prämie innerhalb Dreyßig Tagen nach der 
Zeichnung gerichtlich einfordert. 

$. 2118. Entſteht Concurs uͤber das Vermo⸗ 
gen des Verſicherten: ſo hat der Verſicherer, we⸗ 
gen der noch unbezahlten Prämie, vor Ablauf 
der Dreyßig Tage, das Vorzugsrecht der Zwey⸗ 
ten; nach Ablauf derſelben aber das in der Con⸗ 
cursordnung näher beflimmte Vorrecht der Vier; 
ten Claſſe. 

F. 2116. 
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§. 2115. Jedoch kann auch im letzten Falle, 
wenn ein Schade vergütet werden muß, die rück 
ſtandige Prämie, nebſt Zinfen oder Inkereſſe, das 
von abgerechnet werden. 

. 2117. Wihrend der Verſicherungszeit dorf 
der Verſſcherte, bey Verlust feines Rechts, nichts 
vornehmen, oder durch Andere vornehmen laſſen, 
wodurch die Umſtaͤnde, unter welchen die Verſiche⸗ 
rung geſchloſſen worden, zu des Werficherers Mad 


tbeil geändert werden, oder feine Gefahr vergrößert 
wird. 


9. 2118. Ereignen ſich Vorfälle dieſer Art, ohne 
Burhun des Verfiherten: fo muß er die erhalte⸗ 
nen Machrichten, bey Verluſt feines Rechts in 
Anſehung aller nachher ſich ereignenden Ungluͤcks⸗ 
fälle, dem Verſicherer binnen der im Erſten Theile 
Tic, V. $. 94, ad. beflimmten Friſten mittheilen; 
auch zur Abwendung des daraus entſtehenden 
Nachtzeils, ſchleunig zweckmäßige Vorkehrungen 
treffen. 

F. 2119. In fo weit der Verſicherte, oder def 
fen Commiſſionair, durch eigne Schuld oder Mach⸗ 
lͤͤßigkeit, irgend einigen Schaden veranlaßt ha⸗ 
ben, iſt der Verſicherer zu deſſen Verguͤtung nicht 
verbunden. x 

$. 2120, Welchen Grad des Verſehens ein 
Verſicherter zu vertreten habe, iſt nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften des Tit. V. F. 278. fag. zu 
beurtheilen. £ 

$. 2721. Soll bey der Seeverſicherung ein 
Schiff unter Convoy gehen; und der Verfiherte 
veranlaßt, daß es ohne Convoy ſegelt, oder fpä- 
ter, oder an einem andern Orte, als er angezeigt 
bar, dazu ſtoßt: fo haftet der Verſicherer für keinen 
Schaden, zu deſſen Abwendung die Convoy be: 

ſtimmt war, 
9. ata2. 


b) beo now 
ashenden 
Berdudes 
fungen. 
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F. 2122. säft, bey Seeverſicherungen, der Vers 
ſicherer die Miſſe ohne Neth, oder ohne Einwilll⸗ 
gung des Vorſicherers veklaͤngern, verkürzen, 
oder fonft verändern: oder das Schiff nach andern, 
als den in der Police benannten Häfen und Dertern 
fegein; To IR die Aſſekuranz erloſchen, und die Praͤ⸗ 
mie verfallen. 

$ 2123. Die Aſſefuranz erlöſcht jedoch nur 
von dem Zeitpunkte an, da das Schiff, wegen der 
verndert u Beſtummung, feinen kauf wirklich ge⸗ 
aͤndert hat. 


H. ala. Mechen Seeſturm und Ungewitter, 
Verfolgun 117 ‚Beinen odet Näubern, oder ans 
dere unvermeßsliche Zufälle, eine Veränderung ber 
Miiſe nothwendig: ſo muß der Verſicherte, ſobald 
er ſolches in Erfahrung bringt, den Verſicherer da⸗ 
von binnen ger im Exften. Tele, Tit. V. $. 95. lag. 
beſtimmten, Friſt benachrichtigen. 


21275, Iſt dieſes geſchehen: fo bleibt, der 
veränderten Umſtande ungeachtet, die Verſicherung 
bey Kräften. 

H. 2126. Wird die Reiſe zwar nicht verändert; 
aber ohne Schuld des Verſicherten bis zu einer ges 
faͤhrlichen Jahreszeit aufgeſchoben: fo muß er, ſo⸗ 
bald ihm dieſes bekannt wird, dem Verſicherer da⸗ 
von Nachricht geben. 

9.227. Verſaͤumt er dies: fo iſt die Verſiche⸗ 
rung erfofchen und die Prämie verfallen. 

F. 2128. IA aber die Anzeige zu rechter Zeit 
geſchehen: ſo bleibt der Verſicherer zwar an den 
Contrakt gebunden; kann jedoch eine berhält: 
nißmaͤßige Erhöhung der bedungenen Prämie 
fordern. 

$. 2129. So viel möglich, muͤſſen die Parteyen, 
gleich in der Polier, den Betrag der zu erhöhenden 
Prämie im Voraus feſtſetzen. 


g. arge. 
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. 2130. Bey dem Mangel einer ſolchen Be⸗ 
ſtiminung, und wenn die Jukereſſenten uber den 
Betrag der Zulage ſich nicht vereinigen können, 
muß ſelbige durch vereidete, von beyden Theilen 
zu ermählende Sachverftändige, nach „demjenigen 
Satze beſtimmt werden, der zur Zeit des wirklichen 
Ayrities der Reſſe am Otte der Berſicherung 
gangbar iſt. 

. ar3 1. Die Erhöhung der Prämie findet bes 
fonders ſtatt, wenn bel einer vor dem Ein und 
zwanzigſten Junius geſchkoſſenen Cascoverſiche⸗ 
rung, das Schiff am Vierzehnten Tage nach dem 
Ein und zwanzigſten Junius noch nicht ſegelfer⸗ 
tig iſt. 

. 2132. Bey einer nach dem Ein und 
zwanzigſten Junius geſchloſſenen Verſicherung, 
werden die Vierzehn Tage vom Ablaufe der in der 
Police beſtimmten kadungszeit an gerechnet. 

9.2133. Dieſe Grundsätze finden auch bey 
Verſicherungen einer ganzen Schiffsladung ſtat 

H. 2134. Bey Verſicherungen über Stückgüter 
hingegen , ſie mögen vor oder nach dem fängfien 
Tage geſchloſſen ſeyn, werden Vier Wochen von der 
Zeit an gerechnet, da mit der Ladung angefangen 
worden. 

H. zs. Hat der Verſicherte durch feine 
Schuld die Abreiſe fo lange aufgeſchoben, daß die 
Gefahr bey derſelben vermehrt iſt: ſo muß er, bey 
Verlust feines Rechts, den Verſicheret davon noch 
vor dem wirklichen Antritte der Reiſe benach⸗ 
richtigen. 

$. 2136. Alsdann haͤngt es von dem Verſiche⸗ 
rer ab, gegen eine verhältaiß mäßige Erhohung 
der Prämie bey dem Contrakte zu bleiben, oder das, 

iſtorno ftatt finden zu laſſen. 

F. 2137. Will er das Letzte wah ſo muß 
er ſich binnen der im Erſten Theile, Tit. V. 9. 94. 
bis 
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bis 102. beſtimmten Friſten darüber erklaren; wi⸗ 
drigenfalls er an den Contrakt gebunden iſt, und 
nur eine verhältnigmäfige Erhöhung der Prämie 
fordern kann. 

F. 2136. Haben mehrere Verſicherer die Voice 
zu beſondeen Antheilen gezeichnet: fo läuft einem jez 
den dieſe Friſt von Zeit der ihm geſchehenen Ver 
kanntmachung; ohne Untecſchled: ob fie gemeine 
ſchaftlich, oder ein jeder nur für ſeinen Ancheil ges 
zeichnet haben. (Th. I. Tit. V. 9. 438.) 

$. 2139. Eben dieſe Vorſcheift §. 2124 und 
2135. findet ſtatt, wenn vor der Abreiſe das Schiff 
oder der Schiffer verändert wird. 

§. 2140. Bleibt von den verficherten Waaren 
ein Theil zurück: ſo muß der Verſicherte, ſobald er 
es in Erfahrung bringt, dem Verſicherer davon 
Nachricht geben. 

H. 2141. Geſchiehet dies: fo finder, nach Ver⸗ 
haͤltniß der zurüͤckgebliebenen Waare, das Riſtor⸗ 
no ſtatt. 

$. 2142. Hat aber der Verſicherte dieſe An⸗ 
zeige in Zeiten zu thun unterlaſſen: ſo kann er 
von der Prämie nichts abziehen, oder zurück 
fordern. 

$ 2143. Sollen die verficherten Waaren nach 
der Abrede in verſchledene Schiffe geladen werden; 
und der Verſicherte beſchließt, fie ſaͤmmtlich nur 
mit Einem Schiffe zu verſenden: ſo muß er den 
Verſicherer von dieſer Aenderung noch vor dem Abe 
gange des Schiffes benachrichtigen. 

F. 2144. Hat er dies unterlaffen: fo haftet der 
Verſicherer nur für dieſenigen Guter, melde nach 
der Abrede in das abgeſegelte Schiff haben geladen 
werden ſollen; und gewinnt dennoch die ganze 
. 

K. 2145. Iſt aber die Anzeige zu rechter Zeit 
geſchehen; 255 bat der Verſicherer binnen der 

9. 2137. 
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$ 2137. vorgeſchtiebenen Friſt die Wahl: ob er 
ben der Perſicherung bleiben, oder davon ganz abs 
gehen wolle. 


$ 2145. Waͤhlt er letzteres: ſo findet das Ri⸗ 
ſtorno ſtatt. 


$. 2147. Eben dies gilt, wenn der Verſicherte 
Waren, die nach der Abrede mit Einem Schiffe 
verſendet werden ſollen, in mehrere Schiffe ver⸗ 
theilt, und den Verſicherer noch vor der Abſegelung 
davon benachrichti 

F. 2148, Iſt dies aber unterblieben fo haftet 
der Verſicherer nur für denjenigen. Theil der 
Ware, welcher in dem durch die Police benann⸗ 
ten Schiffe wirklich abgegangen iſt, und gewinnt 
die ganze Prämie, 

$. 2149. Hat der Verſicherte Waaren, die ber 
reits an Bord gebracht worden, ohne Moih tier 
der aus oder umladen laſſen: ſo haftet der Ver⸗ 
ficherer, weder für die Koſten, noch für die Schoͤden, 
welche bey einer ſolchen Gelegenheit entſtanden find. 


$. 2150. Hat, bey Verſicherungen auf Fracht: 
gelder, der Verſicherte den Einladern die Warren 
gegen einen Theil der Fracht zurückgegeben; fo 
kann er von dem Verſicherer für den Ausfall keine 
Vergütung fordern. 
$. 2151. Wird er wegen der Zurüͤckgobe be⸗ 
langte fo muß er binnen der H. 2137. beſtimmten 
Feiſt, mit dem Verſicherer über die Fortſetzung des 
Pro zeſſes Ruckſprache halten, und deſſen Wellen, 
befolgen. 5 
2152. Hat jemand ſein eignes leben ver⸗ 
ſichern laſſen: ſo hoͤrt die Verſicherung auf, wenn 
er ohne des Verſicherers Einwilligung außer Euro⸗ 
da, oder in den Krieg, oder zur See geht, oder 
ſonſt eine für fein leben gefährliche debensart er 
greiftz 
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greift; es ſey denn, daß die Verſicherung auf dieſe 
Fͤͤlle ausdruͤcklich gerichtet worden. 


$. 2153. Giebt aber der Verſicherte noch in Zei⸗ 
ten dem Verſicherer von einem ſolchen Vorhaben 
Nachricht: fo findet für die noch nicht abgelaufene 
Zeit das Riſtornd ſtatt. 

$. 2134. Hat ſemand das leben eines Dritten 
verſichern laſſen: ſo heben vergleichen Vorfälle an 
und fur ſich den Contrakt nicht auf, wenn fie ſich 
ohne Zuthun des Verſicherten ereignen. 

F. 2185, Gleiche Grundſaͤtze finden bey Verſiche⸗ 
rung der Freygeit ſtatt. 

F. 2156. Bey Feuerverſicherungen haftet der 
Verſicherer für keinen Schaden, der von dem Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt, deſſen Ehegatten, Kindern, oder 
Enkeln verurſacht worden. 

. 2157. Wird ein Theil der verſicherten Sache 
an einen andern als den in der Police beſtimmten 
Oct der Aufbewahrung gebracht: jo hort die Ger 
fahr des Verſicherers in ſo weit auf, und er behält 
dennoch die ganze Prämie. 

$. 2158. Wird aber des Verſicherten Wohnung, 
oder der in der Police beſtimmte Ort der Aufbe⸗ 
wahrung fümmtlicher verſicherlen Sachen veräns 
dert: jo muß dieſes, bey Verluſt des Rechts, 
dem Verſicherer ſchleunig bekannt] gemacht wer⸗ 
den. 

$ 2159. Alsdann hat der Verſſcherer inner⸗ 
halb der % 2137. beſtimmten Feift die Wahl: ob 
er den Contrakt fortſetzen, oder davon abgehen, und 
nach DVerbältmß der noch nicht abgelaufenen Zeit, 
das Riſtotns ſtatt finden laſſen wolle. 

$ 21604 Wenn durch Veraulaſſung des Ver⸗ 
ſicherten eine gefährliche Nachbarſchaft entſteht; fo 
iſt der Verſicherer den daraus bande 
Schaden lulcht verhaftet. 


9. 2767. 
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$. 2161. Ein Gleiches finder ſtatt, wenn die 
gefäßrtiche Mochbrrſcgaft en 1 8 5 rſicher⸗ 
ten Zutzun eneſtanden ist, derſelbe aber die davon 
erhaltene Nachricht dem Verſicherer nicht binnen der 
F. 2137. beſtimmten Friſt m etheilt hat. 


$. 2162. IR die Anzeige gehörig geschehen: fo 
hat es bey der Vorſchriſt des $, 2159. ſein Ber 
wenden. 
; F. 21763. Eine Veränderung in der Perſon des 
Eigenthümers der verſicherten Sache, andert nichts 
in der Verſicherung, wenn nicht damit zugleich eine 
Veränderung des Orts, der Aufſicht, der Art der 
Aufbewahrung, oder der Nachbarſchaft verbun⸗ 
den iſt. 1 
$. 2164. Sobald der Verſicherte in Erfahrung H len ene 
Bringt, daß der Gegenſtand der Verficherung ver geen 
unglückt oder beschädigt fen, muß er, bey Verluſt chaten. 
feines Rechts, den Verſicherer binnen der H. 2137. 
beſtimmten Friſt davon benachrichtigen; und ſich 
über die ferner zu treffenden Maastegeln mit dem⸗ 
felden beraihſchlagen, auch nach deſſen Anweiſung 
verfahren. 
$ 2165: In der Zwischenzeit muß er alles, was 
zur Abwendung oder Verminderung des Schadens 
gereichen kaun, vorkehren. 4 
8. 2166. Er ift [doch at, von dem Verſi⸗ 
cherer dazu einen verhältnißmäßigen Vorſchuß zu 
fordern. 
$. 2167. Sind Schiffe oder Waaren aufge 
bracht, oder in Beſchlag genommen worden: ſo 
muß der Verſicherte deren Freygebung betreiben, 
und wenn darüber ein Conſtscationsprozeß entſteht, 
während deſſelben für die ſichere Aufbewahrung der 
Güter bis zum Austrage der Sache ſorgen. 


Auugem Geſetzb. Ill. Band. Tt $. 2168. 
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$. 2168. Sind verderbliche Waaren unter dem 
aufgebrachten verunglückten, oder beſchaͤdigten 
Gute: fo muß er den offentlichen Verkauf verfelben 

bewirken. 
1 $. 2169. In jedem Falle, wenn er die Vergü⸗ 
tung eines Schadens fordert, muß er darthun, 
daß die verſicherten Stucke wirklich der Gefahr aus: 
| gesetzt geweſen find; daß und welche davon beſch 
digt oder verloren worden; und wie viel der daran 
entſtandene Schade mit Inbegriff der Koſten be⸗ 

trage. 
H. 2170. Nur von dem Nachweiſe des Werths 
iſt der Verficherte frey, wenn derſelbe ſchon in der 
Police beſtimmt worden; jedoch ftehi je: 
j rer der Beweis offen, daß diefe Taxe mehr als Zehn 
| Procent über den nach $. 1984. gg. zu beſtimmen⸗ 
den vollen Werth betrage. 

11. Dich $. 2171. Die Hauprpfliche des Verſſcherers ber 
ten der Ver, ſteht in der Vergütung des Schadens, welchen die 


fiherens. derſicherte Sache bey der uͤbernommenen Gefahr er⸗ 
litten bat. 
1 leit der $. 2172. Iſt die Dauer der Gefahr in der 


hann. Police nach Tagen, Monalzen, oder Jahren ber 
ſtimmt: ſo ist fie nach dem Calender zu bes 
rechnen. 

$. 2173. Die Tage werden von Mitternacht bis 
Mitternacht an dem Verſicherungsorte gerechnet, 
ohne auf die Zeit des Sonnenauf⸗ oder Untergan⸗ 
ges Mückſicht zu nehmen. 

F. 2174. Die Dauer einer ſolchen beſtimmten 
Verſicherungezeit kann durch keine Zwiſchenföͤlle, 
von welcher Art ſie auch ſeyn moͤgen, unterbrochen 
werden. 

2175. Geht bey Seeverſicherungen von der 
beſtimmte Zeile verſicherten Sache gar 
ſo wied angenommen, daß 

ein 


auf e 
keine Nach 
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ein Unglücksfall daran während des faufes; der Ber 
ſicherungs zeit geſchehen ſey, 

$. 2176. Iſt die Berſicherung ſo geſchloſſen, daß 
die Gefahr von einem beſtimmlen Tage anfangen 
ſoll; das Schiff aber von diefem Tage ſchon in 
See gegangen, und nachber nichts weiter von 
ihm gebört worden; ſo muß der Verſicherte dar 
thun, daß ſelbiges erſt nach dieſem Tage verun⸗ 
glüct ſey. 

$. 2177. Iſt die Verſicherung dergeſtalt ge⸗ 
ſchloſſen, daß ſie erſt von einem auf der Reiſe des 
Schiffs gelegenen zum An oder Einlaufen ber 
stimmten Ort anfangen ſoll; das Schiff aber iſt die⸗ 
ſen Ort vorbey gefegelt; fo haftet der Berficherer 
nicht für den Schaden. 

$. 2178. War aber der Ort nicht zum An oder 
Einlaufen beſtimmt, ſondern nur als ein Punkt im 
Wege des Schiffes, von welchem die Verſicherung 
gelten ſolle, angegeben: fo haftet der Berſicherer für 
den Schaden, ſobvald das Schiff dieſen Ort vorbey 
geſegelt iſt. 

F. 2179. Iſt wegen des Anfangs der Gefahr in 
der Police nichts beſtimmt: ſo wird, bey einer Cas⸗ 
coverſicherung, der Verſicherer von dem Augen⸗ 
blicke an verhaftet, da der Schiffer Ladung oder 
Ballaſt einzunehmen anfängt. 

H. 2180. War die Verſicherung bloß auf die 
Hinteiſe geſchloſſen: fo dauert die Gefahr des Vers 
ficherers bis zur Ankunft am Beſtunmungsorte, 
und daſelbſt geendigten loſung. 

2181. Nimmt jedoch das Schiff aufs neue fas 
dung ein; fo endigt ſich die Gefahr, ſobald mit der 
neuen ladung angefangen worden. 

F. 182. Iſt das Casco auf die doppelte Reiſe 
verſichert: ſo dauert die Gefahr durch die Zeit, 
watzrend welcher das Schiff auf die Ruͤcklabdung 

Ita wartet, 
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wartet, bis zur gerndigten fofung der Retour⸗ 
fracht. 

H. 2783. Geht die Verſicherung des Casco bloß 
auf die Nückreiſe: fo fangt ſich die Gefahr an, fer 
bald der Schiffer Räckladung einnimmt, wenn 
auch die überbrachte Fracht noch nicht vollig gelo⸗ 
fer wäre. 

F. 2184. Bey verſicherten Wagren und Gütern 
nimmt die Gefahr ihren Anfang, ſobald jedes Pack, 
Faß, oder Kiſte, über den Bord des Schiffes ges 
langt, oder zum Behufe der Einſchiffung in Leiche 
tere Fahrzeuge geladen worden. 

F. 2185. Die ahr hört auf, ſobald jedes 
Stuͤck unmittelbar vom iffe, oder von den zur 
koſung gebrauchten Fahrzeugen, am Beſtimmungs⸗ 
orte gelandet iſt. 

F. 2:86, Der Verſicherer iſt daher verhaftet, 
wenn die Waaren in Quarantainchäufer, gebracht 
werden muͤſſen, und daſelbſt Schaden leiden. 

$ 2187. liegen jedoch die Quatantainehäufer 
dergeſtalt auf dem feiten kande des Beſſimmungs⸗ 
ortes, daß kein weiterer Transport auf der See 
erfordert wird: ſo haftet derjenige, welcher bloß auf 
Seegefahr gezeichnet har, fir keinen in dieſen Haus 
ſern vorgefallenen Schaden. 

$. 2188. Auch haftet der Verſicherer, wenn bey 
dem Ein⸗ oder Ausladen das Hebezeug oder der 
Windetakel zerbricht, und dadurch die verſicherten 
Wagren Schaden leiden. 

H. 2189. Die loſung muß moͤglichſt beſchleunigt, 
und ohne erhebliche Hinderniſſe deren Beendigung 
nicht über Funfzehn Tage nach der Ankunft verzö⸗ 
gert werden. 

F. 2190. Selbſt im Falle erheblicher Hinder niſſe 
haftet der Verſicherer nicht länger, als Ein und 
zwanzig Tage nach der Ankunſt. 


$. 2ıgr. 
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9.2191. Eben dieſe Srundſeßze (h. 2 194. g) fin 
er bey Verſicherungen auf Frachtgelder Anwen⸗ 
ung. 

$. 2192. Iſt auf das Casco allein gezeichnet, 
ohne ausdrücklich zu beſtimmen, daß die Gefahr 
nur auf die Hinreiſe eingeſchräukt ſey; fo geht die 
Verſicherung auf die doppelte Meife. 

. 2193. It guf Waaren allein ohne ſolche Ber 
ſtimmung gezeichnet; verſteht ſich die Verſiche⸗ 
rung nur von Einer Reiſe. 

9. 2194. Dies gilt auch bey Verſicherungen auf 
Frachtgelder. 

§. 2198. Iſt auf Cases und Waaren zugleich 
ohne weitere Bestimmung gezeichnet: ſo geht die 
Verſicherung, auch in Anjehung des Casco, nur 
auf Eine Reiſe. 7 

§. 2196. ind in der Police mehrere Beſtim⸗ 
mungswoͤrter durch den Beyſatz „und“ mit einander 
verbunden; fo hat der Verficherte die Wahl: ob 
und wie viel er von der kadung an jedem Orte ab⸗ 
ſetzen will. 

9.2197. Der Vorſicherer haftet alsdann fo lange, 
bis die ganze Ladung an einem oder mehreren die⸗ 
ſer Oerter geloſet iſt. 


$. 2198. Sind aber die mehrern befiimmten 
Oerter durch den Beyſatz „oder“ verbunden: fo 
muß der Verſicherte an einem derſelben die ganze 
ladung loſen. 


9.2199. Setzt er an einem derſelben ohne Noth 
nur einen Theil der Ladung ab: fo iſt der Verſiche⸗ 
rer für den Uleberreſt der Waaren, und bey Casco⸗ 
verſicherungen, für. die nachherigen Beſchaͤdigun⸗ 
gen nicht weiter verhaftet. 


$. 2200, War zur Zelt der gezeichneten Po⸗ 
lie das verſicherte Schiff oder Gut bereits verun⸗ 
glaͤckt oder beſchaͤdigt, und der Merficherre hat 


Tt 3 davon 


662 Zweyter Theil. Achter Titel. 


kavon Nachricht gehabt: ſo finden die Vorſchriſten 
$.2026+2028. Anwendung. 

. 2201. Ob er dergleichen Nachricht gehabt 
babe, daruber kann der Verſicherer eidliche Angabe 
von 


n fordern. 

H. 22 Kann nicht ausgemittelt werden, daß 
der Versicherte bereits Nachricht gehabt; er harte 
aber dergleichen ſchon haben können : fo iſt den⸗ 
noch der Verſicherer fur einen ſolchen Verluſt 
nicht verhaftet; ſondern es finder das Riſtornd 


2203. Ob der Verſicherte einen vor Zeichnung 
der Police ſich ereigneten Unglücksfall babe wiſſen 
koͤnnen, muß nach dem Zeitverlaufe beurtheilt wer⸗ 
den, binnen welchem eine Nachricht vom Orte des 
Ereigniſſes, bis zu demjenigen, wo die Verſicherung 
geſchloſſen worden, gelangen kann. 

F. 2204. Dabey wird auf den gewöhnlichen lauf 
der Poſten Rückſicht genommen; im zweifelhaften 
Folle aber werden Zwey Stunden auf jede dennſche 
Meile gerechnet. 
og. Muß die Nachricht ganz oder zum Theil 
kommen; jo iſt in ſo weit diejenige Zeit 
n, binnen welcher ein Paketboot die Reiſe 
hnlich zu machen pflegt. 
e ſich der Ungläcksfau auf offer 
d für den Jwiſchenraum, vom 
Otte des „bis an den nöchſten Handels: 
pla, von welchem die Nachricht hat gegeben wer⸗ 
den können, eine verhäftnißmäfige Zeit, nähmlich 
Zwey Stunden auf die Meile gerechnet. 

$. 2297. Kann nach vorſtehenden Grumdfäßen 


See ereigne 


nicht ausgemittelt werden, daß der Berficherte vor 
Zeichnung Police von dem ſich ereigneten Un⸗ 
gläcksfolle Nachricht haben können: ſo iſt Verſiche⸗ 
tung . 
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$. 2208. War jedoch das verſicherte Schiff oder 
Gut zur Zeit der Zeichnung ſchon über die gewöhn⸗ 
liche Zeit ausgeblieben: fo haftet der Verſicherer 
für die vorher ſich ereigneten Unglücksfälle nur als⸗ 
dann, wenn der Verſicherte alle zu Feiner Wiſſen⸗ 
ſchaft gelangcen Umstände redlich angezeigt hat, 
und der Contrakt ausdrücklich auf alle gute und 
ſchlimme Zeitungen geſchloſſen worden. 


$. 2209. Iſt bey See: und Strotmverſicherun⸗ Art der Ger 
gen keine beſondere Art der Gefahr beſtimmt, für Mir 
welche der Verſicherer nur haften folk: fo trifft ihn 
jeder Schade, den die Sache durch Aufere Vorfälle 
leidet. 

$. 2270, Dahin gehört beſonders Sturm, Un⸗ 
gewitter, Schifforuch, An⸗ und Ueberfegelung, 
Triebeis, Strandung, Brand, Repreſſallen, feind⸗ 
liche Aufbringung, oder Pländerung von Krleges⸗ 
ſchiffen, Kreuzern, Kapern und Secräubern; Dieb⸗ 
ſtahl und dergleichen. 

$ 2211. Hat das Schiff nach der Police unter 
Convoy ſegeln follen: iſt aber durch Wind und Wet 
ter zu ihr zu ſtoßen verhindert, oder von ihr getrennt 
worden: fo muß der Verſicherer auch die Folgen ei⸗ „ 
nes ſolchen Zufalls tragen. 

J. 2212. Iſt das verſicherte Schiff oder Gut wegen 
des von einem Dritten, der die Stelle des Verſi⸗ 
cherten nicht vertritt, ohne des letztern Vorwiſſen 
getriebenen Contrebandehandels, unrichtiger Dies 
claratſon, Einlaufens in verbotene Häfen, ober 
ſonſtiger Uebertretung der vorhandenen Geſetze 
und Ordnungen, angehalten und eingezogen 
worden: fo muß der Verſicherer für den Scha⸗ 
den haften. 

F. 2213. Sind die verſicherten Waaren ſelbſt, 
wegen eines dem Verſicherten unbekannt gewe⸗ 
ſenen Verbots, außerhalb kaudes confisciet wor⸗ 

Te 4 den: 
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den: ſo haftet der Verficherer dafür nur in dem 
Falle, wenn das Verbot während der Reiſe ergan⸗ 
gen ift. 

. 2214. Doch muß der Verſicherte zuvor auf 
Erfordern eidlich erhäcten, daß er weder von einem 
ſchon vorhanden geweſenen, noch von einem bevor⸗ 
geſtandenen Verbote Kenntniß gehabt habe. 

$, 2215. Allet Schade, welcher dem verſicher⸗ 
ten Gute durch Schuld der Rheder, oder eines 
Dritten, der nicht die Stelle des Verſicherten vers 


tritt, o des letztern Zuchun entſteht, muß von 
dem Ver welcher dagegen 
feinen Regreß an den Urheber des Schadens zu nehs 
men hat. 


K. 2216. Ferner haftet der Verſicherer für allen 
Schaden, der dem verſicherten Schiffe oder Gute, 
durch des Schiffers, der Steuerleute, oder des 
Volks Unerfahrenheit, Unvorſichtigkeit, Nachlaß ig⸗ 
keit, Muthwillen oder Bosheit zugefügt wird; in 
ſoweit der Verſicherte aus dem Vermoͤgen des 
Schuldigen, und aus dem Schiffe, nebſt der Fracht, 
feine Befriedigung nicht erlangen kaun. 

$. 2217. Dabin gehört beſonders, wenn das 
Schiff übel verſehen und gedichtet, oder die Guͤter 
ſchlecht geſtauet, oder durch darauf gelegte naſſe 
und fließende Waaren verdorben ſind. 

$. 2218. Hat jedoch ein Rheder bey der Aus⸗ 
wahl des Schiffers ein grobes Verſehen begangen: 
fo kann er von feinem Verſicherer keinen Erſatz 
der durch den Schiffer verurſachten Schaͤden 
fordern. 

H. 2219. Eben dies findet ſtatt, wenn ein Be⸗ 
frachter ben Auswahl des Schiffes ein grobes Ver⸗ 
ſehen begangen hat. 

F. 2220, Der Verſicherer eines Casco iſt nicht 
zum Erſatze verbunden, wenn die Schiffsaeräche 
ſchäͤften während der Meife durch den ordenili⸗ 


chen 
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chen Gebrauch brechen, oder abgenutzt und verulch⸗ 
tet werden. 

$. 2221. Dahin gehöre auch das Brechen der 
Maſten oder der Taue, ingleichen der Verluſt der 
Anker oder Segel, wenn der Schaden nicht Durch 
Sturm, oder ſonſt durch außerordentliche Zufälle 
veranlaßt wird. 

$. 2222. Eben fo haftet der Verſicherer bey 
Waaren und Gütern für keinen Schaden, der aus 
der natürlichen Befchaffenkeit felbft, aus ihren in⸗ 
nern Fehlern und Mängeln, und aus der ſchlechten 
Fuſtage oder Emballage entſſeht. 

L. 2223: Wenn alfo Weine ſauer werden; Oele 
verderben, Fruͤchte faulen oder ſonſt umkommen; 
Getreyde oder Kaſtanien ſich anſtecken z oder die 
Waare durch innerlich erzeugtes Ungeziefer beſchä⸗ 
dist wird: fo trifft der Schade den Verſicherten 


allein. 

! 4, Eben dies gilt von einem durch, An⸗ 
freſſen, Benagen und Zernichten, von Mäufen, 
Matten oder anderem Ungeziefer verurſachten 
Schaden. 

$. 2225. Iſt aber die Reiſe durch Zufall unge⸗ 
wöhnlich verzögert worden; fo muß der Berſiche⸗ 
rer auch dergleichen bey verderblichen Waaren aus 
ſolchem Aufenthalte entstandenen Schaden 
tragen. 

F. 2226, Ferner haftet der Verſicherer nicht, 
wenn Weine, Oele, oder andere fluͤßige Waaren 
verlecken, obne daß dieſes eine Folge vom Stoßen 
des Schiffes, von Stranden, oder von einem an⸗ 
dern Unglücke iſt. 

F. 2227. Bey Megerſklaven haftet der Verſiche⸗ 
rer nicht für das leben derſelben, wenn fie an Krank⸗ 
beiten ſterben; oder ſich ſelbſt umbringen; oder 
eine Revolte anfangen, und dabey Schaden 
leiden. 


Tt 3 . 2228: 
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K. 2228. Ohne ausdruͤckliche Abrede darf der 
Perſicherer den aus dem Fallen der Preiſe entſtehen⸗ 
den Nachtheil nicht vetgüten. 

F. 2229. Auch ſolchen Schaden, der durch die 
große Havereyberechuung wirklich verguͤtet wird, 
darf der Verſicherer nicht uͤbernehmen. 

$. 2230. Dagegen muß er aber den etwanigen 
Ausfall, ſo wie auch den Beytrag, welcher von 
der verſicherten Sache zur großen Haverey hat eut⸗ 
richtet werden müffen, vergüten. 

H. 2237. Außer dem Schaden, muß der Verſi⸗ 
cherer zugleich für alle beſondere und extraordinaire 
Koſten haften, welche der verſicherten Sache we⸗ 
gen vorgefallen find, und durch die groß! veren 
nicht vergütet werde 

$. 2232. Der Verſicherer eines Schiffes muß 
die liegekoſten vertreten, wenn das Schiff, ohne 
Beranl ug der Rheder oder Beftachter, durch 
höhere Wacht angetzalten, oder auszulaufen verhin- 
dert worden. 

F. a2 3. Eben fo muß, bey Waaren, ein Ver⸗ 

ſicherer fuͤr die Schäden und Koſten haften, we 
durch das Umladen der Waaren entſtanden 
im Fall dies Umladen durch einen Zufall, oder durch 
die Schuld des Schiffers oder ſeiner keute vreur⸗ 
ſacht worden. 
2234. 9 5 chlich aber muß der Verſiche⸗ 
rer diejenigen Koſten vertreten, welche bey ſich er⸗ 
eignetem Uugluͤcksfalle, zum Beſten der er 
ten Sache verwendet werden müſſen. 

§. 2235. Bey Feuerverſicherungen haftet der 


Verſicherer für allen Feuerſchaden, welcher der ver⸗ 


ſicherten Sache, ohne Verſchulden des Verſicher⸗ 
ten ſelbſt, deſſen Ehegatten, Kinder oder Enkel, 
verurſacht wird. 


$. 2236. 
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F. 2236. Er haftet auch alsdann, wenn das 
Feuer durch Verſchuldung der Hausgenoſſen und 
Domeſtiken des Vetſicherten eniſtanden iſt. 

$. 2237. Unter Hausgenoſſen find. alle diejeni⸗ 
gen zu verfkehen, welche in den Gebäuden, wo dle 
verſicherten Stucke aufbewahrt werden, ihren Auf⸗ 
enthalt haben. 

$ 2238. Geſchwiſter, und entferntere Der: 
wandten des Verſicherten, werden zu den Haus⸗ 
genoſſen gerechnet. 

$. 2239. Nur alsdann iſt der Verſicherer frey, 
wenn ſolche Umſtände vorhanden find, daß der 
Verſicherte, nach Vorihrift ves Erſten Theils 
Dat. VI. §. 55 64., auch die unerlaubten Hand⸗ 
lungen feiner Hausgenoſſen oder Dienſtboten ver⸗ 
treten muß. 

$. 2240. Sind, bey entſtandener Feuersgefahr, 
die verſicherten Sachen bey dem Retten und 
Forlſchaffen beſchaͤdigt oder verloren worden: 
Mm der Verſicherer auch dafuͤr Vergütung 
eiſten. 

F. 2241. Für die zur Rettung der verſi, 
Sachen verwendeten Koſten muß der Verſicherer 
ebenfalls haften. 

„ 2242, Iſt nach vorſtehenden Grundſöten anemitte⸗ 
an einem verſicherten Schiffe, Gute, oder andern Schade. 
Objekte ein Totalſchade entſtanden, welchen der 3 
Verſicherer zu vertreten hat: fo beſtimmt ſich das 
von ihm zu entrichtende Quantum aus der Pollee 
von ſelbſt. 

F. 2243. IR die Verſicherung auf Schiff und 
dung gerichtet, ohne daß der Werth eines 
jden in der Police beſonders beſtimmt wäre; 
und vas Schiff wird während der Neiſe für un⸗ 
brauchbar erklärt: ſo wird ein Diletheil det ge⸗ 
zeichneten Summe fuͤr das Schiff gerechnet, bis 
ein höherer oder geringerer Werth deſſelben „in 

Der⸗ 
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Verhoͤltniß gegen die Ladung, nachgewieſen wer⸗ 
den kann. 

$. 2244. Wenn bey Frachtverſicherungen die 
Police nicht torire iſt: ſo zahlt der Verſicherer im 
Falle eines Totalſchadens, die durch Connolſſemente 
oder Charte Partie zu erweiſende, wieklich bedun⸗ 
gen geweſene Fracht, und die zur kleinen Haverey 
gehörenden Auslagen, bis zum Bettage der ges 
zeichneten Summe. 

$. 2245. Sind Waoren för Rechnung der Nhe⸗ 
der geladen; oder iſt font keine Fracht bedungen: 
fo wird die Fracht zum Grunde gelegt, welche am 
tadungsorte, zu der Zeit, als das Schiff in far 
dung gelegen hat, für ähnliche Waaren und Relſen 
gewöhnlich geweſen iſt. 

F. 2246. IR die verſicherte Sache nur beſchä⸗ 
digt worden, oder nur zum Theil verloren gegan⸗ 
gen; fo muß der eigentliche Betrag des Schadens 
ausgemittelt werden. 

$. 2247: Ben Schiffen beſtimmmt denſelben die 
vor der Ausbeſſerung vorzunehmende Unterſu⸗ 
chung, und ber darnach auzufertigende Koſtenan⸗ 
ſchlag. 

F. 2248. Zu dieſer Unterſuchung muß ein er⸗ 
fahrner Schiffer, Schiffsbaumeiſter, Repſchläger 
und Segelmacher, entweder durch Uebereinkunft 
der Intereſſenten gewählt, oder von der Obrig⸗ 
keit ernannt, und in beyden Faͤllen vereidet 
werden. 

$. 2249. Bey Waaren müfen die beſchödig⸗ 
ten Stuͤcke von den unbefchäbigten gehörig abge⸗ 
ſondert, und erſtere durch vereidete Taxatoren ge⸗ 
wuͤrdiget, biernaͤchſt aber Öffentlich verkauft 
werden. 

$. 2250. Sind feine öffentlich beſtellte kunſter⸗ 
fohene Taxatoren, zu haben: fe konnen auch on: 

dere 
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dere von beyden Theifen zu erwählende glaubwuͤr⸗ 
dige Manner gebraucht werden. 

$. 2251. Die Tore muß geſchehen, ehe noch 
der Empfänger die Güter in feine Gewahrſam über⸗ 
nimmt. 

$. 2252. Hat der Empfänger die Waaren ans 
genommen, ohne den Schaden vorher unterſuchen 
und abſchaͤßen zu laſſen: ſo wird der Verſiche⸗ 
rer frey. 

F. 2253. Iſt der Empfänger nur Bevollmaͤch⸗ 
figter geweſen: ſo bleibt derſelbe dem Verſicherten 
verantwortlich. 

F. 2254. Iſt nach dem Gutachten der Tarator 
ren der Schade an den verſicherten Waaren ſo be⸗ 
ſchaffen, daß ſie zu ihrer eigentlichen Beſtimmung 
gar nicht weiter zu gebrauchen ſind: fo mäffen ſel⸗ 
bige für, Rechnung des Verſicherers, ohne weitere 
Muͤckſprache, ſogleich öffentlich an den Meiſtbieten⸗ 
den verkauft werdet 

$. 2255. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn bie 
beſchädigren Waaren an ſich unter die verderblichen 
gehören. 

K. 2286. Außer dieſen beyden Fällen iſt der Ver⸗ 
ſicherte, oder deſſen Commiſſionait ſchuldig, nach 
aufgenommener Lare zuvot mit dem Verſicherer 
Über den Verkauf Rüͤckſprache zu halten, und deſſen 

1 


Anweiſung zu befolgen. 5 

H. Das aus ſolchem Verkaufe geldfere 
Geld erhält der Verſicherte, auf Abſchlag der ihm 
von dem Verſicherer zukommenden Vergütung. 

$. 2258. Die Würdigung muß bey Schiffen an 
dem Orte, wo ſie zuerſt einlaufen, und bey Waa⸗ 
ten an dem Orte, wo ſie ausgeladen werden, ges 
ſchehen. 

$ 22 59. Der daſelbſt gegenwwͤͤrtige Verſiche⸗ 
rer, oder deſſen dem Schiffer bekannt gemachter 
Commiſſionair, muß dabey mit zugezogen; - aufs 

Y ſerdem 
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ſerdem aber dem Verſicherer ein zuverlaͤßiger Mann, 
zur Wahrnehmung ſeiner Rechte, zugeordnet 
werden. 

$. 2260, a e muß unter gerichtli- 
cher Auff fol 
F. 2261. Doch Toll, wenn die Schadensaufneh⸗ 
mung außerhalb Landes geſchieht, auch die Zuzte⸗ 
hung des Tonſuls der Nation, von welcher der B. 
ſicherer iſt, oder eines Notarii und zweher Zeugen 
hinreichend ſeyn. 

F. 2262. Schadenberechnung ſelbſt muß, 
wenn beyde Theile daruͤber uneinig find, von ver 
eideten Sachkundigen oder Diſpacheurs, nach 
den ihnen vorzulegenden richtig befundenen 
Briefſchaften und Beweismitteln, angefertigt 
werden. 

$ 2263. Bey beſchödigten Schiffen ergiebt 
ſich der Betrag deſſen, was der Verſicherer v. 
guͤten muß, aus dem aufgenommenen Anſchlage. 
($. 2247.) 

$. 2264. If det vormalige Werth des Schiffes 
in der Police deſtimmt, und nicht voll verſichert: fo 
wird der Schade nur nach Verhaͤllniß der gezeich⸗ 
neten Summe vom Verſicherer vergütet. 

$. 2265. Bey beſchädigten Waaren ergiebt ſich 
die zu verguͤtende Summe aus Vergleichung des 
geldſeten Geldes, gegen den comptanten Marktpreis 
am Beſtimmungsorte. 

$. 2266. Wird aber die beſchoͤdigte Waare im 
Nothbafen verkauft: fo muß der Einkaufspreis aus⸗ 
gemittelt werden. 

F. 2257. Dies geſchieht auf den Grund der Fak⸗ 
tur und Einkaufsrechnung, mit Zuichlagung der 
ladungskoſten, der Fracht, des Betrages zur klei⸗ 
nen Haverey, der Verſicherungsd ame, und ans 
derer Unkosten, welche die Ware gewohnlich bis 
zum Verkauf am Beſtimmungsorte erfordert. 

9. 2268. 
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S. 2268. Berrögt die gezeichnete Summe went: 
ger, als der nach vorftchenden Grunpfäßen auszu⸗ 
mittelnde Werth der Waaren: ſo muß der Schade 
zwischen beyden Theilen, nach Berhälluiß des Ber⸗ 
ſicherungsguanti zum ausgemittelten Werthe ver⸗ 
theilt werden. 

$ 2265. Sind Waaren von gleicher Art bey 
Mebrern veiſichett, und es kann nicht ausgemit⸗ 
telt werden, von wem die beſchädigten verſichert 
find: ſo tragen ſämmtliche Verſicherer den Scha⸗ 
den auf vorſtehende Art, nach Verpaͤltniß der ge⸗ 
zeichneten Summen. 

$. 2270. Iſt zur Zeit des entſtandenen Ungluͤcks 
die verſicherte Sache ſchon durch ſolche Vor alle, 
wofür der Verſicherer nicht einſtett, beſchaͤdigt ges 
weſen : jo wird der Bettag dieſes Schadens nach 
dem Gutachten vereideter Sachperſtaͤnolgen in Ab⸗ 
zug gebracht. 

H. 2271, Bey Frachtverficherungen wird, im 
Falle eines Partialſchadens, auf die Taxe in der 
Police keine Rüͤckſicht genommen, ſondern der Ver⸗ 
ſicherte muß durch Connoiſſemente und Charte Partie 
die bedungen geweſene Fracht, und die kleine Ha⸗ 
deren erweiſen. 

. 2272. Was er weniger erhält, wird, in Ver 
hältniß des ausgemittelten Berrages det bedunge⸗ 
nen Fracht und der kleinen Haverey, prozentwetſe 
berechnet; und der Versicherer bezahlt jo viel Pro⸗ 
zente von der gezeichneten Summe. 

$. 2273. Wenn aber die gezeichnete Summe 
die wirklich bedungene Fracht und kleine Havrken, 
überſteigt: jo bezahlt der Verſicherer nur jene Dif⸗ 
erenz. 

9 2274. Beträgt bey an ſich verderblichen 
Maoren, der Schade nur Zehn; bey unverderb⸗ 
lichen aber, ingleichen bey Cascoverſicherungen, 
unter Orey Prozent von der vetſicherten Summe 
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gerechnet: ſo kann der Verſicherte keine Verguͤtung 
fordern. 

F. 2255. Iſt ein Schade durch Schuld und 
Verſehen des Schiffers, der Steuerleute, oder des 
Schiffsvolks geſchehen: ſo muß der Verſicherte alle 
Mühe anwenden, auf Koſten des Verſicherers, aus 
des Schuldigen Vermögen, aus dem Schiffe oder 
deſſen Frachtgeldern, den Erſatz ſeines Schadens 
zu erhalten. 

H. 2276. Nur fo weit, als er ſolchergeſtalt zu 
ſeiner Befriedigung ganz oder zum Theil nicht ge⸗ 
langen kann, iſt er dieſelbe von dem Verſſcherer zu 
fordern berechtigt. 

$. 2277. Dem Verſicherer ſteht jedoch frey, den 
Prozeß gegen den Schuldigen ſelbſt zu öberneh⸗ 
men, ohne daß er dazu eine Vollmacht oder Ceſſion 
nothig hat; er muß aber alsdann dem Verſicherten 
die Verguͤtungsſumme auf deſſen Verlangen ſo⸗ 
gleich bezahlen. 

§. 2278. Hat außer dem Schiffer oder Schiffs⸗ 

volke, ſonſt ein Dritter, der nicht die Stelle des 
Verſicherten vertritt, den Schaden verurſacht: fo 
iſt der Verſicherte ſchuldig, die Klage wider den, 
ſelben ſogleich anzuſtellen, und den Prozeß, auf 
Koſten des Verſicherers, fo fange gehörig fortzu⸗ 
ſetzen, als dieſer, nach dem Laufe der Poſten, dazu 
die nöthigen Verfügungen ſelbſt treffen kann. 
. 2279. Wegen der Münzferte, worin die Zah⸗ 
lung von dem Verſicherer geleiſtet werden muß, 
gelten die Vorſchriften des Erſten Theils, Dit. XVI. 
F. 74. [ac 5 

H. aago. Die Zahlung muß an denjenigen ge⸗ 
ſchehen, auf deſſen Namen die Police lautet, oder 
dem fie von dieſem cedirt worden. 

H. aaß r. Iſt nach . 2071. die Verſicherung an 
Zeigern dieſes, oder für Rechnung des, den es 
angeht, geſchloſſen: jo kann der Verſicheter zwar 

an 
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an ſeden Inhaber fiher zahlen; jedoch hängt es von 
ihm ab, von der Vorſchrift des $. 2072. Gebrauch 
zu machen. 

Haage. Von der zu zahlenden Vergütungs⸗ 
ſumme kann der Verſicherer Zwey Procent in Ab⸗ 
zug bringen, wenn er dieſer Befugniß nicht aus⸗ 
druͤcklich entſagt hat. 

$. 2283. Bey einem Totalſchaden ſowohl, als 
bey Partialſchaͤden, muß die Verguͤtung binnen 
Zwey Monathen, vom Tage der Bekanntmachung 
und Andeutung, entrichtet werden; wenn binnen 
dieſer Zelt die erforderlichen Beweiſe beygebracht 
werden. 

$. 2284. Werden die erforderlichen Beweiſe 
ſpͤter beygebracht: ſo iſt die Zahlung binnen 
Acht Tagen vom Tage der angelegten Diſpache 
zu leiſten. 

$. 2285: Von der hiernach zu beſtimmenden 
Zahlungszeit, oder wenn die zu leiſtende Vergütung 
erſt durch Prozeß feſtgeſetzt wird, vom Tage der 
eingehaͤndigten Klage, kann der Verſicherte auch 
die im Erſten Theile, Tit. XI. F. 827: [dq beſtimm⸗ 
ten Verzögerungszinſen fordern. 

F. 2286. Auf die Zwiſchenzeit kann er in den⸗ 
jenigen Fällen Sicherheitsbeſtellung verlangen, da 
geſetzmaͤßige Gründe zum Atreſtſchlage vorhanden 
find, 

$. 2287. Bey Verſicherungen der Freyhelt eines 
Meunſchen, muß der Verſicherer die gezeichnete 
Summe binnen Acht Tagen von dem Tage an be⸗ 
zahlen, da ihm die eingegangene glaubhafte Mache 
dicht von der Gefangennehmung des Verſicherten 
angedeutet, oder in Ermangelung vollſtändiger Bes 
weiſe, bis zur Beybringung derſelben hinreichende 

cherheit beſtellt worden. 
Augen. Befegb. in. Band. un F. 2288. 
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$. 2288. Der $. 2282. beſtimmte Abzug der 
Zwey von Hundert finder in einem ſolchen Falle 
Rn ſtatt. 


SE der Verſicherte ohne löſegeld frey 
gekomme ſo wird der Verſicherer dadurch nicht 
außer Verbindlichkeit geſetzt, noch kann er die bes 
reits gezahlte Summe zuräckfordern. 

$. 2290. Dagegen findet die Zurüͤckforderung 
Matt, wenn der Verſicherte vor der Auslbſung ges 
ſtorben iſt; jedoch muß alsdann der Wittwe und 
den Kindern des Verſtorbenen der Vierte Theil der 
gezeichneten Summe gelaſſen werden. 

H. 2291. Iſt auf die Freyheit eines Menſchen 
keine beſuümmte Summe in der Police gezeichnet? 
ſo muß der Verſicherer für alle Koſten zu der ver⸗ 
ſuchten losmachung des Gefangenen haften. 8 8 

$. 2292. Doch ſoll, ben ermangelnder Verein 
gung, auf den Antrag des Verſicherers, ein Drit⸗ 
ter von der Obrigkeit beſtellt werden, der das Aus⸗ 
löſungsgeſchaͤft auf Rechnung des Verſicherers, 
welcher den Vorſchuß dazu hergeben muß, bes 
treibe. 

$. 2293. Iſt das leben eines Menſchen verſi⸗ 
chert: fo muß die gezeichnete Summe binnen 
Zwey Monathen, nach dem Tage, da die von ſei⸗ 
nem Abſterben eingegangene glaubhaſte Nach⸗ 
richt dem Verſicherer angedeutet worden, bezahlt 
werden. 

H. 2294. Iſt der zur Dauer der Verſicherung 
beſtimmte Zeitpunkt verfloſſen, ohne daß von dem 
leben oder Tode der verſicherten Perſon Nachricht 
eingegangen märe: fo iſt der Versicherer zu nichts 
verbunden, bis das Abſterben während der Verſi⸗ 
cherungszeit erwieſen wird. 5 

H. 2295. War die Verſicherung ausdrücklich 
zum Behufe einer bevorſtehenden Gefahr geſchloſ⸗ 
ſen, und die verſicherte Perſon it dioſer er 
wir 
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wirklich ausgeſcht geweſen: fo muß der Inhaber 
der Police die geſethliche Friſt, nach deren Verlauf 


ein Verſchollener für todt erkläre werden kann, ab⸗ 
warten. 


$. 2296. Die Todeserflärung muß der Inhaber 
auf feine eigne Koſten ſuchen, nach deren Erfolg 
aber kann er die gezeichnete Summe fordern. 

H. 2297. In der Zwiſchenzeit kann er derlan⸗ 
gen, daß ihm landütliche Zinſen von der ger 
zeichneten Summe, ſeit dem Ablaufe der zur 
Dauer der Verſicherung beſtimmten Zeit, gezahlt 
werden. 

$. 2298. Wird hiernaͤchſt erwieſen, daß der 
Verficherte während des zur Dauer der Verſſche⸗ 
rung beſtimmten Zeitpunktes verſtorben fen: ſo 
muß nichts deſtoweniger die volle gezeichnete Sum⸗ 
me bezahlt werden; wird aber dieſer Beweis nicht 
geführt: ſo werden die genoſſenen Zinſen von der 
gezeichneten Summe abgerechnet. 

9. 2299, Findet ſich biernächſt der Verſchollne 
soleder ein, oder kann ſonſt erwieſen werden, daß 
er die Fahre der Verſicherung überlebt habe: fo 
muß der Empfänger die gezeichnete Summe, je⸗ 
doch ohne Zinſen, zurückzahlen. 

. 2300. Von vorſtehenden aus dem Aſſecu⸗ Vom, 
ranzbertrage flichenden Verbindlichkeiten kann keine nenden 
von beyden Partehen ſich, weder ganz noch zum 
Theil, einseitig losmachen. : 

$. 2301. Doch kann der Verſicherer von den 1) des Ven 
zur Rettung oder Frevmachung der verſſcherten ſſcheters; 
Sache erforderlichen Koſten ſich befreyen, wenn er 
ſich, nach entſtandenem Ulngluͤcksfalle, zur Zahlung 
der ganzen gezeichneten Summe erbietet, 5 

F. 2302. Er muß ſich aber daruͤber binnen der 
im Erſten Theile, Dit. V. 9. 95. vorgeſchriebenen 
Friſt, von der Zeit an gerechnet, da ihm der ge⸗ 

1 Uu 2 ſche⸗ 
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ſchehene Ungluͤcksfall mit den Hauptumſtaͤnden voll 
ſtändig gemeldet worden, ſchriftlich erklaren. 

F. 2303. Zögert er damit: fo muß er alle bis 
zum Zeitpunkte der Erklärung bereits verwendete 
Koſten, noch außer dem Verſicherungsquanto, be⸗ 
zahlen. 

F. 2304. Der Verſicherte kann ſich feiner Ver⸗ 
bindlichkeit, zur Rettung der verſicherten Sache 
ferner allen Fleiß und Mute anzuwenden, nur in 
dem Falle entziehn, wenn bey Seeverſicherungen 
ein Totalſchade hoͤchſt wahrſcheinlich iſt; und dies 
durch gehbrig beygebrachte Beweiſe dargethan 
worden. 

§. 2305. Dies findet beſonders ſtatt, wenn ein 
Schiff über die zur Reiſe gewohnliche Zeit aus⸗ 
bleibt, und davon keine Nachricht eingeht; welches 
11 Verſicherte auf Erfordern eidlich beſtäͤrken 
muß. 

F. 2306. Ferner, wenn das Schiff, ohne daß 
ein Fehler in der Bauart oder Ausruͤſtung daran 
Urſache waͤre, waͤhrend der Reiſe unbrauchbar wird; 
und entweder gar nicht, oder nicht ohne ſehr erheb⸗ 
liche Koſten, ausgebeſſert werden kann. 

$. 2307. Die Koſten werden für erheblich ges; 
achtet, wenn fie mehr betragen, als das Schiff, 
nach der Reparatur, den Werth des Wraks abge⸗ 
rechnet, werth ſeyn wurde. 

$. 2308. Auch wenn ein Schiff und Gut aufge⸗ 
bracht, angehalten, oder in Beſchlag genommen 
worden, und deſſen Befreyung oder losmachung 
ungewiß und weit ausſehend iſt, kann daſſelbe von 
dem Verſicherten abandonnirt werden. 

$. 2309. In allen Foͤllen des $. 2304. kann der 
Verſicherte dem Verſicherer andeuten, daß er ihm 
die berſicherte Sache uͤberlaſſe, und dagegen die 
Zahlung der gezeichneten Summe von ihm ver⸗ 
lange. 


L. 2310. 


Von Verſicherungen. 677 


$. 2310. Zwey Monache nach dem Tage der 
ihm zugetommenen Andeutung muß der Verſicherer, 
eben Aushändigung der nöthigen Documente, 
Zahlung leiſten. 

H. 2311. Will der Verſicherte Schiff und Gut 
abandonniren, weil ſelöiges über die gewöhnliche 
Zeit ausgeblieben iſt: ſo kann, wenn das Schiff 
von und nach einem Hafen in der Oſt⸗ oder Mords 
fee. beftimmt war, die Andeutung geſchehen, ſobald 
PS Monathe über die gewöhnliche Zeit verlaufen 
ſind. 


F. 2312. Wor aber das Schiff von oder nach 
einem andern jedoch europäiſchen Hafen beſtimmt: 
ſo muß ein Zeitraum von Sechs Monathen abge⸗ 
wartet werden. 

$. 2313. Jwey Monathe nach dieſer Andeutung 
muß der Verſicherer die gezeichnete Summe zahlen; 
kann jedoch davon Acht vom Hundert in Abzug 
bringen. 

. 2314. Will der Verſicherer ſich zu dieſer 
Zahlung nicht bequemen: fo muß der Verſicherte 
Ein Jahr und Zwey Monathe, von Zeit der Abſe⸗ 
gelung des Schiffes an, in Geduld ftehen. 

$. 2315. Nach Verlauf dieſer Zeit aber muß 
der Verſicherer die volle gezeichnete Summe, auch 
obne Abzug der ſonſt gewöhnlichen Zwey vom Hun⸗ 
dert, bezahlen. 8 

$. 2316. Soll ein außer Europa beſtimmtes 
Schiff, well es über die gewohnliche Zeit ausge⸗ 
blieben iſt, abandonnirt werden: fo muß der Ver⸗ 
ſſcherte, bey Schiffen, welche die finie nicht vaſſi⸗ 
ten, Ein Jahr und Sechs Monathe, von Zeit der 
Abſegelung, abwarten. 5 8 

$. 2317. Hat das Schiff die linie paſſiren ſollen: 
ſo muß ein Zeitraum von Drey Jahren abgewartet 


werden. 
Uẽn 3 K. 2318. 
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„H. 2318. Iſt nach Ablauf dieſer Friſten noch 
keine Nachricht eingegangen: ſo muß der Verſiche⸗ 
rer binnen Acht Tagen, ohne Abzug der Zwey Pro⸗ 
cent, Zahlung leiſten. 

$ 2319. Ein angehaltenes, weggenommenes, 
oder aufgebrachtes Schiff oder Gut, deſſen Be⸗ 
freyung ungewiß, oder weitausſehend iſt, kann 
nach Sechs Monatten von der Zeit an, da die 
erfolgte Beſchlagnehmung dem Verſicherer bekannt 
gemacht worden, abandonnirt werden. 

„H. 2320. Iſt die Aufbringung außerhalb Euro⸗ 

pa geſchehen: ſo muß der Verſicherte den Verlauf 
Eines Jahres abwarten. 
HO. 2321. Kann jedoch der Verſicherte beybrin⸗ 
gen, daß ein ſolches Schiff mittelſt rechtlichen Ex⸗ 
kenntniſſes für verwirkt, oder für eine gute Priſe 
erklärt worden: fo ſteht ihm frey, es ſofort zu aban⸗ 
donniren, und von dem Verſicherer nach F. 2310. 
Zahlung zu fordern. 3 

9.2322. Die Andeutung des Abandonnements 
muß gerichtlich, oder durch einen Motarium, oder 
vereldeten Maͤller geſchehen. 

$. 23:3, Es muß unbedingt geſchehen, und 
kann nicht wieder zurückgenommen werden. 

F. 2324. Auch muß die ganze verſicherte Sache 
abandonairt werden, wenn fie gleich nicht zum vol⸗ 
len Werthe verſichert geweſen ſeyn ſolfte. 

$. 2325. Bey einer Cascoverſicherung muͤſſen 
die Rheder auch die Fracht mit abandonniren; 
außer wenn das Schiff ohne die Eiurechnung der 
Ausräſtungskoſten virfichert worden. (§. 1986.) 

F. 2326. Iſt wahrend der Reiſe Ein Theil der 
verſicherten Waaren ausgeladen worden: fo. kann 
der Verſicherte die gezeichnete Summe nur nach 
Verhältniß des Weriths der nicht ausgeladenen 
Waaren fordern. 1 


5. 2327: 
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$. 2327, Mach geſchehenem Abondonnement 
dugt es lediglich von dem Verſicherer ab, was für 
Rüde oder Koſten er zur Rettung oder Sreyma⸗ 
chung der Sache anwenden wolle. 
. 2328. Der Verſicherte iſt jedoch verbunden, 
ihm dazu behülflich zu ſeyn, ſo weit dies ohne feine 
Koſten, und ohne beſondere Muͤhe oder Beſchwerde 
geschehen kann. 
F. 2329, Alles, was noch gerettet wied, kommt 
dem Verſicherer zu gute, wenn auch die abandon⸗ 
nirte Sache nicht zum vollen Werthe verſichert ges 
weſen fen ſollte. 
$. 2330. Bey allen äbrigen Arten von Ber⸗ 
ſichetungen findet gar kein Abandonnement ſtatt. 
F. 2331. Hat aber, bey Feueraſſekuranzen, der 
BVerficherer die gezeichnete Summe bezatlt: ſo ges 
bort ihm alles, was von den verſicherten Sachen 
gerettet, oder aufgefunden wird. 6 
F. 2332. Der Verſichette it ſchutdig, dem Ver⸗ 
ſicherer dazu die ihm bekannt gewordenen Nachrich⸗ 
ien ‚mitzurßeifen, und ſich auf Erfordern dat 
eidlich zu vereinigen. 0 0 
$. 2333. Wenn der Aſſekuranzeontrakt ohne Bom Ri 
Schuld des Verſicherten rückgängig wird; und alfo sone. 
der Merficherer gar krige Gefahr gelaufen int: 
fo muß letzterer die bereits erhaltene Prämie zutlck⸗ 
alen. 
1 u 2334. Er kann ſich jedoch ein halb Procent 
von dem verſicherten Capitale abziehen und einbe⸗ 
halten, 5 2 5 
H. 2335. Beträgt die Prämie ſelbſt nicht über 
Zweh Procent; fo kann nur Ein Viertel der Prä⸗ 
mie abgezogen werden. 
$. 2335. Das Riſtorng findet alsdann ſtatt, wenn 
mehrere Vetſſcherungen über den vollen Werth der 
Sache ohne Schuld des Verſichetten geſchloſſen 
uu 4 wor⸗ 
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worden, und alſo die eine wieder aufgehoben wer⸗ 
den muß. ($. 2007. 2008.) 

F. 2337. Ferner, wenn der Verſicherte die Un⸗ 
ternehmung, auf welche die Verſicherung geſchlof⸗ 
50 worden, aus erheblichen Gründen gänzlich ein⸗ 

ellt. 

F. 2338. Auch alsdann, wenn fonft wegen vor 
gefallener Zufälle und Hinderniſſe, die Unterneh⸗ 
mung ganzlich unterbleibt. 

F. 2339. Muß aber ein bereits ausgelaufenes 
Schiff, wegen widrigen Windes, oder aus andern 
Urſachen, wieder zuruͤckkehren, und die Reife gaͤnz⸗ 
lich einſtellen: fo kann der Verſicherer, außer dem 
halben Procent, noch einen verhoͤltnißmaͤßigen Abs 
zug machen. 

$. 2340. Diefer Abzug muß nach Verhältniß 
der bereits ausgeſtandenen Gefahr, allenfalls durch 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch, beſtimmt werden. 

$. 2341. Die Reiſe wird für ganz eingeſtelle 
geachtet, wenn die ladung ganz geloſet werden muß, 
um das Schiff auszubeſſern. 

K. 2342. Wird aber von dem Verſicherer irgend 
ein Schade aus dem Contrakte vergütet: fo findet 
das Riſtorno nicht ſtatt, und die Verſicherung iſt 
beendigt. 

$. 2343. IR ein Schiff oder Gut auf mehrere 
Orte zugleich verſichert; und auf jeden Ort eine bes 
ſondere Prämie beſtimmt: ſo findet das Riſtorno in 
Anſehung derjenigen Prämien ſtatt, welche für Orte 
beſtimmt waren, wohin das Schiff oder Gut nicht 
wirklich gegangen iſt. 5 

$. 2344. In Anſehung eines Theils der Prämie 
findet dar Riſtorno, in den $. 2141. 2146. 2153, 
2159. beſtimmten Fällen Anwendung. F 

$. 2345. Bey Verfiherungen auf imagingiren 
Gewinn iſt das Riſtorno nur alsdann zuläßig, 
wenn die Unternehmung, worauf ſelbige ge⸗ 
ſchloſſen 
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ſchloſſen worden, ohne Schuld des Versicherers 
nicht ſtatt findet. 

‚ $- 2346. Kann der Verſicherte zu feiner Be: den 
friebigung nicht gelangen: fo muß er deshalb rich; , 
terliche Hülfe nachſuchen. 

H. 2347. Die Klage muß binnen Sechs Mona 2 
then angeftellt werden, wenn der Schade in ber 
Nord oder Oſtſee, oder in einem Hafen an dieſen 
Kaͤſten geſchehen iſt. 

$. 2348. Hat ſich aber der Schade im mittel 
ländischen Meere und deſſen Häfen in der levante, 
2 — Archipelagus 7 15 11 1 der Bar⸗ 

zarey zugetragen: ſo muß die Anſtellung der 0 

bia Sobees fell erfolgen. 5 1 5 

. 2349. Bey einem in andern entferntern 
Weltthellen vorgefallenen Schaden, finder ein 
Zweyjaͤhriger Zeitraum ſtatt. 

$. 2350. Dieſe Friſten laufen, bey einem To⸗ 
talſchaden, von dem Augenblicke an, da der Ver: 
ſicherte über die Hauptumſtaͤnde vollſtaͤndige Nach⸗ 
richt erhalten hat. 

$. 2351. Iſt ein gehöriges Abandonnement er⸗ 
folgt; ſo läuft die Verſährung von dem Tage der 
Andeutung deſſelben, ohne Ruͤckſicht auf die nach⸗ 
her etwa eingegangene Nachricht. 

$. 2382. In allen übrigen Fällen hingegen 
fängt die Verjährung von der Zeit an, da der Scha⸗ 
de ſo weit liquide geworden iſt, daß die Klage ange⸗ 
ſtellt werden konnen. 

$. 2353. Sind dieſe Friſten verfloſſen, und der 
Verficherte kann keine ſolche Umſtaͤnde nachwel⸗ 
fen, welche nach Vorſchrift des Erſten Theils Tit. 
IX. §. 512 » 534. den Anfang der Verjährung 
Kindern, oder die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand begruͤnden: fo iſt ſein Anſpruch ganz er⸗ 
loſchen. 


Uu s 9.2354, 
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F. 2354. Die Verjährung kann nur durch Anz 
ſtellung einer gerichtlichen Klage, oder dadurch uns 
terbrochen werden, daß der Verſicherer ſich ſcheift⸗ 
lich zur Vergütung erboten hat. 

§. 2333, Sind Über die Vergütung Unterhand⸗ 
Jungen gepflogen, worden: ſo wird die darauf vers 
wendete Zeit, bis zu dem Zeitpunkte, da ſelbige 
wegen der Weigerung des Verſſcherers abgebrochen 
worden,, in die Verjährungs eit nicht mit einge: 
rechnet. 

„F. 4356, Iſt die Verjährung einmal unterbro⸗ 
chen; ſo dauert der Anſpruch dreyßſg Jahre. 
$. 2357. Wegen rückſtändig gebliedener Prämie 
erlöſcht die Klage nur innerhalb der gewöhnlichen 
Verjatrungsfriſten. 
Fi. 2358. Mit Einforderung des Riſtorno hat es 
gleiche Bewandniß. > 


Vierzehnter Abſchnitt. 
Von der Bodmerey. 


F. 2359. Bodmerey iſt ein Darlehns contrakt, 
bey welchen der Gläubiger, wegen Verpfändung 
eines Schiffes, oder der kadung deſſelben, oder bey⸗ 
der zuſammen, die Seegefahr uͤbernimmt. 

. 2360. Dagegen kann er ſich ein den erlgub⸗ 
fen Zinsſaz uͤberſteigendes Aufgeld verſchreiben 
laſſen. a 

$, 2363... Die Beſtimmung dieſes Aufgeldes 
hängt lediglich von der Vereinigung beyder 
Theile ab. 

. 2362, Ein Darlehn auf Schiff oder la⸗ 

dung, bey welchem der Gläubiger keine See⸗ 
gefahr übernimmt, bar nicht die Vorrechte einer 
Bodmerey. 

H. 2363. Sind in einem ſolchen Abkommen 
höhere als die an dem Orte des geſchloſſenen Eu: 

8 trakts 
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Contrakts unter Kaufleuten, erlaubten Zinſen bes 
dungen worden: fo iſt daſſelbe für einen koucher⸗ 
lichen Contrakt zu achten. 

J. 2364. Diejenigen Perſonen, welchen nach Wer Bode 
F. 1939 rag. unrerſagt it, Versicherungen zu fache 
estheifen, dürfen auch, bey gleicher Strafe, kein könne. 
Geld oder Geldeswerth auf Bodmerey geben. 

27 Bes: 17 aasee det auf: 
zunehmen eingeſchraͤnkt iſt, kann feine, Bodmerey 
nehmen. (Th. I. Tit. XI, H. 675 199.) 3 7005 4 

. 2366. Jeder einzelne Rheder kann jeine 
Schiffspart verbodmen -. 1 N 
J AA das ganze Schiff von allen 
Nhedern zuſammen, oder von ihrem gemei 
ichen Haktor verbodmet werden. . ile 

H. 368. Auf die Schiffspart eines einzelnen 
Röbeders können die übrigen, oder deren Diſponent, 
auch wider des Eigenthümers Willen, Bodmerey 
nehmen, wenn derſelbe den ſchuldigen Beytrag zur 
Ausrüstung oder Ausbeſſerung des Schiffs verwei⸗ 
gert, oder zur Ungebühr verzögert. 

9.2359, Bodmerey auf die Fracht allein finder 
nicht ſigtt. g 8 

F. 237. Eben fo wenig kann fie ber die Heuer 
des Schiffsvolks geſchloſſen werden. 

. 237 7, In bepden Fällen iſt der Vertrag un⸗ 
gaͤltig; und das gegebene Darlehn zum Beſten der 
‚Seearmen verfallen. Be 

9.2372. Jeder einzelne Beftachter kann feinen 
Theil der Sadung verbodmen. 

$. 2373. Dieſe, Befugniß fteht, auch dem 
Schiffer und dem Schiffsvolke, in Abſicht der unter 
Billigung der Geſetze, oder Bewilligung der Rhe⸗ 
der, fuͤr eigene Rechnung mitgenommenen Waa⸗ 
ren zu. 7 

„ 374, Kein Nheder oder Befrachter darf 
Ren Werlh des Schiffes, oder der 
tar 
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Ladung (Th. 1. Tit. XI. $. 172. faq. am Orte und zur 
Zeit des geſchloſſenen Contrakts, Bodmerey 
nehmen. 

$. 2375, Hat er es gleichwohl gethan: fo ſoll 
er als ein Beteüger geſtraft werden; und für das 
mehr Empfangene, nebſt Sechs Procent Zinſen, 
auch alsdann haften, wenn die verbodmete Sache 
verungluͤckt. = 

2376. Bey gleicher Strafe darf weder ein 
Rheder, noch Befrachtek, Bodmerey aber Gegen⸗ 
fände ſchließen, die bereits zu ihrem vollen gemei⸗ 
nen Werthe versichert find. 

$. 2377. Geſchieht dies dennoch: fo muß dem 
Bodmerengeber das verſchriebene Capital ohne Abs 
zug bezahlt werden, wenn auch die verbodmete 
Sache verlohren geht 8 

K. 2378. Iſt aber Schiff oder Ladung nur zum 
Theil verfichert: fo kann der freygebllebene Theil, 
bis zum vollen gemeinen Werthe, noch beſonders 
verbodmet werden. 8 A 

. 2379. Der Schiffer kann nur im Norhhafen 
Bodmerey ſchließen. 

F. 2380. Er kann aber alsdann ſowohl das 
Schiff allein, als auch Schiff und kadung zuſam⸗ 
men, nicht aber die ladung allein verbodmen. 

$. 2381. Es macht in dieſem Falle keine Aen⸗ 
derung, wenn gleich Schiff und kadung bis zum 
vollen gemeinen Werthe verſichert ſeyn ſollten. 

$. 2382. Eben jo wenig hat es Einfluß, wenn 
gleich der Schiffer Theil an der Rhederen nimmt. 

2383. An dem Oxte, von welchem er aus⸗ 
ſegelt, ünd am Beſtimmungsorte, iſt er, ohne 
Specialpollmacht der Rheder oder Beftachter, nicht 
befugt, Bodmerey zu ſchlleßen. 

F. 2384. Auch in einem ſolchen Ztoiſchenhafen, 
wo er an Bevollmächtigte der Rheder oder Ber 
frachter gewleſen worden, fol er, Aer e 

\ ſen 


Von der Bodmerey. 685 


fen und Einwilligung derſelben, keine Bodmerey 
nehmen. 


$. 2385. Was der Schiffer zu beobachten babe, 
wenn er in einem Nothhaſen Bodmerey nimmt, iſt 
oben verordnet. (H. 1499. 490) 


H. 2386. Wed eine ſolche Bodmerey in einem 
hiefigen Hafen geſchloſſen: fo muß der Geber, bey 
Verluſt der Vorrechte aus dem Bodmerey Con⸗ 
wakte, dahin ſehen, daß der Schiffer dieſe Vor⸗ 
ſchrift genau beobachte. 

$. 2387. In Abſicht derjenigen Bodmerey⸗Con⸗ 
trakte hingegen, weſche in auswärtigen Häfen ge⸗ 
ſchloſſen worden, find die Geſetze des Orts zur Richt⸗ 
ſchnur zu nehmem. 

H. 2388. Wer einem Schiffer wiſſentlich zu an⸗ 
derm Gebrauche, als zum Beſten bes, Schiffs oder 
Guts, Bodmeren giebt, kann ſich nur allein an den 
Schiffer und deſſen Schiffepart, oder andere Hab⸗ 
ſeligkeit, halten. 

$. 2389. Ein Bodmereygeber, welcher ſich mit 
dem Schiffer zum Schaden der Rheder und Be⸗ 
frachter verſtanden hat, muß den leßtern für allen 
aus der Bodmerey entſtandnen Machtheil als Selbſt⸗ 
ſchuldner haften, und fol als ein Betruͤger geſtraft 
werden. going 
$. 2390. Bodmerey⸗Contrakte follen in König. Form des 
lichen anden, bey Strafe der Ungältigteit, schrift onna 
lich errichtet werden. kes. 

g. 2391. Sf jedoch die Bodmerey durch einen 
Makler geſchloſſen worden: ſo kann der von dem⸗ 
ſelben zu erthellende Auszug ſeines Journals die 
Stelle des ſchriftlichen Contrakts vertreten. 

H. agga, Bloß mündliche Verabredungen zur 
Bobmereh⸗ find ungültig, wenn auch in der Abſicht, 
einen Yodmerey Contrakt zu fliehen, ein uns 
ausgefälltes Blanket ausgeſtellt und unterſchrieben 

* wor⸗ 
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Der Bodmereybrief muß vorzüglich 
die Namen des Gebers und des Mehr 
mers; die Benennung des Schiffs und des Schif 
fers; die zu zahlende Summe; die vom Geber 
übernommene Seegefahr; und die Beſtimmung 
der verbodmeten Sache. 

$. 2394. Ein Schuldſchein, worin bloß allge⸗ 
mein bemerkt worden, daß die Valuta oder der 
Werth auf Bodmeren genommen fen, iſt für keinen 
Bodmereybrief zu achten. 

$. 2395. Wegen der Mͤͤnzſorte findet dasjenige 
Anwendung, was H. 759. lag. bey Wechſeln vor 
geſchrieben iſt. 

$. 2396. Auch in Abſicht der Unterſchrift des 
Namens gilt alles dasjenige, was F. 776. lag: bey 
Wechſeln verordnet worden. 

$- 2397. Sind wegen der vom Geber Hibers 
nommenen Seegefahr, im Bodmereybriefe keine 
beſondern Verabredungen enthalten: ſo treffen ihn 
alle die Vorfälle, für welche, nach $. 2171. faq. 
ir der Seeverſicherung der Verſicherer einſtehen 
muß. 

$. 2398. Iſt keine Zahlungszeit beſtimmt: fo 
wird angenommen, daß die Berichtigung binnen 
715 Tagen nach der Ankunft des Schiffes erfolgen 
olle. 5 

. 2399. Iſt die Bodmerey nicht ausdrücklich nur 
auf die Hin» oder auf die Ruͤckreiſe, oder auf 
beyde zuſammengeſchloſſen: ſo muß, bey verbod⸗ 
meten Waaren, die Zahlung an dem in der Charte 
Partie oder im Connoiſſemente bemerkten Beſtim⸗ 
mungsorte geſchehen. 

K. 2400. Iſt in einem ſolchen Falle das Schiff 
allein verbodmet: ſo wird der Contrakt auf die 
Hin⸗ und Herreiſe gezogen. 


$ 2401. 
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0 2401. Doch muß die Bodmereyſchuſd für 
gleich bezahlt werden, wenn das Schiff binnen Zwey 
Monathen die Retourreife ohne underſchuldete Hin» 
derungen nicht angetreten hat. 

$. 2462. Sind Schiff und Waaten zugleich 
ohne weitere Bejtimmung verbobmer: fo haften 
dem Bodmereygeber die in Sicherheit gebrachten 
Warren, wenn gleich das Schiff auf der Rͤckreiſe 
verloren geht. 

$. 2403. Eben das findet ſtatt, wenn die Waa⸗ 
ren verloren gehn, und das Schiff gereitet wird. 

$. 2404, Fuͤr die von den Rhedern geſchloſſene 
Bodmerey baftet der Regel nach nur das Schiff, 
oder die Schiffspart des einzelnen Rheders, welcher 
die Bodmerey geſchloſſen hat. 2 

$. 2405. Eben fo wird, fuͤr die von einem Bo 
frachter geſchloſſene Bodmerey, nur deſſen Antbell 
an der wirklichen Ladung verhaftet. 

H. 2406. Dagegen ift für die vom Schiffer im 
Motbhafen genommene Bodmerey Schiff und la⸗ 
dung zugleich verhaftet, wenn nicht das Gegenteil 
im Bodmereybriefe feſtgeſetzt worden. 

$. 2407. Der Bodmereygeber bolt ſich on Schiff 
und ladung, oder welchen Theil derſelben er 
will, ſo lange bis fein Vodmereybrlef berich⸗ 
tigt iſt. 

$ 2408. Bodmerey, welche der Rheder in 
Königlichen fanden nimmt, muß gleich einer Ber: 
pfaͤndung, auf den Original Schiſfonkkunden vet⸗ 
zeichnet werden. (Th. I. Tit. XX. . 301. iq.) 

$: 2409. Eben fo find bey einer Bodmerey auf 
Waaren, wenn fie in hieſigen landen von dem El⸗ 
genchuͤmer derſelben, oder deſſen Bevollmächtigten 
geſchloſſen wird, die Vorſchriften des Erſten Theils, 
Lit. XX. H. 375. aq. zu beobachten. 

F. 2410. If dies verabſäumt worden: ſo ſteht 
die Bodſnerey den Verpfaͤndungen, bey Kr 
. 8 Hefe! 


lichten 
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dieſe Vorschriften beobachtet find, ohne Mädficht 
des Alters nach. 

§. 2411. Nimmt der Schiffer Bodmerey, es 
ſey ins oder außerhalb fandes: fo iſt er ſchuldig das 
für zu ſorgen, daß ſelbige auf den Schiffsurkun⸗ 
den, und wenn Waaren verbodmet worden, auf 
dem Connoiſſement gehörig verzeichnet werde; 
auch muß er, im letztern Falle, den Empfänger der 
verbodmeten Waaren ſogleich davon benachrich⸗ 
tigen. 

H. 2412, Unterläßt er dies: jo haftet er jedem 
Dritten fuͤr allen daraus entſtehenden Schaden. 

F. 2413. Bey Schließung des Bodmerey⸗Con⸗ 


pfligten, 5 N 
dev Schlſe trakts muß von beyden Theilen alles dasjenige 
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beobachtet werden, was H. 2024. aq. dem Ber: 
ſicherten und dem Verſicherer zur Pflicht ge⸗ 
macht iſt. 

F. 2414. In allen Fällen, da wegen unterlaſſe⸗ 
ner Befolgung dieſer Vorſchriften, eine Server 
ſicherung ungültig wird, (H. 20a . 2026. 2030, 
2031.) findet auch eben dies bey dem Bodmerey⸗ 
Contrakte ſtatt. 

$. 2418. Hat alsdann der Bodmereynehmer 
den Fehler begangen: fo muß er die völlige Bod⸗ 
mereyſchuld, ſammt allen erweislichen Koſten be⸗ 
zahlen. 

$. 2416, Iſt aber der Fehler von Seiten des 
Bodmerehygebers vorgefallen: fo verliert er, zur 
Strafe, das gegebene Darlehn, und der Nehmer 
muß ſelbiges, nebſt Zinſen, vom Tage des Em⸗ 
pfanges, zur Armencaſſe bezahlen. 

$. 2419. In allen den Fällen, da bey Seever⸗ 
ſicherungen das Riſtorno zugelaſſen iſt h. 2007. 2136. 
2139. 2141. 2202. und 2337, findet ſelbiges auch 
bey der Bodmerey ſtatt. 

H. aal. Bedient der Nehmer ſich deſſelben; 
ſo muß er das erhaltene Darlegn, nebſt Sechs 

Procent 
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Protent Zinſen vom Tage des Empfanges, und 
ber verurſachten Koſten, wohin auch die Koſten der 
ven dem Geber über die Bodmerey etwa genomme⸗ 
nen Verſichrung gehören, erfatten. 

F. 2479. Sollte der Bodmereynehmer bloß un⸗ 
ter Vorſolegelung einer zu machenden Reiſe oder 
Verſendung, Geld zu erhalten geſucht haben: 
ſo muß er außerdem die bedungene Bodmerey⸗ 
rrämie, in fo weit selbige die gewöhnlichen Zinſen 
1 an die Schiffs: Armenkaffe zur Strafe 
erlegen. 

V. 2420. Wird das Riſtorno von dem Gebet 
ausgeübt: fo erhält er bloß das Darlehn ohne Zin⸗ 
fen und Koſten zuruck. 

F. 2421. In beyden Fällen bleibt ihm, bis zur 
erfolgenden Zaßlung, die verbodmete Sache eben 
fo verhaftet, als wenn der Contrakt nicht ruͤckgän⸗ 
gig geworden waͤre. 

F. 2422. Auch nach geſchloſſenem Contrakte liegt pficgteg 
dem Nehmer alles dasjenige ob, was $. 2117. fag. N? 


dem Verſicherten zur Pflicht gemacht worden. geſchlaſſe⸗ 
$. 2423. Hat er davon etwas verabſäumte ſo Kin om 


wird der Geber von der übernommenen Seege⸗ 
fahr frey, und es muß demſelben die völlige Bod⸗ 
mereyſchuld bezahlt werden, wenn gleich die 
verbodmete Sache ganz oder zum Theil berun⸗ 
gluͤckte. 

H. 2424. Wird durch das Riſtorno die auf für 
dung geſchloſſene Bodmerey nur zum Theil ruͤck⸗ 
gängig? fo finden die Vorſchriften des F. 2418. und 
2420. nach Verhaͤltniß der zurückgebſtebenen, ges 
gen die abgegangenen Waoren, Anwendung, und 
es haften, bis zur erfolgenden Zahlung, dem Ge: 
ber ſowohl die zuruͤckgebliebenen, als die abgegan⸗ 
genen Waaren. 

H. agg. Der Geber haftet für die Seegefaht 
der verbodmetren Sache gleich einem Verſicherer, 

Alem, Oeſe ub, u. Band. K* und 
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und es finden ſowoßl wegen der Zeit, als wegen 
der Art dieſer Gefatze die Vorſchriften des F. 2190 
bis 2190. und 2209 2234. Anwendung, in fo fern 
im Bodmereybriefe keine ausdruͤckliche Ausnahme 
feſtgeſetzt worden. 

$. 2426. Iſt die verbodmete Sache durch die 
nach $. 2209. & zu beurthellende ‚fahr ganz 
verloren gegang ſo erloͤſcht der Anſpruch des 
Bodmereygebers 
„ 2427. at fie aber nut zum Well verungluͤckt: 
ſo hängt es vo 
Bob 1 1 zu bezahl 
verbodmete Sache zu ſel 
laſſen. 

$. 2428. Wählt er das leßtere: ſo muß er, bey 
einer auf das Schiff genemmenen Bodmerey, auch 
die vorhandenen Gerächihaften, Ammunitlon, fe 
bensmittel, und die Fracht der letztern Reiſe, dem 
Bedmereygeber abtreten. 

$. 2429. Auch muß er in jedem Falle dem Bod⸗ 
mereygeber deu Vortheil aus der Über die verbod⸗ 
mete Sache nach 15 2379. etwa beſonders erhalte: 
nen Verſicherung überlaffen. 

F. 2430. Dagegen muß der Bodmereygeber, 
wenn er ſich an den verbliebenen Werth der verbod⸗ 


der dem Geber die 
Befriedigung zu uͤber⸗ 


meien Sache hält, den Beytrag zur großen Have⸗ 


rey mit uͤbernehmen. 

H. 2431. Es iſt nicht erlaubt, das Gegentheil 
zu verabreden. 

$. 2432. If der Unfall durch Verſehen des 
Schiffers, oder feines Volks veranlaßt worden: ſo 
kann ſich der Bodmereygeber auf Ladung am den 
Schiffer; bey deſſen Unvermoͤgen aber an das Schiff 
ſelbſt halten. 

9.8433. Haben die Rheder unmittelbar, oder 


die Beftachter, oder deren Bevolnmachtigte, durch 
Beladung 
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Beladung des Schiffes mit verbotenen Wzoren, 
oder ſonſt durch ihre Schuld, den Vetluſt oder 
Schaden veraniuft: fo kann der Bodmereygeber 
von ihnen den Ausfall an der völligen Bodmerey⸗ 
ſchuld, nebſt Zinſen und Koſten fordern. 

. 2434. Der Bodmerergeber konn auch in glei⸗ 
cher Art gegen jeden, durch deſſen Schuld das 
Schiff beſchddigt oder verloren worden, auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung klag. 

H. 2433. Wenn verbodmete Waaren bloß durch 
innern Verderb oder Apſchlag des Preiſes Schaden 
und Verluſt leiden: fo kann der Eigentümer ſich 
durch Abtretung derfelben nicht befrenen: ſondern 
er iſt ſchuldig, die völlige Bodmereyſcheld zu be 
zahlen. 

$. 2436. II die verbodmete Sache unbeſchs 
digt an dem Orte ihrer Beſtimmung angekom⸗ 
men; oder will der Nehmer die beſchoͤdigte Sa⸗ 
che nach §. 2427. dem er nicht abtreten; fo 
muß er zu der im Bodmereybriefe feftgejehten, 
oder nach F. 2398. [ag. zu beſtimmenden Zah: 
lungszeit, die Bodmereyſchuld ſogleich baar ent⸗ 
richten. 

$. 2437. Auch iſt er, von dieſer Zeit an, ver⸗ 
bunden, davon die unter Kaufleuten üblichen Zin⸗ 
ſen zu entrichten. 

9. 243 8. Hat der Schiffer die Bodmerey ſelbſt 
aekhiofen; oder iſt ihm dieſelbe bekannt gemacht 
worden; ſo muß er, ohne Einwilligung des Gebers, 
die verbodmeten Waaxen nicht eher verabfolgen, 
als bis die Bodmereyſchuld bezahlt, oder deshalb 
hinreichende Sicherheit beſtellt worden; widrigen⸗ 
falls er dem Geber für allen daraus entſtegenden 
Schaden haftet. 

b. 2439. Bey ansbleibenber Zahlung iſt der 
Bodmerehheber berechtigt, ſegleſch den öffent⸗ 
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lichen gerichtlichen Verkauf der verbodmeten Sache 
zu verlangen. 

$. 2440. Hat er die F. 2408. und 2409. angege⸗ 
benen Vorſichten beobachtet: fo kann ſich der Bod⸗ 
mereygeber auch nach Vorſchrift des Erſten Theils 
Tit. XX. $. 119. an den Dritten Beſitzer der vers 
bodmeten Sache halten. 

F. 2441. Sind aber dieſe Vorſichten nicht beob⸗ 
achtet worden: fo findet der Anſpruch wider den Drit⸗ 
ten Beſitzer nur in fo weit ſtatt, als dieſer entwe⸗ 
der vor Erlangung des Beſitzes von der darauf haft 
tenden Bodmerey gewußt, oder vor geſchehener An⸗ 
meldung des Bodmereygebers den Eigenthuͤmer 
noch nicht vollſtaͤndig befriedigt hat. 

$. 2442. Ein Bodmereynehmer, welcher die 
verbodmete Sache, vor Befriedigung des Gebers, 
ohne deſſen Einwilligung veraͤußert, oder denſelben 
auf andere Art vorſotzlich in Schaden gebracht hat, 
haftet fur deſſen vollſtandige Befriedigung, und 
ſoll als Betruͤger beſtraft werden. 

H. 2443. Hat der Bodmereygeber feine Forde⸗ 
rung innerhalb Jahresfrift nach eingetretenem Zah⸗ 
lungstermine nicht gehörig eingeklagt: fo iſt fein 
dingliches Recht auf die verbodmete Sache und de⸗ 
ren Vorzug erloſchen. 

$: 2444. Das perſönliche Recht gegen den Bobs 
mereyſchuldner verbleibt ihm jedoch, bis zum Ab⸗ 
Haufe der gewöhnlichen Verjährungsfriſt. 

F. 2448. Iſt wegen derſelben Sache mit Meh⸗ 
rern Bodmerey geſchloſſen worden: fo hat diejenige, 
welche der Schiffer im Nothhafen genommen hat, 
vor allen vorhergehenden den Vorzug. 

$. 2445, Von mehrern durch den Schiffer auf 
derſelben Reiſe im Morhhafen geſchloſſenen Bodme⸗ 
repen, geht die jüngfte der öltern vor, 
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F. 2447. Dieſen folgen, nach Ordnung ber Zeit, 
diejenigen Bodmereygläubiger, welche die $. 2408, 
und 2409; bemerkten Vorſichten beobachtet haben. 

F. 2448. Alle übrige Bodmereyforderungen ha⸗ 
ben, obne Unterſchied der Zeit, gleiche Rechte. 

$.,2449. Sie theiten ſich alſo, bey entſtehender 

Unzulänglichkeit der verbodmeten Sache, nach Ver⸗ 
balkniß ihrer Bodmereyforderungen an Capital, ein⸗ 
jährigen Zinſen, und Koſten. 

b. 2450. In wie fern dem Einen oder Andern, 
wegen erweislicher Verwendung zum Beſten der 
verbodmeten Sache, ein beſonderer Vorzug zukom⸗ 
me, iſt nach Vorſchrift des erſten Theils Tit. XX. 
F. 318. zu beurtheilen. 

H. 2451. Sind, außer den Bodmereyforderun⸗ 
gen, noch andere Gläubiger vorhanden: fo wird 
die Priorität nach Vorſchrift des Erſten Theile, 
Dit. XX. $. 321. [ag. beſtimmt. 
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. 2452. Die Inhaber öffentlicher dandkutſchen, 
welche der Staat beſtelle oder beſonders privilegirt 
bat, um Reiſende oder Sachen fortzuſchaffen, wer⸗ 
den Rhedern; und diejenigen, deuen fie die Fuͤh⸗ 
rung der Kutſche anvertraut haben, Schiffern 
gleich geachtet. 

$. 2453. Derglelchen Landkutſcher muͤſſen alſo 
fie alle Waaren und Sachen haften, die ihnen, und 
ihren dazu beſtellten beuten, zur Fortſchaffung und 
Ablieferung an einen gewiſſen Ott übergeben 
worden. 

H. 2454. Von dieſer Verbindlichkeit konnen 
ſie ſich, gleich den Rhedern, durch Abtretung 
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des Wagens, der Pferde und deren Zubehör, in: 

leichen der Frachtgelder, befreyen; wenn nicht 
fiche Umflände vorhanden find, da eine Herrſchaft, 
nach Vorſchrift des Erſten Theile, Tit. VI. H. C1. (ag. 
auch fuͤr die unerlaubten Handlungen ihrer Dienſt⸗ 
boten einſtehen muß. 

$. 2455. In Abſicht der Verhaftung für die 
Geloſtrafen, wegen der von ihren Knechten began⸗ 
genen Acciſe und Zolldefraudatlonen, finden die 
Vorschriften des H. 515. 0g. Anwendung. 

K. 2456. Zwischen den Inhabern der landkutſche, 
und den bon ihnen beſtellten Kueſchern oder Fuhr⸗ 
leuten, waltet eben das Verhaͤltniß ob, als zwiſchen 
Rbedern und Schiffern. 

$. 2457. In Abſicht der Inhaber ſolcher Fähren, 
welche zum Uleberſetzen der Reiſenden beftimmt find, 
finden gleiche Grundſaͤtze ſtatt. 

F. 2458. Das Vechaͤltniß zwiſchen Privatfuhr⸗ 
leuten, ingleichen Fußboten, und denjenigen, wel 
che fie gedungen haben, iſt nach den Vorſchriften 
des Erſten Thells, Tit. XI. Abſchn. VIII. $.869- 920. 
zu beurtheilen. 

$. 2459. Dergleichen Fuhrleute muͤſſen jedoch 
allen Verluſt oder Schaden vertreten, welchen ſie, 
oder die von ihnen beſtellten Leute, auch nur durch 
ein geringes Verſehen verurſacht haben, 

F. 2460. Beſonders müffen fie auch für das ge⸗ 
ringſte Verſehen haften, wenn der Schade oder 
Verluſt durch mangelhafte Beſchaffenheit des Fuhr- 
werks entſtanden iſt. 

$ 2461. Ferner, wenn fie wiſſentlich Waaren 
übernommen haben, bey deren Aufbewahrung und 
Transport, nach ihrer beſondern Natur und Be 
ſchaffenheit, eine vorzügliche Sorgfalt und Bor: 
ſicht erfordert wird, und durch Verabſäumung der⸗ 
ſelben Schade entſteht. 
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$. 2462. Ferner alsdann, wenn fie, noch außer 
der Fracht, für die Aufſicht über die Waaren eine 
beſondere Belohnung angenommen haben. 
$. 2463. In wie fern Fuhrleute verſchloſſene 
Briefe oder Pakete unter Vierzig Pfund mitneh⸗ 
men konnen, iſt im Vierten Abſchnitte des Funf⸗ 
zehnten Titels verordnet. 

H. 2464. Was Fuhrleute bey hohlen Wegen und 
engen Päſſen, ingleichen bey dem Ausweichen, zu 
beobachten haben, wird im Erſten Abſchnitte des 
Funfzehnten Titels vorgeſchrieben. 
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